Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


16. 07. 90 


Sachgebiet 703 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Achtes Hauptgutachten der Monopolkommission 1988/1989 


Vorwort 

Während des achten Berichtszeitraums hat sich die Zusammenset- 
zung der Monopolkommission verändert. Der Vorsitzende, Ulrich 
Immenga, legte am 2. August 1989 sein Amt als Mitghed der Kom- 
mission nieder. An seine Stelle berief der Bundespräsident am 
3. November 1989 Wernhard Möschei, ordenthcher Professor für 
Bürgerhches Recht, Handels- und Wirtschaftsrecht an der Univer- 
sität Tübingen, für die Amtsperiode bis zum 30. Juni 1992. Die 
Monopolkommission wählte Carl Christian von Weizsäcker zu ih- 
rem neuen Vorsitzenden. Die Kommissionsmitgheder Winfried 
Haastert und Carl Christian von Weizsäcker, deren Amtszeit am 
30. Juni 1990 abgelaufen war, wurden vom Bundespräsidenten für 
eine weitere Amtsperiode bis zum 30. Juni 1994 berufen. Die Amts- 
zeit der Kommissionsmitglieder Wolfgang Herion und Elke Weber- 
Braun endet am 30. Juni 1992. 

Die Monopolkommission war bei der Vorbereitung dieses Achten 
Zweijahresgutachtens auf Mitarbeit und Rat angewiesen. Ihrer 
Bitte um Mitwirkung ist überwiegend bereitwillig entsprochen 
worden. Die Monopolkommission dankt den im Gutachten ge- 
nannten Sachverständigen, Behörden, Unternehmen und Verbän- 
den für ihre Unterstützung. 

Der Präsident des Bundeskartellamtes, Herr Kartte, der Vizepräsi- 
dent sowie die zuständigen Beamten, insbesondere die Leiter der 
Beschlußabteilungen und der Grundsatzabteilung haben der Mo- 
nopolkommission sowie ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
in mehreren Sitzungen und zahlreichen Einzelgesprächen Gele- 
genheit gegeben, die Probleme bei der Anwendung des Rechts der 
Wettbewerbsbeschränkungen zu diskutieren und sich ein Urteil 
über die zu begutachtenden Fragen zu bilden. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 13. Juli 1990 — 121 (42) — 610 10 — Mo 2/90 — gemäß § 24 b 
Abs. 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 
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Die Monopolkommission trägt die Verantwortung für ihre Ausfüh- 
rungen allein. 

Das Statistische Bundesamt hat durch Sonderaufbereitungen der 
amthchen Statistik in erheblichem Umfang Vorarbeiten zu den 
Gutachtenabschnitten geleistet, die Stand und Entwicklung der 
Unternehmenskonzentration behandeln. Der Präsident des Stati- 
stischen Bundesamtes, Herr Holder, und die zuständigen Beamten 
haben die Arbeit der Monopolkommission unterstützt und wert- 
volle Hinweise zur Nutzung der amtlichen Statistik gegeben. 

Als wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Mono- 
polkommission waren während der Vorbereitung dieses Gutach- 
tens tätig Herr Greiffenberg als Generalsekretär, Frau Grund, Frau 
Korallus und Frau Meier sowie die Herren Feuerstack, Holthoff- 
Frank, Noll, Schulte, Stumpf und Waldenberger. Der Geschäfts- 
stelle gehören außerdem Frau Lohnert, Frau Möller, Frau Offer- 
geld, Frau Wientgen und Herr Abram an. Die Monopolkommission 
dankt allen ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die kolle- 
giale und verantwortungsvolle Zusammenarbeit, die insbesondere 
in den letzten Monaten über die Erfüllung ihrer Dienstpflichten 
weit hinausgegangen ist. 

Darüber hinaus dankt die Monopolkommission auch dem bisheri- 
gen Präsidenten des Bundesverwaltungsamtes, Herrn Even, dem 
Vizepräsidenten, Herrn Liesner, sowie allen Mitarbeitern des Am- 
tes, die die Arbeit der Monopolkommission sachlich und personell 
unterstützt haben. 

Mit dem Achten Hauptgutachten legt die Monopolkommission ihr 
Zweijahresgutachten erneut in zwei Bänden vor. Die Kommission 
berücksichtigt damit, daß ihre Ausführungen in den verschiedenen 
Teilen des Gutachtens (insbesondere die Text- und Tabellenteile) 
bei den in- und ausländischen Benutzern aus Politik, Verwaltung, 
Wirtschaft und Wissenschaft jeweils auf unterschiedlich starkes 
Interesse stoßen. 


Köln, den 30. Juni 1990 


C. C. von Weizsäcker 

W. Haastert W. Herion W. Möschei E. Weber-Braun 
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Einführung 


A. Der Auftrag und seine Durchführung 
1. Der Auftrag der Monopolkommission 

1. Die Monopolkoramission soll gemäß § 24b Abs. 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) „in ihrem Gutachten den jeweiligen Stand der 
Untemehmenskonzentration sowie deren absehbare 
Entwicklimg unter wirtschafts-, insbesondere wettbe- 
werbspolitischen Gesichtspunkten beurteilen und die 
Anwendung der §§22 bis 24 a würdigen. Sie soll auch 
nach ihrer Auffassung notwendige Änderungen der 
einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes aufzei- 
gen".!) 

2. In diesem Gutachten schreibt die Monopolkom- 
mission ihre Untersuchungen aus den vorherigen 
Hauptgutachten 2) fort: 

— Stand und Entwicklung der Angebotskonzentra- 
tion in den Güterklassen des Produzierenden Ge- 
werbes, 

— Stand und Entwicklung der Unternehmens- und 
Betriebskonzentration in den Wirtschaftsberei- 
chen des Produzierenden Gewerbes, 

— Stand und Entwicklimg der Konzentration von 
Großunternehmen (aggregierte Konzentration), 

— Die Anwendung der Vorschriften der Mißbrauchs- 
aufsicht über marktbeherrschende Unternehmen 
imd der Fusionskontrolle, 

~ Konzentration und Wettbewerb im Medienbe- 
reich. 

Außerdem behandelt die Kommission die Themen 

— Wettbewerb und Regulienmg in der Verkehrswirt- 
schaft, 

— Kooperation in Forschung und Entwicklung, 

— Wettbewerbsrechtliche Grenzen für staatliche 
Maßnahmen nach europäischem Gemeinschafts- 
recht. 

3. Mit Kapitel I setzt die Monopolkommission ihre im 
Vierten Hauptgutachten begonnene Berichterstat- 
tung über die Angebotskonzentration fort. Diese stützt 
sich auf Sonderaufbereitungen des Statistischen Bun- 
desamtes zur Produktionsstatistik, die eine Abgren- 
zung der zum Absatz bestimmten Produktion nach 
Gütern vomimmt. Die Systematik der Güterproduk- 


1) Ein Auszug aus dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen (in der Fassung des Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 
22. Dezember 1989 — BGBl. I S. 2486) ist im Anhang dieses 
Gutachtens abgedruckt (Abschnitt A). 

2) Die bisher veröffentlichten Gutachten der Monopolkommis- 
sion sind in Abschnitt E des Anhangs in diesem Band aufge- 
führt. 


tion ermöglicht eine bessere Annäherung an die sach- 
lich relevanten Märkte als die Systematik der Wirt- 
schaftszweige. Zum Berichtskreis gehören alle Anbie- 
ter der Erzeugnisse, die in einer Güterklasse zusam- 
mengefaßt werden. 

4. In Kapitel II wird die Berichterstattung der voran- 
gegangenen Hauptgutachten zur Konzentration der 
Unternehmen und Betriebe fortgeschrieben. Die Ana- 
lyse basiert auf Sonderaufbereitungen der amtlichen 
Statistiken nach Wirtschaftszweigen im Produzieren- 
den Gewerbe. Die Monopolkommission geht davon 
aus, daß die Abgrenzung zweistelliger Wirtschafts- 
zweige in erster Linie nach der Art der eingesetzten 
Produktionsverfahren erfolgt und auf diese Weise po- 
tentielle Wettbewerbsbeziehungen zwischen den Un- 
ternehmen erfaßt werden können. Zur Messimg der 
horizontalen Konzentration werden die Merkmale 
Umsatz, Beschäftigtenzahl, Investitionen, Census Va- 
lue Added und die Zahl der Betriebe verwendet. Der 
Census Value Added wird auch dazu verwendet, um 
Anhaltspunkte zxir vertikalen Konzentration zu ge- 
winnen. Zur Konzentration der Betriebe liegen Anga- 
ben über die Beschäftigtenzahl und die Investitionen 
vor. 

5. In Kapitel III schreibt die Monopolkommission 
ihre Analyse der größten Unternehmen in der seit dem 
Vierten Hauptgutachten erweiterten Form auf das 
Jahr 1988 fort. Ermittelt werden die hundert größten 
Industrieunternehmen, die zwanzig größten Handels- 
unternehmen imd jeweils die zehn größten Kreditin- 
stitute, Versicherungsgesellschaften sowie Verkehrs- 
und Dienstleistungsuntemehmen nach dem für sie 
üblichen Merkmal des Geschäftsvolumens (Umsatz, 
Bilanzsumme, Beitragseinnahmen). Zusätzlich wird 
diese Berichterstattung im Achten Hauptgutachten 
erstmals in einen umfassenden internationalen, insbe- 
sondere europäischen Bezugsrahmen gestellt. Im 
Zentrum der Analyse stehen, wie in den vier vorange- 
gangenen Hauptgutachten, die nach Wertschöpfung 
himdert größten Unternehmen, die aus allen wichti- 
gen Wirtschaftszweigen stammen. Das Erhebimgs- 
merkmal Wertschöpfung konnte trotz der mit dem 
neuen Rechnungslegungsrecht verbundenen Daten- 
ermittlungsprobleme beibehalten werden. 

Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der hundert 
Großunternehmen wird sowohl nach Wertschöpfung 
als auch nach Anzahl der Beschäftigten, Sachanlage- 
vermögen xmd Cash-flow ermittelt. Weitere Kennzif- 
fern sind der Anteilsbesitz an diesen Unternehmen, 
die zwischen ihnen bestehenden personellen Ver- 
flechtungen und ihre Beteiligung an den dem Bimdes- 
kartellamt nach § 23 GWB angezeigten Untemeh- 
menszusammenschlüssen. 

6. In Kapitel IV würdigt die Monopolkommission die 
Anwendung der §§ 22 bis 24 a GWB. Sie beschränkt 
sich darauf, Entwicklungen in der Praxis des Bundes- 
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kartellamtes und der Gerichte systematisch im Über- 
blick aufzuzeigen. Eine umfassende Darstellung der 
im Gutachten erwähnten Einzelfälle ist nach Ansicht 
der Kommission nicht erforderhch, weil in den allge- 
mein zugänglichen Quellen eine detaillierte Informa- 
tion zumindest über die wichtigsten Entscheidungen 
vorliegt. Die Gründe für Untersagxmgsverfügungen 
gehen aus den Veröffentlichungen des BundeskarteU- 
amtes oder der Fachpresse hervor, ln den Tätigkeits- 
berichten des BundeskarteUamtes wird darüber hin- 
aus in einem Überblick auch über bedeutende nicht 
untersagte Zusammenschlußverfahren berichtet. 

Ausführlichkeit und Form der die Verfahren des Bun- 
deskarteUamtes abschließenden internen Schlußver- 
merke liegen im Ermessen des Amtes. Schon deshalb 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß die für die 
Einzelentscheidung erhebhchen Überlegungen in 
diesen Vermerken für Außenstehende nur unzurei- 
chend nachvollziehbar sind. Die Monopolkommission 
nimmt aus diesem Gnmd nicht zu den Ergebnissen 
der Zusammenschlußprüfung Stellung, sondern be- 
schränkt ihre Äußerungen auf einzelne Kriterien der 
Entscheidungen des BimdeskarteUamtes, unabhän- 
gig davon, ob es sich um imtersagte oder nicht unter- 
sagte FäUe handelt. Sie nimmt in ihrem Gutachten 
vorrangig dann zu Problemen bei der Rechtsanwen- 
dung Stellung, wenn diese für die Entwicklung des 
Rechts bedeutsam erscheinen. 

7. Mit Kapitel V schreibt die Monopolkommission 
ihre Untersuchungen zur Pressekonzentration fort, die 
seit dem Zweiten Hauptgutachten vorgenommen 
werden. Grundlage ist ein Gutachtenersuchen der 
Bundesregierung nach § 24b Abs. 5 Satz 5 GWB, das 
durch den Bimdesminister nüt Schreiben vom 21. Ja- 
nuar 1977 übermittelt wurde. Der Auftrag bezog sich 
auf die Untersuchung von „Stand und Entwicklung 
der Untemehmenskonzentration in der Presse unter 
besonderer Berücksichtigung der Beteiligungsver- 
hältnisse bei Presseuntemehmen". Infolge unzurei- 
chender Beteiligung der befragten Presseverlage 
schlugen zwei Versuche zur empirischen Untersu- 
chung der Beteiligimgsverhältnisse bei Presseunter- 
nehmen fehl. 

Die Monopolkommission führt in diesem Kapitel die 
Untersuchungen zur Pressefusionskontrolle und zur 
Entwicklimg der neuen Medien fort. Den Schwer- 
punkt der Betrachtung bildet die Anwendung des 
Kartellrechts auf intra- xmd intermediäre Verflechtun- 
gen in der Bundesrepublik, ergänzt durch die Anwen- 
dung des Rechts auf europäischer Ebene. Daneben 
werden der Fortschritt der Infrastruktur auf den Rimd- 
fxmkmärkten sowie die Entwicklung der Medienge- 
setzgebimg der Bundesländer dargestellt. 

8. In Kapitel VI setzt sich die Monopolkommission in 
Anlehnung an frühere sektorale Untersuchungen 3) 
mit der Regulienmg der Verkehrsmärkte auseinan- 
der. Die Marktordnxmgen im Straßen-, Schienen-, 
Luft- und Binnenschiffahrtsverkehr sind durch weit- 
reichende Wettbewerbsbeschränkungen gekenn- 
zeichnet. Im Zusammenhang mit einer Analyse der 


3) Vgl. zuletzt zur Versichenmgs Wirtschaft Monopolkommis- 
Sion, Die Wettbewerbsordnung erweitern, Hauptgutach- 
ten 1986/1987, Baden-Baden 1988, Tz. 542 ff. 


durch die Regulierung bedingten gesamtwirtschaftli- 
chen Kosten prüft die Monopolkommission die Vor- 
aussetzungen für eine Deregulienmg der Verkehrs- 
wirtschaft. Die Überlegungen werden in bezug auf 
angebliche wettbewerbliche Besonderheiten der Ver- 
kehrsmärkte sowie umweit- und sicherheitspolitische 
Bedenken geprüft und an den Erfahrungen in ande- 
ren Ländern, namentlich den USA und Großbritan- 
nien, mit deregulierten Verkehrsmarktordnungen ge- 
messen. 

9- In Kapitel VII imtersucht die Monopolkommission 
die mit Forschungs- und Entwicklungskooperationen 
verbundenen wettbewerbspolitischen und kartell- 
rechtlichen Fragestellungen. Forschungs- imd Ent- 
wicklungskooperationen kommt in vielen Industrie- 
staaten inzwischen eine große und weiterhin wach- 
sende Bedeutung zu. Die Kommission setzt sich mit 
den Bestimmungsgründen für eine solche imtemeh- 
merische Zusammenarbeit auseinander und analy- 
siert die Zusammenhänge des Forschungs- und Pro- 
duktwettbewerbs, um die wettbewerbspolitisch be- 
deutsamen Wirkungen von Forschungs- und Entwick- 
lungsgemeinschaften abschätzen zu können. Zudem 
wird die bisherige Kartellamtspraxis und die Entwick- 
lung des EG-KarteUrechts dargesteUt, um die in der 
Rechtsanwendung verwandten Beurteilungsmaß- 
stäbe herauszuarbeiten. Die wettbewerbspolitischen 
Überlegungen und die rechtsvergleichende Betrach- 
tung dienen als Grundlage, angemessene wettbe- 
werbsrechtliche Beurteilungskriterien für For- 
schungs- und Entwicklungskooperationen bei An- 
wendung der Normen des GWB zu ermitteln. 

10. In Kapitel VIII geht die Monopolkommission der 
Frage nach, welche Grenzen des nationalen Rechts 
sich aus den allgemeinen Verpflichtungen der EG- 
Mitgliedstaaten in Verbindung mit dem Ziel der Er- 
richtung eines Systems unverfälschten Wettbewerbs 
ergeben. Ausgangspunkt der zu untersuchenden Pro- 
blemstellung war die Frage nach den Grenzen der 
Wettbewerbsregeln des EWG -Vertrages, sofern Mit- 
gliedstaaten im Rahmen ihrer Kompetenzen in das 
Wettbewerbsverhalten von Unternehmen eingreifen 
imd dabei mit grundlegenden Prinzipien des Gemein- 
schaftsrechts in Widerspruch geraten. Von dieser Un- 
tersuchung erwartete die Monopolkommission auch 
Hinweise darauf, ob bestimmte nationale Wettbe- 
werbsbeschränkungen, wie sie z. B. in den sogenann- 
ten Ausnahmebereichen üblich sind, noch praktiziert 
werden dürfen. 


2. Die Durchführung des Auftrags 

11. Das Statistische Bundesamt hat der Monopol- 
kommission in mehreren konzentrationsstatistischen 
Sonderauswertungen Daten zur Verfügung gestellt. 
Die standardmäßigen Aufbereitungen beziehen sich 
auf die Konzentration der Anbieter im Rahmen der 
Produktionsstatistik sowie auf die Konzentration der 
Unternehmen und Betriebe im Rahmen der Statistik 
der Wirtschaftszweige. Die Daten wurden von der 
Monopolkommission nach verschiedenen für die Kon- 
zentrationsmessung wesentlichen Aspekten ausge- 
wertet. 
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Zusätzlich hat das Statistische Bundesamt konzentra- 
tionsstatistische Sonder aufbereitungen der Produk- 
tionsstatistik über verschiedene Gütergruppen und 
Jahre unter Einbeziehimg des Außenhandels erstellt. 
Nach Wirtschaftszweigen liegen, wie erstmals zum 
letzten Hauptgutachten, Angaben über die Zu- und 
Abgänge von Unternehmen vor, ferner die Ergebnisse 
einer längerfristigen Aufbereitung fachlicher Unter- 
nehmensteile. Schließlich wurden der Monopolkom- 
mission erste Ergebnisse einer Sonderaufbereitung 
zur Konzentration der Konzerne im Großhandel über- 
mittelt. Sie sind im vorliegenden Gutachten als Ergän- 
zimg zu Kapitel II abgedruckt. 

12 . Die Untersuchung der Konzentration von Groß- 
unternehmen beruht auf der Auswertung von Ge- 
schäftsberichten und anderen allgemein zugängli- 
chen Quellen. In einer Vielzahl von Fällen, in welchen 
die benötigten Informationen aus diesen Quellen 
nicht ermittelt werden konnten, sind die betreffenden 
Unternehmen direkt befragt worden. Im Zusammen- 
hang mit der gruppenspezifischen Analyse der perso- 
nellen Verflechtimgen zwischen den Unternehmen 
hat der Deutsche Gewerkschaftsbund seine früheren 
Angaben über die Gewerkschaftsvertreter in den Auf- 
sichtsräten der „100 Größten" für 1988 aktualisiert. 

Bei den Ausführungen zur Aktualisierung der Wert- 
schöpfungsstaffel aiif der Gnmdlage des neuen Bi- 
lanzrichtlinien-Gesetzes konnte die Monopolkommis- 
sion auf die noch unveröffentlichte Dissertation von 
Frau Dipl. -Kfm. M. Fischer zurückgreifen. Diese Ar- 
beit wird im Rahmen eines von Prof. Dr. D. Pohmer 
geleiteten Forschungsprogramms der Konzentrations- 
forschungsabteilung des Wirtschaftswissenschaftli- 
chen Seminars der Universität Tübingen zur Messung 
der Untemehmenskonzentration angefertigt. 

13 . Die Monopolkommission hat sich wie bisher an- 
hand der Verfahrensakten des Bundeskartellamtes 
über dessen Verwaltungspraxis im Berichtszeitraum 
und über die Konzentrationsentwicklung im Medien- 
bereich informiert. Darüber hinaus hat sie sich in zahl- 
reichen Einzelgesprächen mit Vertretern des Bundes- 
kartellamtes über praktische Schwierigkeiten der 
Handhabung der FusionskontroUvorschriften unter- 
richtet. 

14 . Das Statistische Bundesamt hat erneut die Daten 
der Pressestatistik für die Berichterstattung der Mono- 
polkommission in einer Sonderauswertung aufberei- 
tet, Für die Berichterstattung zur Pressekonzentration 
wurden nach den Merkmalen „Umsatz" und „Auf- 
lage" Konzentrationsraten zur Beschreibung von 
Stand und Entwicklimg der größten Verlage bzw. der 
größten Presseobjekte errechnet. 

15 . Die Monopolkommission hat bisher zur Vorbe- 
reitimg ihrer Stellungnahmen Gutachten an zahlrei- 
che Wissenschaftler vergeben imd die in diesen Un- 
tersuchungen vorgetragenen Ergebnisse bei ihrer 
Meinungsbildung berücksichtigt. Den beauftragten 
Gutachtern wird regelmäßig nach Auswertung ihrer 
Ergebnisse durch die Monopolkommission eine 
selbständige Veröffentlichung freigestellt. Die bisher 
veröffentlichten Gutachten sind in Abschnitt D des 
Anhangs in diesem Band aufgeführt. 


16 . Prof. Dr. E.-J. Mestmäcker erstellte für die Be- 
richterstattung über den Mediensektor ein Gutachten 
über den Einfluß des europäischen Gemeinschafts- 
rechts auf die deutsche Rundfunkordnung. 

Zur Vorbereitung des Kapitels über den Wettbewerb 
und die Reguherung in der Verkehrswirtschaft hat die 
Monopolkommission folgende Gutachten eingeholt: 

— Prof. Dr. J. Basedow, Wettbewerb auf den Ver- 
kehrsmärkten, Eine rechts vergleichende Untersu- 
chung zur Verkehrspolitik, 

— Prof. Dr, W. Hamm, Deregulierung im Verkehr als 
politische Aufgabe. 

Für dieses Kapitel wurden der Monopolkommission 
außerdem zu den Erfahrungen mit der Deregulierung 
des Straßengüterverkehrs in Großbritannien schriftli- 
che Stellungnahmen von zwei britischen Wissen- 
schaftlern vorgelegt: 

— Prof. B. Bayliss, The Deregulation of the Road Hau- 
lage Industry in the United Kingdom, 

— Prof. K.M. Gwilliam, Transport Deregulation and 
Economic Efficiency. 

Im Rahmen der Vorarbeiten zum Berichtsteil über For- 
schungs- und Entwicklungskooperationen wurden als 
Gutachten in Auftrag gegeben: 

— Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, Technologie- 
und wettbewerbspohtische Wirkungen von For- 
schungs- und Entwicklungskooperationen (Pro- 
jektleiter: Dr. U.C. Täger), 

— Prof. Dr. H. Ullrich, Wettbewerbsbeschränkungen 
durch gemeinsame Forschung und Entwicklung 
nach U.S.- amerikanischem, europäischem und 
deutschem Kartellrecht. 

Zur Vorbereitung des Kapitels über die Grenzen des 
nationalen Rechts erstattete Dr. B. van der Esch ein 
Gutachten über die wettbewerblichen Verpflichtun- 
gen der Mitgliedstaaten der EWG. 

Beim Textentwurf für das entsprechende Kapitel im 
vorliegenden Hauptgutachten hat Assessor A. Bach 
mitgewirkt. 

1 7. Die Monopolkommission hat von mehreren Ver- 
bänden schriftliche Stellungnahmen zu Fragen des 
Wettbewerbs und der Regulierung in der Verkehrs- 
wirtschaft eingeholt. Zu diesem Thema fanden außer- 
dem in Sitzungen der Monopolkommission am 
3. März 1989 mit Vertretern des Bundeskartellamtes 
und des Bundeswirtschaftsministeriums und am 
12. Mai 1989 mit Vertretern des Bundesverkehrsmini- 
steriums Anhörungen in Köln statt. Mit Vertretern der 
Generaldirektion IV (Wettbewerb) der EG-Kommis- 
sion wurden in der Sitzung am 18. Februar 1989 in 
Köln Fragen zur Anwendung der EG-Wettbewerbsre- 
geln auf die Verkehrs Wirtschaft diskutiert. 

Die europäische Verkehrsmarktordnung war Gegen- 
stand eines Gesprächs, das Mitarbeiter der Monopol- 
kommission mit Vertretern der Generaldirektion VII 
(Verkehr) der EG-Kommission am 7. Juni 1989 in 
Brüssel führten. Bei einem Treffen mit dem Bundes- 
verband der Selbständigen e.V. am 12. Juni 1989 in 
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Bonn wurde die Reguherung der Binnenschiffahrt er- 
örtert. 

18. Im Berichtszeitraum 1988/1989 hat die Monopol- 
kommission ihr Sondergutachten 1 7 über die Konzep- 
tion einer europäischen Fusionskontrolle vorgelegt. In 
diesem Gutachten unternimmt die Kommission den 
Versuch, eine Lösung für eine einheitliche Fusions- 
kontrolle innerhalb der EG aufzuzeigen, die unter an- 
gemessener Berücksichtigung der betroffenen Inter- 
essen den Erfordernissen einer wirksamen Wettbe- 
werbspohtik im Gemeinsamen Markt entspricht. Die 
Zusammenfassung der Empfehlungen ist in Ab- 
schnitt F des Anhangs in diesem Band erneut abge- 
druckt. Das Gutachten wurde im Hinblick auf die eu- 
ropaweite Bedeutung des Themas auch in enghscher 
und in französischer Sprache und damit in den wich- 
tigsten Amtssprachen der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht. 

Inzwischen hat der Europäische Ministerrat die Ver- 
ordnung über eine EG-FusionskontroUe erlassen.^) 

19. Der Bundeswirtschaftsminister beauftragte die 
Monopolkommission, ein Gutachten zu dem Zusam- 
menschlußvorhaben der Daimler-Benz AG mit der 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm AG zu erstatten. Die 
beteiligten Unternehmen hatten einen Antrag auf Mi- 
nistererlaubnis gemäß § 24 Abs. 3 GWB gestellt. In 
ihrem Sondergutachten 18 empfahl die Mehrheit der 
Monopolkommission dem Bundeswirtschaftsminister, 
die beantragte Erlaubnis nur mit Auflagen zu erteilen. 
Als wettbewerbspolitisch wünschenswert — wenn- 
gleich aus rechtlichen Gründen nicht durchsetzbar — 
sah die Mehrheit der Kommission eine Trennung der 
Deutschen Bank von Daimler-Benz an. Möghche Auf- 
lagen sah die Mehrheit der Monopolkommission in 
der für spätestens 1999 vorgesehenen Übernahme des 
20 %igen KfW-Anteils an der Deutsche Airbus schon 
zu einem wesentlich früheren Zeitpunkt. Der Zusam- 
menschluß würde als genehmigungsfähig angesehen 
bei einer Veräußerung des Bereichs militärischer 
Triebwerke oder durch eine Ausghederung wesentli- 
cher Teile des Bereichs Wehrtechnik. 

Das Kommissionsnütgüed Haastert sah in den befür- 
worteten Auflagen eine Erhöhung der Gemeinwohl- 
vorteile, hätte den Zusammenschluß notfalls aber 
auch ohne Auflagen akzeptiert, um ihn nicht insge- 
samt zu gefährden. Das Kommissionsmitglied Im- 
menga sprach sich in einem Minderheitsvotum gegen 
eine Genehmigung des Zusammenschlußvorhabens 
aus. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat den Zusam- 
menschluß inzwischen unter Auflagen genehmigt. 
Diese Auflagen entsprechen zum Teil den Vorschlä- 
gen der Monopolkommission in ihrem Sondergutach- 
ten 18. 

20. In einem weiteren Zusammenschlußvorhaben 
hatte sich die Monopolkommission zum Zusammen- 
schlußvorhaben der MAN AG und der Gebrüder Sul- 
zerAG zu äußern (Sondergutachten 19). Die Komnüs- 
sion empfahl, die beantragte Erlaubnis nicht zu ertei- 
len. Sie hielt die wettbewerbsbeschränkenden Wir- 
kungen des Zusammenschlusses quantitativ für nicht 


4) Vgl. dazu weiter unten Abschnitt B.l. 


unbedenklich und qualitativ für hoch. Dagegen waren 
die vorgetragenen Gemeinwohlgründe überwiegend 
nicht schlüssig und im übrigen nicht konkret nachzu- 
weisen. Die Monopolkommission sah keine Möghch- 
keit, den Zusammenschluß unter Beschränkimgen 
und Auflagen zu gestatten. 

Der Bundesminister für Wirtschaft verweigerte die Er- 
laubnis zum Zusammenschlußvorhaben. 


B. Fortentwicklung des Wettbewerbsrechts 
1. Europäische Fusionskontrolle 

21 . Die Monopolkommission hatte sich bereits in ih- 
rem letzten Hauptgutachten für die Einführung einer 
europäischen Fusionskontrolle ausgesprochen.^) 
Nach ihrer Auffassung läßt sich der Wettbewerb, der 
für den Gemeinsamen Markt von zentraler Bedeutung 
ist, nicht durch die Anwendung eines Kartellverbots 
und durch das Verbot eines Mißbrauchs marktbeherr- 
schender Stellungen entsprechend den Artikeln 85 
und 86 EWG-Vertrag sichern. Die Monopolkomnüs- 
sion war sich bewußt, daß eine Lösung nach deut- 
schem Muster auf EG-Ebene nicht zu verwirklichen 
sein würde. Sie hatte sich aber im Ergebnis auch dann 
für die Einführung einer europäischen Fusionskon- 
trolle ausgesprochen, wenn aus deutscher Sicht nicht 
alle wettbewerbspohtischen Forderungen hinrei- 
chend berücksichtigt würden. Maßgeblich dafür wa- 
ren einmal integrationspolitische Überlegungen und 
zum anderen die Erwägung, daß mit der Schaffung 
eines EG -Binnenmarktes die wettbewerbsrechtlichen 
Voraussetzungen der verschiedenen Mitgliedstaaten 
angenähert werden sollten. 

22. In ihrem Sondergutachten 17^) atte die Mono- 
polkommission im Juni 1989 — ausgehend von dem 
Verordnungsentwurf der EG-Kommission vom 
30. November 1988^) — die Grundzüge einer an ord- 
nungspolitischen Kriterien ausgerichteten EG-Fu- 
sionskontrolle dargelegt. Die Kernpunkte der Emp- 
fehlungen im Sondergutachten 17 waren: 

— eine Auf greifschwelle von 1 Mrd. ECU^) (sum- 
mierter Weltumsatz aller am Zusammenschluß be- 
teihgten Unternehmen) und eine Bagatellschwelle 
von 100 Mio. ECU (Weltumsatz jedes am Zusam- 
menschluß beteihgten Unternehmens), wobei nün- 
destens 25 % des gemeinschaftsweiten Umsatzes 
der beteiligten Unternehmen in verschiedenen 
Mitghedstaaten erzielt werden; 

-- eine Untersagung bei Begründung oder Verstär- 
kung einer marktbeherrschenden Stellung (unter- 


5) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 33ff. 

6) Vgl. Monopolkommission, Konzeption einer europäischen Fu- 
sionskontrolle, Sondergutachten 17, Baden-Baden 1989. 

’) Vgl. Geänderter Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über die Kontrolle von Untemehmenszusammen- 
schlüssen, KOM(88) 734 endg., ABI. 1989 Nr. C 22 vom 28. 
Januar 1989, S. 14. 

8) Die Monopolkommission wollte durch die im Vergleich zu 
anderen Vorschlägen niedrige Aufgreifschwelle eine mög- 
lichst breite Basis für die Anwendung der europäischen Fu- 
sionskontrolle schaffen. 


14 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode DrUCkSdChG 11/7582 


halb eines Marktanteils von 20 % wird die Verein- 
barkeit mit dem Gemeinsamen Markt vermutet) 
mit der Möglichkeit einer Abwägung von wettbe- 
werbsbeschränkenden mit wettbewerbsverbes- 
semden Wirkungen des Zusammenschlusses; 

— eine an bestimmte Voraussetzungen geknüpfte 
Genehmigungsmöglichkeit (im Ausnahmefall) bei 
Vorliegen von erheblichen und konkret nachge- 
wiesenen überwiegenden Rationalisierungsvortei- 
len; weitere, rein industriepolitische sowie außer- 
ökonomische Genehmigungskriterien sollen im 
Rahmen einer Verordnimg zur EG-Fusionskon- 
trolle keine Anwendung finden; 

— eine weitgehende Ausschließlichkeit der EG -Fu- 
sionskontrolle gegenüber nationalen Regelungen; 
die nationale Wettbewerbsaufsicht soll nur solche 
Fälle aufgreifen können, die wegen ihrer lediglich 
lokalen Bedeutung gemeinschaftsrechtlich als 
nicht relevant beurteilt werden; 

— die Einrichtung einer politisch wie organisatorisch 
unabhängigen europäischen Wettbewerbsbe- 
hörde, die das Verfahren in zwei Prüfungsab- 
schnitten (Untersagungs- und Genehmigungsprü- 
fung) durchführt. 

23 . Die Verordnung sollte für die Unternehmenszu- 
sammenschlüsse eine Anmeldepflicht und ein Voll- 
zugsverbot vorsehen. Die europäische Wettbewerbs- 
behörde sollte innerhalb eines Monats entscheiden, 

— ob das Zusammenschlußvorhaben in den Anwen- 
dungsbereich der EG -Fusionskontrolle fällt (ande- 
renfalls können die nationalen Behörden den Fall 
auf greifen), 

— ob ein förmliches Verfahren eröffnet wird (ande- 
renfalls besteht für die Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit einer Untätigkeitsklage). 

Bei Eröffnung eines Verfahrens sollte die europäische 
Wettbewerbsbehörde innerhalb von vier Monaten in 
einem rechtsmittelfähigen Beschluß nach der Unter- 
sagungsprüfung (und gegebenenfalls zusätzlich nach 
einer Genehmigxmgsprüfung) entscheiden, ob der 
Zusammenschluß mit dem Gemeinsamen Markt ver- 
einbar ist oder nicht; die Entscheidung ist im einzel- 
nen zu begründen und zu veröffentlichen. Bei Frist- 
überschreitung gilt das Zusammenschlußvorhaben als 
genehmigt. Das nationale Wettbewerbsrecht müßte 
im Hinblick auf die der EG -Fusionskontrolle unterfal- 
lenden Zusammenschlüsse der neuen Rechtslage an- 
gepaßt werden. 

24 . Nach langjährigen Verhandlungen erließ der 
Europäische Ministerrat kurz vor dem Ende der fran- 
zösischen Präsidentschaft eine Verordnung über die 
EG-Fusionskontrolle,9) die am 21. September 1990 in 
Kraft tritt. Diese Verordnung stellt einen Kompromiß 
zwischen unterschiedlichen ordnungspolitischen Vor- 
stellungen der verschiedenen Mitgliedstaaten dar. 
Von diesen verfügen neben der Bimdesrepublik 
Deutschland noch Frankreich, Großbritannien und in 


9) Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates vom 21. Dezem- 
ber 1989 über die Kontrolle von Untemehmenszusammen- 
schlüssen, ABI. 1989 Nr. L 395 vom 30. Dezember 1989, 
S. 1. 


Grundzügen auch Irland über eine Fusionskontrolle. 
In Frankreich, das seine 1977 eingerichtete nationale 
Fusionskontrolle einer industriellen Strukturpolitik 
imterordnet, befindet allein der Wirtschaftsminister 
auf der Basis eines Gutachtens des Wettbewerbsrats 
(„Conseil de la Concurrence") im Rahmen einer poli- 
tischen Entscheidung über einen Zusammenschluß. 
Großbritanniens seit 1973 bestehende Fusionskon- 
trolle sieht eine Kompetenzaufteilung vor, nach wel- 
cher der Wirtschaftsminister entscheidet, ob aus öf- 
fentlichem Interesse ein KontroUverfahren eingeleitet 
werden soll. Ist dies der Fall, so beurteilt die „Mono- 
polies and Mergers Commission" den Zusammen- 
schluß; an das Votum der Kommission ist der Minister 
nur gebimden, wenn sie (mehrheitlich) zu dem Ergeb- 
nis kommt, daß der Zusammenschluß nicht gegen das 
öffentliche Interesse verstößt. 

Es liegt auf der Hand, daß die Einbringung dieser sehr 
unterschiedlichen Vorstellungen über die Funktion 
einer Fusionskontrolle und der verschiedenartigen in- 
stitutioneilen sowie verfahrensrechtlichen Regelun- 
gen den Einigungsprozeß auf EG-Ebene sehr mühsam 
gestaltet haben. Hinzu kommt, daß die Zielsetzungen 
der Mitgliedstaaten, die über keine eigene Fusions- 
kontrolle verfügen, sich tendenziell in Richtung einer 
Förderung der Unternehmenskonzentration zur Um- 
strukturierung von vermeintlich im europäischen oder 
im Weltmaßstab zurückgebliebenen Industriezwei- 
gen bewegen. Die Monopolkommission geht mit 
Rücksicht auf die vorliegenden Erfahrungen zu Arti- 
kel 85 und 86 EWG-Vertrag von der Erwartung aus, 
daß die mit der Rechtsanwendung betrauten Beamten 
der EG eine klare Wettbewerbsorientierung der euro- 
päischen Fusionskontrolle einhalten. 

25 . Die Verordnung enthält in Artikel 1 Abs. 2 eine 
hohe Aufgreifschwelle: Von der gemeinschaftsweiten 
Bedeutung (und damit einer Kontrollpflicht nach EG- 
Recht) wird ausgegangen, wenn der weltweite Ge- 
samtumsatz aller beteiligten Unternehmen mehr als 
5 Mrd. ECU und der gemeinschaftsweite Gesamtum- 
satz von mindestens zwei der beteiligten Unterneh- 
men jeweils mehr als 250 Mio. ECU beträgt. Voraus- 
setzung ist, daß die am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen jeweils höchstens zwei Drittel ihres ge- 
meinschaftsweiten Umsatzes in einem und demselben 
Mitgliedstaat erzielen. 

Diese Kriterien liegen wesentlich über den von der 
Monopolkommission vorgeschlagenen Kontroll- 
schwellen. Längerfristig soll der KontroUbereich nach 
einer ersten Anwendungsphase Ende 1993 anhand 
der bis dahin gemachten Erfahrungen überprüft wer- 
den. Dabei wird eine Absenkung der Aufgreif- 
schwelle auf 2 Mrd. ECU und der „de minimis"- 
Schwelle auf 100 Mio. ECU angestrebt. 

26 . In der Frage des Eingreiftatbestands (in Artikel 3 
Abs. 2 der Verordmmg) ist in der Schlußphase durch 
die Orientierung an Wettbewerbskriterien die deut- 
sche Position stärker berücksichtigt worden. Unver- 
einbar mit dem Gemeinsamen Markt sind Zusammen- 
schlüsse, die eine beherrschende Stellung begründen 
oder verstärken oder durch die wirksamer Wettbe- 
werb erheblich behindert wird. Nach Ziff. 15 der Er- 
wägungsgründe der Verordnung wird als Indiz für 
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eine Vereinbarkeit ein Marktanteil von bis zu 25 % 
angenommen. 

Der Zusammenschluß tatbestand stellt ab auf die (mit- 
telbare oder unmittelbare) Kontrolle über die Gesamt- 
heit oder Teile anderer Unternehmen. Die Monopol- 
kommission begrüßt, daß von der Verordnung einer- 
seits die (konzentrativen) Gemeinschaftsunterneh- 
men, andererseits aber auch der Kontrollerwerb durch 
Minderheitsbeteiligungen erfaßt sind. 

27. Das Verfahren bei der europäischen Fusionskon- 
trolle entspricht in seinen wesentlichen Teilen den 
früheren Entwürfen der EG-Kommission, an die auch 
die Monopolkommission bei ihren Empfehlungen in 
Sondergutachten 17 angeknüpft hatte. Für Zusam- 
menschlußvorhaben besteht eine Anmeldepflicht (Ar- 
tikel 4 der Verordnung) und — zunächst für drei Wo- 
chen, auf Beschluß der EG-Kommission aber auch bis 
zur endgültigen Entscheidung — ein Vollzugsverbot 
(Artikel 7 der Verordnung). Innerhalb eines Monats 
entscheidet die EG-Kommission, ob der Zusammen- 
schluß unter die Verordnung fällt und (im gegebenen 
Falle) ob ein Verfahren eröffnet wird, in welchem bis 
zum Ablauf von vier Monaten eine Entscheidung er- 
lassen werden muß; bei Fristüberschreitung gilt der 
Zusammenschluß als genehmigt (Artikel 10 der Ver- 
ordnung). Eine Entscheidimg über die Vereinbarkeit 
mit dem Gemeinsamen Markt kann mit Bedingungen 
und Auflagen versehen werden, eine Abwägungs- 
klausel (wie von der Monopolkommission vorgeschla- 
gen) enthält die Verordnung dagegen nicht. 

Das Verhältnis der Verordnung zum nationalen Recht 
war bis zuletzt umstritten. Die Mitgliedstaaten dürfen 
ihr innerstaathches Wettbewerbsrecht nur auf Zusam- 
menschlüsse, die nicht unter die Verordnung fallen, 
und darüber hinaus nur in besonderen in der Verord- 
nung geregelten Fällen anwenden. Die EG-Kommis- 
sion kann einen Fall, den sie nicht selbst behandelt, an 
einen Mitgliedstaat verweisen, wenn dieser innerhalb 
von drei Wochen wettbewerbspolitische Bedenken 
anmeldet. Wird eine entsprechende Entscheidung 
über Verweisung oder Nichtverweisung eines Falles 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nicht getrof- 
fen, so gilt der Fall als automatisch an den Mitglied- 
staat verwiesen. 

28. Die Ansätze für eine industriepolitische Ausrich- 
tung bei Genehmigungen im Rahmen der EG-Fu- 
sionskontrolle sind zwar im Verlaufe der Verhandlun- 
gen reduziert worden, aber die Verordnung ist nicht 
völlig frei davon. Vor allem die nach Artikel 2 Abs, 1 
lit. b der Verordnung erforderliche Berücksichtigung 
der „Entwicklung des technischen und wirtschaftii- 
chen Fortschritts " läßt einen Interpretationsspielraum 
für eine außerwettbewerbliche Bewertung eines Zu- 
sammenschlusses zu. Allerdings dürfte die damit ver- 
knüpfte Einschränkung („sofern diese ... den Wettbe- 
werb nicht behindert") den industriepohtischen Beur- 
teilungsspielraum entscheidend verringern. Eine wei- 
tere Gefährdung hegt in der Verpflichtung der EG- 
Kommission, „sich bei ihrer Beurteilung an den allge- 
meinen Rahmen der Verwirklichung der grundlegen- 
den Ziele des Vertrages gemäß dessen Artikel 2, ein- 
schheßhch des Ziels der Stärkung des wirtschafthchen 
und sozialen Zusammenhalts der Gemeinschaft im 
Sinne des Artikel 130a des Vertrages" zu orientieren 


(Erwägungsgrund 13 der Verordnung). Legt man die- 
ses Beurteilungskriterium extensiv aus, so lassen sich 
Entscheidimgen innerhalb der EG -Fusionskontrolle 
aus der Wettbewerb spohtischen Betrachtung heraus- 
lösen. Auch mit der Zulässigkeit von geeigneten Maß- 
nahmen, welche die Mitghedstaaten zum Schutz an- 
derer berechtigter Interessen als derjenigen der Fu- 
sionskontroUverordnimg treffen dürfen (Artikel 23 
Abs. 3 der Verordnung), könnte die wettbewerbhche 
Orientienmg der EG-FusionskontroUe durchbrochen 
werden. Allerdings geht das ursprünghche Konzept 
dieser Vorschrift stärker in Richtimg eines schärferen 
Eingriffs aufgrund außerwettbewerbhcher Gründe 
und nicht in Richtung einer durch industriepohtische 
Kriterien aufgeweichte Zulassung wettbewerbsbe- 
schränkender Zusammenschlüsse. Insofern wirken 
sich Maßnahmen nach dieser Vorschrift zwar nicht 
konzentrativ aus; denkbare wettbewerbspolitische 
Nachteile könnten jedoch aus einer möglichen Ver- 
hinderung marktöffnender Zusammenschlüsse in- 
folge der Anwendung von Artikel 23 Abs. 3 der Ver- 
ordnung entstehen. Letztlich wird das Spektrum der 
nationalen Interessen — und damit die industriepoli- 
tische Einflußnahme auf Zusammenschlüsse — stark 
eingegrenzt durch eine Aufzählung (öffentliche Si- 
cherheit, Medienvielfalt und Aufsichtsregeln) bzw. 
kontrolliert durch die Befugnis der EG-Kommission, 
jedes andere öffentliche Interesse, das aufgrund einer 
entsprechenden Mitteilung eines Mitghedstaates vor- 
getragen wird, zu prüfen. 

29. Insgesamt gesehen hält die Monopolkommission 
die Einführung einer EG-Fusionskontrolle in der vor- 
liegenden Form für einen wettbewerbspolitischen 
Fortschritt Positiv zu beurteilen sind die Ausrichtung 
der Eingriffe vomehmhch an Wettbewerbskriterien, 
der Grundsatz der Prävention und die Kompetenzre- 
gelung, die Rechtsunsicherheit für die Unternehmen 
soweit wie möglich vermeidet. Zu begrüßen ist dar- 
über hinaus auch die Absicht, nach einer Einfüh- 
rungsphase die Schwellenwerte des KontroUbereichs 
abzusenken. Auf diese Weise wird der Kreis der nach 
europäischen Recht zu entscheidenden Zusammen- 
schlüsse erweitert, womit den Erfordernissen einer 
wirksamen Wettbewerbspolitik im Gemeinsamen 
Markt besser Rechnung getragen werden kann. 


2. Stellungnahme zur Fünften GWB-Novelle 

30. Die Monopolkommission hat sich bereits in ih- 
rem letzten Hauptgutachten zur damals geplanten 
Novellierung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen geäußert, ^0) Sie hatte Bedenken so- 
wohl gegen Zeitpunkt wie Inhalte der Gesetzesände- 
rung vorgebracht. Zum 1. Januar 1990 ist die Novelle 
in Kraft getreten. Sie entspricht weitgehend dem Ent- 
wurf der Bundesregierung. In einigen Punkten ist sie 
im Prozeß parlamentarischer Willensbildung abgeän- 
dert worden. Die Monopolkommission übersieht nicht 
die pohtischen Zwänge, welche die Ausgestaltung der 
Novelle beeinflußt haben. Sie erkennt auch das Be- 
mühen namentlich von seiten des Bundeswirtschafts- 


10) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 38 ff. 
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ministeriums an, wettbewerbspolitischen Schaden 
vom Gesetz fernzuhalten. In der Summe bewertet die 
Monopolkommission die Fünfte Novelle eher kritisch: 
Im Bereich der sogenannten Handelsproblematik 
wird die normative Grundlage des Gesetzes, welche 
auf den Schutz der Wettbewerbsfreiheit ausgerichtet 
ist, tendenziell verwässert. Bei den sogenannten Aus- 
nahmebereichen (Verkehr, Banken, Versicherungen, 
Versorgungswirtschaft) ist die erzielte wettbewerbli- 
che Auflockerung zu begrüßen. Die Monopolkommis- 
sion vermißt aber die Einbettung solcher punktuellen 
Schritte in ein Gesamtkonzept. Dieses müßte einem 
Abbau hoheitlicher Regulierungen ebenso Rechnung 
tragen wie Entwicklungen auf der Ebene des Gemein- 
schaftsrechts. 

31 . Änderungen, die auf den Handelsbereich, na- 
mentlich auf den Lebensmittelhandel zielen, betreffen 
die Fusionskontrolle, den Behinderungstatbestand, 
das Diskriminierungsverbot und die kartellgesetzli- 
che Absicherung von Einkaufskooperationen. Mit der 
Bundesregierung geht die Monopolkommission da- 
von aus, daß trotz oder gerade wegen des seit Jahren 
anhaltenden tiefgreifenden Strukturwandels im 
Lebensmittelhandel sowohl auf der Anbieter- wie 
auf der Nachfragerseite wesentlicher Wettbewerb 
herrscht. Es gibt keine Anzeichen dafür, daß dieser in 
einem absehbaren Zeitraum erlahmen könnte. Von 
daher begrüßt die Monopolkommission, daß das Ge- 
setz Rufe nach einer handelsrechtlichen Sektoralisie- 
rung der Fusionskontrolle und nach einer verfehlten 
Vertikalisierung der Eingriffskriterien („Unverzicht- 
barkeitsthese") ebensowenig auf genommen hat wie 
dahingehende Vermutungsregelungen. In der Neu- 
fassung des § 22 Abs. 1 Nr. 2 GWB wird die hervor- 
gehobene Stellung des Marktanteils für die Ermitt- 
lung einer überragenden Marktstellung etwas zu- 
rückgenommen. Die weiter genannten Strukturmerk- 
male werden um zwei nachfragespezifische Gesichts- 
punkte ergänzt: die Fähigkeit des betreffenden Unter- 
nehmens, sein Angebot oder seine Nachfrage auf an- 
dere Waren oder gewerbliche Leistungen umzustel- 
len, und die Möglichkeit der Marktgegenseite, auf 
andere Unternehmen auszuweichen. Die Monopol- 
kommission sieht in diesen Änderungen im wesentli- 
chen Klarstellungen. Sie geben den bereits geltenden 
Rechtszustand etwas genauer wieder als die frühere 
Gesetzesfassung. So läßt sich an einem hohen Markt- 
anteil häufig ein wettbewerbhcher Erfolg in besonde- 
rem Maße ablesen, aber er bedeutet nicht notwendi- 
gerweise Marktbeherrschung im Sinne des Gesetzes. 
Aus diesem Grunde praktiziert die Rechtsprechung zu 
Recht eine Gesamtbetrachtungsweise. Sie schließt 
auch die beiden nachfragespezifischen Zusatzele- 
mente mit ein. Dies gilt für die Abgrenzung des sach- 
lich relevanten Marktes ebenso wie für die Feststel- 
lung des Beherrschungsgrades. 

32 . Kritischer sind die Änderungen bei der Verhal- 
tenskontrolle gegenüber marktmächtigen Handelsun- 
ternehmen zu sehen. Der frühere, weitgehend und zu 
Recht bedeutungslos gebhebene § 37a Abs. 3 GWB ist 
jetzt in § 26 Abs. 4 GWB als etwas „entschlackter" 
Verbotstatbestand formuliert. Aufgrund eines Vor- 
schlages des Wirtschaftsausschusses des Deutschen 
Bundestages kodifiziert § 26 Abs. 5 GWB in diesem 


Zusammenhang die Beweiserleichterung eines soge- 
nannten Beweises des ersten Anscheins. Die Mono- 
polkommission begrüßt und unterstreicht den Hin- 
weis in der Begründung des Regierungsentwurfes, 
wonach diese Neufassung keine Änderung des Norm- 
zwecks bedeuten soll. Die Vorschrift bleibt imverän- 
dert auf den Schutz des Wettbewerbs als Institution 
und nur als Reflex dessen auf einen Schutz behinder- 
ter Unternehmen bezogen, Vorschläge, den Tatbe- 
stand in Richtung eines wettbewerbsfremden Indivi- 
dualschutzes für mittelständische Unternehmen fort- 
zuentwickeln, haben sich damit nicht durchsetzen 
können. Ebenso ist zu begrüßen, daß Verkäufe unter 
Einkaufspreis nicht undifferenziert als mißbräuchlich 
deklariert werden. Auf der anderen Seite verbinden 
sich wettbewerbspolitische Gefahren mit dem jetzt 
auch privatrechtlich durchsetzbaren Verbotstatbe- 
stand. Klagebefugte Verbände könnten sich hier ein 
neues, UWG -ähnliches Tätigkeitsfeld erschließen. Ein 
flächendeckender Einsatz der Norm, die mit Klagean- 
drohungen verbundene Einschüchterungs- und Belä- 
stigungswirkung, können dazu führen, daß markt- 
starke Unternehmen auf einzelne spektakuläre For- 
men des Wettbewerbs verzichten. Dies wird um so 
leichter fallen, je mehr die Konkurrenz ebenfalls Ab- 
stand davon nimmt. Von daher sind wettbewerbs- 
dämpfende Wirkungen vorstellbar. Die Beweisrege- 
lung in § 26 Abs. 5 GWB spiegelt nur die ohnehin 
vorhandene Rechtspraxis wieder. Doch betrachtet die 
Monopolkommission diese Einfügung mit Unbeha- 
gen: So wie die Fünfte Novelle im Bereich des Han- 
dels die vermeintlichen Defizite der Vierten Novelle 
von 1980 beseitigen sollte, so entsteht das Risiko, daß 
eine Sechste Novelle vorgebhche Defizite der Fünften 
Novelle bereinigen, in ihr angelegte Vorstellungen 
„zu Ende denken" soll. Bei § 26 Abs. 5 GWB könnte 
dies die Forderung werden, das Tatbestandserforder- 
nis der Zumutbarkeit bezüglich einer Aufklärungs- 
pflicht des in Anspruch genommenen Unternehmens 
fallen zu lassen. Die Gefahr, daß § 26 Abs. 4 imd 
5 GWB unverhohlen als Instrumente zur Beschrän- 
kung des Wettbewerbs eingesetzt werden, wäre dann 
sehr real. 

33 . Das Diskriminierungsverbot des § 26 Abs. 2 
Satz 2 GWB, dem schon relativ marktstarke Unterneh- 
men unterliegen, wird auf ein Verhalten gegenüber 
kleinen und mittleren Unternehmen eingeschränkt, 
d. h. ein aus dieser Norm im Einzelfall ableitbarer 
Belieferungsanspruch greift für große Unternehmen 
des Handels nicht mehr ein. De facto läuft diese Ge- 
setzesänderung auf den Versuch hinaus, den nüttel- 
ständischen Fachhandel vor Preiswettbewerb durch 
Warenhäuser, Discount-Ketten u. dgl. zu schützen. 
Man mag solchen Versuch angesichts der Dynamik im 
Handel ohnehin für vergeblich halten. Dies gilt na- 
mentlich auch in der Perspektive des Binnenmarktes 
1993. Auf der Strecke bleibt ein Stück Glaubwürdig- 
keit der Wettbewerbspolitik: Die zentrale Funktion 
des § 26 Abs. 2 Satz 2 GWB lag darin, daß nicht über 
einen straffen selektiven Vertrieb ein Surrogat für die 
verbotene vertikale Preisbindung geschaffen wird. 
Die Neufassung der Norm wirkt wie eine Opfergabe 
gegenüber politischen Kräften, welche Mittelstands- 
pohtik mit (wettbewerbswidrigem) Bestandsschutz 
verwechseln. 
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34 . Mit dem neuen Freistellungstatbestand des § 5c 
GWB will der Gesetzgeber Einkaufskooperationen im 
Handel die er für wettbewerbspolitisch wünschens- 
wert hält, rechtlich absichem. IQeinen und mittleren 
Unternehmen soll auf diese Weise ein struktureller 
Nachteüsausgleich gegenüber Großunternehmen in 
der jeweiligen Branche gewährt werden. Die Mono- 
polkommission teüt nicht das wettbewerbspolitische 
Leitbild, welches hinter dieser Regelung steht: Vor- 
handene Marktstrukturen werden als solche ge- 
schützt. Ein Wettbewerb zwischen großen und Ver- 
bundgruppen wird für besser gehalten als ein solcher 
zwischen Großen und kleinen Anbietern. Dies ist 
letztlich die wettbewerbsfremde Konzeption von der 
gegengewichtigen Marktmacht. Wettbewerbspoli- 
tisch vorzugswürdig wäre die Zulassimg von Koope- 
rationen imter der Voraussetzimg, daß diese lei- 
stungssteigernd wirken. In dieser Perspektive wird 
auch deutlich, daß das bereits geltende Recht ausge- 
reicht hätte, erwünschte Einkaufskooperationen mit- 
telständischer Unternehmen zu realisieren (§ 5b 
GWB). Anders als im Regierungsentwurf vorgesehen, 
bedürfen Kartelle nach § 5c GWB zu ihrer Wirksam- 
keit keiner Anmeldung mehr bei der Kartellbehörde. 
Man will auf diese Weise ein sonst entstehendes Bü- 
rokratieproblem beseitigen. Auch würden die bedeu- 
tenderen Einkaufskooperationen den Kartellbehör- 
den ohnehin bekannt. Die Monopolkommission sieht 
auch das kritisch: Die Kartellverbotsdurchbrechun- 
gen der §§ 2 bis 8 GWB unterliegen bislang der Auf- 
sicht. Es ist bedenklich, das darin liegende KontroU- 
prinzip mit solcher Neuregelung in Frage zu stellen. 
Man nähert sich sonst rasch dem Uraltargument von 
Kartellbefürwortem, wonach die Regelung der Wirt- 
schaft in den Händen der Beteiligten selbst am besten 
aufgehoben sei. Positiv zu bewerten ist dagegen, daß 
der Gesetzgeber noch weiterreichenden Vorstellun- 
gen nicht nachgegeben hat (Forderung nach Ein- 
kaufskooperationen mit Bezugspflicht, Zxilässigkeit 
bis zur Schwelle der Marktbeherrschung). 

35 . Das zweite Schwergewicht der Fünften Novelle 
liegt in einer wettbewerblichen Auflockerung bei den 
Bereichsausnahmen der §§ 99 ff. GWB. Die darin ent- 
haltenen Privüegierungen waren in wichtigen Bezü- 
gen nur historisch erklärbar. Ein zwingender Reform- 
impuls ist mittlerweüe vom europäischen Gemein- 
schaftsrecht her entstanden. Die Monopolkommission 
begrüßt das Bemühen, in diesen Bereichen dem Wett- 
bewerbsprinzip grundsätzlich zum Dmchbruch zu 
verhelfen und Ausnahmen auf ein sachlich begründ- 
bares Maß zu reduzieren. Sie vermißt aber eine Ein- 
beziehimg der hoheitlichen Regulierungen. Denn 
diese wirken vielfach in höherem Maße wettbewerbs- 
beschränkend. Die Regelimgen in den §§99 ff. GWB 
hatten von daher eher konstatierenden Charakter. 
Erst ein solches Gesamtkonzept schließt das Risiko 
aus, daß einzelne punktuelle Auflockerungen ange- 
sichts fortbestehender hoheitlicher Wettbewerbsver- 
zemingen kontraproduktiv wirken können. Im Ver- 
kehrsbereich wird die Fülle der Ausnahmen von den 
allgemeinen Vorschriften des Kartellgesetzes nach- 
haltig eingeschränkt (§ 99 Abs. 2 GWB). Größere 
praktische Relevanz hat dies nicht. Entweder sind dies 
Regelungen, die mittlerweile vom europäischen Ge- 
meinschaftsrecht überlagert werden, oder solche, die 


weitgehend obsolet geblieben sind. Die Monopol- 
kommission stellt in Kapitel VI dieses Gutachtens Vor- 
schläge zu einer wettbewerblichen Gesamtbereini- 
gung dieses wichtigen Wirtschaftszweiges vor. Hinzu- 
weisen ist desgleichen auf die Anregungen der Dere- 
gulierungskommission vom 3. April 1990. Weitgehend 
gleiches gilt für die Sektoren Banken und Versiche- 
rungen. Die Neufassung des § 102 GWB bringt ein 
langanhaltendes Reformbemühen zu einem akzep- 
tablen Abschluß, soweit die kartellrechtliche Seite be- 
troffen ist. Hervorzuheben ist namentlich, daß das bis- 
herige Vetorecht der Fachaufsichtsbehörden gegen- 
über Maßnahmen der Kartellbehörde der Vergangen- 
heit angehört. Diese Reform vollzieht sich freilich erst 
in einem Zeitpunkt, zu dem die Privilegienmg des 
§ 102 GWB als Folge der Artikel 85 und 86 EWG- 
Vertrag sich allmählich aufzulösen beginnt. Eine ord- 
nungspolitische Neubesinnung steckt darin noch 
nicht. Diesbezüglich sind in erster Linie das Versiche- 
rungsaufsichtsgesetz und — im Hinblick auf Ban- 
ken — die dortige Funktionspotenzierung innerhalb 
des deutschen Universalbankensystem auf den Prüf- 
stand zu nehmen. Die Monopolkommission hat in die- 
sen Bereichen Vorschläge gemacht. 

36 . Im Sektor der leitungsgebundenen Energiever- 
sorgung (Elektrizität und Gas) hält der Änderungs- 
druck, welcher vom geltenden EG-Recht imd der Bin- 
nenmarktpohtik der EG-Kommission im Energiebe- 
reich herrührt, unverändert an. Die Fünfte Novelle hat 
hier zwei Korrekturen gebracht: Zwischen Demarka- 
tions- xmd Konzessionsverträgen wird zeitliche Kon- 
kordanz hergestellt. Auf diese Weise kann, wenn 
schon kein Wettbewerb innerhalb eines Versorgimgs- 
gebietes, so doch ein Wettbewerb um ein Versor- 
gungsgebiet entstehen (§ 103 Abs. 5 Nr. 4 Satz 3 
GWB a.F.). Die Monopolkommission hält für prüfens- 
wert, ob die Versorgung mit Strom und Gas in dieser 
Form gleichbehandelt werden kann. Auch wird in die- 
sem Bereich das Fehlen eines Gesamtkonzepts beson- 
ders spürbar. Ob ein Wettbewerb um ein Versor- 
gungsgebiet ohne weitere flankierende Regelimgen 
(z. B. Ausschreibungsordnung, Bewertungsrichtlinien 
für die Übernahme eines bestehenden Netzes u. dgl.), 
funktionsfähig sein wird, ist nicht sicher. Soweit Ge- 
meinden vor der Alternative Strombezug oder Eigen- 
versorgung stehen, sind sie Richter in eigener Sache. 
Auch sonst ist vorstellbar, daß die Entscheidungsträ- 
ger nicht nur an die Interessen ihrer Stromverbrau- 
cher denken. Finanzpohtische Erwägungen von Ge- 
meinden, allgemein energiepolitische (kein Bezug 
von Atomstrom z. B.) können hier eingreifen. Bezüg- 
hch der Durchleitungsverweigerung hält die Begrün- 
dung zum Gesetzesentwurf fest, dies solle keine mate- 
rielle Neuausrichtung in der Sache bedeuten. Zu- 
gleich wird eine etwas größere Flexibilität postuliert. 
Darin steckt ein Änderungspotential, dessen Reich- 
weite nicht verläßlich abschätzbar ist. Gefordert wäre 
eine Grundsatzentscheidung, ob an einem System ge- 
schlossener Versorgungsgebiete festzuhalten ist oder 
ob es durch ein „common carrier" -Konzept oder durch 
ein System von Durchleitungsrechten ersetzt werden 
soll. In der Perspektive des europäischen Binnen- 
marktes 1993 erscheint dies nur in Abstimmung mit 
den übrigen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und 
mit der Kommission in Brüssel möglich. 
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37. Die Fünfte Novelle verwirklicht eine Reihe son- 
stiger Gesetzesänderungen. § 99 Abs. 1 GWB a.F., 
hoheithche Maßnahmen im Zusammenhang von 
Wettbewerbsbeschränkungen betreffend, ist mit dem 
Hinweis: nur von deklaratorischer Bedeutung und 
deshalb überflüssig, gestrichen worden. Die Mono- 
polkommission betont, daß damit nicht die Anwen- 
dung des GWB auf hoheithche Maßnahmen, soweit 
dies bislang anerkannt war, zurückgenommen wer- 
den sollte. 11) Die Monopolkommission erinnert in die- 
sem Zusammenhang auch an die wettbewerbüch de- 
fiziente Regelung in § 37 Abs. 4 des Poststrukturge- 
setzes von 1989 (zulässige Quersubventionierungen 
zwischen und innerhalb der Teilbereiche der Deut- 
schen Bundespost unter arbeitsteüiger Aufsicht von 
Bundeswirtschafts- bzw. Bundesfinanzminister einer- 
seits und Bundesminister für Post und Telekommuni- 
kation andererseits). 

38. Innerhalb der Fusionskontrolle wird mit § 23 
Abs. 2 Nr, 6 GWB ein zusätzücher Auffangtatbestand 
für den Zusammenschlußbegriff geschaffen (wettbe- 
werbhch erhebhcher Einfluß auf ein anderes Unter- 
nehmen). Er soll Umgehungen der Fusionskontrolle 
unterbinden helfen. Der Gesetzgeber ist damit im Er- 
gebnis einem Minderheitsvotum aus dem Sechsten 
Hauptgutachten der Monopolkommission gefolgt, i^) 
Die Monopolkommission schätzt die wettbewerbh- 
chen Risiken dieser Gesetzesänderung unverändert 
höher ein als sich daraus ergebende Chancen zu einer 
effizienteren Durchsetzung der Fusionskontrolle. Die 
hier entstehenden Rechtsunsicherheiten bleiben gra- 
vierend. Die Auseinanderentwicklung zur nunmehr 
realisierten Fusionskontrolle nach Gemeinschafts- 
recht hält an, 13) 

39. Zur Absicherung der Datenbasis für die konzen- 
trationsstatisischen Untersuchungen der Monopol- 
kommission wird in § 24c GWB die Übermittlung der 
amtlichen Daten geregelt. Wegen der Unmittelbarkeit 
und der grundlegenden Bedeutung dieser Vorschrift 
für die Arbeit der Kommission wird die Stellung- 
nahme hierzu nachfolgend in einem gesonderten Ab- 
schnitt dargelegt, 

40. Der Versuch der Bundesregierung, das Schrift- 
formerfordernis des § 34 GWB fallen zu lassen, schei- 
terte schon in einem frühen Stadium des Gesetzge- 
bungsverfahrens am Widerstand der Bundesländer 
und ihrer Landeskartellbehörden. Die Monopolkom- 
mission bedauert dies. Für Kartellverträge nach den 
§§ 2 ff. GWB ist die Vorschrift überflüssig, da diese bei 
einer beabsichtigten Legahsierung angemeldet wer- 
den müssen. Im Zusammenhang mit dem jetzt neuen 
§ 5c GWB, wo eine solche Anmeldung entfällt, wird 
§ 34 GWB ohnehin Anwendungsschwierigkeiten be- 
reiten, Bei vertikalen Beschränkungen, namentlich im 
Zusammenhang des § 18 GWB, wird die Vorschrift in 
der Praxis ganz überwiegend dazu verwandt, sich von 
lästig gewordenen Vertragsbindungen zu lösen. So- 
weit solche Bindungen, wie in aller Regel, wettbe- 


11) Vgl, z. B. WuW/E BGH 1469 „Autoanalyzer"; WuW/E BGH 
1474 „Architektenkammer". 

12) Vgl. Monopolkommission, Gesamtwirtschaftliche Chancen 
und Risiken wachsender Untemehmensgrößen, Hauptgut- 
achten 1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 439 ff. 

13) Vgl. oben Tz. 21 ff. 


werbspolitisch unbedenkhch sind, läßt sich solcher 
Normeinsatz nicht überzeugend begründen. 

41. Erwähnt seien noch die Neuregelungen in § 70 
Abs. 1 und § 71 Abs. 2 GWB. Sie betreffen Probleme, 
welche sich bei der Verwertung von Tatsachen in 
gerichtlichen Verfahren über kartellbehördliche Ver- 
fügungen aus dem Schutz von Geschäftsgeheimnis- 
sen ergeben. Die Monopolkommission äußert Zweifel, 
ob das in § 71 Abs. 2 Satz 4 bis 6 GWB eingeführte 
Zwischenverfahren wirkhch praktikabel ist. Nach der 
Entwurfsbegründung soll dieses Verfahren auch in 
solchen Fällen eingreifen, in denen Zeugen sich auf 
ihr Zeugnisverweigerungsrecht berufen. Es hätte le- 
gislativer Kultur besser entsprochen, solche Gesetzes- 
änderung explizit in die Verweisungsnorm des § 72 
GWB aufzunehmen. 


C. Sicherung der Datenbasis der 
Monopolkommission 

1. Datenbedarf der Monopolkommission 

42. § 24b des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen verpflichtet die Monopolkommission, 
die Entwicklung der Untemehmenskonzentration in 
der Bundesrepublik Deutschland regelmäßig zu be- 
gutachten (Abs. 1 Satz 1). Die Kommission soll den 
jeweiligen Stand der Unternehmenskonzentration so- 
wie deren absehbare Entwicklung unter wirtschafts-, 
insbesondere wettbewerbspolitischen Gesichtspunk- 
ten beurteilen (Abs. 3 Satz 1). Besondere Informa- 
tionsrechte der Monopolkommission gegenüber Pri- 
vaten oder öffentiichen Stellen waren bislang gesetz- 
lich nicht geregelt. Danach besitzt die Kommission 
kein Enquete-Recht oder Informationsrechte, die das 
Statistik-, das Steuergeheimnis oder die allgemeine 
Amtsverschwiegenheit berühren. 

Die ungeregelten Informationsrechte haben die Mo- 
nopolkommission in den ersten Jahren ihrer Tätigkeit 
nicht entscheidend eingeengt. Die Kommission 
stützte den Aufbau ihrer Datenbasis zunächst auf Ver- 
öffentlichungen der amtlichen Statistik, die vor allem 
im Bereich des Produzierenden Gewerbes auf breiter 
Ebene regelmäßige Unternehmens- und Betriebser- 
hebungen durchführt. Das Statistische Bundesamt hat 
hierzu zahlreiche Sonderauswertungen der Produk- 
tionsstatistik, der Statistik nach Wirtschaftszweigen 
und der Pressestatistik für die Monopolkommission 
durchgeführt. 

43. In den letzten Jahren hat sich die Datenbasis der 
Monopolkommission aus verschiedenen Gründen zu- 
nehmend als zu eng erwiesen, i^) Die systematischen 
Einschränkungen, denen die amtliche Statistik für 
eine wettbewerbspolitisch aussagekräftige Interpre- 
tation unterliegt, erfordern immer stärker zusätzliche 
empirische Angaben, i^) Gleichzeitig hat die daten- 
schutzrechtliche Fundierung der statistischen Ge- 
heimhaltungsvorschriften das Statistische Bundesamt 

14) Vgl Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 28 ff. 

13) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Tz. 50 ff. 


19 




Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


in Teilbereichen zu einer rigiden Einschränkung der 
der Monopolkommission übermittelten Angaben ver- 
anlaßt. Hierbei verfährt das Statistische Bundesamt 
nach sogenannten Dominanzrichüinien, die besagen, 
daß nicht nur Angaben über einzelne Unternehmen, 
sondern auch aggregierte Angaben über mehrere Un- 
ternehmen gesperrt werden, wenn mit ihrer Hilfe auf 
Einzelangaben geschlossen werden könnte. Dies wird 
grundsätzhch unterstellt, wenn ein Unternehmen in- 
nerhalb einer bestimmten Anzahl die übrigen domi- 
niert. Dieser Sachverhalt ist jedoch mit Konzentra- 
tionstatbeständen identisch. Die Auslegung und An- 
wendung der statistischen Geheimhaltungsvorschrif- 
ten steht damit einer Unterstützung des gesetzlichen 
Auftrages der Monopolkommission durch Übermitt- 
lung der erforderlichen statistischen Angaben direkt 
entgegen. Dies hat dazu geführt, daß die Monopol- 
kommission bereits zum letzten Berichtsjahr 1985 ele- 
mentare Analysen einstellen mußte. 

44. Unabhängig von der datenschutzrechtlichen 
Problematik reichen aggregierte Angaben für eine 
wettbewerbspolitisch relevante Beurteilimg des Stan- 
des der wirtschaftlichen Konzentration in vielen Fäl- 
len nicht mehr aus. Der Wettbewerbsprozeß auf den 
Märkten findet immer mehr unter einer relativ gerin- 
gen Anzahl von Unternehmen statt. Darüber hinaus 
ist es nicht möghch, die Wettbewerbsposition eines 
Unternehmens mit Hilfe einer isolierten Betrachtung 
hinreichend zu beurteilen, ohne dessen finanzielle 
und personelle Verflechtxmg mit anderen Unterneh- 
men oder dessen Tätigkeit als diversifizierendes Un- 
ternehmen auf mehreren Märkten, die Zuordnung 
von Unternehmen und Betrieben und ähnhche Sach- 
verhalte zu berücksichtigen. 

Zur Darstellung imd Beurteilxmg der Entwicklung der 
Konzentration reicht die Verwendung aggregierter 
Angaben ebenfalls nicht aus. Bei aggregierten Anga- 
ben besteht die Möglichkeit, daß sich verschiedene 
Einflüsse, die zur wettbewerbspolitischen Beurteüung 
eines Sachverhalts von entscheidender Bedeutung 
sind, wechselseitig kompensieren. So ist die Entwick- 
lung des Marktanteils der größten drei Anbieter auf 
einem Markt im HinbÜck auf den Wettbewerb völlig 
unterschiedhch danach zu beurteilen, ob es sich im 
Zeitablauf jeweils um identische Unternehmen in 
gleicher Rangfolge, in veränderter Rangfolge oder um 
teilweise oder gänzhch verschiedene Unternehmen 
handelt. 

46. Um die charakterisierten grundlegenden wett- 
bewerbhchen Zusammenhänge im Rahmen der amth- 
chen Statistik darstellen und beurteilen zu können, ist 
es notwendig, die beteüigten Unternehmen oder ihre 
Teile zumindest in codierter Form zu identifizieren, 
einander zuzuordnen und im Zeitablauf zu verfolgen. 
Die Kommission ist sich bewußt, daß eine Statistik 
über wenige Einheiten in ein Spannungsverhältnis 
zum Datenschutz und zum Statistikgeheimnis geraten 
kann. Dieses Spannungsverhältnis muß jedoch nicht 
zu einer Kollision führen, wenn die erforderhchen 
rechthchen und organisatorischen Vorkehrungen ge- 
troffen werden. 


1®) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 216 f. 


Dort, wo die amtiiche Statistik an ihre rechtlichen und 
tatsächlichen Grenzen stößt, ist die Monopolkommis- 
sion daran interessiert, zukünftig publizierte Konzem- 
und Untemehmensdaten auch kommerzieller Anbie- 
ter zu nutzen. Die Integration der Ergebnisse ver- 
schiedener Datenquellen ist jedoch nicht unproble- 
matisch. In den Fällen, in denen keine geeigneten 
amthchen oder publizierten Untemehmensdaten zur 
Verfügimg stehen, fehlt der Monopolkommission ein 
begrenztes Enquete-Recht, das es ihr in diesen Fällen 
erlaubt, die betreffenden Unternehmen direkt zu be- 
fragen. 

46. Schheßhch ist die Monopolkommission bemüht, 
die Konzentrationsberichterstattung nicht wie bisher 
allein auf das Produzierende Gewerbe zu beschrän- 
ken, sondern insbesondere auch den Dienstleistungs- 
bereich und vor allem den Handel einzubeziehen. Für 
den Handel ist es möglich, die Ergebnisse der amtli- 
chen Statistik zu nutzen. Für den übrigen Dienstlei- 
stungsbereich bestehen entsprechende geeignete 
Statistiken nicht. Von besonderem Interesse ist das 
Kredit- und das Versicherungswesen. Zu diesen Be- 
reichen liegen bei den zuständigen Bundesaufsichts- 
ämtem einschlägige empirische Unterlagen vor. Sie 
betreffen auch die Verflechtung des Kredit- und Ver- 
sichemngsbereichs mit der übrigen Wirtschaft, ein 
Sachverhalt von zentraler wettbewerbspolitischer Be- 
deutung. Die Bemühungen der Monopolkommission 
um Zugang zu den in den Bundesaufsichtsämtem vor- 
liegenden Verflechtungsdaten sind besonders beim 
Bimdesfinanzministerium auf Ablehnung gestoßen. 
Die Berücksichtigxmg einer Zugangsregelung im Rah- 
men des Regiemngsentwurfs zur Fünften GWB-No- 
velle war daher von vornherein aussichtslos. 


2. Regelung in § 24c GWB 

47. Die bereits seit Jahren vorgetragene Fordemng 
der Monopolkommission, die Übermittlung von Er- 
gebnissen der amtlichen Statistik zu verbessern, hat 
im Rahmen der Fünften Novelle des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen vom 22. Dezem- 
ber 1989 zur Einfügung eines neuen § 24c geführt. Er 
stellt klar, daß einer Weiterleitung bestimmter Ergeb- 
nisse der amthchen Statistik an die Monopolkommis- 
sion keine datenschutzrechthchen oder das Statistik- 
geheimnis betreffenden Vorschriften entgegenste- 
hen. Die zu übermittelnden Ergebnisse beziehen sich 
auf aggregierte Angaben über die jeweils 3, 6 und 10 
größten Unternehmen oder Betriebe in einem Wirt- 
schaftsbereich gemessen an verschiedenen Merkma- 
len. Besonders geregelt ist zu Zwecken der Pressesta- 
tistik die Größe der Auflage und der objektbezogene 
Umsatz von Zeitungen und Zeitschriften nach Ar- 
ten. 

Die Monopolkommission darf die unter die statistische 
Geheimhaltung fallenden Angaben unter Beachtung 
verschiedener datenschutzrechthcher Vorschriften 
nur zu ihren Zwecken statistisch auswerten und nicht 
veröffenthchen. Die betroffenen Unternehmen müs- 
sen von den statistischen Ämtern vor Durchführung 
der einzelnen Wirtschaftsstatistiken hierüber unter- 
richtet werden. 
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48 . Das Statistische Bundesamt hegt gegen die in 
§ 24 c GWB getroffene Regelxing verfassungsrechth- 
che Bedenken. Es hat diese gegenüber der Monopol- 
kommission aber nicht hinreichend konkretisiert. Da- 
neben wird befürchtet, daß durch die gesetzUche Un- 
terrichtungspfhcht der betroffenen Unternehmen die 
Akzeptanz der amthchen Statistik in der Wirtschaft 
leidet. 

Der Monopolkommission wurden die ausstehenden 
statistischen Angaben nicht unmittelbar nach Inkraft- 
treten der Novelle am 1. Januar 1990 übermittelt. Das 
Statistische Bundesamt argumentiert, das Gesetz 
habe zur Zulässigkeit der Weiterleitung amtlicher An- 
gaben nicht ledighch klarstellenden Charakter, son- 
dern begründe neues Recht Danach kann eine Wei- 
terleitung erst für die Ergebnisse jener Wirtschaftssta- 
tistiken erfolgen, die nach Inkrafttreten des Gesetzes 
eingeleitet wurden. Diese Rechtslage ist nicht ganz 
eindeutig. In jedem Falle wurden wegen der langen 
Vorlaufzeiten der amthchen Erhebungen die ausste- 
henden statistischen Ergebmsse der Monopolkom- 
mission nicht rechtzeitig zum vorhegenden Achten 
Hauptgutachten 1988/1989 übermittelt. Sie sind frü- 
hestens zum Neunten Hauptgutachten 1990/1991 zu 
erwarten. 

49 . Die Monopolkommission hält die in § 24 c GWB 
getroffene Regelung materieh für unzureichend. Sie 
würdigt als positiven Effekt, daß verschiedene ele- 
mentare Datenlücken, insbesondere für Konzentra- 
tionsraten bei der Statistik nach Wirtschaftszweigen, 
zukünftig geschlossen werden können. Die erforderh- 
che neue Qualität der Datenbasis, die eine anonymi- 
sierte Identifizierung zumindest der größten Unter- 
nehmen zuläßt, wird dagegen nicht erreicht. Ein zu- 
nächst für den Regierungsentwurf zur Fünften GWB- 
Novehe vorgesehenes besonderes Enquete-Recht ist 
nicht beabsichtigt. Die Bundesregierung hat zu der 
Novelherung des GWB der Öffenthchkeit mitgeteüt: 
„Der neue § 24c sichert die Datenbasis der Monopol- 
kommission ab, damit diese ihren gesetzlichen Auf- 
trag erfüUen und eine aussagekräftige Konzentra- 
tionsanalyse erstehen kann".^^) Die Monopolkommis- 
sion teilt diese Ansicht nicht. 


3. Eigene Vorschläge der Monopolkommission 

50 . Die Kommission hält an ihrem als unverzichtbar 
erkannten empirischen Grundkonzept fest. Sie hat 
hierzu eine eigene Fassung zu § 24c GWB formuhert, 
der die Übermittlung von Ergebmssen der amthchen 
Statistik an die Monopolkommission regelt. Die Be- 
stimmimg wird ergänzt durch einen neu zu schaffen- 
den § 24d GWB, der ein eingeschränktes Enquete- 
Recht der Monopolkommission begründet. Die vorge- 
schlagene Weiterleitung amthcher Ergebnisse geht 
über die geltende Regelung hinaus, da auch einzelne 
Angaben zu den zehn größten Unternehmen bzw. 
Betrieben oder deren Teüen für die Monopolkommis- 
sion zugänghch sein sohten. 


17) Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Aktuelle 
Beiträge zur Wirtschafts- und Finanzpolitik, Nr. 92 vom 
21. Dezember 1989, S. 7. 


Diese Regelung soU in den Fähen von § 24b Abs. 5 
Satz 4 und 5 (Gutachten aus eigenem Ermessen sowie 
im Auftrag der Bundesregierung) durch ein einge- 
schränktes Enquete-Recht ergänzt werden, das dort 
ansetzt, wo die amthchen Erhebungsprogramme oder 
die ahgemeine Pubhzitätspfhcht der Unternehmen 
enden. Um die Belastung der Wirtschaft möghchst 
gering zu halten, ist das Auskunftsrecht der Monopol- 
kommission auf die nach den handelsrechthchen Vor- 
schriften anzugebenden Positionen im Jahresab- 
schluß beschränkt. 

51 . Die Monopolkommission hat ihren Formuhe- 
rungsvorschlag zu den §§ 24c und 24d GWB gegenü- 
ber Vertretern der zuständigen Ministerien für Wirt- 
schaft, des Innern und der Justiz eingehend erläutert. 
Sie hat ihren Vorschlag den Fraktionen im Deutschen 
Bundestag, deren wirtschaftspohtischen Sprechern 
sowie dem Ausschuß für Wirtschaft, dem Innenaus- 
schuß und dem Rechtsausschuß zugeleitet. Die Frak- 
tion der Partei DIE GRÜNEN hat sich den Vorschlag 
der Monopolkommission zu eigen gemacht, die der 
SPD hat ihn unterstützt. Die Fraktionen der CDU/CSU 
und die FDP haben den Vorschlag insbesondere aus 
Datenschutzgründen abgelehnt, i®) 

Die Monopolkommission hält die ihr entgegengehal- 
tenen datenschutzrechthchen Bedenken nicht für 
zwingend. Zahlreiche Pubhzitätsvorschriften für Un- 
ternehmen und Konzerne, die dem auch europarecht- 
hch verankerten Ziel einer höheren Transparenz der 
Wirtschaftsdaten dienen,^®) gehen über den Vor- 
schlag der Monopolkommission hinaus. Der Geset- 
zesvorschlag der Kommission ist einschheßlich seiner 
Begründung im Anhang zu diesem Band (Teü B) ab- 
gedruckt. 


D. Liberalisierung der 

Ladenschlußgesetzgebung 

52 . Nachdem seit Oktober 1989 erste Erfahrungen 
mit der Auflockerung des Ladenschlußrechts 
(„Dienstleistungsabend") gemacht worden sind, 
greift die Monopolkommission entsprechende Über- 
legungen aus ihrem Sondergutachten H^O) erneut 
auf. In dem Gutachten zur Konzentration im Lebens- 
mittelhandel hatte die Kommission zu den wettbe- 
werbhchen Auswirkungen der Liberahsierung der La- 
denschlußzeiten Stellung genommen. Die Mehrheit 
der Kommissionsmitgheder erwartete von einer derar- 
tigen Maßnahme vor allem eine Belebung des Wett- 
bewerbs im Lebensmitteleinzelhandel, da neben dem 
Preis und der Quahtät der angebotenen Waren auch 
die Öffnungszeit zum Wettbewerbsparameter werden 
könnte. Die Speziahsierung auf eine Bedarfsdeckung 
außerhalb der übhchen Verkaufszeiten könnte die 


1®) Vgl. Bericht des Bundestagsausschusses für Wirtschaft vom 
1. Dezember 1989 — BT-Drucksache 11/5949 — zu dem Ent- 
wurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen, Abschnitt II. 2 zu 
§ 24c GWB. 

19) Vgl. Bilanzrichtliniengesetz vom 19. Dezember 1985 (BGBl. 
I, S. 2355). 

20) Vgl. Monopolkommission, Die Konzentration im Lebensmit- 
telhandel, Sondergutachten 14, Baden-Baden 1985, 
Tz. 202 ff. 
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Versorgung der Konsumenten verbessern; gegebe- 
nenfalls entstehende zusätzliche Kosten ließen sich 
durch höhere Preise ausgleichen. Ob die Vorteile für 
die kleinen oder die großen Unternehmen insgesamt 
überwiegen — und ob insoweit konzentrative oder 
eher dekonzentrative Effekte ausgelöst würden — ließ 
sich nach Auffassimg der Kommission a priori nicht 
entscheiden. Die Kommission erwartete aber, daß ge- 
rade die aktiveren und flexibleren Unternehmer den 
erweiterten Verhaltensspielraum liberalisierter Öff- 
nungszeiten zum Vorteil der Konsumenten nutzen 
würden. 

53 . Das Ladenschlußgesetz aus dem Jahre 1956, das 
die Öffnungszeiten für die Einzelhandelsuntemeh- 
men regelt, sollte in erster Linie dem Arbeitsschutz für 
die Angestellten in den Verkaufsstellen dienen. Der 
Gesetzgeber wollte die Einhaltung der Arbeitszeitbe- 
stimmungen sichern und die Überwachung der Ar- 
beitszeitvorschriften erleichtern. Die Gleichheit der 
Wettbewerbsbedingungen für alle Handelsunterneh- 
men sollte dadurch erreicht werden, daß das Gesetz 
auch für Verkaufsstellen ohne angestelltes Personal 
güt. 

54 . Das für eine Ladenschlußgesetzgebung ange- 
führte sozialpolitische Argument läßt sich nicht so sehr 
für die Höchstarbeitszeit anführen, die deutlich unter- 
halb der zulässigen Ladenöffnungszeiten liegt und 
deren Regelung durch die Arbeitszeitvorschriften so- 
wie innerhalb der Tarifverträge erreicht wird. Viel 
stärker geht es um die Sicherung der abendlichen 
Freizeit sowie der Nacht- und der Sonntagsruhe der 
Angestellten des Einzelhandels. Gegenüber diesen 
Interessen der Arbeitnehmer müßten die Gewinn- 
interessen der Arbeitgeber und die Bequemlichkeits- 
interessen der Verbraucher zurückstehen. Dabei wird 
aber übersehen, daß einer derartigen Interessenein- 
ordnung ein gesellschaftlich nicht schutzwürdiges 
Gruppendenken zugrunde liegt. Es besteht nämlich 
auch ein Interessenkonflikt zwischen zwei verschie- 
denen Gruppen von Arbeitnehmern. Der vermeintli- 
che Arbeitsschutz bezieht nur die Arbeitsplatzbesitzer 
ein und vernachlässigt die — in der Regel nicht orga- 
nisierten — Interessen der Arbeitssuchenden, die eine 
flexiblere Arbeitszeit bevorzugen, insbesondere als 
Teüzeitbeschäftigte. 

Die Monopolkommission geht davon aus, daß im Falle 
der Liberalisierung von Ladenschlußzeiten viele Ar- 
beitnehmer, denen eine flexiblere Arbeitszeitrege- 
lung nicht zusagt, in andere Wirtschaftszweige ab- 
wandem. Der Interessenausgleich zwischen den Ver- 
brauchern, den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern 
kann nach Auffassung der Komnüssion — genau wie 
in anderen Produktions- und Dienstleistungsberei- 
chen — angesichts der geltenden Schutzbestimmun- 
gen weitestgehend unreguliert und dem Markt über- 
lassen bleiben. 

55 . Als schutzwürdig wird auch das Interesse der 
kleineren Einzelhändler, die ihr Geschäft als Fami- 
lienbetrieb und weitgehend ohne Fremdpersonal füh- 
ren, vor Selbstausbeutung angesehen. Dabei wird an- 
genommen, daß der sich verschärfende Wettbewerb 
unweigerlich zu einem solchen selbstschädigenden 
Verhalten zwinge. 


Dieses Argument ist nach Meinung der Monopolkom- 
mission nicht stichhaltig. Zunächst einmal ist in die- 
sem Falle die Maßnahme nicht zieladäquat, weil ein 
Schutz vor Selbstausbeutung durch Regulierung der 
Öffnungszeiten gnmdsätzlich nicht erreichbar ist. Die 
Betroffenen könnten sich zum Ausgleich von Wettbe- 
werbsnachteüen beispielsweise auch durch Annahme 
anderer entgeltlicher Tätigkeiten „selbst ausbeuten"'. 
Darüber hinaus sieht die Monopolkommission auch 
unter ordnungspolitischem Aspekt nicht die Notwen- 
digkeit eines derartigen Schutzes, der letztlich den 
Strukturwandel zu ungunsten der flexibleren und lei- 
stimgsfähigeren Unternehmer behindert. Zum Wett- 
bewerb gehört — wie in den anderen Dienstleistungs- 
bereichen — auch das Aufspüren der für die eigene 
geschäftliche Betätigung günstigsten Zeiten. Die Be- 
hauptung, daß dies zu längeren Öffnungszeiten führt, 
läßt sich nicht belegen. Sie wird auch aus Vergleichen 
mit den Öffnungszeiten im Ausland nicht gestützt. Für 
die gegenteilige Auffassung sprechen darüber hinaus 
die deutschen Erfahrungen, nach denen — wie der 
Monopolkommission vorgetragen worden ist 21 ) — die 
gesetzlich möglichen Öffnungszeiten nur zu 75 bis 
85 % ausgenutzt werden. Die Monopolkommission 
hält die Erwägungen, ob mit einer Ausdehnimg der 
Ladenöffnungszeiten infolge der Liberalisierung zu 
rechnen ist, im Hinblick auf die Deregulierungsüber- 
legungen letztlich jedoch nicht für erheblich, da die 
Auswahl der unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
günstigsten Geschäftszeiten (sowohl was die Dauer 
als auch die zeitliche Aufteilung angeht) dem Markt 
überlassen werden kann. 

56 . Als weiteres Gegenargument wird vorgetragen, 
daß einerseits eine Steigerung der Umsätze durch 
eine Liberalisierung des Ladenschlusses nicht zu er- 
warten ist, sondern lediglich eine Umsatzverlagerung. 
Auf der anderen Seite wird aber ~ insbesondere 
wenn eine Ausdehnung der Ladenöffnungszeiten als 
Folge der Deregulienmg auftritt — befürchtet, daß 
sich das Kostenniveau generell zu Lasten der Ver- 
braucher erhöht. 

Die Monopolkommission hält die These einer generel- 
len und unausweichlichen Kostenerhöhung nicht für 
zutreffend; umgekehrt sind auch Rationalisierungsef- 
fekte durch die bessere Anpassung an die Verbrau- 
cherpräferenzen denkbar. Nicht auszuschließen sind 
Kostenerhöhungen infolge eines verbesserten Dienst- 
leistungsangebots, die aber vom Verbraucher als Ver- 
besserung seiner Versorgung angesehen und daher in 
der Bezahlung höherer Preise akzeptiert werden. Ent- 
sprechende Erfahrungen über eine höhere Zahlungs- 
bereitschaft gibt es bei der Nachfrage nach Lebens- 
und Genußmitteln in Bahnhofsgeschäften, Gastwirt- 
schaften oder bei Kiosken. 

Die Monopolkommission erwartet infolge einer De- 
regulierung veränderte Kostenstrukturen durch eine 
Verschiebung der Nachfrage, wovon nicht nur die 
verschiedenen Zweige des Einzelhandels selbst, son- 
dern auch das Verhältnis des Einzelhandels zur übri- 
gen Wirtschaft betroffen sein werden. Letztlich müs- 
sen auch hier die Präferenzen der Nachfrager ent- 

21) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 14, a.a.O., 
Tz. 203. 
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scheiden, wobei sich Tendenzen zeigen, daß sich der 
Wareneinkauf in stärkerer Freizeitorientierung („Er- 
lebniskauf") mit Tolerierung höherer Kosten bzw. 
Preise vollzieht und ein Komplementärverhältnis zu 
anderen Freizeitunternehmungen entwickelt. 

57 . Von einer Liberahsierung der Ladenschlußzeiten 
wird außerdem wegen einer Benachteiligung kleine- 
rer Einzelhandelsgeschäfte im Wettbewerb eine kon- 
zentrationsfördernde Wirkung auf den Einzelhandel 
abgeleitet. Vor allem die kleineren und mittleren 
Handelsunternehmen seien nicht in der Lage, die er- 
warteten steigenden Kostenbelastungen aufzufan- 
gen, wogegen den Großbetriebsformen des Handels 
eine kostensparende flexible Steuerung des Personal- 
einsatzes leichter möglich sei. 

Gegen diese Konzentrationsthese hat sich bereits die 
Begründung zum Entwurf für das Ladenschlußgesetz 
ausgesprochen: Die Geltung des primär unter dem 
Arbeitsschutzgedanken konzipierten Gesetzes war 
gerade zur Wahrung gleicher Wettbewerbsbedingun- 
gen und damit zum Schutz der (vermutlich in der 
Regel größeren) Unternehmen mit Angestellten auf 
Verkaufsstellen ohne Beschäftigte ausgedehnt wor- 
den. Als Gegenargument zur Konzentrationsthese 
läßt sich anführen, daß die Ladenschlußgesetzgebung 
weit eher die Konzentration fördert, weil sie wegen 
der Begrenzung der Öffnungszeiten den Einkauf in 
großen Einkaufszentren mit umfassendem Warenan- 
gebot fördere („one stop shopping"). 

Nach Auffassung der Monopolkommission ist nicht 
auszuschließen, daß im Strukturwandel, den eine Li- 
berahsierung nach sich zieht, Konzentrationsvor- 
gänge aufgrund des Ausscheidens von weniger lei- 
stungsfähigen Unternehmen entstehen. 22 ) Es werden 
aber mit Sicherheit die aktiveren imd flexibleren Un- 
ternehmer sein, die den durch Dereguhenmg erwei- 
terten Verhaltensspielraum nutzen und damit den 
Wettbewerbsprozeß insgesamt beleben. Es spricht 
viel dafür, daß diese Unternehmer insbesondere unter 
kleineren und mittelständischen Anbietern des Han- 
dels zu finden sind. 

58 . Schheßlich wird vorgetragen, daß weder von sei- 
ten der Verbraucher noch von seiten der Handelsun- 
ternehmen ein Bedarf an einer Veränderung des La- 
denschlußrechts besteht, noch daß sich eine hinrei- 
chende Anzahl von Arbeitnehmern für eine Tätigkeit 
in den gesetzhch bisher nicht zulässigen Verkaufszei- 
ten findet. 

Folgt man diesem Argument, so hat das Ladenschluß- 
gesetz offenbar keine Wirkung und könnte ohne 
Schaden abgeschafft werden. Aber bereits die noch 
jungen Erfahrungen mit dem seit Oktober 1989 einge- 
führten Dienstleistungsabend widerlegen diese Be- 
hauptungen. Der „lange Donnerstag" ist inzwischen 
vielerorts zu einer selbstverständhchen Einrichtung 
geworden, die vom Verbraucher gern angenommen 

22) Dagegen hat nach den schwedischen Erfahrungen die Frei- 
gabe der Ladenöffnungszeiten im Jahre 1972 die nachfol- 
gende Strukturenentwicklung im Handel zumindest nicht 
negativ beeinflußt. 


wird.23) Die Umsätze der Geschäfte 24) verlagern sich 
an diesem Tag sehr stark in die Ab endstunden, 25) 
wobei in grenznahen Einkaufszentren die Unterneh- 
men zusätzlich von ausländischen Käufern profitie- 
ren. An Personal für den Abendverkauf mangelt es 
auch nicht, da den daran interessierten Beschäftigten 
für eine Tätigkeit zu dieser Tageszeit ein Anreiz durch 
einen attraktiven Freizeitausgleich sowie durch Lohn- 
zuschläge gegeben wird. Die bisherigen Erfahrun- 
gen mit dem Dienstleistungsabend ermutigen da- 
her zu gesetzlichen Maßnahmen für einen weiterge- 
; henden Abbau der Regulierung der Ladenöffnungs- 
zeiten. 

59 . Die Bestandsaufnahme aller Gründe, die gegen- 
über einer Deregulierung der starren Ladenschlußzei- 
ten ins Feld geführt werden, spricht gegen eine Bei- 
behaltung der Ladenschlußgesetzgebung. Dem La- 
denschlußgesetz von 1956 fehlt, geht man von seiner 
ursprüngüchen Begründung aus, aus heutiger Sicht 
die überzeugende Legitimation: Als Instrument der 
Sozialpolitik hat das Gesetz seine Bedeutung verlo- 
ren; diese Aufgabe wird (wie auch in anderen Län- 
dern mit vergleichbarer Arbeits- und Sozialordnung) 
von speziellem Recht wahrgenommen. Die zweite Be- 
gründung für das Gesetz, die Herstellung der Chan- 
cengleichheit im Wettbewerb für die Unternehmen 
mit Angestellten und die Aufhebung ihrer Benachtei- 
ligung gegenüber solchen Unternehmen ohne Be- 
schäftigte könnte heute schwerlich vorgetragen wer- 
den. Sie unterstellt nämlich ein Schutzbedürfnis der 
im Wettbewerb im allgemeinen überlegenen Be- 
triebsformen des Handels gegenüber kleineren Ein- 
zelhändlern, die in großer Zahl infolge von Konkur- 
renznachteilen aus dem Markt ausgeschieden sind. 
Aber auch ohne eine solche Umformung des ur- 
sprünghchen Schutzgedankens ist nach Auffassung 
der Monopolkommission eine Gesetzgebung zum 
Ausgleich von Wettbewerbsnachteilen einzelner 
Gruppen ordnungspolitisch verfehlt. 

Dagegen haben die Konsumenten ein starkes Inter- 
esse an einer Bedarfsdeckung durch den Einzelhan- 
del auch außerhalb der gesetzlichen Ladenschlußzei- 
ten. Das belegen vor allem die abendliche Nachfrage 
bei Bahnhofsgeschäften, Tankstellen und Kiosken, 
der Einkauf durch Endverbraucher bei den nach La- 
denschluß geöffneten C+C- Großhandelsmärkten so- 
wie in Geschäften mit einer Ausnahmegenehmigung 
(z. B. in der Stuttgarter Klett-Passage). 


23) Dies ist insbesondere in den Ballungsräumen der Innen- 
städte zu beobachten. Für Randlagen, in denen eine „kriti- 
sche Masse" von Verbrauchern am Dienstleistungsabend 
nicht zusammenkommt, könnte sich eine Ladenöffnungszeit 
über 18.30 Uhr hinaus dagegen für einzelne Geschäfte mög- 
hcherweise nicht lohnen. 

24) Erste Zahlen der Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzel- 
handels über Umsatzzuwächse des Einzelhandels im 
4. Quartal 1989 um über 6 Mrd. DM gegenüber dem Vorjahr 
(dies entspricht einer Zunahme von fast 4 %) lassen sich 
nicht allein der abendlichen Ladenöffnung zuschreiben, da 
zusätzlich noch andere Einflüsse (Öffnung der DDR-Grenze, 
Entlastungen durch die Steuerreform) umsatzwirksam ge- 
worden sind. 

25) Nach in der Presse veröffentlichten Umfrageergebnissen be- 
trägt der Umsatzanteil, der auf diese Stunden (von 18.30 bis 
20.30 Uhr) entfällt, etwa ein Viertel der Tagesumsätze. 
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60 . Die Monopolkommission hält die Öffnung der 
Läden an einem Abend in der Woche für keine durch- 
greifende Verbesserung. Die Kommission spricht sich 
für eine ersatzlose Streichung des Ladenschlußgeset- 
zes und eine vollständige Liberalisierung der Laden- 
öffnungszeiten aus. Die bisherigen Erfahrungen mit 
dem Dienstleistungsabend, aber mehr noch der Ver- 
gleich mit den unterschiedhchen Regelungen im Aus- 
land lassen durchweg positive Ergebnisse eines sol- 
chen Dereguherungsschrittes erwarten. Das Heraus- 
finden der Wirtschaf dich günstigsten Verkaufszeiten 
sollte allein dem Markt überlassen bleiben. Eine be- 
sondere Reguherung des Einzelhandels und eine Un- 
gleichbehandlung gegenüber den anderen Dienstlei- 
stungszweigen (Gastronomie, Kinos, öffentlicher Ver- 
kehr) oder der industriellen Produktion läßt sich ord- 
nungspohtisch in keiner Weise rechtfertigen und wi- 
derspricht zudem dem Leitbild des mündigen Bürgers 
bzw. Verbrauchers. Eine Abschaffung des Laden- 
schlußgesetzes bringt nach Auffassung der Monopol- 
kommission mehr individuelle Freiheit, größere per- 
sönhche Gestaltungsmöghchkeiten für alle Marktteil- 
nehmer sowie bessere Chancen für die flexibleren 
Unternehmer innerhalb des fortschreitenden Struk- 
turwandels im Handelsbereich. 

61 . Nach Meinung des Kommissionsmitgheds Haa- 
stert geht die Monopolkommission zu weit, wenn sie 
zur Intensivierung des Wettbewerbs den ersatzlosen 
Wegfall des Ladenschlußgesetzes fordert. Vielmehr 
kommt dem Arbeitsschutzziel dieses Gesetzes auch 
heute noch unverminderte Bedeutung zu durch seine 
Gewährung einer ausreichenden Arbeits- und Nacht- 
ruhe sowie eines zusammenhängenden Wochenen- 
des für das Verkaufspersonal. Wohl mag es sein, daß 
die Reahsierungsformen des Arbeitsschutzziels ge- 
genwärtig überdacht werden können unter stärkerer 
Berücksichtigung von ArbeitswiUigen für flexible Ar- 
beitszeiten und Teilzeitschäftigungen — Arbeitneh- 
mergruppen, die bei der Verabschiedung des Laden- 
schlußgesetzes nicht im Mittelpunkt des Interesses 
gestanden haben. Auch für die Famihenbetriebe ohne 
Fremdpersonal hat sich das Arbeitsschutzziel ausge- 
wirkt, wobei offenbleiben kann, ob sie dies eher als 
Vor- oder Nachteil empfunden haben. Die Arbeitszeit 
ist eben nicht nur Wettbewerbsparameter — beson- 
ders im Handel — , sondern hat auch eine soziale Di- 
mension, und daher sollte ihre Regelung nicht ohne 
angemessene Einbeziehung aller davon Betroffenen 
erfolgen. 


E. Zur Schaffung wettbewerblicher Markt- und 
Unternehmensstrukturen in der DDR 

1. Problemstellung 

62 . In der DDR ist die Umgestaltung der staatlichen 
Planwirtschaft in eine Marktwirtschaft mit dem Ziel 
auf eine baldige Wirtschafts- und Währungsunion bei- 
der deutscher Staaten bereits in vollem Gange. Auf 
die allgemeinen Fragen der Umstrukturierung soll 
hier nicht eingegangen werden. Die Monopolkom- 
mission nimmt im folgenden speziell zu den Wettbe- 
werbsproblemen des Anpassungsprozesses Stellung. 


63 . Im Ergebnis muß die Wettbewerbsordnung der 
DDR mit den wettbewerbhchen Rahmenbedingungen 
in der Bundesrepubhk Deutschland und der EG ver- 
einbar sein. Auch wenn durch die wirtschaftiiche Inte- 
gration die wettbewerbspohtischen Grundentschei- 
dungen vorweggenommen sind, besteht gleichwohl 
in der Phase des Übergangs generell und in einzelnen 
Wirtschaftsbereichen auch fortgesetzt die Möghch- 
keit, Wettbewerbsstrukturen nachhaltig positiv zu be- 
einflussen: 

a) Im Rahmen einer Privatisierung und Entflechtung 
der volkseigenen Betriebe und Kombinate sollten 
rechtzeitig wettbewerbsfördernde Startbedingim- 
gen geschaffen werden. Dies gilt umso mehr für 
Märkte mit hohen Zutrittsbarrieren, da dort wett- 
bewerbshemmende Ausgangssituationen auch 
längerfristig Bestand haben. 

b) Solange für Kooperationen und Zusammen- 
schlüsse zwischen gebietsfremden Unternehmen 
und DDR-Betrieben noch keine allgemeine, bun- 
desdeutschen Maßstäben entsprechende Wettbe- 
werb skontroUe wirksam ist, sollten im Zuge der 
Genehmigungspraxis die längerfristigen Wettbe- 
werbs Wirkungen bereits jetzt volles Gewicht erhal- 
ten. 

c) In Bereichen, in denen in der Bundesrepubhk 
durch staatliche Regulierung und kartellrechtliche 
Ausnahmeregelungen der Wettbewerb beschränkt 
wird, bietet sich für die DDR die Chance, die Rah- 
menbedingimgen hberaler zu gestalten. Es wäre 
ein Fehler, die auch im Hinbhck auf den Standort- 
wettbewerb im europäischen Binnenmarkt nach- 
teiligen bundesdeutschen Strukturen auf gesamt- 
deutscher Ebene fortzuschreiben. 

d) Die Strukturprobleme des Übergangs sind nicht 
durch Wirtschaftssubventionen und Schutz vor 
Wettbewerb zu meistern. Die soziale Absicherung 
kann effizienter in einem System personenbezoge- 
ner Hilfen geregelt werden, das nicht zwischen 
Unternehmen und Wirtschaftsbereichen diskrimi- 
niert. Zusätzliche Eingriffe in den Wettbewerbs- 
prozeß sind nicht erforderhch. 


2. Privatisierung 

64 . Als sogenanntes Volkseigentum befindet sich 
das Produktivvermögen der DDR-Wirtschaft im Aus- 
gangspunkt der Reformen fast vollständig in staath- 
cher Hand. Unabdingbare Voraussetzung für eine 
Marktwirtschaft ist dagegen das Privateigentum an 
den Produktionsmitteln. Die notwendige Anpassung 
der Eigentumsverhältnisse erfordert zweierlei: erstens 
die Institutionahsienmg des Privateigentums an den 
Produktionsmitteln und zweitens die Privatisierung 
des ehemahgen Volkseigentums. 

65 . Eigentum an den Produktionsmitteln, Boden als 
wichtiger Produktionsfaktor mit eingeschlossen, muß 
privat erwerbbar, übertragbar und haftbar sein. Nur 
so ist die wirtschaftliche Selbstbestimmung und Ei- 
genverantwortung und damit auch die Wettbewerbs- 
freiheit zu gewährleisten. Die Institution des Volksei- 
gentums nach dem Muster der DDR erfüllt diese Kri- 
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terien nicht. Sie ist daher für eine Verkehrswirtschaft 
unbrauchbar. 

66. Für eine Privatisierung des Volkseigentums spre- 
chen die folgenden grundsätzlichen Überlegungen: 

— ln dem Maße, in dem die öffentliche Hand wirt- 
schaftlich tätig ist, sind Private davon ausgeschlos- 
sen (Freiheitsargument). 

— Staatliches Wirtschaften kann sich in der Regel mit 
der Effizienz von Märkten nicht messen (Effizienz- 
argument). 

— Eine Kumulation von wirtschaftlicher Macht und 
politischer Entscheidungskompetenz bedroht die 
dezentrale Struktur einer Wettbewerbsordnung 
und gefährdet eine horizontale Gewaltenteilung 
zwischen Staat einerseits und Gesellschaft ande- 
rerseits (Demokratieargument). 

— Eine politische Instrumentalisierung öffentlicher 
Unternehmen läuft in letzter Analyse auf eine Art 
dritter Weg zwischen Marktwirtschaft und Plan- 
wirtschaft hinaus. Davon sollte endgültig Abschied 
genommen werden. Unterstellt man, daß diese öf- 
fentlichen Unternehmen sich in Märkten nicht an- 
ders verhalten als private Unternehmen, sind sie 
ohnehin überflüssig. 

67. Die bereits in Angriff genommene Umwandlung 
volkseigener Betriebe in Kapitalgesellschaften 26) 
stellt lediglich einen ersten Schritt zur Privatisierung 
der Staatsbetriebe dar. Hinzukommen muß als logi- 
sche Konsequenz die Veräußerung an private Eigen- 
tümer. Die Ausgabe von Anteilsscheinen allein ist un- 
zureichend. Eigentümern muß grundsätzlich die tat- 
sächhche Einflußnahme auf die Unternehmenspolitik 
möglich sein. 

68. Jeder Eigentumsübertragung entspricht eine 
Wertsteigerung der gehandelten Ressourcen. Diese 
versetzt den Erwerber letztlich in die Lage, einen Preis 
zu bieten, der den ursprünglichen Eigentümer zum 
Verkauf veranlaßt. Die Handelbarkeit der Eigentums- 
rechte sorgt daher am ehesten dafür, daß die Verfü- 
gungsgewalt zu den Personen gelangt, in deren 
Händen die Untemehmensressourcen die höchste 
Produktivität erzielen. Ein Verzicht auf eine konse- 
quente Privatisierung des vorhandenen Produktivver- 
mögens würde die Wettbewerbschancen der beste- 
henden Betriebe deutlich mindern und die Sicherheit 
der Arbeitsplätze zusätzlich gefährden. 

Die Produktivitätsgewinne durch Privatisierung tre- 
ten auch dort auf, wo Eigentümer nicht selbst das 
Unternehmen leiten, sondern wesentliche Aufgaben 
an ein spezialisiertes Management delegiert haben, 
wie dies in vielen Kapitalgesellschaften der Fall ist. 
Die zentrale Funktion des Eigentümers besteht hier in 
der Kontrolle des Managements: es muß verhindert 
werden, daß sich die Manager zu Lasten der Unter- 
nehmenssubstanz bereichern, und es ist dafür Sorge 


26) Die rechtliche Grundlage sind die Verordnung zur Um- 
wandlung von volkseigenen Betrieben, Kombinaten und 
Einrichtungen in Kapitalgesellschaften vom 1. März 1990 
und der Beschluß zur Gründung der Anstalt zur treuhände- 
rischen Verwaltung des Volkseigentums (Treuhandanstalt) 
vom 1. März 1990, GBl. DDR I Nr. 14, S. 10? ff. 


ZU tragen, daß Manager, wenn sie ihrer Aufgabe nicht 
gewachsen sind, durch fähigere ersetzt werden. 

Die Umwandlung der Staatsbetriebe in Kapitalgesell- 
schaften bietet allein keine befriedigende Lösung, um 
das Vakuum der entfallenden staatlichen Manage- 
mentkontrolle zu füllen. Die von der Treuhandgesell- 
schaft eingesetzten Gesellschafter besitzen keine Ei- 
gentümerinteressen. Dagegen wird den Erwerbern 
von Anteilsscheinen, die letztlich das Untemehmens- 
risiko tragen, die Wahrnehmung der Eigentümerfunk- 
tion verwehrt. 

69. Allein die Veräußerung an Dritte kann sicher- 
stellen, daß sich der Staat in letzter Konsequenz aus 
der unternehmenspolitischen Verantwortung zurück- 
zieht. Der Wettbewerb auf den Gütermärkten eröffnet 
dem Management der Betriebe neue Chancen, setzt 
es aber auch unter stärkere Anpassungszwänge. So- 
fern der Fortbestand des Unternehmens im Struktur- 
wandel in Gefahr gerät, ist nicht auszuschließen, daß 
Forderungen nach Subventionen und Wettbewerbs- 
schutz laut werden. Diesen Ansprüchen wird sich der 
Staat weniger erwehren können, solange er selbst 
mittelbar im Gewand der Treuhandgesellschaft als 
öffentlich-rechtlicher Institution die Untemehmens- 
geschicke mitverantwortet Ein Nachgeben gegen- 
über Unterstützungsforderungen aber würde zu Wett- 
bewerbsverzerrungen führen und die Funktionsfähig- 
keit der Märkte beeinträchtigen. 

70. Eine konsequente Privatisierung schafft nicht 
nur Grundbedingungen für Wettbewerbsfreiheit, sie 
führt dem Staat auch Einnahmen zu, die seine Hand- 
lungsspielräume bei der Erfüllung anderer Aufgaben 
erweitern: die Erneuerung und den Ausbau der Infra- 
struktur, die sozialpolitische Absicherung der Refor- 
men durch direkte Einkommenstransfers, die Dek- 
kung von Ausgleichsforderungen bei einer gespalte- 
nen Währungsumstellung von Sparguthaben und Un- 
ternehmensschulden und ähnliches. 

Sowohl wettbewerbliche als auch fiskalische Gründe 
sprechen dafür, den Kreis potentieller Eigentümer 
weitestgehend offen zu halten. Erstens können hö- 
here Preisgebote erzielt werden. Zweitens erhöht sich 
die Wahrscheinlichkeit, daß die Untemehmensres- 
sourcen in die Verfügungsgewalt des produktivsten 
Eigentümers gelangen, wodurch die Wettbewerbs- 
chance der Unternehmen verbessert wird. Drittens 
vermeidet man, daß vom Erwerb ausgeschlossene In- 
teressenten eventuell auf anderem Wege und dann in 
Konkurrenz zu dem DDR-Betrieb auf den Markt drän- 
gen; dies würde den Anpassungsdmck auf die Be- 
triebe zusätzlich erhöhen. 


3. Entflechtung 

71. Die durch das Regime der Planwirtschaft be- 
dingte Zentralisiemng der Entscheidungs- und Kon- 
troUbefugnisse spiegelt sich in der hochkonzentrier- 
ten Organisation der Wirtschaft wieder. Im Bereich 
der Industrie brachte die seit Anfang der 70er Jahre 
verstärkt betriebene Bildung von Kombinaten eine 
deutliche Straffung der zentralistischen Organisati- 
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onsstruktur.2'?) Sie wurde durch eine starke Konzen- 
tration auf der Betriebsebene ergänzt.^s) Die Produk- 
tion ist weitgehend monopolisiert Auch in anderen 
Wirtschaftsbereichen etwa im Handels-, Versiche- 
rungs- oder Transportgewerbe herrschen monopoli- 
stische Strukturen vor. 

72. Angesichts der hohen Konzentration der Wirt- 
schaft im Ausgangspunkt der Reformen stellt sich im 
Rahmen der Privatisierung auch die Frage nach einer 
Entflechtung der Kombinate und Versorgungsunter- 
nehmen. Sie erscheint insbesondere in Wirtschaftsbe- 
reichen erforderlich, wo aufgrund hoher Marktzu- 
trittsschranken übernommene Monopolstrukturen 
auch nach einer Wirtschaftsintegration nur einem ge- 
ringen Wettbewerbsdruck unterliegen. 

So sind beispielsweise in der Baustoffindustrie dem 
räumlichen Wettbewerb aufgrund der Transportko- 
stenintensität der Güter (Zement, Kies, Steine, Erden, 
Bitumen) enge Grenzen gesetzt. Besondere Zugangs- 
probleme ergeben sich auch dort, wo der Markterfolg 
ein flächendeckendes Filialnetz voraussetzt. Die 
Übertragung des staatlichen Versicherungsunterneh- 
mens, des Tankstellennetzes oder der HO-Einzelhan- 
delskette auf jeweils ein privates Nachfolgeuntemeh- 
men würde diesem Startvorteile verschaffen, die auch 
nach einer Marktöffnung nachhaltig die Wettbe- 
werbschancen nachfolgender Unternehmen mindern 
würden. 

73. Erfahrungen in der Bundesrepublik Deutschland 
mit Entflechtungen sind begrenzt. Am umfangreich- 
sten sind die praktischen Erkenntnisse aus der Neuor- 
ganisation der Eisen- und Stahlindustrie nach 1947, 
die im Rahmen der alliierten Entflechtungspolitik vor- 
genommen wurde. 29) Verfahrenstechnische Probleme 
einer Entflechtung, wie die Regelung der Eigentums- 
verhältnisse, die Bewertung und Zuordnung von Ver- 
mögenswerten, die Bildung lebensfähiger Wirt- 
schaftseinheiten usw., werden durch die besondere 
Ausgangslage der DDR erleichtert. Bei der Umwand- 
lung und Privatisierung sind die Betriebe ohnehin neu 
zu bewerten. Die Eigentumsverhältnisse stehen eben- 
falls zur Disposition. Da die Kombinatsbildung und die 
Konzentration auf der Betriebsebene noch nicht allzu- 
lange zurückliegen, dürften oft noch „Bruchlinien" 
vorhanden sein, an denen eine Entflechtung ansetzen 
kann. Dies gilt insbesondere für Kombinatsbetriebe, 
die partiell selbständige Wirtschaftseinheiten und 
Adressaten zentraler Plan- und Bilanzentscheidungen 
geblieben sind. Bei der Bildung lebensfähiger Unter- 
nehmensgrößen bietet sich eine Orientierung an den 
Strukturen an, wie sie auf Vergleichsmärkten in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehen. 


27) Die Industrieproduktion war 1989 in 126 zentral- und 95 be- 
zirksgeleiteten Kombinaten zusammengefaßt. Erstere um- 
faßten zuletzt bis zu 30 Betriebe und beschäftigten im Durch- 
schnitt 25 000 Personen; letztere erreichten eine durch- 
schnittliche Beschäftigtenzahl von 2 000 Personen. 

28) Die Anzahl der Kombinatsbetriebe ging von 10 700 im Jahr 
1972 auf weniger als ein Drittel, nämlich 3.400, im Jahr 1988 
zurück. 

29) Vgl. Stahltreuhändervereinigung, Die Neuordnung der Ei- 
sen- und Stahlindustrie im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, München/Berlin 1954. 


74. In vielen Bereichen werden nach einer Wirt- 
schaftsintegration ursprüngliche Monopolstellungen 
auch angesichts der Strukturprobleme der DDR-Be- 
triebe nicht länger erhalten bleiben. Dies trifft vor 
allem bei handelbaren Gütern zu, bei denen die 
Standortvorteile lokaler Anbieter wenig ins Gewicht 
fallen. Auch wenn in diesen Bereichen kein zwingen- 
der Bedarf an einer aktiven staatüchen Entflechtungs- 
politik besteht, kann der Dekonzentrationsprozeß hier 
gleichfalls durch entsprechende Rahmenbedingun- 
gen unterstützt werden. 

75. So sollten im Zusammenhang mit der Privatisie- 
rung der Kombinate Möglichkeiten zu einer Dezentra- 
lisierung grundsätzlich offen gehalten werden. Dies 
kann dadurch geschehen, daß im Vorfeld der Veräu- 
ßerung Entflechtungsbestrebungen der Kombinats- 
leitung oder einzelner Betriebe unterstützt werden. 
Das Kombinatskonzept, das darauf abzielte, die güter- 
wirtschaftliche Verflechtung zwischen verschiedenen 
Kombinaten zur Erleichterung einer zentralen Wirt- 
schaftssteuerung zu minimieren, steht einer sinnvol- 
len vertikalen Arbeitsteilung zwischen den Betrieben 
im Wege. Allein aus Gründen der Wettbewerbsfähig- 
keit wird daher ein Abbau der vertikalen Konzentra- 
tion erforderlich sein. 

Bei der Veräußerung sollte Käufern die Möghchkeit 
gegeben werden, einzelne Betriebe oder Betrieb steile 
zu erwerben. Private Eigentümer sollten nicht durch 
Auflagen an einer späteren Umstrukturierung der Un- 
ternehmen gehindert werden. 

76. Entflechtungen sind dort verzichtbar, wo Wett- 
bewerb von außen rasch wirksam wird. Die Kontrolle 
ursprünghcher Monopolisten durch neue Wettbewer- 
ber darf daher nicht durch künstliche Zugangsschran- 
ken behindert werden. Hierbei kommt der Niederlas- 
sungsfreiheit gebietsfremder Unternehmen eine zen- 
trale Bedeutung zu. Um sie zu gewährleisten, muß 
insbesondere der private Erwerb und die freie Nut- 
zung von Grundstücken möghch sein. 


4. Wettbewerbskontrolle in die Zukunft hinein 

77. Die Integration der DDR-Wirtschaft in den Pro- 
zeß der internationalen Arbeitsteilung erfordert die 
Modernisierung des größten Teils der Produktionska- 
pazitäten. Stillegungen zahlreicher Betriebe sind 
nicht auszuschließen. Im Rahmen des notwendigen 
Strukturwandels werden ihnen allerdings Neugrün- 
dungen gegenüberstehen. 

78. Bei der Bewältigung der Anpassungsprobleme 
kommt der Kapitalzufuhr aus der Bundesrepubhk 
Deutschland und dem übrigen Ausland eine zentrale 
Bedeutung zu. Sofern Direktinvestitionen gebiets- 
fremder Unternehmen über Kooperationen oder Zu- 
sammenschlüsse mit Betrieben in der DDR erfolgen, 
stellt sich aus wettbewerbspohtischer Sicht die Frage, 
ob dadurch marktbeherrschende Stellungen entste- 
hen oder verstärkt werden. Eine entsprechende Wett- 
bewerb skontrolle obliegt sowohl der DDR als auch der 
Bundesrepublik, solange sie noch getrennte Staaten 
sind. 
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79. Für Wettbewerbsfragen ist in der DDR seit dem 
18. April 1990 das Amt für Wettbewerbsschutz zustän- 
dig. Die Zusammenarbeit mit dem Bundeskartellamt 
ist begrüßenswert, um das vorhandene Erfahrungsde- 
fizit der neuen DDR-Behörde abzubauen. Das noch 
auf Einzelfallentscheidungen beruhende Regelungs- 
system sollte rasch auf eine abstrakt-generelle Ge- 
setzesbasis umgestellt werden. Es besteht die Absicht, 
das bundesdeutsche GWB weitgehend zu überneh- 
men, allerdings mit einer gelockerten Fusionskon- 
trolle. Demnach soll die automatische Untersagung 
von Zusammenschlüssen, die zur Entstehung oder 
Verstärkung marktbeherrschender Stellungen füh- 
ren, entfallen und durch eine Kann- Vorschrift ersetzt 
werden. 

80. Der Verzicht auf eine den Maßstäben des GWB 
entsprechende Fusionskontrolle ist bedenklich. Einer- 
seits zeigt die bundesdeutsche Praxis, daß Beteiligun- 
gen marktbeherrschender Unternehmen unter dem 
Aspekt der Sanierung des zu erwerbenden Unterneh- 
mens prinzipiell möglich sind. Dem strukturellen An- 
passungsprozeß förderhche Fusionen sind daher 
grundsätzhch nicht ausgeschlossen. Andererseits 
schafft eine Kann-Vorschrift unkontroUierbare Ermes- 
sensspielräume und lädt Interessengruppen zur Ein- 
flußnahme auf die Entscheidungsfindung ein. Damit 
läßt sich den Grundsätzen der Rechtssicherheit und 
-gleichheit nur schwer Rechnung tragen. 

81. Von seiten der Bundesrepubhk besteht zum ei- 
nen im Rahmen der Genehmigung der Deutschen 
Bundesbank vom 14, Februar 1990 über Direktinvesti- 
tionen bundesdeutscher Unternehmen in der DDR die 
Möghchkeit zur Kontrolle von Vorhaben mit wettbe- 
werbsbeschränkender Wirkung. Es ist allerdings 
zweifelhaft, ob die devisenrechtiich bestimmte Er- 
mächtigungsgrundlage der Deutschen Bundesbank 
eine Berücksichtigung Wettbewerb spohtischer Ziel- 
setzungen überhaupt gestattet. Zudem wird die Vor- 
schrift mit Herstellung der Währungsunion hinfälhg. 

82. Eine Kontrolle ist zum andern auch in der An- 
wendung des geltenden GWB seitens des Bundeskar- 
tellamtes möglich. Unstreitig ist, daß Aktivitäten bun- 
desdeutscher Unternehmen in der DDR grundsätzlich 
bundesdeutschem Kartellrecht unterfallen, wenn von 
ihnen Rückwirkungen auf den Geltungsbereich des 
GWB, also auf die Bundesrepubhk ausgehen. Von die- 
sem Instrument sollte Gebrauch gemacht werden. Die 
Kartellbehörden können dabei im Wege ihres Auf- 
greifermessens berücksichtigen, ob sich die wettbe- 
werbsrechthche Bewertung eines Vorganges verän- 
dert, wenn nicht von dem Teilgebiet Bundesrepublik 
sondern von einem zukünftigen einheitiichen 
Deutschland ausgegangen wird. Materiell erhebhch 
ist in erster Linie der Gesichtspunkt einer Beschrän- 
kung des potentiellen Wettbewerbs (bei § 1 GWB wie 
unter dem Aspekt einer Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellung nach § 24 Abs. 1 GWB). 

83. Vorschnell resignative Äußerungen, wonach 
etwa eine Anwendung der Zusammenschlußkontrolle 
regelmäßig mit Rücksicht auf eine Sanierungsfusion 
eines DDR-Untemehmens ausscheide, sind nicht zu- 
treffend. Nach der mittlerweile erreichten Rechtsan- 
wendungspraxis ist eine solche Überlegung nur kon- 
zipierbar, wenn es außerhalb der konkret in Frage ste- 


henden Fusion keinerlei andere Optionen gibt. Insbe- 
sondere sollten folgende Möghchkeiten geprüft wer- 
den: 

— Kommen anstelle des Marktführers in der Bundes- 
republik Deutschland auch andere Kooperations- 
partner in Betracht? 

— Verfügt der DDR-Betrieb (beispielsweise) über 
Lieferbeziehungen mit Ostblockstaaten, die ihm 
zumindest vorübergehend Marktpositionen si- 
chern und damit Zeit für eine Eigensanierung ver- 
schaffen? 

84. Die Monopolkommission hält es nach den ge- 
nannten Überlegungen für möghch, daß ein Zusam- 
menschluß der Daimler-Benz AG mit dem einzigen 
Lastwagenhersteller der DDR ebenso gegen § 24 
Abs. 1 GWB verstößt wie ein Zusammenschluß der 
Lufthansa AG mit dem DDR-Monopol-Unternehmen 
Interflug. Ähnhch bedenklich ist eine vollständige 
Übernahme des staatlichen Versicherungsmonopols 
durch den westdeutschen Marktführer AUianz. 

85. Der aktuelle Eifer der Manager aus der DDR, 
Kooperationen mit westdeutschen Unternehmen ein- 
zugehen, hängt sicherhch auch damit zusammen, daß 
zur Zeit keine anderen Wege für einen Kapital^ und 
Know-how-Transfer aus dem Ausland gangbar sind. 
Hier ist vor allem der Gesetzgeber in Ostberlin ge- 
fragt, möglichst rasch Vorkehrungen für ein Aktiv- 
werden privater Banken und Beratungsuntemehmen 
zu schaffen, um so die Optionen der DDR-Betriebe bei 
der Modernisierung der Produktionsanlagen zu er- 
weitern. 

86. Die Frage , inwieweit ein Engagement marktstar- 
ker bundesdeutscher Unternehmen zu Monopolstel- 
lungen auf dem Gebiet der DDR führen kann, wird 
nicht zuletzt durch die Rahmenbedingungen und das 
damit gesicherte Niveau des Binnen- und Außenwett- 
bewerbs bestimmt. Entflechtungen der Kombinate 
und die rasche Niederlassungsfreiheit gebietsfremder 
Unternehmen können die Gefahr monopolistischer 
Strukturen wesentlich mindern. 


5. Chancen einer Neuordnung 

87. Das Prinzip der Gewerbe- und Wettbewerbsfrei- 
heit wird in der Bundesrepublik in zahlreichen Wirt- 
schaftsbereichen durch staatliche Marktzugangs- 
beschränkungen sowie Eingriffe in die private Ver- 
tragsautonomie durchbrochen. Beispiele sind das 
Post- und Telekommunikationswesen, die Energie- 
wirtschaft, das Verkehrs- und Versicherungsgewerbe 
oder der Medienbereich. 

88. Die Monopolkommission hat sich wiederholt kri- 
tisch zu den Wettbewerbsdefiziten in den regulierten 
Sektoren geäußert.^oj gg fehlt meist an einer ökonomi- 
schen Begründung. Die Reguherung dient häufig der 
Wahrung der Partikularinteressen einzelner Gruppen. 
Die vorgeschobenen gemeinwirtschaftiichen Reguhe- 

30) Vgl. zuletzt zur Versicherungswirtschaft Monopolkommis- 
sion, Hauptgutachten 1986/1987, a.a.O., Tz. 542 ff; zur Ver- 
kehrswirtschaft äußert sich die Monopolkommission in Kapi- 
tel VI dieses Hauptgutachtens. 
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rungsziele lassen sich im allgemeinen effizienter ohne 
Wettbewerbsbeschränkungen und gruppenspezifi- 
sche Bevorteilungen verwirklichen. Die gewählten In- 
strumente stehen schließlich auch in Konflikt zu ei- 
nem zukünftigen europäischen Binnenmarkt. Viele 
der Privilegien werden sich hier nach der vollständi- 
gen Verwirklichung des freien Güter- und Dienstlei- 
stungsverkehrs und der Niederlassungsfreiheit als 
standortspezifische Wettbewerbsnachteile erweisen. 

89. Für die DDR- Wirtschaft wäre es von Nachteil, 
würden solche Strukturen in den genannten Berei- 
chen übernommen. Es sollte die Chance genutzt wer- 
den, auch hier den Grundsatz der Wettbewerbsfrei- 
heit weitestgehend zu realisieren. Da ein Status-Quo 
bestehender Privilegien, der in der Bundesrepublik 
eine notwendige Deregulierung behindert, in der 
DDR nicht gegeben ist, wäre eine entsprechende 
Neuordnung vergleichsweise geringen politischen 
Widerständen ausgesetzt. Sie würde dagegen im Er- 
gebnis den Konsumenten mehr Wahlmöglichkeiten 
zu günstigeren Bedingungen verschaffen und im Hin- 
blick auf den europäischen Binnenmarkt zu einer vor- 
teilhaften Ausgangslage im Standortwettbewerb ver- 
helfen. 

90. Das Argument, die Übernahme bundesdeut- 
scher Regelungen erlaube die schnellste und einfach- 
ste Lösung angesichts einer baldigen Wirtschafts- und 
Währungsunion, ist hier nicht stichhaltig. Liberale 
Marktordnungen erfordern allemal weniger admini- 
strativen Aufwand als mit Spezialgesetzen kontrollier- 
ter Wettbewerb. Außerdem bietet sich im Hinblick auf 
die konkrete Ausgestaltung eine Orientierung an den 
wettbewerbskonformeren Marktordnungen anderer 
Länder an. 

91. Auch der Ein wand, daß Wettbewerbsbedingun- 
gen in einem einheitlichen Wirtschaftsraum vollstän- 
dig angeglichen sein müßten, gilt nicht pauschal So 
ließe sich in der DDR die Post durchaus privatwirt- 
schaftlich organisieren. Dies trifft auch auf die Bahn 
zu. Hier wäre dann eine Trennung von Netzträger- 
schaft und Betrieb, wie sie auch für die Bundesbahn 
gefordert wird, notwendig. Im Energiebereich sollten 
die bestehenden dezentralen Strukturen zwischen Er- 
zeugung, Netzträgerschaft und regionalem Vertrieb 
erhalten bleiben. Eine Medienordnung, die privaten 
Anbietern gegenüber öffentlich-rechtlichen Anstalten 
mehr Handlungsfreiheit gewährt, könnte neben bun- 
desdeutschen Regelungen ebenfalls bestehen. Im 
Versicherungs- und Verkehrsgewerbe könnte eine 
Neuordnung in der DDR notwendigen Reformen in 
der Bundesrepublik neuen Antrieb verschaffen. 


6. Gefahren staatlicher Strukturpolitik 

92. Der auf die DDR- Wirtschaft zukommende struk- 
turelle Anpassungsprozeß ist erheblich. Mit der Öff- 
nung und Integration der Märkte müssen die kompa- 
rativen Vorteile im internationalen Wettbewerb neu 
gefunden werden. Mit der Währungsunion entfällt die 
Option einer allmählichen Eingliederung über varia- 
ble Wechselkurse. 


93. Die Entscheidung für eine Marktwirtschaft be- 
deutet, daß die Bewältigung des Strukturwandels 
grundsätzlich der Privatinitiative überlassen wird. 
Dies ist auch richtig so; denn die Vorstellung, der 
Übergang einer Planwirtschaft in eine Marktwirt- 
schaft sei planbar bzw. im einzelnen steuerbar, ist 
falsch. Die Wettbewerbsfreiheit stellt sicher, daß vor- 
handene Marktchancen rasch genutzt werden. Die 
Privatisierung des Untemehmensrisikos und der 
Wettbewerb gewährleisten eine effiziente Kontrolle 
darüber, daß falsche Entscheidungen vermieden bzw. 
revidiert werden. 

94. Sicherlich wird in der Übergangsphase die Ver- 
suchung groß sein, durch staatliche Wirtschaftshilfen 
direkt den strukturellen Anpassungsprozeß zu beein- 
flussen; dies gilt umso mehr, als Unternehmen und 
Verbände selbst entsprechende Forderungen erhe- 
ben werden. Unternehmens- bzw. sektorenspezifi- 
sche Strukturhilfen sind jedoch mit schwerwiegenden 
Mängeln behaftet: 

— Die Unterstützung bestehender Strukturen behin- 
dert zwangsläufig das Entstehen von Neuem. 
Staatliche Wirtschaftshilfen greifen daher immer, 
bewußt oder unbewußt, lenkend in den Struktur- 
wandel ein. Der wettbewerbliche Suchprozeß wird 
dadurch behindert. 

— Da die Verluste aufgrund untemehmenspolitischer 
Fehlentscheidungen durch staatliche Subventio- 
nen sozialisiert werden, wird ein wichtiger markt- 
wirtschaftlicher Kontrollmechanismus außer Kraft 
gesetzt. 

“ Die Erfahrung zeigt, daß einmal gewährte berufs- 
oder sektorenspezifische Begünstigungen im poli- 
tischen Prozeß nur schwer reversibel sind. Die Bud- 
getspielräume des Staates werden daher auf Dauer 
beschränkt. 

95. Es steht außer Zweifel, daß der rasche Struktur- 
wandel in besonderem Maße einer staatlichen Umver- 
teilungspolitik bedarf, um Einkommensverluste be- 
nachteiligter Gruppen auszugleichen. Die soziale Ab- 
sicherung kann jedoch ohne Eingriffe in den Wettbe- 
werbsprozeß erfolgen. Dies geschieht durch direkte 
Transferzahlungen an einkommensschwache Perso- 
nenkreise. Da hierbei nicht zwischen Untemehmens- 
und Wirtschaftsbereichszugehörigkeit diskriminiert 
wird, wird der wettbewerbliche Suchprozeß nicht be- 
hindert. Im Gegensatz zu strukturellen Wirtschaftshil- 
fen, die zusätzliche Einzelgesetze erfordern, lassen 
sich personenbezogene Unterstützungen außerdem 
im Rahmen eines allgemeinen Sozialsystems regeln. 
Ein besonderer Gesetzes- und Verwaltungsaufwand 
entfällt. 


F. Zusammenfassung der Ergebnisse 

1. Stand und Entwicklung der 

Angebotskonzentration in den Güterklassen des 
Produzierenden Gewerbes 

96. Die Monopolkommission stellt seit ihrem Vierten 
Hauptgutachten 1980/1981 den Stand und die Ent- 
wicklung der Angebotskonzentration auf der Basis der 
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amtlichen Produktionsstatistik schematisch nach vier- 
stelligen Güterklassen dar. Diese bilden eine gewisse, 
aber noch unzureichende Annäherung an relevante 
Märkte. Die Annäherung könnte dadurch verbessert 
werden, daß Güter mit ähnüchen Verwendungszwek- 
ken zusammengeführt und heterogene Güterklassen 
disaggregiert werden. (Tz. 219, 220, 225) 

Um den Umfang der empirischen Untersuchung zu 
begrenzen, wertet die Monopolkommission lediglich 
die nach ihrem Produktionswert 300 größten Güfer- 
klassen, d. h. etwa ein Drittel der verfügbaren Ge- 
samtzahl, aus. Dadurch werden allerdings nicht alle 
Güterbereiche repräsentativ erfaßt. (Tz. 226) 

Die ausschließliche und schematische Übernahme 
amtlicher statistischer Ergebnisse führt teilweise zu 
erheblichen systematischen Verzerrungen, die der 
wettbewerbspolitischen Relevanz der empirischen 
Auswertungen entgegenstehen. Die Monopolkom- 
mission hat in ihrem letzten Hauptgutachten ein Kon- 
zept veröffentlicht, mit dessen Hilfe die Aufbereitung 
der verwendeten Datenbasis sukzessiv verbessert 
werden könnte, (Tz. 221) 

97. Als Konzentrationsmaße verwendet die Mono- 
polkommission die Anteilswerte der jeweils 3, 6, 10, 25 
und 50 größten Anbieter in einer Güterklasse, den 
Hirschman-Herfindahl-Index sowie den hieraus ab- 
geleiteten Variationskoeffizienten, jeweils gemessen 
am Wert der Absatzproduktion. (Tz. 229-233) 

Die Monopolkommission wendet die Konzentrations- 
maße parallel an und stellt die Ergebnisse nebenein- 
ander. Für das Berichtsjahr 1988 wird die Angebots- 
konzentration im Bergbau und Verarbeitenden Ge- 
werbe wie folgt charakterisiert. 

98. Der Anteü der drei größten Anbieter einer Güter- 
klasse am Produktions wert beträgt im Berichtsjahr 
1988 für 298 ausgewählte Güterklassen durchschnitt- 
lich 38,7 %. In sieben Güterklassen ist die Konzentra- 
tionsrate der drei größten Anbieter höher als 90 %, in 
89 Güterklassen höher als 50 % und in 15 Güterklas- 
sen niedriger als 10 %. (Tz, 236-238) 


Mißt man die absolute Konzentration in den Güter- 
klassen anhand des Hirschman-Herfindahl-Index 
(xlO.OOO), so weisen von 300 Güterklassen 54 einen 
Wert von über 1 800 auf, 53 Güterklassen einen Wert 
zwischen 1 800 und 1 000 und 193 einen Wert unter 
1.000. (Tz. 241) 

Die Monopolkommission bewertet diese Ergebnisse 
wettbewerbspolitisch nicht. Doch werden beispiels- 
weise nach den US-amerikanischen Antitrust-Richtli- 
nien Märkte mit einem Hirschman-Herfindahl-Index 
von über 1 800 Punkten als hoch konzentriert, zwi- 
schen 1 800 und 1 000 als mäßig und unter 1 000 
Punkten als gering oder nicht konzentriert betrachtet. 
(Tz. 241) 

99. Zur Charakterisierung der kurzfristigen Konzen- 
trationsentwicklung während der vorangehenden 
zwei Jahre führt die Monopolkommission einen Zeit- 
vergleich verschiedener Konzentrationsmaße im Be- 
richtsjahr 1988 gegenüber 1986 durch. Entscheidend 
erscheint der Kommission die Anzahl der Güterklas- 
sen, in denen der absolute Konzentrationsgrad gestie- 
gen, gesunken oder etwa gleich geblieben ist. Da die 
verschiedenen Konzentrationsmaße zu unterschiedh- 
chen Berechnungsergebnissen führen, werden die 
Güterklassen zusammenfassend danach gegliedert, 
ob die Veränderungen der einzelnen Konzentrations- 
maße in die gleiche Richtung weisen. Eine Übersicht 
über die Ergebnisse des kurzfristigen Zeitvergleichs 
1988/1986 enthält die folgende Tabelle 1. 

Die Ergebnisse des kurzfristigen Zeitvergleichs der 
absoluten Konzentrationsgrade 1988/1986 entspre- 
chen dem bereits in den letzten Hauptgutachten ge- 
wonnen Eindruck, daß die Anzahl der Güterklassen 
mit steigenden bzw. mit sinkenden Konzentrations- 
grad etwa gleich stark ist . 

Eine Beschränkung auf die Anzahl der jeweils betrof- 
fenen Güterklassen als alleiniges Beurteilungskrite- 
rium ist nicht unproblematisch. Nähere für die Wett- 
bewerb spolitische Relevanz der Ergebnisse notwen- 
dige Untersuchungen sind noch zu leisten. Diese be- 


Tabelle 1 

Kurzfristiger Zeitvergleich 1988/1986 des Konzentrationsgrades nach der Anzahl der Güterklassen 

im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 


Anzahl der 
Güterklassen 

Maßzahlen 
der Konzentration 

Konzentrationsgrad im Zeitvergleich 

1988/1986 

insgesamt 4) 

gestiegen 

gesunken 

konstant^) 

ohne 

Angaben 2) 

nicht 

einheitlich 3) 

1 

Konzentrationsrate CR-3 .... 

106 

119 

69 

6 

- 


2 

Konzentrationsrate CR- 10 . . . 

104 

103 

91 

2 

— 

300 

3 

Hirschmann- Herfindahl-Index 

105 

128 

66 

1 

- 


Maßzahlen Nr. 1 — 3 gemeinsam . . 

65 

71 

17 

9 

138 



1) Änderung der Konzentrationsmaße iimerhalb der Bereiche: 
-0.5<CR-3<0.5| -0.5<CR-10<0.5; -10<H<10. 

2) Ohne Angaben aufgrund statistischer Geheimhaltung. 

3) Änderungsrichtung der Konzentrationsmaße nicht einheitlich. 

4) Ausgewählte größte Güterklasse nach dem Wert der Absatzproduktion. 
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treffen vor allem das Ausgangsniveau der Konzentra- 
tionsentwicklung in den einzelnen Güterklassen, die 
Stärke der Veränderung, den Zusammenhang mit der 
Größe der Güterklassen und der Anzahl der Anbieter. 
Aufschlußreich sind bei einer parallelen Anwendung 
verschiedener Konzentrationsmaße die auftretenden 
Unterschiede, die Rückschlüsse auf die Veränderung 
der Anbieterstruktur innerhalb der Größenklassen zu- 
lassen. Von entscheidender Bedeutung erscheint je- 
doch, im Lichte eines theoretischen Konzepts die Ent- 
wicklung des Wettbewerbsprozesses in den Güter- 
klassen selbst zu charakterisieren und hierzu die Stufe 
der Güterproduktion im volkswirtschaftiichen Pro- 
duktionsprozeß, die konjunkturelle Phase, die Grö- 
ßenstruktur der Anbieter, die Diversifikation der Un- 
ternehmen in verschiedene Güterklassen, ihre Au- 
ßenhandelsverflechtung, die Zu- imd Abgänge von 
Anbietern sowie die Existenz kleiner und mittlerer 
Anbieter zu berücksichtigen. (Tz. 256-260) 

100. Neben dem kurzfristigen Zeitvergleich führt 
die Monopolkommission nach dem gleichen Schema 
einen mittelfristigen Zeitvergleich verschiedener ab- 
soluter Konzentrationsgrade im Berichtsjahr 1988 ge- 
genüber 1978 durch. Die unterschiedlichen Ergeb- 
nisse der einzelnen Maßzahlen werden einander ge- 
genübergestellt und im Hinbhck auf eine gemein- 
same mittelfristige Tendenz zusammengefaßt. Eine 
Übersicht über die Anzahl der Güterklassen, deren 
Konzentrationsgrad im mittelfristigen Zeitvergleich 
1988 gegenüber 1978 höher, niedriger oder konstant 
geblieben ist, enthält Tabelle 2. 

Es hat den Anschein, daß mittelfristig die Anzahl der 
Güterklassen mit vergleichsweise höherem Konzen- 
trationsgrad größer ist, als die mit lüedrigerem. Der 
Anteil der Güterklassen mit zeitlich vergleichbaren 
Angaben ist aber für eine statistisch gesicherte Aus- 
sage zu klein. 

Für wettbewerbspolitische Schlußfolgerungen reicht 
die voranstehende Übersicht nicht aus. Hierzu ist, ent- 
sprechend dem kurzfristigen Zeitvergleich, eine nä- 
here Analyse notwendig. Bei einem mittelfristigen 


Zeitvergleich ist insbesondere die zwischenzeitliche 
Entwicklung zu berücksichtigen, um den Trend der 
Entwicklung in den Güterklassen des Bergbaus und 
des Verarbeitenden Gewerbes seit 1978 zu erkennen. 
(Tz, 269-272) 


2. Stand und Entwicklung der Unternehmens- und 
Betriebskonzentration in den 
Wirtschaftsbereichen des Produzierenden 
Gewerbes 

1 01 . Die Monopolkommission schreibt auch in ihrem 
vorliegenden Achten Hauptgutachten 1988/1989 eine 
Konzeption der Konzentrationsberichterstattung für 
das Produzierende Gewerbe fort, die sie bereits in 
ihrem Ersten Hauptgutachten 1973/1975 entwickelt 
und im Vierten Hauptgutachten 1980/1981 erweitert 
hat (Tz. 273) 

Zur Erweiterung der Konzentrationsstatistik über das 
Produzierende Gewerbe hinaus auf den Handel veröf- 
fentlicht die Monopolkommission erste Ergebnisse zur 
Konzentration der Konzerne im Großhandel 1988/ 
1989. (Tz. 334-341) 

102. Die Datenbasis für das Produzierende Gewerbe 
stützt sich ausschließhch auf Sonderaufbereitungen, 
die das Statistische Bundesamt für die Monopolkom- 
mission durchführt. Diese wertet die amtliche Statistik 
nach den 41 bzw. 35 zweistelligen Wirtschaftsgrup- 
pen der SYPRO-Klassifikation, einsctüießlich bzw. 
ohne das Baugewerbe, aus. Über die Wirtschaftsgrup- 
pen hinaus werden der Monopolkommission vom Sta- 
tistischen Bundesamt entsprechende konzentrations- 
statistische Angaben zu 243 vierstelligen Wirtschafts- 
zweigen übermittelt aber von ihr nicht ausgewertet. 
(Tz. 274, 302) 

Die ausschheßhche Verwendung amtlicher Angaben 
führt unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten 
zu verschiedenen, teilweise erheblichen, systemati- 
schen Verzerrungen der Ergebnisse. Die Monopol- 
kommission ist seit längerem bemüht, diese zu ver- 


Tabelle 2 

Mittelfristiger Zeitvergleich 1988/1978 des Konzentrationsgrades nach der Anzahl der Güterklassen 

im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 


Anzahl der 
Güterklassen 

Maßzahlen 
der Konzentration 

Konzentrationsgrad im Zeitvergleich 

1988/1978 

B 

gestiegen 

gesimken 

konstant 1) 

ohne 

Angaben 2) 

nicht 

einheitiich^) 

1 

Konzentrationsrate CR-3 .... 

118 

116 

17 

49 

- 


2 

Konzentrationsrate CR- 10 . . . 

119 

99 

33 

49 


300 

3 

Hirschmann-Herfindahl-Index 

117 

107 

24 

52 

- 


Maßzahlen Nr. 1—3 gemeinsam . . 

84 

77 

2 

60 

77 



1) Änderung der Konzentrationsmaße innerhalb der Bereiche: 

-0.5<CR-3<0.5; -0.5<CR-10<0.5| -10<H<10. 

2) Ohne Angaben aufgrund statistischer Geheimhaltung oder fehlender zeitlicher Vergleichbarkeit. 

3) Ändenmgsrichtimg der Konzentrationsmaße nicht einheitlich. 

4) Ausgewählte größte Güterklasse nach dem Wert der Absatzproduktion. 
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mindern bzw. ihren Umfang abzuschätzen. (Tz. 281- 
287, 289) 

1 03 . Die Monopolkommission bezieht die Unterneh- 
mens- und Betriebskonzentration schematisch auf 
zweistelhge Wirtschaftsgruppen der amtlichen Stati- 
stik, Sie hat stets die Vermutung vertreten, daß die 
Unternehmen und Betriebe, die wirtschaftssystema- 
tisch als Ganzes einem Wirtschaftsbereich zugeordnet 
werden, aufgrund ähnlicher Produktionsverfahren 
vorwiegend innerhalb der zweisteUigen Wirtschafts- 
gruppen diversifizieren. Gegenüber den sachhch rele- 
vanten Märkten, die im Hinblick auf den aktuellen 
Wettbewerb in der Regel sehr viel enger abzugrenzen 
sind, soll die Abgrenzung nach Wirtschaftsgruppen 
daher Aufschlüsse über den potentiellen Wettbewerb 
ergeben. 

Diese Hypothese der Monopolkommission bedarf 
noch einer empirischen Überprüfung. Erste Ergeb- 
nisse stellen die Hypothese in Frage. Insbesondere 
wegen der sehr unterschiedlichen Größe und der star- 
ken Heterogenität einzelner Wirtschaftsgruppen er- 
scheint deren unmittelbare Vergleichbarkeit proble- 
matisch, (Tz. 274) 

104 . Als Konzentrationsmerkmal der Unternehmen 
verwendet die Monopolkommission wegen seiner 
Marktnähe den Umsatz. Zusätzhch sollen die den um- 
satzgrößten Unternehmen zugeordneten Anteile an 
der Anzahl der Beschäftigten, den Investitionen, dem 
Census Value Added und der Anzahl der Betriebe 
untersucht werden. Die Konzentration der produzie- 
renden Betriebe selbst wird nach der Anzahl der Be- 
schäftigten erfaßt. (Tz. 275) 

Die Monopolkommission mißt die horizontale Kon- 
zentration der Unternehmen und Betriebe in erster 
Linie an dem Anteü, den die jeweils drei größten Un- 
ternehmen und Betriebe nach dem Umsatz bzw. nach 
der Anzahl der Beschäftigten auf sich vereinigen 
(Konzentrationsrate CR-3). Diese Maßzahl weist nach 
Auffassung der Monopolkommission den stärksten 
Bezug zu den Marktanteilskriterien im Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf. Zusätzlich ver- 
wendet die Kommission die weiteren Konzentrations- 
raten CR-6, CR- 10, CR-25 und CR-50, den Hirschman- 
Herfindahl-Index und ergänzend den Variationskoef- 
fizienten. Diese Maßzahlen dienen dazu, in einem 
Wirtschaftsbereich die Stellung der größten drei Un- 
ternehmen und Betriebe gegenüber den übrigen bes- 
ser unter wettbewerbspohtischen Gesichtspunkten 
beurteilen zu können. (Tz. 276, 309, 310) 

Die von der Monopolkommission erfaßten Merkmale 
werden von der amtlichen Statistik erhoben bzw., wie 
der Census Value Added, geschätzt. Für das Bauge- 
werbe liegen keine Angaben zum Census Value Ad- 
ded und zur Anzahl der Betriebe der Unternehmen 
sowie zur Konzentration der Betriebe vor. (Tz. 290) 

105 . Die aufgrund der statistischen Geheimhal- 
tungsvorschriften bestehenden Lücken in den der 
Monopolkommission übermittelten amtlichen Ergeb- 
nisse sind auch für das vorhegende Berichtsjahr 1987 
nicht wesenthch geringer als für frühere Jahre. Zu kei- 


nem der konzentrationsstatistischen Merkmale wur- 
den der Monopolkommission die erforderhchen An- 
gaben für alle Wirtschaftsbereiche übermittelt. Die 
wichtigsten Merkmale, Umsatz imd Anzahl der Be- 
schäftigten, hegen nur für einen Teil der Wirtschafts- 
gruppen, andere Merkmale nur in einzelnen Fähen 
vor. (Tz. 291, 292) 

Die Monopolkommission verzichtet daher auch für 
das Berichtsjahr 1987, wie bereits für das vorange- 
hende Berichtsjahr 1985, darauf, den Stand sowie die 
kurz- und mittelfristige Entwicklung der Unterneh- 
mens- und Betriebskonzentration in den Wirtschafts- 
bereichen des Produzierenden Gewerbes näher zu 
untersuchen. Die Datenlücken betreffen in erster Li- 
nie die Konzentrationsraten CR-3, d. h. die Anteils- 
werte der jeweils drei größten Unternehmen bzw. Be- 
triebe. Diese Werte könnten zwar in gewissen Gren- 
zen mit Hilfe der übrigen verfügbaren Angaben 
bestimmt werden, die Monopolkommission lehnt 
dies aber aus prinzipieUen Gründen ab. (Tz. 292,- 
293) 

106 . Der im Rahmen der Fünften Novelle des Geset- 
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen neu einge- 
führte § 24c GWB soU dazu beitragen, die Lücken bei 
der Übermittlung einzelner konzentrationsstatisti- 
scher Ergebnisse, insbesondere der Konzentrations- 
rate CR-3, zu schheßen. Die von der Bundesregierung 
initiierte Regelung bleibt jedoch hinter dem tatsächh- 
chen Datenbedarf der Monopolkommission erhebhch 
zurück, der aus ihrem gesetzhchen Auftrag in 
§ 24b GWB folgt. Um den Stand und die Entwicklung 
der Unternehmenskonzentration sachgerecht zu er- 
fassen und imter wettbewerbspolitischen Gesichts- 
punkten auszuwerten, ist die Kenntnis von — gegebe- 
nenfalls anonymisierten — Einzelangaben der zumin- 
dest zehn größten Unternehmen in einem Wirtschafts- 
bereich unerläßlich. Diese Angaben sind gegebenen- 
falls mit Hilfe eines begrenzten Enquete-Rechts zu 
ergänzen. Hierdurch soll die Monopolkommission in 
die Lage versetzt werden, nicht verfügbare Ergeb- 
nisse der amthchen Statistik oder nicht publizierte 
Angaben der Unternehmen und Konzerne bei diesen 
selbst zu erfragen. Die Monopolkommission hat 
hierzu einen eigenen gesetzlichen Vorschlag ausge- 
arbeitet und im Anhang dieses Hauptgutachtens ver- 
öffentlicht. (Tz. 42-51, 287) 

107 , Die Monopolkommission stellt die langfristige 
Entwicklung der Unternehmenskonzentration seit 
1954 im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe an- 
hand des durchschnittlichen Anteils der jeweils zehn 
größten Unternehmen am Umsatz nach zweisteUigen 
Wirtschaftsgruppen dar. Die Ergebnisse für die Zeit 
vor 1977 sind statistisch nicht miteinander vergleich- 
bar, Ab 1977 beträgt der durchschnittliche Anteil der 
zehn größten Unternehmen während der Periode bis 
1987 relativ konstant 43,4 bis 44,2 %. Die Konstanz 
des Durchschnittswerts verdeckt die starken Verän- 
derungen der Unternehmensgrößenstrukturen in den 
einzelnen Wirtschaftsgruppen. Die lang- und mittel- 
fristige Entwicklung der Unternehmenskonzentration 
im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe bedarf da- 
her einer eingehenderen Analyse. (Tz. 329) 
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3. Stand und Entwicklung der Konzentration 
von Großunternehmen (aggregierte 
Konzentration) 

108 . Das Untersuchungsprogramm der Monopol- 
kommission zur Beurteilung von Stand und Entwick- 
lung der aggregierten Konzentration umfaßt zwei Be- 
reiche. Der erste Berichtsteil bezieht sich auf die bran- 
chenspezifische Analyse der Konzentrationsentwick- 
lung bei Großunternehmen. Im einzelnen werden die 
hundert größten Industrieunternehmen, die zwanzig 
größten Handelsunternehmen und jeweils die zehn 
größten Kreditinstitute, Versicherungsgesellschaften 
sowie Verkehrs- und Dienstleistungsuntemehmen 
des Jahres 1988 nach den für sie üblichen Merkmalen 
des Geschäfts Volumens (Umsatz, Bilanzsumme, Bei- 
tragseinnahmen) ermittelt. Vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Globahsierung und Internationalisie- 
rung der Märkte hat die Monopolkommission diese 
Berichterstattung erstmals um einen internationalen, 
insbesondere europäischen Vergleich erweitert. So 
werden für die jeweils größten deutschen Unterneh- 
men der fünf betrachteten Wirtschaftszweige die ent- 
sprechenden Rangpositionen innerhalb Europas mar- 
kiert. 

Der zweite Berichtsteil basiert auf der Ermittlung der 
hundert größten Unternehmen 1988 aus allen Wirt- 
schaftszweigen nach dem Kriterium der Wertschöp- 
fung und stellt den Schwerpunkt der Berichterstat- 
tung im Rahmen von Kapitel III dar. Das Erhebungs- 
merkmal Wertschöpfung konnte trotz der mit dem 
neuen Rechnungslegungsrecht verbundenen Daten- 
probleme beibehalten werden. Die Bedeutung und 
die Entwicklung der hundert Großunternehmen wird 
im gesamtwirtschafthchen Kontext anhand der Krite- 
rien Wertschöpfung, Anzahl der Beschäftigten, Sach- 
anlagen und Cash-flow bestimmt. Ferner umfaßt das 
Untersuchungsprogramm die Ermittlung der Ver- 
flechtungen zwischen den hundert größten Unter- 
nehmen im Hinbhck auf den Anteilsbesitz, auf die 
Zusammenarbeit über Gemeinschaftsunternehmen 
und auf personelle Verflechtungen. Abschheßend 
wird die Beteiligung der hundert größten Unterneh- 
men an den dem Bundeskartellamt nach § 23 GWB 
angezeigten Untemehmenszusammenschlüssen er- 
mittelt. (Tz. 342-364) 

109 . Der Umsatz der hundert größten Industrieun- 
ternehmen wuchs von 1986 bis 1988 um 4,4 % auf 
825 Mrd. DM. Im Vergleich dazu stieg der Umsatz 
aller Unternehmen des Produzierenden Gewerbes um 
5,4 % auf 2 172 Mrd. DM. Demnach trugen die hun- 
dert Großunternehmen 1988 38 % gegenüber 38,3 % 
im Jahr 1986 zum Umsatz des Produzierenden Gewer- 
bes bei. Die geringfügige Anteilsminderung beruht 
darauf, daß die hundert größten Industrieunterneh- 
men im Berichtszeitraum überproportional von bran- 
chenspezifischen Preissenkungen, insbesondere Gas- 
und Ölpreissenkungen, tangiert wurden. (Tz. 366, 
367) 

Im weltweiten Vergleich konnten die zehn größten 
deutschen Industrieunternehmen in der Mehrzahl 
ihre Position gegenüber 1986 verbessern. Im Jahr 
1988 haben sie die Ränge 11 bis 80 (1986: Ränge 13 bis 
92) eingenommen. Zu dieser Entwicklung hat unter 


anderem der Kursgewinn der Deutschen Mark gegen- 
über dem US-Dollar während des Berichtszeitraums 
beigetragen. Eine längerfristige Betrachtung für den 
Zeitraum 1962 bis 1988 ergab ebenfalls, daß das Um- 
satz- und Beschäftigtenwachstum der deutschen 
Großunternehmen erheblich höher gewesen ist als 
das der größten ausländischen Unternehmen. 
(Tz. 391-396) 

Für 92 der insgesamt hundert größten deutschen In- 
dustrieunternehmen konnten die Rangpositionen im 
europäischen Maßstab bestimmt werden. Sie sind in 
diesem Vergleich im Jahre 1988 auf den Rängen 4 bis 
544 einzuordnen. Mit Daimler-Benz, Siemens und 
Volkswagen befinden sich drei Gesellschaften unter 
den zehn größten europäischen Industrieimtemeh- 
men. (Tz. 397-402) 

110. Der Umsatz der zwanzig größten Handelsunter- 
nehmen nahm zwischen 1986 und 1988 mit 15,5 % 
erstmals nach zwei Berichtsperioden wieder stärker 
zu als der Gesamtumsatz des Handels mit 9,1 %. Am 
Bilanzstichtag 1988 wiesen die zwanzig größten Han- 
delsunternehmen Umsätze in Höhe von rd. 
152 Mrd. DM auf. Ihr Anteil am Gesamtumsatz des 
Wirtschaftszweigs ist gegenüber 1986 um 0,6 Prozent- 
punkte auf 10,8 % gestiegen, wozu bei einzelnen 
Handelsunternehmen ein überdurchschnittliches ex- 
ternes Unternehmenswachstum beigetragen hat. Die 
Liste der zwanzig größten Handelsunternehmen ist 
insoweit unvollständig, als einige große Firmengrup- 
pen mangels konsolidierter Jahresabschlüsse unbe- 
rücksichtigt bleiben mußten, obwohl von ihnen ange- 
nommen werden kann, daß sie unter einheithcher Lei- 
tung stehen (Metro, Aldi und Tengelmann). Dadurch 
wird die Konzentration im Handel unterschätzt. 
(Tz. 370-372, 374) 

Für zwanzig deutsche Großunternehmen des Handels 
(einschließlich Metro, Aldi und Tengelmann) konnten 
im Rahmen eines europäischen Vergleichs für 1988 
Rangpositionen zwischen 1 (Metro) und 79 bestimmt 
werden. Bemerkenswert ist dabei die Dominanz deut- 
scher Handelsunternehmen insbesondere auf den 
vorderen Rängen der Europaliste. So befinden sich 
unter den ersten Zehn dieser Rangfolge vier und unter 
den 30 größten europäischen Gesellschaften zwölf 
deutsche Handelsunternehmen. (Tz. 403-405) 

Neben den unter einheithcher Leitung stehenden 
Großunternehmen stellen Einkaufsvereinigungen 
eine weitere Form der Konzentrationserscheinung im 
Handel dar. Anhand der Zusammenstellung der fünf 
größten Einkaufskooperationen, für die jedoch nicht 
alle benötigten Daten verfügbar gemacht werden 
konnten, war festzustellen, daß das Beschaffungsvo- 
lumen der Zentralen zwischen 1986 und 1988 stärker 
gestiegen ist als der Umsatz im Einzel- und Großhan- 
del. Wie bereits in den vergangenen Berichtsperioden 
deutet dies auf die anhaltende Bedeutung der Zentra- 
len im Beschaffungsbereich hin. (Tz. 375-377) 

111. Die Büanzsumme der zehn größten Kreditinsti- 
tute hat sich zwischen 1986 und 1988 um 16 % auf rd. 
1551 Mrd. DM erhöht, während die Bilanzsumme al- 
ler Kreditinstitute um 13,9 % auf rd. 4 158 Mrd. DM 
stieg. Der Anteil der Zehn an der Bilanzsumme des 
gesamten Kreditgewerbes ist demnach von 36,6 % im 
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Jahr 1986 auf 37,3 % im Jahr 1988 gestiegen. (Tz. 378, 
379) 

Innerhalb Europas nehmen die betrachteten zehn 
Kreditinstitute 1988 die Ränge 6 bis 35 ein. Im Jahr 
1986 befanden sich die deutschen Banken (ohne Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau) auf den Positionen 2 bis 
30. Abgesehen von der Rangverschlechterung bezüg- 
hch der Deutschen Bank AG um vier Ränge, läßt sich 
zwischen 1986 und 1988 keine signifikante Verände- 
rung hinsichtlich der Stellung deutscher Kreditinsti- 
tute innerhalb Europas feststellen, (Tz. 406, 407) 

112. Die Beitragseinnahmen der zehn größten Versi- 
cherungsunternehmen aus selbst abgeschlossenem 
Geschäft sind im Berichtszeitraum mit 21,4 % ähnhch 
stark gestiegen wie die von der Gesamtheit der Erst- 
versichenmgsgesellschaften erzielten Beiträge mit 
22 %. Sie betrugen 1988 rd. 49 Mrd. DM. Der Anteil 
der zehn größten Versicherer an den Beitragseinnah- 
men aller Erstversicherer ist demnach mit 35 % im 
Jahr 1988 gegenüber 35,1 % im Jahr 1986 nahezu sta- 
bil geblieben. (Tz. 382, 383) 

Dagegen nahm der Anteil der eigenen Rückversiche- 
rungsgesellschaften der zehn größten Versicherungs- 
unternehmen an den Beitragseinnahmen aller Rück- 
versicherungsgesellschaften um 8,3 Prozentpunkte 
auf 67,5 % ab. Dieser Rückgang ist jedoch faßt aus- 
schheßhch auf das Ausscheiden eines überwiegend 
im Rückversicherungsgeschäft tätigen Versicherers 
aus dem Kreis der Zehn zurückzuführen. (Tz. 384, 
385) 

Im europäischen Maßstab besetzen die zehn größten 
deutschen Versichenmgsgesellschaften 1988 die 
Ränge 1 1 bis 49 bzw. unter Berücksichtigung der An- 
gaben für „Alhanz Welt" die Positionen 1 bis 49. Sie 
sind innerhalb dieser Spannbreite gleichmäßig auf die 
Europaliste verteilt, (Tz. 408, 409) 

113 . Die zehn größten Unternehmen im Verkehrs- 
und Dienstleistungsgewerbe haben im Berichtszeit- 
raum eine Umsatzsteigerung um 7,3 % auf rd. 36 Mrd. 
DM erzielt. Ihr Anteil am Umsatz aller Unternehmen 
im Verkehrs- und Dienstleistungsgewerbe ist zwi- 
schen 1986 und 1988 erneut gesunken. Er betrug zu- 
letzt 5,9 %. Der Umsatz aller Unternehmen im Ver- 
kehrs- und Dienstleistungsgewerbe hat um 18 % auf 
rd. 605 Mrd. DM zugenommen. (Tz. 387, 388) 

Die zehn größten deutschen Unternehmen der be- 
trachteten Wirtschaftszweige belegen zusammen mit 
den Unternehmen Deutsche Bundespost und Deut- 
sche Bundesbahn im Europamaßstab 1988 die Ränge 1 
(Deutsche Bundespost) bis 72. Innerhalb dieser 
Spannbreite sind die deutschen Gesellschaften relativ 
gleichmäßig auf die zugrundehegende Europahste 
verteilt. (Tz. 410, 411) 

114 . Die Ermittlung der hundert größten Unterneh- 
men nach dem Kriterium der Wertschöpfung des In- 
landskonzerns erlaubt den direkten Vergleich zwi- 
schen Unternehmen unterschiedlicher Branchen hin- 
sichtlich des Ausmaßes ihrer wirtschafthchen Tätig- 
keit bzw. ihrer Finanzkraft. Die konzeptionellen 
Grundlagen dieses Berichtsteils konnten trotz der mit 
dem Bilanzrichthnien- Gesetz verbundenen neuen 
Rechnungslegungsvorschriften beibehalten werden. 


Im Mittelpunkt steht dabei die Umstellung der Kon- 
zernrechnungslegung auf das Weltabschlußprinzip, 
die für die vorhegende Untersuchung eine Ver- 
schlechterung der Datenlage impliziert. Eine um- 
fangreiche Unternehmensbefragung ergab jedoch, 
daß die Mehrzahl der für die Untersuchung relevan- 
ten Unternehmen die benötigten Daten der Monopol- 
kommission dennoch zur Verfügung stehen kann. 
Gleichwohl ist die Zahl jener Fähe, bei denen die 
Wertschöpfung näherungsweise bestimmt werden 
muß, gegenüber früheren Erhebungen größer. Aus 
diesem Grund hat die Monopolkommission zusätzhch 
für die Berichtsjahre 1978 bis 1988 bei einer Reihe von 
Unternehmen Ex-post-Schätzungen durchgeführt. 
Die Auswertung heferte zufriedensteUende Ergeb- 
nisse hinsichtlich der Güte der zur Verfügung stehen- 
den Schätzverfahren. Neben diesen methodischen 
Überlegungen erforderte das neue Rechnungsle- 
gungsrecht auch eine Änderung der Wertschöpfungs- 
staffel. Die Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit de- 
nen vorangegangener Berichtsperioden wird hier- 
durch jedoch nicht nachhaltig beeinträchtigt. (Tz, 347- 
360, 412-421) 

115. Sowohl hinsichtiich der Zusammensetzung des 
Kreises der hundert größten Unternehmen als auch 
bezüghch der Reihenfolge innerhalb der Rangliste 
kam es zwischen 1986 und 1988 zu zahlreichen Ver- 
änderungen, welche auf unterschiedhches Branchen- 
wachstum sowie auf unterschiedhches externes und 
internes Unternehmenswachstum zurückzuführen 
sind. Insgesamt erwirtschafteten die hundert größten 
Unternehmen 1988 eine Wertschöpfung von rd. 
273 Mrd. DM. Im Gegensatz zur vorangegangenen 
Berichtsperiode ist die Wertschöpfung der „ 100 Größ- 
ten" zwischen 1986 imd 1988 mit 7,4 % etwas langsa- 
mer angestiegen als die Wertschöpfung aller Unter- 
nehmen mit 9,5 %. Der Wertschöpfungsanteil der 
„100 Größten" ist demnach im Berichtszeitraum von 
18,9 % auf 18,6 % leicht gefaUen. (Tz. 422-432) 

116 . Eine Betrachtung der „100 Größten" nach Zeh- 
ner-Ranggruppen bestätigt die Feststellung in den 
vier vorangegangenen Hauptgutachten, wonach zwi- 
schen den Ranggruppen ein großes Gefähe besteht. 
Die ersten zehn Unternehmen weisen nach wie vor 
einen größeren Wertschöpfungsanteil als die näch- 
sten 30 Unternehmen und die ersten 20 Unternehmen 
einen größeren Wertschöpfungsanteil als die restli- 
chen 80 Unternehmen auf. Bemerkenswert ist ferner, 
daß das Gefälle zwischen den beiden ersten Gruppen 
im Berichtszeitraum erneut größer geworden ist. 
Nimmt man den Cash-flow als Maßstab, so zeichnet 
sich vor allem zwischen der ersten Zehner- Rang- 
gruppe und den übrigen Unternehmen ein noch deut- 
hcheres Gefälle als nach Wertschöpfung ab. (Tz. 433, 
448) 

117 . Soweit die jeweihgen Daten für beide Jahre 
festgestellt werden konnten, wurde die Entwicklung 
der Großunternehmen zwischen 1986 und 1988 nach 
den Merkmalen Anzahl der Beschäftigten, Sachanla- 
gevermögen und Cash-flow aufgezeigt. Bezüghch der 
Anzahl der Beschäftigten waren 88 Unternehmen im 
Untersuchungskreis vertreten. Ihr Anteil an der Be- 
schäftigtenzahl aller Unternehmen ist zwischen 1986 
und 1988 um 0,5 Prozentpunkte auf 16 % leicht zu- 
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rückgegangen. In beiden Jahren war festzustellen, 
daß die 88 Unternehmen eine höhere durchschnittii- 
che Wertschöpfung pro Arbeitnehmer erzielt haben 
als der Durchschnitt aller Unternehmen. Für 68 Unter- 
nehmen aus dem Kreis der „100 Größten" — die alle 
aus einem Teilbereich der Wirtschaft (ohne Kreditin- 
stitute, Versicherungen und Dienstleistungsuntemeh- 
men) stammen — konnte das Sachanlagevermögen 
für die beiden Vergleichsjahre ermittelt werden. Be- 
zogen auf das gesamte Sachanlagevermögen dieses 
Teilbereichs der Wirtschaft trugen die 68 Unterneh- 
men 1988 27,9 % gegenüber 30,3 % im Jahr 1986 bei. 
Hinter dem Anteilsrückgang verbirgt sich ausschließ- 
hch eine buchungstechnisch bedingte Minderung des 
Sachanlagevermögens im Zusammenhang mit dem 
neuen Bilanzrichthnien-Gesetz, die bei den Unter- 
nehmen des Kreises der „100 Größten" — insbeson- 
dere aber bei Energieversorgungsuntemehmen — 
überproportional zum Tragen kommt. Der Cash-flow 
konnte infolge der verschlechterten Datenlage in bei- 
den Jahren nur für 57 Unternehmen erhoben werden. 
Bezogen auf den Cash-flow aller Unternehmen ist ihr 
Anteil von 18,5 % im Jahr 1986 auf 19,4 % im Jahr 
1988 angestiegen. (Tz. 436-450) 

118. Die Aufschlüsselung aller „100 Größten" nach 
deren Rechtsform ergab, daß Großunternehmen über- 
wiegend — hier zu 86 % — als Kapitalgesellschaften 
geführt werden, wobei die Form der Aktiengesell- 
schaft dominiert. In der Gesellschaftsform der Perso- 
nenhandelsgesellschaft sind vorwiegend jene Unter- 
nehmen organisiert, die aus der unteren Hälfte der 
Ranghste stammen. (Tz. 451) 

119 . Die Anteilseigner der „100 Größten'" sind ent- 
sprechend den am häufigsten auftretenden Gruppen 
aufgegliedert worden. Für die meisten Unternehmen, 
die in beiden Berichtsjahren zum Kreis der „ 100 Größ- 
ten" gehörten, sind die Beteiligungsverhältnisse im 
wesentlichen unverändert gebheben. An den Verän- 
derungen, die stattfanden, waren überwiegend Un- 
ternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" als An- 
teilseigner beteihgt. Die Veränderungen der Kapital- 
verflechtung zwischen den „100 Größten" ergaben 
sich teilweise durch Änderungen in der Zusammen- 
setzung der Ranghste, resultierten jedoch überwie- 
gend aus Erwerb und Veräußerung von Kapitalantei- 
len. Zu den häufigsten Anteüseignem aus dem Kreis 
der „100 Größten" zählten wie schon 1986 drei Groß- 
banken und ein Versicherungskonz em. Die infolge 
Kapitalverflechtung bestehende Interdependenz zwi- 
schen den hundert größten Unternehmen hat zwi- 
schen 1986 und 1988 leicht zugenommen. (Tz. 452- 
460) 

Die Aktienmehrheit an den „100 Größten" befand 
sich bei 28 Unternehmen in Streubesitz und bei 21 
Unternehmen im Mehrheitsbesitz von Einzelperso- 
nen, Famihen und Famihenstiftungen. Eine dritte grö- 
ßere Gruppe bilden ferner 16 Unternehmen, deren 
Aktienmehrheit sich in ausländischem Einzelbesitz 
befindet. Während die erste Gruppe gegenüber 1986 
um drei Unternehmen gewachsen ist, sind in den bei- 
den anderen Gruppen jeweils zwei Gesellschaften 
weniger vertreten. Bemerkenswert ist außerdem der 
Rückgang um ein Unternehmen (VIAG) bei der 
Gruppe, deren Kapitalmehrheit sich im Besitz der öf- 


fentlichen Hand befindet; in einer Reihe weiterer 
Fälle ist der Kapitalanteil der öffentlichen Hand spür- 
bar zurückgegangen, ohne daß hiervon jedoch die 
Mehrheitsverhältnisse berührt waren. Von Interesse 
ist schheßlich die Entwicklung bezüglich der Gruppe 
von Unternehmen in mehrheitiichem Besitz des DGB 
und seiner Einzelgewerkschaften. Gegenüber zwei 
Unternehmen im Jahr 1986 befindet sich 1988 kein 
Unternehmen der „100 Größten" mehr in gewerk- 
schaftlichem Mehrheitsbesitz. (Tz. 461-464) 

120 . Verflechtungen zwischen den „100 Größten" 
bestanden 1988 über 194 Gemeinschaftsunterneh- 
men, wobei vier davon selbst dem Kreis der hundert 
größten Unternehmen angehören. Die Gemein- 
schaftsunternehmen waren 68 Großunternehmen zu- 
zurechnen, wobei diese überwiegend aus der ersten 
Hälfte der Ranghste stammen. Die 189 Gemein- 
schaftsunternehmen im Jahr 1986 waren 65 Unter- 
nehmen der „100 Größten" zuzurechnen. Die größte 
Zahl von Verflechtungen über Gemeinschaftsunter- 
nehmen wiesen 1988 die Unternehmen VEBA, Deut- 
sche Bank, Siemens und Dresdner Bank auf. Die auf- 
grund derartiger Verflechtungen bestehende Interde- 
pendenz zwischen den betrachteten Großunterneh- 
men hat zwischen 1986 und 1988 zugenommen. Eine 
Aufghederung nach Wirtschaftszweigen zeigt, daß 
eine Zusammenarbeit über Gemeinschaftsunterneh- 
men am häufigsten bei den Großunternehmen der 
Kreditwirtschaft und der Elektrizitätsversorgung er- 
folgt. (Tz. 468, 471-474) 

121 . Direkte personelle Verflechtungen bestehen 
zwischen Unternehmen aus dem Kreis der „ 100 Größ- 
ten", wenn Mitgheder geschäftsführender oder kon- 
trolherender Organe eines Unternehmens gleichzeitig 
in den Organen anderer Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" tätig sind. 1988 entsandten 50 Un- 
ternehmen Mitglieder ihrer Geschäftsführung in die 
Kontrollorgane anderer Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" (1986: 47 Unternehmen). Demge- 
genüber waren 1986 und 1988 in je 76 Kontrollorga- 
nen der zu den „100 Größten" gehörenden Unterneh- 
men Mitglieder der Geschäftsführung anderer Unter- 
nehmen aus diesem Kreis vertreten. Die Gesamtzahl 
der Verflechtungen über Geschäftsführungsmitglie- 
der in den Kontrollorganen der „100 Größten" hat 
zwischen 1986 und 1988 zugenommen. Die personel- 
len Verflechtungen über Geschäftsführungsmitglie- 
der der Banken und Versicherungen haben in ver- 
gleichsweise geringerem Umfang zugenommen, so 
daß ihr Anteil an der Gesamtzahl der Verflechtungen 
von 48,5 % im Jahr 1986 auf 45,5 % im Jahr 1988 
zurückging. Unter wettbewerbspolitischen Gesichts- 
punkten ist die Frage von besonderem Interesse, ob 
durch personelle Verflechtungen zwischen Ge- 
schäftsführung und Kontrollorganen Unternehmen 
gleicher Wirtschaftszweige miteinander verbunden 
werden. 1988 konnten 20 solcher Verflechtungen ge- 
genüber 18 Fällen im Jahr 1986 festgestellt werden. 
Ein letzter Aspekt betrifft schließlich die Anzahl der 
Verflechtungen über Mandatsträger in den Kontroll- 
organen der Großunternehmen. Hierbei kam es zwi- 
schen 1986 und 1988 zu einem geringfügigen Rück- 
gang. Zwischen den nach Wertschöpfung zehn größ- 
ten Unternehmen hat der Grad der Verflechtungen 
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jedoch im Berichtszeitraum deutlich zugenommen. 
(Tz. 480, 482-484, 486) 

122. Mit der Untersuchung über die unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung der „100 Größten" an den 
dem Bundeskartellamt nach § 23 GWß angezeigten 
Unternehmenszusammenschlüssen weist die Mono- 
polkommission auf die wettbewerbspolitische Bedeu- 
tung des externen Wachstums der „100 Größten" hin. 
An 807 (31,4 %) der insgesamt 2 574 dem Bundeskar- 
tellamt 1988/89 angezeigten Unternehmenszusam- 
menschlüssen waren Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" des Jahres 1988 beteiligt. In der ver- 
gangenen Berichtsperiode 1986/87 waren die Unter- 
nehmen aus dem Kreis der „100 Größten" des Jahres 
1986 an 31,9 % der angezeigten Zusammenschlxiß- 
fälle beteiligt. Die Unternehmen am Anfang der Rang- 
liste der „100 Größten" haben sich erheblich häufiger 
mit anderen Unternehmen zusammengeschlossen als 
diejenigen am Ende der Rangliste. (Tz. 489) 

123. Zusammenfassend ist zur Entwicklung der 
nach Wertschöpfimg hundert größten Unternehmen 
zweierlei festzustellen. Gemessen an den Kriterien 
Wertschöpfung, Anzahl der Beschäftigten, Sachanla- 
gevermögen imd Cash-flow hat sich im Berichtszeit- 
raum keine signifikante Veränderung hinsichtlich der 
gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der betrachteten 
Großunternehmen ergeben. Was die Verflechtimgen 
zwischen den „100 Größten" anbelangt, zeichnete 
sich anhand der Untersuchungen zwischen 1986 und 
1988 ein leicht zunehmender Trend ab. Dies betrifft 
sowohl die Kapital- und personelle Verflechtung als 
auch die Zusammenarbeit der „100 Größten" über 
Gemeinschaftsunternehmen. 


4. Die Anwendung der Vorschriften der 

Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen und der Fusionskontrolle 

124. Die Bedeutung der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen nach § 22 GWB in 
der Amtspraxis des Bundeskartellamtes geht weiter 
zurück. Im Berichtszeitraum wurden insgesamt sieben 
Verfahren nach dieser Vorschrift eingeleitet. Gegen- 
über der vorangegangenen Berichtsperiode hat die 
Zahl der Verfahren damit erneut um die Hälfte abge- 
nommen. (Tz. 493, 494) 

126. Für die bereits seit Jahren anhaltende rückläu- 
fige Entwicklung der Zahl der Mißbrauchsverfahren 
ist eine Reihe von Faktoren ursächlich. Zunächst sind 
hier die hohen Eingriffsvoraussetzungen des § 22 
GWB und die insbesondere mit der Aufsicht über miß- 
bräuchliche Preise verbimdenen konzeptionellen Pro- 
bleme zu nennen. Ein wichtiger Grund ist allerdings 
auch darin zu sehen, daß die Wirtschaftsstrukturen in 
der Bundesrepublik Deutschland in vielen Bereichen 
zunehmend wettbewerblicher geworden sind. Hier- 
bei spielt die Internationalisierung der Märkte eine 
wesentliche Rolle. Darüber hinaus beeinflussen bran- 
chenspezifische Rahmenbedingungen, wie die im 
Zuge des Gesundheitsreformgesetzes eingeführte 
Festbetragsregelung, diese Entwicklung. Festbeträge 
wirken in der Pharmazeutischen Industrie wie eine 
umfassende Preiskontrolle. Die Notwendigkeit einer 


kartellbehördlichen Preismißbrauchsaufsicht ist da- 
durch sehr viel weniger gefordert. (Tz. 495) 

126. Um einen umfassenden Überblick über die ak- 
tuelle Bedeutung der Mißbrauchsaufsicht zu erhalten, 
hat die Monopolkommission erstmals auch die Lan- 
deskartellbehörden um Auskunft über ihre Amtspra- 
xis gebeten. Aus den Stellungnahmen geht hervor, 
daß auch hier die Zahl der Verfahren entweder deut- 
lich abnimmt, auf einem niedrigen Niveau mehr oder 
weniger konstant bleibt oder bereits in den vergange- 
nen Jahren unbedeutend war. (Tz. 496, 497) 

127. Im Jahre 1989 hat das Bxmdeskartellamt in drei 
Fällen Preismißbrauchsverfahren gegen Gasversor- 
gungsuntemehmen nach den §§ 22 Abs. 4 und 103 
Abs. 5 GWB eingeleitet. Den Unternehmen wurde 
vorgeworfen, ihre Abnehmer — regionale Versor- 
gungsuntemehmen und industrielle Sonderabneh- 
mer — durch Preiszuschläge aus der eingeführten 
Erdgassteuer sowie der erhöhten Mineralölsteuer auf 
leichtes Heizöl doppelt belastet zu haben. 

Als Maßstab für eine Wettbewerbs analoge Preisbil- 
dung in der Gaswirtschaft gilt das Anlegbarkeitsprin- 
zip. Danach sind die Gaspreise weitgehend an die 
Preisentwicklung bei leichtem Heizöl gebunden. Die 
Gaspreiszuschläge auf der Grundlage von steuerbe- 
dingten Heizölpreiserhöhungen waren nach Meinung 
des Bundeskartellamtes insofern gerechtfertigt, zu- 
sätzliche Zuschläge wegen der eingeführten Erdgas- 
steuer jedoch nicht. Daneben sah das Kartellamt in 
der von den Gasversorgem praktizierten sofortigen 
und vollständigen Überwälzung der Erdgassteuer auf 
die Weiterverteiler einen Mißbrauch ihrer marktbe- 
herrschenden Stellung. Zwar sei auch auf wettbe- 
werblich organisierten Märkten die Weitergabe von 
Steuern möglich, dies allerdings zunächst nur teil- 
weise und mit der Zeit ansteigend. 

Die Monopolkommission sieht in der vom Bundeskar- 
tellamt gewählten Vorgehensweise, einen Preismiß- 
brauch in der Gasversorgungswirtschaft an der Kon- 
formität der Gaspreise mit der geltenden Preisbil- 
dungsregeln zu messen, einen geeigneten Miß- 
brauchsmaßstab. Bei einer strengen Auslegung dieses 
Konzeptes müßte die eingeführte Erdgassteuer jedoch 
in voller Höhe bei den Versorgungsuntemehmen der 
sogenannten ersten Stufe verbleiben. Dies dürfte aber 
weder den Intentionen der Erdgassteuer entsprechen 
noch mit einer fiktiven wettbewerblichen Preisbil- 
dung vereinbar sein. Hier war ein Kompromiß zu fin- 
den, der sowohl die Interessen der Versorgungsunter- 
nehmen aller Stufen als auch die der Endverbraucher 
abwägt. Mit der Lösung, die Überwälzung der Erd- 
gassteuer bis zu einer bestimmten Bagatellgrenze zu 
tolerieren, hat das Bundeskartellamt dafür Sorge ge- 
tragen, daß dieser Interessenkonfhkt nicht einseitig 
unter Ausnutzung bestehender Marktmacht gelöst 
worden ist. (Tz. 498-505) 

128. In einem weiteren Verfahren des Jahres 1989 
bestand der Verdacht, daß die Deutsche Luft- 
hansa AG einen Newcomer auf dem Markt für Linien- 
flüge im Inland und dem grenzüberschreitenden 
Flugverkehr mit dem Ausland durch die Verweige- 
rung eines Interline-Abkommens unbillig behindert 
hat. Das Bimdeskartellamt nahm diese Anzeige ziim 
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Anlaß, über den Einzelfall hinaus die Frage nach der 
Bedeutung des Interlining für den Marktzutritt in der 
Luftverkehrswirtschaft zu prüfen. 

Interline-Abkommen in Form der gegenseitigen An- 
erkennimg von Rugscheinen auf parallel geflogenen 
Strecken sind zwischen Ruggesellschaften ein zur 
Zeit übliches Anerkennungs- und Abrechnungsver- 
fahren. Nach Meinung des Bundeskartellamtes wei- 
gerte sich die Lufthansa vornehmlich aus Gründen der 
Abwehr zusätzlichen Wettbewerbs, ein entsprechen- 
des Abkommen zu schließen. Interlining ist eine wich- 
tige Marktzutrittsvoraussetzung, namentlich dann, 
wenn auf den in Rede stehenden Märkten ein markt- 
beherrschendes Unternehmen agiert und sie zudem 
— wie die Rugverkehrsmärkte — durch ein wettbe- 
werbsverhinderndes System der Vergabe von Start- 
und Landerechten weitgehend reguliert sind. Ob dies 
auch für deregulierte Luftverkehrsmärkte gilt, ist aus 
heutiger Sicht noch nicht abschließend zu beurteilen. 
(Tz. 506-509) 

129 . Im Berichtszeitraum 1988/1989 sind 2 574 Un- 

ternehmenszusammenschlüsse (1986/1987: 1 689) 

beim Bundeskartellamt angezeigt und 16 (1986/ 1987: 
5) Zusammenschlüsse bzw. Zusammenschlußvorha- 
ben untersagt worden. Die Zahl der angezeigten und 
vollzogenen Zusammenschlüsse ist damit gegenüber 
dem Berichtszeitraum 1986/1987 wiederum angestie- 
gen. Ursachen sind möglicherweise die angestrebte 
Vollendung des Binnenmarktes, die zu einem etwas 
höheren Anteil der Inlandszusammenschlüsse mit 
ausländischer Beteiligung führten und Verschärfun- 
gen der Besteuerung von Gewinnen aus Unterneh- 
mensverkäufen. Viele mittelständische Unternehmer 
haben ihren Betrieb vorzeitig veräußert. Der gestie- 
gene Durchschnittsumsatz der Unternehmen wirkt 
wie eine faktische Absenkung der Schwellenwerte 
der Fusionskontrolle. Die Monopolkommission tritt al- 
lerdings nicht für eine Anhebung der Schwellenwerte 
ein. Der Anstieg der Untersagungen wird darauf zu- 
rückzuführen sein, daß Unternehmen die Strategie 
des Aufkaufens von Konkurrenten oder Unternehmen 
im marktnahen Bereich betreiben. Diese Zusammen- 
schlüsse werden von der marktbezogenen Fusions- 
kontrolle besser erfaßt als konglomerate Zusammen- 
schlüsse. (Tz. 510-512) 

130 . Die Übertragung eines Warenzeichens ein- 
schließlich des zugehörigen Geschäftsbereichs kann 
ein Zusammenschluß im Sinne des § 23 Abs. 2 
Nr. 1 GWB sein, wenn es sich dabei um einen eigen- 
ständigen und abgrenzbaren Teilgeschäftsbetrieb 
handelt und der Erwerber in die vom Veräußerer da- 
mit gehaltene Marktposition eintreten kann. Das Bun- 
deskartellamt hat im Berichtszeitraum die Veräuße- 
rung eines Warenzeichens als Zusammenschlußtatbe- 
stand anerkannt und die vollzogene Fusion wegen der 
Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung 
nachträglich untersagt. Übertragen wurden neben 
dem Warenzeichen die Verpackungsaufmachungen, 
Lieferanten- und Kundenlisten, Preis- und Konditio- 
nenlisten sowie Werbe- und sonstige Verkaufsunter- 
lagen. Damit wurde eine abgrenzbare und funktions- 
fähige betriebliche Teileinheit übertragen, mit der der 
Erwerber in die vom Veräußerer durch das Marken- 
zeichen gehaltene Marktposition eintreten konnte. 


Die Entscheidung des Bundeskartellamtes, ein Wa- 
renzeichen als wesentlichen Vermögensbestandteil 
anzusehen, betrifft einen Grenzfall des Zusammen- 
schlußtatbestandes. Die Monopolkommission begrüßt 
diese Auffassung, da erst eine weite Auslegimg des 
§ 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB die Kartellbehörde in die Lage 
versetzt, mögliche Marktauswirkungen solcher Über- 
tragungen materiell zu überprüfen. (Tz. 514-517) 

131 . Die Beurteilimg des Zusammenschlußtatbe- 
standes im Falle einer Minderheitsbeteiligung unter- 
halb der gesetzlichen Aufgreiischwelle ist regelmäßig 
dann problematisch, wenn damit Entsendungsrechte 
in Gesellschaftsorgane verbunden sind. In einem Me- 
dienfusionsfall hatte das Bxmdeskartellamt darüber zu 
entscheiden, ob der Erwerb von jeweils 20 % der 
Gesellschaftsanteile an einer privaten regionalen 
Rundfunkanstalt durch drei Zeitungsverlage, mit dem 
ein Entsendungsrecht von je zwei Mitgliedern in ei- 
nen insgesamt elfköpfigen Beirat verbunden war, ein 
Zusammenschluß im Sinne des GWB ist. Die Kartell- 
behörde nahm an, daß der Anteilserwerb jedem ein- 
zelnen der drei Verlage eine Rechtsstellung ver- 
schafft, die der einer Sperrminorität im Sinne des Ak- 
tiengesetzes entspricht (§ 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 GWB). 
Von einem Zusammenschluß im Sinne des § 23 Abs. 2 
Nr. 5 GWB, durch den die Erwerber zusammen einen 
beherrschenden Einfluß auf das Unternehmen erlan- 
gen, sei dagegen nicht auszugehen. 

Nach Ansicht der Monopolkommission führt diese 
Entscheidung des Bundeskartellamtes zu Rechtsunsi- 
cherheiten in bezug auf die Anmeldepflicht von Un- 
ternehmensverbindungen. Im vorliegenden Fall ist 
der Beirat als Gesellschaftsorgan an den unternehme- 
rischen Entscheidungen des Rundfunk anbieters we- 
sentlich beteiligt. Die Beschlüsse im Beirat fallen ent- 
weder mit einfacher Mehrheit (sechs von elf Stimmen) 
oder mit einer qualifizierten Mehrheit (sieben von eh 
Stimmen). Einstimmige Entscheidungen oder Veto- 
rechte sind nicht vorgesehen. Diese im Gellschaftsver- 
trag festgelegten Entscheidungsregeln bieten keine 
Anhaltspunkte für die Aimahme, daß ein Gesellschaf- 
ter, der lediglich über zwei von elf Stimmen im Beirat 
verfügt, eine Rechtsstellung erlangt, die der einer 
Sperrminorität im aktienrechtlichen Sinne entspricht. 
Mit Blick auf die Rechtssicherheit über die Anzeige- 
pflicht von Untemehmensbeteiligungen sollte ledig- 
lich dann ein Zusammenschluß im Sinne dieser Vor- 
schrift angenommen werden, wenn die mit einer Ka- 
pitalbeteiligung verbundene Zahl der Mitglieder in 
einem Gesellschaftsorgan deutlich nachvollziehbar 
dazu geeignet ist, Einfluß auf wesentliche Untemeh- 
mensentscheidungen auszuüben. (Tz. 518-521) 

132 . Materielle Zusammenschlußsachverhalte wer- 
den der Fusionskontrolle entzogen, wenn in der Auf- 
stockung einer Minderheitsbeteiligung oder einer 
50 % -Beteiligung auf eine Mehrheitsbeteiligung kein 
Zusammenschluß im Sinne von § 23 Abs, 3 Satz 1 
GWB gesehen wird. Obwohl das Bundeskartellamt 
diese Linie bei seinen Entscheidungen generell be- 
rücksichtigt, hat es im Falle der Fusion zweier Zucker- 
Produzenten die Beteiligungsaufstockimg über 50 % 
nicht als eine Verstärkung der bereits bestehenden 
Untemehmensverbindimg angesehen und den Zu- 
sammenschlußtatbestand abgelehnt. Nach Meinung 
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der Monopolkommission wurde der Fall damit der 
materiellen Fusionskontrolle entzogen. 

Hinter diesem Vorgehen des Bundeskartellamtes 
steht das grundsätzliche Problem, daß die Beurteilung 
von Marktverhältnissen in Grenzfällen bereits bei der 
formellen Prüfung des Zusammenschlußtatbestandes 
Berücksichtigung findet. Beide Unternehmen waren 
bereits vor der Fusion über eine Genossenschaft we- 
sentiich nüteinander verbunden. Die Verbindung be- 
traf neben den Beteiligungen auch enge personelle 
Verflechtungen sowie systematisch aufeinander ab- 
gestimmte Untemehmenspolitiken. Dieser Sachver- 
halt läßt annehmen, daß die Beteiligungsaufstockung 
die tatsächlichen Marktverhältnisse unberührt läßt. 
Das Vorziehen dieses Beurteilungsschrittes in die for- 
mellen Prüfung bedeutet jedoch eine zu enge Ausle- 
gung des Zusammenschlußtatbestandes. Sie kann 
letztiich auch zu Rechtsunsicherheiten hinsichtiich 
der Anzeigepflicht von Zusammenschlüssen führen 
und widerspricht damit den Intentionen der Fusions- 
kontrolle. (Tz. 522-524) 

133. Ein hoher Marktanteil deutet nach der Fallpra- 
xis des Bundeskartellamtes nur in eingeschränktem 
Umfang auf die Entstehung bzw. Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung der sich zusammen- 
schheßenden Unternehmen hin. Im Rahmen der nach 
§ 24 GWB gebotenen Gesamtbetrachtung kann dem 
Marktanteil keine überragende Bedeutung beige- 
messen werden. Die Fünfte GWB-Novelle bestätigt 
diese Auffassung. Der Marktanteil ist in den in § 22 
Abs. 1 Nr. 2 GWB genannten Strukturmerkmalen 
nicht mehr besonders hervorgehoben. Die einge- 
schränkte Bedeutung des Marktanteils gilt selbst 
dann, wenn der Schwellenwert des § 22 Abs. 3 Nr. 1 
GWB von 33 1/3 % Marktanteil deuüich überschritten 
wird und intensiver Auslandswettbewerb festzustel- 
len ist. (Tz. 525) 

134. Die Monopolkommission weist beispielhaft auf 
einen vom Bundeskartellamt nicht untersagten Zu- 
sammenschlußvorgang hin, der den sachlich relevan- 
ten Markt der Papiermaschinen betraf. Die Unterneh- 
men erzielten einen addierten Marktanteil von 
62,7 % . Das Bundeskartellamt hat die wettbewerbspo- 
litische Bedeutung des Marktanteils richtigerweise 
relativiert. Es hat seine Prognose eines nach dem Zu- 
sammenschluß anhaltenden Preis- und Qualitätswett- 
bewerbs darauf gestützt, daß ausländische Wettbe- 
werber in ihrer Marktbedeutung zunähmen. Gegen 
diese Einschätzung schien die starke Abweichung der 
von den Wettbewerbern erzielten Inlandsmarktan- 
teile von den Auslandsmarktanteilen zu sprechen. 
Nach Ansicht der Monopolkommission ist die konse- 
quente Teilnahme der ausländischen Wettbewerber 
an inländischen Ausschreibungen von Papiermaschi- 
nen als wesentlicher Wettbewerbsimpuls zu werten. 
Die durch den Zusammenschluß erzielten hohen 
Marktanteile der Unternehmen haben nur geringe 
marktstrukturelle Bedeutung. (Tz. 526-528) 

136. Das Bundeskartellamt hat den bisher von der 
Monopolkommission bei der Bewertung gegenge- 
wichtiger Marktmacht in der Fusionskontrolle geäu- 
ßerten Bedenken Rechnung getragen. Es bewertet die 
Marktmacht der Abnehmerseite nur als ergänzendes 
Kriterium. Danach ist eine angebotsseitige Marktbe- 


herrschung ausgeschlossen, wenn sich der Nachfra- 
ger bei seinen Bezügen von marktstrategischen Über- 
legungen und nicht vom Parametereinsatz des Anbie- 
ters leiten läßt. Diese Fallkonstellation ist häufig im 
Verhältnis von Automobilproduzenten zu ihren Zulie- 
ferern vorzufinden. (Tz. 529) 

136. Das Bundeskartellamt hatte drei Zusammen- 
schlußfälle von Automobilzulieferern nicht untersagt, 
obwohl die Unternehmen nach dem Zusammenschluß 
hohe Marktanteile erreichen würden. Es hat in allen 
Fällen — neben anderen Gründen für die Nichtunter- 
sagung — darauf abgehoben, daß die Nachfragepoli- 
tik der Automobilproduzenten dazu beitrage, wettbe- 
werbliche Impulse auf den Angebotsmärkten zu ver- 
stärken. (Tz. 530-532) 

137. Die Monopolkommission teilt im Ergebnis die 
Auffassung des Bundeskartellamtes. Im Rahmen der 
Fusionskontrolle ist zu berücksichtigen, daß markt- 
starke Abnehmer auf Eigenproduktion ausweichen 
können bzw. die Systemverantwortung für ein be- 
stimmtes Automobilzubehör in ihrem eigenen Unter- 
nehmen belassen bzw. einrichten. Die Nachfragestra- 
tegie der Automobüindustrie geht auch dahin, im 
Falle einer monopolistischen Angebotssituation einen 
zweiten Anbieter zu stärken oder aufzubauen bzw. 
verstärkt ausländische Zulieferer zu berücksichtigen. 
Dieses Nachfrageverhalten wirkt ungleichmäßig auf 
die anbietenden Wettbewerber und kann daher ihre 
Wettbewerbsposition beeinflussen. Dadurch wird die 
Marktstellung der sich zusammenschheßenden Un- 
ternehmen nachhaltig relativiert. (Tz. 583) 

138. Zweifelhaft ist nach Auffassung der Monopol- 
kommission, ob das Nachfrageverhalten der öffentli- 
chen Hand einer angebotsseitigen überragenden 
Marktstellung entgegenwirken kann, da ein lei- 
stungsorientiertes Ausschreibungsverhalten gleich- 
mäßig alle Anbieter trifft. Eine quotenorientierte Ver- 
gabepraxis kann sich ebenfalls marktschädhch aus- 
wirken. (Tz. 534, 535) 

139. Die Monopolkommission setzt ihre Berichter- 
stattung über die Erfüllung der Zusagen fort. Im Be- 
richtszeitraum sind sechs Zusagen entgegengenom- 
men worden und zwar fünf Veräußerungszusagen 
und eine Öffnungszusage. Die überwiegende Zahl 
der Zusagen betraf Zusammenschlußvorgänge im Le- 
bensmitteleinzelhandel. Von den sechs entgegenge- 
nommenen Zusagen wurden drei Zusagen nicht er- 
füllt bzw. aufgehoben. Zwei Zusagen aus früheren 
Berichtszeiträumen sind inzwischen erfüllt. Insgesamt 
ist damit die Zahl der Zusagen auf 35 angewachsen. 
Veräußerungszusagen werden in hohem Maße erfüllt, 
während Öffnungszusagen in aller Regel nicht erfüllt 
werden. (Tz. 536) 

140. Eine Öffnungszusage, mit der die zusammen- 
schheßenden Unternehmen dem Bundeskartellamt 
die Aufhebung einer Ausschheßhchkeitsbindung im 
Händlemetz zusagten, ist nicht erfüllt worden. Die mit 
der Zusage verlangte Änderung der vertragüchen Be- 
ziehungen der am Zusammenschluß beteihgten Un- 
ternehmen zu ihren Vertragshändlern geht über den 
gesellschaftsrechtiichen und damit strukturell nor- 
mierten Zusammenschlußtatbestand im Sinne des 
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§ 23 Abs. 2 GWB hinaus. Der Inhalt der Zusage ist 
daher als Verhaltenszusage zu werten. (Tz. 537-539) 

141. Das Bundeskartellamt hat in einem weiteren 
Fall eine Zusage mit dem Inhalt entgegengenommen, 
einen Geschäftsbereich des zusagenden Unterneh- 
mens einzustellen. Die Behandlung dieses Zusagen- 
typs erfolgt durch das Bimdeskartellamt nicht einheit- 
lich. Eine Stillegungszusage war von einer anderen 
Beschlußabteilung abgelehnt worden. Sie rückt in die 
Nähe einer rechtlich imzulässigen Verhaltenszusage. 
Die Unternehmen können gegebenenfalls durch tech- 
nisch unproblematische Produktionsumstellung ihr 
Produktionsprogramm auf den Bereich des angeblich 
stillgelegten Betriebsteils ausdehnen. Das Bundeskar- 
tellamt müßte zur Überwachung der Einhaltung der 
Zusage das Produktionsprogramm des betreffenden 
Unternehmens ständig kontrollieren. Die Stillegungs- 
zusage ist wettbewerbspolitisch bedenklich, weil die 
Herausnahme von Produktionskapazitäten imd da- 
mit von Wettbewerbspotential tendenziell zur Ver- 
schlechterung der Wettbewerbssituation beiträgt. 
(Tz. 540-542) 

142. Stand und Entwicklung der Konzentration sind 
in den verschiedenen Branchen des Handels unter- 
schiedlich. Während im Lebensmittelhandel die An- 
zahl und Bedeutung der Untemehmenszusammen- 
schlüsse im Berichtszeitraum — verglichen mit den 
Jahren 1986/1987 — deutlich zurückgegangen ist, 
werden andere Bereiche des Konsumgüterhandels in 
zunehmenden Maße von der Konzentration erfaßt. 
(Tz. 543, 544) 

143. Im Lebensmittelhandel wurden in den vergan- 
genen zwei Jahren bei insgesamt 92 Fusionen Um- 
sätze in Höhe von 19,8 Mrd. DM veräußert. Diese Zah- 
len umfassen auch die gruppenintemen Zusammen- 
schlüsse, die im Jahre 1989 mit knapp der Hälfte des 
veräußerten Umsatzvolumens erheblich waren. Ver- 
glichen mit der vorangegangenen Berichtsperiode, in 
der allein im Jahre 1987 Umsätze in Höhe von 
27,6 Mrd. DM erworben wurden, nahm das Tempo der 
Konzentrationsentwicklung deutlich ab. (Tz. 545- 
549) 

144. Die Monopolkommission sieht in dieser Ent- 
wicklung eine Bestätigung ihrer im Hauptgutachten 
1986/1987 getroffenen Einschätzungen, daß der 
spnmghafte Anstieg der Konzentration im Lebensmit- 
telhandel im Jahre 1987 auf Sondereinflüsse zurück- 
zuführen war. Sie ist weiterhin der Auffassung, daß 
diese Branche sowohl auf den Beschaffungs- als auch 
den Absatzmärkten nach wie vor durch wesentlichen 
Wettbewerb gekennzeichnet ist. Ob diese Einschät- 
zung in Anbetracht der im ersten Halbjahr 1990 voll- 
zogenen bzw. sich anbahnenden Großfusionen auch 
für die Zukunft aufrecht erhalten werden kann, muß 
die weitere Entwicklung zeigen. (Tz. 553, 554) 

146. Im Vergleich zum Lebensmittelhandel weist 
der traditionelle Fachhandel bislang einen deutlich 
geringeren Konzentrationsgrad auf. Allerdings unter- 
liegt auch dieser Handelsbereich seit einiger Zeit ei- 
nem erheblichen strukturellen Wandel. Veränderun- 
gen sind insbesondere bei den Distributionsformen zu 
beobachten. Dort wo die Waren und Handelsleistun- 
gen zur Massendistribution geeignet sind, werden 


Fachhandelsuntemehmen zunehmend von den in 
dieser Vertriebsart erfahrenen Warenhauskonzemen 
imd Lebensmittelhändlem übernommen. Nach Er- 
mittlrmgen des Brmdeskartellamtes haben Unterneh- 
men des Lebensmittelhandels zwischen 1985 und 
1989 Fachhandelsumsätze in Höhe von 7,6 Mrd. DM 
erworben. (Tz. 550-552) 

146. In Anbetracht der Vielfalt qualitativ sehr unter- 
schiedlicher Fachhandelswaren sowie dem Erfolg 
auch anderer Distributionsformen wie dem „Erlebnis- 
markt" rechnet die Monopolkommission im Fachhan- 
del allerdings nicht damit, daß hier kurzfristig ein ähn- 
licher hoher Konzentrationsgrad wie im Lebensmittel- 
handel erreicht wird. Aus heutiger Sicht dürften die 
Diversifizierungsstrategien der führenden Handels- 
unternehmen eher als wettbewerbsfördemd denn als 
-beschränkend anzusehen sein. (Tz. 555) 

147. Das Bimdeskartellamt hat einen Zusammen- 
schluß zusätzlich nach § 37a Abs. 1 GWB in Verbin- 
dung mit § 1 GWB untersagt. Der Zusammenschluß 
bezweckte die Übernahme der Kontrolle preislich 
günstiger Zementeinfuhren aus dem osteuropäischen 
Wirtschaftsraum. Der Marktführer auf dem süddeut- 
schen Zementmarkt erwarb von einem mittelständi- 
schen Unternehmer ein neu gegründetes Unterneh- 
men, in das die mit den osteuropäischen Staaten ein- 
gegangenen Zementlieferverträge eingebracht wor- 
den waren. Die Lieferverträge enthielten eine Aus- 
schließlichkeitsbindung. Der veräußernde Unterneh- 
mer erzielte einen über den tatsächlichen Untemeh- 
menswert hinausgehenden Verkaufspreis. (Tz. 556) 

148. Das Bundeskartellamt untersagte den Zusam- 
menschluß nach § 24 GWB, weil er das auf dem süd- 
deutschen Zementmarkt bestehende marktbeherr- 
schende Oligopol weiter verstärken würde. Es sah in 
dem Zusammenschluß ferner einen Verstoß gegen 
§ 1 GWB, da die am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen mit der Untemehmensveräußerung 
die Beschränkung des Wettbewerbs bezweckten. 
(Tz. 557, 558) 

149. Nach Ansicht der Monopolkommission ist es 
richtig, daß das Bimdeskartellamt in dem vorhegen- 
den Fall § 24 und § 1 GWB parallel angewandt hat. Es 
ist bei Zusammenschlußvorgängen die Ebene des Zu- 
sammenschlußtatbestandes zwischen dem Erwerber 
und dem erworbenen Unternehmen einerseits und die 
Ebene einer Verhaltenskonzertierung zwischen Er- 
werber und Veräußerer, die von § 1 GWB erfaßt wer- 
den kann, andererseits zu unterscheiden. Der Kartell- 
tatbestand ist in der Regel wegen eines bloßen Lei- 
stungsaustausches zwischen Veräußerer und Erwer- 
ber nicht erfüllt: Es fehlt an einem „gemeinsamen 
Zweck" im Sinne des § 1 GWB. Im Einzelfall kann 
aber auf dieser Ebene eine wettbewerbsbeschrän- 
kende Verhaltensabstimmung vorhegen. Sie kann 
auch der primäre Zweck des Gesamtvorgangs sein. 
(Tz. 559) 

150. Die beteihgten Unternehmen hatten im vorhe- 
genden FaU keine ausdrückhche Vereinbarung über 
Wettbewerbsbeschränkungen getroffen. Die Um- 
stände des FaUes ergaben jedoch, daß der Anteilser- 
werb letzthch der Verhaltenskoordinierung der Ver- 
tragsbeteiligten diente. Die mit den osteuropäischen 
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Exporteuren vereinbarten Ausschheßhchkeitsbindun- 
gen ersetzten im Prinzip ein ausdrückhch vereinbar- 
tes Wettbewerbsverbot. Die Beteiligten instrumentaü- 
sierten den Untemehmenserwerb im Sinne einer 
wettbewerbsbeschränkenden Abstimmung, um Wett- 
bewerb swirksame Zementimporte zu verhindern. 
§ 1 GWB kann in einer solchen Fallkonstellation den 
Untemehmenserwerb erfassen. (Tz. 560, 561) 


5. Konzentration und Wettbewerb im 
Medienbereich 

151. Die Pressestatistik weist für den 31. Dezem- 
ber 1987 299 Zeitungs- und 1 777 Zeitschriftenunter- 
nehmen aus. Die Zahl der Zeitungsverlage hat damit 
erneut abgenommen, während die Zahl der Zeit- 
schriftenverlage weiterhin zunimmt. 

Insgesamt erfaßte das Statistische Bundesamt 353 
Hauptausgaben von Zeitungen mit zusammen 902 
Nebenausgaben sowie 7 642 Zeitschriften, Von den 
Zeitschriften waren 1 440 Titel als Pubhkumszeit- 
schriften eingeordnet. 

Die Umsätze der Unternehmen wie auch der Objekte 
nahmen im Berichtszeitraum sowohl im Zeitungs- wie 
auch im Zeitschriftenbereich zu. Der Beschäftigten- 
stand der Zeitschriftenverlage hat mit etwa einem 
Viertel des bisherigen Bestands auf 75 287 außeror- 
dentiich zugenommen. Dagegen stagniert die Zahl 
der Beschäftigten bei den Zeitungsverlagen in den 
letzten Jahren, wenngleich auf wesentlich höherem 
Niveau (134 185 Personen). (Tz. 565-568) 

152. Die Umsatzkonzentration der drei größten Zei- 
tung sunt ernehmen hat im Berichtszeitraum erneut 
zugenommen, bei den Zeitschriftenverlagen dagegen 
wiederum abgenommen. Bei den Zeitschriftenverla- 
gen ist dieser Trend von Beginn der pressestatisti- 
schen Erhebungen an zu beobachten. Dagegen gab es 
bei den Zeitungsverlagen zwischen 1979 und 1981 
eine Unterbrechung der Konzentrationszunahmen. 

Ende 1987 lag der Umsatzanteil der drei größten Zeit- 
schriftenuntemehmen bei 32,2 %, derjenige der drei 
größten Zeitungsunternehmen bei 23,8 %. Die Erhe- 
bung der Pressedaten bezieht sich jedoch ohne räum- 
hche Differenzienmg auf das gesamte Bundesgebiet 
und unterstellt somit für alle erfaßten Unternehmen 
eine Konkurrenzbeziehung untereinander. Insbeson- 
dere in bezug auf die Zeitungsverlage lassen die Kon- 
zentrationsraten aber kaum Schlüsse auf deren 
Marktmacht zu, da bei der überwiegenden Zahl der 
Zeitungen von Märkten mit einer ledighch regionalen 
oder lokalen Verbreitung und zugleich einer großen 
Zahl von Alleinanbieterpositionen der Verlage auszu- 
gehen ist. (Tz. 573, 574) 

153. Wie im vorigen Berichtszeitraum hat auch dies- 
mal bei weiterhin rückläufiger Zahl der Zeitungen die 
Auflage der Abonnementszeitungen zugenommen, 
diejenige der Straßenverkaufszeitungen dagegen ab- 
genommen. Auch die Konzentrationsraten der Auf- 
lage haben sich — in Fortsetzung des bisherigen 
Trends — bei beiden Vertriebsformen unterschiedhch 
entwickelt. Für die Auflage der größten 3, 6 und 10 
Abonnementszeitungen ergab sich eine Zunahme der 


Konzentration, für die entsprechenden Konzentra- 
tionsraten der Straßenverkaufszeitungen dagegen 
eine Abnahme. Die Konzentrationsrate der drei größ- 
ten Objekte war bei den Straßenverkaufszeitungen 
mit 82,3 % um ein Vielfaches höher als bei den Abon- 
nementszeitungen (10,4 %). Dabei muß aber ein- 
schränkend auf die unter schiedhche räumhche Ver- 
breitung hingewiesen werden, da die Abonnements- 
zeitungen in außerordentlichem Maße regional oder 
auch nur lokal verbreitet sind, während die Straßen- 
verkaufszeitungen mit ihrer zehnmal so großen 
Durchschnittsauflage wesentlich größere Absatz- 
räume abdecken. (Tz. 578, 579) 

154. Der seit 1975 anhaltende Trend eines kontinu- 
ierlichen Anstiegs sowohl der Anzahl als auch der 
Auflage der Zeitschriften hat sich weiterhin aus- 
nahmslos für alle Gruppen der nach Erscheinungs- 
häufigkeit unterteilten Zeitschriften fortgesetzt. Zu- 
gleich sind seit dem Stand von 1985 alle Konzentra- 
tionsraten für die insgesamt erfaßten Zeitschriften ge- 
fallen, was bei den Gruppen der 10, 25 und 50 größten 
Zeitschriften in jedem Berichtszeitraum seit 1975 zu 
beobachten war. 

Wegen der starken Heterogenität der Zeitschriften hat 
die Monopolkommission ihre Untersuchungen diffe- 
renziert und die Auflage der Publikumszeitschriften 
einer besonderen Betrachtung unterzogen. Bei dieser 
Kategorie beträgt die Auflagenkonzentration der drei 
größten Objekte 14,4 % der Verkaufsauflage und 
12,9 % der verbreiteten Auflage. Damit ergibt sich 
gegenüber dem vorigen Berichtsstand in beiden Fäl- 
len ein leichter Rückgang. (Tz. 582-584) 

155. In der Gesamtschau weist der Pressesektor im 
Berichtszeitraum wiederum eine stabile Entwicklung 
auf. Im Zeitungsbereich kristalhsiert sich ein Trend zu 
einer sich fortsetzenden Abnahme der Zeitungsver- 
lage heraus bei über den gesamten beobachteten 
Zeitraum stets ansteigenden Umsätzen. Der stetigen 
Abnahme der Hauptausgaben von Zeitungen seit Be- 
ginn der pressestatistischen Erhebungen im Jahre 
1975 steht eine gegenläufige Tendenz bei den zuge- 
ordneten Nebenausgaben sowie bei den redaktionel- 
len Einheiten gegenüber, deren Zahl sich in jeder 
Berichtsperiode kontinuierhch erhöht hat. Die Ge- 
samtauflage der Zeitungen hat sich stabilisiert und die 
mit ihnen erwirtschafteten Umsätze steigen in regel- 
mäßiger Abfolge. 

Der Zeitschriftenbereich ist gekennzeichnet durch ein 
erneutes deutiiches Wachstum bei der Anzahl der Un- 
ternehmen sowie der von ihnen herausgegebenen 
Objekte und der objektbezogenen Umsätze. Auch die 
Umsätze der Unternehmen und die Anzahl ihrer Be- 
schäftigten sind wie bisher in jedem früheren Be- 
richtszeitraum seit 1975 auch diesmal wieder ange- 
stiegen. Für die Publikiimszeitschriften gilt — mit 
Ausnahme eines geringen Einbruchs bei der Anzahl 
der Objekte und ihrer Auflage im vergangenen Be- 
richtszeitraum ~ das gleiche. 

In der pressebezogenen Berichterstattung seit 1975 
lassen sich allerdings nicht die möghchen strukturre- 
levanten Einflüsse der durch das Vordringen der elek- 
tronischen Medien veränderten Medienlandschaft er- 
fassen. Insbesondere die von der Monopolkommission 
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in ihren bisherigen Stellungnahmen kritisch betrach- 
teten Verflechtungen zwischen Print- und elektroni- 
schen Medien bleibt bei allen pressestatistischen 
Analysen außerhalb der Betrachtung. (Tz. 585) 

166 . Für die Konzentrationsanalyse wächst der Zu- 
sammenschlußkontrolle des Bundeskartellamts im 
Printmedienbereich erhebliche Bedeutung zu, da von 
der amtiichen Entscheidungspraxis Konzentrations- 
vorgänge des externen Unternehmenswachstums er- 
faßt werden, die sich in den amtiichen Erhebungen 
zur Pressestatistik nicht niederschlagen. 

Die Konzentration der Zeitungsverlage ist durch 13 
nicht untersagte Zusammenschlüsse im Berichtszeit- 
raum wiederum angestiegen. In einigen Fällen, in de- 
nen eine marktbeherrschende Stellung zu vermuten 
war, resultierte die Nichtuntersagung aus Verbesse- 
rungen der Wettbewerbsbedingungen. In anderen 
Fällen lagen die Untersagungsvoraussetzungen nicht 
vor, da das Zusammenschlußvorhaben nicht kausal 
für das Entstehen oder die Verstärkung einer markt- 
beherrschenden Stellung war. In weiteren Fällen, 
insbesondere bei Sanierungsfusionen, bestanden 
keine kartellrechtiichen Bedenken gegen Zusammen- 
schlußvorhaben. (Tz. 586-597) 

157 . Wegen Verstärkung marktbeherrschender 
Stellungen regionaler Abonnements-Tageszeitungen 
ergingen drei Untersagungsverfügungen,^^) wovon 
zwei Entscheidungen in der ersten Jahreshälfte 1990 
erlassen wurden, sich aber auf Zusammenschluß Vor- 
haben aus dem Jahre 1989 beziehen. Das Kammerge- 
richt bestätigte im Berichtszeitraum eine Untersa- 
gungsverfügung des Bundeskartellamtes aus 1985 
und hob eine weitere Untersagungsverfügung aus 
dem Berichtszeitraum auf. In einem weiteren Untersa- 
gungsfall aus 1989 steht die Entscheidung des Kam- 
mergerichts noch aus. Der Bundesgerichtshof erklärte 
einen Fall aus dem letzten Berichtszeitraum für erle- 
digt. (Tz. 605-608) 

1 58. Im Berichtszeitraum wurde keiner der zwölf Zu- 
sammenschlüsse von Zeitungsunternehmen mit An- 
zeigenblättern vom Bundeskartellamt untersagt. Die 
Konzentration im Pressesektor hat weiter zugenom- 
men. In den Fällen, in denen sich die Verbreitungsge- 
biete von Zeitung und Anzeigenblatt nicht über- 
schnitten, ging das Bundeskartellamt zumeist von 
wettbewerbsbelebenden Auswirkungen der Zusam- 
menschlußvorhaben aus. In weiteren Fällen wurde die 
Entstehung marktbeherrschender Stellungen ausge- 
schlossen, und in einem Fall sich überschneidender 
Verbreitungsgebiete konnte die Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung ausgeschlossen wer- 
den. In zwei weiteren Fällen führte die Prüfung durch 
das Bundeskartellamt zur Aufgabe des Vorhabens 
bzw. ergaben sich keine, den Verdacht einer ver- 
steckten Treuhänderschaft bestätigenden Tatbe- 
stände. (Tz. 598) 

159 . Auch auf dem Zeitschriftenmarkt war im Be- 
richtszeitraum eine Erhöhung des Konzentrationsgra- 
des durch 41 nicht untersagte Zusammenschlußfälle 


31) über eine weitere Untersagung aus 1988 wurde bereits im 
letzten Hauptgutachten berichtet. Vgl. Monopolkommis- 
sion, Hauptgutachten 1986/1987, a.a.O., Tz. 497. 


ZU verzeichnen, deren Wettbewerbswirkungen aller- 
dings weniger bedeutend sind als die der Zeitimgsfu- 
sionen. Während es auf dem Teilmarkt für inländische 
Pubhkumszeitschriften zu vier Zusammenschlußfäl- 
len kam, setzte sich der Trend aus dem vorangegan- 
genen Berichtszeitraum fort, das Tätigkeitsgebiet 
durch den Erwerb ausländischer Beteüigungen und 
Titelrechte zu erweitern. Ihr Pendant findet diese Ent- 
wicklung in dem Engagement ausländischer Zeit- 
schriftenverlage in der Bundesrepubhk. Die Mehrzahl 
der Zeitschriftenfusionen bezog sich auf den Bereich 
special -interest Zeitschriften, bei denen in einigen 
Fällen die Bagatellmarktgrenze nicht erreicht wurde 
oder bei denen trotz relativ hoher Marktanteile einzel- 
ner Verlage niedrige Marktzutrittsschranken vorherr- 
schen. Ähnhches gilt für die Zusammenschlüsse auf 
dem Teilmarkt der Fachzeitschriften. (Tz. 599-604) 

160 . Weiterhin verstärkten Medienkonzeme und 
Presseunternehmen ihr Engagement in den Neuen 
Medien. Bei mehreren Zusammenschlußfällen enga- 
gierten sich Zeitungsverlage im privaten Hörfunk, 
die im Verbreitungsgebiet des Hörfunkprogramms 
marktbeherrschende oder zumindest dominante Stel- 
lungen auf dem Zeitungsmarkt innehaben. In zwei 
weiteren Fällen ging das Bundeskartellamt von einer 
Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen durch 
die Zusammenschlüsse im Hörfunkmarkt aus. In ei- 
nem Fall wurden die Beteihgungsmodahtäten geän- 
dert, in einem weiteren ist die Prüfung noch nicht 
abgeschlossen. Das Bundeskartellamt hat in diesen 
Fällen wiederum keine Untersagungsverfügung er- 
lassen, da eine Entstehung oder Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung der privaten Anbieter 
aufgrund der dominanten Position der öffentiich- 
rechtiichen Rundfunkanstalten auf den betroffenen 
Hörfunkmärkten auszuschheßen war. Einige größere 
Presseunternehmen haben auch im Bereich Pri- 
vatfernsehen Zusammenschlußvorhaben reahsiert. 
(Tz. 609-621) 

Im Berichtszeitraum zeichnete sich darüber hinaus 
eine neue, aus wettbewerbhchen Gesichtspunkten 
bedenkhche Entwicklung ab. Verstärkt versuchen öf- 
fentlich-rechtliche Rundfunkanstalten ihre Position in 
der bundesrepubhkanischen Medienlandschaft abzu- 
sichern, indem, sie Beteiligungen an privaten Rund- 
funkveranstaltern bzw. Programmproduktionsgesell- 
schaften erwerben. Im größten dieser Zusammen- 
schlußfälle (WDR/Radio NRW) verfügte das Bundes- 
kartellamt eine Untersagung aufgrund der marktbe- 
herrschenden Stellung des WDR im nordrhein- westf ä- 
hschen Rundfunkmarkt. Zwei dieser Fälle befinden 
sich in der Prüfung und ein weiterer Fall wurde nicht 
untersagt. (Tz. 622-628) 

Inländische Medienkonzerne waren an Zusammen- 
schlüssen im Bereich des Privatfernsehens ebenso be- 
teiligt wie zwei amerikanische Medienkonzeme und 
ein Konzern aus Luxemburg. (Tz. 629-634) 

161 . Das Kammergericht bestätigte 1988 und der 
Bundesgerichtshof 1990 die Untersagungsverfügung 
des Bundeskartellamtes zum Globalvertrag, der zwi- 
schen ARD/ZDF und einigen Sportverbänden ge- 
schlossen worden war. (Tz. 635) 
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162. Die EG-Generaldirektion für Wettbewerb, der 
Europäische Gerichtshof und die EG- Kommission ha- 
ben im Berichtszeitraum über drei den Medienbereich 
betreffende Fälle entschieden. (Tz. 636-638) 

Vom Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
wurde die EG -Fernsehrichtlinie erlassen, die im Zu- 
sammenhang mit der Europäischen Konvention über 
grenzüberschreitendes Fernsehen des Europarats die 
Fernsehtätigkeit in der EG im Hinbhck auf den ge- 
meinsamen Binnenmarkt koordinieren soll. (Tz. 639- 
647) 

163. Die Wettbewerbssituation im Bereich der 
Neuen Medien in der Bundesrepublik läßt sich nicht 
nur anhand der Fallpraxis des Bundeskartellamtes 
und anhand der europäischen Regelungen beurteilen, 
sondern hängt insbesondere von der infrastrukturel- 
len und institutioneilen Entwicklung ab. In den mei- 
sten Bundesländern wurden im Berichtszeitraum die 
Rahmenbedingungen für den Rundfunk (Landesme- 
diengesetze) novelhert und der Rundfunkstaatsver- 
trag in einigen Punkten ergänzt. Durch diese Gesetz- 
esänderungen verschlechterten sich jedoch größten- 
teils die institutioneilen Rahmenbedingungen für den 
privaten Rundfunk. Durch verschärfte landesgesetzH- 
che Regelungen in Verbindung mit der agressiven 
Expansionspohtik der öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten hat sich die strukturelle Basis der 
Neuen Medien, abgesehen von einer technisch ge- 
ringfügigen verbesserten Infrastruktur, nicht nen- 
nenswert gebessert. Die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts, dem durch seine Rundfunkur- 
teile in diesem Zusammenhang eine wichtige Bedeu- 
tung zukommt, hat im Ergebnis nicht hilfreich ge- 
wirkt. Im Berichtszeitraum wurde kein neues, das 
Verhältnis von öffentlich-rechtlichem und privatem 
Rundfunk regelndes Urteil erlassen. (Tz. 648-670) 

164. In der Summe hält die Monopolkommission die 
ordnungspoütischen Defizite im Bereich der elektro- 
nischen Medien für unverändert schwerwiegend. 
Dies gilt um so mehr, als dieser Wirtschaftsbereich 
erhebliches Gewicht hat, für freie Meinungsbildung 
in einer Demokratie von hoher Bedeutung ist und 
defiziente Ordnungsstrukturen ein Zurückbleiben 
deutscher Anbieter im sich abzeichnenden interna- 
tionalen Wettbewerb nach sich ziehen können. 
(Tz. 671) 

166. Im Berichtszeitraum haben sich die überkom- 
menen öffenthch-rechtlichen Strukturen eher weiter 
verfestigt. Private Konkurrenz wird behindert, ohne 
daß Kartellrecht hier in jedem Falle wirksam werden 
kann. Hinzu treten Kooperationsstrategien, welche 
die entstehende private Konkurrenz von vornherein 
einzubinden und damit zu begrenzen suchen. Das pri- 
vate Angebot wird durch vielfältige Reguherungen in 
einzelnen Landesmediengesetzen stark behindert. 
Die Lebensfähigkeit namentüch mittelständischen 
Angebots wird dadurch in Frage gestellt. (Tz. 672, 
673) 

166. Die Monopolkommission sieht angesichts der 
deutsch-deutschen Entwicklung die Chance, jeden- 
falls die Gelegenheit zu weiterer Reform in diesem 
Bereich. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichtes steht dem nach Auffassung der Monopol- 


kommission nicht wirklich entgegen. Sie erlaubt auch 
ein sogenanntes außenplurales Modell im marktwirt- 
schaftlichen Sinne. Die Bestands-, Entwicklungs- und 
Finanzierungsgarantie der öffentlich-rechtlichen An- 
stalten hat keinen Verfassungsrang. Die Monopol- 
kommission tritt dafür ein, durch eine Veränderung 
der Rahmenbedingungen die Möghchkeit zu einem 
echten Leistungsaustausch zwischen Anbietern und 
Nachfragern und damit die Möglichkeit zu funktions- 
fähigen Märkten zu schaffen (Pay-TV, Pay per view, 
auch in Form von Abonnements möghch). Öffentlich- 
rechtliche Anstalten sollten auf die Wahrnehmung ei- 
nes speziellen kulturpoütischen Auftrages beschränkt 
bleiben. Dies rechtfertigt ihre Gebührenfinanzierung. 
Die partielle Werbefinanzierung sollte für sie beseitigt 
werden. Eine andere durchgreifende Option ist die 
Beseitigung der Sonderstellung öffentlich-rechtlicher 
Anstalten überhaupt. Ein kulturpoütischer Auftrag 
wäre dann auf andere Weise sicherzustellen (Stif- 
tungslösungen z. B.). Die hypertrophen Reguherun- 
gen privaten Angebots in den Landesmediengesetzen 
soUten nach Auffassung der Monopolkommission 
nachhaltig zurückgeführt werden. Sie erneuert des- 
gleichen ihren früheren Vorschlag, die lande srechth- 
che Erteilung einer Rundfunkhzenz als Zusammen- 
schlußtatbestand im Sinne der Fusionskontrolle nach 
dem GWB zu verstehen. (Tz. 674-676) 


6. Wettbewerb und Regulierung in der 
Verkehrswirtschaft 

167. Die staathche Reguüerung der Verkehrswirt- 
schaft hat Tradition. Ursprünghch zum Schutz der 
staathchen Eisenbahn und LuftfahrtgeseUschaft ein- 
geführt und mit Zweifeln an der Funktionsfähigkeit 
des Wettbewerbs begründet entwickelte sich ein hoch 
kompüziertes Regelwerk an Gesetzen und Verord- 
nungen mit weitreichenden Einschränkungen der 
Wettbewerbsfreiheit zugunsten der etabüerten Ver- 
kehrsunternehmen. Das Netz der Regelungen umfaßt 
die Personenbeförderung und den Gütertransport und 
erstreckt sich über alle Verkehrsträger. (Tz. 677- 
683) 

168. Über die Deutsche Bundesbahn nimmt der 
Staat unmittelbar Einfluß auf die Entwicklung des 
Schienenverkehrs. De facto Monopolrechte bei der 
Bereitstellung des Schienennetzes und beim Betrieb 
verhindern den direkten Wettbewerb. Verbote des 
Schienenparallelverkehrs und Vorrangrechte beim 
Schienenersatzverkehr schützen die Bahn gegen 
den Wettbewerb durch den Omnibuslinienverkehr. 
(Tz. 684) 

169. Die private Verkehrswirtschaft wird im Inland 
durch zahlreiche Einzelgesetze reguliert, die in den 
bedeutenden Verkehrsmärkten die Kapazitäten und 
das Leistungsangebot beschränken und den Preis- 
wettbewerb ausschalten. Der Omnibuslinienverkehr 
unterhegt in Form von Bedarfsprüfungen objektiven 
Zugangsbeschränkungen. Die Tarife bedürfen der 
Genehmigung. Im Linienflugverkehr kann Unterneh- 
men die Bedienung einzelner Strecken untersagt wer- 
den, wenn dies im „öffenthchen Interesse“ hegt. Die 
Tarife sind hier ebenfalls genehmigungspflichtig. Die 
Kapazitäten im Straßengüterfernverkehr werden 
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durch staatlich zugeteilte Kontingente festgesetzt. Als 
Frachtsätze gelten verbindliche Höchst- und Mindest- 
preise. Sie werden dem Bundesverkehrsministerium 
von Vertretern des Transportgewerbes vorgeschla- 
gen. Mit Hilfe von Abwrackfonds und -prämien wird 
in der Binnenschiffahrt der Kapazitätswettbewerb be- 
hindert. Fest- und Margentarife werden in privaten 
Frachtenausschüssen ausgehandelt und sind nach der 
Genehmigung durch das Bundesverkehrsministerium 
allgemein verbindlich. (Tz. 685, 688, 689, 691-694, 
697, 698) 

170 . Die Regulierung der Kernbereiche wird durch 
umfangreiche Regelungen auf Randgebieten komple- 
mentiert, um Umgehungen zu verhindern. Reglemen- 
tierungen des Leistungsangebots im Geleg enheitsver’ 
kehr mit Omnibussen und Flugzeugen sorgen dafür, 
daß eine nennenswerte Konkurrenz zum Linienver- 
kehr nicht entstehen kann. Das Verbot von Transpor- 
ten für Dritte im Werkverkehr schiänkt die Möglich- 
keit ein, die Marktordnung des gewerblichen Stra- 
ßengüterverkehrs zu unterlaufen. (Tz. 686, 687, 690, 
695, 696) 

171 . Die Konzessionen im Omnibuslinienverkehr, 
die Kontingente im Straßengüterfernverkehr und die 
Start- und Landezeiten im Flugverkehr werden auf 
administrativer Ebene vergeben bzw. zugeteilt. Die 
Ermessensspielräume der Verwaltung sind hierbei er- 
heblich. Die Praxis zeigt, daß einmal gewährte Rechte 
in der Regel verlängert werden. Etablierte Unterneh- 
men erhalten damit de facto einen Besitzstandsschutz. 
Potentielle Konkurrenten werden behindert. (Tz. 684, 
691, 850) 

1 72 . Die nationalen Marktordnungen werden auf in- 
ternationaler Ebene durch zahlreiche bilaterale und 
multilaterale Abkommen ergänzt, die in erster Linie 
darauf gerichtet sind, den Import von Transportier 
stungen zu behindern. Marktzugang, Kapazitäten 
und Preise unterhegen im grenzüberschreitenden 
Verkehr meist der Doppelgenehmigung durch den 
Heimatstaat und das Aufnahmeland. In fast allen Ver- 
kehrsbereichen ist es ausländischen Unternehmen 
bislang untersagt, inländische Transporte durchzu- 
führen (Kabotageverbot). (Tz. 699-701, 706-711) 

173 . Die Wettbewerbsbeschränkungen stehen im 
krassen Widerspruch zum Gebot der Dienstleistungs- 
freiheit innerhalb der europäischen Gemeinschaft. 
Der Europäische Gerichtshof hat in verschiedenen Ur- 
teilen zu Beginn der 80er Jahre entsprechende Ver- 
säumnisse angemahnt bzw. offengelegt. Er hat dabei 
auch festgestellt, daß die Liberalisierung der Ver- 
kehrsmärkte nicht von der Harmonisierung der natio- 
nalen Marktordnungen abhängig gemacht werden 
darf. Während für den Straßen- und Schienenverkehr 
und die Binnenschiffahrt die Dienstleistungsfreiheit 
bis Mai 1997 zu verwirklichen ist, gilt für die See- 
schiffahrt und den Luftverkehr nach Auffassung der 
Monopolkommission gemäß der Einheithchen Euro- 
päischen Akte die Frist bis zum 31. Dezember 1992. 
(Tz. 702-705) 

174 . Die von der EG bislang ergriffenen Maßnah- 
men brachten im grenzüberschreitenden Linienflug- 
verkehr eine teilweise Liberalisierung. Weiter geht 
die Deregulierung im grenzüberschreitenden Stra- 


ßengüterverkehr, wo inzwischen kein Tarif zwang 
mehr besteht und die Kontingentierung schrittweise 
aufgehoben wird. Im Straßengüterverkehr ist mit Wir- 
kung zum 1. Juni 1990 auch das Kabotageverbot ge- 
lockert worden, das bisher nur in Teilbereichen der 
Binnenschiffahrt aufgehoben war. (Tz. 712-734) 

175 , Gegenüber der staatlichen Regulierung besit- 
zen die kartellrechtlichen Ausnahmeregelungen zu- 
gunsten der Verkehrswirtschaft hinsichtlich ihrer 
Wettbewerbswirkungen eine vergleichsweise ge- 
ringe Bedeutung. Allerdings bleiben auch nach der 
Fünften Kartellnovelle wettbewerbsbeschränkende 
Absprachen in der Verkehrswirtschaft vom allgemei- 
nen Kartellverbot des GWB ausgenommen. Mit der 
Neufassung des § 99 GWB wurden im wesentlichen 
EG-rechthch überholte Formulierungen gestrichen. 
(Tz. 735-746) 

176 . Das europäische Wettbewerbsrecht räumt der 
Verkehr swirtschaft keine Sonderstellung ein. In den 
den Verkehr betreffenden Anwendungsverordnun- 
gen zu den Artikeln 85 und 86 EWG-Vertrag wird das 
Kartellverbot durch die Freistellung technischer Ver- 
einbarungen gelockert. Bedenklich erscheint, daß 
Freistellungen nach Artikel 85 Abs. 3 EWG-Vertrag 
entgegen den allgemeinen Wettbewerbsregeln der 
Verordnung Nr. 17 keine Anmeldung erfordern. Die 
Kontrolle über wettbewerbsbeschränkende Abspra- 
chen wird dadurch nicht unerheblich erschwert. 
(Tz. 747, 748) 

177 . Sofern das europäische Wettbewerbsrecht 
keine Freistellung vorsieht, sind wettbewerbsbe- 
schränkende Absprachen, die in ihren Wirkungen 
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beein- 
trächtigen, unzulässig, auch wenn sie Instrument ein- 
zelstaatiicher Marktregulierungen sind oder vom na- 
tionalen Kartellverbot ausgenommen sind. Dies folgt 
aus dem grundsätzlichen Vorrang des europäischen 
vor dem nationalen Recht. Kartelle im Luft- und Bin- 
nenschiffahrtsverkehr mit Drittstaaten, die nach der 
Ausnahmeregelung des § 99 GWB zulässig sind, ver- 
stoßen demnach ebenso gegen EG-Kartellrecht, wie 
die privaten Preiskartelle, die im Straßengüter- und 
Binnenschiffahrtsverkehr der staatlichen Tariffestset- 
zung vorgeschaltet sind. Das Bundeskartellamt kann 
die Wettbewerbs Verstöße gemäß den Artikeln 88 und 
89 EWG-Vertrag aufgreifen bzw. von der EG-Kom- 
mission untersuchen lassen. (Tz. 749-763) 

1 78, Die staatlichen und kartellrechtlich privilegier- 
ten privaten Wettbewerbsbeschränkungen sind mit 
hohen gesamtwirtschaftlichen Kosten verbunden. Die 
Regulienmg verteuert den inländischen und interna- 
tionalen Omnibus-, Luft-, Straßengüter- und Binnen- 
schiffahrtsverkehr. Sie beschränkt die Angebotsviel- 
falt und mindert die Innovationskraft der Verkehrs- 
wirtschaft. 

Das im internationalen Vergleich deuthch überhöhte 
inländische Tarif nive au im Güterverkehr führt zu 
Standortnachteilen der deutschen Seehäfen und In- 
dustrie. Die Marktordnungen behindern eine ressour- 
censparende Arbeitsteilung zwischen den Verkehrs- 
trägern Straße, Schiene, Wasser und Luft. Das Verbot 
von Transporten für Dritte im Werkverkehr, Kabota- 
geverbote im internationalen Güter- imd Personen- 
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verkehr und Zusteigverbote im Omnibusverkehr be- 
dingen unsinnige Leerfahrten und erhöhen künstlich 
das Verkehrsaufkommen. Die Reguherung der Bahn 
führt dazu, daß die auch unter umweit- und verkehrs- 
sicherheitspolitischen Gesichtspunkten vorhandenen 
Systemvorteile der Schiene vielfach ungenutzt blei- 
ben. Die trotz umfangreicher staatlicher Subventio- 
nen erheblichen Unternehmensverluste verdeutli- 
chen gleichermaßen die hohen Kosten und das nicht 
marktgerechte Leistungsangebot der Deutschen Bim- 
desbahn. (Tz. 764-790) 

179 . Angesichts der gesamtwirtschaftlichen Kosten 
der Regulierung hält die Monopolkommission einen 
umfassenden Abbau der Wettbewerbsbeschränkun- 
gen im Verkehrsgewerbe auf nationaler und interna- 
tionaler Ebene für dringend erforderhch. Für die Ver- 
kehrsbereiche empfiehlt sie im einzelnen folgende 
Deregulierungsschritte: (Tz. 791, 792) 

a) Omnibusverkehr 

— Das Verbot des Schienenersatz- und Schienen- 
parallelverkehrs sollte aufgehoben werden. 

— Objektive Marktzugangsbeschränkungen zum 
Personenfemverkehr und überörtlichen Personen- 
nahverkehr sowie zum grenzüberschreitenden Li- 
nien- und Pendelverkehr zwischen EG -Staaten 
sollten beseitigt werden. 

— Die Kabotage sollte für Unternehmen aller EG- 
Staaten zugelassen werden. 

— Die Preisbildung im inländischen und grenzüber- 
schreitenden Verkehr sollte freigegeben werden. 

— Die Reglementierungen des Pendel- und Gelegen- 
heitsverkehrs durch Zusteigverbote, Rückkehr- 
pflicht etc. sollten beseitigt werden. 

— Sofern ein öffenthches Interesse an der Bedienung 
privatwirtschaftlich unrentabler Busverbindungen 
besteht, sollten für diese Strecken befristete Kon- 
zessionen an Unternehmen vergeben werden, die 
das gewünschte Angebot zu den günstigsten Be- 
dingungen erfüllen können. (Tz. 793-797) 

b) Luftverkehr 

— Der Bundesminister für Verkehr sollte seine hbe- 
rale Haltung bei der Zulassung privater Wettbe- 
werber beibehalten imd gegenüber diesen keine 
mengenmäßige Zugangsbeschränkung für den in- 
nerdeutschen Linienflugverkehr mehr ausüben. 

— Die staatliche Einflußnahme auf Tarife im Inlands- 
verkehr sollte auf die Fälle beschränkt werden, in 
denen Anhaltspunkte für eine mißbräuchhche 
Quersubventionierung gegebenen sind. 

— Die Rechte im grenzüberschreitenden Linienflug- 
verkehr (Dritte und Vierte Freiheit) zwischen EG- 
Staaten sollten erweitert werden, indem der An- 
spruch, mehrere nationale Unternehmen für den 
grenzüberschreitenden Verkehr zu benennen 
(Mehrfachdesignierung), auf alle Streckenverbin- 
dungen ausgedehnt wird, die Zulassung zum Flug- 
betrieb allein von der Genehmigung des Heimat- 
staates abhängig gemacht wird, Beschränkungen 
des Kapazitätswettbewerbs abgebaut werden und 


Tarife der Unternehmen wirksam werden, wenn 
nicht beide Staaten Einwände erheben (Double- 
Disapproval- Regel) . 

— Unternehmen innerhalb der EG sollten Rechte zu 
Transporten zwischen Fremdstaaten (Fünfte und 
Siebte Freiheit) und zur Kabotage (Achte Freiheit) 
ohne Einschränkung eingeräumt werden. (Tz. 798- 
801) 

c) Straßengüterverkehr 

— Die mengenmäßigen Zugangs- und Kapazitäts- 
beschränkungen durch Kontingentierung sollten, 
wie vom Ministerrat der EG für den grenzüber- 
schreitenden Güterverkehr bereits beschlossen, 
auch für inländische Transporte aufgehoben wer- 
den. 

— Die Kabotagefreiheit sollte für Unternehmen in der 
EG uneingeschränkt verwirklicht werden. 

— Die Zulassung zum Transportgewerbe sollte nach 
einheitlichen und allein subjektbezogenen Krite- 
rien erfolgen (persönhche Zuverlässigkeit, finan- 
zielle Leistungsfähigkeit, fachhche Eignung). 

— Die Tarif reguherung sollte entfaUen. 

— Verbote von Transporten für Dritte im Werkver- 
kehr sollten aufgehoben werden. Dazu ist der 
Werkverkehr den gleichen Zulassungskriterien zu 
unterstellen wie der gewerbhche Güterverkehr. 

— Auf die Einführung eines europäischen „Krisen- 
managements" sollte verzichtet werden. Es ist 
überflüssig und könnte nur zu einer Rereguherung 
mißbraucht werden. (Tz. 802-804) 

d) Binnenschiffsverkehr 

— Im innerdeutschen Binnenschiffsverkehr sollte die 
Genehmigungspfhcht für Tarife entfallen. Die 
Frachtenausschüsse sollten aufgelöst werden. 

— Noch bestehende Kabotagevorbehalte sollten ab- 
gebaut werden. 

— Die koordinierte europäische Abwrackaktion 
sollte möghchst rasch beendet werden. (Tz. 805, 
806) 

180 . Die Ausnahmeregelung des § 99 GWB sollte 
ganz gestrichen werden. Die darin enthaltenen Frei- 
stellungen sind einerseits durch EG-Recht überholt, 
andererseits unbegründet, da auch das allgemeine 
Kartellverbot Raum für spezielle Koordinations- und 
Abstimmungsbedarfe der Verkehrswirtschaft läßt. 

Die verkehrsrelevanten Anwendungsverordnungen 
zu den Artikeln 85 und 86 EWG-Vertrag sollten ebenso 
wie die großzügigen Gruppen! reistellungen im Luft- 
verkehr kritisch überprüft werden. (Tz, 807-809) 

181 . Die empfohlene Dereguherung läßt gemein- 
wirtschaftliche Verkehrsangebote weiterhin zu. Die 
Finanzierung ist dabei durch direkte staatliche Sub- 
ventionen zu sichern. Sofern es möghch ist, sollten die 
Konzessionen für entsprechende Leistungsangebote 
öffentlich ausgeschrieben werden. (Tz. 810-814) 

182 . Befürchtungen, Wettbewerb auf den Verkehrs- 
märkten führe zg Überkapazitäten und ruinösen Preis- 
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kämpfen, sind unbegründet, Letztiich schaffen die re- 
guherungsbe dingt überhöhten Preise selbst Anreize 
zxim Aufbau von Überkapazitäten. (Tz. 815-817) 

183. Im freien Wettbewerb werden sich möglicher- 
weise die Untemehmensgrößen in der Verkehrswirt- 
schaft verändern. Dies kann in den verschiedenen 
Bereichen die Konzentration erhöhen oder mindern. 
Ausschlaggebend dafür werden die jeweiligen Größ- 
envorteile sein, die bei der Erbringung der Transport- 
und Logistikleistungen ausgeschöpft werden können. 
Bei freiem Marktzutritt und angesichts eines oft wirk- 
samen intermodalen Wettbewerbs sind wettbewerbs- 
pohtisch bedenkhche Marktstrukturen im allgemei- 
nen nicht zu erwarten. Im Luftverkehr können Mono- 
polisierungsgefahren dadurch gemindert werden, daß 
Wettbewerbern ein diskriminierungsfreier Zugang zu 
Start- und Landerechten und Computerreservie- 
rungssystemen gesichert wird. (Tz. 818-838) 

184. Eine effizientere Verkehrsmarktordnung wird 
Transporte verbilligen und das Verkehrsvolumen ten- 
denziell erhöhen. Daraus folgende Überlastungen der 
Verkehrsinfrastruktur und Umweltbeeinträchtigun- 
gen sind kein Argument für eine Beschränkung des 
Wettbewerbs. Die Knappheit der Verkehrsträger und 
der Umwelt beschreibt ein Allokationsproblem, das 
am besten im Wettbewerb gelöst werden kann. Ent- 
scheidend ist, daß den Verkehrsteilnehmern über 
Preise die Kosten der Inanspruchnahme knapper Res- 
sourcen mitgeteilt werden. 

Angesichts der zunehmenden Knappheit des vorhan- 
denen Femstraßensystems scheint es angebracht, die 
Einführung von Knappheitspreisen für die Straßenbe- 
nutzung konkret in Betracht zu ziehen. Aufgrund der 
zunehmenden Knappheit der Flughafenkapazitäten 
und wegen der von der derzeitigen administrativen 
Vergabe der Start- und Landerechte ausgehenden 
Wettbewerbsverfälschungen hält die Monopolkom- 
mission auch hier marktmäßige Zuteüungsverfahren 
für notwendig. (Tz. 839-855) 

185. Mehr Wettbewerb bedeutet keine zusätzhche 
Gefährdung der Verkehrssicherheit. Es ist letztlich 
Aufgabe des Staates, durch Berufszugangsvorausset- 
zungen, techiüsche Standards und Sicherheitseinrich- 
tungen ein ausreichendes Sicherheitsniveau gesetz- 
hch festzulegen und dessen Einhaltung zu kontroUie- 
ren. Im übrigen können Unternehmen über gesetzli- 
che Mindeststandards hinaus Sicherheit als Wettbe- 
werbsparameter einsetzen. (Tz. 856-863) 

186. Die fehlende Harmonisierung der nationalen 
Marktordnungen stellt ebenfalls kein zwingendes Ar- 
gument gegen eine Liberalisierung der Verkehrs- 
märkte in der EG dar. Im Zuge der Verwirklichung der 
Dienstleistungsfreiheit erhält die Dereguherung des 
innerdeutschen Verkehrs zur Verbesserung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Verkehrswirt Schaft 
vorrangige Bedeutung. (Tz. 864-874) 

187. Wettbewerbsbeschränkungen zum Schutz der 
Bahn sind unzweckmäßig. Für die Bahn nachteilige 
Wettbewerbsbedingungen sollten stattdessen besei- 
tigt werden. Dies betrifft einerseits den Ausbau und 
die Verbesserung der Qualität des Schienennetzes 
seitens des Staates, andererseits die Gleichstellung 


der Verkehrsunternehmen hinsichtlich der Wegeko- 
stenanlastung. (Tz. 875-881) 

188. Die Deregulierung des Omnibus-, Straßengü- 
ter- und Luftverkehrs in Großbritannien zeigt ebenso 
wie die Deregulierung des Straßengüter- und Luftver- 
kehrs in den USA, daß Verkehrsmärkte wettbewerbs- 
fähig sind. Den Kunden brachte die Liberalisierung 
niedrigere Preise und ein verbessertes Leistungsan- 
gebot. Negative Begleiterscheinungen der Liberah- 
sierung des inneramerikanischen Luftverkehrs sind 
auf unzureichende flankierende Maßnahmen bzw. 
Neuregelungen zurückzuführen: den nicht- diskrimi- 
nierungsfreien Zugang zu Start- und Landerechten, 
eine inkonsequente Fusionskontrolle sowie man- 
gelnde Sicherheitskontrollen. (Tz. 882-916) 


7. Kooperation in Forschung und Entwicklung 

189. Marktprozesse führen in industrialisierten 
Volkswirtschaften ständig zum Angebot neuer oder 
verbesserter Produkte oder kostengünstigerer Her- 
stellungsverfahren. Forschungs- und Entwicklungs- 
anstrengungen sind daher für die Unternehmen ent- 
scheidende Wettbewerbsparameter, um in einen 
Markt eintreten oder die erreichte Marktposition aus- 
bauen oder absichem zu können. Die Erarbeitung 
neuen techiüschen Wissens sowie die darauf aufbau- 
ende Einführung von Neuerungen am Markt sind für 
die Unternehmen mit spezifischen Risiken verbun- 
den. Neben technologischen Risiken bestehen Markt- 
risiken. Eine wichtige untemehmenspohtische Strate- 
gie, die Risiken und Kosten von Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufgaben zu begrenzen oder zu vermindern 
und dabei Synergievorteile zu nutzen, bietet eine 
F+E-Kooperation mit anderen Unternehmen. Diesen 
F+E-Kooperationen kommt in vielen Industriestaaten 
inzwischen eine große Bedeutung zu. (Tz. 917-934) 

190. Eine eingehende ökonomische Analyse zeigt, 
daß F+E-Kooperationen aus einzelwirtschaftlicher 
wie auch aus gesamtwirtschaftiicher Sicht ambivalent 
zu beurteilen sind. Aus unternehmenspolitischer Sicht 
spricht eine Vielzahl von Gründen für wie auch gegen 
die Nutzung der verschiedenen Kooperationsformen, 
die für eine Zusammenarbeit im Bereich von For- 
schung und Entwicklung in Anspruch genommen 
werden können. Als besonders wichtig für eine Zu- 
sammenarbeit im F+E-Bereich werden von den Un- 
ternehmen technologische Gründe eingeschätzt. Die 
Zusammenfühnmg des technologischen Know-hows 
wird vielfach als entscheidende Voraussetzung dafür 
angesehen, um ein geplantes F+E-Projekt überhaupt 
erfolgreich durchführen zu können. Daneben spielen 
häufig Kostenerwägungen und marktstrategische 
bzw. wettbewerbliche Überlegungen eine maßgebli- 
che Rolle. Das angestrebte F+E-Ergebnis kann 
schneller erreicht werden; zudem bietet die Koopera- 
tion eine gute Grundlage dafür, auch künftig in einen 
nutzvollen Erf ahrungs- und Ergebnisaustausch zu tre- 
ten. Andererseits berührt eine Zusammenarbeit im 
F+E-Bereich das untemehmenspohtische Interesse 
an technologischer und wettbewerbhcher Unabhän- 
gigkeit in zentraler Weise. Sehr viele Unternehmen 
halten daher die Nachteüe, die sich durch eine Offen- 
legung ihrer F+E-Strategien oder durch eine Preis- 
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gäbe bisher erlangter F+E- Ergebnisse und einer da- 
mit verbundenen Aufgabe der technologischen Unab- 
hängigkeit ergeben können, für so gravierend, daß 
eine ins Auge gefaßte Kooperation letztlich nicht zum 
Abschluß gebracht wird. (Tz. 935-945) 

191 . Ebenso können mit F+E-Kooperationen aus ge- 
samtwirtschaftlicher Sicht zahlreiche vorteilhafte und 
nachteilige Wirkungen verbunden sein. Gesamtwirt- 
schaftliche Vorteile können darin bestehen, daß F-hE- 
Kooperationen zu einer effizienteren Ressourcenallo- 
kation beitragen, eine Beschleunigung der Durchset- 
zung des technischen Fortschritts bewirken oder eine 
Erweiterung der Wissensbasis bei den kooperieren- 
den Unternehmen für weitere Innovationsaktivitäten 
ermöglichen. Schheßhch kann durch eine Zusammen- 
arbeit im F+E-Bereich das Ausmaß der insgesamt be- 
triebenen Forschung in einer Volkswirtschaft erhöht 
werden, wenn Unternehmen allein nicht in der Lage 
sind, ein F+E-Projekt durchzuführen oder ein aus 
Trittbrettfahrerverhalten resultierendes Anreizversa- 
gen bei der Produktion neuen technischen Wissens 
unterbunden werden kann. Andererseits resultieren 
aus einer kooperativen Inangriffnahme eines F-l-E- 
Projektes möglicherweise erhebliche Gefahren für 
den Wettbewerb. Die Entdeckung mehrerer vonein- 
ander abweichender Problemlösungen kann verhin- 
dert werden, so daß auch darauf aufbauende Innova- 
tionsaktivitäten nicht stattfinden. Die Angleichung 
des Wissensstandes unter den Mitghedem kann wei- 
terhin die Anreize zu besonderen Forschungsanstren- 
gungen vermindern und damit die Produktion und 
Umsetzung von neuem technischen Wissen beein- 
trächtigen. Die Zusanunenarbeit kann schheßlich 
auch zu wettbewerbsbeschränkenden Gruppeneffek- 
ten auf den von der Kooperation betroffenen Güter- 
märkten sowie auf Drittmärkten führen. (Tz. 946- 
971) 

192 . Angesichts der zahlreichen, mit F+E-Koopera- 
tionen möglicherweise verbundenen Wirkungen wird 
für eine wettbewerbspohtische Würdigung grund- 
sätzlich eine umfassende Prüfung des Einzelfalles er- 
forderlich. Man kann für ein Beurteilungsraster drei 
typische Fallkonstellationen unterscheiden: 

— Wettbewerbspolitisch unproblematisch sind Ko- 
operationen dann, wenn die Unternehmen allein 
aus technolo0schen oder finanziellen Gründen 
nicht in der Lage sind, am F+E- Wettbewerb teilzu- 
nehmen. Durch die Zusammenarbeit wird zusätzh- 
cher Wettbewerb ermöglicht. Dies gilt grundsätz- 
lich auch dann, wenn überhaupt kein Unterneh- 
men am Markt in der Lage ist, das beabsichtigte 
F+E-Projekt durchzuführen, da anderenfalls der 
Markt nicht geschaffen würde. Allerdings wird in 
solchen Fällen jeweils zu prüfen sein, ob nicht we- 
niger wettbewerbsbeschränkende Alternativen 
zur Erlangung des neuen technischen Wissens zur 
Verfügung stehen. 

— Auch wenn die Kooperationspartner allein zur 
Durchführung des geplanten F+E-Projektes in der 
Lage sind, kann die Zusammenarbeit im gesamt- 
wirtschaftlichen Interesse hegen, z. B. wenn dies 
eine schnellere Durchsetzung des technischen 
Fortschritts am Markt ermöghcht. Voraussetzung 
ist allerdings, daß wesentiicher Wettbewerb von 


dritten Unternehmen zu erwarten ist und von der 
Kooperation keine Entmutigungseffekte auf klei- 
nere Unternehmen ausgehen. 

— Wettbewerbspolitisch bedenkhch sind Kooperati- 
onsvorhaben, bei denen sich die bedeutsamsten 
(aktuellen oder potentiellen) Wettbewerber für 
eine neue Technologie zusammenfinden. Wesent- 
hche Wettbewerbsimpulse werden dann beseitigt. 
Die Suche nach verschiedenen Neuerungslösun- 
gen wird beeinträchtigt und das Innovationstempo 
kann von den Beteiligten verlangsamt werden. 
Auch möghche, mit der Kooperation erzielbare Ef- 
fizienzgewinne können diese Gefahren nicht auf- 
wiegen, da ohne hinreichenden Wettbewerbs- 
druck die Durchsetzung solcher Kostenersparnisse 
nicht erwartet werden kann, (Tz. 972) 

193 . Bei Vereinbarung einer F-l-E-Kooperation wer- 
den zumeist weitere Abreden getroffen, die über den 
koordinierten Einsatz von F-l-E-Ressourcen hinausge- 
hen. Teilweise sind sie notwendig, um opportunisti- 
sches Verhalten auszuschließen oder um die Renta- 
büität des F-l-E-Projektes sicherzustellen. Teilweise 
werden mit solchen Nebenabreden aber auch primär 
wettbewerbsbeschränkende Anliegen verfolgt. Fol- 
gende allgemeine Leithnien lassen sich aus Wettbe- 
werb spohtischer Sicht formulieren: 

— Ein angemessen begrenzter Verzicht auf eigen- 
ständige Forschung oder auf Forschung mit ande- 
ren Unternehmen (sogenannte Wettbewerbsver- 
bote) sowie der Verzicht auf Weitergabe von F+E- 
Ergebnissen an Dritte wird im Regelfälle als wett- 
bewerbspolitisch unproblematisch anzusehen 
sein, da mit diesen Vertragsabreden taktisches 
Verhalten zu Lasten der Kooperationspartner aus- 
geschlossen werden soll. 

— Auch verhaltensbeschränkende Abreden über be- 
reits vorhandenes technisches Wissen werden für 
das Zustandekommen der F-hE- Kooperation häu- 
fig notwendig sein. Allerdings darf dabei der 
Handlungsspielraum der Kooperationspartner nur 
auf das unabdingbar notwendige Maß einge- 
schränkt werden und nur solches Wissen Gegen- 
stand von Nebenabreden sein, welches als Grund- 
lage für die Entwicklung neuen technischen Wis- 
sens erforderlich ist. 

— Eine Vergemeinschaftung von Herstellung und 
Vertrieb kann im Einzelfall für die profitable Ver- 
wertung des neuen technischen Wissens ebenfalls 
erforderhch sein. Anderenfalls ist diese Absprache 
ähnhch wie andere Produktions- und Vertriebsge- 
meinschaften zu beurteilen. 

— Wettbewerbspolitisch bedenkhch sind hingegen 
alle Absprachen, die nicht in unmittelbarem Zu- 
sammenhang mit der Kooperation stehen oder für 
ihren Erfolg notwendig sind. Abreden, die das Ver- 
halten auf von der Kooperation nicht berührten 
Märkten betreffen, sowie Verpflichtungen, die das 
Verhalten der Kooperationspartner nach erfolgrei- 
chem Abschluß des F-hE- Vorhabens einschrän- 
ken, sind nicht notwendig und sollten aus wettbe- 
werbspohtischen Erwägimgen unterbunden wer- 
den. (Tz. 973) 
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194 . Die Praxis des Bundeskartellamtes bei der Be- 
handlung von F-hE-Kooperationen ist angesichts des 
teilweise geringen Fallmaterials nur unter Schwierig- 
keiten zu würdigen. Dies gilt für sogenannte reine 
Forschungskooperationen, die dem Amt regelmäßig 
überhaupt nicht gemeldet werden, wie für umfassen- 
dere Kooperationen, in denen Absprachen über For- 
schung und Entwicklung häufig nicht im Vordergrund 
des Interesses der Kooperationsbeteiligten lagen und 
auf die daher auch nicht das Hauptaugenmerk des 
Bundeskartellamtes gerichtet ist. Demgegenüber gibt 
es inzwischen eine umfangreiche Praxis für F+E-Ko- 
operationen, die im Rahmen von Gemeinschaftsunter- 
nehmen vollzogen werden. (Tz. 974-978) 

195 . In der Gründung sogenannter reiner For- 
schungskooperationen sieht das Bundeskartellamt re- 
gelmäßig keine Ansatzpunkte für eine Beschränkung 
des Wettbewerbs, da ein Verstoß gegen § 1 GWB ohne 
eingehende Prüfung verneint wird. Eine solche Beur- 
teilung ist nach Auffassung der Monopolkommission 
nicht sachgerecht. Forschung und Entwicklung voll- 
zieht sich nicht im „vorwettbewerblichen Bereich", so 
daß nur durch eine Analyse der Gesamtumstände des 
Einzelfalles geklärt werden kann, ob die Zusammen- 
arbeit als Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des 
§ 1 GWB angesehen werden muß. (979-986) 

196 . Demgegenüber stimmt die Monopolkommis- 
sion der Legalisierungspraxis gegenüber F+E-Koope- 
rationen nach den §§ 5 ff. GWB grundsätzlich zu. 
Allerdings ist sie der Auffassung, daß die Prüfung der 
Rationalisierungswirkungen von F-hE-Kooperationen 
in einigen Fällen hätte eingehender erfolgen müssen. 
Insbesondere sollten konkrete Anhaltspunkte dafür 
vorhanden sein, daß die Kooperation Kostenerspar- 
nisse mit sich bringt und diese Ersparnisse durch den 
Mehraufwand, der durch die Koor^nation der Aktivi- 
täten entsteht, nicht zunichte gemacht werden. 
(Tz. 987-993) 

197 . Die Prüfung von F-^E-Gemeinschaftsunterneh- 
men im Rahmen der Zusammenschlußkontrolle ist 
mit besonders gravierenden Beurteilungsproblemen 
behaftet. Sie zeigen sich zum einen im Rahmen 
der Marktabgrenzung. In Wirtschaftsbereichen mit 
schneller technischer Entwicklung ist eine angemes- 
sene Abgrenzung des sachlich relevanten (Güter) - 
Marktes schwierig, da es an einschlägigem Erfah- 
nmgswissen fehlt. Daneben kann eine F-hE-Koopera- 
tion verschiedene Märkte betreffen, neben den ge- 
genwärtigen und den zukünftigen Gütermärkten ge- 
gebenenfalls auch einen eigenständigen Markt für 
Forschungs- und Entwicklungsleistungen. Diesen Zu- 
sammenhängen hat das Bundeskartellamt bei der Be- 
urteilung von Gemeinschaftsunternehmensgründun- 
gen nicht immer zureichend Rechnung getragen. Ins- 
besondere erlaubt die Würdigung der Forschungs- 
märkte noch keine weitreichenden Rückschlüsse für 
den künftigen Gütermarkt, wenn dieser noch nicht 
entstanden ist. Die Schwierigkeiten bei der Anwen- 
dung des FusionskontroUinstrumentariums werden 
schließlich bei der Prognose deutlich, ob durch die 
Gründung eines F-l-E-Gemeinschaftsunternehmens 
eine marktbeherrschende Stellung entsteht oder ver- 
stärkt wird. Soll die Fusionskontrolle nicht willkürlich 
und spekulativ werden, sind künftige marktstruktu- 


relle Veränderungen nur dann in die Prüfung mit ein- 
zubeziehen, wenn hierfür konkrete Anzeichen spre- 
chen. Andererseits sind die Zusammenhänge von 
Marktstruktur und Marktverhalten in jungen, dyna- 
mischen Märkten nicht eindeutig und Veränderungen 
der Marktverhältnisse häufiger als in späten Markt- 
phasen. (Tz. 994-1016) 

198 . Das Bundeskartellamt hat F-¥E-Gemeinschafts- 
unternehmen nur selten eingehend daraufhin über- 
prüft, ob ihre Gründung einen Kartellverstoß im Sinne 
von § 1 GWB darstellt. So wurden teilweise auch sol- 
che Kooperationen nur nach fusionskontrollrechtli- 
chen Gesichtspunkten gewürdigt, bei denen die ko- 
operativen Elemente kaum zu übersehen waren. 
(Tz. 1017-1029) 

199 . Forschungs- und Entwicklungskooperationen 
können grundsätzlich dem Kartellverbot des Arti- 
kel 85 Abs. 1 EWGV unterfallen, sofern sie den Han- 
del zwischen Mitgliedstaaten berühren. Insgesamt 
gesehen zeigen die Einzelfallentscheidungen, daß die 
EG-Kommission die Reichweite des Kartellverbots 
sehr weit gezogen hat. Allerdings hat sie an die Frei- 
steUungsfähigkeit von Kooperationen im Sinne von 
Artikel 85 Abs. 3 EWGV keine hohen Anforderungen 
gesteht. Auch ohne eingehende Analyse wurde teil- 
weise angenommen, daß die Zusammenarbeit einen 
Beitrag zur Förderung des technischen Fortschritts 
bewirke und damit Vorteile für die Verbraucher ver- 
bunden seien; mit den F+E-Kooperationen wurden 
zumeist etliche Nebenabreden freigestellt, die als un- 
erläßlich für die Erreichung der angestrebten Ziele 
angesehen wurden. Schließlich ist die Kommission 
stets davon ausgegangen, daß der Kooperation keine 
Möglichkeiten eröffnet werden, den Wettbewerb für 
einen wesentlichen Teil der betreffenden Waren aus- 
zuschalten, selbst wenn die Kooperationspartner vor- 
übergehend kaum Wettbewerb ausgesetzt waren 
oder durch die Zusammenarbeit einer der wenigen 
noch wirksamen Aktionsparameter in einem engen 
Oligopol von zwei bedeutenden Anbietern ausge- 
schlossen wurde. (Tz. 1030-1041) 

200 . Seit dem Erlaß der Gruppenfreistellungsverord- 
nung (GFVO) im Jahre 1984 sind F-hE-Kooperationen 
unter gewissen Voraussetzungen ohne weiteres von 
Artikel 85 Abs. 3 EWGV freigestellt und müssen nicht 
mehr bei der EG-Kommission angemeldet werden. 
Die Monopolkommission hält die im EG-Recht vorge- 
sehene Möglichkeit einer solchen Gruppenausnahme 
für eine sinnvolle verfahrensrechtliche Lösung, wenn 
die in der Kartellaufsicht gewonnenen Erfahrungen 
zeigen, daß gewisse Gruppen von Kooperations- 
formen im Regelfälle kartellrechtlich unbedenklich 
sind. Gruppenfreistellungsverordnungen können zur 
Rechtssicherheit für die betroffenen Unternehmen 
beitragen und zu einer nachhaltigen Arbeitsentla- 
stung bei der Kommission führen. Allerdings ist die 
Grupp enfr eist ellungs Verordnung für Forschungs- und 
Entwicklungsvereinbarungen mit einigen gravieren- 
den Mängeln behaftet. So ist einmal dem Rechtssi- 
cherheitsbedürfnis angesichts der zahlreichen unbe- 
stimmten Rechtsbegriffe nur unzulänglich Rechnung 
getragen worden. Insbesondere aber ergeben sich 
wettbewerbspolitische Bedenken gegenüber der 
Gruppenfreistellungsverordnung. Sie kann nicht 
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ohne weiteres garantieren, daß mehrere konkurrie- 
rende Forschungszentren in einem Wirtschaftszweig 
bestehen können und somit für hinreichenden For- 
schungswettbewerb gesorgt ist, denn in den Genuß 
der Gruppenausnahme gelangen Unternehmen nur 
dann nicht, wenn die Kooperation auf die Verbesse- 
rung oder Ersetzung bereits angebotener Erzeugnisse 
abzielt und die Kooperationspartner bei den betref- 
fenden Erzeugnissen als aktuelle Wettbewerber schon 
20 % der Marktanteile auf sich vereinigen (Artikel 3 
Abs. 2 GFVO). (Tz, 1042-1063) 

201 . Aufgrund der zunehmenden Regelungsdichte 
des europäischen Rechts (Gruppenfreistellungsver- 
ordnung, FusionskontroUverordnung) fällt den Euro- 
päischen Gemeinschaften bei der Prüfung von F+E- 
Kooperationen eine zunehmend bedeutsamere Rolle 
zu. Dies ist angesichts der immer engeren Verflech- 
tung nationaler Märkte, die gerade von innovations- 
aktiven Unternehmen vorangetrieben wird, grund- 
sätzhch zu begrüßen. Allerdings bedeutet dies nicht, 
daß das nationale Kartellrecht teilweise obsolet wird. 
So ist zwar grundsätzlich von einem Vorrang des Ge- 
meinschaftsrechts auszugehen, um die einheitliche 
Anwendung des europäischen Kartellrechts und die 
volle Wirksamkeit der zu seinem Vollzug ergangenen 
Maßnahmen auf dem Gemeinsamen Markt zu ge- 
währleisten. Gemeinschaf tsrechtiiche Verbote von 
Kooperationsvereinbarungen nach Artikel 85 Abs. 1 
EWGV dürfen folghch nicht durch nationale Erlaub- 
nisse eingeschränkt werden. Ebenso wird man für 
Einzelfreistellungen nach Artikel 35 Abs. 3 EWGV 
einen Vorrang im Grundsatz zu bejahen haben. Doch 
wird hier jeweils zu überprüfen sein, ob und gegebe- 
nenfalls inwieweit eine konkurrierende Anwendung 
nationalen Rechts möglich bleibt, ohne die beabsich- 
tigten Wirkungen der EG -rechtlichen Maßnahme zu 
beeinträchtigen. Ähnhche Erwägungen gelten auch 
für die Gruppenf reist ellungsver Ordnung, da für ihren 
Erlaß materiell keine anderen Beurteilungsmaßstäbe 
gelten als für eine Einzelfreistellung. (Tz. 1064- 
1073) 

202 . Auch lockere Formen unternehmerischer Zu- 
sammenarbeit im F+E-Bereich fallen nicht von vorn- 
herein aus dem Anwendungsbereich des Kartellver- 
bots nach § 1 GWB heraus, da auch sie grundsätzlich 
geeignet sind, die unternehmerische Handlungs- und 
Entscheidungsfreiheit zu beschränken. Allerdings 
sind gewisse Kooperationsformen im Regelfälle als 
kartellrechtlich unbedenklich einzustufen. Dies gilt 
zum einen für die Verbandsforschung, soweit sie sich 
primär mit allgemeinen, dem Bereich der Grundla- 
genforschung zuzurechnenden Problemen befaßt und 
die Beziehungen zwischen Verband und Mitgliedsun- 
temehmen so locker sind, daß ein koUusives Verhal- 
ten nicht zu erwarten ist. Auch das einmahge Zusam- 
menwirken von Unternehmen bei Beschaffung von 
Forschungsleistungen durch eine gemeinsame Ver- 
gabe von Forschungsaufträgen wird regelmäßg keine 
kartellrechthchen Bedenken aufwerfen. Vielfach ist 
die Zusammenarbeit schheßhch auch deshalb unbe- 
denkhch im Sinne des § 1 GWB, weil der sogenannte 
Arbeitsgemeinschaftsgedanke eingreift. Eine Wettbe- 
werbsbeschränkung hegt dann nicht vor, wenn die 
Beteihgten nur gemeinsam in der Lage sind, die For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten durchzuführen. 


Bei der Prüfung ist maßgebhch darauf abzustellen, ob 
eigenständiges Vorgehen wirtschaftlich zweckmäßig 
und kaufmännisch vernünftig ist. Können danach die 
Unternehmen nicht selbständig am Wettbewerb teil- 
nehmen, wird durch die Zusammenarbeit eine Teil- 
nahme am Wettbewerb erst ermöghcht, (Tz. 1074- 
1081) 

203 . Bei der kartellrechthchen Würdigung von F-l-E- 
Kooperationen ist zu beachten, daß Forschung und 
Entwicklung auf verschiedenen Wegen durch den 
Staat begünstigt werden kann. Es ist somit im Einzel- 
faUe durchaus möghch, daß die gleichzeitige Vergabe 
von Forschungsfördermitteln und/oder die Möglich- 
keit, für das neue technische Wissen exklusive Eigen- 
tumsrechts zu erlangen, dazu führen, daß die Zusam- 
menarbeit nunmehr als Verstoß gegen das Kartehver- 
bot gewertet werden muß oder der für das Legahsie- 
rungsverfahren notwendige Freistellungsgrund ent- 
fäht. (Tz. 1082, 1083) 

204 . Forschungs- und Entwicklungskooperationen, 
die dem KarteUverbot des § 1 GWB unterfaUen, kön- 
nen nach den Vorschriften der §§ 5 Abs. 2 und 3, 5a 
und 5b GWB legahsiert werden. Voraussetzung ist, 
daß Rationalisierungseffekte von ahen Kooperations- 
partnern bei ihren F+E- Aktivitäten erzielt werden. Es 
bedarf für jeden Einzelfah einer eingehenden Prüfimg 
zur Ermittiung der Rationahsierungswirkungen, da 
die verschiedenen Kooperationsformen mit unter- 
schiedlichen Vor- und Nachteilen verbunden sind. 
(Tz. 1084-1095) 

205 . Die Gründung eines F+E- Gemeinschaftsunter- 
nehmens wird zumeist sowohl an den Maßstäben der 
Zusammenschlußkontrolle nach §§23 ff. GWB wie 
auch des Kartellverbots nach § 1 GWB zu prüfen sein. 
Eine solche Doppelkontrolle trägt der Tatsache Rech- 
nung, daß eine Mare Unterscheidung von Kartell und 
Zusammenschluß nicht immer möglich ist. Eine aus- 
schheßliche Anwendung der Vorschriften der Zusam- 
menschlußkontrolle ist nur dann angezeigt, wenn die 
Muttergesellschaften für gewisse Produktionsberei- 
che ihre unternehmerische Aktivitäten aufgeben wol- 
len und daher dem Gemeinschaftsunternehmen ne- 
ben Forschung und EntwicMung auch alle anderen 
betriebüchen Aktivitäten für die neuen Produkte zu- 
weisen. Beschränken sich die Mutterunternehmen auf 
die Wahrnehmung ihrer Mitgliedschaftsrechte in der 
gemeinsamen Tochtergesellschaft, so entsteht eine 
neue selbständige Planungseinheit. Eine Koordinie- 
rung der untemehmenspoütischen Interessen der Ge- 
sellschafter untereinander oder im Verhältnis zur ge- 
meinsamen Tochter ist nicht zu erwarten. Hingegen 
dürfen alle anderen F+E-Kooperationen, auch wenn 
ihnen nach erstem Anschein ein konzentrativer Cha- 
rakter zugesprochen werden kann, nicht ohne weite- 
res dem Anwendungsbereich des Kartellverbotes ent- 
zogen werden. Dies ergibt sich aus den Ungewißhei- 
ten, die mit einer zukunftsorientierten kartellrechth- 
chen Würdigung naturgemäß verbunden sind. Ein 
Gemeinschaftsunternehmen ist als flexibles Organi- 
sationsinstrument nutzbar, so daß Abhängigkeit oder 
Unabhängigkeit der Wirtschaftsplanung kein dauer- 
haftes und unabänderhches Wesensmerkmal sein 
muß. Eine ausschheßhche Überprüfung solcher Ge- 
meinschaftsunternehmensgründungen mittels einer 
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marktstrukturbezogenen Zusammenschlußkontrolle 
könnte den damit verbundenen wettbewerbspohti- 
schen Problemen nicht gerecht werden. Eine parallele 
Anwendbarkeit des Kartell Verbots wird angesichts 
der Legalisierungsmöghchkeiten von Kartellen die 
Bildung der meisten F-f E-Kooperationen nicht ent- 
scheidend erschweren. (Tz. 1096-1102) 


8. Wettbewerbsrechtliche Grenzen für staatliche 
Maßnahmen nach europäischem 
Gemeinschaftsrecht 

206. Aus dem EWG-Vertrag ergeben sich spezifisch 
wettbewerbsrechtliche Verpflichtungen der Mitglied- 
staaten. Sie wirken als gemeinschaftsrechtliche 
Schranken für die Ausübung nationaler Kompeten- 
zen. Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf- 
ten stützt diese Wettbewerb srechtiichen Verpflichtun- 
gen auf Artikel 5 Abs. 2 EWGV. Danach haben die 
Mitghedstaaten Maßnahmen zu unterlassen, die die 
Verwirkhchimg der Ziele des Vertrages gefährden 
könnten. Zu den Zielen des EWG -Vertrages gehört 
nach Artikel 3 lit. f EWGV auch die Errichtung eines 
Systems, das den Wettbewerb auf dem Gemeinsamen 
Markt vor Verfälschungen schützt. (Tz. 1103-1114) 

207. Die Entwicklung der Rechtsprechung zu den 
aus Artikel 5 Abs. 2 und 3 ht. f EWGV abzuleitenden 
Verpflichtungen ist noch nicht abgeschlossen. In ei- 
nem Kembereich hegen jedoch gesicherte Ergebnisse 
vor. Der Europäische Gerichtshof hat in ständiger 
Rechtsprechung entschieden, daß die Mitghedstaaten 
gegen die Artikel 5 Abs. 2 und 3 ht. f , 85 und 86 EWGV 
verstoßen, sofern sie Maßnahmen treffen, die geeig- 
net sind die praktische Wirksamkeit (effet utile) der 
auf Unternehmen anwendbaren Wettbewerbsregeln 
(Artikel 85, 86 EWGV) zu beseitigen. (Tz. 1115- 
1123) 

208. In der Rechtsprechung des Europäische Ge- 
richtshofes werden vier Fallgruppen unterschieden, 
bei denen eine Beeinträchtigung der praktischen 
Wirksamkeit der Artikel 85, 86 EWGV durch staatli- 
che Maßnahmen vorhegt: 

a) staathche Maßnahmen erleichtern oder fördern 
wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen von 
Unternehmen, die nach den Artikeln 85 oder 86 
EWGV verboten sind; 

b) staathche Maßnahmen schreiben Unternehmen 
derartige Verhaltensweisen vor; 

c) staathche Maßnahmen verstärken die Auswirkun- 
gen von Vereinbarungen, die nach Artikel 85 
Abs. 1 EWGV verboten sind; 

d) staathche Maßnahmen übertragen privaten Wirt- 
schaftsteilnehmem die Verantwortung für Inter- 
ventionsentscheidungen im wirtschafthchen Be- 
reich und verheren dadurch ihren Charakter als 
staathche Regelung. (Tz. 1124-1132) 

209. Der Europäische Gerichtshof hat es stets abge- 
lehnt, die Artikel 85 und 86 EWGV unmittelbar auf 
staathche Maßnahmen anzuwenden, die nicht als Tä- 
tigkeit von Unternehmen quahfiziert werden können. 
Die vier Fahgruppen, in denen die praktische Wirk- 


samkeit der Artikel 85, 86 EWGV beeinträchtigt ist, 
weisen einen unterschiedhch engen Bezug zu einem 
Verstoß von Unternehmen gegen diese Vorschriften 
auf. In der Fahgruppe c) (Verstärkung der Wirkungen) 
wird das Bestehen einer nach Artikel 85 Abs. 1 EWGV 
verbotenen Vereinbarung vorausgesetzt. Bei der För- 
derung wettbewerbsbeschränkender Verhaltenswei- 
sen (a) ist erforderhch, daß diese dem Tatbestand der 
Artikel 85, 86 EWGV unterfaUen. Werden solche Ver- 
haltensweisen vorgeschrieben (b), so ist nicht endgül- 
tig geklärt, ob den Unternehmen aufgrund des staat- 
hchen Zwangs noch der Vorwurf eines eigenständi- 
gen Verstoßes gegen Artikel 85 oder 86 EWGV zu 
machen ist. Bei den Fähen der Delegation staathcher 
Interventionsentscheidungen (d) steht der Verlust des 
staathchen Regelungscharakters im Vordergrund. 
(Tz. 1132, 1133) 

210. Eine verbotene Erleichterung oder Förderung 
wettbewerbsbeschränkender Verhaltensweisen von 
Unternehmen (Fahgruppe a) hegt in jeder staathchen 
Maßnahme, die aus Sicht der betreffenden Unterneh- 
men als Ermutigung solchen Verhaltens angesehen 
werden kann. Damit erscheinen der Monopolkommis- 
sion grundsätzhch ahe staathchen Maßnahmen als 
problematisch, die ein Zusammenwirken von Unter- 
nehmen in wettbewerbsrelevanten Bereichen 

— institutionahsieren, 

— notwendigerweise voraussetzen, 

— mit starken Anreizen versehen, indem für den Fah 
des Zusammenwirkens Vorteile in Aussicht ge- 
steht bzw. umgekehrt für dessen Ausbleiben 
Nachteile angedroht werden. 

Vorschriften wie § 5c oder § 16 GWB sind grundsätz- 
hch geeignet, Vereinbarungen zu fördern, die gegen 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstoßen. Inwieweit sich 
diese Förderung auf Vereinbarungen erstreckt, die 
geeignet sind, den Handel zwischen den Mitghed- 
staaten zu beeinträchtigen, bedarf weiterer Untersu- 
chungen. Der Fortbestand derartiger Bestimmungen 
verstößt möghcherweise gegen die wettbewerbs- 
rechthchen Verpflichtungen der Bundesrepubhk. 
(Tz. 1134-1136) 

211. Eine unzulässige Verstärkung der Wirkung 
wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen (Fah- 
gruppe c) hat der Europäische Gerichtshof bisher bei 
vier Arten staathcher Maßnahmen bejaht. Verboten 
ist die Genehmigung von Vereinbarungen oder von 
Teüen einer Vereinbarung, wie z. B. eines gemeinsam 
festgelegten Preises, wenn diese Vereinbarung gegen 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstößt. Dabei ist unerheb- 
hch, ob es sich um eine Genehmigung imter Wettbe- 
werbs- oder fachaufsichtsrechthchen Gesichtspunk- 
ten handelt. Verboten ist ferner, gegen Artikel 85 
Abs. 1 EWGV verstoßende Vereinbarungen für aUge- 
meinverbindlich zu erklären. Eine imzulässige Maß- 
nahme hegt auch dann vor, wenn die Durchsetzung 
wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen mit 
staathcher Hilfe gewährleistet wird, etwa indem ein 
Verstoß gegen wettbewerbsbeschränkende Verein- 
barungen gerichthch einklagbare Unterlassungsan- 
sprüche auslöst. Schheßhch bejaht der Europäische 
Gerichtshof eine Wirkungsverstärkung auch im Fähe 
staathcher Regelungen, die wesenthche Elemente ei- 
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ner gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstoßenden Ver- 
einbarung übernehmen. (Tz. 1137-1142) 

212 . Der Europäische Gerichtshof hat unter wettbe- 
werbsrechtlichen Aspekten bisher — unbeschadet 
insbesondere einer möglichen Anwendung der Arti- 
kel 30 ff. EWGV — staatliche Regulierung hingenom- 
men, soweit staatliche Instanzen selbst die wesentli- 
chen Entscheidungen über wettbewerbsrelevante Pa- 
rameter getroffen hatten. Dagegen sind Regelxmgen 
untersagt, die privaten Akteuren die Verantwortung 
für Interventionsentscheidungen übertragen und da- 
mit Unternehmen in die Lage versetzen, ihre Entscheid 
düngen mit Mitteln des Staates für andere Wirt- 
schaftsteilnehmer verbindlich zu machen (Fallgrup- 
pe d). Unter diesem Gesichtspunkt bedarf das ge- 
samte Spektrum der Selbstregulierung, insbesondere 
innerhalb beruf ständischer Strukturen, nach Auffas- 
sung der Monopolkommission kritischer Überprü- 
fung. Unabhängig davon, ob innerhalb dieser Struk- 
turen Vereinbarungen getroffen werden, die selbst 
gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstoßen, verletzt die 
Bundesrepublik ihre gemeinschaftsrechtlichen Pflich- 
ten, wenn sie einzelnen oder mehreren Unternehmen 
die Verantwortung für Interventionsentscheidungen 
überträgt. (Tz. 1143-1146) 

213 . Die bisherige Rechtsprechung entzieht den 
Mitgliedstaaten bestimmte Maßnahmetypen, die sich 
privater Wettbewerbsbeschränkungen als Mittel 
staatlicher Politik bedienen. Gefördert wird eine „Ty- 
penklarheit" staatlicher Interventionsmaßnahmen: 
Regulierung soll, sofern überhaupt erforderlich, in 
Gestalt von Rechtsnormen erfolgen, bei denen der 
Staat selbst alle wesentlichen Entscheidungen trifft, 
nicht unter Einsatz privater Regulierungsmacht oder 
privater Wettbewerbsbeschränkungen. (Tz. 1147- 
1151) 

214 . Artikel 90 EWGV ist ein besonderer Anwen- 
dung sf all der allgemeinen wettbewerbsrechtlichen 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, Die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften stützt sich auf Arti- 
kel 90 EWGV, um im Bereich der öffentlichen oder mit 
Ausschließlichkeitsrechten versehenen Unternehmen 
die Schaffung, Beibehaltung und Ausdehnung von 
Monopolrechten einer wettbewerbsrechtlichen Kon- 
trolle zu unterziehen. Dabei kommt in Anlehnung an 
Artikel 90 Abs. 2 Satz 2 EWGV eine Verhältnismäßig- 


keitsprüfung zur Anwendung. Beschränkungen des 
Wettbewerbs durch Ausschließlichkeitsrechte kom- 
men bei diesem Denkansatz nur in Betracht, soweit sie 
zur Verwirklichung von Zielen nicht wirtschaftlicher 
Art erforderlich sind und durch diese gerechtfertigt 
werden. (Tz. 1152-1167) 

215 . Der Europäische Gerichtshof rechnet den 
Grundsatz freien Wettbewerbs zu den fundamentalen 
Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts. Er mißt 
Rechtsakte der Gemeinschaft selbst an ihrer Verein- 
barkeit mit diesem Grundsatz und wendet dabei eine 
Verhältnismäßigkeitsprüfung an, die Parallelen im 
Recht des freien Warenverkehrs aufweist. Es läge 
nach Meinxmg der Monopolkommission in der Konse- 
quenz der bisherigen Rechtsprechung, diesen Ansatz 
auf staatliche Maßnahmen zu übertragen und auch 
diese im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung 
an ihrer Vereinbarkeit mit dem Grundsatz freien 
Wettbewerbs zu messen. (Tz. 1168-1174) 

216 . Bei Anwendung dieser Verhältnismäßigkeits- 
prüfung sind staatliche Maßnahmen, die den Wettbe- 
werb auf dem Gemeinsamen Markt beschränken, nur 
zulässig, wenn drei Bedingungen kumulativ erfüllt 
sind: 

— Die Maßnahmen müssen ergriffen werden, um ein 
mit dem EWG -Vertrag vereinbares Ziel im Allge- 
meininteresse zu verwirklichen und sie müssen 
hierzu tatsächlich geeignet sein. 

— Die Beschränkungen des Wettbewerbs dürfen 
nicht weiter reichen, als es zur Verwirklichung die- 
ses Ziels unerläßlich ist. 

— Schließlich muß bei einer Abwägung zwischen 
den nationalen Interessen und dem gemein- 
schaftsrechtlichen Grundsatz des freien Wettbe- 
werbs die Beschränkung des Wettbewerbs durch 
das Gewicht des verfolgten Ziels gerechtfertigt 
sein. (Tz. 1175-1178) 

21 7 . Die Entwicklung der Rechtsprechung des Euro- 
päische Gerichtshofes kann nicht vorweggenommen 
werden. Es zeichnet sich aber ab, daß die Gemein- 
schaft insgesamt auf eine verstärkte Beachtung des 
Grundsatzes freien Wettbewerbs als eines der Ord- 
nungsprinzipien des Gemeinsamen Marktes drängen 
wird. (Tz. 1179) 
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KAPITEL I 

Stand und Entwicklung der Angebotskonzentration in den Güterkiassen 
des Produzierenden Gewerbes 


1. Die Messung der Angebotskonzentration 
auf der Grundlage der Produktionsstatistik 


1.1 Konzeptionelle Grundlagen 

218. Im vorliegenden Kapitel werden ausgewählte 
Angaben der amtlichen Produktionsstatistik zur An- 
gebotskonzentration dargestellt. Die hierzu verwen- 
deten statistischen Daten enthält Tabelle I des Anla- 
genbandes zu diesem Gutachten. 

219. Die Monopolkommission setzt ihre im Vierten 
Hauptgutachten 1) erstmals angewendeten beiden 
Konzeptionen fort, die horizontale Konzentration im 
Produzierenden Gewerbe sowohl nach Anbietern be- 
stimmter Güter als auch nach Unternehmen in den 
einzelnen Wirtschaftsbereichen darzustellen. Im Hin- 
blick auf die besonderen Betrachtungsweisen, die mit 
beiden Konzeptionen verbunden sind, ist deren paral- 
lele Anwendung sachlich adäquat. Im Zuge des Aus- 
baus der amtlichen Statistik ist zu erwarten, daß die 
gesetzlich vorgesehene Differenzierung der Statisti- 
ken nach Wirtschaftszweigen im Hinblick auf fachli- 
che Unternehmensteile zu einer engeren und syste- 
matischen Verzahnung mit der Produktionsstatistik 
führt. Jede für sich betrifft jedoch eigenständige und 
voneinander unabhängige Betrachtungsweisen der 
horizontalen Konzentration imd ihrer wettbewerbs- 
politischen Bedeutung. 

220. Die Gliederung der Unternehmen nach der Sy- 
stematik der Wirtschaftszweige erfaßt die Unterneh- 
men als Ganzes und ordnet sie, auch wenn diese 
in verschiedene Wirtschaftsbereiche diversifizieren, 
dem Wirtschaftsbereich zu, in dem der größte Anteil 
der Brutto wertschöpfung erzielt wird. 2) Die Monopol- 
kommission vertritt seit Jahren die Vermutung, daß 
auf der Ebene zweistelliger Wirtschaftsgruppen der 
SYPRO-Klassifikation aus der Sicht der Güterproduk- 
tion vornehmlich jene Unternehmen abgegrenzt wer- 
den können, die auf der gleichen Produktionsstufe 
tätig sind, ähnliche Produktionsbedingungen aufwei- 
sen und aus diesen Gründen in potentiellem Wettbe- 
werb stehen. Allerdings folgt die Systematik der Wirt- 


1) Vgl. Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentra- 
tionserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Ba- 
den 1982, Tz. 173 ff. 

2) Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematik der Wirt- 
schaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart 
und Mainz 1980, S. 11 f. 


schaftszweige auch anderen Kriterien. Entschei- 
dend ist im vorliegenden Zusammenhang, daß es auf 
der Grundlage der Statistiken nach Wirtschaftszwei- 
gen grundsätzlich problematisch ist, Unternehmen 
oder Betriebe danach zusammenzufassen, ob diese 
aus der Sicht der Güternachfrage gleichartige Güter 
hersteilen, die in einer möglichen Substitutionskon- 
kurrenz zueinander stehen. Eine näher an der Nach- 
frage und damit am Markt orientierte Abgrenzung der 
jeweils relevanten Anbieter ist eher mit Hilfe einer 
Statistik der fachlichen Untemehmensteile^) oder 

— wie im vorliegenden Kapitel — mit Hilfe der Ab- 
satzproduktion zu leisten. 

Zu einzelnen, auch erhebungstechnisch bedingten 
Differenzen zwischen beiden Konzeptionen der empi- 
rischen Konzentrationsmessung wird auf den metho- 
dischen Teil des Anlagenbandes zum letzten Haupt- 
gutachten verwiesen . 

221. Die der Monopolkommission verfügbare Da- 
tenbasis zur Erfassung der Angebotskonzentration re- 
sultiert aus Sonderaufbereitungen der amtlichen Pro- 
duktionsstatistik. Da diese nicht an wettbewerbspoli- 
tischen Fragestellungen orientiert ist, bestehen unter 
diesem Gesichtspunkt verschiedene systematische 
Einschränkungen. Insbesondere ist folgendes zu be- 
rücksichtigen: 

— Anbieter im Sinne der aufbereiteten Produktions - 
Statistik sind die an der Produktion bestimmter 
Güter beteiligten Unternehmen, Teile von Unter- 
nehmen bzw. Betriebe. Die Zugehörigkeit ver- 
schiedener Anbieter zu einem diversifizierenden 
Unternehmen oder zu kapitalmäßig oder personell 
verflochtenen Unternehmen wird nicht erfaßt. Die 


3) Vgl. hierzu die Untersuchungen in: Monopolkommission, Die 
Wettbewerbsordmmg erweitern Hauptgutachten 1986/1987, 
Baden-Baden 1988, Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 2.3, 
Abgrenzung potentieller Wettbewerbsbeziehimgen auf der 
Grundlage der Statistiken nach Wirtschaftszweigen, 
Tz. 62 ff.; Abschnitt 10.2, Divergenz des Umsatzes insgesamt, 
des Wertes der Gesamtproduktion, des Umsatzes aus eigenen 
Erzeugnissen und Leistungen sowie des branchentypischen 
Umsatzes der Unternehmen, Tz. 162 ff. Die Ergebnisse dieser 
Untersuchung zeigen, daß die Vermutung der Monopolkom- 
mission zur wettbewerbspoUtischen Relevanz zweistelliger 
SYPRO-Positionen einer empirischen Überprüfung bedarf. 

4) Der Monopolkommission liegt einer Sonderaufbereitimg des 
Statistischen Bimdesamtes über fachliche Untemehmens- 
teile für die Periode 1981 bis 1985 vor. 

5) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.I, Abschnitt 1, Konzeptionelle 
Grundlagen der Konzentrationsmessung, Tz. 1 ff. 
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Bedeutung der Marktanteile der Anbieter wird 
hierdurch relativiert®). 

— Nicht erfaßt wird der für den Export bestimmte Teil 
der Produktion eines inländischen Anbieters sowie 
die Anzahl und die Produktionswerte ausländi- 
scher Anbieter. Zur Erfassung der Angebotsver- 
hältnisse im Inland sind deshalb die Außenhan- 
delsverflechtungen der Anbieter und Märkte zu- 
sätzlich zu berücksichtigen. Diese sind für ver- 
schiedene Erzeugnisse erheblich^). 

— Die produktionsstatistischen Erhebungen unterlie- 
gen einer Erfassungsgrenze für Unternehmen und 
Betriebe. Die Angebotsstruktur ist daher infolge 
der Vernachlässigung kleiner Anbieter systema- 
tisch verzerrt®). 

— Das Erhebungsgebiet entspricht dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Ber- 
lin (West), Wettbewerblich relevante regionale 
Strukturen innerhalb dieses Gebiets werden nicht 
berücksichtigt. Hierzu ist eine Gliedenmg der 
Bundesrepublik nach relevanten Wirtschaftsräu- 
men erforderlich®). 

— Die Entwicklimg des Konzentrationsprozesses 
wird nur unvollkommen erfaßt. Ein bloßer Ver- 
gleich des Standes der Konzentration zu verschie- 
denen Zeitpunkten vernachlässigt die zwischen- 
zeitliche Entwicklung. Vernachlässigt werden 
auch wichtige Merkmale der Konzentrationsent- 
wicklung, z. B. die Rangfolge und die Zusammen- 
setzung der größten Anbieter in einem Markt. Die 
Berücksichtigung dieser Merkmale scheiterte in 
der Vergangenheit an den statistischen Geheim- 
haltungsvorschriften. 

— Der Wert der Absatzproduktion als Konzentra- 
tionsmerkmal der Güterproduktion weist eine zu 
geringe Marktnähe auf. So erfolgt die Bewertimg 
der Produktion nicht zu Marktpreisen, Lagerbe- 
standsveränderung werden nicht berücksichtigt. 
Insbesondere ist die amtliche Systematik der Gü- 
terproduktion primär nicht an Märkten orientiert. 
Ein wesentliches Kriterium der amtlichen Statistik 
ist die physische Beschaffenheit der Güter und 
nicht primär ihr Verwendungszweck. Die Mono- 


6) Vgl. Ebenda, Kapitel A.II, Abschnitt 8.1, Statistik der fremden 
fachlichen Betriebs- imd Untemehmensteile nach Güterklas- 
sen und Wirtschaftszweigen, Tz. 138 ff. 

7) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 5, Außenhan- 
delsverflechtung der Unternehmen und Märkte, Tz. 111 ff. 
Zum inländischen Marktvolumen liegen der Monopolkom- 
mission Sonderaufbereitungen des Statistischen Bimdesam- 
tes für die Gütergruppen 36 (Elektrotechnische Erzeugnisse), 
37 (Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren), 
40 (Chemische Erzeugnisse) und 68 (Erzeugnisse des Emäh- 
rungsgewerbes) zum Teil über mehrere Jahre vor. 

8) Über das Ausmaß der Verzerrung lassen sich in diesem Gut- 
achten keine genauen Größenordnungen bestimmen, weü 
die der Monopolkommission hierzu verfügbaren Angaben 
der Handwerksstatistik sowie der Statistik industrieller Un- 
ternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten noch auszuwer- 
ten sind. Das gleiche gilt für die konzentrationsstatistische 
Aufbereitung der Arbeitsstättenzählung 1987. 

9) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, a.a.O., 
Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 7, Regionale Abgren- 
zung der Märkte, Tz. 132 ff. 


polkommission hat diese Frage im Siebenten 
Hauptgutachten i®) untersucht. Danach ist eine Zu- 
sammenfassung bzw. Gliederung der statistischen 
Positionen nach dem Verwendungszweck der Gü- 
ter erforderlich. 

Die Monopolkommission hat die verschiedenen syste- 
matischen Einschränkungen ihrer Konzentrationsbe- 
richterstattung auf der Grundlage der amtlichen Pro- 
duktionsstatistik im methodischen Teil des Anlagen- 
bandes zum letzten Hauptgutachten ii) ausführlich 
behandelt. Sie hat die Einschränkungen charakteri- 
siert, Möglichkeiten aufgezeigt, die Fehler bei der 
Erfassung des inländischen Konzentrationsgrades ab- 
zuschätzen und durch geeignetere Auswertungsme- 
thoden zu minimieren. 


1.2 Abgrenzung und Merkmale der Datenbasis 

222. Die Datenbasis der Monopolkommission ba- 
siert auf der Vierteljährlichen Produktionserhebung 
des Statistischen Bundesamtes i2). 

Der Monopolkommission liegen für die Jahre 1977 bis 
1982 jährlich und ab 1982 zweijährhch Datensätze zur 
Angebotskonzentration vor. Diese resultieren aus 
Sonderaufbereitungen, die das Statistische Bundes- 
amt auf der Grundlage der Vierteljährlichen Produk- 
tionserhebung unter Hinzuziehung einzelner Fach- 
statistiken für die Monopolkommission unter konzen- 
trationsstatistischen Gesichtspunkten durchführt. 

Eine Beschreibung der amtlichen Datenbasis findet 
sich in den vorangehenden Hauptgutachten i®) sowie 
in eingehender Form im methodischen Teü des Anla- 
genbandes zum letzten Hauptgutachten i^). 

223. Die Berichtsperioden entsprechen seit dem 
Fünften Hauptgutachten der zweijährlichen Bericht- 
erstattung der Monopolkommission. Die Zeitreihen 
zur Angebotskonzentration beginnen 1978. 

Der Berichtskreis wird durch die produzierenden Be- 
triebe, einschließlich Fertigteilbaubetriebe, des Berg- 
baus und des Verarbeitenden Gewerbes von Unter- 
nehmen definiert, die dem Produzierenden Gewerbe 


10) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 2.2, Abgren- 
zimg aktueller Märkte auf der Grundlage der Produktions- 
statistik, Tz. 59 ff. 

11) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.II, Grenzen und Möglichkei- 
ten der statistischen Konzentrationsmessung auf der Grund- 
lage amtlicher Daten, Tz. 50 ff. 

12) Vgl, Statistisches Bimdesamt (Hrsg.), Katalog der Statistiken 
zum Arbeitsgebiet der Bundesstatistik, Kapitel 6. 1.2, Viertel- 
jährhche Produktionserhebung, Mainz 1988, S. 77. 

13) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a.a.O., Tz. 180 ff.; Monopolkommission, Ökonomische Krite- 
rien für die Rechtsanwendung, Hauptgutachten 1982/1983, 
Baden Baden 1984, Tz. 154 ff.; Monopolkommission, Ge- 
samtwirtschaftliche Chancen imd Risiken wachsender Un- 
temehmensgrößen, Hauptgutachten 1984/1985, Baden-Ba- 
den 1986, Tz. 135 ff. 

14) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.I, Abschnitt 2.1, Abgren- 
zung und Merkmale der Datenbasis, Tz. 3 ff. 
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oder anderen Wirtschaftsbereichen angehören. Nicht 
einbezogen werden Erzeugnisse der zweistelligen 
Gütergruppe 10 (Elektrizität, Gas, Fernwärme, Was- 
ser), Ab 1978 wird das Produzierende Handwerk 
einbezogen. 

Merkmalsträger der für konzentrationsstatistische 
Zwecke aufbereiteten Produktionsstatistik sind Un- 
temehmensteile, deren Ergebnisse aus den Daten der 
Betriebe des Berichtskreises zusammengeführt und 
nach ihrer Produktion auf der Ebene vierstelliger Gü- 
terklassen der amtlichen Systematik für Produktions- 
statistiken 1®) abgegrenzt werden. 

— Als Unternehmen gelten die kleinsten rechtlich 
selbständigen Einheiten, die aus handeis- und/ 
oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führen 
xmd einen Jahresabschluß aufstellen müssen. Sie 
umfassen auch alle Verwaltungs- und Hilfsbe- 
triebe u.ä. sowie alle nichtproduzierenden Teile, 
nicht aber Zweigniederlassungen im Ausland und 
rechtlich selbständige Tochtergesellschaften. 

— Als Betriebe gelten die örtlichen Einheiten bzw. 
örtlich getrennten Niederlassungen einschließhch 
der zugehörigen oder in der Nähe liegenden Ver- 
waltungs- und Hilfsbetriebe. Im Falle einer einzi- 
gen Niederlassung sind Betrieb und Unternehmen 
identisch. 

Eine Erfassungsgrenze für Betriebe von Unterneh- 
men, die dem Produzierenden Gewerbe zugeordnet 
sind, besteht unmittelbar nicht; sie ist mittelbar da- 
durch definiert, daß die Erfassungsgrenze für Unter- 
nehmen allgemein 20 Beschäftigte und mehr beträgt. 
Für Betriebe von Unternehmen außerhalb des Produ- 
zierenden Gewerbes gilt ebenfalls die Erfassungs- 
grenze von allgemein 20 Beschäftigten und mehr. Zur 
besseren Erfassung der Güterproduktion, bei der der 
Anteil kleinerer Betriebe und Unternehmen relativ 
hoch ist, besteht eine Erfassungsgrenze bei zehn Be- 
schäftigten i’). 

224. Konzentrationsmerkmal ist der Wert der zum 
Absatz bestimmten Produktion^®). Aus Gründen der 
wettbewerbspolitischen Relevanz wäre es wün- 
schenswert, als Marktergebnis den Umsatz zu ver- 
wenden. Die zum Absatz bestimmte Produktion um- 
faßt im allgemeinen den verkaufsfähigen, für den 
Markt vorgesehenen Produktionsausstoß sowie den 
Eigenverbrauch. Der Wert der zum Absatz bestimm- 
ten Produktion berechnet sich nach dem Verkaufs- 
preis ab Werk. Er umfaßt nicht die in Rechnung ge- 


15) Im folgenden wird der Begriff des Produzierenden Gewer- 
bes in dieser engeren Abgrenzung verwendet. 

16) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterver- 
zeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Teil 2: 
Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produ- 
zierenden Gewerbe (GP), Stuttgart/Mainz 1981. 

1^) Vgl. hierzu die Zusammenstellung in: Statistisches Bundes- 
amt, Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 3.1: Pro- 
duktion im Produzierenden Gewerbe des In- und Auslandes, 
1988, S. 5. 

18) Zur Definition der zum Absatz bestimmten Produktion vgl. 
Statistisches Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes Ge- 
werbe, Reihe 3.1: Produktion im Produzierenden Gewerbe 
des In- imd Auslandes, 1988, S. 5. 


Stellte Umsatz-(Mehrwert-) und Verbrauchsteuer so- 
wie Frachtkosten xmd Rabatte. Die Unterschiede zwi- 
schen dem Wert der zum Absatz bestimmten Produk- 
tion xmd dem Gesamtximsatz beziehen sich insbeson- 
dere auf folgende Sachverhalte: 

— Lagerbestandsveränderxmgen, 

— unterschiedhche Bewertung der Prodxiktion, 

— im Umsatz enthaltene Dienstleistungen, 

— im Umsatz enthaltene Verbrauchsteuem. 

225. Die wirtschaftssystematische Gliederung der 
Güterproduktion der Unternehmen und Betriebe im 
Produzierenden Gewerbe erfolgt für die Sonderaufbe- 
reitungen der Monopolkommission schematisch nach 
vierstelligen Güterklassen des amtlichen systemati- 
schen Güterverzeichnisses für Statistiken im Produ- 
zierenden Gewerbe 1^). Das Produzierende Gewerbe 
umfaßt die Abteilungen: 

— Energie- und Wasserversorgxmg, 

— Bergbau, 

— Verarbeitendes Gewerbe, 

— Baugewerbe. 

Die Erzeugnisse des Bergbaus xmd des Verarbeiten- 
den Gewerbes gliedern sich in fünf Hauptgruppen, in 
denen Teile des Baugewerbes integriert sind: ^o) 

— Bergbaxiliche Erzeugnisse, 

— Erzeugnisse des Grxmdstoff- xmd Prodxiktionsgü- 
tergewerbes, 

— Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierendes 
Gewerbes, 

— Erzeugnisse des Verbrauchsgüter prodxizierenden 
Gewerbes, 

— Erzeugnisse des Nahrungs- und Genxißmittelge- 
werbes. 

Die Systematik der Güter basiert als am engsten abge- 
grenzte Positionen auf 

— 5 705 sechsstelligen Güter arten, aus denen dxorch 
Aggregation 

— 1 020 vierstellige Güterklassen 

— 244 dreistellige Güterzweige und 

— 35 zweistellige Gütergruppen 

gebildet werden. Danach ximfaßt die Datenbasis der 
Monopolkommission zxir Produktionsstatistik maxi- 


18) Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güter- 
verzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Teil 2: 
Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produ- 
zierenden Gewerbe, a.a.O., S.VIH. 

20) Zur Zuordnung im einzelnen vgl. z. B. Statistisches Bundes- 
amt, Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 3.1: Pro- 
duktion im Produzierenden Gewerbe des In- imd Auslandes 
1987, S. 18. 
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mal 1 020 vierstellige Güterklassen. Hiervon sind im 
Berichtsjahr 1988 43 Positionen jedoch nicht oder nur 
von Unternehmen und Betrieben unterhalb der stati- 
stischen Erfassungsgrenzen besetzt. 

Die Monopolkommission hat sich für eine schemati- 
sche Erfassung der Angebotskonzentration auf der 
Ebene von vierstelligen Güterklassen entschieden. 
Sie ist der Auffassung, daß damit die horizontale Kon- 
zentration zwar unzulänglich, aber in einer gewissen 
Annäherung an sachlich relevante Märkte erfaßt wird. 
Nach dieser Maßgabe sind Einschränkungen bei der 
Verwendung amtlicher Daten prinzipiell unvermeid- 
bar. Sie könnten durch einen Rückgriff auf sechsstel- 
lige Güterarten oder durch eine Zusammenfassung 
von Güterklassen gemildert werden. 21) Die Kommis- 
sion hat hiervon jedoch abgesehen. 

Das der Produktionsstatistik zugrundeliegende amth- 
che systematische Güterverzeichnis gilt seit dem 
Jahre 1982. Vor diesem Zeitpunkt galt eine anders 
aufgebaute Warensystematik. 22 ) Die Monopolkom- 
mission hat die mit der Umstellung verbundenen sy- 
stematischen Arbeiten für die seit 1977 vorliegenden 
vierstelligen Waren- bzw. Güterklassen im Sechsten 
Hauptgutachten 23) näher beschrieben. 

Seit Herbst 1988 wird iimerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften über die Entwicklung einer Güter- 
klassifikation für Produktionsstatistiken beraten 
(Central Product Classifikation of the European Com- 
munities (CPC-COM)). Diese baut auf der CPC der 
Vereinten Nationen auf, die ihrerseits wieder auf dem 
Harmonisierten System (HS) basiert. 

Die Monopolkommission hat im letzten Hauptgutach- 
ten 2 ^) darauf hingewiesen, daß durch die internatio- 
nalen Revisionsarbeiten auch die Systematik für die 
Güterproduktion berührt wird und Konsequenzen für 
die Konzentrationsstatistik zu erwarten sind. Für das 
vorhegende Achte Hauptgutachten ist dies noch nicht 
der Fall. 

226 . Die Monopolkommission hat die ihr ab 1977 
vorhegenden Daten über die Amgebotskonzentration 
nach vierstelhgen Güterklassen der Produktionsstati- 
stik in den vorangehenden Berichtsperioden nicht 
vollständig ausgewertet und veröffentlicht. Die An- 
zahl von insgesamt rund 1 000 Güterklassen erschien 
ihr zu hoch. Ein Teil der Güterklassen ist, gemessen 
am Produktionswert, von geringerem Gewicht. Rund 
90 % des Produktionswerts im Bergbau und im Verar- 
beitenden Gewerbe entfaUen auf etwa ein Drittel der 
rund 1 000 vierstelhgen Güterklassen, für die empiri- 
sche Angaben vorhegen. Andere Relationen ergeben 


21) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.!!, Abschnitt 2.2, Abgren- 
zting aktueller Märkte auf der Grundlage der Produktions- 
statistik, Tz. 59 ff. 

22) Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Wa- 
renverzeichnis für die Industriestatistik, Ausgabe 1975, 
Stuttgart/Mainz 1974. 

23) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 140 ff. 

2<) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.I, Abschnitt 2.2, Aufberei- 
timg und Fortschreibung der Datenbasis, Tz. 19-21. 


sich bei einer Gewichtung der Güterklassen z. B. nach 
der Zahl der Anbieter. Die Monopolkommission be- 
schränkt sich auf Angaben über die in dem jeweihgen 
Berichtsjahr 300 größten Güterklassen gemessen an 
ihrem Produktionswert. 

Durch die Auswahl der jeweils größten Güterklassen 
werden die verschiedenen Wirtschaftsbereiche nicht 
repräsentativ erfaßt. Das letzte Hauptgutachten ent- 
hält zur Auswahl der jeweils größten Güterklassen 
eine Übersicht 25) über die Verteilung der 300 seiner- 
zeit erfaßten vierstelligen Güterklassen auf die 35 
zweistelligen Gütergruppen im Bergbau und Verar- 
beitenden Gewerbe. Danach sind nach dem Wert der 
Absatzproduktion bzw. nach der Zahl der Anbieter 
insbesondere die Gruppen 21 (Bergbauhche Erzeug- 
nisse), 34 (Wasserfahrzeuge), 35 (Luft- und Raumfahr- 
zeuge), 37 (Feinmechanische und optische Erzeug- 
nisse; Uhren), 51 (Feinkeramische Erzeugnisse), 55 
(Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe), 61 (Leder) 
sowie 62 (Lederwaren und Schuhe) unzureichend re- 
präsentiert. Dieses Ergebnis gilt grundsätzlich auch 
für das vorliegende Berichtsjahr 1988. Die Aussagefä- 
higkeit der von der Kommission vorgenommenen 
kurz- und mittelfristigen Zeitvergleiche ist zusätzlich 
dadurch eingeschränkt, daß die jeweils ausgewählten 
größten 300 Güterklassen ihre Zusammensetzung von 
Berichtsperiode zu Berichtsperiode ändern. Das Sech- 
ste Hauptgutachten 26) enthält hierzu eine Zusam- 
menstellimg. Danach beträgt die Fluktuationsrate im 
zweijährhchem Vergleich ca. 10 % der 300 Güterklas- 
sen. Die Datenbasis für den Zeitvergleich wird durch 
die jeweils unter die statistische Geheimhaltung fal- 
lenden Güterklassen ebenfalls eingeschränkt. 

Die ursprüngliche Absicht 2 ?), einen Bestand jeweils 
identischer Güterklassen fortzuschreiben, wurde 
nicht verwirklicht. 

227 . Die der Monopolkommission zur Analyse der 
Angebotskonzentration vom Statistischen Bundesamt 
zur Verfügung gestellten Daten sind, wie in den vor- 
angehenden Berichtsperioden, nicht vollständig. Die- 
ses hegt aus den in der Einführung 28 ) zu diesem Gut- 
achten dargelegten Gründen, an der den gesetzhchen 
Aufgaben der Monopolkommission nicht genügen- 
den Auslegung und Anwendung der statistischen Ge- 
heimhaltungsvorschriften. Sie wurden bisher durch 
das Statistische Bundesamt ohne Einschränkimgen 
auch gegenüber der Monopolkommission angewen- 
det. 

Nach der zukünftigen Rechtslage soll eine Spemmg 
von konzentrationsstatistischen Angaben, die minde- 
stens drei Unternehmen oder Betriebe betreffen und 
unter die statistische Geheimhaltung fallen, gegen- 
über der Monopolkommission nicht mehr erfolgen. 
Damit werden einzelne Lücken der Datenbasis ge- 
schlossen; darüber hinaus bleibt eine wesenthche 
Fordenmg der Monopolkommission unberücksich- 
tigt: Für den Zeit- oder Branchenvergleich ist eine — 

25) Vgl. ebenda, Hauptband, Tz. 164, Tabelle 1. 

26) Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, a.a.O., 
Tz. 144, TabeUe 2. 

27) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 163. 

28) Vgl. Einführung, Abschnitt C, Sicherung der Datenbasis der 
Monopolkommission. 
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gegebenenfalls anonymisierte — Identifizierung der 
Unternehmen xmd Betriebe innerhalb eines statisti- 
schen Aggregats imerläßhch. Im Ergebnis bleibt zu 
bedauern, daß wichtige empirische Sachverhalte aus 
Gründen der statistischen Geheimhaltung wettbe- 
werbspolitisch nicht hinreichend analysiert werden 
dürfen. 

Ein Teil der Datenlücken ist, gemessen an der Syste- 
matik für Produktionsstatistiken, dadurch zu erklären, 
daß verschiedene Positionen nicht besetzt sind, die 
ihnen zuzuordnenden Angaben nicht zu ermitteln 
oder zu vernachlässigen sind. Die Kommission hat 
sich mit diesem Aspekt bereits im Sechsten Hauptgut- 
achten 29) befaßt. 

228 . Bei der Analyse der in Tabelle I des Anlagen- 
bandes zu diesem Gutachten dargestellten Zeitreihen 
sind für einzelne Güterklassen Strukturbrüche er- 
kennbar. Die Ursachen wurden im letzten Hauptgut- 
achten kommentiert. Wegen seiner Relevanz wird 
der Kommentar wiederholt und aktualisiert. Er beruht 
auf Mitteilungen des Statistischen Bimdesamtes vom 
Mai 1988 und vom Aprü 1990. 

Für den Berichtszeitraum bis 1980 ist zu berücksichti- 
gen, daß in der Gütergruppe 22 (Mineralölerzeug- 
nisse) die zum Absatz und die zur Weiterverarbeitung 
im gleichen Unternehmen bestimmte Produktion 
nach anderen Kriterien abgegrenzt wurde als für den 
Zeitraum ab 1982. 

Im Berichtsjahr 1986 beruhen die Strukturbrüche ge- 
genüber 1984 — mit einer Ausnahme — auf wirt- 
schaftlichen Gründen. Eine Zusammenstellung der 
betreffenden Güterklassen mit einem Vermerk der 
maßgebhchen Gründe enthält Tabelle 1. Für die Gü- 
tergruppe 63 (Textilien) beruhen die Abweichungen 
des Berichtsjahres 1986 gegenüber 1984 auf deren 
wirtschaftssystematischer Neuordnung. Diese war 
notwendig, weil die Textilfachstatistik nach Artikel 3 
der Statistikbereinigungsverordnung 31) ab 1. Januar 
1985 ausgesetzt wurde. Die Ergebnisse des Berichts- 
jahres 1986 sind deshalb mit denen des Berichtsjahres 
1984 nicht mehr voll vergleichbar. Die Abweichungen 
beziehen sich auf folgende Punkte: 


29) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 142-144. 

30) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 165. 

31) Verordnung zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(Statistikbereinigungsverordnung) vom 14. September 1984 
(BGBl. I S. 1247). 


1. Wie in allen übrigen Wirtschaftsgruppen wird nicht 
mehr nur die „Produktion für eigene Rechnung", 
sondern auch die „Produktion für fremde Rech- 
nung" (Lohnarbeit) nachgewiesen. 

Die Einbeziehung der Lohnarbeit hat sich beson- 
ders stark bei den Güterklassen 6301 bis 6309 (Ver- 
edlung von Textilien) ausgewirkt, weil hier die 
Lohnveredlung einen besonders hohen Anteil 
hat. 

2. Die zur Weiterverarbeitung bestimmte Produktion 
wird bei einigen Güterklassen und -arten ebenfalls 
erfaßt. Es handelt sich um die Güterklassen 6321 
bis 6327, 6357 und 6385 und um einige Güterarten 
der Güterklassen 6372, 6377 bis 6379, 6382 und 
6383. 

Die Erfassung der zur Weiterverarbeitung be- 
stimmten Produktion wurde notwendig, um eine 
besser vergleichbare Erfassung der Mengen zu er- 
reichen. In der bisherigen Textilfachstatistik wurde 
nur die Gesamtproduktion nach Menge und Wert 
erfaßt und in die Vierteljährhche Produktionserhe- 
bung übernommen. 

3. Die Veredlimg von Textilien ist in das Systemati- 
sche Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken 
übernommen worden. Die Meldenummem wurden 
dabei neu gegliedert. Dies hat für die Textilvered- 
lung keine gravierenden Veränderungen bewirkt, 
da es sich hauptsächlich um Zusammenfassungen 
innerhalb der Güterklassen handelt. 

Die Strukturbrüche 1988 gegenüber 1986 in der Gü- 
tergruppe 28 (NE-Metalle und -Metallhalbzeug) so- 
wie im Güterzweig 295 (NE-Metallformguß) beruhen 
auf einer Umstellung der Berichtskreise der NE-Me- 
tall-Fachstatistik auf die allgemeine Vierteljährhche 
Produktionserhebung. 

Die Strukturbrüche 1988 gegenüber 1986 in den Gü- 
terklassen 2122 der Gütergruppe 21 (Bergbauhche 
Erzeugnisse) sowie in den Güterklassen 2211, 2213, 
2217, 2235 und 2255 der Gütergruppe 22 (Mineralöl- 
erzeugnisse) beruhen auf einer UmsteUung der Be- 
richtskreise der Mineralölstatistik auf die allgemeine 
Vierteljährhche Produktionserhebung sowie auf dem 
PreisverfaU der Märkte für Mineralölerzeugnisse. 
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Tabelle 1 

Güterklassen mit starken Veränderungen 1986 gegenüber der Konzentrationsberichterstattung 1984 


Güterklasse 

Anzahl der betei- 
ligten Unterneh- 
men (Anbieter) 

Absatzproduktion 
(Mio. DM) 

Ursachen für die Veränderung 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

1984 

1986 



Bergbau 






2117 

Steinkohlen- und Braunkohlen- 
rohteer, Rohbenzol 

10 



148 

Stillegung von sieben Koke- 
reien; rückläufige Kokserzeu- 
gung 

2121 

Erdöl, roh 

8 



464 

Preisverfall auf den internatio- 
nalen Rohölmärkten; Stillegung 
bedeutender Raffinerien 


Mineralölerzeugnisse 






2211 

Rohbenzin (sog. Leichtbenzin) . . . 

16 

13 

2 185 

857 

Preisverfall auf den internatio- 
nalen Rohölmärkten; Stillegung 
bedeutender Raffinerien 

2213 

Kraftstoffe 

25 

20 

16 262 

9 108 


2217 

Heizöle 

24 

24 

14 621 

7 147 


2231 

Hüssiggas 

16 

11 

1 583 

553 


2235 

Andere Raffinerien (ohne Erdgas) 

23 

19 

1 920 

839 


2273 

Bitumen und Bitumenemulsionen 

26 

27 

1 113 

637 



Steine und Erden, Asbestwaren, 
Schleifmittel 






2554 

Betonerzeugnisse für den Hoch- 
bau 

503 

440 


2 479 

Rationalisierung und Abbau der 
Beschäftigten ließen viele Un- 
ternehmen unter die Ab schnei- 
degrenze von 20 Beschäftigten 
und mehr fallen; Nachlassen 
der Bautätigkeit 


NE-Metalle und -Metallhalbzeug 
(einschl. Edelmetalle und deren 
Halbzeug) 






2813 

Schwermetalle und deren Legie- 
rungen 

77 

65 

5 065 

3 746 

Preisverfall auf dem internatio- 
nalen Markt durch Kursrück- 
gang beim Dollar 


Chemische Erzeugnisse, organi- 
sche Grundstoffe, Chemikalien 






4221 

Acyclische und alicyclische Koh- 
lenwasserstoffe, chemisch einheit- 
lich 

27 

20 

4 785 

2 469 

Preisverfall auf den internatio- 
nalen Rohölmärkten; Kursrück- 
gang beim Dollar 

4257 

Verbindimgen mit Keton- oder 
Chinonfunktion, ihre Halogen-, 
Sulfo-, Nitro- und Nitrosoderivate 

15 

16 

650 

473 


4296 

Öle, Fette imd Fettsäuren tieri- 
schen oder pflanzlichen Ur- 
sprungs, nicht zur Ernährung . . . 

96 

94 

1 220 

687 
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noch Tabelle 1 


Güterklasse i) 

Anzahl der betei- 
ligten Unterneh- 
men (Anbieter) 

Absatzproduktion 
(Mio. DM) 

Ursachen für die Veränderung 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

1984 

1986 

1984 

1986 



Textilien 






6321 

Garn für Gewebe (ohne Teppich-, 
Bastfaser- und Haargarn) 

119 

99 

3 343 

2 338 

Wirtschaftssystematische Neu- 
ordnung der Güterklasse 63 
(Textüien). Bei der wertmäßi- 
gen Darstellimg ergeben sich 
zum Teil starke Abweichimgen, 
weil den Gesamtproduktions- 
werten des Berichtsjahres 1984 
die Absatzproduktionswerte 
des Berichtsjahres 1986 gegen- 
überstehen. (Zur näheren Er- 
läuterung vgl. Tz. 165) 

6324 

Garn für andere Zwecke (auch für 
handelsfertige Aufmachung be- 
stimmtes Garn) 

16 

11 

320 

116 


6325 

Bastfasergam, auch gezwirnt .... 

10 


44 

27 


6382 

Haus-, Bett- und Tischwäschestoff, 
Frottiergewebe, Inlett und Matrat- 
zendrell 

97 


1 169 

301 


6383 

Schlaf- imd Reisedeckenstoff, 
Steppdecken-Oberstoff 

17 

1 

146 

32 



Erzeugnisse des Emährungsge- 
werbes 






6842 

Erzeugnisse der Ölmühlen | 

92 

24 

5 294 

3 666 

Verbilligter Rohstoffeinsatz 

durch Kursrückgang beim Dol- 
lar 

6889 

Futtermittel, a.n.g 

257 

225 

8 620 

7 266 

Rückgang bei der Tierhaltimg 
(z. B. durch EG-Milchquotenre- 
gelung) 


Fertigteilbauten im Hochbau 






7019 

Sonstige Fertigteübauten überwie- 
gend aus Beton, zur Vollmontage 
vorgesehen 

92 

76 

763 

440 

Rückgang der Bautätigkeit 

6889 

Fertighäuser (1- und 2-geschossig) 
aus Holz oder überwiegend aus 
Holz, zur Vollmontage vorgese- 
hen 

94 

74 

1 725 

1 265 



1) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Teil: 2: Systematisches 
Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden Gewerbe, Stuttgart/Mainz 1981. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mitteilimg an die Monopolkommission vom 5. Mai 1988. 
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1.3 Maßzahlen der horizontalen Konzentration 

229. Die Konzentrationsmerkmale und -einheiten 
der unter konzentrationsstatistischen Gesichtspunk- 
ten aufbereiteten amtlichen Produktionserhebung 
nach Güterklassen sind: 

— der Produktionswert, der auf eine Güterklasse ins- 
gescunt entfällt, 

— die Anzahl der Anbieter in dieser Güterklasse. 

Maßzahlen der horizontalen Angebotskonzentration 
sind; 

— die Anteile der Produktionswerte der jeweils 3, 6, 
10, 25 und 50 größten Anbieter am I^oduktions- 
wert der Güterklasse insgesamt (Konzentrations- 
raten), 

— der Hirschman-Herfindahl-Index und ergänzend 

— der Variationskoeffizient. 

230. Die Konzentrationsraten erfassen die summier- 
ten Anteüe der 3, 6, 10, 25 und 50 größten Anbieter am 
Produktionswert der jeweiligen Güterklasse. Die 
Gründe für die Anwendung von Konzentrationsraten, 
ihre Vor- und Nachteile für die Messung der horizon- 
talen Konzentration hat die Monopolkommission in 
ihrem Ersten Hauptgutachten ^2) dargelegt. 

231. Der Hirschman-Herfindahl-Index^^) kann mit 
Hilfe der Summe der quadrierten Produktionsanteile 
berechnet werden. 

H = Wert des Hirschman-Herfindahl- 
Index 

H = I Pi2 pi = Anteil des Anbieters i am Produk- 
i=i ^ tionswert der Güterklasse, 

n = Anzahl der Anbieter in der Güter- 
klasse. 

Der Wertebereich des Hirschman-Herfindahl-Index 
ist normiert mit: 

Da der Index für stark besetzte Wirtschaftsbereiche 
sehr kleine Werte annehmen kann, wird er aus prak- 
tischen Gründen mit 10 000 multipliziert. 

Die Monopolkommission gibt dem Hirschman-Herfin- 
dahl- Index gegenüber anderen summarischen Kon- 
zentrationsmaßen den Vorzug, weil er größeren 
Merkmalswerten ein besonders starkes Gewicht ver- 
leiht und wenig beeinflußt wird, wenn eine Anzahl 
relativ kleiner Anbieter nicht exakt erfaßt werden 
kann. Die Monopolkommission gibt einem absoluten 
Konzentrationsmaß vor einem relativen Maß den Vor- 
zug, weü dieses neben der üngleichverteilung der 
Größe der Anbieter auch deren Anzahl berücksich- 
tigt, die eine wesentiiche Determinante zumindest 
potentieller Wettbewerbsbeziehungen darstellt. 


32) Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, 
Hauptgutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 152, 

33) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a. O., Tz. 149. 


Zwischen dem Hirschman-Herfindahl-Index und den 
Konzentrationsraten bestehen funktionale Beziehun- 
gen. Bei gegebenen Konzentrationsraten ist der Wer- 
tebereich des Hirschman-Herfindahl-Index einge- 
grenzt. 

232. Um die bei der Berechnung des Hirschman- 
Herfindahl-Index mittelbar berücksichtigte Größen- 
verteilung der Produktionsanteile unmittelbar zum 
Ausdruck zu bringen, hat die Monopolkommission 
seit dem Sechsten Hauptgutachten ^4) die ausgewie- 
senen Maßzahlen der horizontalen Konzentration um 
den Variationskoeffizienten (V) ergänzt. Dieser ist als 
Verhältnis der Standardabweichung zum arithmeti- 
schen Mittelwert definiert. Bezogen auf Anteüswerte 
gilt: 

V = n - 

Der Variationskoefftzient (V) bestimmt zusammen mit 
der Zahl der Anbieter (n) den Wert des Hirschman- 
Herfindahl-Index (H): 

H = i (1 + V2) 

Danach können Güterklassen mit einer hohen Anbie- 
terzahl und breit gestreuten Produktionsanteüen (ho- 
her Variationskoeffizient) einen Hirschman-Herfin- 
dahl-Index in gleicher Höhe aufweisen wie Güter- 
klassen mit einer geringen Zahl etwa gleich großer 
Produzenten (niedriger Variationskoeffizient). Es 
wäre in Querschnitt- und Längsschnittanalysen ein 
Fehler, Güterklassen in bezug auf ihre Angebots- 
struktur und die hieraus resultierenden wettbewerbli- 
chen Verhaltensspielräume der Anbieter als äquiva- 
lent zu betrachten, nur weil sie den gleichen Wert des 
Hirschman-Herfindahl-Index aufweisen. Richtig ist 
es, den absoluten Konzentrationsgrad in bezug auf die 
Anzahl der Anbieter und die Streuung der Produk- 
tionsanteüe differenziert zu betrachten. 

233. Die folgenden Abschnitte enthalten eine Sortie- 
rung der von der Monopolkommission ausgewählten 
300 Güterklassen nach der Höhe eines der erfaßten 
konzentrationsstatistischen Merkmale: 

1 . Wert der Absatzproduktion 

2. Anzahl der Anbieter 

3. Konzentrationsrate CR-3 

4. Konzentrationsrate CR- 10 

5. Hirschman-Herfindahl-Index 

6. Variationskoeffizient 

Die Sortienmg der Güterklassen erfolgt zum Stand 
der Angebotskonzentration anhand der statistischen 
Angaben für das Berichtsjahr 1988 sowie zur kurz- 
und mittelfristigen Entwicklung anhand der Differenz 
der Angaben zu den Bezugsjahren 1986 bzw. 1978. 

Die konzentrationsstatistischen Variablen werden je- 
weils isoliert dargestellt. Zusammenhänge zwischen 
ihnen oder anderen ökonomischen Veriablen werden 
nicht untersucht. 

34) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a. a, O., Tz, 150. 
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2. Stand der Angebotskonzentration in den 
Güterklassen des Produzierenden 
Gewerbes 1988^) 

2.1 Produktionswert und Anzahl der Anbieter 1988 

234. Rahmendaten für die Angebotskonzentration in 
den Güterklassen sind der Produktionswert imd die 
Anzahl der Anbieter. 

Die von der Monopolkommission ausgewählten 300 
Güterklassen umfassen einen Produktionswert von 
1 092,055 Mrd. DM. Die insgesamt vom Statistischen 
Bundesamt für die Monopolkommission konzentra- 
tionsstatistisch aufbereiteten 977 Güterklassen besit- 
zen ein Produktionswert von 1 221,926 Mrd. DM. Be- 
zogen auf diese Größe beträgt der Auswahlsatz der 
Monopolkommission 89,4 %, die Abschneidegrenze 
hegt heuer bei 794,583 Mio. DM und schheßt die Gü- 
terklasse 5441 (Leisten und Rahmen überwiegend aus 
Holz) als kleinste ein. 

Für 43 Güterklassen hegen 1988 keine Angaben zum 
Produktionswert vor. Teilweise sind diese Positionen 
nicht oder nur von Anbietern unterhalb der statisti- 
schen Erfassungsgrenze besetzt 36). Teilweise fahen 
diese Angaben unter die statistische Geheimhaltung. 


35) Die dem vorliegenden Abschnitt zugrundeliegenden stati- 
stischen Einzelangaben enthält Tabelle 1 im Anlagenband 
dieses Gutachtens. 

36) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a. a. O., Tz. 142-144. 


Tabelle 2 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach dem Produktionswert der Anbieterr 1988 


Lfd. 

Nr. 

Produktionswert der Anbieter 
(Mio. DM) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

10 000,0 bis 88 001,9 

14 

4,67 

2 

5 000,0 bis unter 10 000,0 

43 

14,33 

3 

3 000,0 bis unter 5 000,0 

62 

20,67 

4 

2 000,0 bis unter 3 000,0 

49 

16,33 

5 

1 500,0 bis unter 2 000,0 

36 

12,00 

6 

1 000,0 bis unter 1 500,0 

65 

21,67 

7 

800,0 bis unter 1 000,0 

28 

9,33 

8 

794,6 bis unter 800,0 

3 

1,00 

Insgesamt 

300 

100,00 


Hierdurch wird nicht nur der Anteil der ausgewählten 
300 Güterklassen am Produktionswert aber Güter- 
klassen, sondern auch ihre Zusammensetzimg be- 
rührt. Es kann der Fah sein, daß Güterklassen, die 
nach ihrem Produktions wert zu den 300 größten gehö- 
ren, nicht unter diesen berücksichtigt werden, da ihr 
Produktionswert der Monopolkommission nicht be- 
kannt ist. Welches Gewicht diesen fehlenden Güter- 
klassen im Berichtsjahr 1988 zukommt, kann mit Hilfe 
der Summe der Produktionswerte aUer Güterklassen 


Tabelle 3 

Güterklassen mit dem größten und mit dem kleinsten Produktionswert der Anbieter, 1988 


Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

Güterklassen mit den größten Werten 

1 

3331 

Personenkraftwagen (auch dreirädrig) imd Kleinomnibusse 
(bis 9 Sitzplätze) 

88 001,919 

9 


2715 

Walzstahl, unlegiert und legiert (auch plattiert) 

20 824,623 

33 


6832 

Milch, Butter und Käse 

17 593,662 

265 


4747 

Human-pharmazeutische Speziahtäten 

17 128,543 

229 

5 

6853 

Fleisch und Fleischerzeugnisse 

16 572,422 

801 

Güterklassen mit den kleinsten Werten 


2535 

Mörtel und Edelputz (ohne feuerfeste Mörtel imd Massen) 

817,021 

124 

7 

4129 

Andere anorganische Säuren und Sauerstoffverbindungen der 
NichtmetaUe 

807,460 

29 

8 

4242 

Phenole, Phenolalkohole, ihre Halogen-, Sulfo-, Nitro- und 
Nitrosoderivate, berechnet auf 100% 

795,566 

15 

9 

6396 

Damenwäsche, gewirkt oder gestrickt 

795,507 

82 

10 

5441 

Leisten und Rahmen überwiegend aus Holz 

794,583 

148 
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bestimmt werden 3?). Der Anteil der Güterklassen 
ohne Angabe des Produktionswerts beträgt danach 
1988 ledighch rund 1,8 % des Wertes der Absatzpro- 
duktion im Bergbau \md im Verarbeitenden Gewerbe 
insgesamt. 

Die Tabellen 2 und 3 geben eine zusammenfassende 
Darstellung der Größenverteilung der 300 untersuch- 
ten Güterklassen, gemessen an ihrem Produktions- 
wert. 14 Güterklassen haben einen Produktionswert 
von mehr als 10 Mrd. DM, 31 Güterklassen einen von 
weniger als 1 Mrd. DM (vgl. Tabelle 2). Zu den drei 
größten Güterklassen gehören die Positionen 3311 
(Personenkraftwagen und Kleinomnibusse) mit rund 
88,002 Mrd. DM, 2715 (Walzstahl, unlegiert imd le- 
giert) mit 20,825 Mrd. DM imd 6832 (Milch, Butter 
und Käse) mit 17,594 Mrd. DM. Die drei kleinsten 
Güterklassen sind 5441 (Leisten und Rahmen über- 
wiegend aus Holz), 6396 (Damenwäsche, gewirkt 
oder gestrickt) und 4242 (Phenole, Phenolalkohole 
und ihre Derivate) mit jeweils zwischen 0,794 
bis 0,796 Mrd. DM (vgl. Tabelle 3). 

235. Die Tabellen . 4 und 5 enthalten Angaben zur 
Größenverteüimg der Anzahl der Anbieter in den 
Güterklassen. 20 Güterklassen weisen 500 Anbieter 
und mehr auf, 36 Güterklassen weniger als 20 Anbie- 
ter (vgl. Tabelle 4). Am stärksten besetzt sind die drei 
Güterklassen 5316 (Schnittholz) mit 1 720 Anbietern, 
3395 (Reparaturen an Straßenfahrzeugen [ohne Ak- 
kerschlepper]) mit 1 374 Anbietern und 5711 (Ge- 
schäftspapiere und ähnliche Drucksachen) mit 1 207 
Anbietern. Nur drei Anbieter sind in der Güterklasse 


37) Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes 
Gewerbe, Reihe 3.1: Produktion im Produzierenden Ge- 
werbe des In- und Auslandes, 1988, Tabelle 6, S. 18. 


Tabelle 4 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Anzahl der Anbieter, 1988 


Lfd. 

Nr. 

Anzahl der Unternehmen 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

1 000 bis 1 720 

6 

2,00 

2 

500 bis 

999 

14 

4,67 

3 

300 bis 

499 

30 

10,00 

4 

200 bis 

299 

30 

10,00 

5 

150 bis 

199 

20 

6,67 

6 

100 bis 

149 

43 

14,33 

7 

50 bis 

99 

65 

21, m 

8 

25 bis 

49 

46 

15,33 

9 

20 bis 

24 

10 

3,33 

10 

10 bis 

19 

25 

3,33 

11 

3 bis 

9 

11 

3,67 

Insgesamt 

300 

100,00 


2114 (Braxmkohle, Braunkohlenbriketts), fünf Anbie- 
ter in der Klasse 3115 (Omnibusse und Obusse) und 
sechs Anbieter in der Güterklasse 4455 (Syntetischer 
Kautschuk, fest) tätig (vgl. Tabelle 5). Güterklassen 
mit weniger als drei Anbietern konnte die Monopol- 
kommission nicht ausweisen, weü ihr die ihnen zuge- 
ordneten Produktionswerte insbesondere aus statisti- 
schen Geheimhaltungsgründen nicht vorhegen. Diese 
Güterklassen können wettbewerbspohtisch jedoch 
besonders problematisch sein. 

Tabelle 5 


Güterklassen mit der größten und mit der kleinsten Anzahl der Anbieter, 1988 


Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Anzahl der 
Anbieter 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

a 

b 

c 

d 

e 

Güterklassen mit den größten Werten 

1 

5316 

Schnittholz 

1 720 

2 944,723 

2 

3395 

Reparaturen an Straßenfahrzeugen (ohne Ackerschlepper) 

1 374 

6 973,045 

3 

5711 

Geschäftspapiere und ähnüche Drucksachen . 

1 207 

4 475,725 

4 

3295 

Reparaturen ein Maschinenbauerzeugnissen 





(einschheßheh Ackerschleppern) * . . > 

1 123 

3 293,187 

5 

6412 

Damenoberbekleidung ab Größe 34 ..!.... 

1 033 

6 894,086 

Güterklassen mit den kleinsten Werten 

6 

2122 

Erdgas 

8 

1 792,595 

7 

3318 

Verbrenmmgsmotoren für Kraftwagen 

7 

1 950.320 

8 

4455 

Synthetischer Kautschuk, fest, berechnet auf Trockensubstanz . 

6 

935,793 

9 

3315 

Omiübusse imd Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze) . 

5 

2 743,250 

10 



2114 



Braunkohle, Braunkohlenbriketts 

3 



2 741,147 
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Tabelle 6 


Güterklassen, deren Konzentrationsraten CR-3 im Berichtsjahr 1988 
unter die statistische Geheimhaltung fallen 


Lfd, 

Güterklasse 

F^oduktions- 

wert 

(Mrd. DM) 

Anzahl der 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnimg 

Anbieter 

1 

3315 

Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze) . 


5 

2 


Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -einrichtungen . . 


4221) 

Insgesamt 

10,335 

427 


1) Die Konzentrationsrate CR-6 beträgt 1988 44,2%. 


2.2 Stand der Angebotskonzentration 1988 

236. Im folgenden werden der Stand und die Ent- 
wicklung der statistischen Angaben zur Angebots- 
konzentration in den Güterklassen des Produzieren- 
den Gewerbes charakterisiert. 

Zunächst wird der Stand der Angebotskonzentration 
mit Hüfe von Konzentrationsraten für die jeweils drei 
größten Anbieter in einer Güterklasse (CR-3) behan- 
delt. 

Unter den ausgewählten 300 Güterklassen werden 
die Konzentrationsraten CR-3 für zwei Güterklassen 
vom Statistischen Bundesamt geheimgehalten. Es 


Tabelle 7 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Konzentrationsrate CR-3, 1988 


Lfd. 

Nr. 

Konzentrationsrate CR-3 
(%) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

90 

bis 

100,0 

7 

2,33 

2 

80 

bis unter 

90 

14 

4,67 

3 

70 

bis unter 

80 

13 

4,33 

4 

60 

bis unter 

70 

29 

9,67 

5 

50 

bis unter 

60 

26 

8,67 

6 

40 

bis imter 

50 

34 

11,33 

7 

30 

bis unter 

40 

43 

14,33 

8 

25 

bis unter 

30 

20 

6,67 

9 

20 

bis unter 

25 

36 

12,00 

10 

10 

bis unter 

20 

61 

20,33 

11 

4,2 bis imter 

10 ...:.. 

15 

5,00 

12 


ohne Angabe ^) .... 

2 

0,67 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Güterklassen: 

3315 Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 
9 Sitzplätze), 

3677 Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -einrich- 
Umgen. 


handelt sich um die Güterklassen 3315 (Omiübusse 
und Obusse) und 3677 (Elektrische Regel- und Steue- 
nmgsgeräte und -einrichtungen) auf die zusammen 
ein Produktionswert von 10,335 Mrd. DM und fünf 
bzw. 422 Anbieter entfallen. Tabelle 6 enthält Anga- 
ben zu diesen Güterklassen. 

237. Die Anteile der jeweüs drei größten Anbieter in 
einer der 298 Güterklassen, für die Angaben vorlie- 
gen, streuen über den gesamten möghchen Bereich. 
Die Häufigkeitsverteüung der imtersuchten Güter- 
klassen nach der Höhe der Konzentrationsrate für die 
jeweils drei größten Anbieter enthält Tabelle 7. ln 

— 89 Güterklassen, etwa einem Drittel der Fälle, be- 

trägt der Anteil der drei größten Anbieter 50 % 
und mehr. In 

— 97 Güterklassen liegt der CR-3-Wert zwischen 25 

und 50 %. Ebenfalls 

— 97 Güterklassen weisen CR-3-Werte von 10 % bis 

unter 25 % und 

— 15 Güterklassen CR-3- Werte von unter 10 % auf. 

Die jeweils fünf Güterklassen mit den höchsten 
bzw. niedrigsten Konzentrationsraten CR-3 enthält 
Tabelle 8. 

238. Der ungewogene Durchschnitt der Produk- 
tionsanteile der drei größten Anbieter einer Güter- 
klasse beträgt über alle 298 Güterklassen, für die 1988 
Angaben vorhegen, 38,7 %. Gewichtet man die An- 
teile der drei größten Anbieter mit dem Produktions- 
wert der Güterklasse, der sie jeweils angehören, so 
ergibt sich als gewogener Durchschnitt der etwas hö- 
here Wert 39,5 %. 

239. Betrachtet man den Produktionsanteil der je- 
weüs zehn größten Anbieter in einer Güterklasse, so 
hegen im Berichtsjahr 1988 für 298 Güterklassen ent- 
sprechende Angaben vor. Unter die statistische Ge- 
heimhaltung faüen die Angaben der Güterklassen 
4711 (Vitamine und Hormone) und 5911 (Bereifun- 
gen) insgesamt nüt einem Produktionswert von 
6,457 Mrd. DM und 24 Anbietern. 

Zu beachten ist, daß in elf Güterklassen die Anzahl 
der Anbieter kleiner als zehn ist (vgl. Tabelle 9). Um 
die Vergleichbarkeit der statistischen Angaben zwi- 
schen den Güterklassen oder im Zeitablauf zu 
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Tabelle 8 


Güterklassen 1) mit der größten und mit der kleinsten Konzentrationsrate CR-3, 1988 


Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Konzen- 

trationsrate 

CR-3 

(%) 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Güterklassen mit den größten Werten 

B 

2114 

Braimkohle, Braimkohlenbriketts 


2 741,147 

3 

H 

3321 

Straßenzugmaschienen 

98,15 

3 418,378 

8 

H 

4455 

Synthetischer Kautschuk, fest, berechnet auf Trok- 




■ 


kensubstanz 

98,15 

935,793 

6 

H 

3837 

Wasserheizer (einschließlich Umlauf-Wasserheizem, 






aber ohne elektrische Heißwasserbereiter) 

98,13 

991,475 

9 

5 

3312 

Kombinationskraftwagen (Mehrzweckwagen) 






(auch dreirädrig) • 

93,20 

7 078,528 

8 

Güterklassen mit den kleinsten Werten 

6 

3767 

Erzeugnisse der Orthopädiemechanik 

7,00 

2 321,575 

513 

7 

3099 

Schweißerei-, Schlosserei., Dreherei- und ähnhche 






Arbeiten 


1 001,139 

346 

8 

2536 

Transportbeton 


3 486,058 

413 

9 

5422 

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz (auch Polster- 






möbel) 

6,30 

14 588,524 

839 

10 

5316 

Schnittholz 

4,25 

2 944,723 

1 720 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltimg fallenden zwei Güterklassen: 
3315 Omnibusse \md Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze), 

3677 Elektrische Regel- tmd Steuerungsgeräte \md -einrichtimgen. 


Tabelle 9 


Güterklassen mit weniger als zehn Anbietern, 1988 


lid. 

Güterklasse 

Anzahl der 

Produktions- 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung 

Anbieter 

(MrdDM) 


2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas 

8 

15,321 


2114 

Braimkohle, Braunkohlenbriketts 

3 

2,741 


2122 

Erdrrps 

8 

1,793 






3311 

Personenkraftwagen (auch dreirädrig) und Kleinomnibusse 





(bis 9 Sitzplätze) 

9 

88,002 

5 

3312 

Kombinationskraftwagen (Mehrzweckwagen) (auch dreirädrig) . 

8 

7,079 

6 

3313 

Liefer- und Lastkraftwagen (auch dreirädrig, aber ohne Kommu- 





nalfcdirzeuge und andere Lastkraftwagen mit Spezialaufbauten) 

8 

12,227 

7 

3315 

Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze) . 

5 

2,743 

8 

3318 

Verbrennungsmotoren für Kraftwagen 

7 

1,950 

9 

3321 

Straßenzugmaschinen 

8 

3,418 

10 

3837 

Wasserheizer (einschheßlich Umlauf-Wasserheizem, aber ohne 





elektrische Heißwasserbereiter) 

9 

0,991 

11 

4455 

Synthetischer Kautschuk, fest, berechnet auf Trockensubstanz . 

6 

0,936 

TriRfTPsamt 

79 

137,201 

LZ! 






61 

























Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 10 

Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Konzentrationsrate CR-10, 1988 


Lfd. 

Nr. 

Konzentrationsrate CR- 10 
(%) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

90 

bis 

1001) 

62 

20,67 

2 

80 

bis unter 

90 

29 

9,67 

3 

70 

bis unter 

80 

32 

10,67 

4 

60 

bis unter 

70 . 

27 

9,00 

5 

50 

bis unter 

60 

31 

10,33 

6 

40 

bis unter 

50 

47 

15,67 

7 

30 

bis imter 

40 

32 

10,67 

8 

25 

bis unter 

30 

14 

4,67 

9 

20 

bis unter 

25 

14 

4,67 

10 

10 

bis unter 

20 

9 

3,00 

11 

9,2 bis unter 

10 

1 

0,33 

12 


ohne Angabe 2) .... 

2 

0,67 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Einschließlich elf Güterklassen mit weniger als zehn Anbie- 
tern, deren Konzentrationsrate CR- 10 gleich 100% gesetzt 
ist; vgl, im einzelnen Tabelle 9. 

2) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Güterklassen: 

4711 Vitamine und Hormone, 

5911 Bereifungen. 


gewährleisten, ist es zweckmäßig, Güterklassen mit 
weniger als zehn Anbietern die Konzentrationsrate 
CR- 10 mit dem fiktiven Wert 100 % zuzuordnen. 

240. Tabelle 10 enthält die Häufigkeitsverteilung 
der Güterklassen nach dem Wert der Konzentrations- 
rate CR- 10. Die Werte der 298 Güterklassen für die 
Angaben vorliegen, streuen relativ gleichmäßig über 
alle Größenklassen. 

— 181 Güterklassen, fast zwei Drittel, weisen eine 

Konzentrationsrate CR- 10 von über 50 % 
auf, 

— 91 Güterklassen eine Rate von mehr als 80 % 

und 

— 10 Güterklassen eine Rate von weniger als 

20 %. 

Tabelle 11 enthält eine Zusammenstellung der fünf 
Güterklassen mit den größten Werten der Konzentra- 
tionsrate CR- 10, soweit die Anzahl der Anbieter gleich 
oder größer als zehn ist. Tabelle 11 schließt insoweit 
an Tabelle 9 an. Zusätzhch sind die fünf Güterklassen 
ausgewiesen, deren Konzentrationsrate CR- 10 am ge- 
ringsten ist. Hierzu gehören Güter, die herkömmli- 
cherweise in kleineren Unternehmen xind Betrieben 
erzeugt werden (Handwerkliche Tätigkeiten, be- 
stimmte Bautätigkeiten). 

241. Wendet man den Hirschman-HerfindahTIndex 
als Maßzahl der horizontalen Konzentration an, ent- 
hält Tabelle 12 die Verteilung der 300 vollständig ver- 
fügbaren Güterklassen. In 


Tabelle 11 

Güterklassen^) mit der größten und mit der kleinsten Konzentrationsrate CR- 10, 1988 


Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnimg der Güterklasse 

Konzen- 
trationsrate 
CR- 10 
(%) 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Güterklassen mit den größten Werten 


6911 

Zigaretten 

100,00 

5 131,327 

10 


2116 

Koks 

100,00 

6 749,094 

10 


4617 

Organische Farbstoffe 

99,99 

3 945,927 

13 


4242 

Phenole, Phenolalkohole, ihre Halogen-, Sulfo-, 
Nitro- und Nitrosoderivate, berechnet auf 100% . . 

99,88 

795,566 

16 


2817 

Edelmetalle 

99,70 

1 194,564 

14 

Güterklassen mit den kleinsten Werten 

6 

5422 

Zimmer- und Küchenmöbel 

16,94 

14 588,524 

839 

7 

3767 

Erzeugnisse der Othopädiemechanik 

16,41 

2 321,575 

513 

8 

3119 

Bauelemente, Schalungsgerüste und Kleinkonstruk- 
tionen aus Stahl und Leichtmetall 

15,92 

4 218,455 

735 

9 

2536 

Transportbeton 

15,63 

3 486,058 

413 

10 

5316 

Schnittholz 

9,16 

2 944,723 

1 720 


1) Ohne die imter die statistische Geheimhaltung fallenden zwei Güterklassen: 

4711 Vitamine und Hormone, 

5911 Bereifimgen. 

Ohne elf Güterklassen mit weniger als zehn Anbietern: 

2112, 2114, 2122, 3311, 3312, 3313, 3315, 3318, 3321, 3837, 4455; vgl. im einzelnen Tabelle 9. 
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— 54 Güterklassen erreicht der Konzentrationsgrad, 

gemessen am Hirschman-Herfindahl-Index, 
Werte über 1 800 Punkte. 

Dieser Bereich wird nach den Antitrust Mer- 
ger Guidelines^ö) des US-amerikanischen 
Antitrust-Rechts als hoch konzentriert einge- 
stuft. 

— 53 Güterklassen sind danach mäßig konzentriert 

(1 000 bis 1 800 Punkte), 

— 193 Güterklassen sind gering oder nicht konzen- 

triert (bis 1 000 Punkte). 

Die fünf Güterklassen mit den höchsten und die 
fünf Güterklassen mit den niedrigsten Werten des 
Hirschman-Herfindahl-Index von rund 4 485 Punkten 
und mehr bzw. 61,5 Punkten und weniger sind 
Tabelle 13 zu entnehmen. 

Aufgrund der Konstruktion des Hirschman-Herfin- 
dahl-Index ist es nicht überraschend, daß Güterklas- 
sen mit einem hohen/niedrigen Wert des Index allge- 
mein eine vergleichsweise niedrige/hohe Anzahl an 
Anbietern aufweisen. In den vorliegenden fünf Fällen 
mit den höchsten Indexwerten ist die Anzahl der An- 
bieter kleiner als zehn. Der Zusanunenhang ist bei 
hohen Anbieterzahlen aber nicht zwangsläufig: Eine 
starke Konzentration der Produktionsanteile auf eine 
geringe Anzahl von Anbietern kann auch auftreten, 
wenn die Gesamtzahl der Anbieter hoch ist. Zum Bei- 


38) U.S. Department of Justice, Revised Merger GuideÜnes, 
June 14, 1984 No. 3.11, abgedruckt in: US-Fusionsrichtlinien 
1984, FIW-Dokumentation 6, Köln u. a. 1985, S. 49 ff. 


spiel beträgt der Hirschman-Herfindahl-Index in der 
Güterklasse 5050 (Zubehör, Einzel- und Ersatzteile zu 
Geräten und Einrichtungen für die automatische Da- 
tenverarbeittmg) 3 791 Punkte bei 106 Anbietern oder 
in der Güterklasse 3686 (Elektrische Ausrüstung für 
Kraftfahrzeuge und Verbrennungsmotoren, ander- 
weitig nicht genannt) 3 366 Punkte bei 7 1 Anbie- 
tern. 

Tabelle 12 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach dem Hirschman-Herfindahl-Index, 1988 


lid. 

Nr. 

Hirschman-Herfindahl-Index 
(xlO 000) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

3 000 

bis 9 544,1... 

18 

6,00 

2 

2 500 

bis unter 3 000 .... 

11 

3,67 

3 

2 000 

bis unter 2 500 .... 

15 

5,00 

4 

1 800 

bis unter 2 000 .... 

10 

3,33 

5 

1 500 

bis unter 1 800 .... 

13 

4,33 

6 

1 250 

bis unter 1 500 

12 

4,00 

7 

1 000 

bis unter 1 250 

28 

9,33 

8 

750 

bis unter 1 000 

24 

8,00 

9 

500 

bis unter 750 

37 

12,33 

10 

250 

bis unter 500 

66 

22,00 

11 

22,4 bis unter 250 . . . 

66 

22,00 

Insgesamt 

300 

100,00 


Tabelle 13 

Güterklassen mit dem größten und mit dem kleinsten Hirschman-Herfindahl-Index, 1988 


Ud. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Herfindahl- 
Index 
(xlO 000) 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Güterklassen mit den größten Werten 

1 

2114 

Braunkohle, Braunkohlenbriketts 

9 544,1 

2 741,147 

3 

2 

3837 

Wasserheizer (einschließlich Umlauf- Wasserheizem, 
aber ohne elektrische Heißwasserbereiter) 

5 795,5 

991,475 

9 

3 

2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas 

4 962,3 

15 321,025 

8 

4 

3321 

Straßenzugmaschinen 

4 593,2 

3 418,378 

8 

5 

3313 

Liefer- und Lastkraftwagen (auch dreirädrig, aber 
ohne Kommtmalfahrzeuge u. ä.) 

4 484,8 

12 226,707 

8 

Güterklassen mit den kleinsten Werten 

6 

5422 

Zimmer- tmd Küchenmöbel 

61,5 

14 588,524 

839 

7 

2536 

Transportbeton 

58,8 

3 486,058 

413 

8 

3119 

Bauelemente, Schalungsgerüste und Kleinkonstruk- 
tionen aus Stahl und Leichtmetall 

57,2 

4 218,455 

735 

9 

3767 

Erzeugnisse der Orthopädiemechanik 

52,4 

2 321,575 

513 

10 

5316 

Schnittholz 

22,4 

2 944,723 

1 720 
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242. Ergänzend zum Hirschmeui-Herfindahl-Index 
berechnet die Monopolkommission den Variations- 
koeffizienten. Er mißt die relative Streuung der Pro- 
duktionsanteile bezogen auf den arithmethischen 
Mittelwert. Die Höhe des Variationskoeffizienten be- 
stimmt zusammen mit der Anzahl der Anbieter die 
Höhe des Hirschman-Herfindahl-Index^S). 

Die Häufigkeitsverteilung der 300 Güterklassen nach 
der Höhe des Variationskoeffizienten ist in Tabelle 14 
dargesteUt. In etwa der Hälfte der Fälle liegt der Va- 
riationskoeffizient unter bzw. über 200%, d. h. die 
Standardabweichung der Produktionsanteile der An- 
bieter in einer Güterklasse beträgt das Doppelte des 
Mittelwerts. Ein Variationskoeffizient von 300% und 
mehr findet sich in 40 Güterklassen. 55 Güterklassen 
weisen einen Variationskoeffizienten von weniger als 
150% auf. 

Jeweils fünf Güterklassen mit den größten bzw. mit 
den kleinsten Werten des Variationskoeffizienten sind 
in Tabelle 15 auf geführt. Sie enthält Güterklassen mit 
einem Variationskoeffizienten von rund 611,1 % bzw. 
weniger als 96,1 %. 


39) Vgl. in diesem Kapitel Abschnitt 1.3, Maßzahlen der hori- 
zontalen Konzentration. 


Tabelle 14 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach dem 
Variationskoeffizienten, 1988 


Lfd. 

Nr. 

Variationskoeffizient 
(X 100) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil 

(%) 

1 

500 

bis 1 

009,3 . . . 

7 

2,33 

2 

400 

bis unter 

500 

7 

2,33 

3 

300 

bis unter 

400 

26 

8,67 

4 

250 

bis unter 

300 

37 

12,33 

5 

225 

bis unter 

250 

30 

10,00 

6 

200 

bis unter 

225 

47 

15,67 

7 

175 

bis unter 

200 

42 

14,00 

8 

150 

bis unter 

175 

49 

16,33 

9 

125 

bis unter 

150 

31 

10,33 

10 

100 

bis unter 

125 

18 

6,00 

11 

79,7 bis unter 

100 

6 

2,00 

Insgesamt 

300 

100,00 


Tabelle 15 


Güterklassen mit dem größten und mit dem kleinsten Variationskoeffizienten, 1988 


Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Variations- 

koeffizient 

(%) 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Güterklassen nüt den größten Werten 

1 

3695 

Reparaturen an elektrotechnischen Erzeugnissen . . 

1 009,29 

2 998,736 

506 

2 

3677 

Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -ein- 






richtungen 

688,43 

7 591,976 

422 

3 

3697 

Montagen von elektrotechnischen Erzeugnissen . . . 

646,18 

6 576,962 

462 

4 

5050 

Zubehör-, Einzel- und Ersatzteile zu Geräten und 






Einrichtungen für die automatische Datenverarbei- 






tung 

625,97 

3 595,379 

106 

5 

3395 

Reparaturen an Straßenfahrzeugen (ohne Acker- 






Schlepper) 

611,06 

6 973,045 

1 374 

Güterklassen mit den kleinsten Werten 

6 

6911 

Zigaretten 

96,14 

5 131,327 

10 

7 

5535 

Wellpappenpapier 

95,77 

873,717 

19 

8 

3119 

Bauelemente, Schalungsgerüste und Kleinkonstruk- 






tionen aus Stahl und Leichtmetall 

88,34 

1 950,320 

7 

9 

3315 

Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 






9 Sitzplätze) 

79,83 

2 743,250 

5 

10 

3311 

Personenkraftwagen (auch dreirädrig) und Klein- 






Omnibusse (bis 9 Sitzplätze) 

79,66 

88 001,919 

9 
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Tabelle 16 

Anzahl der Güterklassen nach der Konzentrationsrate CR-3 in den Gütergnippen und Hauptgnippen 

des Produzierenden Gewerbes i), 1988 


Nr. 

der 

Haupt- 

grup- 

pen 

Gütergruppen nach Hauptgruppen 2) 

Anzahl der Güterklassen 

GP- 

Nr. 

Bezeichnung 

mit einer Konzentrationsrate CR-3 von 

insgesamt 

imter 

10% 

10% bis 
unter 
25% 

25% bis 
unter 
50% 

50% 

imd 

mehr 

ohne 
An- 
gaben 3) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

1. 

21 

Bergbauliche Erzeugnisse 




4 


4 


Bergbauliche Erzeugnisse 




4 


4 


22 

Mineralölerzeugnisse 




3 


3 


24 

Spalt- und Brutstoffe 

- 

- 


- 


- 


25 

Steine und Erden, Asbestwaren, Schleif- 









mitttel 

1 

6 




10 


27 

Eisen und Stahl 



1 

5 


6 


28 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 



4 

2 


6 


29 

Gießereierzeugnisse 


3 

2 



5 

II. 

ao-*) 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalz- 









werke und der Stahlverformung 









(Nm. 301, 309) 

1 

1 

2 



4 


40 

Chemische Erzeugnisse 


3 

11 

30 


44 


525) 

Glas und Glas waren (Nr. 521) 




1 


1 


53 

Schnittholz, Sperrholz 









und sonstiges bearbeitetes Holz 

1 

1 

1 



3 


55 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe .... 



4 

1 


5 


59 

Gummiwaren 



1 

1 


2 


Erzeugnisse des Grundstoff- und Produktions- 

■1 







gütergewerbes 

B 



43 


89 


30 -t) 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalz- 









werke und der Stahlverformung 









(Nr. 302) 


2 

1 



5 


31 

Stahlbauerzeugnisse tmd Schienenfahrzeuge 

1 

3 

1 

3 


8 


32 

Maschinenbauerzeugnisse 









(einschließlich Ackerschleppern) 

2 

21 

9 

8 


40 


33 

Straßenfahrzeuge (ohne Ackerschlepper) . . 


2 

7 

5 

16) 

15 


34 

Wasserfahrzeuge 



1 



1 

III. 

35 

Luft- und Raumfahrzeuge (einschließlich 









Flugbetriebs-, Rettungs-, Sicherheits- und 









Bodengeräten) 

- 

- 

- 

— 




36 

Elektrotechnische Erzeugnisse 


5 

16 

11 

1’) 

33 


37 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 









Uhren 

1 

1 


2 


6 


38 

Eisen-, Blech- und Metall waren 

1 

7 


2 


16 


50 

Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte 









und -einrichtungen 




2 


2 


70 

Fertigteilbauten im Hochbau 



1 



1 


Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden 








Gewerbes 

7 

41 

44 

33 

2 

127 
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noch Tabelle 16 



Gütergruppen nach Hauptgruppen 2) 

Anzahl der Güterklassen 

Nr. der 
Haupt- 



mit einer Konzentrationsrate CR-3 von 


grup- 

pen 

GP- 

Nr. 

Bezeichnung 

unter 

10% 

10% bis 
imter 
25% 

25% bis 
unter 
50% 

50% 

und 

mehr 

ohne 
An- 
gaben 3) 

insgesamt 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

1 


39 

Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte, 
Schmuck, behchtete Filme, Füllhalter 


■ 







u. ä 






4 


51 

Feinkeramische Erzeugnisse 




1 


2 


525) 

Glas und Glaswaren (Nm. 552—529) 




1 


3 


54 

Holzwaren 

3 

2 

1 



6 


56 

Papier- und Pappewaren 


2 

2 



4 

IV. 

57 

Druckereierzeugnisse, Vervielfältigungen . 

1 

5 

1 



7 


58 

Kunststofferzeugnisse 


13 

1 



14 


61 

Leder 

- 

- 

- 

- 


- 


62 

Lederwaren imd Schuhe 


1 




1 


63 

Textihen 


8 

4 

2 


14 


64 

Bekleidung 


3 




3 


Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden 
Gewerbes 

■ 

32 

15 

■ 


58 


68 

Erzeugnisse des Emährungsgewerbes .... 

■ 

7 


4 


21 

V. 

69 

Tabakwaren 

■ 



1 


1 


Erzeugnisse des Nahrimgs- und Genußmittel- 
gewerbes 

■ 

7 

9 

5 


22 

Insgesamt 

18 

94 

97 

89 

26 ) 7 ) 

300 


1) Ohne Gütergruppe 10 (Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser). 

2) Statistisches Bundesamt, (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und 
Mainz 1981, Teil 2: Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden Gewerbe. 

3) Angaben vom Statitischen Bundesamt aus Gründen der statistischen Geheimhaltung nicht veröffentlicht. 

^) Die Güterzweige 301 und 303 sind den Erzeugnissen des Grundstoff- und Ihoduktionsgütergewerbes, der Güterzweig 302 ist den 
Erzeugnissen des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes zugeordnet. 

5) Der Güterzweig 521 ist den Erzeu^ssen des Grundstoff- und Produktionsgütergewerbes, die Güterzweige 522 bis 529 den 
Erzeugnissen des Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbes zugeordnet. 

®) Güterklasse 3315 Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze). 

7) Güterklasse 3677 Elektrische Regel- imd Steuerungsgeräte und -einrichtungen. 

Zeichenerklärung: 

- Der Gütergruppe gehören keine Güterklassen an, die von der Monopolkommission ausgewählt wurden. Der Produktionswert 
der Güterklassen ist zu gering oder fällt unter die statistische Geheimhaltung. 

Keine Angabe: Die Anzahl der Güterklassen ist Null. 


Eine nähere Analyse würde zeigen, daß der Varia- 
tionskoeffizient auch empirisch ein analytisches Hilfs- 
mittel darstellt, die Größenstrukturen der Anbieter in 
den Güterklassen zu charakterisieren. Eine große An- 
zahl von Güterklassen mit nahe beieinanderhegen- 
den Werten des Hirschman-Herfindahl-Index unter- 
scheiden sich deutiich, wenn nach der Anzahl der 
Anbieter und der Streuung ihrer Produktionsanteile 
differenziert wird. 

243 . Einen zusammenfassenden Überbhck über die 
Angebotskonzentration in den imtersuchten 35 zwei- 
stelhgen Gütergruppen imd 300 vierstelhgen Güter- 


klassen des Produzierenden Gewerbes enthält Ta- 
belle 1 6. Für jede Gütergruppe wird eine Ghederung 
der ihr zugeordneten Anzahl der Güterklassen nach 
ihrem horizontalen Konzentrationsgrad angegeben. 
Dieser wird durch die für die Monopolkommission in 
erster Linie herangezogene Konzentrationsrate CR-3, 
den Produktionsanteil der jeweils drei größten Anbie- 
ter in einer Güterklasse, gemessen. Die Gütergruppen 
werden nach den fünf Hauptgruppen des Produzie- 
renden Gewerbes geordnet. 


40) Ohne Gütergruppe 10 (Elektrizität, Gas, Fernwärme, Was- 
ser). 
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Die Angebotskonzentration bei Erzeugnissen des 
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbes sowie des 
Investitionsgüter produzierenden Gewerbes erscheint 
höher als bei den Erzeugnissen des Verbrauchsgüter 
produzierenden Gewerbes und des Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbes. Im einzelnen ist die starke An- 
gebotskonzentration in der Gütergruppe 40 (Chemi- 
sche Erzeugnisse) bemerkenswert: Von den 44 erfaß- 
ten Güterklassen sind 30 sehr hoch, 11 hoch und drei 
ledighch mäßig konzentriert, eine geringe Konzentra- 
tion tritt nicht auf. Hoch konzentriert ist auch die Pro- 
duktion in den 33 Güterklassen der Gütergruppe 36 
(Elektrotechnische Erzeugiüsse). Bei den 40 Güter- 
klassen der Gütergruppe 32 (Maschinenbauerzeug- 
nisse (einschheßUch Ackerschleppern)) finden sich so- 
wohl mäßige als auch höher konzentrierte Angebots- 
strukturen. Die Gütergruppe 58 (Kimststofferzeug- 
nisse) und 63 (Textilien) sind nach wie vor überwie- 
gend mäßig konzentriert. 


3. Kurzfristiger Zeitvergleich der 
Angebotskonzentration in den 
Güterklassen des Produzierenden 
Gewerbes 1988 gegenüber 1986 

3.1 Zeitvergleich des Produktionswerts und der 
Anzahl der Anbieter 1988/1986 

244. Die Monopolkommission führt für die im Be- 
richtsjahr 1988 ausgewählten 300 Güterklassen einen 
kurzfristigen Zeitvergleich durch. Bezugsjahr ist, der 
zweijährhchen Berichtsperiode entsprechend, das 
letzte Berichtsjahr 1986. Für das Bezugsjahr 1986 he- 
gen nicht zu allen Güterklassen vergleichbare Anga- 
ben vor. Einzelne Angaben werden vom Statistischen 
Bundesamt für jeweüs ein oder für beide Jahre ge- 
heimgehalten. 

Der Wert der von den Anbietern in den 300 Güterklas- 
sen produzierten und zum Absatz bestimmten Güter 
beträgt 1988 1 092,055 Mrd. DM. Bezogen auf den 
Produktionswert hegen für 1986 und für 1988 in 
299 Fähen gemeinsame Angaben der Güterklassen 
vor. Die fehlende Position betrifft die Güterklasse 
2114 (Braunkohle, Braunkohlenbriketts), deren Pro- 
duktionswert 1986 bei drei Anbietern statistisch ge- 
heimgehalten wurde. 1988 entfiel auf ebenfaUs drei 
Anbieter ein Produktionswert von 2,741 Mrd. DM. Die 
299 vergleichbaren Güterklassen besitzen 1986 einen 
Produktionswert von 1 030,320 Mrd. DM. Die Anzahl 
der Anbieter beträgt in den 300 Güterklassen des Be- 
richtsjahres 1988 insgesamt 52 183, in den 299 ver- 
gleichbaren Güterklassen des Bezugsjahres 1986 
52 356 Anbieter. 

245. Die Veränderung der Produktionswerte in den 
einzelnen Güterklassen ist sehr unterschiedhch. Ei- 
nen Überbhck über die Häufigkeitsverteilung der 
kurzfristigen Veränderung der Produktionswerte 
1988/1986 enthält Tabelle 17, 

In drei Güterklassen beträgt die Zunahme des Pro- 
duktionswerts über 2 Mrd. DM, in zwei Güterklassen 
ist der Produktions wert um über 2 Mrd. DM gesun- 
ken. Eine Übersicht über die jeweils fünf Güterklas- 


Tabelle 17 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Produktionswerts der Anbieter, 
1988 gegenüber 1986 


Lfd. 

Nr. 

Produktionswert der Anbieter 
(Mio. DM) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

3 000 bis 5 384,5 

1 

0,33 

2 

2 000 bis unter 3 000 

2 

0,67 

3 

1 500 bis unter 2 000 

6 

2,00 

4 

1 000 bis unter 1 500 

7 

2,33 

5 

750 bis unter 1 000 

13 

4,33 

6 

500 bis unter 750 

18 

6,00 

7 

250 bis unter 500 

53 

17,67 

8 

100 bis unter 250 

83 

27,67 

9 

0 bis xmter 100 

52 

17,33 

10 

— 200 bis unter 0 

32 

10,67 

11 

—2 413,3 bis unter -200 

32 

10,67 

12 

ohne Angabe^) 

1 

0,33 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallende eine 
Güterklasse im Bezugsjahr 1986: 

2114 Braunkohle, Braunkohlenbriketts. 


sen mit der größten Zunahme bzw. der größten Ab- 
nahme des Produktionswerts enthält Tabelle 18, 

Im Ergebnis ist der Wert der zum Absatz bestimmten 
Produktion 1988 gegenüber 1986 in 

— 235 Güterklassen gestiegen, 

— 64 Güterklassen gesunken. 

246- Die Entwicklung der Anzahl der Anbieter ist in 
den Güterklassen des Produzierenden Gewerbes 
ebenfalls sehr unterschiedhch verlaufen. 

Eine Häufigkeitsverteüung der Güterklassen nach der 
kurzfristigen Veränderung der Anzahl der Anbieter 
1988/1986 enthält Tabelle 19, 

In 76 Güterklassen hat sich die Anzahl der Anbieter 
nicht oder nur um einen Anbieter verändert. Um 
zehn Anbieter imd mehr hat die Anzahl in 36 Güter- 
klassen zugenommen, um mehr als zehn ist die Anbie- 
terzahl in 30 Güterklassen gesunken. Die Güterklas- 
sen, die den stärksten Zugang bzw. Rückgang der 
Anbieterzahl zu verzeichnen haben, enthält Ta- 
belle 20, 

Zusammenfassend ist die Anzahl der Anbieter 1988 
gegenüber 1986 in 

— 117 Güterklassen gestiegen, 

— 107 Güterklassen gesunken, 

— 76 Güterklassen konstant gebheben, d. h. die An- 

zahl der Anbieter hat sich um höchstens einen 
Anbieter verändert. 
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Tabelle 18 

Güterklassen mit der größten Veränderung des Produktionswerts der Anbieter, 1988 gegenüber 1986 





Veränderung 1988/1986 


GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

Güterklassen mit der größten Zunahme 

m 

3311 

Personenkraftwagen (auch dreirädrig) und Kleinomnibusse 
(bis 9 Sitzplätze) 

5 384,46 

0 


4414 

Polymerisations- und Mischpolymerisationsprodukte 

2 564,73 

1 


2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas 

2 113,60 

1 


3261 

Papier- und Druckereimaschinen 

1 988,49 

1 

5 

4747 

Human-pharmazeutische Speziahtäten 

1 797,71 

- 8 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

2213 

Kraftstoffe 

-1 904,96 

1 

7 

6865 

Röstkaffee, bearbeiteter Tee und teeähnliche Erzeugnisse 

-1 946,97 

- 1 

8 

2841 

Halbzeug aus Aluminium und Aluminiumlegierungen 

-1 990,21 

19 

9 

2122 

Erdgas 

-2 076,80 

0 

10 

2217 

Heizöle 

-2 413,33 

- 3 


Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallende eine Güterklasse im Bezugsjahr 1986; 
2114 Braunkohle, Braunkohlenbriketts. 


Tabelle 19 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Anzahl der Anbieter, 

1988 gegenüber 1986 


Ud. 

Nr. 

Anzahl der Anbieter 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

10 bis 79 

36 

12,00 

2 

4 bis 9 

42 

14,00 

3 

2 bis 3 

39 

13,00 

4 

1 

31 

10,33 

5 

0 

29 

9,67 

6 

- 1 

16 

5,33 

7 

- 2 . 

42 

14,00 

8 

- 4 bis - 3 

17 

5,67 

9 

- 9 bis - 5 

18 

6,00 

10 

- 19 bis -10 

14 

4,67 

11 

-171 bis -20 

16 

5,33 

Insgesamt 

300 

100,00 
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Tabelle 20 


Güterklassen mit der größten Veränderung der Anzahl der Anbieterr 1988 gegenüber 1986 





Verändenmg 1988/1986 

Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Anzahl der 
Anbieter 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

a 

b 

c 

d 

e 

Güterklassen mit der größten Zunahme 


3218 

Maschinen- und Präzisionswerkzeuge für die Metallbearbeitung 

79 

367,61 


3295 

Reparaturen an Maschinenbauerzeugnissen 

(einschließlich Ackerschleppern) 

58 

283,09 


6818 

Backwaren 

56 

668,90 


3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen 

53 

146,03 


3279 

Andere Maschinenbauerzeugnisse 

51 

580,34 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 


Reparaturen an Straßenfahrzeugen (ohne Ackerschlepper) 

- 83 

588,29 

7 


Schnittholz 

-107 

170,58 

8 

6412 

Damenoberbekleidung 

-118 

- 571,74 

9 

2951 

Leichtmetallformguß 

-142 

-1 291,89 

10 

2954 

Schwermetallformguß 

-171 

-1 071,08 


3.2 Zeitvergleich der Angebotskonzentration 
1988/1986 

247. Zur Charakterisierung der kurzfristigen Ent’ 
Wicklung der Angebotskonzentration wird die Verän- 
derung der Konzentrationsraten der jeweils drei und 
zehn größten Anbieter, der Hirschman-Herfindahl- 
Index sowie ergänzend der Variationskoeffizient im 
Berichtsjahr 1988 gegenüber dem Berechnungsjahr 
1986 herangezogen. 

248. Ein kurzfristiger Zeitvergleich der Produktions- 
anteile der drei größten Anbieter im Berichtsjahr 1988 
gegenüber 1986 ist nicht für alle von der Monopol- 
kommission ausgewählten 300 Güterklassen, sondern 
nur für 294 möghch. Für zwei bzw. vier Güterklassen 
werden die erforderlichen Angaben im Berichtsjahr 
1988 bzw. im Bezugsjahr 1986 vom Statistischen Bun- 
desamt qeheimgehalten. Nähere Angaben enthält 
Tabelle 21. 

Die kurzfristigen Veränderungen der Konzentrations- 
rate CR-3 schwankt für 87,1 % der 294 vergleichbaren 
Güterklassen im Bereich von ± 5 Prozentpunkten. 
Einen Überblick über die Häufigkeitsverteilung der 
Güterklassen nach der kurzfristigen Veränderung 
1988/1986 der Konzentrationsrate CR-3 enthält Ta- 
belle 22. 

Die jeweils fünf Güterklassen mit der höchsten Zu- 
nahme bzw. Abnahme des Produktionsanteils der drei 
größten Anbieter enthält Tabelle 23. 


249. Das Ergebnis der kurzfristigen Entwicklung 
1988/1986 der Konzentrationsrate CR-3 in den verfüg- 
baren 293 Güterklassen enthält Tabelle 24. 

Die Konzentrationsrate CR-3 ist in etwas mehr Güter- 
klassen gesunken als gestiegen. Dieser Tendenz ent- 
sprechen auch die jeweiligen Anteile der Produk- 
tionswerte. Der größere Teü der Anbieter befindet 
sich jedoch in Güterklassen mit höheren Konzentra- 
tionsraten. 

250. Der ungewogene Durchschnitt der Konzentra- 
tionsrate CR-3 ist für die jeweils verfügbaren Güter- 
klassen von 38,4 % im Bezugsjahr 1986 auf 38,7 % im 
Berichtsjahr 1988 gestiegen. Der entsprechende mit 
den Produktionswerten gewogene Mittelwert ist von 
38,0% auf 39,5% gestiegen. Für die ausgewerteten 
Güterklassen hat sich im Berichtszeitraum — gemes- 
sen an der Konzentrationsrate CR-3 — der Konzentra- 
tionsgrad im Durchschnitt leicht erhöht. Damit setzt 
sich der bereits seit dem Vierten Hauptgutachten 
im kurzfristigen Zeitvergleich festgestellte leichte An- 
stieg des durchschnittlichen Konzentrationsgrades in 
den Güterklassen fort. Die hier angegebenen durch- 
schnittiichen Konzentrationsraten können jedoch mit 
denjenigen früherer Hauptgutachten nicht ohne wei- 
teres verglichen werden, da die Anzahl imd die Zu- 
sammensetzung der einbezogenen Güterklassen je- 
weils unterschiedhch ist. 


4^) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a.a.O., Tz. 208. 
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Tabelle 21 

Güterklassen, deren Konzentrationsraten CR-3 im Berichtsjahr 1988 oder im Bezugsjahr 1986 

unter die statistische Geheimhaltung lallen 




Güterklasse 

Produktionswert 

Anzahl der 

Konzentrations- 

Lfd. 


(Mrd. DM) 

Anbieter 

rate CR-3 (%) 

Nr. 









GP-Nr. 

Bezeichnung 

1986 

1988 

1986 

1988 

1986 

1988 


Berichtsjahr 1988 

1 

3315 

Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomnibusse 
bis 9 Sitzplätze) 

2,643 

2,743 

7 

5 

*) 

*) 

2 

3677 

Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und 
-einrichtungen 

7,094 

7,592 

396 

422 

*)‘) 

.)2) 

Bezugsjahr 1986 

3 

2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas . 

13,207 

13,321 

■1 


■■ 

86,5 

4 

2116 

Koks 

5,237 

6,749 




70,8 

5 

3312 

Kombinationskraftwagen (Mehrzweckwagen) 
(auch dreirädrig) 

5,878 


H 

8 

H 

93,2 

6 

4455 

Synthetischer Kautschuk, fest, berechnet auf 
Trockensubstanz 

0,987 


■ 

6 

II 

98,1 

Insgesamt 

35,046 

40,420 

425 

459 

- 

- 


1) Die Konzentrationsrate CR-6 beträgt 1986 45,4%. 2 ) Die Konzentrationsrate CR-6 beträgt 1988 44,2%. 

*) Ohne Angabe aufgrund statistischer Geheimhaltung. - Angabe sachlich unmögtich. 


Tabelle 22 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Konzentrationsrate CR-3, 
1988 gegenüber 1986 


Lfd. 

Konzentrationsrate CR-3 

Güterklassen 

Nr. 

(%) 


Anzahl 

Anteü(%) 


5,0 bis 

10,6 . . . 

■1 

3,67 


3,0 bis unter 

5,0 .. . 


7,00 


2,0 bis imter 

3,0 .. . 

mm 

8,00 


1,0 bis unter 

2,0 .. . 

30 

10,00 

5 

0,5 bis unter 

1,0 .. . 

20 

6,67 

6 

- 0,5 bis unter 

0,5 .. . 

69 

23,00 

7 

- 1,0 bis unter 

- 0,5 .. . 

25 

8,33 

8 

- 2,0 bis unter 

- 1,0... 

35 

11,67 

9 

— 5,0 bis unter 

- 2,0 . . . 

32 

10,67 

10 

“10,0 bis unter 

- 5,0. . . 

21 

7,00 

11 

-17,8 bis imter 

-10,0 . . . 


2,00 

12 

ohne Angabe ^) . . . 


2,00 

Insgesamt 

300 

100,00 


Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 

zwei Güterklassen im Berichtsjahr 1988: 

3315 Omnibusse imd Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 
9 Sitzplätze), 

3677 Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -einrich- 
tungen, 

vier Güterklassen im Berichtsjahr 1986; 

2112 Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas, 

2116 Koks, 

3312 Kombinationskraftwagen (Mehrzweckwagen) 

(auch dreirädrig), 

4455 Synthetischer Kautschuk, fest, berechnet auf Trocken- 
substanz. 
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Tabelle 23 


Güterklassen 1) mit der größten Veränderung der Konzentrationsrate CR-3, 1988 gegenüber 1986 


Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Veränderung 1988/1986 

Konzen- 

trationsrate 

CR-3 

(%) 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Güterklassen mit der größten Zunahme 

1 

3151 

Dampfkessel (Dampferzeuger) 

10,63 

459,50 

- 7 

2 

2843 

Halbzeug aus Kupfer imd Kupferlegierungen 

10,06 

- 927,61 

22 

3 

3318 

Montagen von elektrotechnischen Erzeugnissen . . . 

8,73 

- 106,31 

- 1 

4 

6398 

Strumpfwaren 

8,56 

- 13,59 

- 3 

5 

3885 

Dünne Bänder, Metallfohen, Blattmetalle, Metallpul- 






ver, Dosen, Tuben und Kapseln 

6,95 

323,28 

6 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

6816 

Stärke und Stärkeerzeugnisse 

- 10,92 

196,20 

- 2 

7 

2811 

Leichtmetalle und andere Legierungen 

- 12,71 

-1 692,50 

1 

8 

3335 

Andere Kraftwagenteüe 

- 14,10 

-1 229,21 

0 

9 

2841 

Halbzeug aus Aluminium und Aluminiumlegienmgen 

- 15,80 

-1 990,21 

19 

10 

2954 

Schwermetallformguß 

- 17,77 

-1 071,08 

-171 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Güterklassen im Berichtsjahr 1988: 

3315 Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze), 
3677 Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -einrichtungen, 
vier Güterklassen im Berichtsjahr 1986: 

2112 Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas, 

2116 Koks, 

3312 Kombinationskraftwagen (Mehrzweckwagen) (auch dreirädrig), 
4455 Synthetischer Kautschuk, fest, berechnet auf Trockensubstanz. 


Tabelle 24 

Konzentrationsrate CR-3 nach der Anzahl der Güterklassen im Zeitvergleich, 1988/1986 


Konzentrationsrate CR-3 
1988/1986 

Anzahl der 
Güterklassen 1988 

Anteü der Güterklassen 

1988 

am Produktionswert 

an der Anzahl der Anbieter 

absolut 

relativ 

(%) 

absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

1 

gestiegen 

106 

35,33 

378,830 

34,69 

19 985 

38,30 

B 

gesunken 

119 

39,67 

451,251 

41,32 

17 215 

32,99 

B 

konstant^) 

69 

23,00 

221,544 

20,29 

14 524 

27,83 

D 

ohne Angaben 2) .... 

6 

2,00 

40,420 

3,70 

459 

0,88 

Insgesamt 3) 

300 

100,00 

1 092,055 

100,00 

52 183 

100,00 


1) Ändenmg der Konzentrationsrate CR-3 innerhalb des Bereichs -0,5 <CR-3 <0,5 Prozentpunkte. 

2) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Güterklassen im Berichtsjahr 1988: 

3315 Omnibusse und Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze), 

3677 Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -einrichtungen, 
vier Güterklassen im Berichtsjcüir 1986: 

2112 Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas, 

2116 Koks, 

3312 Kombinationskraftwagen (Mehrzweckwagen) (auch dreirädrig), 

4455 Synthetischer Kautschuk, fest, berechnet auf Trockensubstanz. 

3) Ausgewählte größte Güterklassen nach dem Wert der Absatzproduktion. 
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Tabelle 25 


Güterklassen, deren Konzentrationsraten CR- 10 im Berichtsjahr 1988 
unter die statistische Geheimhaltung fallen 


Lfd. 

Nr. 

Güterklasse 

Produktionswert 
(Mrd. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

Konzentrations- 

rate 

CR-10 (%) 


GP-Nr. 

Bezeichnung 

1986 

1988 

1986 


1986 

1988 

1 

4711 

Vitamine und Hormone 

m 

1,214 

n 

n 

100,0 


2 

5911 

Bereiftmgen 

m 

5,243 

H 

19 

99,4 


- 

Insgesamt ^ 

6,057 

6,457 

23 

24 




1) Die Konzentrationsrate CR-6 beträgt 99,5 % . 

2) Die Konzentrationsrate CR-6 beträgt 89,5%. 

*) Ohne Angabe aufgrund statistischer Geheimhaltung. 
- Angabe sachlich unmöglich. 


251. Verfolgt man die kurzfristige Entwicklung der 
horizontalen Angebotskonzentration in den Güter- 
klassen mit Hilfe der Konzentrationsraten der zehn 
größten Anbieter, so liegen aus dem Kreis der im Be- 
richtsjahr 1988 ausgewählten 300 Güterklassen 298 
vor, für die der Produktionsanteü der jeweils zehn 
größten Anbieter sowohl für 1986 als auch für 1988 
verfügbar ist. Für Güterklassen mit weniger als zehn 
Anbietern wird die Konzentrationsrate CR- 10 gleich 

Tabelle 26 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Konzentrationsrate CR-10, 
1988 gegenüber 1986 


Lfd. 

Nr. 

Koazentrationsrate CR-10 *) 

(%) 

Güterklassen 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

5,0 bis 7,4 

2 

0,66 

2 

3,0 bis tmter 5,0 

18 

6,00 

3 

2,0 bis unter 3,0 

23 

7,61 

4 

1,0 bis unter 2,0 

39 

13,00 

5 

0,5 bis unter 1,0 

22 

7,33 

6 

- 0,5 bis unter 0,5 

91 

30,33 

7 

— 1,0 bis tmter —0,5 

21 

7,00 

8 

— 2,0 bis tmter -1,0 

29 

9,67 

9 

— 3,0 bis unter -2,0 

20 

6,67 

10 

-16,0 bis unter —3,0 

33 

11,00 

11 

ohne Angabe 2) 

2 

0,67 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Einschheßlich der Güterklassen mit weniger als zehn Anbie- 
tern, deren Konzentrationsrate CR- 10 gleich 100 % gesetzt 
ist. 

2) Ohne die imter die statistische Geheimhalhmg fallenden 
zwei Güterklassen im Berichtsjahr 1988: 

4711 Vitamine und Hormone, 

5911 Bereifungen. 


100 % gesetzt. Für zwei Güterklassen fällt die Konzen- 
trationsrate CR-10 im Berichtsjahr 1988 unter die sta- 
tistische Geheimhaltung. Es handelt sich um die Güt- 
erklassen 4711 (Vitamine und Hormone) und 6911 
(Bereifungen). Zusätzliche Angaben enthält Tabel- 
le 25. 

Tabelle 26 enthält die Häufigkeitsverteüimg der Gü- 
terklassen nach der kurzfristigen Veränderung der 
Konzentrationsrate CR-10 für die jeweüs zehn größten 
Anbieter 1988/1986. 

Tabelle 27 enthält fünf Güterklassen mit der höchsten 
Zimahme der Konzentrationsrate CR-10 um rund 
4,54 Prozentpunkte sowie fünf Güterklassen mit der 
größten Abnahme um rund 9,24 Prozentpunkte. 

252. Die Konzentrationsrate CR-10 für die zehn 
größten Anbieter ist im kurzfristigen Zeitvergleich 
1988/1986 in 

— 104 Güterklassen gestiegen, 

— 103 Güterklassen gesimken, 

— 91 Güterklassen relativ konstant geblieben, d. h. 

die Verändenmg beträgt weniger als 0,5 Pro- 
zentpunkte. 

Der imgewogene Durchschnitt der Konzentrations- 
rate CR-10 ist für die 1986 und 1988 jeweüs ausgewer- 
teten Güterklassen von 62,4% auf 61,9%, der gewo- 
gene Durchschnitt von 62,7% auf 62,6% gesunken. 
Die 1986 wie 1988 relativ geringe Differenz zwischen 
den ungewogenen und gewogenen Mittelwerten be- 
sagt, daß der Produktionswert von Güterklassen mit 
niedrigerer Konzentrationsrate CR-10 im Durch- 
schnitt nicht nennenswert verschieden ist von jenen 
mit höherer Konzentrationsrate. 

253. Zum kurzfristigen Zeitvergleich 1988/1986 lie- 
gen der Monopolkommission 299 Güterklassen vor, 
deren Hirschman-Herfindahl- Index bekannt ist. Eine 
der für das Berichtsjahr 1988 ausgewählten 300 Gü- 
terklassen unterlag im Bezugsjahr 1986 seitens des 
Statistischen Bundesamtes der Geheimhaltung: 2114 
(Braunkohle, Braunkohlenbriketts), 1988 mit einem 
Produktionswert von 2,741 Mrd. DM, drei Anbietern 
und einem Hirschman-Herfindahl-Index von 9 544. 
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Tabelle 27 

Güterklassen^) mit der größten Veränderung des Konzentrationsrate CR-10, 1988 gegenüber 1986 





Veränderung 1988/1986 

Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklassen 

Konzen- 

trationsrate 

CR-10 

(%) 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Güterklassen mit der größten Zunahme 

B 

2843 

Halbzeug aus Kupfer und Kupferlegierungen 

7,39 

- 927,61 

22 

B 

3151 

Dampfkessel (Dampferzeuger) 

5,39 

459,50 

- 7 

1 

3883 

Büro- und Schreibgeräte, sonstige Metallwaren für 
gewerbliche Zwecke 

4,72 

178,52 

- 2 

H 

3111 

Hochbaukonstruktionen aus Stahl und Leichtmetall 

4,56 

440,30 

29 

5 

6321 

Garn für Gewebe 

4,54 

71,36 

- 2 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

3341 

Karosserien und Aufbauten für Kraftwagen, Straßen- 
zugmaschinen und Kraftwagenanhänger 

- 9,24 

- 53,97 

- 3 

7 

2841 

Halbzeug aus Aluminium und Aluminiumlegierun- 
gen 

-11,18 

-1 990,21 

19 

8 

3335 

Andere Kraftwagenteile 

-11,52 

-1 229,21 

0 

9 

2951 

Leichtmetallformguß 

-15,64 

-1 291,89 

mm 

10 

2954 

Schwermetallformguß 

-16,01 

-1 071,08 

HB 


1) Einschließlich der Güterklassen mit weniger als zehn Anbietern, deren Konzentrationsrate CR-10 gleich 100 % gesetzt ist. 
Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden zwei Güterklassen im Berichtsjahr 1988: 

4711 Vitamine und Hormone, 

5911 Bereifungen. 


Tabelle 28 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Hirschman-Herfindahl-lndex, 
1988 gegenüber 1986 


Lfd. 

Hirschman-Herfindahl-Index 


Nr. 

(X 10 000) 


Anteü(%) 

1 

500 bis 1 000 . 

2 

0,66 

2 

300 bis unter 500 . 

5 

1,67 

3 

100 bis unter 300 . 

28 

9,33 

4 

50 bis unter 100 . 

23 

1,61 

5 

10 bis imter 50 . 

47 

15,67 

6 

- 10 bis unter 10 . 

66 

22,00 

7 

- 50 bis unter - 10 . 

55 

18,33 

8 

- 100 bis unter - 50 . 

24 

8,00 

9 

- 500 bis unter - 100 . 


13,33 

10 

-4 146,6 bis unter - 500 . 

9 

3,00 

11 

ohne Angabe i) . . 

1 

0,33 

Insgesamt 




1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallende eine 
Güterklasse im Bezugsjahr 1986: 

2114 Braunkohle, Braunkohlenbriketts. 


Die Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
kurzfristigen Veränderung des Hirschman-Herfin- 
dahl-Index 1988/1986 ist Tabelle 28 zu entnehmen. 

Jeweüs fünf Güterklassen mit der höchsten Zunahme 
bzw. Abnahme des Hirschman-Herfindahl-Index sind 
in Tabelle 29 zusammengestellt. 

254. Eine Zusammenfassung der Ergebnisse über 
die verfügbaren 299 Güterklassen enthält Tabelle 30. 
Der Hirschman-Herfindahl-Index ist, der Entwick- 
lung der Konzentrationsrate CR-3 entsprechend, im 
kurzfristigen Zeitvergleich 1988/1986 in mehr Güter- 
klassen gesunken als gestiegen. In entsprechendem 
Verhältnis stehen auch die Anteile dieser Güterklas- 
sen an den Produktionswerten. Gemessen an der ih- 
nen zugeordneten Anzahl der Anbieter halten sich 
beide Entwicklimgen die Waage. 

Der Vergleich des Standes und der Entwicklung der 
horizontalen Angebotskonzentration gemessen am 
Hirschman-Herfindahl-Index hat zu berücksichtigen, 
daß dieser sowohl durch die Anzahl der Anbieter als 
auch durch die Größenverteilung ihrer Produktions- 
werte bestimmt wird. Eine ähnliche Entwicklung des 
Index in verschiedenen Güterklassen kann sowohl auf 
einer jeweils ähnlichen Entwicklung seiner Kompo- 
nenten als auch auf einer gegenläufigen, sich teil- 
weise oder gänzüch konterkarrierenden Entwicklung 
beruhen. 
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Tabelle 29 


Güterklassen mit der größten Veränderung des Hirschman-Herfindahl-Index, 1988 gegenüber 1986 





Veränderung 1988/1986 

Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung der Güterklassen 


Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Güterklassen mit der größten Zunahme 

1 

4740 

Mischungen für human-pharmazeutische Spezialitä- 
ten als Bulkware 

658,97 

238,31 

2 

2 

2714 

Vorgewalztes Stahlhalbzeug, unlegiert und legiert, 
warm gewalzt 

576,54 

- 237,86 

0 

3 

3837 

Wasserheizer (einschließlich Umlauf-Wasserheizem, 
aber ohne elektrische Heißwasserbereiter) 

376,98 

25,71 

- 6 

4 

4794 

Verbandzeug, Watte, Pflaster, chirur0sches Naht- 
material, Röntgenkontrastmittel 

362,92 

252,18 

0 

5 

4242 

Phenole, Phenolalkohole, ihre Halogen-, Sulfo-, 
Nitro- und Nitrosoderivate, berechnet auf 100% . . 

351,58 

90,13 

2 

Güterklassen mit der größten Abnahme 


2811 

Leichtmetalle und deren Legierungen 

- 831,49 

-1 692,50 

1 


6816 

Stärke und Stärkeerzeugnisse 

-1 307,34 

196,20 

- 2 


2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas 

-1414,25 

2 113,60 

1 


2817 

Edelmetalle 

-1 831,40 

665,19 

11 


2116 

Koks 

-4 146,63 

1 512,53 

6 


Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallende eine Güterklasse im Bezugsjahr 1986: 
2114 Braunkohle, Braunkohlenbriketts. 


Tabelle 30 


Hirschman-Herfindahl-lndex nach der Anzahl der Güterklassen im Zeitvergleich, 1988 gegenüber 1986 


Hirschman-Herfindahl-lndex 

1988/1986 

Anzahl der 
Güterklassen 1988 

Anteil der Güterklassen 

1988 

am Produktionswert 

an der Anzahl der Anbieter 

absolut 

relativ 

(%) 

absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

1 

gestiegen 



351,904 

32,22 

15 116 

28,97 

2 

gesunken 

128 

42,67 

459,013 

42,03 

15 490 

29,68 

3 

konstant 1) 

66 


278,398 

25,49 

21574 

41,34 

4 

ohne Angaben 2) .... 

1 

0,33 

2,741 

0,25 

3 

0,01 

Insgesamt 3) 



1 092,055 

100,00 

52 183 

100,00 


1) Änderung des Hirschman-Herfindahl-lndex innerhalb des Bereichs -10 <H <10 Punkte. 

2) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallende eine Güterklasse im Bezugsjahr 1986: 
2114 Braunkohle, Braimkohlenbriketts. 

3) Ausgewählte größte Güterklassen nach dem Wert der Absatzproduktion. 
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255- Für die den Hirschman-Herfindahl-Index er- 
gänzende Berechnung des Variationskoeffizienten 
hegen zeitiich vergleichbare Angaben für die entspre- 
chenden 299 Güterklassen vor. Die Zusammenfassun- 
gen für den Variationskoeffizienten enthalten die Ta- 
bellen 31 und 32. Die kurzfristigen Veränderungen 
des Variationskoeffizienten 1988/1986 hegen für rund 
85 % der Güterklassen im Bereich von ± 25 Prozent- 
pimkten. Sieben bzw. elf Güterklassen sind ^urch 
eine starke Zimahme bzw. Abnahme der Streuimg der 
Produktionsanteile um über 50 Prozentpunkte ge- 
kennzeichnet. Insgesamt ist der Variationskoeffizient 
im kurzfristigen Zeitvergleich in 

— 115 Güterklassen gestiegen, 

— 120 Güterklassen gesimken, 

— 64 Güterklassen relativ konstant gebheben, d. h. 

die absolute Veränderung beträgt weniger als 

± 3 Prozentpimkte. 

256. Eine getrennte Betrachtimg der Konzentra- 
tionsraten für die drei bzw. zehn größten Anbieter 
sowie des Hirschman-Herfindahl-Index führt zum Er- 
gebnis, daß im kurzfristigen Zeitvergleich 1988/1986 
der durchschnittliche Konzentrationsgrad in den Gü- 
terklassen geringfügig gesunken ist. Aherdings ste- 
hen einer Reihe von Güterklassen mit sinkendem 
Konzentrationsgrad andere Güterklassen gegenüber, 
in denen der Konzentrationsgrad erhebhch gestiegen 
ist. 


Tabelle 31 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung der Variationskoeffizienten, 
1988 gegenüber 1986 


Lfd. 

Variationskoeffizient 

Güterklassen 

Nr. 


(xioo) 


Anzahl 

Anteü(%) 

1 

100 

bis 

125,1 . . . 

1 

0,33 

2 

50 

bis unter 

100 ... 

6 

2,00 

3 

25 

bis unter 

50 ... 

15 

5,00 

4 

10 

bis unter 

25 ... 

47 

15,67 

5 

3 

bis unter 

10 ... 

46 

15,33 

6 

0 

bis unter 

3 ... 

34 

1133 

7 

- 3 

bis xinter 

0 ... 

30 

10,00 

8 

- 10 

bis unter 

-3 ... 

50 

16,67 

9 

- 25 

bis unter 

-10 ... 

45 

15,00 

10 

- 50 

bis unter 

-25 ... 

14 

4,67 

11 

-224,9 bis unter 

-50 ... 

11 

3,67 

12 


ohne Angabe i) .... 

1 

0,33 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallende eine 
Güterklasse im Bezugsjahr 1986: 

2114 Braunkohle, Braunkohlenbriketts. 


Tabelle 32 

Güterklassen mit der größten Veränderung des Variationskoeffizienten, 1988 gegenüber 1986 





Veränderung 1988/1986 



Bezeichnung der Güterklassen 

Variations- 

koeffizient 

(%) 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Güterklassen mit der größten Zxmahme 

1 

2817 

Edelmetalle 


665,19 

11 

2 

2843 

Halbzeug aus Kupfer tmd Kupferlegierungen 


- 927,61 

22 

3 

3672 

Elektrische Geräte und Einrichtungen zum Messen 
nichtelektrischer und elektrischer Größen 

61,61 

776,99 

15 

4 

5050 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile zu Geräten xind Ein- 
richttmgen für die automatische Datenverarbeitung 

57,53 

-1 138,08 

10 

5 

3111 

Hochbaukonstruktionen aus Stahl und Leichtmetall 

55,08 

440,30 

29 

Güterklassen mit der größten Abnahme 


3199 

Baustellenarbeiten (auch im Tagelohn) 

- 91,02 

540,27 



3335 

Andere Kraftwagenteile 

- 96,41 

-1 229,21 


8 

3341 

Karosserien und Aufbauten für Kraftwagen, Straßen- 
zugmaschinen und Kraftwagenanhänger 

- 99,16 

- 53,97 


9 

2951 

Leichtmetallformguß 


-1 291,89 


10 

2954 

Schwermetallformguß 

- 224,88 

-1 071,08 



1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallende eine Güterklasse im Bezugsjahr 1986; 
2114 Braunkohle, Braunkohlenbriketts. 
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257- Bei der gleichzeitigen Anwendung der ver- 
schiedenen Konzentrationsmaße ist zu bedenken, daß 
zwischen ihnen funktionale Zusammenhänge beste- 
hen. Die Veränderungen der Werte der Konzentra- 
tionsraten für die jeweils zehn größten Anbieter sind 
generell geringer als die entsprechenden Verände- 
rungen für die drei größten Anbieter. Innerhalb von 
zehn Anbietern bestehen größere Mögüchkeiten, daß 
Anteilsverschiebungen sich ausgleichen, als inner- 
halb von drei Anbietern. Zwischen den Konzentra- 
tionsraten und dem Hirschman-Herfindahl- Index be- 
stehen fimktionale Zusammenhänge dergestalt, daß 
der Wert der einen Maßzahl den Wertebereich der 
anderen definiert. Daraus folgt, daß insbesondere im 
kurzfristigen Zeitvergleich die Änderungsrichtung 
der einzelnen Maßzahlen nicht identisch sein muß. 

Die Messung der horizontalen Konzentration nach 
verschiedenen Maßzahlen führt in der Regel zu imter- 
schiedlichen Ergebnissen. Dies ist zu erwarten, da die 
ihnen zugnmde hegenden konzentrationsstatisti- 
schen Begriffe unterschiedhch sind. Die Unterschiede 
betreffen bei der Messung der absoluten Konzentra- 
tion die indirekt mit ihr erfaßte Größenverteilung und 
deren Gewichtung im Verhältnis zur Anzahl der An- 
bieter. Der Stand der Konzentration wird daher unter- 
schiedhch hoch und deren Entwicklung unterschied- 
hch stark gemessen, im Grenzfall mit verschiedenen 
Vorzeichen. Hieraus folgt methodisch, daß die Wahl 
des jeweils sachhch adäquaten Konzentrationsmaßes 
integrierender Bestandteil der konzeptioneUen 
Grundlagen sein muß, nach der die Untersuchung der 
Konzentration erfolgt. 

258. Der Konzentrationsberichterstattung der Mo- 
nopolkommission hegt keine spezieUe statistische 
Konzeption zugrunde. Sie wendet daher verschie- 
dene Maßzahlen (verschiedene Konzentrationsra- 


ten, Hirschman-Herfindahl-Index, Variationskoeffi- 
zient) ^2) gleichzeitig an und steht deren Ergebnisse 
nebeneinander. Um dennoch im Zeitvergleich auf ah- 
gemeine Aussagen nicht verzichten zu müssen, wird 
die Anzahl der Güterklassen zusätzhch danach ge- 
ghedert, ob die Anteüswerte der größten drei und der 
größten zehn Anbieter sowie der Hirschman-Herfin- 
dahl-Index sich jeweils in gleicher Richtung verändert 
haben 43). Die wettbewerbspohtischen Implikationen 
dieser Restriktion sind noch zu klären. 

In Abhängigkeit davon, ob alle Konzentrationskrite- 
rien in die gleiche Richtung weisen, ergibt der kurz- 
fristige Zeitvergleich 1988/1986 der Angebotskonzen- 
tration auf der Basis der 300 größten Güterklassen das 
in Tabelle 33 enthaltene Bild. 

259. Tabelle 33 zur kurzfristigen Konzentrationsent- 
wicklung 1988/1986 zeigt, daß nach der gemeinsa- 
men Entwicklung verschiedener Konzentrationsmaße 
die Anzahl der Güterklassen mit sinkendem Konzen- 
trationsgrad etwas höher ist als die mit steigendem. 
Gemessen am Produktionswert der Güterklassen im 
Berichtsjahr 1988 kehrt sich dieses Verhältnis um, ge- 


42) Als verbindendes konzeptionelles Moment der angewende- 
ten Maßzahlen könnte angesehen werden, daß einer gerin- 
gen Anzahl relativ größerer Unternehmen, gegenüber der 
Anzahl und Größenstruktur kleinerer Unternehmen, ein be- 
sonderes Gewicht beigemessen wird. 

43) In bezug auf die Konzentrationsraten CR-3 und CR- 10 be- 
deutet dies, daß sich die größten drei Anbieter nicht in stär- 
kerem Umfang zugunsten bzw. zulasten der nach der Größe 
folgenden Anbieter Nr. 4 bis 10 verändert haben. Der Ver- 
gleich der Konzentrationsraten mit dem Hirschman-Herfin- 
dahl-Index bedeutet, daß die sich in der Veränderung des 
Anteils der jeweils größten Anbieter niederschlagende Ver- 
änderung der Größenverteilung nicht durch eine gleichzei- 
tige Veränderung der Anzahl der Anbieter kompensiert 
wurde. 


Tabelle 33 

Zusammengefaßte Konzentrationsgrade nach der Anzahl der Güterklassen im Zeitvergleich, 

1988 gegenüber 1986 


Konzentrationsraten 

CR-3, CR-10, 

Hirschman-Herfindahl-Index 

1988/1986 

Anzahl der 
Güterklassen 1988 

Anteil der Güterklassen 

1988 

am Produktionswert 

an der Anzahl der Anbieter 




relativ 

(%) 


relativ 

(%) 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

g 

h 

1 

gestiegen 

65 

21,67 

225,999 

20,69 

11 393 

21,83 

2 

gesunken 

71 

23,67 

204,568 

18,73 

11 087 

21,25 

3 

konstant 1) 

17 

5,67 

48,514 

4,44 

5 155 

9,88 

4 

nicht einheitlich 2) . . . 

138 

46,00 

563,357 

51,59 

24 062 

46,11 

5 

ohne Angaben 3) .... 

9 

3,00 

49,618 

4,54 

486 

0,93 

Insgesamt 4) 

300 

100,00 

1 092,055 

100,00 

52 183 

100,00 


1) Änderung der Konzentrationsmaße innerhalb der Bereiche -0,5 <CR-3 <0,5; <-0,5 <CR-10 <0,5; -10 <H <10 Prozent- 
punkte. 

2) Änderungsrichtimg der Konzentrationsmaße nicht einheitlich. 

3) Ohne Angaben aufgrund statistischer Geheimhaltung; vgl. im einzelnen jeweils Anmerkung 1 zu den Tabellen 22, 26, 28. 

4) Ausgewählte größte Güterklassen nach dem Wert der Absatzproduktion. 
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Tabelle 34 

Konzentrationsgrade nach der Anzahl der Güterklassen im Zeitvergleich 1988/1986 


Anzahl der 
Güterklassen 

Maßzahlen 
der Konzentration 

Konzentrationsgrad im Zeitvergleich 

1988/1986 

insgesamt 4) 

gestiegen 

gesunken 

konstant 1) 

ohne 

Angaben 2) 

nicht 

einheitlich 3) 

1 

Konzentrationsrate CR- 3 .... 

106 

119 

69 

6 

- 


2 

Konzentrationsrate CR- 10 . . . 

104 

103 

91 

2 

- 

300 

3 

Hirschman-Herfindahl-Index . 

105 

128 

66 

1 

— 


Maßzahlen Nr. 1—3 gemeinsam . . 

65 

71 

17 

9 

138 



1) Änderung der Konzentrationsmaße innerhalb der Bereiche — 0,5<CR— 3<0,5; — 0,5<CR— 10<0,5i — 10<H<10 Prozent- 
punkte. 

2) Ohne Angaben aufgrund statistischer Geheimhaltung; vgl. im einzelnen jeweils Anmerkung 1 zu den Tabellen 22, 26, 28. 

3) Änderungsrichtung der Konzentrationsmaße nicht einheitiich. 

*) Ausgewählte größte Güterklassen nach dem Wert der Absatzproduktion. 


messen an der Zahl der Anbieter hält es sich die 
Waage. Allerdings ist eine gemeinsame Kennzeich- 
nimg der Entwicklung in nmd der Hälfte der Fälle 
nicht möglich. Um diese Unterschiede zu interpretie- 
ren, bedarf es einer näheren Analyse, 

Das Verhältnis der Anzahl der Güterklassen ent- 
spricht etwa dem Gewicht, das ihnen nach ihren Pro- 
duktionswerten zukommt. Dies ist ein Hinweis darauf, 
daß für Güterklctssen mit steigendem oder mit sinken- 
dem Konzentrationsgrad kein Zusammenhang zu ih- 
rer durchschnittlichen Größe besteht. 

Der relativ geringe Anteil von Güterklassen mit kon- 
stantem Konzentrationsgrad und der gleichzeitig 
hohe Anteil von Güterklassen mit nicht eindeutiger 
Konzentrationsentwicklung deuten auf den großen 
Einfluß gegenläufiger Verschiebungen der Größen- 
strukturen auf die horizontale Angebotskonzentration 
hin — sei es, daß die jeweils größten drei Anbieter ihre 
Produktionsanteile zu Lasten der nächstgrößeren An- 
bieter erhöht haben, sei es, daß diese in einem Auf- 
holprozeß zu Lasten der größten Anbieter gewachsen 
sind oder die Verschiebung der Produktionsanteüe 
durch die Entwicklung der Anbieterzahlen überlagert 
wurde. 

Die kurzfristigen Tendenzaussagen der Monopol- 
kommission werden durch das von ihr gewählte Ver- 
fahren beeinträchtigt. Es handelt sich nicht um eine 
identische Anzahl von Güterklassen, sondern um die 
in jedem Berichtsjahr neu bestimmten größten Güter- 
klcissen, die in ihrer Zusammensetzung in gewissem 
Umfang wechseln. Die Abfolge der kurzfristigen Ten- 
denzaussagen, die seit dem Ersten Hauptgutachten 
1973/1975 getroffen wurden, können die mittel- imd 
langfristige Entwicklung daher nur imvollkommen 
widerspiegeln. 

260. Eine Übersicht über die Ergebnisse des kurzfri- 
stigen Zeitvergleichs 1988/1986 nach den verschiede- 
nen Maßzahlen des Konzentrationsgrades enthält Ta- 
belle 34, 

Die Ergebnisse des kurzfristigen Zeitvergleichs der 
Konzentrationsgrade 1988/1986 entsprechen dem be- 


reits in den letzten Hauptgutachten gewonnenen Ein- 
druck, daß die Anzahl der Güterklassen mit steigen- 
dem bzw. sinkendem Konzentrationsgrad etwa gleich 
stark ist. 

Eine Beschränkung auf die Anzahl der jeweils betrof- 
fenen Güterklassen als alleiniges Beurteilungskrite- 
rium ist nicht unproblematisch. Die für eine wettbe- 
werbspohtische Relevanz der Ergebnisse notwendi- 
gen Untersuchungen sind noch zu leisten. Diese be- 
treffen vor allem das Ausgangsniveau der Konzentra- 
tionsentwicklung in den einzelnen Güterklassen, die 
Stärke der Veränderung, den Zusammenhang mit der 
Größe der Güterklassen und der Anzahl der Anbieter. 
Aufschlußreich sind bei einer parallelen Anwendung 
verschiedener Konzentrationsmaße die auftretenden 
Unterschiede, die Rückschlüsse auf die Veränderung 
der Anbieterstruktur innerhalb der Größenklassen zu- 
lassen. Von entscheidender Bedeutung erscheint je- 
doch, im Lichte eines theoretischen Konzepts die Ent- 
wicklung des Wettbewerbsprozesses in den Güter- 
klassen selbst zu charakterisieren und hierzu die Stufe 
der Güterproduktion im volkswirtschaftlichen Pro- 
duktionsprozeß, die konjunkturelle Phase, die Grö- 
ßenstruktur der Anbieter, die Diversifikation der Un- 
ternehmen in verschiedene Güterklassen, ihre Au- 
ßenhandelsverflechtung, die Zu- und Abgänge von 
Anbietern sowie die Existenz kleiner und mittlerer 
Anbieter zu berücksichtigen. 


4. Mittelfristiger Zeitvergleich der 

Angebotskonzentration in den Güterklassen des 
Produzierenden Gewerbes 1988 gegenüber 1978 

261. Das besondere Interesse der Monopolkommis- 
sion gilt der Erfassung der langfristigen Entwicklung 
der Angebotskonzentration in den Güterklassen. Die 
durch das Statistische Bundesamt durchgeführten 
konzentrationsstatistischen Sonderaufbereitungen 
der Produktionserhebungen für das Produzierende 
Gewerbe hegen jedoch erst seit 1977 vor. Danach ist 
eine langfristige Beobachtung der Entwicklung der 
Angebotskonzentration in den Güterklassen noch 
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nicht möglich, für eine nüttelfristige Betrachtung er- 
scheint der Zeitraum von 1978 bis 1988 aber als aus- 
reichend. ^4) 

Die Untersuchxmg ist wiederum auf die im Berichts- 
jahr 1988 300 größten Güterklassen, gemessen am 
Produktionswert, beschränkt. 

Die Vergleichbarkeit der Zeitreihen wird durch die 
1982 umgestellte Systematik für Produktionsstatisti- 
ken beeinträchtigt^^)^ Eine weitere Einschränkung 
der Vergleichbarkeit ist durch die Geheimhaltimgs- 
praxis des Statistischen Bundesamtes bedingt. Die 
hiervon betroffenen Güterklassen wechseln von Be- 
richtsperiode zu Berichtsperiode, so daß die Anzahl 
nicht kontinuierhch vorliegender Zeitreihen im 
Zeitverlauf zunimmt. Verschiedene wirtschaftliche 
Gründe haben für einige Güterklassen zu Struktur- 
brüchen in ihrer zeitlichen Entwicklung geführt. Ta- 
belle 1 des vorhegenden Kapitels enthält hierzu eine 
Zusammenstellimg und nähere Erläuterungen. 

Den Konzentrationsmerkmalen der vorhegenden Sta- 
tistik entsprechend, beziehen sich die Zeitreihen auf 
die in den Güterklassen jeweils als Anbieter auftre- 
tenden Unternehmen (Untemehmensteüe) imd die 
auf sie entf ahenden Anteile des Werts der Absatzpro- 
duktion ^6). Die Untersuchung beschränkt sich der 
Einfachheit halber auf einen Zeitvergleich zwischen 
dem Berichtsjahr 1988 und dem Bezugsjahr 1978. Die 
zwdschenzeitliche Entwicklimg wird nicht berück- 
sichtigt. Dadurch wdrd die mittelfristige Tendenz der 
Konzentrationsentwicklung möghcherweise nicht zu- 
treffend charakterisiert. Die vorhegenden Ergebnisse 
des mittelfristigen Zeitvergleichs sind mit den Aussa- 
gen in den vorausgehenden Hauptgutachten der Mo- 
nopolkomnüssion unter Umständen nicht vergleich- 
bar, weil sich die Zusammensetzung der jeweils aus- 
gewählten größten Güterklassen, die in den Zeitver- 
gleich einbezogen sind, in gewissem Umfang von Be- 
richtsjahr zu Berichtsjahr ändert. 


4.1 Zeitvergleich des Produktionswerts und der 
Anzahl der Anbieter 1988/1978 

262. Für den mittelfristigen Zeitvergleich 1988/1978 
stehen nicht für ähe 300 Güterklassen Angaben zur 
Verfügung, die im Berichtsjahr 1988 als größte ausge- 
wählt wrurden. Zum Produktionswert hegen ledighch 
für 255 Güterklassen Angaben vor. Die übrigen Anga- 
ben fallen unter die statistische Geheimhaltimg oder 
sind infolge der zwischenzeitiichen UmsteUung der 
Gütersystematik^^) zeithch nicht vergleichbar. Die 
Produktionswerte der verfügbaren Güterklassen be- 
tragen 1988: 951,013 Mrd. DM (1978: 599,771 Mrd. 
DM). Zur Anzahl der Anbieter sind Angaben 
über 265 Güterklassen verfügbar. Die zugeordnete 

**) Der Beginn der Untersuchungspeiiode mit dem Jahr 1978 
entspricht der zweijährlichen Berichterstattung der Mono- 
polkommission über die Produktionsstatistik in diesem Kapi- 
tel. 

Vgl. in diesem Kapitel, Abschnitt 1.2, Abgrenzung und 
Merkmale der Datenbasis. 

^®) Vgl, in diesem Kapitel, Abschnitt 1.2, Abgrenzung und 
Merkmale der Datenbasis. 

Vgl, in diesem Kapitel Abschnitt 1.2, Abgrenzung und Merk- 
male der Datenbasis. 


Anzahl der Anbieter beträgt 1988 46 803 (1978: 

50 . 534 ) 48 ). 

Die ursprünghche Datenbasis der für das Berichtsjahr 
1988 ausgewählten 300 größten Güterklassen ist für 
den mittelfristigen Zeitvergleich reduziert: gemessen 
am Produktionswert um 141 042 Mio. DM oder 13%, 
gemessen an der Anzahl der Anbieter um 5 380 oder 
10,3% und gemessen an der jeweils entsprechenden 
Anzahl der Güterklassen um 45 oder 15% bzw. 
35 oder 11,7%. In Anbetracht der im Zeitvergleich 
relativ geringfügigen Verändenmgen der Konzentra- 
tionsgrade steht sich die Frage, inwrieweit diese das 
Resultat der tatsächhchen Konzentrationsprozesse 
oder der in jedem Berichtsjahr neu definierten Daten- 
basis sind. 


Zur mittelfristigen Entwicklung des Produktionswerts im 
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe insgesamt vgl. Stati- 
stisches Bundesamt, Fachserie 4, Produzierendes Gewerbe, 
Reüie 3.1, Produktion im Produzierenden Gewerbe des In- 
und Auslandes, 1988, TabeUe 2, S. 11; 1982, TabeUe 2, 
S. 9. 


Tabelle 35 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Produktionswerts der Anbieter, 
1988 gegenüber 1978 


Lfd. 

Produktionswert der Anbieter 

Güterklassen 

Nr. 


(Mio. DM) 


Anzahl 

Anteil (%) 

1 

3 000 

bis 

47 540,8 

26 

8,67 

2 

2 000 

bis unter 

3 000 

19 

6,33 

3 

1500 

bis unter 

2 000 

17 

5,67 

4 

1 000 

bis unter 

1 500 

47 

15,67 

5 

750 

bis unter 

1 000 

20 

6,67 

6 

500 

bis unter 

750 

40 

13,33 

7 

250 

bis unter 

500 

52 

17,33 

8 

100 

bis unter 

250 

14 

4,67 

9 

0 

bis unter 

100 

2 

0,67 

10 

- 200 

bis unter 

0 

6 

2,00 

11 

—4 751,4 bis unter 

- 200 

12 

4,00 

12 


ohne Angabe 1) . . . 

45 

15,00 

Insgesamt 

300 

100,00 


Ohne die imter die statistische Geheimhaltung fallenden 
bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 45 Güterklassen im Be- 
zugsjahr 1978: 

2114, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 

2817, 2849, 2912, 2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 

3495, 3672, 3674, 3712, 3837, 3937, 4115, 4455, 4555, 4617, 

5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5813, 5831, 5911, 6396, 6398, 

6836, 6859, 6871, 6877, 6888. 

Zu den Bezeichnungen der Güterklassen vgl. Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Pro- 
duktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 
1981, Teil 2, Systematisches Güterverzeich^s für Statistiken 
im Produzierenden Gewerbe. 
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263. Die Differenz der Produktionswerte ist für die 
255 Güterklassen, für die mittelfristig vergleichbare 
Werte vorüegen, sehr verschieden. Insgesamt sind die 
Produktionswerte dieser Güterklassen 1988 gegen- 
über 1978 in 

— 237 Güterklassen höher imd in 

— 18 Güterklassen niedriger. 

Tabelle 35 enthält die entsprechende Häufigkeitsver- 
teilung. 

In fünf Güterklassen beträgt die positive Differenz des 
Produktionswerts 1988/1978 mehr als rund 6,511 Mrd. 
DM. Unter den 18 Güterklassen, deren Produktions- 
wert 1988 niedriger ist als 1978, beträgt der absolute 


Betrag in drei Güterklassen über 1 Mrd. DM. Die 
jeweüs fünf Güterklassen mit der höchsten positiven 
bzw. negativen Differenz der Produktionswerte 1988/ 
1978 sind in Tabelle 36 zusammengestellt. 

264. Die Anzahl der Anbieter imterscheidet sich im 
Berichts- und im Bezugsjahr für die 265 mittelfristig 
vergleichbaren Güterklassen stark. Die Anzahl der 
Anbieter ist 1988 gegenüber 1978 in 

— 80 Güterklassen höher, 

— 154 Güterklassen niedriger, 

— 31 Güterklassen praktisch unverändert, d. h. die 

Anzahl der Anbieter differiert lediglich um ei- 
nen Anbieter. 


Tabelle 36 


Güterklassen mit der größten Veränderung des Produktionswerts der Anbieter, 1988 gegenüber 1978 


Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnimg der Güterklassen 

Verändenmg 1988/1978 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

Güterklassen mit der größten Zimahme 

1 

3311 

Personenkraftwagen (auch dreirädrig) und Kleinomnibusse 





(bis 9 Sitzplätze) 

47 540,82 

1 

2 

5051 

Geräte und Einrichtungen für die automatische Datenverarbei- 





tung der digitalen Technik 

9 056,53 

72 

3 

3331 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Kraftwagen- und Kraftrad- 





motorpTi t 

7 444,71 

0 

4 

3261 

Papier- tmd Druckereimaschinen 

6 534,90 

-21 

5 

2112 

Steinkohle, Steinkohlenbriketts, Grubengas 

6 511,06 

0 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

2213 

Kraftstoffe 

- 496,30 

- 3 

7 

7051 

Fertighäuser aus Holz oder überwiegend aus Holz, zur Vollmon- 





tage vorgesehen 

- 716,78 

-40 

8 

2122 

Erdgas 

-1 098,25 

1 

9 

3661 

Rundfunkempfangs- und Femsehempfangsgeräte und -einrich- 





tiinfTPn 

-2 286,41 

0 






10 

2217 

HpivöIp 

-4 751,37 

- 4 





1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 45 Güterklassen im Bezugsjahr 
1978: 

2114, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 2817, 2849, 2912, 2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 3495, 3672, 
3674, 3712, 3837, 3937, 4115, 4455, 4555, 4617, 5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5813, 5831, 5911, 6396, 6398, 6836, 6859, 6871, 6877, 
6888 . 

Zu den Bezeichmmgen der Güterklassen vgl. Statistisches Bimdesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Produktions- 
statistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart imd Mainz 1981, Teil 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe. 
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Tabelle 37 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Veränderung der Anzahl der Anbieter, 
1988 gegenüber 1978 


Lfd. 

Anzahl der Anbieter 

Güterklassen 

Nr. 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

10 bis 156 

48 

16,00 

2 

4 bis 9 

19 

6,33 

3 

2 bis 3 

13 

4,33 

4 

1 

12 

4,00 

5 

0 

13 

4,33 

6 

- 1 

6 

2,00 

7 

- 3 bis - 2 

12 

4,00 

8 

— 5 bis — 4 

17 

5,67 

9 

— 10 bis — 6 

32 

10,67 

10 

- 20 bis - 11 

27 

9,00 

11 

-523 bis - 21 

66 

22,00 

12 

ohne Angabe 1) ... 

35 

11,67 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltimg fallenden 
bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 35 Güterklassen im Be- 
zugsjahr 1978: 

2114, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 

2817, 2849, 2912, 2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 

3495, 3672, 3674, 3721, 3837, 3937, 5656, 5711, 5714, 5715, 

5716, 5831, 5911, 6396, 6398. 

Zu den Bezeichnungen der Güterklassen vgl. Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Pro- 
duktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 
1981, Teil 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken 
im Produzierenden Gewerbe. 


Eine Übersicht über die Differenz der Anzahl der An- 
bieter in den Güterklassen 1988 gegenüber 1978 ent- 
hält Tabelle 37. 

Tabelle 38 enthält fünf Güterklassen, in denen die 
Anzahl der Anbieter im Berichtsjahr 1988 um 99 und 
mehr höher ist, sowie fünf Güterklassen, in denen die 
Anzahl der Anbieter um 228 imd mehr niedriger ist als 
1978. 

Betrachtet man die mittelfristigen Differenzen für die 
Absatzproduktion und die Anzahl der Anbieter in den 
Güterklassen gemeinsam, so sind keine deutlichen 
Zusammenhänge erkennbar. Das gleiche gilt in bezug 
auf die durchschnittliche Größe der Anbieter, gemes- 
sen an ihrem Produktionswert. 


4.2 Zeitvergleich der Angebotskonzentration 
1988/1978 

265. Im mittelfristigen Zeitvergleich stellt die Mono- 
polkommission das Konzentrationsniveau der Güter- 
klassen im Berichtsjahr 1988 dem im Bezugsjahr 1978 
gegenüber. Der Zeitvergleich betrifft die Konzentra- 
tionsraten für die jeweils drei und zehn größten An- 
bieter, den Hirschman-Herfindahl-Index imd den 
hierzu berechneten Variationskoeffizienten, jeweils 
gemessen an den Produktionswerten der Anbieter. 

Für den mittelfristigen Zeitvergleich der Produktions- 
anteile der jeweils drei größten Anbieter liegen imter 
den 1988 ausgewählten 300 Güterklassen nur für 251 
Güterklassen entsprechende Werte im Bezugsjahr 


Tabelle 38 


Güterklassen mit der größten Veränderung der Anzahl der Anbieter, 1988 gegenüber 1978 


Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklassen 

Veränderung 1988/1978 

Anzahl der 
Anbieter 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

a 

b 

C 

d 

e 

Güterklassen mit der größten Zunahme 

1 

3667 

Bauelemente der elektronischen Schaltungstechnik 

156 

4 210,25 

2 


Schweißerei-, Schlosserei-, Dreherei- und ähnliche Arbeiten . . . 

138 

696,47 

3 

6818 

Backwaren 

136 

3 325,64 

4 

5821 

Einzelteile aus Kunststoff für Maschinen imd Fahrzeuge 

127 

4 820,12 

5 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen 

99 

826,45 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

2554 

Betonerzeugnisse für den Hochbau 

-228 

399,58 

7 

3395 

Reparaturen an Straßenfahrzeugen (ohne Ackerschlepper) 

-297 

1 392,11 

8 

5422 

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz (auch Polstermöbel) 

-382 

1 155,75 

9 

6412 

Damenoberbekleidung ab Größe 34 

-401 

201,88 

10 

5316 

Schnittholz 

-523 

444,57 


1) Ohne die imter die statistische Geheimhaltung fallenden bzw. zeitüch nicht vergleichbaren 35 Güterklassen im Bezugsjahr 1978: 
2114, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 2817, 2849, 2912, 2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 3495, 3672, 
3674, 3721, 3837, 3937, 5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5831, 5911, 6396, 6398. 

Zu den Bezeichnungen der Güterklassen vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Produktions- 
statistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 1981, Teü 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe. 


80 











Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


Tabelle 39 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Veränderung 

der Konzentrationsrate CR-3, 1988 gegenüber 1978 


Lfd. 

Konzentrationsrate CR-3 

Güterklassen 

Nr. 

(%) 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

20,0 bis 21,9 . . . 

1 

0,33 

2 

10,0 bis unter 20,0 . . . 

21 

7,00 

3 

5,0 bis unter 10,0 . . . 

32 

10,67 

4 

1,0 bis unter 5,0 .. . 

56 

18,67 

5 

0,5 bis tmter 1,0 .. . 

8 

2,67 

6 

- 0,5 bis imter 0,5 .. . 

17 

5,67 

7 

- 1,0 bis tmter - 0,5 .. . 

10 

3,33 

8 

- 5,0 bis unter - 1,0 .. . 

55 

18,33 

9 

— 10,0 bis tmter — 5,0 . . . 

33 

11,00 

10 

-20,0 bis imter —10,0 . . . 

14 

4,67 

11 

—28,9 bis unter —20,0 . . . 

4 

1,33 

12 

ohne Angabe ^) . . . 

49 

16,33 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 
zwei Güterklassen im Berichtsjahr 1988: 

3315 Omnibusse imd Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 
9 Sitzplätze), 

3677 Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -einrich- 
tungen, 

47 Güterklassen im Bezugsjahr 1978: 

2114, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 

2817, 2849, 2912, 2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 

3312, 3495, 3672, 3674, 3721, 3837, 3937, 4115, 4455, 4555, 

4617, 5050, 5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5813, 5831, 5911, 

6396, 6398, 6836, 6859, 6871, 6877, 6888. 

Zu den Bezeichnimgen der Güterklassen vgl. Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Pro- 
duktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 
1981, Teil 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken 
im Produzierenden Gewerbe. 

1978 vor. Der Grund liegt in der zwischenzeitiichen 
Umstellung der amtlichen Systematik für Produkti- 
onsstatistiken imd in der statistischen Geheimhalttmg 
von Konzentrationsraten CR-3. Unter den Güterklas- 
sen, die der statistischen Geheimhaltung unterliegen, 
befinden sich auch solche mit weniger als drei Anbie- 
tern. Ihre Konzentrationsrate CR-3 wird gleich 100 % 


gesetzt. Um welche Güterklassen es sich insgesamt 
handelt, ist den Anmerkungen zu Tabelle 39 zu ent- 
nehmen. Auf die 49 nicht verfügbaren Güterklassen 
entfällt 1988 ein Produktionswert von 162,051 Mrd. 
DM und eine Anzahl der Anbieter von 6 863. Dadurch 
reduziert sich die Datenbasis um 16,3% der Güter- 
klassen, 14,8% des Produktionswerts und 13,2% der 
Anzahl der Anbieter. 

Die im mittelfristigen Zeitvergleich 1988/1978 beste- 
henden Differenzen der Konzentrationsrate CR-3 va- 
riieren für rund 84 % der verfügbaren 251 Güterklas- 
sen zwischen ± 10 Prozentpunkten. Eine klassierte 
Häufigkeitsverteüung enthält Tabelle 39. 

Eine positive Differenz der Konzentrationsrate CR-3 
von 14,13 Prozentpunkten und mehr besteht für fünf 
Güterklassen. Die negative Differenz der Konzentra- 
tionsrate beträgt in fünf Güterklassen 19,2 Prozent- 
punkte und mehr. Eine Zusammenstellung dieser 
Güterklassen enthält Tabelle 40. 

Das zusammengefaßte Ergebnis über die ausgewähl- 
ten 251 Güterklassen enthält Tabelle 41. Im mittelfri- 
stigen Zeitvergleich 1988/1978 stehen sich zwei rela- 
tiv gleich starke Gruppen von Güterklassen gegenü- 
ber, deren Konzentrationsrate CR-3 mittelfristig höher 
bzw. niedriger ist. Auch der Bezug auf die Anteüe am 
Produktionswert oder die Anzahl der Anbieter ändert 
das Ergebnis nicht. 

Der durchschnittliche Produktionsanteü der drei größ- 
ten Anbieter in den jeweils verfügbaren Güterklassen 
hat sich als ungewogener Mittelwert von 37,4% im 
Bezugsjahr 1978 auf 38,7% im Berichtsjahr 1988 er- 
höht. Der mit den jeweiligen Produktionswerten ge- 
wogene Mittelwert ist vergleichsweise stärker von 
37,6% auf 39,5% gestiegen. Der Konzentrationsgrad 
von Güterklassen mit durchschnittlich höheren Pro- 
duktionswerten ist danach stärker gestiegen als der 
der kleineren Güterklassen. 

266. Für einen mittelfristigen Zeitvergleich 1988/ 
1978 der Produktionsanteile der jeweils zehn größten 
Anbieter in den Güterklassen liegen 251 vergleich- 
bare Werte vor. Die Angaben der übrigen 49 Güter- 
klassen imterliegen der statistischen Geheimhaltung 
oder sind zeitlich nicht miteinander vergleichbar. Auf 
diese Güterklassen entfällt 1988 ein Produktionswert 
von 155,946 Mrd. DM und 6.369 Anbieter, dies ent- 
spricht 14,3 bzw. 12,2 % der Werte der ursprünglichen 
Datenbasis. Für Güterklassen mit weniger als zehn 
Anbietern wird die Konzentrationsrate CR- 10 gleich 
100% gesetzt. Die Differenzen der Konzentrationsra- 
ten CR- 10 variieren mittelfristig relativ gleichmäßig 
zwischen den Güterklassen in einem Intervall von 
rund —10 bis 20 Prozentpunkten. 
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Tabelle 40 


Güterklassen 1) mit der größten Veränderung der Konzentrationsrate CR-3, 1988 gegenüber 1978 





Verändenmg 1988/1978 

Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnimg der Güterklasse 

Konzen- 

trationsrate 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 




CR-3 

(%) 

Anbieter 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Güterklassen mit der größten Zimahme 

1 

4740 

Mischungen für human-pharmazeutische Spezialitä- 
ten als Bulkware 

21,94 

827,85 

- 3 

2 

3255 

Krane, Hängebahnen, Verladebrücken, Regalbe- 
diengeräte, Hubwerke, Deckhilfsmaschinen 

18,88 

300,48 

-40 

3 

5539 

Sonderpapier 

15,64 

1 884,67 

- 8 

4 

3151 

Dampfkessel (Dampferzeuger) 

14,80 

453,85 


5 

3233 

Gewerbhche Kühlmöbel tind -geräte, Kältemaschi- 
nen und -anlagen, Wärmepumpem 

14,13 

1 221,78 

- 6 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

6305 

Veredelung von Geweben 

- 19,20 

1 582,37 

63 

7 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen 

- 20,41 

826,45 

99 

8 

3684 

Elektrische Signal- und Sicherheitsgeräte 

- 21,96 

427,41 

18 

9 

5571 

Papier, Karton, Pappe, gestrichene tind beklebte 
Pappe 

- 22,94 

421,24 

2 

10 

3675 

Elektrische Prüfgeräte imd -einrichtungen 

- 28,87 

503,64 

40 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 
zwei Güterklassen im Berichtsjahr 1988: 

3315 Omnibusse imd Obusse (ohne Kleinomnibusse bis 9 Sitzplätze), 

3677 Elektrische Regel- imd Steuerungsgeräte imd -einrichtimgen, 

47 Güterklassen im Bezugsjahr 1978: 

2114, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 2817, 2849, 2912, 2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 3312, 3495, 
3672, 3674, 3721, 3837, 3937, 4115, 4455, 4555, 4617, 5050, 5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5813, 5831, 5911, 6396, 6398, 6836, 6859, 
6871, 6877, 6888. 

Zu den Bezeichnimgen der Güterklassen vgl. Statistisches Bimdesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Produktions- 
statistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart imd Mainz 1981, Teil 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe. 


Tabelle 41 

Konzentrationsrate CR-3 nach der Anzahl der Güterklassen im Zeitvergleich, 1988 gegenüber 1978 


Konzentrationsrate CR-3 
1988/1978 

Anzahl der 
Güterklassen 1988 

Anteil der Güterklassen 

1988 

am Produktionswert 

an der Anzahl der Anbieter 

absolut 

relativ 

(%) 

absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

1 

gestiegen 

■■ 

39,33 

375,737 

34,41 


40,14 

2 

gesunken 

mim 

38,67 

401,683 

36,78 


40,07 

3 

konstant 1) 

17 

5,67 

152,584 

13,97 

3 467 

6,64 

4 

ohne Angaben 2) .... 

49 

16,33 

162,051 

14,84 

6 863 

13,15 

Insgesamt 3) 

300 

100,00 

1 092,055 

100,00 

52 183 

100,00 


1) Ändenmg der Konzentrationsrate CR-3 innerhalb des Bereichs -0,5 <CR-3 <0,5 Prozentpunkte. 

2) Ohne Angaben aufgrund statistischer Geheimhaltung oder fehlender zeitlicher Vergleichbarkeit; vgl. im einzelnen jeweils 
Anmerkung 1 zu Tabelle 39. 

3) Ausgewählte größte Güterklassen nach dem Wert der Absatzproduktion. 
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Tabelle 42 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Veränderung der Konzentrationsrate 
CR-lOr 1988 gegenüber 1978 


Lfd. 

Konzentrationsrate CR-10 1) 

Güterklassen 

Nr. 

(%) 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

10,0 bis 20,6 . . . 

13 

4,33 

2 

5,0 bis unter 10,0 . . . 

33 

11,00 

3 

3,0 bis unter 5,0 ... 

29 

9,67 

4 

2,0 bis unter 3,0 ... 

17 

5,67 

5 

1,0 bis unter 2,0 ... 

14 

4,67 

6 

0,5 bis unter 1,0 ... 

13 

4,33 

7 

— 0,5 bis imter 0,5 . . . 

33 

11,00 

8 

— 1,0 bis unter —0,5 . . . 

6 

2,00 

9 

- 2,0 bis unter -1,0 ... 

22 

7,33 

10 

— 3,0 bis unter -2,0 . . . 

9 

3,00 

11 

-27,9 bis unter -3,0 . . . 

62 

20,67 

12 

ohne Angabe 2) . . . 

49 

16,33 

Insgesamt 

300 

1 

100,00 


1) Einschließlich der Güterklassen mit weniger als zehn Anbie- 
tern, deren Konzentrationsrate CR-10 gleich 100% gesetzt 
ist. 

2) Ohne die unter die statistische Geheimh€dtung fallenden 
bzw. zeitlich nicht vergleichbaren zwei Güterklassen im Be- 
richtsjahr 1988: 

4711 Vitamine imd Hormone, 

5911 Bereifungen, 

47 Güterklassen im Bezugsjahr 1978: 

2114, 2116, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 

2813, 2817, 2849, 2912, 2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 

3247, 3318, 3495, 3672, 3674, 3721, 3837, 3937, 4115, 4242, 

4555, 4617, 5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5813, 5831, 6396, 

6398, 6836, 6859, 6871, 6877, 6888, 6911. 

Zu den Bezeichnungen der Güterklassen vgl. Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Pro- 
duktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 
1981, Teil 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken 
im Produzierenden Gewerbe. 


Tabelle 42 enthält die Häufigkeitsverteilung der er- 
faßten 251 mittelfristig vergleichbaren Güterklassen 
nach der Differenz der Produktionsanteüe der jeweüs 
zehn größten Anbieter 1988 gegenüber 1978. 

Eine um mehr als rund 12,2 Prozentpunkte höhere 
Konzentrationsrate CR-10 weisen fünf Güterklassen 
auf. In fünf Güterklassen ist die Konzentrationsrate 
um mehr als rund 14,7 Prozentpunkte niedriger. Ta- 
belle 43 faßt diese Güterklassen zusammen. 

Das Konzentrationsniveau der Güterklassen, gemes- 
sen an dem Produktionsanteil der jeweils zehn größ- 
ten Anbieter, ist im mittelfristigen Zeitvergleich 1988/ 
1978 in 

— 119 Güterklassen höher, 

— 99 Güterklassen niedriger, 

— 33 Güterklassen praktisch konstant, d. h. die Ver- 

änderung beträgt weniger als 0,5 Prozent- 
pimkte. 

Die ungewogenen Mittelwerte der Konzentrations- 
rate CR-10 betragen in den jeweils verfügbaren Gü- 
terklassen 1978 60,2% und 1988 61,9%. Demgegen- 
über ist der mit den Produktionswerten der Güterklas- 
sen gewogene Mittelwert im gleichen Zeitraum von 
58,6% auf 62,6% vergleichsweise stärker gestiegen. 
Die Produktionswerte stärker konzentrierter Güter- 
klassen sind danach durchschnittlich höher. 

267. Ein mittelfristiger Zeitvergleich des Hirschman- 
Herfindahl-Index 1988 gegenüber 1978 ist nur für 248 
der 1988 ausgewählten 300 Güterklassen im Bergbau 
und Verarbeitenden Gewerbe möglich. Die Angaben 
der übrigen Güterklassen imterliegen der statisti- 
schen Geheimhaltung oder sind zeitlich nicht ver- 
gleichbar. Auf die 52 oder 17,3% fehlenden Güter- 
klassen entfällt ein Produktionswert von 
188,384 Mrd. DM oder 17,3% und eine Anzahl der 
Anbieter von 6 528 oder 12,5% der Werte der ur- 
sprünglichen Datenbasis. 

Die mittelfristigen Differenzen für den Hirschman- 
Herfindahl-Index schwanken zwischen den Güter- 
klassen ähnhch wie für die Produktionsanteüe der je- 
weüs drei größten Anbieter. Positive und negative Dif- 
ferenzen streuen relativ gleichmäßig im Bereich von 
±100 Punkten. Die Häufigkeitsverteüung der Güter- 
klassen enthält Tabelle 44, 
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Tabelle 43 

Güterklassen 1) mit der größten Veränderung des Konzentrationsrate CR-IO, 1988 gegenüber 1978 





Verändenmg 1988/1978 

Ud. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Konzen- 

trationsrate 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 




CR- 10 
(%) 

Anbieter 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Güterklassen mit der größten Zimahme 


6321 

Garn für Gewebe 

20,57 

- 230,89 



5539 

Sonderpapier 

18,36 

1 884,67 



6821 

Zucker (Rüben- und Rohrzucker) 

15,68 

122,92 

-15 


3233 

Gewerbliche Kühlmöbel und -gerate, Kältemaschi- 
nen und -anlagen, Wärmepumpen 

12,65 

1 221,78 

- 6 

5 

2843 

Halbzeug aus Kupfer und Kupferlegierungen 

12,23 

1 318,48 

14 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

5818 

Halbzeug aus Schaumkunststoff 

- 14,69 

765,01 

19 

7 

5755 

Druckformen und Reproduktionen für Drucktechni- 
ken 


238,20 

-20 

8 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen 


826,45 

99 

9 

6305 

Veredlungsarbeiten an Geweben (ohne kaschierte 
und beschichtete Gewebe) 

- 23,85 


63 

10 

3675 

Elektrische Prüfgeräte und -einrichtungen 

- 27,91 


40 


1) Einschließlich der Güterklassen mit weniger als zehn Anbietern, deren Konzentrationsrate CR- 10 gleich 100% gesetzt ist. 
Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 
zwei Güterklassen im Berichtsjahr 1988: 

4711 Vitamine imd Hormone, 

5911 Bereifungen, 

47 Güterklassen im Bezugsjahr 1978: 

2114, 2116, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 2817, 2849, 2912, 2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 3312, 
3495, 3672, 3674, 3721, 3837, 3937, 4115, 4242, 4555, 4617, 5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5813, 5831, 6396, 6398, 6836, 6859, 6871, 
6877, 6888, 6911. 

Zu den Bezeichnimgen der Güterklassen vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Produktions- 
statistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 1981, Teil 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe. 
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Tabelle 44 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen nach der 
Veränderung des Hirschman-Herfindahl-Index, 
1988 gegenüber 1978 


Lfd. 

Hirschman-Herfindahl-Index 

Güterklassen 

Nr. 

(XIO 000) 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

1 000 bis 2 567,0 

2 


2 

500 bis unter 1 000 . 

10 

3,33 

3 

300 bis unter 500 . 

10 

3,33 

4 

100 bis unter 300 . 

34 

11,33 

5 

50 bis unter 100 . 

24 


6 

10 bis unter 50 . 

37 

12,33 

7 

- 10 bis unter 10 . 

24 

8,00 

8 

- 50 bis unter - 10 . 

28 

9,33 

9 

— 100 bis unter - 50 . 

16 

5,33 

10 

— 500 bis unter - 100 . 

45 


11 

-1 812,8 bis unter - 500 . 

18 

H9 

12 

ohne Angabe . . 

52 

17,33 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 52 Güterklassen im Be- 
zugsjahr 1978: 

2112, 2114, 2116, 2122, 2213, 2217, 2252, 2713, 2714, 2715, 

2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 2817, 2841, 2843, 2849, 2912, 

2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 3495, 3672, 3674, 

3721, 3837, 3937, 4115, 4455, 4555, 4617, 5656, 5711, 5714, 

5715, 5716, 5813, 5831, 5911, 6396, 6398, 6836, 6859, 6871, 

6877, 6888. 

Zu den Bezeichnungen der Güterklassen vgl. Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Pro- 
duktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 
1981, TeU 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken 
im Produzierenden Gewerbe. 


Um mehr als 1 000 Pimkte höher ist der Hirschman- 
Herfindahl-Index in zwei Güterklassen, um mehr als 
1 000 Punkte niedriger in vier Güterklassen. Ta- 
belle 45 enthält hierzu die entsprechende Zusammen- 
stellung. 

Das Ergebnis des mittelfristigen Zeitvergleichs 1988/ 
1978 zum Hirschmeui-Herfindahl-lndex für 248 ver- 
fügbare Güterklassen enthält Tabelle 46. 
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Tabelle 45 


Güterklassen mit der größten Veränderung des Hirschman-Herfindalil-Index, 1988 gegenüber 1978 





Veränderung 1988/1978 

Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Hirschman- 

Herfindahl- 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 




Index 
(X 10 000) 

Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Güterklassen mit der größten Zunahme 

■ 

4740 

Mischungen für human-pharmazeutische Spezialitä- 
ten als Bulkware 

2 567,05 

827, 85 

- 3 

1 

4794 

Verbandzeug, Watte, Pflaster, chirurgisches Naht- 
material, Röntgenkontrastmittel 

1 111,53 

831,25 

- 9 

1 

3233 

Gewerbliche Kühlmöbel imd -gerate, Kältemaschi- 
nen imd -anlagen, Wärmepumpen 

994,22 

1 221,78 

- 6 

B 

4261 

Einbasische Säuren und deren Derivate 

756,48 

1 078,25 

- 4 


3639 

Elektrische Haushaltswaschmaschinen und -geräte 

659,33 

1 117,88 

-14 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

5271 

Glasfciser 

- 850,85 

303,33 

6 

7 

3684 

Elektrische Signal- und Sicherheitsgeräte 

-1 424,10 

427,41 

18 

8 

6816 

Stärke und Stärkeerzeugnisse 

-1 560,48 

485,18 

0 

9 

5571 

Papier, Karton, Pappe, gestrichene imd beklebte 
Pappe 

-1797,98 

421,24 

2 

10 

5050 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile zu Geräten und Ein- 
richtungen für die automatische Datenverarbeitung 

-1 812,82 

2 460,36 

48 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden bzw. zeitUch nicht vergleichbaren 52 Güterklassen im Bezugsjahr 
1978: 

2112, 2114, 2116, 2122, 2213, 2217, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 2817, 2841, 2843, 2849, 2912, 2913, 2914, 
2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 3495, 3672, 3674, 3721, 3837, 3937, 4115, 4455, 4555, 4617, 5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5813, 5831, 
5911, 6396, 6398, 6836, 6859, 6871, 6877, 6888. 

Zu den Bezeichnungen der Güterklassen vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Produktions- 
statistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 1981, Teil 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe. 
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Tabelle 46 


Hirschman-Herfindahl-Index nach der Anzahl der Güterklassen im Zeitvergleich, 1988 gegenüber 1978 


Hirschman-Herfindahl-Index 

1988/1978 

Anzahl der 
Güterklassen 1988 

Anteil der Güterklassen 

1988 

am Produktionswert 

an der Anzahl der Anbieter 

absolut 

relativ 

(%) 

absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

1 

gestiegen 

117 


388,381 

35,56 

20 251 

38,81 


gesunken 

107 

35,67 

333,107 


19 718 

37,79 


konstant 1) 

24 

8,00 

182,184 

16,68 

5 686 

10,90 


ohne Angaben 2) .... 

52 

17,33 

188,384 

17,25 

6 528 

12,51 

Insgesamt 3) 

300 

100,00 

1 092,055 

100,00 

52 183 

100,00 


1) Änderung des Hirschman-Herfindahl-Index innerhalb des Bereichs -10 <H <10 Punkte. 

2) Ohne Angaben aufgrund statistischer Geheimhaltung oder fehlender zeitlicher Vergleichbarkeit; vgl. im einzelnen jeweüs 
Anmerkung 1 zu Tabelle 44. 

3) Ausgewählte größte Güterklassen nach dem Wert der Absatzproduktion. 


Die Anzahl der Güterklassen nüt nüttelfristig höherem 
Konzentrationsgrad ist größer als die mit niedrigerem. 
Dieses Übergewicht spiegelt sich auch in den Anteilen 
am Produktionswert und abgeschwächt in den Antei- 
len an der Anzahl der Anbieter der Güterklassen wie- 
der. 

268. Zur Erfassung des Einflusses von Verschiebun- 
gen der Produktionsanteile der Anbieter auf den Kon- 
zentrationsgrad in einer Güterklasse wird der Varia- 
tionskoeffizient verwendet. Er mißt die Streuung der 
Produktionsanteile bezogen auf ihren arithmetischen 
Mittelwert und wird mit Hilfe der jeweüigen Anzahl 
der Anbieter imd des Hirschman-Herfindahl-Index 
berechnet. 49) Ein mittelfristiger Zeitvergleich 1988/ 
1978 des Veiriationskoeffizienten ist ebenfalls für jene 
248 Güterklassen möglich, deren Hirschman-Herfin- 
dahl-Index neben der Anzahl der Anbieter bekannt 
ist. 

Zwischen den einzelnen Güterklassen sind die Diffe- 
renzen des Variationskoeffizienten 1988 gegenüber 
1978 über einen Bereich von ± 50 Prozentpunkten 
relativ gleichmäßig verteilt. Aus diesem Rahmen fal- 
len nur wenige Güterklassen insbesondere nüt größe- 
ren Differenzen von über 170 bzw. unter —200 Pro- 
zentpunkten. 

Tabelle 47 enthält die Häufigkeitsverteilung der Gü- 
terklassen nach der Veränderung 1988/1978 der rela- 
tiven Streuung der Produktionsanteile der Anbieter 
gemessen am Variationskoeffizienten. 

In sieben Güterklassen beträgt die positive Differenz 
des Variationskoeffizienten mehr als 100 Prozent- 
pimkte. Um mehr als 100 Prozentpimkte geringer ist 
der Variationskoeffizient in sechs Güterklassen. Ta- 
belle 48 enthält jeweils fünf Güterklassen mit den 
größten und den kleinsten Differenzen. 


^9) Vgl. in diesem Kapitel, Abschnitt 1.3, Maßzahlen der hori- 
zontalen Konzentration. 


Tabelle 47 


Häufigkeitsverteilung der Güterklassen 
nach der Veränderung des Variationskoeffizienten, 
1988 gegenüber 1978 


lid. 

V ariationskoef fizient 

Güterklassen 

Nr. 

(xlOO) 

Anzahl 

AnteU(%) 

B 

100 bis 175,9 . 

7 

2,33 


50 bis unter 100 . . . 

16 

5,33 

B 

25 bis imter 50 . . . 

22 

7,33 

B 

10 bis unter 25 . . . 

34 

11,33 

B 

3 bis unter 10 . . . 

20 

6,67 

6 

0 bis unter 3 . . . 

6 


7 

- 3 bis unter 0 . . . 

8 


8 

— 10 bis unter — 3 . . . 

21 

■1 

9 

- 25 bis unter -10 . . . 

47 

ng 

10 

- 50 bis unter -25 . . . 

38 

WBm 

11 

—324,8 bis unter —50 . . . 

29 

9,67 

12 

ohne Angabe i) . . 

52 

17,33 

Insgesamt 

300 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 52 Güterklassen im Be- 
zugsjahr 1978: 

2112, 2114, 2116, 2122, 2213, 2217, 2252, 2713, 2714, 2715, 

2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 2817, 2841, 2843, 2849, 2912, 

2913, 2914, 2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 3495, 3672, 3674, 

3721, 3837, 3937, 4115, 4455, 4555, 4617, 5656, 5711, 5714, 

5715, 5716, 5813, 5831, 5911, 6396, 6398, 6836, 6859, 6871, 

6877, 6888. 

Zu den Bezeichnungen der Güterklassen vgl. Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Pro- 
duktionsstatistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart und Mainz 
1981, Teü 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken 
im Produzierenden Gewerbe. 
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Tabelle 48 


Güterklassen^) mit der größten Veränderung des Variationskoeffizienten, 

1988 gegenüber 1978 





Veränderung 1988/1978 

Lfd. 

Nr. 

GP-Nr. 

Bezeichnung der Güterklasse 

Variations- 

koeffizient 

(%) 

Produktions- 

wert 

(Mio. DM) 

Anzahl der 
Anbieter 

a 

b 

c 

d 

e 

t 

Güterklassen mit der größten Zunahme 


3677 

Elektrische Regel- und Steuerungsgeräte und -ein- 
richtimgen 

m 

4 597,73 

93 


3695 

Reparaturen an elektrotechnischen Erzeugnissen . . 

WEBM 

1 567,72 

29 


3233 

Gewerbhche Kühlmöbel imd -geräte, Kältemaschi- 
nen und -anlagen, Wärmepumpen 

133,88 

1 221,78 

- 6 

4 

5051 

Geräte und Einrichtungen für die automatische Da- 
tenverarbeitimg der digitalen Technik 

128,20 

9 056,53 

72 

5 

3331 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Kraftwagen- und 
Kraftradmotoren 

103,83 

7 444,71 

0 

Güterklassen mit der größten Abnahme 

6 

5571 

Papier, Karton, Pappe, gestrichene imd beklebte 
Pappe 

-129,77 

421,24 

2 

7 

3335 

Andere Kraftwagenteüe 

-145,01 

1 179,49 

-17 

8 

3684 

Elektrische Signal- und Sicherheitsgeräte 

-146,21 

427,41 

18 

9 

5755 

Druckformen und Reproduktionen für Drucktechni- 
ken 

-245,88 

238,20 

-20 

10 

3297 

Montagen von Maschinenbauerzeugnissen 

-324,77 

826,65 

99 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden bzw. zeitlich nicht vergleichbaren 52 Güterklassen im Bezugsjahr 
1978: 

2112, 2114, 2116, 2122, 2213, 2217, 2252, 2713, 2714, 2715, 2716, 2733, 2735, 2811, 2813, 2817, 2841, 2843, 2849, 2912, 2913, 2914, 
2951, 2954, 3117, 3246, 3247, 3495, 3672, 3674, 3721, 3837, 3937, 4115, 4455, 4617, 5656, 5711, 5714, 5715, 5716, 5813, 5831, 5911, 
6396, 6398, 6836, 6859, 6871, 6877, 6888. 

Zu den Bezeichnungen der Güterklassen vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematisches Güterverzeichnis für Produktions- 
statistiken, Ausgabe 1982, Stuttgart imd Mainz 1981, Teü 2, Systematisches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe. 


Im mittelfristigen Zeitvergleich 1988/1978 ist der Va- 
riationskoeffizient der Produktionsanteüe der Anbie- 
ter in 248 erfaßten Güterklassen in 

— 99 Güterklassen höher, 

— 135 Güterklassen niedriger, 

— 14 Güterklassen praktisch imverändert, d. h. die 

Veränderung beträgt weniger als drei Prozent- 
punkte. 

269. Da die Messung der Konzentrationsentwick- 
lung nach den verschiedenen Konzentrationsmaßen 
zu unterschiedüchen Ergebnissen führen kann, be- 
trachtet die Monopolkommission für den mittelfristi- 
gen Zeitvergleich 1988/1978 die Konzentrationsraten 
der größten drei und der größten zehn Anbieter sowie 
den Hirschman-Herfindahl-Index gemeinsam. In Ab- 
hängigkeit davon, ob alle drei Konzentrationsmaße in 
die gleiche Richtung weisen, wird das Ergebnis des 
Zeitvergleichs als eindeutig bezeichnet. Zu der me- 


thodischen Problematik dieses Verfahrens gilt das für 
den kurzfristigen Zeitvergleich 1988/1986 Gesagte 
entsprechend. Der mittelfristige Zeitvergleich des 
Konzentrationsniveaus 1988/1978 führt für die im Be- 
richtsjahr ausgewählten 300 größten Güterklassen zu 
dem in Tabelle 49 zusammengefaßten Ergebnis. 

60 Güterklassen können nicht zugeordnet werden, 
weil die erforderhchen konzentrationsstatistischen 
Angaben zeitiich nicht miteinander vergleichbar sind 
oder aus Geheimhaltimgsgründen der Monopolkom- 
nüssion nicht vollständig vorhegen. 

270. Im mittelfristigen Zeitpimktvergleich 1988/ 
1978 ist, gegenüber dem kurzfristigen Vergleich 
1988/198650), die Anzahl der Güterklassen nüt höhe- 
rem Konzentrations grad größer als mit niedrigerem. 


50) Vgl. in diesem Gutachten Kapitel I, Abschnitt 3, Kurzfristiger 
Zeitvergleich der Angebotskonzentration in den Güterklas- 
sen des Produzierenden Gewerbes 1988 gegenüber 1986. 
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Tabelle 49 

Zusammengefaßte Konzentrationsgrade nach der Anzahl der Güterklassen im Zeitvergleich, 

1988 gegenüber 1978 


Konzentrationsraten 

CR-3, CR-10, 

Hirschman-Herfindahl-Index 

1988/1978 

Anzahl der 
Güterklassen 1988 

Anteil der Güterklassen 

1988 

am Produktionswert 

an der Anzahl der Anbieter 

absolut 


absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

1 

gestiegen 

84 

28,00 

265,759 

24,34 

16 430 

31,49 

2 

gesimken 

77 

25,67 

255,449 

23,39 

16 388 

31,40 

3 

konstant 1) 

2 

0,67 

90,420 

8,28 

212 

0,41 

4 

lücht einheitlich 2) . . . 

77 

25,67 

261,944 

23,99 

12 041 

23,07 

5 

ohne Angaben 3) .... 

60 1 

20,00 

218,484 

20,01 

7 112 

1 

13,63 

Insgesamt 4) 

300 

100,00 

1092,055 

100,00 

52 183 

100,00 


1) Änderung der Konzentrationsmaße innerhalb der Bereiche -0,5 <CR-3 <0,5; -0,5 <CR-10 <0,5; -10 <H <10 Prozent- 
punkte. 

2) Änderungsrichtung der Konzentrationsmaße nicht einheiüich. 

3) Ohne Angaben aufgrund statistischer Geheimhaltung oder fehlender zeiüicher Vergleichbarkeit; vgl. im einzelnen jeweils 
Anmerkung 1 zu den Tabellen 39, 42, 44. 

4) Ausgewählte größte Güterklassen nach dem Wert der Absatzproduktion. 


Dieses Ergebnis ist in dem Sinne eindeutiger, daß die 
Anzahl der Güterklassen mit relativ konstanter oder 
nicht eindeutiger Entwicklung im mittelfristigen Ver- 
gleich geringer ist (26,3%) als im kurzfristigen 
(51,7%). Die Anzahl der Güterklassen mit zeitlich 
nicht vergleichbaren Angaben ist jedoch nüttelfristig 
erheblich höher (20 %) als kurzfristig (3 %). Um neben 
der Anzahl der Güterklassen auch deren Größe zu 
berücksichtigen, werden diese mit ihrem jeweiligen 
Produktionswert bzw. der Anzahl der Anbieter ge- 
wichtet. Danach zeigt sich, daß der Anteil am Produk- 
tionswert bzw. an der Anzahl der Anbieter in den Gü- 
terklassen mit mittelfristig höherem und mit niedrige- 
rem Konzentrationsgrad gleich groß ist (ca. 24,3% 
bzw. 31,5%). Das bedeutet, daß die durchschnittliche 
Größe der Güterklassen, gemessen an ihrem Produk- 
tionswert oder an der Anzahl der Anbieter, mit der 
mittelfristigen Änderungsrichtimg ihres Konzentra- 
tionsgrades nicht in Zusammenhang steht. 

271. Die voranstehenden Ergebnisse erlauben nur 
relativ unbestimmte Schlußfolgenmgen, zumal der 
Anteil der Güterklassen mit eindeutiger Verände- 
rimg, je nach dem verwendeten Kriterium, lediglich 
rund 50—60% beträgt. Präzise Aufschlüsse über die 
Tendenz, die Charakteristika und ggf. Ursachen und 
Folgen des mittelfristigen Konzentrationsprozesses in 
der Güterproduktion des Bergbaus und des Verarbei- 
tenden Gewerbes 1988/1978 sind nicht zu gewinnen. 
Da ein Zeitpunktvergleich die zwischenzeitliche Ent- 
wicklimg nicht berücksichtigt, wird die mittelfristige 
Tendenz des Konzentrationsprozesses sowohl in den 
einzelnen Güterklassen, als auch insgesamt nicht er- 


faßt. Um die zeitliche Entwicklung näher zu beschrei- 
ben und zu erklären, sind die einzelnen Güterklassen 
nach der Entwicklung ihres Produktionswerts, der 
Anzahl der Anbieter und ihrer Größenstruktur ge- 
trennt zu untersuchen und die Ergebnisse miteinan- 
der in Beziehung zu setzen. Um jedoch wettbewerbs- 
pohtisch relevante Schlußfolgenmgen aus der mittel- 
fristigen Entwicklung über 10 Jahre zu ziehen, sind 
auch die Effekte jener systematischen Verzerrungen 
abzuschätzen, die aus einer ausschheßhchen und 
schematischen Übernahme der amtlichen Datenbasis 
resultieren. 

272. Eine Übersicht über die Ergebnisse des mittel- 
fristigen Zeitvergleichs 1988/1978 nach den verschie- 
denen Maßzahlen der Konzentration enthält Ta- 
belle 50. 

Es hat den Anschein, daß nüttelfristig die Anzahl der 
Güterklassen mit vergleichsweise höherem Konzen- 
trationsgrad größer ist, als die mit niedrigerem. Der 
Anteü der Güterklassen mit zeitiich vergleichbaren 
Angaben ist aber für eine statistisch gesicherte Aus- 
sage zu klein. 

Für wettbewerbspolitisch relevante Schlußfolgerun- 
gen reicht die voranstehende Übersicht nicht aus. 
Hierzu ist, entsprechend dem kurzfristigen Zeitver- 
gleich, eine nähere Analyse notwendig. Bei einem 
mittelfristigen Zeitvergleich ist insbesondere die zwi- 
schenzeitliche Entwicklung zu berücksichtigen, um 
den Trend der Entwicklung in den Güterklassen des 
Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes seit 
1978 zu erkennen. 
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Tabelle 50 


Konzentrationsgrade nach der Anzahl der Güterklassen 
im mittelfristigen Zeitvergleich 1988/1978 


Anzahl der 
Güterklassen 

Maßzahlen 
der Konzentration 

Konzentrationsgrad im Zeitvergleich 

1988/1978 

insgesamt 4) 

gestiegen 

gesunken 

konstant 0 

ohne 

Angaben 2) 

nicht 

einheitlich 3) 

1 

Konzentrationsrate CR-3 .... 


■■ 

17 


— 


2 

Konzentrationsrate CR- 10 . . . 


mm 

33 


— 

300 

3 

Hirschmann-Herfindahl-Index 


■■ 

24 


- 


Maßzahlen Nr. 1—3 gemeinsam . . 

84 

77 

2 

60 

77 



1) Änderung der Konzentrationsmaße innerhalb der Bereiche —0,5 <CR— 3 <0,5; —0,5 <CR— 10 <0,5; —10 <H <10 Prozent- 
punkte. 

2) Ohne Angaben aufgrund statistischer Geheimhaltung oder fehlender zeitlicher Vergleichbarkeit; vgl. im einzelnen jeweils 
Anmerkung 1 zu den Tabellen 39, 42 und 44. 

3) Ändenmgsrichtung der Konzentrationsmaße nicht einheitlich. 

Ausgewählte größte Güterklassen nach dem Wert der Absatzproduktion. 
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KAPITEL II 

Stand und Entwicklung der Unternehmens- und Betriebskonzentration 
in den Wirtschaftsbereichen des Produzierenden Gewerbes 


1. Messung der Konzentration 
der Unternehmen und Betriebe 
auf der Grundiage der Statistiken nach 
Wirtschaftszweigen im Produzierenden 
Gewerbe 

1.1 Konzeptionelle Grundlagen 

1.1.1 Beabsichtigte Konzeption 

273. Die Monopolkommission hatte in ihrem Ersten 
Hauptgutachten i) ein konzentrationsstatistisches 
Konzept zur Beschreibung und Analyse des Standes 
und der Entwicklung der Unternehmens- und Be- 
triebskonzentration in den Wirtschaftsbereichen des 
Produzierenden Gewerbes entwickelt und angewen- 
det. In den folgenden Berichtsjahren wurde dieses 
Konzept schrittweise ausgebaut. Im Vierten Haupt- 
gutachten 2) hat die Kommission ihre Konzeption er- 
weitert. Insbesondere wurden Sonderaufbereitungen 
des Statistischen Bundesamtes zur Produktionsstati- 
stik berücksichtigt 3). Im vorliegenden Achten Haupt- 
gutachten soll die Statistik nach der seither bestehen- 
den Konzeption auf das Jahr 1987 fortgeschrieben 
werden. Gegenstand der beabsichtigten Untersu- 
chung sind: 

— der Stand der horizontalen Konzentration der Un- 
ternehmen und Betriebe sowie beschränkte An- 
haltspunkte zur vertikalen Untemehmenskonzen- 
tration im Berichtsjahr 1987, 

— der kurzfristige Vergleich der Unternehmens- und 
Betriebskonzentration im gegebenen Berichtsjahr 
1987 gegenüber dem letzten Berichtsjahr 1985, 

— der mittelfristige Vergleich der Untemehmens- 
und Betriebskonzentration im Berichtsjahr 1987 
gegenüber dem ersten Berichtsjahr 1977 bzw. 
1979, 

— die langfristige Entwicklung der Untemehmens- 
konzentration von 1954 bis 1987, deren zeitliche 
Vergleichbarkeit allerdings starken Einschrän- 
kungen imterliegt. 

274. Während in Kapitel I dieses Gutachtens die ho- 
rizontale Konzentration des Güterangebots behandelt 
wird, hat das vorliegende Kapitel II die Konzentration 


1) Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, 
Hauptgutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 136 ff. 

2) Vgl. Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentra- 
tionserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 
1982, Tz. 225 ff. 

3) Vgl. Kapitel I dieses Gutachtens, Abschnitt 1.1, Konzeptio- 
nelle Grundlagen. 


der Unternehmen und Betriebe in den Wirtschaftsbe- 
reichen zum Gegenstand. Die Konzentration der Un- 
ternehmen gemessen am Umsatz in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen gibt möglicherweise Hinweise 
auf den effektiven und auf den potentiellen Wettbe- 
werb. Dieser wird insbesondere durch die Verhaltens- 
spielräume der jeweils größten Unternehmen und ihre 
Möglichkeiten bestimmt, in mehreren Märkten tätig 
zu sein, die durch ähnliche Produktionsbedingungen 
gekennzeichnet sind. 

Die Monopolkommission hat stets untersteht, daß Un- 
ternehmen innerhalb einer zweistelligen Wirtschafts- 
gruppe der amtlichen SYPRO-Klassifikation^) der 
Wirtschaftsbereiche, soweit sie nicht auf den gleichen 
Märkten in effektivem Wettbewerb stehen, in der Re- 
gel potentielle Wettbewerber sind. Aus diesem 
Grunde wird die die Einzelmärkte übergreifende Un- 
temehmenskonzentration schematisch nach zweistel- 
ligen Wirtschaftsgruppen dargestellt. Die der Kom- 
mission vorliegende Konzentrationsstatistik nach 
vierstelligen Wirtschaftszweigen wird im Anlagen- 
band zu diesem Gutachten 5) veröffentlicht. Die Er- 
gebnisse werden aber, wie in den vorangehenden 
Hauptgutachten, nicht untersucht und kommentiert. 
Die Vermutung der Monopolkommission zur generel- 
len wettbewerbspolitischen Relevanz potentieller 
Wettbewerbsbeziehungen innerhalb zweistelliger 
Wirtschaftsgruppen ist empirisch bislang nicht über- 
prüft und gesichert. Eine erste Untersuchimg im letz- 
ten Hauptgutachten®) zeigt, daß über die Heterogeni- 
tät einzelner Wirtschaftsgruppen hinaus in verschie- 
denen Gruppen nennenswerte Teile der Gesamtiun- 
sätze der Unternehmen nicht aus branchentypischen 
oder Umsätzen aus eigenen Erzeugnissen und Lei- 
stungen stammen. Die Messung potentieller Wettbe- 
werbsbeziehungen anhand des Gesamtumsatzes er- 
scheint aus diesem Grunde fragwürdig. Weitere empi- 
rische Anhaltspunkte in dieser Richtung enthält eine 
konzentrationsstatistische Sonderaufbereitung des 
Statistischen Bundesamtes nach fachlichen Untemeh- 
mensteilen über mehrere Jahre, die der Monopolkom- 
mission seit Herbst 1989 vorliegt. 


4) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassimg für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1982. 

5) Vgl. Anlagenband, Tabelle n.l bis II.5. 

®) Vgl. Monopolkommission, Die Wettbewerbsordnung erwei- 
tern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 1988, Anla- 
genband, Kapitel A.n, Abschnitt 2.3, Abgrenzung potentiel- 
ler Wettbewerbsbeziehvmgen auf der Grundlage der Statisti- 
ken nach Wirtschaftszweigen, Tz. 62 ff.; Abschnitt 10.2, Di- 
vergenz des Umsatzes insgesamt, des Wertes der Gesamtpro- 
duktion, des Umsatzes aus eigenen Erzeugnissen und Lei- 
stungen sowie des branchentypischen Umsatzes der Unter- 
nehmen, Tz. 162 ff. 
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275 . Neben der Konzentration der Unternehmen, 
gemessen am Umsatz, legt die Kommission Wert auf 
die Zusammenhänge mit anderen wettbewerblich 
relevanten Merkmalen. Von besonderem Interesse 
sind: 

— Umsätze und Anzahl der Beschäftigten der größten 
Unternehmen. 

Hierdurch soll ein stärkerer Bezug zu den realen 
Produktionswerten, der Kapitalintensität, der Ar- 
beitsproduktivität und zu möglichen hiermit ver- 
bundenen Wettbewerbsvorteilen der größten Un- 
ternehmen infolge der von ihnen angewendeten 
Produktionsverfahren hergestellt werden. 

— Umsätze und Investitionen der größten Unterneh- 
men. 

Es sollen Anhaltspunkte über die Entwicklung der 
Produktionskapazitäten, Kapitalintensitäten und 
Kostenersparnisse im Hinblick auf die zukünftige 
Wettbewerbssituation der Unternehmen gewon- 
nen werden. 

— Umsatz und Census Value Added der größten Un- 
ternehmen. 

Die Kommission versucht hieraus eine Kennziffer 
über den vertikalen Integrationsgrad der Unter- 
nehmen in einem Wirtschaftsbereich abzuleiten. 

— Konzentration der Unternehmen und Betriebe, so- 
wohl in bezug auf die Anzahl der Betriebe der 
jeweils größten Unternehmen als auch in bezug 
auf die Konzentration der Betriebe selbst. 

Durch diesen Zusammenhang sollen vor allem 
Hinweise auf ein möglicherweise technisch be- 
dingtes Mindestmaß der Untemehmenskonzentra- 
tion und ihre produktionstechnischen Ursachen 
gewonnen werden. Die Kommission unterstellt, 
daß Betriebe nicht nur eine örtliche, sondern auch 
eine technische Einheit bilden. 

276 . Zur Messung des Standes der Untemehmens- 
konzentration wird neben den auf die einzelnen Sor- 
tier- und Begleitmerkmale bezogenen Konzentra- 
tionsraten für die jeweils 3, 6, 10, 25 und 50 größten 
Unternehmen eines Wirtschaftsbereichs der Hirsch- 
man-Herfindahl-Index und der hieraus abgeleitete 
Variationskoeffizient jeweils gemessen am markt- 
nächsten Merkmal, dem Umsatz, herangezogen. Zur 
Messung der Konzentration der Betriebe stehen nur 
Konzentrationsraten nach der Anzahl der Beschäftig- 
ten bzw. den Investitionen zur Verfügung. 

277 . Über den jeweiligen Stand der Konzentration 
der Unternehmen und Betriebe hinaus kann mit den 
fortschreitenden Berichtsjahren zunehmend die Ent- 
wicklung des Konzentrationsprozesses in den Wirt- 
schaftsbereichen verfolgt werden. Die Kommission 
mißt diesem Aspekt besondere Bedeutung zu, weil 
sie, wie in den vorangehenden Hauptgutachten, un- 
terstellt, daß verschiedene Mängel bei der Aufberei- 
tung und Auswertung der amtlichen Daten zum Stand 
der wirtschaftlichen Konzentration^) den Trend des 


7) Vgl. Monopolkoimnission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Aiüagenband, Kapitel A.II, Grenzen und Möglich- 
keiten der statistischen Konzentrationsmessung auf der 
Grundlage amtlicher Daten, Tz. 50 ff. 


Konzentrationsprozesses nicht wesentlich beeinflus- 
sen. Diese Vermutung ist jedoch empirisch nicht gesi- 
chert. Es ist denkbar, daß die von der Monopolkom- 
mission geführten Konzentrationsstatistiken nicht nur 
kurzfristig, sondern auch mittel- und langfristig syste- 
matischen Verzerrungen unterliegen. 

Aufgrund der damahgen Neuordnung der Statistik im 
Produzierenden Gewerbe®) sind die Daten vor 1977 
mit jenen späterer Jahre nur eingeschränkt vergleich- 
bar^). Seit dem Jahr 1977 sind die Konzentrationssta- 
tistiken zur mittelfristigen Entwicklung der Konzen- 
tration der Unternehmen und Betriebe zeitlich ver- 
gleichbar. Die Monopolkommission beginnt die Be- 
richterstattung über die langfristige Entwicklung der 
Untemehmenskonzentration mit dem Jahr 1954. 
Hierzu werden in begrenztem Umfang konzentra- 
tionsstatistische Daten aus der Konzentrationsenque- 
te von 1964 1<^), die sich auf die Jahre 1954 und 1960 
beziehen, bis zum vorliegenden Berichtsjahr 1987 
fortgeschrieben. Diese Daten weisen verschiedene 
gravierende Brüche in der statistischen Datenbasis 
auf} sie sind zeitlich teilweise nicht miteinander ver- 
gleichbar i^) und erlauben nur eine eingeschränkte 
Interpretation. Die Monopolkommission will jedoch 
auf eine langfristige Betrachtung nicht verzichten, da 
diese von großem wettbewerbspolitischen Interesse 
ist. Ein Konzept zur dynamischen Konzentrationsmes- 
sung wurde im letzten Hauptgutachten ^2) näher er- 
läutert. 

278 , Die Daten zur horizontalen Konzentration der 
Unternehmen zieht die Monopolkommission seit 
mehreren Jahren auch dazu heran, um Aussagen über 
die vertikale Konzentration der Unternehmen zu tref- 
fen. Inwieweit ein Unternehmen bereits vertikal inte- 
griert ist, kann an der Zahl der für die Herstellung 
eines Produktes benötigten Produktionsstufen und 
den von den Unternehmen integrierten Stufen er- 
kannt werden. Die amtliche Statistik liefert hierzu 
keine direkten Angaben. Das Verhältnis von Wort- 
schöpfung zum Bruttoproduktionswert eines Unter- 
nehmens ist jedoch unter sonst gleichen Vorausset- 
zungen um so größer, je stärker das Unternehmen in 


8) Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe vom 
6. November 1975 (BGBl. I S. 2779) in der Fassimg der 
Bekanntmachimg vom 30. Mai 1980, einschließlich Ände- 
nmgen (BGBl. I S. 641) in Verbindimg mit den folgenden 
Statistikbereinigungsgesetzen imd dem Gesetz über die Sta- 
tistik für Bimdeszwecke (Bundestatistikgesetz [BStatG]) in 
der Fassimg vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462) mit Berich- 
tigimg vom 9. Februar 1987 (BGBl. I S. 565). 

8) Vgl. zur Umstellimg der Systematik der Wirtschaftszweige 
im einzelnen Monopolkommission, FusionskontroUe bleibt 
vorrangig, Hauptgutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980, 
Tz, 182—186; dies., Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., 
Tz. 241-243. 

10) Bimdesamt für gewerbliche Wirtschaft, Bericht über das Er- 
gebnis einer Untersuchimg der Konzentration in der Wirt- 
schaft vom 29. Februar 1964, BT-Drs. IV/2320 und Anlagen- 
band. 

11) Vgl. die eingehende Darstellung in: Monopolkommission, 
Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., Anlagenband, Kapitel 
A.n, Abschnitt 4.2.1, Divergenz von Konzern- und Untemeh- 
menskonzentration im Bergbau imd Verarbeitenden Ge- 
werbe insgesamt, Tz. 102. 

12) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 9.1, Konzep- 
tionen der dynamischen Konzentrationsmessimg, Tz. 146 ff. 
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vor- oder nachgelagerte Stufen diversifiziert. Da der 
Monopolkommission keine Bruttoproduktionswerte 
nach Unternehmensgrößenklassen vorliegen, ver- 
wendet sie ersatzweise den Umsatz. Inwieweit die 
erforderlichen Voraussetzungen für dieses Verfahren 
vorliegen und die abgeleiteten Ergebnisse empirisch 
signifikant sind, hat die Kommission noch nicht über- 
prüfen können. Aus der amtlichen Statistik für fachh- 
che Untemehmensteile lassen sich möglicherweise 
geeignetere Angaben zum Bruttoproduktionswert der 
Unternehmen entnehmen Ein Mangel ist, daß die 
Schätzverfahren des Statistischen Bundesamtes zum 
Census Value Added nach Unternehmensgrößenklas- 
sen noch immer sehr lückenhafte Ergebnisse hefern. 

279 . Zur Untersuchung der konglomeraten Konzen- 
tration könnte eine Statistik der fachlichen Unterneh- 
mensteile ebenfalls Aufschlüsse liefern. Das Statisti- 
sche Bundesamt hat, wie voranstehend berichtet, 
nach längeren Vorarbeiten Erhebungen und Schätz- 
ergebnisse für fachliche Untemehmensteile über 
mehrere Jahre konzentrationsstatistisch aufbereitet. 

280 . Es erscheint der Monopolkommission von gro- 
ßem wettbewerbspohtischen Interesse, über die ver- 
schiedenen Erscheinungsformen der Konzentration 
hinaus die wirtschaftliche Dominanz einer Gmppe 
größerer Unternehmen über eine Gmppe kleinerer zu 
erfassen. Das Bestehen und das Gewicht dieses Sach- 
verhalts in den einzelnen Wirtschaftsbereichen 
kommt in den Maßzahlen der horizontalen Konzentra- 
tion nicht oder nur mittelbar und unvollkommen zum 
Ausdmck. Infolge methodischer und empirischer Un- 
zulänglichkeiten konnte die Kommission dieses Un- 
tersuchungsziel bislang nicht befriedigend Umset- 
zen 

281 . Der Aussagefähigkeit von Konzentrationsstati- 
stiken auf der Gmndlage der amtlichen Statistiken 
nach Wirtschaftszweigen sind, wie allgemein be- 
kannt, gravierende systematische Grenzen gesetzt. 
Die Kommission hat diese in den vorangehenden Be- 
richtsjahren regelmäßig wiederholt und im letzten 
Hauptgutachten ausführlich analysiert Sie hat die 
systematischen Mängel der Konzentrationsstatistik 
bei der Verwendung amtlicher Daten charakterisiert, 
ihre Ursachen dargestellt, Ansätze für Verfahren ent- 
wickelt, die Größe der Fehler bei der Messung der 
Untemehmenskonzentration zu bestimmen, und 
Wege auf gezeigt, diese Fehler zu verringern oder zu 
vermeiden. Da die im vorliegenden Gutachten fortge- 
schriebenen Konzentrationsstatistiken nach wie vor 
systematisch verzerrt sind, ist auf diesen Sachverhalt 
weiterhin hinzuweisen. Die systematischen Verzer- 
rungen der von der Monopolkommission geführten 


13) Vgl. zur Definition und Ermittlung von Bruttoproduktions- 
werten nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen; Statisti- 
sches Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, 
Reihe 4.1.5: Fachliche Untemehmensteile im Bergbau und 
im Verarbeitenden Gewerbe, 1980 ff. 
i'i) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a. a. O., Tz. 191, 231, Anhang, Teil B, Tabelle I und Ta- 
belle 11.13; Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., Anlagen- 
band, Kapitel AI, Abschnitt 3.3, Messung der Unterneh- 
mens- und Betriebskonzentration, Tz. 47. 

15) Ebenda, Anlagenband, Kapitel A.II, Grenzen und Möglich- 
keiten der statistischen Konzentrationsmessung auf der 
Gmndlage amtlicher Daten, Tz. 50 ff. 


Konzentrationsstatistiken betreffen insbesondere die 
folgenden Sachverhalte. 

282 . Erhebungseinheiten der amtlichen Statistik 
sind Unternehmen im Sinne kleinster rechtlicher Ein- 
heiten. Unternehmensverbindungen, insbesondere 
Konzernverflechtungen oder personelle Verflechtun- 
gen, im Sinne wirtschafthcher oder wettbewerblicher 
Einheiten bleiben imberücksichtigt. Das Ausmaß der 
wettbewerbspolitisch relevanten Unternehmenskon- 
zentration wird dadurch wesenthch und systematisch 
unterschätzt. Die Kommission hat im letzten Haupt- 
gutachten versucht, die regelmäßig in Kapitel II 
ihrer Haupt gutachten darge stellten Angaben zur Un- 
ternehmenskonzentration mit den in Kapitel III ermit- 
telten Angaben über die jeweils 100 größten Unter- 
nehmen und Konzerne empirisch miteinander zu ver- 
binden. Erste Übersichten zeigen das große Gewicht 
von Konzernverflechtimgen auf den Stand und die 
Entwicklung der Unternehmenskonzentration in ver- 
schiedenen Wirtschaftsbereichen. Die Monopolkom- 
mission hat diese Analyse nicht weiterverfolgt, ebenso 
die Möghchkeit, Unternehmens- imd Konzerndaten 
privater Wirtschaftsdatenbanken zu nutzen. 

283 - Durch die wirtschaftssystematische Zuordnung 
der Unternehmen als Ganzes zu jeweils dem Wirt- 
schaftsbereich, in dem der Schwerpunkt ihrer Brutto- 
wertschöpfung hegt, wird die Diversifikation der Un- 
ternehmen in andere Wirtschaftsbereiche nicht be- 
rücksichtigt. Die Größe der Wirtschaftsbereiche der 
amtiichen Statistik ist daher grundsätzhch nicht mit 
dem Volumen der ihnen entsprechenden sachhch 
relevanten Märkte vergleichbar. Maßzahlen dieses 
Sachverhalts sind der Überschneidungs- bzw. Spezia- 
hsieiungsgrund der Wirtschaftsbereiche und fach- 
lichen Teile. 

Den sowohl für die Konzentration der Güterproduk- 
tion 17) als auch für die Konzentration der Unterneh- 
men innerhalb der Wirtschaftsbereiche wettbewerbs- 
politisch wesentlichen Sachverhalt der wirtschaftli- 
chen Diversifikation hat die Monopolkommission in 
verschiedenen vorangehenden und auch im letzten 
Hauptgutachten behandelt i®). Es wurden empirische 
Möghchkeiten untersucht, die Diversifikation der Un- 
ternehmen mit ihren Größenstrukturen in Beziehung 
zu setzen. Wie berichtet, hat das Statistische Bundes- 
amt hierzu nach längerer Vorbereitungszeit eine Son- 
derauswertung über mehrere Jahre vorgelegt, die den 
Gesamtumsatz der Unternehmen von dem Umsatz 
nach eigenen Erzeugnissen und Leistungen sowie 
vom branchentypischen Umsatz abgrenzt. Dadurch 
können empirische Anhaltspunkte zum Zusammen- 
hang zwischen Unternehmensgröße, Konzentrations- 


1®) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel All, Abschnitt 4, Untemeh- 
mensverbindungen, insbesondere Kapitalverflechtung der 
Unternehmen, Tz. 94 ff. 

17) Vgl. Kapitel I dieses Gutachtens, Abschnitt 1.1, Konzeptio- 
nelle Grundlagen. 

18) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 8, Diversifika- 
tion der Betriebe, Unternehmen und Untemehmensverbin- 
dungen, Tz. 135 ff.; Abschnitt 10.2, Divergenz des Umsatzes 
insgesamt, des Wertes der Gesamtproduktion, des Umsatzes 
aus eigenen Erzeugnissen und Leistungen sowie des bran- 
chentypischen Umsatzes der Unternehmen, Tz. 162 ff. 
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und Diversifikationsgrad, Marktvolumen und Bran- 
chenzugehörigkeit gewonnen werden. 

284 . Die wirtschafüichen Tätigkeiten der Unterneh- 
men und ihrer Betriebe innerhalb der von der Mono- 
polkommission schematisch abgegrenzten zweistelli- 
gen Wirtschaftsgruppen der SYPRO-Klassifikation 
sind sehr heterogen. So umfaßt z. B. die Chemische 
Industrie ein breites Spektrum verschiedenster Tätig- 
keiten, dem Bergbau gehören sowohl der Steinkoh- 
lenbergbau als auch die Torfgewinnung an. In einigen 
Wirtschaftsbereichen sind neben den Produktionsun- 
temehmen auch Reparatur- und Montag euntemeh- 
men erfaßt. 

Die den Wirtschaftsgruppen von der Monopolkom- 
mission beigemessene Bedeutung zur Erfassung po- 
tentieller Wettbewerbsbeziehungen infolge ähnlicher 
Produktionsverfahren besteht in der Reahtät nur sehr 
eingeschränkt. Die Monopolkommission hat diese 
Problematik bereits in ihrem letzten Hauptgutachten 
erkanntes). Danach erscheint es sachlich erforderlich, 
anstelle einer schematischen Anwendung der amtli- 
chen Systematik der Wirtschaftszweige eine Abgren- 
zung der Wirtschaftsbereiche nach wettbewerbspoli- 
tisch relevanten Kriterien vorzunehmen. Die der Kom- 
mission vorhegenden Konzentrationsstatistiken nach 
viersteUigen Wirtschaftszweigen und nach fachhchen 
Unternehmensteüen hefem hierfür empirische An- 
haltspunkte. Als Minimum einer wirtschafüich rele- 
vanten Ghederung der Wirtschaftsbereiche erscheint 
jene, der sich auch das Statistische Bundesamt seit 
langem bedient: die Ergänzung der 41 bzw. 35 zwei- 
steUigen SYPRO-Positionen, mit oder ohne Bauge- 
werbe, durch eine etwa gleiche Anzahl nach ihrer 
wirtschafüichen Bedeutung ausgewählter, viersteUi- 
ger Positionen. 

285 . Die der Monopolkommission verfügbaren kon- 
zentrationsstatistischen Daten ghedem den Umsatz 
der Unternehmen nicht nach Anteilen am Inlands- 
und Auslandsgeschäft. Entsprechend werden auch 
die Anzahl und die Marktanteile ausländischer An- 
bieter in der Konzentrationsstatistik der Monopol- 
kommission nicht erfaßt. Zur sachgerechten Beurtei- 
lung der Wettbewerbsverhältnisse im Inland sind je- 
doch die Außenhandelsverflechtungen der Unterneh- 
men imd Märkte zu berücksichtigen. 

Die Monopolkommission hat diese Problematik in ih- 
rem letzten Hauptgutachten 20 ) behandelt. Sie hat ein 
Konzept vorgestellt, um den Einfluß des Außenhan- 
dels auf den nur nach der inländischen Produktion der 
Unternehmen gemessenen Konzentrationsgrad zu be- 
stimmen. Darüber hinaus wird versucht, den auftre- 
tenden Fehler abzuschätzen und empirische Anhalts- 
punkte für die konzentrationsstatistisch nicht hinrei- 
chend detaillierten Außenhandelsdaten zu gewinnen. 
Das Statistische Bundesamt hat hierzu auf der Grund- 
lage der Produktionsstatistik zu verschiedenen zwei- 
stelligen Gütergruppen (Elektrotechnische Erzeug- 


19) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 2.3, Abgren- 
zung potentieller Wettbewerbsbeziehungen auf der Grund- 
lage der Statistiken nach Wirtschaftszweigen, Tz. 62 ff. 

20) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 5, Außenhan- 
delsverflechtung der Unternehmen imd Märkte, Tz. 111 ff. 


nisse. Feinmechanische und optische Erzeugnisse, 
Chemische Erzeugnisse, Erzeugnisse des Emäh- 
rungsgewerbes) und verschiedenen Jahren (1986, 
1987) im Auftrag der Kommission eine Sonderauswer- 
tung durchgeführt, welche die inländische Verfügbar^ 
keit des Güterangebots enthält. Da diese Aufbereitun- 
gen keine Angaben über die Größenstrukturen der 
jeweiligen Exporteure und Importeure enthalten, 
kann der Einfluß des Außenhandels auf den inländi- 
schen Konzentrationsgrad nur innerhalb gewisser 
Grenzwerte bestimmt werden. Für wettbewerbspoh- 
tisch besonders interessierende Bereiche ist die Mög- 
lichkeit zu prüfen, die Größenstrukturen der am Au- 
ßenhandel beteiligten Unternehmen aus den amtli- 
chen außenhandelsstatistischen Unterlagen stichpro- 
benweise zu bestimmen. 

Die von der Monopolkommission geführten Konzen- 
trationsstatistiken berücksichtigen jedoch den Au- 
ßenhandel nicht und enthalten keine Anhaltspunkte 
für dessen Einfluß auf das tatsächliche inländische 
Könzentrationsniveau der Unternehmen und Be- 
triebe. 

286 . In den Statistiken nach Wirtschaftszweigen un- 
terhegen die Unternehmen und Betriebe einer Erfas- 
sungsgrenze, Hierdurch werden die tatsächhchen 
Größenstrukturen in einem Wirtschaftszweig verzerrt 
erfaßt. Dieser Sachverhalt ist von wettbewerbspohti- 
scher Bedeutung. Der Anteil kleinerer Unternehmen 
am Umsatz, an der Anzahl der Beschäftigten oder an 
den sonstigen konzentrationsstatistischen Merkmalen 
ist für die Bestimmung des Konzentrationsgrades 
möghcherweise nicht unerhebhch. Darüber hinaus 
können die Anzahl, die Größenverteilung und die Zu- 
und Abgänge kleinerer Unternehmen Hinweise auf 
wichtige Merkmale der Marktstruktur, z. B. auf 
Marktzutrittsschranken, hefem. 

Zur Bestimmung des Umfangs und der Richtung des 
Einflusses, der von der Existenz statistischer Erfas- 
sungsgrenzen auf den Konzentrationsgrad ausgeht, 
hat die Monopolkommission in ihrem letzten Haupt- 
gutachten ein empirisches Konzept entwickelt 2 1). Es 
basiert auf Ergebnisse der Handwerksstatistik, der 
Statistik der industrieUen Kleinbetriebe und einer 
vom Statistischen Bundesamt durchgeführten kon- 
zentrationsstatistischen Aufbereitung der Arbeitsstät- 
tenzählung im Rahmen der Volkszählung 1987. Da- 
nach können empirische Anhaltspunkte für das Ge- 
wicht kleiner Unternehmen in den Wirtschaftsberei- 
chen gewonnen und die auf größere Unternehmen 
beschränkte Konzentrationsstatistik entsprechend er- 
gänzt werden. 

287 . Neben systematischen Mängeln, die im Lichte 
wettbewerbspolitischer Fragestellungen infolge der 
schematischen Anwendung amtlicher Angaben durch 
die Monopolkommission zwangsläufig entstehen, ist 
die Datenbasis der Kommission auch ihrem Umfang 
nach systematisch eingeschränkt. Die statistischen 
Geheimhaltungsvorschriften gebieten dem Statisti- 
schen Bundesamt jene Angaben geheimzuhalten, mit 


21) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 6, Erfassxmgs- 
grenzen für Unternehmen und Betriebe im Produzierenden 
Gewerbe, Tz. 124 ff. 
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deren Hüfe es möghch sein könnte, unmittelbar oder 
mittelbar auf einzelne Unternehmen oder Betriebe zu 
schheßen, diese zu identifizieren oder sogar im Wege 
einer Verknüpfimg statistischer Angaben Unterneh- 
mens- und Betriebsprofite zu erstellen. Das statisti- 
sche Geheimhaltungsgebot gilt grundsätzhch auch 
gegenüber der Monopolkommission. Es bewirkt im 
Ergebnis, daß gerade jene Untemehmensgrößen- 
strukturen, die wettbewerbspohtisch besonders be- 
deutsam oder wegen ihres hohen Konzentrationsgra- 
des bedenklich erscheinen, vor der Monopolkommis- 
sion geheimgehalten und von dieser empirisch nicht 
untersucht werden können. Eine über Konzentra- 
tionssachverhalte hinausgehende nähere Beobach- 
timg und Untersuchung von Wettbewerbsverhältnis- 
sen ist daher nicht möghch, z. B. die Zuordnung von 
Unternehmen und Betrieben, die Abgrenzung der Ge- 
schäftsbereiche und des Güterangebots, die Feststel- 
lung der Rangfolge der jeweils größten Unternehmen 
oder die zeithche Entwicklung einer bestimmten 
Gruppe von Unternehmen. 

Der im Rahmen der Fünften Novelle des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen eingefügte und 
am 1. Januar 1990 in Kraft getretene § 24 c GWB 
ändert an dieser Sachlage nichts. Zukünftig ist es der 
amthchen Statistik ledighch ausdrückhch erlaubt, der 
Monopolkommission aggregierte Ergebnisse, die 
nicht weniger als drei Unternehmen bzw. Betriebe 
betreffen, auch in dem Falle zu übermitteln, daß einer 
imter diesen dominiert. Weitere Hinweise über die 
betreffenden Wirtschaftsbereiche oder dominierende 
Unternehmen werden nicht gegeben. 

288. Von besonderem wettbewerbspohtischen Inter- 
esse wäre es, die Ergebnisse der Konzentrationsbe- 
richterstattimg für die Bundesrepublik Deutschland in 
einen international vergleichbaren Rahmen zu stel- 
len. Die nationalen Besonderheiten der amthchen Sta- 
tistik in den einzelnen Ländern und die Grenzen der 
Pubhzitätspfhcht für multinational tätige Konzerne 
stehen einer detaillierten international vergleichba- 
ren Konzentrationsstatistik im Wege. Dennoch beste- 
hen zumindest für die Mitghedsländer der Europäi- 
schen Gemeinschaften, aber auch z. B. für die USA 
oder Japan hinreichende empirische QueUen, um zu- 
mindest branchenbezogene Eckwerte der Untemeh- 
menskonzentration zu ermitteln. 

Die Monopolkommission prüft ihre Beteihgung an 
einem internationalen Gemeinschaftsprojekt. 

289. Die Vielzahl systematischer imd empirischer 
Mängel der von der Monopolkommission ausschheß- 
hch imd schematisch ausgewerteten amthchen Da- 
tenbasis schränkt die wettbewerbspolitische Relevanz 
der von ihr geführten Konzentrationsstatistik erheb- 
hch ein. Andererseits ist eine empirische Fundierung 
wettbewerbspohtischer Maßnahmen sachhch unver- 
zichtbar und entspricht dem gesetzhchen Auftrag. 


1.1.2 Verwirklichte Konzeption 

290. Bereits zu den vorangehenden Berichtsjahren 
standen der Monopolkommission, insbesondere aus 
statistischen Geheimhaltungsgründen, nicht für aUe 
41 zweistelhgen SYPRO- Wirtschaftsgruppen und 


243 besetzte vierstelhge Wirtschaftszweige des Pro- 
duzierenden Gewerbes die erbetenen statistischen 
Angaben voUständig zur Verfügung. Andererseits hat 
das Statistische Bundesamt auf Wunsch der Monopol- 
komnüssion auch im vorhegenden Berichtsjahr zu- 
sätzhche Angaben und Untersuchungen zur Verfü- 
gung gesteht: 

— Für das Baugewerbe hegen aUgemein keine 
Schätzwerte zum Census Value Added und Anga- 
ben zur Anzahl der Betriebe der Unternehmen vor. 
Das Statistische Bundesamt hat jedoch für das Be- 
richtsjahr 1987, wie erstmals für 1985, Werte des 
Hirschman-Herfindahl-Index zur Verfügung ge- 
steht, Damit können auch die hieraus abgeleiteten 
Variationskoeffizienten berechnet werden. 

~ Seit dem Berichtsjahr 1985 stehen für das gesamte 
Produzierende Gewerbe 22) Angaben über die An- 
zahl der Zu- und Abgänge der Unternehmen wäh- 
rend der jewehs vorangehenden zweijährhchen 
Berichtsperiode und die auf sie entfahenden An- 
tehe am Umsatz und an der Anzahl der Beschäftig- 
ten zur Verfügung. Diese Angaben stehen einen 
ersten Versuch dar, den Konzentrationsprozeß, 
seine Ursachen imd Wirkungen besser zu erfassen. 
Bei der Gewinnung und Interpretation der Anga- 
ben sind jedoch noch verschiedene Fragen zu lö- 
sen. Ökonomisch sind die vorhegenden Angaben 
nicht eindeutig zu interpretieren, da diese zum Teh 
auf rein statistischen Vorgängen beruhen. Not- 
wendig ist, zumindest auf Stichprobenbasis, die 
den Fluktuationsvorgängen zugrundehegenden 
ökonomischen Ursachen zu kategorisieren. Die 
Monopolkommission hat ihre Vorstehungen hierzu 
im letzten Hauptgutachten veröffenthcht23). 

— Zusätzhch hat das Statistische Bundesamt der Mo- 
nopolkommission die Ergebnisse einer längere 
Zeit vorbereiteten Sonderauswertung vorgelegt, 
die eine Ghederung der Umsätze der Unterneh- 
men nach eigenen Erzeugnissen und Leistungen 
sowie nach branchentypischen und branchenfrem- 
den Tehen enthält. Die Ergebnisse sind nach 
Rangstufen für die jewehs 3,6, 10, 25 und 50 größ- 
ten Unternehmen, die in dem jeweihgen Wirt- 
schaftsbereich ihren wirtschafthchen Schwer- 
punkt haben, geghedert. Neben den den Rangstu- 
fen zugeordneten Konzentrationsraten, jewehs ge- 
messen am branchentypischen Umsatz und am 
Umsatz aus eigenen Erzeugnissen und Leistungen 
als Sortierkriterium, werden Hirschman-Herfin- 
dahl-Indizes, gemessen am branchentypischen 
Umsatz, berechnet. Daneben werden die fachh- 
chen Tehe der Unternehmen, imabhängig davon, 
in welchem Wirtschaftsbereich diese ihren wirt- 
schafthchen Schwerpunkt haben, jewehs aggre- 
0ert und dem ihnen entsprechenden Wirtschafts- 
bereich zugeordnet. Auf diese Weise ergibt sich 
einerseits ein Bhd, wie hoch der Anteh der Tätig- 
keiten von Unternehmen ist, die für den Wirt- 
schaftsbereich, in dem diese ihren Schwerpunkt 


22) AusschüeßUch Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und Wasserversorgung). 

23) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 9.2, Zu- und 
Abgänge von Unternehmen, Tz. 149 ff. 
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besitzen, typisch sind. Zusätzlich ergeben sich 
Anhaltspunkte, wie hoch der Anteil branchen- 
typischer Tätigkeiten ist, der von Unternehmen 
außerhalb eines bestimmten Wirtschaftsbereichs 
stammt. Die entsprechend berechneten Speziali- 
sierungs- und Überschneidungskoeffizienten er- 
geben Maßzahlen über Art und Umfang der wirt- 
schaftlichen Diversifikation der Unternehmen. Der 
Berichtszeitraum umfaßt die Jahre 1981 bis 1985. 
Die systematische Gliederung umfaßt 79 SYPRO- 
Positionen des Bergbaus und des Verarbeitenden 
Gewerbes, ohne das Baugewerbe. Hierin sind 
sämtliche 35 zweistelligen Positionen und wegen 
ihrer wirtschaftlichen Bedeutung ausgewählte 
viersteUige Positionen enthalten. 

Die Monopolkommission hat das Problem der kon- 
zentrationsstatistischen Erfassung diversifizieren- 
der Unternehmen und das Konzept dieser Sonder- 
aufbereitung im letzten Hauptgutachten 24) einge- 
hend behandelt. Das Statistische Bundesamt hat 
die Ergebnisse seiner Untersuchung 1989 übermit- 
telt. 

291 . Wie für das vorangehende Berichtsjahr 1985 
weist die der Monopolkommission für 1987 verfüg- 
bare Datenbasis zum Kernbereich ihrer Konzentra- 
tionsberichterstattung, Angaben über die jeweils drei 
größten Unternehmen und Betriebe in einem Wirt- 
schaftsbereich, gravierende Lücken auf. Diese Lük- 
ken beruhen auf den auch gegenüber der Monopol- 
kommission angewendeten statistischen Geheimhal- 
tungsvorschriften, die das Statistische Bundesamt für 
die Statistiken nach Wirtschaftszweigen in den letzten 
Jahren verschärft ausgelegt und angewendet hatte. 

Eine Übersicht über die infolge der statistischen Ge- 
heimhaltungsvorschriften bestehenden Lücken der 
konzentrationsstatistischen Datenbasis der Monopol- 
kommission für das Berichtsjahr 1987 enthält Ta- 
belle 1. Nach der in Tabelle 1 enthaltenen Übersicht 
hat sich die Datenlage für 1987, soweit sie durch sta- 
tistische Geheimhaltungsvorschriften berührt wird, 
gegenüber dem vorangehenden Berichtsjahr 1985 
teüweise, aber nicht entscheidend verbessert. 

Der im Rahmen der Fünften Novelle des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen eingefügte 
§ 24 c GWB regelt, daß zukünftig konzentrationsstati- 
stische Angaben über drei Unternehmen bzw. Be- 
triebe und mehr gegenüber der Monopolkommission 
nicht mehr den allgemein statistischen Geheimhal- 
tungsregeln unterliegen. Datenlücken, wie sie in Ta- 
belle 1 zusammengestellt sind, werden daher für das 
kommende Hauptgutachten voraussichtlich keine Be- 
deutung mehr besitzen. 

292 . Anstelle der fehlenden Konzentrationsraten 
können aus den übrigen empirischen Angaben 
— weiteren Konzentrationsraten oder dem Hirsch- 
man-Herfindahl-Index — Wertebereiche berechnet 


24) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel AJI, Abschnitt 8.2, Statistik 
der fadüichen Untemehmensteüe nach Wirtschaftsgruppen, 
Tz, 143 ff.; Abschnitt 10.2, Divergenz des Umsatzes insge- 
samt, des Wertes der Gesamtproduktion, des Umsatzes aus 
eigenen Erzeugnissen und Leistungen sowie des branchen- 
typischen Umsatzes der Unternehmen, Tz. 162 ff. 


werden, in die die fehlenden Angaben fallen müssen. 
Diese Wertebereiche können für verschiedene Frage- 
stellungen hinreichend präzis sein. Grundsätzlich ist 
die Monopolkommission jedoch der Auffassung, daß 
hierdurch die Lücken der Datenbasis nur unzurei- 
chend überbrückt werden. Die betroffenen Wirt- 
schaftsbereiche sind zu zahlreich, um hinreichend 
exakte Ergebnisse für den Gesamtbereich zu ermit- 
teln. Die Grenzen der aus weiteren empirischen An- 
gaben jeweils zu berechnenden Wertebereiche wech- 
seln von Berichtsperiode zu Berichtsperiode. Sie er- 
schweren weiterführende Berechnungen, die sich 
fortpflanzenden Fehler werden zu groß. 

293 . Infolge der lückenhaften Datenbasis verzichtet 
die Monopolkommission, wie zxim letzten Berichtsjahr 
1985, auch im vorliegenden Hauptgutachten auf eine 
empirische Darstellimg verschiedener wettbewerbs- 
politisch elementarer Sachverhalte: 

a) Konzentration der Unternehmen: 

— Stand der Konzentration der größten Unterneh- 
men gemessen an der Konzentrationsrate CR-3 
nach dem Umsatz (Abschnitt 2.2) 

sowie gemessen an den zugeordneten Begleit- 
merkmalen; 

— Anzahl der Beschäftigten (Abschnitt 2.3), 

— Investitionen (Abschnitt 2.4), 

— Census Value Added (Abschnitt 2.5), 

— Anzahl der Betriebe der Unternehmen (Ab- 
schnitt 2.6); 

— Entwicklung der Konzentration der größten Un- 
ternehmen gemessen an der Konzentrations- 
rate CR-3 nach dem Umsatz imd nach den zuge- 
ordneten Begleitmerkmalen (Abschnitte 4.1 
und 4.2); 

b) Konzentration der Betriebe: 

— Stand und Entwicklung der Konzentration der 
größten Betriebe gemessen an der Konzentra- 
tionsrate CR-3 nach der Anzahl der Beschäftig- 
ten 

sowie gemessen an dem zugeordneten Begleit- 
merkmal: 

— Investitionen (Abschnitte 3. und 5.). 

294 . Die Monopolkommission steht für das Berichts- 
jahr 1987 wiederum vor dem Sachverhalt, daß sie in- 
folge der statistischen Geheimhaltungsvorschriften 
nicht in der Lage ist, ihren gesetzlichen Auftrag in 
wichtigen Teilgebieten der empirischen Konzentra- 
tionsberichterstattung zu erfüllen. Damit ist erneut der 
Fall eingetreten, auf den die Kommission bereits in 
ihrem vorletzten Hauptgutachten^^) aufmerksam ge- 
macht hatte. 


25) Vgl. Monopolkommission, Gesamtwirtschaftliche Chancen 
und Risiken wachsender Untemehmensgrößen, Hauptgut- 
achten 1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 193. 
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Tabelle 1 

Anzahl der Wirtschaftsgmppen, deren Konzentrationsrate CR-3 der Monopolkommission bekannt ist 



Zweistellige 

SYPRO-Wirtschafts- 

gruppen 

Anzahl der Wirtschaftsgruppen mit Konzentrationsrate CR-3 1) 


der Monopolkommission bekannt 

dem 

Konzentratioiismerkmale^^^^^^^^^''\^^^ 

Stand 

1987 

kurzfristiger 

Vergleich 

1987/1985 

mittelfristiger 

Vergleich 

1987/19792) 

Statistischen 
Bundesamt 
bekannt 3) 

Konzentration der Unternehmen gemessen am Umsatz 

1 

Umsatz 2) 

29 

18 

26 


2 

Anzahl der Beschäftigten 2) 

21 

12 

18 

41 

3 

Investitionen 

6 

2 

6 


4 

Census Value Added'*) 

8 

4 

7 

35 

5 

Anzahl der Betriebe 

1 

1 

1 

Konzentration der Betriebe gemessen an der Anzahl der Beschäftigten 

1 

Anzahl der Beschäftigten 

20 

16 

19 

35 

2 

Investitionen 

1 

0 

1 


1) Anteil der größten drei Unternehmen oder Betriebe gemessen am Umsatz bzw. an der Anzahl der Beschäftigten. 

2) Für die Merkmale Umsatz und Anzahl der Beschäftigten liegen Angaben seit 1977 vor. 

3) 41 Wirtschaftsgruppen des Produzierenden Gewerbes ohne die Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und 
Wasserversorgung) bzw. 35 Wirtschaftsgruppen ohne die sechs Wirtschaftsgruppen 72 bis 77 (Baugewerbe). 

4) Die fehlenden Angaben für den Census Value Added erklären sich zum Teil aus methodischen Problemen der angewendeten 
Schätzverfahren des Statistischen Bundesamtes. 


1.2 Abgrenzung und Merkmale der Datenbasis 

295. Die von der Monopolkommission geführten 
Konzentrationsstatistiken basieren für 1987, wie für 
die vorangegangenen Berichtsjahre, auf Unterneh- 
mens- und Betriebserhebungen der amtlichen Stati- 
stik. Die Daten werden vom Statistischen Bundesamt 
für die Monopolkommission konzentrationsstatistisch 
aufbereitet. Eine ausführliche Darstellimg zur Ab- 
grenzung und zu den Merkmalen der Datenbasis auf 
der Grundlage der Statistiken nach Wirtschaftszwei- 
gen im Produzierenden Gewerbe enthält der metho- 
dische Teil des Anlagenbandes zum letzten Haupt- 
gutachten 26). Die verwendeten Definitionen entspre- 
chen der amtlichen Statistik 27). 

296. Der Berichtskreis umfaßt den Bergbau und das 
Verarbeitende Gewerbe, ab 1978 einschließlich Ver- 
arbeitendes Handwerk, sowie das Baugewerbe. Nicht 
in den Berichtskreis einbezogen wird die innerhalb 
des Produzierenden Gewerbes zur Abteilung 1 gehö- 


26) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.I, Abschnitt 3.1, Abgren- 
zimg imd Merkmale der Datenbasis, Tz. 27 ff, 

27) Vgl. Statistisches Bimdesamt, Fachserie 4: Produzierendes 
Gewerbe, Reihe 4.2.3: Konzentrationsstatistische Daten für 
den Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe sowie das 
Baugewerbe, 1985 und 1986, S. 5—6. 


rende Unterabteilung 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Fern- 
wärme- und Wasserversorgung) 28). 

297. Das Berichtsgebiet der Statistiken nach Wirt- 
schaftszweigen umfaßt, ebenso wie für die Produk- 
tionsstatistik, die Bundesrepublik Deutschland ein- 
schheßlich Berlin (West). Die hiermit verbundene Pro- 
blematik einer unter Wettbewerbsgesichtspunkten 
nicht adäquaten Abgrenzung regionaler 29) und inter- 
nationaler Märkte 30) wurde in jeweils eigenen Ab- 
schnitten des letzten Gutachtens behandelt. 

298. Als Berichtsperioden behält die Monopolkom- 
mission, der Konzentrationsstatistik für die Güterpro- 
duktion entsprechend, die seit dem Fünften Haupt- 
gutachten 1982/1983 übliche zweijährliche Berichter- 
stattung ab 1977 bzw. 1979 bei. Soweit nicht anderes 
vermerkt ist, beziehen sich Angaben über kurzfristige 
Veränderungen auf diesen Zeitraum. 

299. Merkmalsträger für die Messung der Konzen- 
tration der Unternehmen sind Unternehmen im Sinne 


28) Im folgenden wird der Begriff des Produzierenden Gewer- 
bes in dieser engeren Abgrenzung verwendet. 

29) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 7, Regionale 
Abgrenzung der Märkte, Tz. 132 ff. 

39) Ebenda, Abschnitt 5, Außenhandelsverflechtung der Unter- 
nehmen und Märkte, Tz. 111 ff. 
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der kleinsten rechtlichen Einheiten, die aus handels- 
und/oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führen 
und einen Jahresabschluß erstellen müssen, ein- 
sdüießlich aller Verwaltungs- und Hilfsbetriebe u. ä. 
sowie aller nichtproduzierenden Teile, ohne Zweig- 
niederlassungen im Ausland und ohne rechtlich 
selbständige Tochtergesellschaften. 

Merkmalsträger für die Messung der Konzentration 
der Betriebe sind sämtliche Betriebe des Bergbaus 
und des Verarbeitenden Gewerbes von Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes und von Unternehmen 
der übrigen Wirtschaftsbereiche. 

300 . Die Konzentrationsmerkmale der Unternehmen 
bzw. Betriebe sind folgendermaßen definiert: 

Umsatz ist der Wert der abgerechneten Lieferungen 
und Leistungen an Dritte ohne die in Rechnung ge- 
stellte Umsatz- (Mehrwert-) Steuer. Der Gesamtumsatz 
umfaßt den Umsatz aus eigenen Erzeugnissen und 
Leistungen sowie den Umsatz aus Bauleistungen, 
Handelsware und sonstigen nicht industriellen, nicht 
handwerkhchen Tätigkeiten. Im Umsatz enthalten 
sind Verbrauchsteuem und Kosten für Fracht, Ver- 
packung und Porto. Nicht im Umsatz enthalten sind 
außerordentliche und betriebsfremde Erträge aus 
dem Verkauf von Anlagegütern, aus der Verpachtung 
von Gnmdstücken, Zinsen, Dividenden und derglei- 
chen. 

Beschäftigte sind alle im Unternehmen bzw. Betrieb 
tätigen Personen. Hierzu zählen tätige Inhaber und 
Mitinhaber, die Mitglieder der Geschäftsleitung, mit- 
helfende Familienangehörige sowie alle Personen, die 
in einem arbeitsrechtlichen Verhältnis zum Unterneh- 
men stehen. Nicht einbezogen sind die Heimarbei- 
ter. 

Investitionen sind die Bruttobezüge an Sachanlagen, 
d. h. Ersatz- und Neuinvestitionen. Nicht berücksich- 
tigt werden die Anzahlungen auf Anlagen, Investitio- 
nen in Zweigniederlassungen im Ausland, Zugänge 
durch den Kauf ganzer Unternehmen oder Betriebe, 
die bei Investitionen entstandenen Finanzierungs- 
kosten, Umbuchungen zwischen Anlagekonten, der 
Erwerb von Beteihgungen, von Konzessionen usw. 

Census Value Added ist die der internationalen Indu- 
striestatistik entsprechende Maßzahl der Wertschöp- 
fung. Sie wird vom Statistischen Bundesamt aus den 
wirtschaftlichen Leistungsdaten der Unternehmen er- 
mittelt, soweit diese erhoben werden. Darüber hinaus 
werden Schätz verfahren angewendet 3^). 

Betriebe sind örtiiche Einheiten bzw. örtiich getrennte 
Niederlassungen einschheßhch der zugehörigen oder 
in der Nähe liegenden Verwaltungs- und Hilfsbe- 
triebe. Örtiich getrennte Hauptverwaltungen gelten 
als Betrieb. 

301 . Die Erfassungsgrenze für Unternehmen beträgt 
auf der Grundlage der Statistik nach Wirtschaftszwei- 
gen und der einzelnen für konzentrationsstatistische 
Zwecke aufbereiteten Erhebungen im Bergbau und 


31) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.I, Abschnitt 3.1, Abgren- 
zung und Merkmale der Datenbasis, Tz. 36. 


Verarbeitenden Gewerbe sowie im Baugewerbe im 
allgemeinen 20 Beschäftigte und mehr. 

Eine allgemeine Erfassungsgrenze für Betriebe be- 
steht unmittelbar nicht. Die Ergebnisse umfassen 
sämtliche Betriebe des Bergbaus und Verarbeitenden 
Gewerbes von Unternehmen des Produzierenden Ge- 
werbes mit 20 Beschäftigten und mehr sowie die Be- 
triebe des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes 
mit 20 Beschäftigten und mehr von Unternehmen der 
übrigen Wirtschaftsbereiche. 

302 . Die wirtschaftssystematische Ghedenmg des 
Berichtskreises folgt der amtlichen Systematik für die 
Statistiken nach Wirtschaftszweigen im Produzieren- 
den Gewerbe {SYPRO)32). 

Die zwei- und vierstelligen Wirtschaftsgruppen bzw. 
-zweige verteilen sich auf die einstelligen Wirtschafts- 
abteilungen im Produzierenden Gewerbe wie folgt: 


Nr. 

Wirtschaftsabteilung 

Zweistellige 

Wirtschaftsgruppen 

Vier- 

stellige 

Wirt- 

schafts- 

zweige 

SYPRO- 

Nr. 

Anzahl 

Anzahl 

1 

Bergbau 

21 

1 

9 

2 

Verarbeitendes 





Gewerbe 

22 

34 

204 



69 



3 

Baugewerbe .... 

72 

6 

36 



77 



Produzierendes 




Gewerbe insgesamt i) . 

21 

41 

249 



77 




1) Ohne Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Femwärme- 
imd Wasserversorgimg). 


Die zweistelligen Wirtschaftsgruppen im Bergbau und 
im Verarbeitenden Gewerbe, ohne Baugewerbe, wer- 
den in fünf Hauptgruppen33) zusammengefaßt. Eine 
Ausnahme bildet die Wirtschaftsgruppe 30 (Ziehe- 
reien, Kaltwalzwerke, Stahlverformvmg, Mechanik, 
anderweitig nicht genannt), die auf die Hauptgruppen 
2 und 3 auf geteilt ist 34). 


32) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassxmg für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1982. 

33) Ebenda, Spalte 5. 

34) Die drei Wirtschaftszweige 

3011 Stabziehereien, Kaltwalzwerke, 

3015 Drahtziehereien 

(einschließlich HersteUimg von Drahterzeugnissen), 
3030 Mechanik, anderweitig nicht genannt, werden der 
Hauptgruppe 2 

(Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe), die zwei 
Wirtschaftszweige 

3021 Herstellung von Gesenk- und leichten Freiform- 
schmiedestücken, schweren Preß-, Zieh- imd Stanz- 
teilen, 

3025 Stahlverfomumg, anderweitig nicht genannt, Oberflä- 
chenveredlung, Härtung, 

werden der Hauptgruppe 3 (Investitionsgüter produ- 
zierendes Gewerbe) zugeordnet. 
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Anzahl 

Nr. 

Hauptgruppen 

SYPRO-Nummem 

der 



Positionen 

1 

Bergbau ....... 

21 

1 

2 

Grundstoff- und 
Produktions- 
gütergewerbe . . 

22, 24, 25, 27, 

28, 29, 301), 40, 
53. 55, 59 

11 

3 

Investitionsgüter 
produzierendes 
Gewerbe 

302), 31, 32, 33, 
34, 35, 36, 37, 

38, 50 

10 

4 

Verbrauchsgüter 
produzierendes 
Gewerbe 

39, 51, 52, 54, 

56, 57, 58, 61, 

62, 63, 64, 65 

12 

5 

Nahrungs- \md 
Genußmittel- 
gewerbe 

68, 69 

2 

Bergbau und Verar- 
beitendes Gewerbe 



insgesamt 

21 69 

363) 


1) Nur Wirtschaftszweige 3011, 3015 und 3030. 

2) Nur Wirtschaftszweige 3021 und 3025. 

3) Doppelte Zählung der auf die 2. und 3. Hauptgruppe auf ge- 
teilten Wirtschaftsgruppe 30. 

Im Baugewerbe bestehen die Zusammenfassun- 
gen 35): 

1 Bauhauptgewerbe 72, 73, 74, 75 

2 Ausbaugewerbe 76, 77 

Zehn zweistelhge Wirtschaftsgruppen 36) sind mit 
vierstelhgen Wirtschaftszweigen identisch. 

Sechs viersteUige Wirtschaftszweige 37) sind im Be- 
richtsjahr 1987, wie in früheren Berichtsjahren, in dem 
der Monopolkommission vom Statistischen Bundes- 
amt zur Verfügung gestellten Datensatz nicht besetzt. 
In diesen Wirtschaftszweigen existieren keine bzw. 
nur Unternehmen unterhalb der Erfassungsgrenze. 


35) Ebenda, Spalte 2. 

36) 22 Mineralölverarbeitung, 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brut- 
stoffen, 

34 Schiffbau, 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung, 

57 Druckerei, Vervielfältigung, 

58 Herstellung von Kunststoffwaren, 

59 Gununiverarbeitung, 

61 Ledererzeugung, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei. 

37) 2145 Gewinnung von spalt- und brutstoffhaltigen Erzen, 
6313 Seidenspinnerei, 

6341 WoU-Spinnweberei, anderweitig nicht genannt, 

6342 BaumwoU-Spinnweberei, anderweitig nicht genannt, 
6550 Reparatur von Uhren, Schmuck, 

7737 Tapetenkleberei. 


Die Datenbasis der Monopolkommission umfaßt da- 
nach mit oder ohne Baugewerbe 274 bzw. 234 ver- 
schiedene zwei- und viersteUige Wirtschaftsgruppen 
bzw. -zweige. 

Im Rahmen der Statistiken nach Wirtschaftszweigen 
erfolgt die wirtschaftssystematische Zuordnung der 
Unternehmen und Betriebe nach dem Schwerpunkt 
ihrer wirtschafthchen Tätigkeit. Der Schwerpunkt der 
Unternehmen gilt dem Wirtschaftszweig, der den 
größten Anteil an der Bruttowertschöpfung aufweist. 
Die Zuordnung der Betriebe erfolgt nach ihrem eige- 
nen wirtschafthchen Schwerpunkt, gemessen an der 
Anzahl der Beschäftigten, und nicht nach dem 
Schwerpunkt des zugeordneten Unternehmens. 

303 . Die Mitghedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften entwickeln unter Federführung des Stati- 
stischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften 
(STAEG) eine neue „Allgemeine Systematik der Wirt- 
schaftszweige in den Europäischen Gemeinschaf- 
ten" (NAGE). Die Systematik wird durch Unterabtei- 
lungen bestehender Positionen der „International 
Standard Industrial Classification of all Economic Ac- 
tivities" (ISIC) gebildet. Die Reihenfolge der Positio- 
nen wird beibehalten. Die neue Systematik soU ab 
1. Januar 1993 von aUen Mitghedstaaten angewendet 
und dazu durch EG-Verordnung mit der Verbindhch- 
keit eines deutschen Gesetzes vorgeschrieben wer- 
den. Zur Zeit hegt die Ghederung der Systematik vor, 
die Beschreibung der einzelnen Positionen wird in 
den nächsten Monaten oder möghcherweise Jahren 
erarbeitet. 

Nach Abschluß der europäischen Arbeiten können 
nationale Erweiterungen der NACE vorgenommen 
werden. Dies entspricht einer Revision der deutschen 

„Systematik der Wirtschaftszweige" 38)^ sie auch 

in der Vergangenheit verschiedenthch vorgenommen 
wurde. Hierbei wird geprüft, ob die NACE den deut- 
schen Anforderungen entspricht oder welche NACE- 
Positionen zusätzhch unterteüt werden sohen. Die 
Ghederung und Reihenfolge der NACE ist beizuhal- 
ten. 

Die inhalthche Vergleichbarkeit wird u. a. durch eine 
Verlagerung industrieher Dienstleistung vom Produ- 
zierenden Gewerbe auf den Dienstleistungsbereich 
(Reparatur von Kraftfahrzeugen, Entwicklung und 
Verkauf von Software) berührt. Daneben bestehen 
zahlreiche einzelne Änderungen (z. B. Zuordnung von 
Steinbrüchen, Verlage). Verschiedene grundsätzhche 
Unterschiede zwischen dem System der WZ und der 
NACE (z. B. keine Systematisierung der einstehigen 
Positionen 8 [Organisationen ohne Erwerbszweck und 
Private Haushalte] und 9 [Gebietskörperschaften und 
Sozialversicherung]) bzw. der ISIC (z. B. eine Vielzahl 
von 27 einstehigen Positionen, keine Unterscheidung 
von Groß- und Einzelhandel) stehen einer weitgehen- 
den Vergleichbarkeit entgegen. 

Danach sind in den kommenden Hauptgutachten für 
die von der Monopolkommission geführten Konzen- 

38) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematik der Wirtschafts- 
zweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart und 
Mainz 1979. 
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trationsstatistiken nicht unerheblich systematische 
Änderungen zu erwarten. 


2. Stand der Konzentration der Unternehmen 
in den Wirtschaftsgruppen des 
Produzierenden Gewerbes 

2.1 Gesamtwirtschaftliches Gewicht der 
Wirtschaftsgruppen 

304. Die Monopolkommission stellt im folgenden 
einzelne gesamtwirtschafthche Rahmendaten zur 
Konzentrationsberichterstattung nach den Wirt- 
schaftsgruppen des Produzierenden Gewerbes dar. 
Diese werden in der Erwartung fortgeschrieben, daß 
eine Wiederaufnahme der vollständigen Berichter- 
stattung in einem späteren Gutachten möglich ist. 

Im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe haben 1987 
33 646 Unternehmen (1985: 33483) mit 20 Beschäftig- 
ten imd mehr ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt. Sie 
beschäftigen 7 115 926 Personen (1985: 7 019497) und 
erzielen einen Umsatz von 1 490,6 Mrd. DM 
(1985: 1504,0 Mrd. DM). Zur Wertschöpfung gemes- 
sen am Census Value Added liegen keine entspre- 
chenden amtlichen Angaben vor^^). Die Investitionen 
der Unternehmen betragen 1987 77,4 Mrd. DM 
(1985: 64,6 Mrd. DM). Der Anteil des warenproduzie- 
renden Gewerbes gemessen an der Bruttowertschöp- 
fung am Bruttoinlandsprodukt beträgt 40,5 %4i) 
(1985: 41,1 %). Die Zahl der Unternehmen ist um 163 
(0,49 %) gestiegen, die Zahl der Beschäftigten nahm 
um 96 429 Personen ( 1 ,37 % ) zu. Der Umsatz nahm um 
13,4 Mrd. DM (0,89%) ab und die Investitionen der 
Unternehmen um 12,75 Mrd. DM (19,7%) zu. Der 
Anteil des warenproduzierenden Gewerbes am Brut- 
toinlandsprodukt ist um 0,6 Prozentpunkte (1,5 %) zu- 
rückgegangen. 

Im Baugewerbe sind 1987 14275 Unternehmen (1985: 
15 020) mit 20 Beschäftigten und mehr schwerpunkt- 
mäßig tätig. Sie beschäftigten 909 226 Personen 
(1985: 953743) und erzielen einen Umsatz von 108,14 
Mrd. DM (1985: 101,88 Mrd. DM). Die Investitionen 
der Bauuntemehmen betragen 3,733 Mrd. DM (1985: 
3,211 Mrd. DM). Die Zahl der Unternehmen ging um 
745 (4,96 %) und die Zahl der Beschäftigten um 44 517 
Personen (4,67 %) zurück, der Umsatz stieg um 6,262 
Mrd. DM (6,15 %), die Investitionen um 0,522 Mrd. 
DM (16,26 %). 


3®) Im folgenden wird der Begriff des Produzierenden Gewer- 
bes im engeren Sinne verwendet und bezeichnet den Berg- 
bau, das Verarbeitende Gewerbe und das Baugewerbe ohne 
die Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Femwärme- 
imd Wasserversorgung). 

^0) Die teilweisen Angaben in Tabelle II.4 und Tabelle II.9 des 
Anlagenbandes zu diesem Gutachten beruhen auf stati- 
stisch nicht gesicherten Extrapolationen der Monopolkom- 
mission aufgnmd amtlicher Ergebnisse nach Rangklassen 
für die jeweils größten Unternehmen. 

41) Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1989 
für die Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1989, Ta- 
belle 24.5, Bruttowertschöpfimg nach Wirtschaftsbereichen, 
Bruttoinlandsprodukt, S. 545 f. Für 1987 vorläufiges Ergeb- 
nis, Angaben zur Elektrizitäts- und Wasserversorgung lie- 
gen nicht gesondert vor. 


Einen Überblick über die Gliederung des Bergbaus 
imd des Verarbeitenden Gewerbes nach den fünf 
wirtschaftlichen Hauptgruppen sowie das Bauge- 
werbe im Berichtsjahr 1987 gibt Tabelle 2. 

306. Die zweistelhgen Wirtschaftsgruppen der 
SYPRO-Klassifikation sind nach den zur Messung der 
Untemehmenskonzentration herangezogenen Merk- 
malen von sehr unterschiedhcher Größe. 

Die größten Wirtschaftsgruppen sind sowohl in abso- 
luten als auch in relativen Werten bezogen auf das 
Produzierende Gewerbe, einschließlich Bauge- 
werbe: 

nach Umsatz und Investitionen: 

33 Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahr- 
zeugen usw. 

207,484 Mrd. DM (13,0%) Umsatz 
12,408 Mrd. DM (15,3%) Investitionen 

nach der Anzahl der Beschäftigten: 

36 Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Ge- 
räten für den Haushalt 

1 056 108 (13,2 %) Beschäftigte 

nach dem Census Value Added, soweit bekannt ^2) 43) 
und der Zahl der Betriebe ^3): 

32 Maschinenbau 

86,086 Mrd. DM (12,3 %) Census Value Added 
5 507(13,5%) Anzahl der Betriebe 

nach der Anzahl der Unternehmen: 

72 Hoch- und Tiefbau 

7 928 (16,5 %) Anzahl der Unter- 

nehmen 

Die kleinsten Wirtschaftsgruppen sind^^): 

nach der Anzahl der Unternehmen und der Be- 
triebe ^5): 

69 Tabakverarbeitung 

32 (0,067%) Unternehmen 

53 (0,13 %) Betriebe 

42) Ohne 17 Wirtschaftsgruppen des Bergbaus imd des Verar- 
beitenden Gewerbes, für die auch mit Hilfe weiterer Anga- 
ben des Statistischen Bundesamtes keine Schätzwerte be- 
rechnet werden konnten: 21, 24, 25, 27, 31, 34, 35, 36, 39, 51, 
53, 54, 55, 57, 65, 68, 69. 

43) Ohne die sechs Wirtschaftsgruppen des Baugewerbes. 

44) Ohne die zwei extrem kleinen zwei Wirtschaftsgruppen: 

24 Herstellung imd Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 
fen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Ge- 
räte für den Haushalt), im Berichtsjahr 1987 mit sechs 
bzw. zehn Unternehmen. 

45) Ohne 17 Wirtschaftsgruppen des Bergbaus und des Verar- 
beitenden Gewerbes, für die auch mit Hilfe weiterer Anga- 
ben des Statistischen Bundesamtes keine Schätzwerte be- 
rechnet werden konnten: 21, 24, 25, 27, 31, 34, 35, 36, 39, 51, 
53, 54, 55, 57, 65, 68, 69. 
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Tabelle 2 


Unternehmen, Beschäftigte, Umsatz und Investitionen nach Hauptgruppen 
im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Baugewerbe 1985 und 1987 



Erhebungsmerkmale 

Anzahl der 
Unternehmen 

Anzahl der 
Beschäftigten 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Investitionen 
(Mio. DM) 

Jahr 

Hauptgruppen 1) 

1985 

1987 

1985 

1987 

1985 

1987 

1985 

1987 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

1 

Bergbau 

76 

80 

219 601 

207 072 

35 963 

32 261 

3 026 

2 954 

1 

Grundstoff- und 
Produktionsgüter- 
gewerbe 2) 

4 219 

4 111 

1 357 486 

1 336 616 

459 493 

395 514 

17 676 

20 2035) 

1 

Investitionsgüter 
produzierendes 
Gewerbe 3) 

14 759 

15 260 

3 692 193 

3 835 226 

647 125 

695 656 

30 811 

38 0675) 

1 

Verbrauchsgüter 
produzierendes 
Gewerbe 

10 952 

10 719 

1 276 669 

1 266 235 

187 633 

197 204 

8 137 

10 081 

5 

Nahrungs- und 
Genußmittel- 
gewerbe 

3 477 

3 476 

473 548 

470 777 

173 816 

169 960 

4 999 

6 094 

Bergbau und Verarbei- 
tendes Gewerbe 

33 483 

33 646 

7 019 497 

7 115 926 

1 504 030 

1 490 595 

64 649 

77 399 

6 

Baugewerbe .... 

15 020 

14 275 

953 743 

909 226 

101 878 

108 140 

3 212 

3 733 

Produzierendes 

Gewerbe 4) 

48 503 

47 921 

7 973 240 

8 025 152 

1 605 908 

1 598 735 

67 861 

81 132 


1) Die amtliche Statistik gliedert die Wirtschaftsbereiche im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe auf der Ebene der zwei- 
stelligen Wirtschaftsgruppen den fünf wirtschaftlichen Hauptgruppen zu, vgl. Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, 
Fassimg für die Statistik im Produzierenden Gewerbe (SYPRO), Arbeitsimterlage 1982, Spalte 5. Eine Ausnahme bildet die 
Wirtschaftsgruppe 30 (Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, anderweitig nicht genannt). Die drei vierstelli- 
gen Wirtschaftszweige 3011, 3015 und 3030 sind der Hauptgruppe 2 (Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe), die zwei 
Wirtschaftszweige 3021 und 3025 der Hauptgruppe 3 (Investitionsgüter produzierendes Gewerbe) zugeordnet. Da die danach 
erforderliche Aggregation bzw. Disaggretation nicht für alle konzentrationsstatistischen Angaben möglich ist, ordnet die Mono- 
polkommission die Wirtschaftsgruppe 30 insgesamt der Hauptgruppe 3 (Investitionsgüter produzierendes Gewerbe) zu. 

2) Ohne die Wirtschaftszweige 3011, 3015, 3030. 

3) Einschließlich der Wirtschaftszweige 3011, 3015, 3030. 

4) Ohne Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- imd Wasserversorgung). 

5) Die statistisch geheimgehaltenen Investitionen des Wirtschaftszweigs 3011 (Stabziehereien, Kaltwalzwerke) wurden mit Hilfe 
der Angaben für 1986 und 1988 durch Interpolation mit 380,5 Mio. geschätzt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 4, Produzierendes Gewerbe, Reihe 4.2.1, Beschäftigte, Umsatz \md Investitionen der 
Unternehmen \md Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe, 1987, S. 8 ff., Tabelle 1.1.1, Unternehmen, 
Beschäftigte, Umsatz und Investitionen 1987 nach Wirtschaftszweigen, S. 14—25; Statistisches Bundesamt, a. a. O., 1985, 
TabeUe 1.1.1, S. 14-25. 
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nach dem Umsatz imd der Anzahl der Beschäftig- 
ten: 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

5 492 (0,068%) Beschäftigte 

1,237 Mrd. DM (0,077 %) Umsatz 

nach den Investitionen: 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 
0,0287 Mrd. DM (0,035%) Investitionen 

nach dem Census Value Added, soweit be- 
kannt 46). 

61 Ledererzeugxmg 

0,411 Mrd. DM (0,059%) Census Value 

Added 

Die nach den verschiedenen Merkmalen jeweils sehr 
unterschiedliche Größe der Wirtschaftsgruppen 
macht anschauhch, daß ein unmittelbarer Vergleich 
problematisch ist. Es liegt auf der Hand, daß Wirt- 
schaftsgruppen mit einer geringeren Anzahl an Un- 
ternehmen ceteris paribus einen höheren absoluten 
Konzentrationsgrad aufweisen müssen als stärker be- 
setzte, und damit auch die Reagibilität des Konzentra- 
tionsgrades im Zeitablauf verschieden ist. Ein konzen- 
trationsstatistischer Vergleich der Wirtschaftsgruppen 
ist nur dann gerechtfertigt, wenn diese unter wettbe- 
werbhchen Gesichtspunkten — z. B. als relevante ak- 
tuelle oder potentielle Märkte — äquivalent erschei- 
nen. Dies ist angesichts der großen Heterogenität ver- 
schiedener Wirtschaftsgruppen nicht der Fall. Zur Ab- 
grenzimg ökonomisch sinnvoller Wirtschaftsbereiche 
sind die zweistelligen Wirtschaftsgruppen ziunindest 
nach jenen vierstelligen Wirtschaftszweigen zu glie- 
dern, denen eine entsprechende wirtschaftliche Be- 
deutung zukommt. Das Statistische Bundesamt ver- 
fährt in diesem Zusammenhang seit längerer Zeit ähn- 
lich 4^), 


Ohne die sechs Wirtschaftsgruppen des Baugewerbes. 

^7) Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes 
Gewerbe, Reihe 4.1.5: FachUche Untemehmensteile im 
Bergbau xmd im Verarbeitenden Gewerbe, 1980, S. 15 xmd 
folgende Jahresergebnisse. 


306. Eine Ordnung der Wirtschaftsgruppen gemes- 
sen am Umsatz enthalten Tabelle 3 und Tabelle 4. Da 
die Maßzahlen der horizontalen Konzentration in be- 
zug auf das gewählte Konzentrationsmerkmal nor- 
miert sind, kommt die absolute Größe der Wirtschafts- 
gruppen bei einem Vergleich ihrer Konzentrations- 
grade nicht zum Ausdruck. Die Monopolkommission 
verwendet daher den Umsatz sowie die Anzahl der 
Unternehmen in den Wirtschaftsgruppen als Ge- 
wicht. 

Tabelle 3 enthält die Häufigkeitsverteilimg der Wirt- 
schaftsgruppen nach der Höhe des Umsatzes im Be- 
richtsjahr 1987. In 13 Wirtschaftsgruppen wird ein 
Umsatz imter 10 Mrd. DM erzielt. Ein Umsatz zwi- 
schen 10 imd 100 Mrd. DM wird in 23 und ein Umsatz 
über 100 Mrd. DM in fünf Wirtschaftsgruppen er- 
zielt. 

Tabelle 4 enthält für das Berichtsjahr 1987 eine Zu- 
sammenstellung der jeweils fünf Wirtschaftsgruppen 
mit den höchsten Umsätzen über rund 150 Mrd. DM 
sowie der fünf Wirtschaftsgruppen mit den niedrig- 
sten Umsätzen unter rund 3,3 Mrd. DM. 

Tabelle 3 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach dem Umsatz der Unternehmen, 1987 


Lfd. 

Nr. 

Umsatz der Unternehmen 
(Mio. DM) 

Wirtschaftsgruppen 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

200 000,0 bis 207 484,5 

1 

2,44 

2 

100 000,0 bis unter 200 000,0 

4 

9,76 

3 

50 000,0 bis unter 100 000,0 

2 

4,88 

4 

40 000,0 bis unter 50 000,0 

2 

4,88 

5 

30 000,0 bis unter 40 000,0 

3 

7,32 

6 

25 000,0 bis unter 30 000,0 

3 

7,32 

7 

20 000,0 bis unter 25 000,0 

6 

14,63 

8 

10 000,0 bis unter 20 000,0 

7 

17,07 

9 

5 000,0 bis unter 10 000,0 

6 

14,63 

10 

1 000,0 bis unter 5 000,0 

5 

12,20 

11 

28,2 bis unter 1 000,0 

2 

4,88 

Insgesamt 

41 

100,00 
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Tabelle 4 

Wirtschaftsgruppen mit dem größten und mit dem kleinsten Umsatz der Untemehmenr 1987 


Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

c 

d 

e 

Wirtschaftsgruppen mit den größten Werten 

fl 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatxir von Kraftfahrzeugen usw 

207 484,494 

1710 

1 

36 

Elektrotechnik; Reparatxir von elektrischen Geräten für den 
Haushalt 

174 354,394 

2 523 

B 

40 

Chemische Industrie 

171 100,218 

1 148 

fl 

32 

Maschinenbau 

160 101,764 

4782 

5 

68 

Emährxmgsgewerbe 

148 354,676 

3 444 

Wirtschaftsgruppen mit den kleinsten Werten 

6 

75 

Zimmerei, Dachdeckerei 

3 319,610 

790 

7 

61 

Ledererzeugxmg 

1 400,443 

56 

8 

74 

Stukkatexirgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

1 237,382 

322 

9 

24 

Herstellung \md Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen .... 

637,657 

6 

10 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für 
den Haushalt) 

28,217 

10 


307. Eine Ordnung der Wirtschaftsgruppen gemes- 
sen an der Anzahl der Unternehmen im Berichtsjahr 
1987 enthalten Tabelle 5 und Tabelle 6. Die Anzahl 
der Unternehmen ist für die Messxmg des absoluten 
Konzentrationsgrades unmittelbar von Bedeutung, da 
die Anzahl neben der Disparität der Merkmalswerte 
eine Variable der Messxmg ist. Bei einem Vergleich 
von Konzentrationsgraden oder der Ermittlxmg von 
Durchschnittswerten verschieden stark besetzter 
Wirtschaftsbereiche ist dieser Zusammenhang zu be- 
achten. 

Tabelle 5 gibt die Häufigkeitsverteilxmg der Wirt- 
schaftsgruppen nach der Anzahl der Unternehmen im 
Berichtsjahr 1987 wieder. Danach beträgt in 18 der 
insgesamt 41 Wirtschaftsgruppen die Anzahl der Un- 
ternehmen über 1 000 xmd in den übrigen 23 Wirt- 
schaftsgruppen imter 1 000 Unternehmen. In Ta- 
belle 6 sind die größten Wirtschaftsgruppen mit rund 
2 500 Unternehmen xmd mehr bzw. die kleinsten mit 
weniger als nmd 50 Unternehmen enthalten. Ein Ver- 
gleich der in Tabelle 4 und Tabelle 6 den einzelnen 
Wirtschaftsgruppen zugeordneten Umsätze xmd der 
Anzahl der Unternehmen zeigt, daß auch die durch- 
schnittliche Größe der Unternehmen zwischen den 
Wirtschaftsgruppen stark differiert. 


Tabelle 5 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Anzahl der Unternehmen, 1987 


lid. 

Nr. 

1 

Anzahl der Unternehmen 

Wirtschaftsgruppen 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

4 000 bis 7 928 

2 

4,88 

2 

3 000 bis 3 999 

2 

4,88 

3 

2 000 bis 2 999 

2 

4,88 

4 

1500 bis 1999 

8 

19,51 

5 

1000 bis 1499 

4 

9,76 

6 

500 bis 999 

3 

7,32 

7 

200 bis 499 

7 

17,07 

8 

100 bis 199 

5 

12,20 

9 

50 bis 99 

3 

7,32 

10 

6 bis 49 

5 

12,20 

Insgesamt 

41 

100,00 
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Tabelle 6 


Wirtschaftsgnippen mit der größten und mit der kleinsten Anzahl der Unternehmen, 1987 


Lfd. 

Nr, 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Anzahl der 
Unternehmen 

Umsatz 
(Mio, DM) 

a 

b 

c 

d 

e 

Wirtschaftsgruppen mit den größten Werten 


72 

Hoch- und Tiefbau 

7 928 

76 554,537 


32 

Maschinenbau 

4 782 

160 101,764 


68 

Emährungsgewerbe 

3 444 

148 354,676 


76 

Bauinstallation 

3 062 

15 884,447 

5 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den 
Haushalt 

2 523 

174 354,394 

Wirtschaftsgruppen mit den kleinsten Werten 


22 

Mineralölverarbeitung 


74 415,756 


35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 


9 925,138 

8 

69 

Tabakverarbeitxmg 


21 605,130 

' 9 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für 
den Haushalt) 

10 

28,217 

10 

24 

Herstellimg imd Verarbeitung von Spalt- imd Brutstoffen .... 

6 

637,657 


2.2 Konzentration der Unternehmen gemessen am 
Umsatz 


308. Der durchschnittliche Umsatzanteil der jeweils 
drei größten Unternehmen (Konzentrationsrate CR-3) 
einer zweistelligen SYPRO- Wirtschaftsgruppe beträgt 
im Bergbau imd Verarbeitenden Gewerbe einschließ- 
lich des Baugewerbes ungewogen 21,3%. Dieser 
Wert ist empirisch nicht repräsentativ, da die rmter die 
statistische Geheimhaltung fallenden Angaben für 
zwölf Wirtschaftsgruppen von der Monopolkommis- 
sion nicht berücksichtigt werden konnten. 

Gewichtet man die Umsatzanteüe der jeweils drei 
größten Unternehmen mit dem Umsatz der betreffen- 
den Wirtschaftsgruppe, um die Höhe der Anteile in 
bezug auf die Größe der Wirtschaftsgruppe zu relati- 
vieren, beträgt der Durchschnitt im Bergbau imd Ver- 
arbeitenden Gewerbe 26,8 %, einschließlich des Bau- 
gewerbes 25,6 %. Diese Werte sind exakt; sie wurden 
vom Statistischen Bimdesamt aufgrund sämtlicher 
Wirtschaftsgruppen berechnet^®). Ohne Berücksichti- 
gung der statistisch geheimgeh^tenen Angaben be- 
trägt der entsprechende Wert einschließlich des Bau- 
gewerbes 19,8%. Die Diskrepanz erweist, welche 
Verzerrung der empirischen Ergebnisse durch die Da- 
tenlücken infolge der statistischen Geheimhaltung 
bewirkt wird. 


Mitteilung des Statistischen Bundesamtes an die Monopol- 
kommission vom 2. November 1989. 


Da zum imgewogenen Mittelwert der Konzentrations- 
rate CR-3 kein exaktes Ergebnis vorliegt, sind kein 
Vergleich zum gewogenen Mittelwert imd entspre- 
chende Schlußfolgerungen möglich. 

309- Die Monopolkommission hat für frühere Be- 
richtsperioden eingehend über die Gliederung der 
4 1 zweistelligen SYPRO- Wirtschaftsgruppen im Berg- 
bau, im Verarbeitenden Gewerbe und im Bauge- 
werbe nach der Höhe des Umsatzanteils der jeweils 
drei größten Unternehmen berichtet. Da ihr für die 
vorliegende Berichtsperiode 1987 aus Gründen der 
statistischen Geheimhaltung nur zu 29 Wirtschafts- 
gruppen vom Statistischen Bundesamt exakte Werte 
zur Verfügung gestellt wurden, d. h. zu zwölf Wirt- 
schaftsgruppen Werte fehlen, sind Aussagen über den 
Gesamtbereich des Bergbaus, des Verarbeitenden 
Gewerbes und des Baugewerbes zu wenig repräsen- 
tativ. 

Die Monopolkommission muß daher in ihrer Konzen- 
trationsberichterstattung auf die Konzentrationsraten 
CR-3, d, h. die Umsatzanteile der jeweils drei größten 
Unternehmen als einer entscheidenden Kategorie der 
Konzentrationsmessung, wie bereits für die vorange- 
hende Berichtsperiode 1985, aus Gründen der statisti- 
schen Geheimhaltung verzichten. 

310. Angaben zu den übrigen Maßzahlen der hori- 
zontalen Konzentration gemessen am Umsatz, insbe- 
sondere zu den Konzentrationsraten CR-6, CR- 10, 
zum Hirschman-Herfindahl-Index und damit auch 
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zum Variationskoeffizienten, hegen für die zweistelh- 
gen Wirtschaftsgruppen nahezu vollständig vor. Eine 
isolierte Betrachtung dieser Maßzahlen ist jedoch so- 
wohl für das Produzierende Gewerbe insgesamt als 
auch für die einzelnen Wirtschaftsgruppen wettbe- 
werbspolitisch weniger aufschlußreich. 

Diese Maßzahlen wurden im Hinbhck auf die Konzen- 
trationsrate CR-3 vor allem dazu verwendet, um die 
zur Charakterisierung der Marktstruktur eines Wirt- 
schaftsbereichs möghcherweise entscheidende Be- 
deutung der jeweils drei größten Unternehmen näher 
zu qualifizieren. So könnte mit Hilfe der Konzentra- 
tionsraten für die folgenden Rangklassen, aber auch 
mit Hilfe des Hirschman-Herfindahl-Indexes geprüft 
werden, ob die drei größten Unternehmen in einem 
Wirtschaftsbereich einer größeren Gruppe etwa 
gleichgroßer Unternehmen angehören oder sich deut- 
hch von den übrigen Unternehmen absetzen. Neben 
oligopolistischen Strukturen könnte geprüft werden, 
ob die Größenverteilung innerhalb der Gruppe der 
drei größten Unternehmen relativ ausgeghchen ist 
oder eine monopolistische Position des jeweils größten 
Unternehmens besteht. Diese analytische Bedeutung 
haben die übrigen Konzentrationsmaße infolge des 
Wegfalls der Konzentrationsrate CR-3 für die unter- 
suchten Wirtschaftsbereiche eingebüßt. 

Die der Monopolkommission verfügbaren Angaben 
für die Konzentrationsraten CR-3, CR- 10, den Hirsch- 
man-Herfindahl-Index und den diesem zugeordneten 
Variationskoeffizienten sind, wie für die vorangehen- 
den Berichtsperioden, nach Wirtschaftsgruppen in 
den Tabellen 7 bis 14 zusammengestellt. Die Kommis- 
sion sieht sich aus den dargelegten Gründen nicht in 
der Lage, die Ergebnisse ohne die fehlenden Konzen- 
trationsraten CR-3 unter wettbewerbspolitisch rele- 
vanten Gesichtspunkten repräsentativ für die Wirt- 
schaftsgruppen des Produzierenden Gewerbes darzu- 
stellen und näher zu untersuchen. 

311. Die Monopolkommission hat in früheren Gut- 
achten für die fünf wirtschaftlichen Hauptgruppen 
des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes so- 
wie für das Baugewerbe auf der Ebene zweistelliger 
Wirtschaftsgruppen Mittelwerte für die Maßzahlen 
der Untemehmenskonzentration berechnet. Diese Be- 
rechnung haben die zeitliche Entwicklung der Ten- 
denz gezeigt, daß die Konzentrationsraten am größten 
in den Hauptgruppen sind, die am Anfang des ge- 
samtwirtschaftlichen Produktionsprozesses stehen^®). 
Mit wachsender Nähe zum Konsumgüterbereich sin- 
ken die Konzentrationsraten. Am niedrigsten sind die 
Werte für das Baugewerbe. 

Für das vorangehende Berichtsjahr 1985 wurde die 
Berechnung trotz erhebhcher, infolge der statistischen 
Geheimhaltung bestehender Lücken durchgeführt. In 
Anbetracht dieser auch im vorhegenden Berichtsjahr 


Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Kapitel H, Tabelle 13. Die Tabelle enthält ungewo- 
gene und mit dem Umsatz gewogene Mittelwerte der Kon- 
zentrationsraten CR-3, CR-6, CR- 10, des Hirschman-Herfin- 
dahl-Index und des Variationskoeffizienten nach Haupt- 
gruppen sowie das Baugewerbe für die Berichtsperiode 
1985. 


1987 bestehenden Situation erscheint die Fortsetzung 
der Rechnung empirisch zu unsicher. Sollten für das 
kommende Berichtsjahr 1989 die statistischen Lücken 
geschlossen werden, können die Berechnuingen wie- 
der aufgenommen uind die zwischenzeithch fehlen- 
den Angaben gegebenenfalls durch Interpolation ge- 
schätzt werden. 


312. Eine Zusammenstellung der Angaben zum 
Stand der Untemehmenskonzentration gemessen am 
Umsatz im Berichtsjahr 1987 hefert Tabelle II. 1 im 
Anlagenband des Hauptgutachtens. Die Tabelle ent- 
hält Anteile am Umsatz der größten Unternehmen, 
Werte des Hirschman-Herfindahl-Index und des 
Variationskoeffizienten gemessen am Umsatz nach 
zwei- und viersteUigen Wirtschaftsbereichen des 
Bergbaus, des Verarbeitenden Gewerbes und des 
Baugewerbes 1987. 


Tabelle 7 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Konzentrationsrate CR-3, 1987 


Lfd. 

Nr. 

KonzentrationsTate CR-3 
(%) 

Wirtschaftsgruppen 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

90,0 bis 97,0 

1 

2,44 

2 

60,0 bis unter 90,0 

0 

0,00 

3 

50,0 bis unter 60,0 

2 

4,88 

4 

40,0 bis unter 50,0 

0 

0,00 

5 

30,0 bis imter 40,0 

5 

12,20 

6 

20,0 bis unter 30,0 

3 

7,32 

7 

10,0 bis unter 20,0 

6 

14,63 

8 

5,0 bis tmter 10,0 

8 

19,51 

9 

4,0 bis imter 5,0 

4 

9,76 

10 

ohne Angabe i) 

12 

29,27 

Insgesamt 2) 

41 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwölf Wirtschaftsgruppen: 

21 Bergbau, 

22 Mineralölverarbeitung, 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

36 Elektrotechnik, Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt, 

50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitxmgs- 
geräten und -einrichtungen, 

61 Leder erzeugung, 

62 Lederverarbeitung, 

69 Tabakverarbeitung, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzer ei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation). 

2) Der exakte, mit dem Umsatz gewogene, arithmetische Mittel- 
wert beträgt einschließlich Baugewerbe 25,6% und ohne 
Baugewerbe 26,8 % . 
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Tabelle 8 

Wirtschaftsgruppen^) mit der größten und mit der kleinsten Konzentrationsrate CR-3, 1987 



SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Konzen- 

trationsrate 

CR-3 

(%) 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgnippen mit den größten Werten 

1 

24 

Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brut- 
stoffen 

96,98 

637,657 

6 

2 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische 
Geräte für den Haushalt) 

50,29 

28,217 

10 

3 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 

50,20 

207 484,494 

1 710 

4 

34 

Schiffbau 

39,53 

6 067,420 

92 

5 

51 

Feinkeramik 

36,14 

4 146,341 

149 

Wirtschaftsgruppen mit den kleinsten Werten 

6 

32 

Maschinenbau 

5,19 

160 101,764 

4 782 

7 

63 

Textilgewerbe 

4,62 

35 150,684 

1 295 

8 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Me- 
chanik, anderweitig nicht genannt 

4,49 

24 750,617 

1 558 

9 

68 

Emähnmgsgewerbe 

3,99 

148 354,676 

3 444 

10 

54 

Holzverarbeitung 

3,95 



28 628,852 

1 930 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden zwölf Wirtschaftsgruppen: 

21 Bergbau, 

22 Mineralölverarbeitung, 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

36 Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den Haushalt, 

50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen, 

61 Ledererzeugung, 

62 Lederverarbeitung, 

69 Tabakverarbeitung, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation). 
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Tabelle 9 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaltsgruppen 
nach der Konzentrationsrate CR-10, 1987 


Lfd. 

Nr. 

Konzentrationsrate CR-10 
(%) 

Wirtschaftsgruppen 

Anzahl 

Anteü{%) 

1 

90,0 bis 

100,01) ... 

6 

14,63 

2 

80,0 bis unter 

90,0 

1 

2,44 

3 

70,0 bis unter 

80,0 

3 

7,32 

4 

60,0 bis unter 

70,0 

1 

2,44 

5 

50,0 bis unter 

60,0 

3 

7,32 

6 

40,0 bis unter 

50,0 

4 

9,76 

7 

30,0 bis unter 

40,0 

3 

7,32 

8 

20,0 bis unter 

30,0 

3 

7,32 

9 

10,0 bis unter 

20,0 

14 

34,15 

10 1 

8,8 bis unter 

10,0 

1 

2,44 

11 

ohne Angabe 2) .... 

2 

4,88 

Insgesamt^) 

41 

100,00 


1) Einschließlich der Wirtschaftsgruppe 24 (Herstelltmg und 
Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen) mit sechs Unter- 
nehmen, deren Konzentrationsrate CR-10 gleich 100% ge- 
setzt ist. 

2) Ohne die imter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen: 

39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, 
Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von natürlichen 
Schnitz- imd Formstoffen; Foto- imd Filmlabors, 

51 Feinkeramik. 

3) Der exakte, mit dem Umsatz gewogene, arithmetische Mittel- 
wert beträgt einschließlich Baugewerbe 41,6% \md ohne 
Baugewerbe 43,4 %. 


Tabelle 10 

Wirtschaftsgruppen mit der größten und mit der kleinsten Konzentrationsrate CR-10, 1987 


Lid. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Konzen- 

trationsrate 

CR-10 

(%) 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

C 



d 



e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit den größten Werten 


65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische 






Geräte für den Haushalt) 

100,00 

28,217 

10 


24 

Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brut- 






stoffen 

100,00 

637,657 

6 


69 

Tabakverarbeitung 

97,69 

21 605,130 

32 


35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

95,13 

9 925,138 

41 

5 

22 

Mineralölverarbeitung 

94,07 

74 415,756 

48 

Wirtschaftsgruppen mit den kleinsten Werten 

6 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Me- 

HM 





chanik, anderweitig nicht genannt 

BEI 

24 750,617 

1 558 

7 

63 

Textilgewerbe 

WSSSm 

35 150,684 

1 295 

8 

54 

Holzverarbeitung 


28 628,852 

1 930 

9 

68 

Emährungsgewerbe 


148 354,676 

3 444 

10 

77 

Ausbaugewerbe (ohne Baiiinstallation) 

■Hi 

6 782,134 

1 815 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltimg fallenden zwei Wirtschaftsgruppen: 

39 Herstellimg von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitimg von natürlichen Schnitz- \md Form- 
stoffen; Foto- und Filmlabors, 

51 Feinkeramik. 


107 



























Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 11 

Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach dem Hirschman-Herfindahl-Index, 1987 


Lfd. 

Nr. 

Hirschman-Herfindeihl-Index 
(xlO 000) 

Wirtschaftsgmppen 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

2 000,0 bis 4 049,7 . . . 

3 

7,32 

2 

1 000,0 bis imter 2 000,0 . . . 

3 

7,32 

3 

750,0 bis unter 1 000,0 . . . 

1 

2,44 

4 

500,0 bis unter 750,0 . . . 

6 

14,63 

5 

200,0 bis imter 500,0 . . . 

6 

14,63 

6 

100,0 bis unter 200,0 . . . 

3 

7,32 

7 

50,0 bis unter 100,0 . . . 

4 

9,76 

8 

40,0 bis unter 50,0 . . . 

5 

12,20 

9 

30,0 bis unter 40,0 . . . 

4 

9,76 

10 

21,3 bis unter 30,0 . . . 

4 

9,76 

11 

ohne Angabe 1) .... 

2 

4,88 

Insgesamt 

41 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen: 

24 Herstellung imd Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 
fen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte 
für den Haushalt). 


Tabelle 12 

Wirtschaftsgruppen mit dem größten und mit dem kleinsten Hirschman-Herfindahl-Index, 1987 


Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgmppe 



Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit den größten Werten 



Luft- und Raumfahrzeugbau 

4 049,7 

9 925,138 

41 



Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbei- 
tungsgeräten und -einrichtungen 

2 281,8 

25 236,501 

118 


21 

Bergbau 

2 236,7 

32 261,038 

80 


69 

Tabakverarbeitung 

1 737,0 

21 605,130 

32 

5 

22 

Mineralölverarbeitung 

1 273,7 

74 415,756 

48 

Wirtschaftsgruppen mit den kleinsten Werten 

6 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Me- 
chanik, anderweitig nicht genannt 

31,2 

24 750,617 

1 558 

7 

32 

Maschinenbau 

30,0 

160 101,764 

4 782 

8 

68 

Emährungsgewerbe 

25,9 

148 354,676 

3 444 

9 

54 

Holzverarbeitung 

25,5 

28 628,852 

1 930 

10 

77 

Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation) 

21,3 

6 782,134 

1 815 


Ohne die imter die statistische Geheimhaltung fallenden zwei Wirtschaftsgruppen: 
24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt). 
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Tabelle 13 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach dem Variationskoeffizienten, 1987 


Lfd. 

Nr. 

Variationskoeffizient 

(xlOO) 

Wirtschaftsgmppen 

Anzahl 

Anteü(%) 

1 

1 000,0 bis 1 357,6 . . . 

2 

4,88 

2 

500,0 bis unter 1 000,0 . . . 

3 

7,32 

3 

400,0 bis unter 500,0 . . . 

2 

4,88 

4 

350,0 bis unter 400,0 . . . 

4 

9,76 

5 

300,0 bis unter 350,0 . . . 

2 

4,88 

6 

275,0 bis unter 300,0 . . . 

7 

17,07 

7 

250,0 bis imter 275,0 . . . 

4 

9,76 

8 

225,0 bis unter 250,0 , . . 

5 

12,20 

9 

200,0 bis unter 225,0 . . . 

2 

4,88 

10 

150,0 bis unter 200,0 . . . 

6 

14,63 

11 

119,8 bis unter 150,0 . . . 

2 

4,88 

12 

ohne Angabe i) .... 

2 

4,88 

Insgesamt 

41 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen: 

24 Herstellung xmd Verarbeitung von Spalt- xmd Brutstof- 
fen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte 
für den Haushalt). 


Tabelle 14 

Wirtschaftsgnippen mit dem größten und mit dem kleinsten Variationskoeffizienten, 1987 


Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgmppe 

Variations- 

koeffizient 

(%) 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit den größten Werten 

1 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 







1 357,61 

207 484,494 

1710 


36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten 






für den Haushalt 

1 214,22 

174 354,394 

2 523 


40 

Chemische Industrie 

632,56 

171 100,218 

1 148 


72 

Hoch- und Tiefbau 

527,61 

76 554,537 

7 928 

5 

50 

Herstellimg von Büromaschinen, Datenverarbei- 






tungsgeräten imd -einrichtungen 

509,17 

25 236,501 

118 

Wirtschaftsgruppen mit den kleinsten Werten 

6 

63 

Textilgewerbe 


35 150,684 

1295 

7 

77 

Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation) 

mgm 

6 782,134 

1 815 

8 

75 

Zimmerei, Dachdeckerei 

165,86 

3 319,610 

790 

9 

61 

Ledererzeugung 

143,74 

1 400,443 

56 

10 

74 

Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

119,76 

1 237,382 

322 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden zwei Wirtschaftsgruppen: 
24 Herstellung und Verarbeitimg von Spalt- imd Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt). 
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2.3 Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
in bezug auf die Anzahl der Beschäftigten 

313. Der Monopolkommission stehen nui für 21 der 
41 Wirtschaftsgruppen im Bergbau und Verarbeiten- 
den Gewerbe sowie im Baugewerbe Angaben über 
den Anteil der jeweils drei umsatzgrößten Unterneh- 
men an der Anzahl der Beschäftigten in einer Wirt- 
schaftsgruppe zur Verfügung. Angesichts dieser Da- 
tenlücken sieht sich die Kommission nicht in der Lage, 
eine Analyse über den gesamten Bereich durchzufüh- 
ren. 

Eine Zusammenstellung der der Monopolkommission 
verfügbaren Angaben liefert Tabelle 11.2 im Anlagen- 
band dieses Hauptgutachtens. Die Tabelle enthält die 
zugeordneten Anteile an der Anzahl der Beschäftig- 
ten und den Umsatz pro Beschäftigtem der größten 
Unternehmen gemessen am Umsatz nach zwei- und 
vierstelligen Wirtschaftsbereichen des Bergbaus, des 
Verarbeitenden Gewerbes imd des Baugewerbes 
1987. 


2.4 Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
in bezug auf die Investitionen 

314. Zum Anteil der jeweils drei umsatzgrößten Un- 
ternehmen in einer Wirtschaftsgruppe an den Investi- 
tionen hegen der Monopolkommission Angaben le- 
dighch für sechs der insgesamt 41 Wirtschaftsgrup- 
pen, einschheßhch Baugewerbe, vor. Die Kommission 
muß daher auf eine Analyse dieses Zusammenhangs 
für den gesamten Bereich verzichten. 

Eine Zusammenstellung der verfügbaren Angaben 
hefert Tabelle 11.3 im Anlagenband dieses Hauptgut- 
achtens. Die Tabelle enthält zugeordnete Anteile an 
den Investitionen und die Investitionen pro Beschäf- 
tigtem der größten Unternehmen gemessen am Um- 
satz nach zwei- und viersteUigen Wirtschaftszweigen 
des Bergbaus, des Verarbeitenden Gewerbes und des 
Baugewerbes 1987. 


2.5 Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
in bezug auf den Census Value Added und den 
vertikalen Integrationsgrad 

315. Angaben zum Census Value Added der jeweils 
drei umsatzgrößten Unternehmen an einer Wirt- 
schaftsgruppe hegen der Monopolkommission unter 
den insgesamt 35 Wirtschaftsgruppen, ohne Bauge- 
werbe, nur in acht Fähen vor. Neben statistischen 
Geheimhaltungsgründen bestehen empirische und 
methodische Probleme des Statistischen Bimdesam- 
tes, den Census Value Added nach Größenklassen der 
Unternehmen gemessen am Umsatz konsistent zu 
schätzen 5®). 

Angesichts der geringen Anzahl der Wirtschaftsgrup- 
pen, für die Angaben zum Census Value Added der 


50) Vgl. in diesem Kapitel Abschnitt 1.2, Abgrenzung und Merk- 
male der Datenbasis. 


jeweils drei umsatzgrößten Unternehmen vorhegen, 
verzichtet die Monopolkommission auf eine Analyse 
des gesamten Bereichs. Dies ist auch deshalb zu be- 
dauern, weil die Angaben für den Census Value 
Added in Verbindung mit der Höhe des Umsatzes der 
jeweils größten Unternehmen dazu herangezogen 
wurden, Anhaltspunkte für den vertikalen Integra- 
tionsgrad der Unternehmen zu gewinnen. 

Eine ZusammensteUung der der Monopolkommission 
verfügbaren Angaben hefert Tabelle II. 4 im Anlagen- 
band dieses Hauptgutachtens. Die TabeUe enthält zu- 
geordnete Anteile am Census Value Added und eine 
Maßzahl für den vertikalen Integrationsgrad der größ- 
ten Unternehmen gemessen am Umsatz nach zwei- 
und viersteUigen Wirtschaftsbereichen des Bergbaus 
und des Verarbeitenden Gewerbes, ohne Bauge- 
werbe, 1987. 


2.6 Konzentration der umsatzgrößten Unternehmen 
in bezug auf die Anzahl der Betriebe 

316. Zur Anzahl der Betriebe der jeweils drei um- 
satzgrößten Unternehmen in einer Wirtschaftsgruppe 
hegen der Monopolkommission unter den insgesamt 
35 Wirtschaftsgruppen, ohne Baugewerbe, ledighch 
in einem FaU Angaben vor. Angesichts dieser Tatsa- 
che muß die Monopolkommission auf eine Analyse 
des Gesamtbereichs verzichten. 

Eine ZusammensteUung der der Monopolkommission 
verfügbaren Angaben hefert Tabelle 11.5 im Anlagen- 
band dieses Hauptgutachtens. Die TabeUe enthält zu- 
geordnete Anteüe an der Anzahl der Betriebe und die 
Anzahl der Betriebe pro Unternehmen der größten 
Unternehmen gemessen am Umsatz nach zwei- und 
viersteUigen Wirtschaftsbereichen des Bergbaus und 
des Verarbeitenden Gewerbes, ohne Baugewerbe, 
1987. 


3. Stand der Konzentration der Betriebe in den 
Wirtschaftsgruppen des Produzierenden 
Gewerbes 1987 

317. Zur Konzentration der Betriebe in den 35 Wirt- 
schaftsgruppen des Bergbaus und des Verarbeiten- 
den Gewerbes, ohne Baugewerbe, gemessen an der 
Anzahl der Beschäftigten und zum zugeordneten An- 
teil der größten Betriebe an den Investitionen sind der 
Monopolkommission keine ausreichenden Angaben 
verfügbar. Angaben über den Anteil der jeweüs drei 
größten Betriebe an den Beschäftigten hegen nur für 
20 Wirtschaftsgruppen, über den zugeordneten Anteü 
an den Investitionen nur für eine Wirtschaftsgruppe 
vor. Repräsentative Aussagen über den gesamten Be- 
reich sind danach nicht zu treffen. Die Monopolkom- 
mission verzichtet deshalb auf eine Analyse. 

Eine ZusammensteUimg der der Monopolkommission 
verfügbaren Angaben zum Stand und zur Ent- 
wicklung der Konzentration der Betriebe hefert 
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Tabelle 11.11 im Anlagenband dieses Hauptgutach- 
tens. Die Tabelle enthält Anteile an der Anzahl der 
Beschäftigten und zugeordnete Anteile an den Inve- 
stitionen der größten Betriebe gemessen an der An- 
zahl der Beschäftigten nach zweistelligen Wirtschafts- 
gruppen des Bergbaus imd des Verarbeitenden Ge- 
werbes, ohne Baugewerbe, 1979 bis 1987. 


4. Zeitvergleich der Konzentration der 

Unternehmen in den Wirtschaftsgruppen 


4.1 Kurzfristiger Zeitvergleich der Konzentration 
der Unternehmen 1987 gegenüber 1985 

318. Die Monopolkommission führt seit mehreren 
Berichtsjahren einen kurzfristigen Zeitvergleich zur 
Konzentration der Unternehmen, gemessen am Um- 
satz, für die jeweils vorangehende zweijährhche Be- 
richtsperiode durch. Vorangestellt ist ein Vergleich 
der Globaldaten 

— Umsatz, 

— Anzahl der Unternehmen 

der untersuchten Wirtschaftsgruppen. Der Zeitver- 
gleich des Konzentrationsgrades bezieht sich auf 
den 

— Umsatz als primäres Konzentrationsmerkmal 
und die vier zugeordneten Begleitmerkmale 

— Anzahl der Beschäftigten, 

— Investitionen, 

— Census Value Added imd 

— Anzahl der Betriebe der Unternehmen. 

Dargestellt werden Konzentrationsraten, d. h. insbe- 
sondere die Anteilswerte der jeweils drei größten Un- 
ternehmen in einer Wirtschaftsgruppe gemessen an 
den einzelnen Merkmalen, sowie der Hirschman-Her- 
findahl-Index und der Variationskoeffizient gemessen 
am Umsatz. 

319. Von den 41 Wirtschaftsgruppen, einschließlich 
des Baugewerbes, für die Angaben zu den Merkma- 
len Umsatz, Anzahl der Beschäftigten imd Investitio- 
nen vom Statistischen Bundesamt erhoben und kon- 
zentrationsstatistisch aufbereitet werden, stehen der 
Monopolkommission für den kurzfristigen Zeitver- 
gleich 1987/1985 lediglich zu 18, zwölf bzw. zwei 
Wirtschaftsgruppen empirische Angaben zur Verfü- 
gung, Für die 35 Wirtschaftsgruppen, ohne Bauge- 
werbe, für die vom Statistischen Bundesamt zusätzlich 
Angaben zum Census Value Added sowie zur Anzahl 
der Betriebe der Unternehmen aufbereitet werden, 
hegen der Kommission nur zu vier bzw. einer Wirt- 
schaftsgruppe Angaben vor. Diese Datenbasis ist, wie 


für die Untersuchung des Standes der Untemehmens- 
konzentration bereits dargelegt^i), für eine aussage- 
kräftige, wettbewerbspohtisch relevante Analyse des 
Produzierenden Gewerbes nach Wirtschaftsgruppen 
zu klein. Die Monopolkommission muß daher auf 
einen kurzfristigen Zeitvergleich der Konzentration 
der Unternehmen im Produzierenden Gewerbe, 
wie bereits im letzten Hauptgutachten^^), verzich- 
ten. 

320. Eine Übersicht zum kurzfristigen Zeitvergleich 
1987/1985 der globalen Angaben über den Umsatz 
und die Anzahl der Unternehmen in den Wirtschafts- 
gruppen enthalten die Tabellen 15 bis 18. Ergebnisse 
zum kurzfristigen Zeitvergleich des Konzentrations- 
grades enthalten die Tabellen 19 bis 26. Die TabeUen 
beziehen sich, dem allgemeinen Auswertungs- 
programm der Kommission entsprechend, auf die 
Konzentrationsraten CR-3 und CR- 10, d. h. die 
Anteilswerte der drei bzw. zehn größten Unterneh- 
men, den Hirschman-Herfindahl-Index sowie den 
Variationskoeffizienten, jeweils gemessen am Um- 
satz. 

Eine voUständige ZusammensteUung der der Mono- 
polkommission zur Entwicklung der Konzentration 
der Unternehmen, gemessen am Umsatz, sowie den 
zugeordneten Merkmalen zur Verfügung stehenden 
amthchen statistischen Angaben hefem die Tabel- 
len 11.6 bis 11.10 im Anlagenband dieses Hauptgutach- 
tens. Die TabeUen enthalten die Anteile der jeweils 
größten Unternehmen am Umsatz, zugeordnete An- 
teile der genannten Begleitmerkmale sowie charakte- 
ristische Relationen zwischen diesen Merkmalen nach 
zweisteUigen Wirtschaftsgruppen des Bergbaus, des 
Verarbeitenden Gewerbes sowie einschUeßUch bzw. 
ausschUeßhch des Baugewerbes während der Periode 
1977 bzw. 1979 bis 1987. 

321. Die kurzfristige Entwicklimg der Untemeh- 
menskonzentration im zweijährUchen Zeitvergleich 
1987/1985, soU trotz lückenhafter Angaben zur Kon- 
zentrationsrate CR-3 hilfsweise durch den Hirsch- 
man-Herfindahl-Index und die Konzentrationsrate 
CR- 10, jeweils gemessen am Umsatz, charakterisiert 
werden. Der Hirschman-Herfindahl-Index besitzt 
zwar nicht die Anschauungs- und Aussagekraft wie 
der Umsatzanteil der jeweils größten drei Anbieter 
(CR-3), steht mit dieser aber in einem engen funktio- 
nalen Zusammenhang. Das Niveau bzw. der Werte- 
bereich des Hirschman-Herfindahl-Index werden in 
erster Linie durch die Anteilswerte der jeweils — 
hier der drei — größten Unternehmen bestimmt. Die 
Konzentrationsrate der zehn größten Unternehmen 
(CR- 10) wird von der Kommission auch für den mittel- 
und langfristigen Zeitvergleich des jeweüigen Be- 
richtsjahres gegenüber 1977 bzw. 1954 verwendet. 

Das Ergebnis des kurzfristigen Zeitvergleichs 1987/ 
1985 für den Hirschman-Herfindahl-Index und die 
Konzentrationsrate CR- 10 enthalten die Tabellen 27 
und 28. 


51) Vgl. in diesem Kapitel Abschnitt 2.2, Konzentration der Un- 
ternehmen gemessen am Umsatz. 

52) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Tz. 236. 
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Tabelle 15 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung des Umsatzes 
der Unternehmen, 1987 gegenüber 1985 


Lid. 

Nr. 

Umsatz der Unternehmen 
(Mio. DM) 

Wirtschafts- 

gruppen 

Anzahl 

Anteil (%) 


5 000,0 bis 

23 600,2 


4,88 


2 500,0 bis unter 

5 000,0 


9,76 


1 000,0 bis imter 

2 500,0 


14,63 


500,0 bis luiter 

1 000,0 


14,63 

5 

250,0 bis luiter 

500,0 


9,76 

6 

100,0 bis unter 

250,0 

2 

4,88 

7 

0,0 bis imter 

100,0 

5 

12,20 

8 

- 1 000,0 bis imter 

0,0 

3 

7,32 

9 

- 2 000,0 bis unter 

- 1000,0 

3 

7,32 

10 

- 5 000,0 bis unter 

“ 2 000,0 

3 

7,32 

11 

“40 777,5 bis unter 

- 5 000,0 

3 

7,32 

Insgesamt 

41 

100,00 


Tabelle 16 


Wirtschaftsgruppen mit der größten Veränderung des Umsatzes der Unternehmen, 1987 gegenüber 1985 


Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Veränderung 1987/1985 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

c 

d 

e 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zunahme 


33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen usw 

23 600,17 

“ 19 


36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den Haus- 





halt 

19 282,76 



58 

Herstellung von Kunststoffwaren 

4 854,31 



72 

Hoch- und Tiefbau 

4 064,76 

“494 

5 

38 

Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren 

3 937,48 

44 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

21 

Bergbau 

“ 3 702,06 

4 

7 

68 

Emähnmgsgewerbe 

“ 4 625,15 

1 

8 

40 

Chemische Industrie 

- 9 171,45 

- 4 

9 

27 

Eisenschaffende Industrie 

“12 416,02 

- 2 

10 

22 

Mineralölverarbeitimg 

-40 777,53 

“ 2 
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Tabelle 17 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung der Anzahl 
der Unternehmen, 1987 gegenüber 1985 


Lfd. 

Anzahl der Unternehmen 

Wirtschaftsgruppen 

Nr. 

(Mio. DM) 

Anzahl 

Anteil {%) 

1 

100 bis 228 

2 

4,88 

2 

10 bis 99 

7 

17,07 

3 

4 bis 9 

3 

7,32 

4 

0 bis 3 

4 

9,76 

5 

- 3 bis - 1 

5 

12,20 

6 

- 10 bis - 4 

7 

17,07 

7 

- 20 bis - 11 

2 

4,88 

8 

- 50 bis - 21 

3 

7,32 

9 

-100 bis - 51 

4 

9,76 

10 

-200 bis -101 

3 

7,32 

11 

-494 bis -201 

1 

2,44 

Insgesamt 

41 

100,00 


Tabelle 18 


Wirtschaftsgruppen mit der größten Veränderung der Anzahl der Unternehmen, 1987 gegenüber 1985 


Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 


Veränderung 1987/1985 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Anzahl der 
Unternehmen 

Umsatz 
(Mio. DM) 

a 

b 

C 

d 

e 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zimahme 


32 

Maschinenbau 

228 

- 434,45 


36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den Haus- 
halt 

128 

19 282,76 


31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau 

92 

2 527,17 


58 

Herstellimg von Kunststoffwaren 

75 

4 854,31 

5 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, ander- 
weitig nicht genannt 

73 

80,94 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

77 

Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation) 

- 79 

347,30 

7 

76 

Bauinstallation 

-105 

1 034,47 

8 

54 

Holzverarbeitung 

-124 

1 979,09 

9 

64 

Bekleidimgsgewerbe 

-129 

698,49 

10 

72 

Hoch- und Tiefbau 

-494 

4 064,76 
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Tabelle 19 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung der Konzentrationsrate 
CR-3, 1987 gegenüber 1985 


Lfd. 

Nr. 

Konzentrationsrate CR-3 
(%) 

Wirtschafts- 

gruppen 

Anzahl 


1 

1,0 bis 1,3 

1 

2,44 

2 

0,5 bis unter 1,0 

0 


3 

0,3 bis unter 0,5 

0 

0,00 

4 

0,0 bis unter 0,3 

5 

12,20 

5 

-0,3 bis iinter 0,0 

3 

7,32 

6 

“0,5 bis unter -0,3 

2 

4,88 

7 

— 1,0 bis imter —0,5 

3 

7,32 

8 

-2,0 bis imter -1,0 

2 

4,88 

9 

-2,5 bis unter -2,0 

1 

2,44 

10 

—2,8 bis unter —2,5 

1 

2,44 

11 

ohne Angabe i) 

23 

56,10 

Insgesamt 2) 

41 

100,00 


Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwölf Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

21 Bergbau, 

22 Mineralölverarbeitung, 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

36 Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt, 

50 Herstellxmg von Büromaschinen, Datenverarbeitimgs- 
geräten und -einrichtungen, 

61 Ledererzeugung, 

62 Lederverarbeitung, 

69 Tabakverarbeitung, 

73 Spezialbau, 

74 Stiikkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation), 
elf Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1985: 

24 Herstellimg und Verarbeitimg von Spalt- und Brutstof- 
fen, 

29 Gießerei, 

32 Maschinenbau, 

33 Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen, 

40 Chenüsche Industrie, 

51 Feinkeramik, 

55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- imd Pappeerzeugung, 

57 Druckerei, Vervielfältigung, 

64 Bekleidimgsgewerbe, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Ge- 
räte für den Haushalt), 

68 Emähnmgsgewerbe. 

2) Die exakten, nüt dem Umsatz gewogenen, arithmetischen 
Mittelwerte betragen ohne Baugewerbe 1985 27,7% und 
1987 26,8 %, die Differenz —0,9 Prozentpunkte. Die entspre- 
chenden Werte einschließhch Baugewerbe betragen 26,5 % 
und 25,6 %, die Differenz -0,9 Prozentpunkte. 
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Tabelle 20 


Wirtschaftsgruppen mit der größten Veränderung der Konzentrationsrate CR-3r 

1987 gegenüber 1985 





Veränderung 1987/1985 

Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Konzen- 

trationsrate 

CR-3 

(%) 

Umsatz 
(Mio, DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgnippen mit der größten Zunahme 

1 

52 

Herstellung und Verarbeitung von Glas 

1,29 

953,85 

- 5 

2 

37 

Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 

0,27 

1 201,80 

- 53 

3 

72 

Hoch- und Tiefbau 

0,24 

4 064,76 

-494 

4 

53 

Holzbearbeitimg 

0,22 

400,56 

- 14 

5 

63 

Textilgewerbe 

0,14 

- 1 485,78 

- 39 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

59 

Gummiverarbeitung 

-0,74 

740,84 

- 1 

7 

27 

Eisenschaffende Industrie 

-1,09 

-12 416,02 

- 2 

8 

56 

Papier- und Pappeverarbeitung 

- 1,41 

429,51 

4 

9 

34 

Schiffbau 

- 2,47 

- 1 225,68 

- 8 

10 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeuge . . . 

- 2,77 

2 527,17 

92 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwölf Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

21 Bergbau, 

22 Mineralölverarbeitung, 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

36 Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den Haushalt, 

50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen, 

61 Ledererzeugung, 

62 Lederverarbeitung, 

69 Tabakverarbeitung, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation), 

elf Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1985: 

24 Herstellimg und Verarbeitimg von Spalt- imd Brutstoffen, 

29 Gießerei, 

32 Maschinenbau, 

33 Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen, 

40 Chenüsche Industrie, 

51 Feinkeramik, 

55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung, 

57 Druckerei, Vervielfältigung, 

64 Bekleidungsgewerbe, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt), 

68 Emährungsgewerbe. 
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Tabelle 21 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung der 
Konzentrationsrate CR-10, 

1987 gegenüber 1985 


Lfd. 

Konzentrationsrate CR-10 1) 

Wirtschaftsgruppen 

Nr. 

(%) 



1 

2,0 bis 4,5 



2 

1,0 bis unter 2,0 



3 

0,5 bis unter 1,0 


9,76 

4 

0,lbisimter 0,5 

8 

19,51 

5 

0,0 bis unter 0,1 

■■ 


6 

“0,3 bis unter 0,0 



7 

“0,5 bis unter “0,3 

■I 

2,44 

8 

“1,0 bis unter “0,5 

2 

4,88 

9 

“2,5 bis unter “1,0 

4 

9,76 

10 

“5,0 bis unter “2,5 

0 

0,00 

11 

“6,1 bis unter “5,0 . , . . . 

■■ 

2,44 

12 

ohneAngabe^) 

■1 

9,76 

Insgesamt 3) 

41 

100,00 


1) Einschließlich der Wirtschaftsgruppen: 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 
fen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Ge- 
räte für den Haushalt), mit teilweise weniger als zehn 
Unternehmen, deren Konzentrationsrate CR-10 gleich 
100 % gesetzt ist. 

2) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987; 

39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, 
Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von natürlichen 
Schnitz- und Formstoffen; Foto- und Filmlabors, 

51 Feinkeramik, 

zwei Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1985: 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

69 Tabakverarbeitimg. 

3) Die exakten, mit dem Umsatz gewogenen, arithmetischen 
Mittelwerte betragen ohne Baugewerbe 1985 45,6 % und 
1987 43,4 %, die Differenz —2,2 % -Punkte. Die entsprechen- 
den Werte einschließlich Baugewerbe betragen 43,7 % und 
41,6 %, die Differenz -2,1 % -Punkte. 
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Tabelle 22 


Wirtschaftsgruppen mit der gröfiten Veränderung der Konzentrationsrate CR- 10, 

1987 gegenüber 1985 


Ud. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Veränderung 1987/1985 

Konzen- 

trationsrate 

CR-10 

(%) 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

c 

d 



e 

f 

Wirtschaftsgmppen mit der größten Zunahme 


34 

Schiffbau 

4,48 

-1 225,68 

-> 8 


61 

Ledererzeugung 

3,26 

- 161,17 

- 5 


62 

Lederverarbeitung 

2,57 

51,30 

-25 


74 

Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

2,32 

47,21 

-36 

5 

73 

Spezialbau 

1,78 

623,01 

21 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 


Gießerei 

- 1,06 

- 482,98 

-10 

7 


Emähnmgsgewerbe 

- 1,08 

-4 625,15 

1 

8 

56 

Papier- und Pappeverarbeitung 

- 1,79 

429,51 

4 

9 

40 

Chemische Industrie 

- 1,96 

-9 171,45 

- 4 

10 

32 

Maschinenbau 

- 6,07 

- 434,45 

228 


1) Einschließlich der Wirtschaftsgruppen: 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt), mit teilweise weniger als zehn Unternehmen, 
deren Konzentrationsrate CR- 10 gleich 100 % gesetzt ist. 

Ohne die imter die statistische Geheimhaltxmg fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitimg von natürlichen Schnitz- imd Form- 
stoffen; Foto- imd Filmlabors, 

51 Feinkeramik, 

zwei Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1985: 

35 Luft- imd Raumfahrzeugbau, 

69 Tabakverarbeitung. 


117 



















Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 23 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung des Hirschman-Herfindahl- 
Index, 1987 gegenüber 1985 


Lfd. 

Hirschman-Herfindahl-lndex 


Nr. 

(X 10 000) 


Anzahl 

Anteü(%) 

1 

50,0 bis 

218,8 .. 

3 

7,32 

2 

25,0 bis unter 

50,0 .. 

4 

9,76 

3 

10,0 bis unter 

25,0 .. 

3 

7,32 

4 

3,0 bis unter 

10,0 .. 

4 

9,76 

5 

1,0 bis imter 

3,0 .. 

4 

9,76 

6 

0,0 bis unter 

1,0 .. 

3 

7,32 

7 

“ 3,0 bis imter 

0,0 .. 

4 

9,76 

8 

- 10,0 bis unter - 

3,0 .. 

3 

7,32 

9 

- 20,0 bis imter - 

10,0 .. 


7,32 

10 

— 50,0 bis unter - 

20,0 .. 


14,63 

11 

-274,2 bis unter - 

50,0 .. 


4,88 

12 

ohne Angabe ... 


4,88 

Insgesamt 

41 

100,00 


Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

24 Herstellimg und Verarbeitimg von Spalt- imd Brutstof- 
fen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Ge- 
räte für den Haushalt). 

Tabelle 24 

Wirtschaftsgruppen 1) mit der größten Veränderung des Hirschman-Herfindahl-Index, 

1987 gegenüber 1985 





Veränderung 1987/1985 

Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgmppe 

Hirschman- 

Herfindahl- 

Umsatz 

Anzahl der 




Index 
(X 10000) 

(Mio. DM) 

Unternehmen 


b 

c 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zunahme 


35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

218,81 

1 004,40 

1 


36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten 
für den Haushalt 

79,16 

19 282,76 

128 


61 

Ledererzeugung 

68,73 

- 161,17 

- 5 


22 

Mineralölverarbeitung 

39,52 

-40 777,53 

- 2 

5 

28 

NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke . . 

36,13 

- 3 676,18 

- 5 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

69 

Tabakerverarbeitung 

- 26,90 

769,08 

- 2 

7 

51 

Feinkeramik 

- 31,02 

196,26 

3 

8 

29 

Gießerei 

- 38,12 

- 482,98 

-10 

9 

32 

Maschinenbau 

- 51,55 

- 434,45 

228 

10 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbei- 
tungsgeräten und -einrichtungen 

-274,16 

- 1 444,35 

15 


Ohne die \mter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt). 
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Tabelle 25 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung der Variationskoeffizienten, 
1987 gegenüber 1985 


lid. 

Variationskoeffizient 

Wirtschaftsgruppen 

Nr. 

(X 100) 


Anzahl 

Anteil (%) 

1 

10,0 bis 

114,5 .. 

4 

9,76 

2 

7,5 bis unter 

10,0 .. 

3 

7,32 

3 

5,0 bis unter 

7,5 .. 

6 

14,63 

4 

1,0 bis unter 

5,0 .. 

1 

2,44 

5 

0,0 bis unter 



0,00 

6 

— 1,0 bis unter 


2 

4,88 

7 

- 2,5 bis Tonter 

SEH 

3 

7,32 

8 

- 5,0 bis unter 

- 2,5 .. 

4 

9,76 

9 

- 10,0 bis unter 

- 5,0 .. 


14,63 

10 

- 20,0 bis unter 

- 10,0 .. 


14,63 

11 

—235,9 bis unter 

- 20,0 .. 


9,76 

12 

~ ohne Angabe 1) ... 

2 

4,88 

Insgesamt 

41 

100,00 


Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

24 Herstellimg imd Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 
fen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Ge- 
räte für den Haushalt). 


Tabelle 26 


Wirtschaftsgruppen 1) mit der größten Veränderung des Variationskoeffizienten, 

1987 gegenüber 1985 


lid. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Veränderung 1987/1985 

Variations- 

koeffizient 

(%) 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zimahme 

1 

36 

Elektrotechnik? Reparatur von elektrischen Geräten 






für den Haushalt 

114,48 

19 282,76 


2 

73 

Spezialbau 

20,18 

623,01 

mmm 

3 

35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

16,55 

1 004,40 


4 

33 

Straßenfeihrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 







10,58 

23 600,17 

- 19 

5 

64 

Bekleidungsgewerbe 

9,59 

698,49 

-129 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau . 

- 19,39 

2 527,17 

92 

7 

40 

Chemische Industrie 

- 22,56 

-9 171,45 

- 4 

8 

68 

Emährungsgewerbe 

- 24,21 

-4 625,15 

1 

9 

29 

Gießerei 

- 30,51 

- 482,98 


10 

32 

Maschinenbau 

-235,90 

- 434,45 

228 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltimg fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Beriditsjahr 1987: 

24 Herstellimg tmd Verarbeitung von Spalt- imd Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt). 
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Tabelle 27 


Hirschman-Herfindalil-Index nach Wirtschaftsgruppen im Zeitvergieich, 

1987 gegenüber 1985 




, 

Anzahl der 
Wirtschaftsgmppen 

1987 

, 

Anteil der Wirtschaftsgruppen 

1987 

Hirschman-Herfindahl-Index 

1987/1985 

am Umsatz 

an der Anzahl 
der Unternehmen 



absolut 

relativ 

(%) 

absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

■BO 

f 

9 

h 

D 

höher 

10 

24,39 

522,9 

32,71 

5 588 

11,66 

H 

niedriger 

11 

26,83 

495,0 

30,96 

9 019 

18,82 

H 

konstant 1) 

18 


580,1 

36,28 

33 298 

69,49 

II 

ohne Angaben 2) .... 

2 

4,88 

0,7 

0,04 

16 

0,03 

Insgesamt 

41 

100,00 

1 598,7 

100,00 

47 921 

100,00 


1) Ändenmg des Hirschman-Herfindahl-Index mnerhalb des Bereichs —10 <H <10 Punkte. ^ 

2) Unter die statistische Geheimhaltung fallen im Berichtsjahr 1987 die zwei Wirtschaftsgruppen; 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt). 


Tabelle 28 


Konzentrationsrate CR-10 nach Wirtschaftsgruppen im Zeitvergieichi 
1987 gegenüber 1985 




Anzahl der 
Wirtschaftsgruppen 

1987 

Anteil der Wirtschaftsgruppen 

1987 

Konzentrationsrate CR-10 
1987/1985 

am Umsatz 

an der Anzahl 
der Unternehmen 



absolut 

relativ 

(%) 

absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

9 

h 

n 

gestiegen . 

13 

31,71 

364,5 

22,80 

15 967 

33,32 

H 

gesunken 

7 

17,07 

575,5 

36,00 

13 818 

28,83 

B 

konstant 1) 

17 

41,46 

615,9 

38,52 

17 353 

36,21 

B 

ohne Angaben 2) .... 

4 

9,76 

42,9 

2,68 

783 

1,63 

Insgesamt 

41 

100,00 

1 598,7 

100,00 

1 

47 921 

100,00 


Änderung der Konzentrationsrate CR-10 innerhalb des Bereichs —0,5 <CR-10 <0,5 Prozentpunkte. 

2) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von natürlichen Schnitz- und Form- 
stoffen; Foto- und Filmlabors, 

51 Feinkeramik, 

zwei Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1985: 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau. 

69 Tabakverarbeitung. 
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322. Gemessen am Hirschman-Herfindahl-Index ist 
die Anzahl der Wirtscheiftsgruppen jeweils mit gestie- 
genem und mit gesunkenem Konzentrationsgrad na- 
hezu gleich hoch. Um einen Anhaltspunkt dafür zu 
gewinnen, ob es sich hierbei im Berichtsjahr 1987 um 
relativ größere oder kleinere, stärker oder schwächer 
besetzte Wirtschaftsgruppen handelt, werden diese 
mit ihrem Umsatz bzw, der Anzahl der Unternehmen 
im Jahr 1987 gewichtet. Bezogen auf den Umsatz ist 
der Anteil der Wirtschaftsgruppen mit gestiegenem 
Konzentrationsgrad etwas größer, d. h. es handelt sich 
durchschnittlich um umsatzstärkere Wirtschaftsgrup- 
pen. Gewichtet mit der Anzahl der Unternehmen fin- 
det sich in Wirtschaftsgruppen mit sinkendem Kon- 
zentrationsgrad der größere Teil der Unternehmen. 
Tendenziell besitzen die kurzfristig höher konzen- 
trierten Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987 
durchschnittlich etwas höhere Umsätze, aber eine ge- 
ringere Anzahl an Unternehmen. Der Anteil der Wirt- 
schaftsgruppen, deren Konzentrationsgrad kurzfristig 
relativ konstant geblieben ist, beträgt im Jahr 1987 
nach ihrer Anzahl etwa die Hälfte, nach dem Umsatz 
ein Drittel und nach der Anzahl der Unternehmen 
mehr als zwei Drittel (Tabelle 27). 

323. Stellt man den Ergebnissen nach dem Hirsch- 
man-Herfindahl-Index die Ergebnisse nach der Kon- 
zentrationsrate CR- 10 gegenüber, fällt der kurzfri- 
stige Zeitvergleich 1987/1985 eindeutiger aus. In etwa 
der doppelten Anzahl der Wirtschaftsgruppen ist der 
Konzentrationsgrad gestiegen. Trägt man der unter- 
schiedlichen Größe der Wirtschaftsgruppen Rech- 
nung und gewichtet diese mit ihrem Umsatz im Be- 
richtsjahr 1987, so ist der Anteil der Wirtschaftsgrup- 
pen mit kurzfristig höherem Konzentrationsgrad ge- 
ringer als der mit lüedrigerem. Das bedeutet, daß die 
Konzentrationsrate CR- 10 vor allem in kleineren Wirt- 
schciftsgruppen gestiegen ist. Wählt man demgegen- 
über die Anzahl der Unternehmen als Gewicht, ist der 
höhere Anteil der Unternehmen in Wirtschaftsgrup- 
pen mit gestiegenem Konzentrationsgrad zu finden. 
Im Durchschnitt ist danach der Anteil der jeweils 
zehn größten Unternehmen in einer geringeren An- 
zahl der Wirtscheiftsgruppen kurzfristig gesunken, 
in der relativ weniger Unternehmen tätig sind, in 
denen aber vergleichsweise höhere Umsätze erzielt 
werden. Der Anteil der Wirtschaftsgruppen mit 
konstantem Konzentrationsgrad beträgt etwa die 
Hälfte bzw. nach ihrer Gewichtung jeweils ein Drittel 
(TabeUe 28). 

324. Die unterschiedlichen Ergebnisse des kurzfri- 
stigen Zeitvergleichs 1987/1985 des Konzentrations- 
grades gemessen durch den Hirschman-Herfindahl- 
Index und die Konzentrationsrate CR-10 schließen 
sich nicht aus, sondern resiiltieren aus unterschied- 
lichen Meßkonzepten. Wenn die Konzentrations- 
rate CR-10 einen Anstieg des Konzentrationsgrades in 
mehr Wirtschaftsgruppen ausweist als der Hirsch- 
man-Herfindahl-Index, so kann die Ursache darin lie- 
gen, daß in einigen Wirtschaftsgruppen der Anteil der 
jeweils zehn größten Unternehmen zwar gestiegen, 
die Größenunterschiede innerhalb oder außerhalb 
dieser Gruppe aber geringer geworden sind. Mög- 
lich ist auch, daß die Anzahl kleinerer Unterneh- 
men gestiegen ist. Für eine präzisere Darstellung ist 


eine genauere Untersuchung der Veränderung 
der Untemehmensgrößenstrukturen in den Wirt- 
schaftsgruppen notwendig. Hierfür sind in jedem 
Falle weitere Konzentrationsraten, insbesondere die 
— hier nicht verfügbare — Konzentrationsrate CR-3, 
die Anzahl der Unternehmen, der Variationskoeffi- 
zient sowie das Ausgangsniveau der Variablen einzu- 
beziehen. 


4.2 Mittelfristiger Zeitvergleich der Konzentration 
der Unternehmen 1987 gegenüber 1977 

325. Die Monopolkommission hat in ihren letzten 
Hauptgutachten neben dem kurzfristigen auch einen 
mittelfristigen Zeitvergleich der Untemehmenskon- 
zentration, gemessen am Umsatz, für das jeweilige 
Berichtsjahr bezogen auf das Jahr 1977 durchgeführt. 
Ab diesem Jahr stehen in gewissem Umfang ver- 
gleichbare Zeitreihen der amtlichen Statistiken nach 
Wirtschaftszweigen zur Verfügung. 

Die für einen mittelfristigen Zeitvergleich 1987/1977 
einzusetzenden empirischen Angaben über die 
41 zweistelligen Wirtscheiftsgruppen des Bergbaus 
und des Verarbeitenden Gewerbes, einschließlich des 
Baugewerbes, liegen der Kommission nur für 26, 
18 bzw. sechs Wirtschaftsgruppen zirni Konzentra- 
tionsmerkmal Umsatz sowie den zugeordneten Merk- 
malen Anzahl der Beschäftigten und Höhe der Inve- 
stitionen vor. Zu den 35 Wirtschaftsgruppen, ohne 
Baugewerbe, für die die zugeordneten Merkmale 
Census Value Added und Anzahl der Betriebe der 
Unternehmen von der amtlichen Statistik erhoben 
bzw. berechnet werden, sind nur Angaben zu sieben 
bzw. einer Wirtschaftsgruppe verfügbar. Die Anga- 
ben der übrigen Wirtschaftsgruppen sind aus Grün- 
den der statistischen Geheimhaltung durch das Stati- 
stische Bundesamt gesperrt. 

Angesichts dieser Situation sieht sich die Monopol- 
kommission, wie bereits für das vorangehende Be- 
richtsjahr 1985, infolge der unzureichenden Datenba- 
sis gezwungen, auf einen mittelfristigen Zeitvergleich 
der Konzentration der Unternehmen 198711977 und 
dessen hinreichend detaillierte, wettbewerbspolitisch 
relevante Darstellung zu verzichtend^). 

326. Die Berichterstattung für den mittelfristigen 
Zeitvergleich 1987/1977 beschränkt sich auf die Wie- 
dergabe der allgemeinen und derjenigen konzentra- 
tionsstatistischen Angaben, die der Kommission von 
der amtlichen Statistik übermittelt wurden. Die Tabel- 
len 29 bis 32 enthcilten die Angaben zum mittelfristi- 
gen Vergleich der Merkmale Umsatz und Anzahl der 
Unternehmen nach Wirtschaftsgruppen. Die Tabellen 
33 bis 40 betreffen die Angaben zu den Konzentra- 
tionsraten CR-3 und CR-10, den Hirschman-Herfin- 
dahl-Index sowie den Variationskoeffizienten 5^). 


53) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Tz. 239, 

54) Zur näheren Begründung vgl. in diesem Kapitel. Ab- 
schnitt 2.2, Konzentration der Unternehmen gemessen am 
Umsatz; Abschnitt 4.1, Kurzfristiger Zeitvergleich der Kon- 
zentration der Unternehmen 1987 gegenüber 1985. 


121 


Drucksache 11/7582 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Dem allgemeinen konzentrationsstatistischen Aus- 
wertungsschema der Kommission entsprechend sind 
jedem Merkmal eine klassierte Häufigkeitsverteilung 
und die Nennung der fünf Wirtschaftsgruppen am 
Anfang luid am Ende der Verteilung zugeordnet. 

Eine vollständige Zusammenstellung der der Mono- 
polkommission zum mittelfristigen Vergleich der Kon- 
zentration der Unternehmen 1987/1977 zur Verfü- 
gung stehenden amtlichen statistischen Angaben ent- 
halten die — bereits zum kurzfristigen Zeitvergleich 
1987/1985 zitierten — Tabellen IL6 bis ILIO im Anla- 
genband dieses Gutachtens. Konzentrationsmerk- 
male sind der Umsatz der Unternehmen sowie die ihm 
zugeordneten Begleitmerkmale (Anzahl der Beschäf- 
tigten, Investitionen, Census Value Added, Anzahl 
der Betriebe der Unternehmen), 


Tabelle 29 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen 
nach der Veränderung des Umsatzes 
der Unternehmen, 1987 gegenüber 1977 


Lfd. 

Umsatz der Unternehmen 

Wirtschaftsgruppen 

Nr. 

(Mio. DM) 


Anzahl 

Anteil (%) 

1 

50 000,0 bis 

104 412,0 

4 

9,76 

2 

15 000,0 bis unter 

50 000,0 

4 

9,76 

3 

10 000,0 bis unter 

15 000,0 

3 

7,32 

4 

7 500,0 bis unter 

10 000,0 

3 

7,32 

5 

5 000,0 bis unter 

7 500,0 

7 

17,07 

6 

2 500,0 bis unter 

5 000,0 

7 

17,07 

7 

1 000,0 bis unter 

2 500,0 

5 

12,20 

8 

500,0 bis unter 

1 000,0 

3 

7,32 

9 

0,0 bis unter 

500,0 

4 

9,76 

10 

—1 000,0 bis unter 

0,0 

0 

0,00 

11 

-1 429,6 bis unter 

-1 000,0 

1 

2,44 

Insgesamt 

41 

100,00 


Tabelle 30 

Wirtschaftsgnippen mit der größten Veränderung des Umsatzes der Unternehmen, 

1987 gegenüber 1977 


Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr, 


Verändenmg 1987/1977 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

c 

d 

e 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zunahme 



Straßenfahrzeugbau-, Reparatur von Kreiftfahrzeugen usw 

104 412,03 

-266 



Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den 
Haushalt 

78 137,99 

322 


40 

Chemische Industrie 

59 085,62 

- 63 


32 

Maschinenbau 

58 105,50 

242 

5 

68 

Emährungsgewerbe 

36 801,24 

-379 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

61 

Ledererzeugung 

457,67 

- 28 

7 

24 

Herstellung und Verarbeitimg von Spalt- und Bnitstoffen .... 

409,06 

1 

8 

74 

Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

304,85 

- 39 

9 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für 
den Haushalt) 

13,34 

4 

10 

34 

Schiffbau 

-1429,57 

- 33 
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Tabelle 31 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung der Anzahl der Unternehmen, 
1987 gegenüber 1977 


Lfd. 

Nr. 

Anzahl der Unternehmen 

Wirtschaftsgruppen 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

100 

bis 

322 

4 

9,76 

2 

4 

bis 

99 

5 

12,20 

3 

0 

bis 

3 

1 

2,44 

4 

3 

bis 

1 

0 

0,00 

5 

- 25 

bis 

4 

8 

19,51 

6 

~ 50 

bis 

- 26 

5 

12,20 

7 

- 100 

bis 

- 51 

3 

7,32 

8 

- 200 

bis 

- 101 

5 

12,20 

9 

- 500 

bis 

- 201 

7 

17,07 

10 

-1 000 

bis 

- 501 

2 

4,88 

11 

-2 725 

bis 

-1001 

1 

2,44 

Insgesamt 

41 

100,00 


Tabelle 32 


Wirtschaftsgruppen mit der größten Veränderung der Anzahl der Unternehmen, 

1987 gegenüber 1977 





Veränderung 1987/1977 

Bezeichntmg der Wirtschaftsgruppe 

Anzahl der 
Unternehmen 

Umsatz 
(Mio. DM) 


b 

c 

d 

e 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Ztmahme 

1 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den 
Haushalt 

322 

78 137,99 


58 

Herstellimg von Kunststoffwaren 

245 

21 969,01 


32 

Maschinenbau 

242 

58 105,50 


75 

Zimmerei, Dachdeckerei 

182 

1 309,84 

5 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau 

80 

3 645,23 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

25 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 

- 415 

6 853,18 

7 

63 

Textilgewerbe 

- 467 

4 908,63 

8 

54 

Holzverarbeitung 

- 551 

4 533,16 

9 

64 

Bekleidimgsgewerbe 

- 738 

4 229,12 

10 

72 

Hoch- und Tiefbau 

-2 725 

12 877,64 
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Tabelle 33 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung der Konzentrationsrate CR-3, 
1987 gegenüber 1977 


Lfd. 

Konzentrationsrate CR-3 

Wirtschaftsgruppen 

Nr. 

(%) 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

3,0 bis 4,8 

1 

2,44 

2 

2,0 bis unter 3,0 

5 

12,20 

3 

1,0 bis unter 2,0 

3 

7,32 

4 

0,5 bis unter 1,0 

3 

7,32 

5 

0,0 bis unter 0,5 . 

2 

4,88 

6 

- 0,5 bis unter 0,0 

1 

2,44 

7 

- 1,0 bis unter - 0,5 

1 

2,44 

8 

- 3,0 bis unter - 1,0 

4 

9,76 

9 

- 5,0 bis unter - 3,0 

3 

7,32 

10 

-10,0 bis unter - 5,0 

1 

2,44 

11 

-20,8 bis unter -10,0 

2 

4,88 

12 

ohneAngabe^) 

15 

36,59 

Insgesamt 

41 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltimg fallenden 

zwölf Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

21 Bergbau, 

22 Mineralölverarbeitung, 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

36 Elektrotechnik: Reparatur von elektrischen Geräten für 
den Haushalt, 

50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungs- 
geräten und -einrichtimgen, 

61 Ledererzeugung, 

62 Lederverarbeitung, 

69 Tabakverarbeitimg, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

77 Ausbaugewerbe {ohne Bauinstallation), 

drei Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1977: 

24 Herstellimg und Verarbeitimg von Spalt- und Brut- 
stoffen, 

39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, 
Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitimg von natürlichen 
Schnitz- und Formstoffen; Foto- imd Fümlabors, 

51 Feinkeramik. 
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Tabelle 34 


Wirtschaftsgruppeni) mit der gröfiten Veränderung der Konzentrationsrate CR-3, 

1987 gegenüber 1977 





Veränderung 1987/1977 

Lfd. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Konzen- 

trationsrate 

CR-3 

(%) 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zunahme 

1 

28 

NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke . . 

4,80 

6 068,66 

- 21 

2 

40 

Chemische Industrie 

2,96 

59 085,62 

- 63 

3 

37 

Feinmechanik, Optik, Herstellimg von Uhren 

2,95 

6 633,97 

-142 

4 

64 

Bekleidungsgewerbe 

2,94 

4 229,12 

-738 

5 

57 

Druckerei, Vervielfältigung 

2,54 

8 403,55 

-127 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

59 

Gummiverarbeitung 

- 4,00 

6 895,37 


7 

34 

Schiffbau 

- 4,14 

-1429,57 


8 

55 

Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- imd Pappeerzeu- 
gung 

- 5,57 

7 744,93 

M 

9 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische 
Geräte für den Haushalt) 

- 20,35 

13,34 

H 

10 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau . 

- 20,81 

3 645,23 

IHI 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwölf Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

21 Bergbau, 

22 Mineralölverarbeitiuig, 

35 Luft- imd Raumfahrzeugbau, 

36 Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten für den Haushalt, 

50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen, 

61 Ledererzeugimg, 

62 Lederverarbeitung, 

69 Tabakverarbeitung, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation), 

drei Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1977: 

24 Herstellung imd Verarbeitung von Spalt- imd Brutstoffen, 

39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, FüUhaltem; Verarbeitung von natürlichen Schnitz- xmd Form- 
stoffen; Foto- und Filmlabors, 

51 Feinkeramik. 
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Tabelle 35 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung der Konzentrationsrate CR-10, 
1987 gegenüber 1977 


Lfd. 

Konzentrationsrate CR-IO^) 

Wirtschaftsgruppen 

Nr. 

(%) 


Anzahl 

Anteil (%) 


5,0 bis 

12,4 

n 

2,44 


4,0 bis unter 

5,0 


4,88 


3,0 bis unter 

4,0 


9,76 


2,0 bis unter 

3,0 

H 

7,32 

5 

1,0 bis unter 

2,0 

D 

14,63 

6 

0,5 bis unter 

1,0 

n 

2,44 

7 

0,0 bis unter 

0,5 

3 

7,32 

8 

- 0,5 bis unter 

0,0 

0 

0,00 


- 2,5 bis unter 

- 0,5 

7 

4,88 


- 5,0 bis unter 

- 2,5 

5 

24,39 

11 

-14,7 bis unter 

- 5,0 .... . 

2 

4,88 

12 

ohne Angabe 2) ^ 

7 

17,07 

Insgesamt 

41 

100,00 


1) Einschließlich der Wirtschaftsgruppen: 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 
fen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte 
für den Haushalt), mit teilweise weniger als zehn Unter- 
nehmen, deren Konzentrationsrate CR- 10 gleich 100 % 
gesetzt ist. 

Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, 
Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von natürlichen 
Schnitz- und Formstoffen; Foto- imd Fihnlabors, 

51 Feinkeramik, 

fünf Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1977; 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungs- 
geräten imd -einrichtungen, 

62 Lederverarbeitung, 

64 Bekleidungsgewerbe, 

69 Tabakverarbeitung. 
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Tabelle 36 


Wirtschaftsgrappen^) mit der größten Veränderung der Konzentrationsrate CR-10, 

1987 gegenüber 1977 





Veränderung 1987/1977 

Ud. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Konzen- 
trationsrate 
CR- 10 
(%) 

Umsatz 

DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zunahme 

1 

61 

Ledererzeugung 

12,44 

457,67 

- 28 

2 

27 

Eisenschaffende Industrie 

4,66 

956,24 

7 

3 

28 

NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke . . 

4,11 

6 068,66 

- 21 

4 

74 

Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 

3,64 

304,85 

- 39 

5 

72 

Hoch- und Tiefbau 

3,64 

12 877,64 

-2 725 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

32 

Maschinenbau 

- 4,29 

58 105,50 

242 

7 

30 

Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Me- 
cheinik, anderweitig nicht genannt . 

- 4,56 

6 282,73 

- 10 

8 

59 

Gummiverarbeitung 

- 4,79 

6 895,37 

- 33 

9 

73 

Spezialbau 

- 5,67 

1 621,13 

55 

10 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau . 

- 14,66 

3 645,23 

80 


1) Einschließlich der Wirtschaftsgruppen: 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt), mit teilweise weniger als zehn Unternehmen, 
deren Konzentrationsrate CR- 10 gleich 100 % gesetzt ist. 

Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

39 Herstelltmg von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von natürlichen Schnitz- und Form- 
stoffen; Foto- und Filmlabors, 

51 Feinkeramik, 

fünf Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1977: 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen, 

62 Lederverarbeitung, 

64 Bekleidungsgewerbe, 

69 Tabakverarbeitung. 
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Tabelle 37 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung des Hirschman-Herfindahl-lndex, 
1987 gegenüber 1977 


lid. 

Hirschman-Herfindahl-Index 

^ 

Wiitschaftsgruppen 

Nr. 

' (X 10 000) 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 

200,0 bis 814,4 . 


4,88 

2 

100,0 bis unter 200,0 . 


7,32 

3 

50,0 bis unter 100,0 . 


2,44 

4 

25,0 bis unter 50,0 . 

3 

7,32 

5 

10,0 bis unter 25,0 . 

3 

7,32 

6 

0,0 bis imter 10,0 . 

5 

m 

7 

- 10,0 bis unter 0,0 . 

2 

m 

8 

- 50,0 bis imter - 10,0 . 


14,63 

9 

- 100,0 bis unter - 50,0 . 


12,20 

10 

- 500,0 bis imter -100,0 . 


9,76 

11 

-1 417,3 bis unter -500,0 . 


2,44 

12 

1 

ohne Angabe , . 

8 

19,51 

Insgesamt 

41 

100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987; 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- imd Brut- 
stoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte 
für den Haushalt), 

sechs Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1977: 

72 Hoch- imd Tiefbau, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

76 Bauinstallation, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation). 
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Tabelle 38 

Wirtschaftsgnippen^) mit der größten Veränderung des Hirschman-Herfindahl-Index, 

1987 gegenüber 1977 





Veränderung 1987/1977 

Lid. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Herfindahl- 
Index 
(X 10 000) 

Umsatz 
(Mio. DM) 

Anzahl der 
Unternehmen 

a 

b 

C 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zunahme 

1 

35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

814,38 

6 417,44 

6 

2 

61 

Ledererzeugung 

211,89 

457,67 

- 28 

3 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten 
für den Haushalt 

139,89 

78 137,99 

322 

4 

28 

NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke . . 

136,64 

6 068,66 

- 21 

5 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahrzeugen 
usw 

127,89 

104 412,03 

-266 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 

34 

Schiffbau 

- 101,50 

-1429,57 


7 

59 

Gummiverarbeitimg 

- 112,55 

6 895,37 


8 

21 

Bergbau 

- 402,10 

11 446,29 


9 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau . 

- 443,63 

3 645,23 

80 

10 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbei- 
tungsgeräten und -einrichtungen 

-1417,35 

14 507,71 

40 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt), 

sechs Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1977: 

72 Hoch- und Tiefbau, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

76 Bauinstallation, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation). 
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Tabelle 39 


Häufigkeitsverteilung der Wirtschaftsgruppen nach 
der Veränderung des Variationskoeffizienten, 
1987 gegenüber 1977 


Lfd. 

Variationskoeffizient 

Wirtschaftsgruppen 

Nr. 

(xlOO) 


Anzahl 

Anteü(%) 

1 

100,0 bis 

225,8 . . . 

1 

2,44 

2 

50,0 bis unter 

o 

o 

o 

1 

2,44 

3 

25,0 bis unter 

50,0 . . . 

4 

9,76 

4 

10,0 bis unter 

25,0 , . . 

2 

4,88 

5 

0,0 bis unter 

10,0 . . . 

1 

2,44 

6 

- 10,0 bis unter 

0,0 .. . 

3 

7,32 

7 

- 25,0 bis unter 

- 10,0 . . . 

7 

17,07 

8 

- 50,0 bis unter 

- 25,0 . . . 

5 

12,20 

9 

- 75,0 bis unter 

- 50,0 . . . 

6 

14,63 

10 

-100,0 bis unter 

- 75,0 . . . 

2 

4,88 

11 

-448,5 bis unter 

o 

o 

o 

1 

1 

2,44 

12 

ohne Angabe i) .... 

8 

19,51 

Insgesamt 


100,00 


1) Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgruppen im Berichtsjahr 1987: 

24 Herstellimg imd Verarbeitung von Spalt- imd Brut- 
stoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte 
für den Haushalt), 

sechs Wirtschaftsgruppen im Bezugsjahr 1977: 

72 Hoch- imd Tiefbau, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

76 Bauinstallation, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation). 
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Tabelle 40 


Wirtschaftsgruppen mit der gröBten Veränderung des Variaüonskoeffizientenr 

1987 gegenüber 1977 


' 



Veränderung 1987/1977 

lid. 

Nr. 

SYPRO- 

Nr. 

Bezeichnung der Wirtschaftsgruppe 

Variations- 

koeffizient 

(%) 

Umsatz 

Anzahl der 




(Mio. DM) 

Unternehmen 

a 

b 



c 

d 

e 

f 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Zunahme 

1 

1 

36 

Elektrotechnik; Reparatur von elektrischen Geräten 
für den Haushalt 

225,79 

78 137,99 

322 

2 

35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

73,71 

6 417,44 

6 

3 

64 

Bekleidungsgewerbe 

44,51 

4 229,12 

^738 

4 

57 

Druckerei, Vervielfältigung 

39,11 

8 403,55 

-127 

5 

37 

Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 

27,55 

6 633,97 

-142 

Wirtschaftsgruppen mit der größten Abnahme 

6 


Gießerei 

- 64,58 

3 452,15 

- 61 

7 


Schiffbau 

- 68,17 

-1429,57 

- 33 

8 

69 

Tabakverarbeitung 

- 81,97 

7 566,72 

- 21 

9 

32 

Maschinenbau 

- 94,24 

58 105,50 

242 

10 

31 

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau . 

-448,46 

3 645,23 

80 


Ohne die unter die statistische Geheimhaltung fallenden 
zwei Wirtschaftsgnippen im Berichtsjahr 1987: 

24 Herstellimg und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt), 

sechs Wiitschaftsgruppen im Bezugsjahr 1977: 

72 Hoch- imd Tiefbau, 

73 Spezialbau, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei, 

75 Zimmerei, Dachdeckerei, 

76 Bauinstallation, 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation). 


327. Um auf mittelfristige Tendenzaussagen infolge 
der lückenhaften Angaben zur Konzentrationsrate 
CR-3 nicht vollständig zu verzichten, greift die Mono- 
polkommission hilfsweise auf eine zeitliche Gegen- 
überstellung des Hirschman-Herfindahl-Index und 
der Konzentrationsrate CR- 10 zurück. Zum Hirsch- 
man-Herfindahl-Index liegen die für einen mittelfri- 
stigen Zeitvergleich 1987/1977 erforderlichen Anga- 
ben praktisch vollständig vor. Die Anwendimg des 
Hirschman-Herfindahl-Index erscheint wegen seines 
relativ engen Zusammenhangs mit der Konzentra- 
tionsrate CR-3 vertretbar. Die Konzentrationsrate 
CR- 10 verwendet die Monopolkommission auch für 
die Darstellung der langfristigen Entwicklimg der Un- 
temehmenskonzentratlon seit 1954 ^5). Die Ergebnisse 
zum mittelfristigen Zeitvergleich 1987/1977 des Kon- 
zentrationsgrades im Bergbau imd im Verarbeitenden 
Gewerbe 56) gemessen durch den Hirschman-Herfin- 


55) Vgl. in diesem Kapitel Abschnitt 4.3, Langfristige Entwick- 
limg der Konzentration der Unternehmen 1954 bis 1987. 

56) Ohne das Baugewerbe, für das erst seit 1985 Hirschman- 
Herfindahl-Indizes vom Statistischen Bimdesamt berechnet 
werden. 


dahl-Index und die Konzentrationsrate CR- 10 enthal- 
ten Tabelle 41 und Tabelle 42, 

Gemessen am Hirschman-Herfindahl-Index ist die 
Anzahl der Wirtschaftsgruppen mit mittelfristig lüed- 
rigerem Konzentrationsgrad etwas größer als die An- 
zahl mit höherem Konzentrationsgrad. Um festzustel- 
len, ob es sich hierbei um durchschinttlich umsatzstär- 
kere oder -schwächere Wirtschaftsgruppen handelt, 
werden diese mit ihrem Umsatz im Berichtsjahr 1987 
gewichtet. Dabei zeigt sich, daß die Wirtschaftsgnip- 
pen mit höherem Konzentrationsgrad durchschnittlich 
vergleichsweise größer sind und ihr Anteil sogar den 
der Wirtschaftsgruppen mit niedrigerem Konzentra- 
tionsgrad überwie0. Gewichtet man die Wirtschafts- 
gruppen mit der Anzahl der Unternehmen, so ergibt 
sich die gleiche, wenn auch schwächer ausgeprägte 
Tendenz: Der Konzentrationsgrad ist im mittelfristi- 
gen Zeitvergleich 1987/1977 in etwas weniger Wirt- 
schaftsgruppen des Bergbaus und Verarbeitenden 
Gewerbes höher als niedriger. Die Wirtschaftsgrup- 
pen mit mittelfristig höherem Niveau vereinigen aber 
den größeren Teü der Umsätze und der Anzahl der 
Unternehmen auf sich (Tabelle 41), 
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Tabelle 41 

Hirschman-Herfindahl-liidex nach Wirtschaftsgruppen im Zeitvergleichr 

1987 gegenüber 1977 




Anzahl der 
Wirtschaftsgruppen 

1987 

Anteil der Wirtschaftsgruppen 

1987 

Hirschman-Herfindahl-Index 

1987/1977 

am Umsatz 

an der Anzahl 
der Unternehmen 



absolut 

relativ 

(%) 

absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

n 

höher 

12 

34,29 

543,2 

36,44 

10 628 

31,59 

H 

niedriger 

14 

40,00 

450,8 

30,25 

9 867 

29,33 

O 

konstant^) 

7 

20,00 

495,9 

33,27 

13 135 

39,04 

H 

ohne Angaben 2) .... 

2 

5 J 1 

0,666 

0,04 

16 

0,05 

Insgesamt 3) 

35 

100,00 

1 

1 490,6 

100,00 

33 646 

100,00 


1) Änderung des Hirschman-Herfindahl-Index innerhalb des Bereichs -10 <H <10 Punkte. 

2) Unter die statistische Geheimhaltung fallen im Berichtsjahr 1987 die zwei Wirtschaftsgruppen: 
24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt). 

3) Ohne Baugewerbe, für das Angaben erst seit 1985 vorliegen. 


Tabelle 42 

Konzentrationsrate CR-10 nach Wirtschaftsgruppen im Zeitvergleich, 
1987 gegenüber 1977 




Anzahl der 
Wirtschaftsgruppen 

1987 

Anteil der Wirtschaftsgruppen 

1987 

Konzentrationsrate CR- 10 
1987/1977 

am Umsatz 

an der Anzahl 
der Unternehmen 



absolut 

relativ 

(%) 

absolut 
(Mrd. DM) 

relativ 

(%) 

absolut 

relativ 

(%) 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

n 

höher 

13 

37,14 

686,4 

46,05 

13 165 

39,13 

H 

niedriger 

12 

34,29 

667,4 

44,77 

15 554 

46,23 

B 

konstant 1) 

3 

8,57 

39,6 

2,66 

1780 

5,29 

D 

ohne Angaben 2) .... 

7 


97,2 

6,52 

3 147 

9,35 

Insgesamt^) 

35 

100,00 

1 490,6 

100,00 

33 646 

100,00 


1) Änderung der Konzentrationsrate CR- 10 iimerhalb des Bereichs -0,5 <CR-10 <0,5 Prozentpunkte. 

2) Unter die statistische Geheimhaltung fallen 

im Berichtsjahr 1987 die zwei Wirtschaftsgruppen: 

39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; Verarbeitung von natürlichen Schnitz- und Form- 
stoffen; Foto- und Fümlabors, 

51 Feinkeramik, 

im Bezugsjahr 1977 die fünf Wirtschaftsgruppen: 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen, 

62 Lederverarbeitimg, 

64 Bekleidungsgewerbe, 

69 Tabakverarbeitung. 

3) Ohne Baugewerbe aus Vergleichsgründen zu Tabelle 41. 

Einschließlich der zwei Wirtschaftsgnippen; 

24 Herstellung und Verarbeitimg von Spalt- und Brutstoffen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt), mit teilweise weniger als zehn Unternehmen, 
deren Konzentrationsrate CR- 10 gleich 100% gesetzt ist. 
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328. Mißt man den Konzentrationsgrad im mittelfri- 
stigen Zeitvergleich 1987/1977 anstelle durch den 
Hirschman-Herfindahl-Index durch die Konzentra- 
tionsrate CR-10, so ergibt sich tendenziell ein ähnli- 
ches Bild. Die Anzahl der Wirtschaftsgruppen, die im 
Berichtsjahr 1987 gegenüber 1977 einen höheren 
bzw. niedrigeren Konzentrationsgrad aufweisen, ist 
nahezu gleich. Die höher konzentrierten Wirtschafts- 
gruppen sind jedoch durchschnittlich umsatzstärker. 
Im Gegensatz zur Messung durch den Hirschman- 
Herfindahl-Index weist die Konzentrationsrate CR-10 
für die im Zeitvergleich höher konzentrierten Wirt- 
schaftsgruppen aber einen niedrigeren Anteil der Un- 
ternehmen aus. Genauere Aufschlüsse kann nur eine 
detailliertere Untersuchung mit Hilfe weiterer Kon- 
zentrationsraten, insbesondere der für 1987 nicht ver- 
fügbaren Konzentrationsrate CR-3, der Anzahl der 
Unternehmen, des Variationskoeffizienten sowie der 
jeweiligen Anfangswerte und deren zeitliche Ent- 
wicklung liefern (Tabelle 42). 

Zur mittelfristigen Tendenz der Konzentrationsent- 
wicklung von 1977 bzw. 1979 bis 1987 vermag der vor- 
liegende Zeitvergleich nichts auszusagen, weil die Mo- 
nopolkommission bislang auf eine Analyse der zwi- 
schenzeitlichen jährlichen Entwicklimg verzichtet hat. 


4,3 Langfristige Entwickiung der Konzentration 
der Unternehmen von 1954 bis 1987 

329. Die Monopolkommission verfolgt die langfri- 
stige Entwicklung der Untemehmenskonzentration 
im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe, ohne 
Baugewerbe, ab dem Jahr 1954. Sie mißt die allge- 
meine Entwicklung anhand des ungewogenen Durch- 
schnittswertes der Umsatzanteile der zehn größten 
Unternehmen nach zweistelligen Wirtschaftsgruppen 
der SYPRO-Klassifikation. Dieser Durchschnittswert 
ist bis Mitte der siebziger Jahre kontinuierlich gestie- 
gen und verharrt seitdem auf einem Niveau zwischen 
rund 43,4 und 44,2%. Die jährlichen Durchschnitts- 
werte der Umsatzanteile der jeweils zehn größten Un- 
ternehmen in 3357) der insgesamt 35 zweistelligen 
Wirtschaftsgruppen des Bergbaus und des Verarbei- 
tenden Gewerbes, ohne Baugewerbe, betragen: 


- 1954 

31,3 % 

- 1960 

33,5 % 

- 1968 

38,5 % 

- 1970 

50,9 % 

- 1973 

41,8 % 

- 1975 

42,3 % 

- 1977 

43,9 % 

- 1978 

44,0 % 

- 1979 

43,6 % 

- 1980 

43,4 % 

- 1981 

43,9 % 

- 1983 

44,2 % 

- 1985 

44,2 %58; 

- 1987 

43,6 % 


57) Ohne Baugewerbe und ohne die zwei extrem kleinen Wirt- 
schaftszweige 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 
fen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische 
Geräte für den Haushalt). 

58) Exakter Wert nach Berechnungen des Statistischen Bundes- 
amtes. 


Die Ergebnisse für die einzelnen zweistelhgen Wirt- 
schaftsgruppen im Bergbau und im Verarbeitenden 
Gewerbe nach Jahren enthält Tabelle 43. 

330. Die Zeitreihe der ungewogenen Durchschnitts- 
werte der Konzentrationsraten der jeweils zehn größ- 
ten Unternehmen reicht für eine statistisch repräsen- 
tative Darstellung und Beurteilung der langfristigen 
Konzentrationsentwicklung im Produzierenden Ge- 
werbe nicht aus. Die Daten ab 1977 sind statistisch 
vergleichbar, während die Daten der Jahre 1954 und 
196059) nicht mit den Daten der Jahre 1968 bis 1975 
und diese wiederum nicht mit denen ab 1977 ver- 
gleichbar sind®®). Das relativ konstante Niveau seit 
Mitte 1970 entspricht keiner statischen Situation. Der 
mittelfristige Zeitvergleich 1987/1977®^) erweist, daß 
Wirtschaftsgruppen mit zum Teil erheblich höheren 
Konzentrationsraten CR-10 Gruppen mit entspre- 
chend niedrigeren Raten gegenüberstehen. 

Für eine empirisch fundierte Analyse ist eine differen- 
zierte Untersuchung der unterschiedlichen Entwick- 
lung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen nach ver- 
schiedenen Kriterien erforderlich. Ein anderes Bild 
der durchschnittlichen Entwicklung entsteht bereits, 
wenn anstelle des imgewogenen Mittelwerts der Kon- 
zentrationsrate CR-10 gewogene Mittelwerte verwen- 
det werden, insbesondere nach dem Umsatz. Von In- 
teresse wäre auch, den Trend der Entwicklung nach 
anderen Maßzahlen (z. B. CR-3, Hirschman-Herfin- 
dahl-Index) zu berechnen, die Ergebnisse zu verglei- 
chen und die zu erwartenden Unterschiede zu analy- 
sieren. Die Monopolkommission hat im letzten Haupt- 
gutachten verscMedene konzeptionelle Vorstellun- 
gen zur dynamischen Konzentrationsanalyse behan- 
delt®2). 


5. Kurz- und mittelfristiger Zeitvergleich der 
Konzentration der Betriebe 1987 gegenüber 
1985 bzw. 1979 

331. Zur Konzentration der Betriebe werden vom 
Statistischen Bundesamt Angaben über die 35 zwei- 
stelligen SYPRO-Wirtschaftsgruppen im Bergbau und 
im Verarbeitenden Gewerbe, ohne Baugewerbe, er- 
hoben und für die Monopolkommission konzentra- 
tionsstatistisch aufbereitet. Gegenüber den Untemeh- 
menserhebungen ist das Aufbereitungsprogramm 
eingeschränkt, weil nur ein Teil der entsprechenden 
Merkmale erhoben wird. Als Konzentrationsmaße 

58) Zu den systematischen und methodischen Unterschieden 
der früheren Industriestatistik und der späteren Wirtschafts- 
zweigstatistik vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 
1986/1987, a. a. O., Anlagenband, Kapitel A.n, Ab- 
schnitt 4.2.1, Divergenz von Konzern- und Untemehmens- 
konzentration im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 
insgesamt, Tz. 102. 

88) Vgl. hierzu die Bemerkungen in diesem Kapitel Ab- 
schnitt 4.2, Mittelfristiger Zeitvergleich der Konzentration 
der Unternehmen 1987 gegenüber 1977. 

81) Vgl. in diesem Kapitel Abschnitt 4.2, Mittelfristiger Zeitver- 
gleich der Konzentration der Unternehmen 1987 gegenüber 
1977, Tabelle 35 und 36. 

82) Vgl. Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., Anlagenband, Ka- 
pitel A.n., Abschnitt 9, Statische und dynanüsche Konzen- 
trationsmessung, Tz. 146 ff. 
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Tabelle 43 

Anteile am Umsatz der jeweils zehn größten Unternehmen nach zweistelligen Wirtschaitsgruppen 
des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes 1954 bis 1987 


■ 

Wirtschaftsgruppe 
(Reihenfolge gern. Spalte n) 




Anteile am Umsatz der zehn größten 





Untemehmens- 
teile (%) 




Unternehmen (%) 




■ 

Bezeichnung 

1954 

1960 

1968 

1970 

1973 

1975 

19772) 

1979 

1981 

1983 

1985 

1 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

m 


21 

Bergbau 

34,6 

42,0 

55,4 


90,9 

91,1 

94,4 

94,3 

94,0 

94,0 

92,3 

99 

69 

Tabakverarbeitung . . 

68,6 

84,5 

92,2 

94,0 

95,4 


. 

. 


, 

97,63) 

97 

35 

Luft- und Raumfahr- 
zeugbau 

-'*) 


91,7 

92,7 

96,0 

95,1 





95,65) 

95 

22 

Mineralöl- 
verarbeitung 

72,66) 

91,56) 

82,9 

83,1 

83,8 

87,2 

91,6 

93,6 

93,4 

92,7 

94,2 

92 

50 

Herstellimg von 
Büromaschinen, 
Datenverarbei- 
tungsgeräten und 
-einriditungen .... 




85,7 

89,7 




91,4 

91,2 

89,0 

89 

34 

Schiffbau 

71,5 

69,0 

78,3 

72,0 

78,4 

, 

76,1 

71,0 

72,0 

75,3 

73,9 

78 

33 

Straßenfahrzeugbau; 
Reparatur von 
Kraftfahrzeugen 
usw 

58,6 

67,0 

78,5 

77,8 

80,9 

79,5 

72,1 

71,3 

72,7 

73,7 

74,5 

74 

27 

Eisenschaffende 
Industrie 

51,6 

57,8 

64,5 

66,1 

69,7 

75,1 

69,9 

75,1 

77,2 

79,2 

74,1 

74 

59 

Gummiverarbeitung . 

60,7 

59,7 

. 

57,4 

57,2 

58,9 

65,2 

63,3 

63,8 

62,1 

60,2 

60 

61 

Ledererzeugung .... 

36,5 

37,3 

35,3 

34,4 

40,3 

40,6 

45,3 

47,7 

50,6 

51,3 

54,4 

57 

51 

Feinkeramik 

28,5 

37,5 

45,1 

, 

42,6 

45,9 

57,3 



58,2 

58,2 

57 

55 

Zellstoff-, Holzschliff-, 
Papier- und 
Pappeerzeugung . . 

38,5 

41,5 


52,6 


54,1 

59,2 

52,8 

56,0 

55,3 

55,0 

56 

28 

NE-Metallerzeugung, 
NE-Metallhalb- 
zeugwerke 

44,0 

44,7 


59,1 

53,0 

50,5 

49,5 

50,3 

53,5 


52,7 

53 

36 

Elektrotechnik; Re- 
paratur von elektri- 
schen Geräten für 
den Haushalt 9) . . . 

37,8 

38,4 

45,1 

44,3 

43,9 

48,3 

47,8 

48,4 

48,0 

46,1 

47,3 

48 

52 

Herstellung imd Ver- 
arbeitung von Glas 

45,7 

51,7 

48,7 




50,1 

51,8 

47,9 

48,6 

46,9 

48 

40 

Chenüsche Industrie 

37,510) 

40,610) 

44,9 

43,5 

43,8 

46,4 

47,6 

48,4 

47,0 

48,1 

47,5 

45 

29 

Gießerei 

25,3 

22,4 

29,8 

32,0 

36,0 

37,6 

42,2 

40,5 

414 

41,2 

39,9 

38 

62 

Lederverarbeitung . . 

21,3 

19,9 

. 


23,9 


. 

27,5 

. 

28,9 

31,1 

33 

37 

Feinmechanik, Optik, 
Herstellimg von 
Uhren 

25,3 

25,2 


32,4 

34,8 

33,6 

29,4 

29,0 

33,2 

34,0 

30,3 

30 

31 

Stahl-, Leichtmetall- 
bau, Schienenfahr- 
zeugbau 

25,6 

20,2 


18,2 

18,1 

21,3 

42,511) 

33,711) 

32,5 

25,9 

27,8 

27 

53 

Holzbearbeitung .... 

9,7 

11,9 

. 

18,7 

20,0 

20,5 

24,5 


23,5 

25,5 

26,0 

26 

39 

Herstellimg von 
Musikinstru- 
menten, Spielwa- 
ren, Schmuck, Füll- 
haltern; Verarbei- 
txmg von natürli- 
chen Schnitz- und 
Formstoffen; Foto- 
und Filmlabors , . . 

-*) 


14,9 

14,6 

14,7 

15,5 


17,7 

18,4 

22,0 

22,7 

23 

56 

Papier- und Pappe- 
verarbeitung 

12,2 

17,5 

20,5 

20,6 

21,9 

24,0 

25,8 

22,9 

25,5 

26,4 

25,4 

23 
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noch Tabelle 43 



Wirtschaftsgruppe 
(Reihenfolge gern. Spalte n) 

Anteile am Umsatz der zehn größten 

SYPRO- 

Nr. 

Untemehmens- 
teüe (%) 

Unternehmen (%) 


Bezeichnimg 

1954 

1960 

1968 

1970 

1973 

1975 

19772) 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

m 

n 

25 

Gewinnung und Ver- 
arbeitung von Stei- 
nen und Erden . . . 

16,4 

17,9 

17,8 

17.0 

16,8 

17,6 

18,2 

16,1 

17.0 

17,5 

18,0 

17,6 

38 

Herstellung von 

Eisen-, Blech- und 
Metallwaren 

8,0 

9,3 


11,4 

11,7 

12,3 

15,5 

15.2 

14,0 

15,1 

17,0 

16,8 

57 

Druckerei, Vervielfäl- 
tigung 

11,5 

13,4 

16,8 



12,5 

13,1 

14,5 

15,3 

16,4 

16,6 

16,4 

64 

Bekleidungsgewerbe 

6,5 

7.4 

8.4 

10,0 


9,6 


9.4 


11,4 

12,6 

13,9 

58 

Herstellung von 
Kunststoffwaren . . 

27,9 

20,5 

20,4 


15,5 

14,0 

13,6 

14,6 

15,2 

14,3 

14,4 

13,7 

32 

Maschinenbau 

14,6 

13,4 

17,7 

15,6 

16,8 

17,8 

17,2 

18.7 

15,0 

16,3 

18,9 

12,9 

30 

Ziehereien, Kaltwalz- 
werke, Stahlverfor- 
mung, Mechanik, 
anderweitig nicht 
genannt 

17,8 

17,5 

20,3 

19,5 

21,7 

17,8 

16,1 

17.4 

14,2 

14,0 

12,1 

11,5 

63 

Textilgewerbe 

7,1 

7,2 

9,3 

9,7 

9,6 

9,5 

9,7 


10,4 

11,1 

11,3 

11,5 

68 

Emährungsgewerbe . 

11,7 

12,0 

14,1 

13,4 

13,2 

11,8 

12,5 


11,3 


11,3 

10,2 

54 

Holzverarbeitung . . . 

6,6 

7,3 

9,0 

8,6 

9,5 

9,6 

8,9 


8,8 


1112111 

10,2 

Ungewogenes Mittel i^) .... 

31,3 

33,5 

38,5 

40,9 

41,8 

42,3 

43,9 

43,6 

43,9 

44,2 

44,2 

43,6 


1) Ohne die zwei Wirtschaftsgruppen 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen, mit 1985 fünf und 1987 sechs Unternehmen, 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt), mit 1985 sechs und 1987 zehn Unternehmen. 

2) Änderung des Berichtskreises seit 1977. 

3) Arithmetischer Mittelwert der Grenzwerte 100 und 91,3. 

4) Aus untersuchungstechnischen Gründen keine Angaben in der Konzentrationsenquete von 1964 enthalten. 

5) Arithmetischer Mittelwert der Grenzwerte 100 und 95,2. 

6) Einschließlich Kohlenwertstoffindustrie. 

7) Aufgrund einer Ändenmg der Systematik der Wirtschaftszweige keine Zahlenangabe möglich. 

®) Arithmetischer Mittelwert der Grenzwerte 53,0 und 61,8. 

9) Ab 1970 ohne Herstellung von Geräten und Einrichtungen für die automatische Datenverarbeitung. 

10) Ohne Kohlenwertstoffindustrie. 

11) Die starken Schwankungen beruhen vermutlich auf Schwerpunktverlagerungen von Unternehmen. 

12) Arithmetischer Mittelwert der Grenzwerte 21,1 und 26,2. 

13) Zur Mittelwertbildung erfolgt die Berücksichtigung nicht verfügbarer Angaben nach verschiedenen Verfahren, Für die vorangegangenen 
Berichtsperioden werden die fehlenden Angaben durch lineare Interpolation mit Hilfe der Angaben der nächstfolgenden oder vorange- 
gangenen Berichtsperiode bestimmt. Für die aktuelle Berichtsperiode wird der arithmetische Mittelwert des Wertebereichs bestimmt, in 
dem die fehlende Angabe nach dem Wert der übrigen in dieser Berichtsperiode verfügbaren Konzentrationsraten hegen muß. 

Zeichenerklärung: 

Daten aus Gründen der statistischen Geheimhaltung vom Statistischen Bundesamt nicht veröffentiicht. 

- Daten der Monopolkommission nicht verfügbar oder vom Statistischen Bundesamt nicht erhoben bzw. berechnet. 

Quellen: 

1954, 1960: Bundesamt für gewerbhche Wirtschaft, Bericht über das Ergebnis einer Untersuchung der Konzentration in der Wirtschaft vom 
29. Februar 1964, Anlagenband, BT-Drs. zu IV/2320, Tab. 3/1 ü, S. 40; Statistisches Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes 
Gewerbe, Reihe S. 9; Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe 1954 bis 1982, Tab. 1, 
S. 18-22. 

1968 — 1987 : Statistisches Bundesamt, Sonderauswertungen für die Monopolkommission zur Statistik der Untemehmenskonzentration in den 
Wirtschaftsbereichen des Produzierenden Gewerbes. 
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werden Konzentrationsraten, bezogen auf die Anzahl 
der Beschäftigten der Betriebe, verwendet. Zugeord- 
netes Merkmal der jeweils größten Betriebe sind die 
Investitionen. 

332. Zum kurzfristigen zweijährlichen Zeitvergleich 
1987/1985 der Konzentration der Betriebe wurden der 
Monopolkommission vom Statistischen Bimdesamt le- 
diglich zu 16 der 35 Wirtschaftsgruppen, ohne Bauge- 
werbe, Angaben über die Anzahl der Beschäftigten 
übermittelt. Angaben über die zugeordneten Investi- 
tionen hegen für keine Wirtschaftsgruppe vor. 

Zum mittelfristigen Zeitvergleich der Konzentration 
der Betriebe 1987/1979 gelten die entsprechenden 
Besetzimgszahlen von 19 bzw. 1 Wirtschaftsgruppe 
bei etwas geänderter Zusammensetzimg. 

Die Datenbasis zur Anzahl der Beschäftigten der je- 
weils drei größten Betriebe ist sehr lückenhaft und 
fehlt für die den größten Betrieben zugeordneten In- 
vestitionen praktisch vollständig. Die Monopolkom- 
mission sieht sich daher für das vorhegende Berichts- 
jahr 1987, wie bereits für das letzte Berichtsjahr 1985, 
nicht in der Lage, den Wirtschaitsbereich Bergbau 
und Verarbeitendes Gewerbe konzentrationsstati- 
stisch in bezug auf die produzierenden Betriebe zu 
untersuchen. 

333. Eine ZusammensteUimg der der Monopolkom- 
mission verfügbaren Angaben zum Stand xmd zur Ent- 
wicklung der Konzentration der Betriebe von 1979 bis 
1987 hefert Tabelle II. 1 lim Anlagenband des Gutach- 
tens. Die TabeUe enthält die Anteile an der Anzahl der 
Beschäftigten imd zugeordnete Anteile an den Inve- 
stitionen der größten Betriebe, gemessen an der An- 
zahl der Beschäftigten nach zweisteUigen Wirtschafts- 
gruppen des Bergbaus imd des Verarbeitenden Ge- 
werbes, ohne Baugewerbe, 1979 bis 1987. 


6. Erweiterung der Konzentrationsstatistik über 
das Produzierende Gewerbe hinaus auf den 
Handel: 

Kurzfristiger Zeitvergieich 

der Konzentration der Konzerne 

im QroBhandei 1989 gegenüber 1988 

334. Die Monopolkommission hat in Zusammenar- 
beit mit der für die Handelsstatistik zuständigen Fach- 
gruppe des Statistischen Bxmdesamtes ein Konzept 
entwickelt und in ihrem vorangehenden Siebenten 
Hauptgutachten 1986/198763) eingehend beschrie- 
ben, um die Konzen trationsberichterstattimg über das 
Produzierende Gewerbe hinaus auf den Handel zu 
erweitern. Hierdurch soU der wachsenden Bedeutung 
des Tertiären Sektors vmd dem besonderen wettbe- 
werbspohtischen Interesse an der Konzentration im 
Handel Rechnxmg getragen werden. 

335. Es erscheint der Monopolkommission empfeh- 
lenswert, sich zunächst auf die Ergebnisse amtlicher 
Erhebxmgen zu stützen, die regelmäßig imd detaiUiert 


Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 3.2, Messung 
der kurzfristigen Entwicklung der Konzern- und Untemeh- 
menskonzentration im Handel, Tz, 74 ff. 


auf breiter Ebene bei Unternehmen durchgeführt 
werden. Es ist zu vermuten, daß die unter Wettbe- 
werbsgesichtspunkten im Bereich des Produzieren- 
den Gewerbes besonders gravierenden systemati- 
schen Verzemmgen der amthchen Ergebnisse im 
Handel weniger stark sind. 

Die allerdings auch in der amtlichen Handelsstatistik 
nicht berücksichtigte Konzemverflechtung der Unter- 
nehmen versucht die Monopolkommission dadurch zu 
erfassen, daß die statistischen Ergebnisse für Unter- 
nehmen, die einem Konzern zuzuordnen sind, zusam- 
mengeführt werden. Grundlage hierfür sind die auf- 
grund der Pubhzitätspflicht für Konzerne imd Unter- 
nehmen allgemein verfügbaren Angaben. Danach ba- 
siert die von der Monopolkommission konzipierte 
Konzentrationsstatistik für den Handel auf Unterneh- 
men als rechtlich selbständigen Einheiten, zielt je- 
doch auf eine möglichst starke Annäherung an wett- 
bewerbhch relevante Einheiten ab. Ein Nachteil die- 
ses Verfahrens ist, daß Transaktionen zwischen Un- 
ternehmen, die einem Konzern angehören, insbeson- 
dere Innenumsätze, nicht ehminiert werden. Da die 
amtlichen Untemehmenserhebungen für den Handel, 
vor allem in bezug auf die Zusammensetzung und die 
Umsatzwerte des Warensortiments, weitaus detailher- 
ter und vollständiger sind als die publizierten Anga- 
ben größerer Unternehmen und Konzerne, erscheint 
es akzeptabel, diesen Nachteil zunächst in Kauf zu 
nehmen. Die zukünftige Möglichkeit, weitere Kon- 
zern- und Untemehmensdaten einzubeziehen, ist da- 
mit nicht ausgeschlossen. 

336. Zur Verwirkhchung ihres handelstatistischen 
Konzepts hat die Monopolkommission zusammen mit 
dem Statistischen Bundesamt Ende 1987 ein Arbeits- 
programm 6^) entwickelt xmd im letzten Hauptgutach- 
ten 6^) veröffentlicht. Einer raschen Realisierung des 
Arbeitsprogramms standen jedoch u. a. datenschutz- 
rechtliche Probleme im Wege, die die förderative 
Struktur der amthchen Statistik von Bund imd Län- 
dern, die Zusammenführung amthcher und öffenthch 
zugänghcher Untemehmensangaben und allgemeine 
Aspekte der statistischen Geheimhaltung betreffen. 
Die datenschutzrechthchen Probleme sind noch nicht 
gelöst, wenn auch die Ergänzung eines § 24c GWB im 
Rahmen der Fünften Novelle des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen eine Verbesserung der 
rechthchen Positionen der Monopolkommission bei 
der Übermittlung amthcher Ergebnisse erwarten 
läßt. 

Das Statistische Bundesamt hat in Ergänzung früherer 
eigener Untersuchungen zur Handels- imd Gaststät- 
tenzählung 1979 und 1985 6®) eine aktueUe konzentra- 


64) Vorläufiges Arbeitsprogramm, Stand: 19. November 1987, 
unveröffentlicht. 

65) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Anlagenband, Kapitel A.II, Abschnitt 3.2, Messung 
der kurzfristigen Entwicklimg der Konzern- imd Untemeh- 
menskonzentration im Handel, Tz. 74 ff. 

66) Statistisches Bundesamt, Sonderauswertung der Handels- 
und Gaststättenzählungen 1979 und 1985 vom 12. Oktober 
1987. Vgl. im einzelnen Krockow, A., Ergebnis der Handels- 
und Gaststättenzählung 1985. Gesamtüberblick, Struktur 
und Entwicklung im Einzelhandel, in: Wirtschaft und Stati- 
stik 1988, S. 26-32. 
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tionsstatistische Sonderauswertung der Untemeh- 
menserhebungen im Großhandel durchgeführt und 
erste Ergebnisse der Monopolkommission zur Verfü- 
gxmg gestellt. Sie werden in den nachfolgenden Ta- 
bellen 44 bis 46 veröffentlicht. 

Zum Verhältnis dieser Sonderaufbereitung zu dem 
bisher von der Monopolkommission verfolgten Kon- 
zept wird besonders auf folgendes hingewiesen. 

337 . Als Datenbasis der Sonderaufbereitung dienen 
die jährliche Erhebung der Unternehmen im Jahr 
1988 imd die monatlichen Erhebungen im Jahr 1989 
der amtlichen Statistik im Großhandel. 

Mehrere rechtlich selbständige Unternehmen, die un- 
ter einer einheitlichen Leitung stehen imd in diesem 
Sinne eine wirtschaftliche Einheit büden, werden — in 
Anlehmmg an den aktienrechtHchen Begriff — zu 
Konzernen zusammengefaßt. Zur Abgrenzung der 
Konzerne werden die aufgrund der Publizitätspflicht 
der Unternehmen imd Konzerne allgemein zugängli- 
chen Quellen herangezogen. Maßgeblich ist die je- 
weils zuletzt festgestellte Konzemstruktur. In die Un- 
tersuchung einbezogen werden die 45 größten Han- 
delskonzeme bzw. -unternehmen, gemessen an ihren 
Großhandelsumsätzen. Zu diesen Konzernen gehören 
rund 250 einzelne Unternehmen. Unternehmen von 
Konzernen, die nicht dem Großhandel zuzuordnen 
sind, werden nicht berücksichtigt. 

Die den Berechnungen zugrunde liegenden Umsatz- 
angaben sind Nominalwerte ohne Umsatz- (Mehr- 
wert-)Steuer. Die wirtschaftssystematische Zuord- 
nung der Konzemuntemehmen orientiert sich an den 
amtlichen Systematiken für Wirtschaftzweige und 
Waren. 

338 . In Tabelle 44 werden die in die Untersuchung 
einbezogenen Konzemuntemehmen bzw. Konzem- 
teile im Großhandel „institutionell", das heißt, mit ih- 
rem gesamten Umsatz dem Wirtschaftsbereich der 
amtlichen Systematik^) zugeordnet, in dem ihr wirt- 
schaftlicher Schwerpunkt, gemessen an der Wert- 
schöpfung, liegt. Die Angaben eines Jahres zum Um- 
satz und zur Anzahl der Beschäftigten für Unterneh- 
men unterhalb der Erfassungsgrenze von 1 Mio. DM 
Umsatz/Jahr werden mit Hilfe entsprechender Rela- 
tionen aus der Handels- und Gaststättenzählung 1985 
geschätzt und zu den erhobenen Ergebnissen ad- 
diert. 

Die systematische Ghedemng des Großhandels er- 
folgt zunächst nur nach den beiden zweistelligen 
Wirtschafts-Unterabteüungen 

— 40 (Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren) 

und 

— 41 (Großhandel mit Fertigwaren), 

Eine detailhertere Gliederung läßt wegen der bei ins- 
gesamt mnd 250 Unternehmen auf tretenden geringen 
Besetzungsdichten nur wenig aussagekräftige Bran- 

67) Statistisches Bundesamt, Sonderanswertung zur Konzem- 
konzentration im Großhandel, Az, VC-94 vom 14. Mai 
1990. 

68) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematik der Wirtschafts- 
zweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart und 
Mainz 1979. 


chenergebnisse erwarten. Daneben hätten sich Pro- 
bleme der statistischen Geheimhaltung ergeben.. 
Wenn die Untersuchung in einer späteren Phase auf 
einer breiten Untemehmensebene fortgeführt wird, 
ist eine tiefere wirtschaftssystematische Gliedenmg 
bis zu fünfstelhgen Wirtschaftsklassen im Handel 
möglich. 

339 . In Tabelle 45 wird die Branchenzuordnung der 
Großhandelskonzeme „ funktional " vorgenommen, 
das heißt, nur mit dem Teil der Großhandelsumsätze, 
der auf die unterschiedenen Hauptbereiche der Wä- 
ren entfällt ®9). Es wurden zunächst nur die Waren- 
Hauptbereiche 

— 2 (Großhandel mit Rohstoffen und Vorerzeugnis- 

sen, anderweitig nicht genannt, Brennstof- 
fen, Mineralölerzeugnissen, Gebrauchtwaren, 

Schrott, Altmaterial) und 

— 3 (Großhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken, 

Tabakwaren) 

erhoben, da diese unter konzentrationsstatistischen 
Gesichtspimkten besonders aufschlußreich erschei- 
nen. 

Die ermittelten Angaben sind nicht vollkommen 
exakt, sie beruhen aber auf sorgfältigen Schätzungen 
der dem Statistischen Bundesamt Auskunft gebenden 
Konzemuntemehmen. Zum Berichtsjahr 1989 wird 
die funktionale Gliederung der Konzemuntemehmen 
nach den Ergebnissen der Jahreserhebung 1988 vor- 
genommen, da für 1989 die entsprechenden Ergeb- 
nisse noch nicht vorliegen. In Ermangelung aktueller 
Daten wird für die bei der Berechnung von Konzen- 
trationsraten als Bezugsgröße eingehenden Gesamt- 
umsätze nach Warenbereichen für 1989 die mit Hilfe 
der Jahreserhebung 1987 ermittelte Umsatzstmktur 
herangezogen. 

340 . Tabelle 46 enthält für das Jcihr 1988 absolute 
Angaben zu den in die Auswertung einbezogenen 
Großhandelskonzeme insgesamt. Ausgewiesen wer- 
den die Umsätze, die Anzahl der Beschäftigten und 
der Rohertrag. Die Umsätze werden nach der Art der 
wirtschaftlichen Tätigkeit im Handel (Großhandel, 
Einzelhandel, Handelsvermittlung), sowie nach pro- 
duzierenden und sonstigen Tätigkeiten gegliedert. 
Die wirtschaftssystematische Zuordnung der Groß- 
handelskonzeme erfolgt, der Statistik der Größen- 
strukturen entsprechend, nach den beiden Unterab- 
teilungen 40 (Großhandel mit Rohstoffen und Halb- 
waren) imd 41 (Großhandel mit Fertigwaren) und de- 
ren Zusammenfassung. 

Danach liegen die Tätigkeiten der einbezogenen Kon- 
zemuntemehmen des Großhandels sowohl insge- 
samt, als auch für beide Unterabteilungen fast aus- 
schließlich im Großhandel, Der Anteil des Umsatzes 
im Einzelhandel beträgt ca. 2—3%, der der übrigen 
Tätigkeiten insgesamt unter 1 % . Der Anteil der Groß- 
handelskonzeme mit Schwerpunkt im Handel mit 


66) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Warenverzeichnis für die 
Binnenhandelsstatistik, Ausgabe 1978, Stuttgart imd Mainz 
1978. 
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Tabelle 44 


Anteile am Umsatz und an der Anzahl der Beschäftigten der größten Konzerne^) im Großhandel 
nach ihrem wirtschaftlichen Schwerpunkt 2), 1988 und 1989 

(institutioneile Abgrenzung) 


Umsatzgrößte 
Konzerne 
... bis . . .3) 

Anteil am Umsatz 
(%) 

Zugeordneter Anteil 
an der Anzahl der Beschäftigten 
(%) 

1988 

1^89 

1988 

1989 

nicht 

kumuliert 

kumuliert 

nicht 

kumuliert 

kumuliert 

nicht 

kumuliert 

kumuliert 

nicht 

kumuliert 

kumuliert 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

Unterabteilung 40: 


Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren 




Ibis 5 

17,2 

17,2 

17,5 

17,5 

10,2 



10,3 


6 bis 10 

5,4 

22,6 

5,4 

22,9 

1,9 

12,1 

1.5 

11,8 


11 bis 15 

4,3 

26,8 

4,3 

27,2 

1.2 

13,4 

1,9 

13,7 


16 bis 20 

3,4 

30,2 

3,4 

30,7 

lr3 

14,7 

0,4 

14,0 

5 

21 bis 25 

2,8 

33,0 

2,8 

33,5 

0,5 

15,2 

1.0 

15,1 

Unterabteilung 41: 


Großhandel mit Fertigwaren 




Ibis 5 

5,6 

5,6 

5,7 

5,7 






6 bis 10 

2,3 

7,9 

2,3 

8,0 






11 bis 15 

1.8 

9,6 

1.9 

9,9 

0.9 


0,7 



16 bis 20 

1,5 

11,1 

1,4 

11,3 

0,7 


1,0 


5 

21 bis 25 

0,4 

11,5 


11,7 

0,3 


0.3 


Zusammenfassung 40/41: 


Großhandel insgesamt 



1 

1 bis 5 

7,0 

1 

7.0 

7,2 

7,2 


2,9 

2,9 

2,9 


6 bis 10 

3,6 

10,6 

3,7 

10,9 


6,3 

3,4 

6,3 


11 bis 15 

2,2 

12,8 

2,3 

13,2 

0,6 

6,9 

0,5 

6,8 


, 16 bis 20 

1,8 

14,6 

1.8 

15,0 

0,4 

7,3 

0,5 

7,4 

5 

21 bis 25 

1,5 

16,0 

1,5 

16,4 

0,7 

8,0 

0,6 

7,9 

6 

26 bis 30 

1,3 

17,3 

1,3 

17,7 

0,3 

8,3 

0,2 

8,1 

7 

31 bis 35 

1.2 

18,4 

1,2 

18,9 

0,4 

8,7 

0,5 

8,7 

8 

36 bis 40 


19,5 

1,1 

20,0 

0,5 

9,1 

0,3' 

8,9 

9 

41 bis 45 


20,4 

0,9 

20,9 

0,4 

9,6 

0,6 

9,6 


1) Sonderauswertimg des Statistischen Bundesamtes, Nr. V C-94 vom 14. Mai 1990. 

2) Vgl. Statistisches Bimdesamt (Hrsg.), Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart oder Mainz 
1979. 

Konzerne bzw. Konzemteile nach der Höhe der Umsätze im jeweiligen Wirtschaftsbereich geordnet. 


Rohstoffen und Halbwaren beträgt gemessen am Um- 
satz 65,5%, gemessen aus Rohertrag 60,1 % und ge- 
messen an der Anzahl der Beschäftigten 42,7%. 

341- Ein Vergleich der Ergebnisse nach Tabelle 44 
bis 46 ergibt, daß der Diversifizierungsgrad der einbe- 
zogenen Großhandelskonzeme bzw. ihrer Teile nicht 
nur im Durchschnitt, sondern auch in Abhängigkeit 
von ihrer Größe gering ist. Die Zuordnung der betref- 
fenden Konzemuntemehmen, sowohl nach ihrem 
wirtschafthchen Schwerpunkt in einer der Wirt- 
scheifts-Unterabteilungen 40 oder 41 (institutionelle 


Abgrenzung), als auch nach einer der ausgewählten 
Warenhauptbereiche 2 und 3 (funktionale Abgren- 
zung) führt nur zu geringen Abweichungen der Um- 
satzanteile der jeweils größten Konzerne bzw. Kon- 
zemteile. 

Nach den ausgewiesenen statistischen Ergebnissen 
hat die Konzentration der Konzerne im Großhandel im 
kurzftistigen Zeitvergleich 1989/1988, insbesondere 
bezogen auf die 10 größten Konzerne, anscheinend 
leicht zugenommen. Diese Zunahme ist jedoch nicht 
signifikant. Zum einen sind, vor allem zur funktiona- 
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Tabelle 45 


Anteile am Umsatz der größten Konzerne^) im Großhandel nach Hauptbereichen von Warengruppen^), 

1988 und 1989 

(funktionale Abgrenzung) 


Umsatzgrößte 

Konzerne 
... bis .. .3) 

Anteil am Umsatz (%) 

1988 



1989 

nicht kumuliert 

kumuliert 

nicht kumuliert 

kumuliert 

a 

b 

c 

d 

e 

2. Hauptbereich: 

Großhandel mit Rohstoffen und Vorerzeugnissen, a.n.g., 
Brennstoffen, Mineralölerzeugnissen, Gebrauchtwaren, Schrott, Altmaterial 

1 

Ibis 5 

22,5 

22,5 

24,2 

24,2 

H 

6 bis 10 

7,8 


7,7 

31,9 

D 

11 bis 15 

6,0 

36,3 

6,1 

38,0 

n 

16 bis 20 

4,1 

40,4 

4,2 

42,2 


21 bis 25 

2,2 

42,6 

2,5 

44,8 

3. Hauptbereich: 

Großhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken, Tabakwaren 


Ibis 5 

11,0 

11,0 

11,2 

11,2 


6 bis 10 

4,3 

15,4 

4,1 

15,3 

Großhandel insgesamt 

1 

Ibis 5 

7,1 

7,1 

7,4 

7,4 


6 bis 10 

3,6 

10,6 

3,6 

11,1 


11 bis 15 

2,3 

12,9 

2,3 

13,4 


16 bis 20 

1,8 

14,7 

1,8 

15,2 

5 

21 bis 25 

1,5 

16,3 

1,5 

16,7 

6 

26 bis 30 

1,3 

17,5 

1,3 

18,0 

7 

31 bis 35 

1,2 

18,7 

1,2 

19,2 

8 

36 bis 40 

1,0 

19,7 

1,1 

20,2 

9 

41 bis 45 

0,9 

20,6 

0,9 

21,1 


1) Sonderauswertung des Statistischen Bundesamtes, Nr. V C-94 vom 14. Mai 1990. 

2) Vgl. Statistisches Bimdesamt (Hrsg.), Warenverzeichnis für die Binnenhandelsstatistik, Ausgabe 1978, Stuttgart imd Mainz 
1978. 

3) Konzerne bzw. Konzemteile nach der Höhe der Umsätze im jeweiligen Warenbereich geordnet. 


len Abgrenzung der Konzemuntemehmen, aufgrund 
verschiedener vorläufiger Angaben zu den Ergebnis- 
sen für 1989 noch begrenzte Korrekturen möglich. 
Zum andern ist zur Feststellung eines Trends der Ent- 
wicklung die betrachtete Zeitspanne noch zu kurz. 
Ein Zeitvergleich mit den Ergebnissen der Sonderaus- 


wertung der Handels- imd Gaststättenzählungen 
1979 und 1985 zur Konzentration der Konzerne ist 
nicht ohne weiteres möglich. Trotz eines ähnlichen 
methodischen Vorgehens ist die Auswahl und die An- 
zahl der in die Untersuchimg einbezogenen Konzerne 
und Unternehmen zu unterscidedlich. 
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Tabelle 46 


Umsatz, Anzahl der Beschäftigten und Rohertrag der 45 größten Konzerne^) im Großhandel, 1988 

(institutioneile Abgrenzung) 


Wirtschafts- 
Unterabteilung 2) 

Umsatz 

Anzahl der 
Beschäftigten 

am 

31. Dezember 

Rohertrag 

insgesamt 

davon aus 

Groß- 

handel 

Einzel- 

handel 

Han- 

dels- 

Vermitt- 

lung 

produ- 

zierende 

Tätig- 

keiten 

Übrige 

Tätig- 

keiten 

WZ- 

Nr. 

Bezeichnung 

Mül. DM 

% 

MiU. DM 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

40 

Großhandel mit 
Rohstoffen und Halb- 
waren 

112 235,2 

96,1 

3,1 

0,1 

0,5 

0,3 

46 023 

10 096,9 


41 

Großhandel mit 
Fertigwaren 

59 026,2 

96,9 

2,3 

0,0 

0,6 

0,2 

61 720 

6 696,4 

40/ 

41 

Großhandel 
insgesamt 

171 261,4 

96,4 

2,8 

0,1 

0,5 

0,3 

107 743 

16 793,3 


Sonderauswertung des Statistischen Bundesamtes, Nr. V C-94 vom 14. Mai 1990. 

2) Vgl. Statistisches Bimdesamt (Hrsg.), Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläutenmgen, Ausgabe 1979, Stuttgart oder Mainz 
1979. 
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KAPITEL III 

Stand und Entwicklung der Konzentration 

von Großunternehmen (aggregierte Konzentration) 


1. Die Messung der aggregierten 
Untemehmenskonzentration 


1.1 Fortschreibung der Untemehmensstatistik 
auf das Jahr 1988 

342. Ztir Beurteilung von Stand und Entwicklung 
der Konzentration in der Wirtschaft ist nicht nur die 
Angebotskonzentration in den Warenklassen (Kapi- 
tel I) und die Untemehmenskonzentration in den Wirt- 
sch^tszweigen (Kapitel II) von wettbewerbspoliti- 
schem Interesse, sondern auch die aggregierte Kon- 
zentration, weil von Großunternehmen, insbesondere 
von deren Finanzkraft, marktübergreifende wirt- 
schaftliche Macht ausgehen kann. Darüber hinaus ist 
die Analyse der aggregierten Untemehmenskonzen- 
tration von allgemein gesellschaftlichem und politi- 
schem Interesse. 

343. Aus diesen Gründen hat die Monopolkommis- 
sion in ihren Hauptgutachten stets auch den Stand 
und die Entwicklung der hundert größten Unterneh- 
men untersucht. In den ersten drei Hauptgutachten 
hat sie die Auswahl der „ 100 Größten" nach dem Kri- 
terium des Umsatzes getroffen. Seit dem Vierten 
Hauptgutachten bildet sie die Rangfolge der hundert 
größten Unternehmen nach dem Kriterium der Wert- 
schöpfung, Diese Berichterstattung wird hier für das 
Jahr 1988 fortgeführt. Eine Fortschreibung der Stati- 
stik der hundert größten Unternehmen nach dem Um- 
satzkriterium erfolgt im Anlagenband als Tabelle III. 

344. Im Rahmen der Berichterstattung über die 
„100 Größten" nach Wertschöpfung umfaßt das Un- 
tersuchungsprogramm der Kommission Angaben 
über Beschäftigte, Sachanlagevermögen und Cash- 
flow. Zur weitergehenden Beurteilung der Entwick- 
lung der aggregierten Konzentration berichtet sie fer- 
ner über Verflechtungen zwischen den „ 100 Größten" 
über Kapitalbeteiligungen imd Gemeinschaftsunter- 
nehmen sowie über personelle Verflechtimgen. Ab- 
schließend imtersucht sie die Beteiligimg der 
„100 Größten" an den 1988/1989 dem Bundeskartell- 
amt nach § 23 GWB angezeigten Unternehmenszu- 
sammenschlüssen. 

345. Neben der Ermittlung der „100 Größten" nach 
Wertschöpfung betrachtet die Monopolkommission 
seit dem Vierten Hauptgutachten zusätzlich auch den 
Stand imd die Entwicklung der Großunternehmen auf 
der Basis der üblichen Geschäftsvolumenmerkmale. 
Hierzu ermittelt sie für die fünf großen Bereiche Indu- 


strie i), Handel, Kreditgewerbe, Versichenmgsge- 
werbe sowie Verkehr und Dienstleistungen die größ- 
ten Unternehmen nach Umsatz, Bilanzsumme bzw. 
Beitragseinnahmen. Da hiervon eine Ableitung zu- 
sätzlicher Erkenntnisse über die Konzentrationsent- 
wicklimg erwartet werden kann, hält die Monopol- 
kommission trotz ihrer konzeptionellen Bedenken 2), 
die in erster Linie den branchenübergreifenden Un- 
temehmensvergleich betreffen, an der Fortführung 
dieser Berichterstattimg fest. 

346. Um die Entwicklung der aggregierten Unter- 
nehmenskonzentration besser abschätzen zu können, 
hat die Monopolkommission in ihrem Achten Haupt- 
gutachten die Berichterstattung auf der Basis der übli- 
chen Geschäftsvolumenmerkmale in einen umfassen- 
den internationalen, insbesondere europäischen Be- 
zugsrahmen gestellt. Sie trägt damit der fortschreiten- 
den Ausdehmmg imd Intemationalisierung der 
Märkte Rechnung. Bereits in den Hauptgutachten I 
bis VII wurden die Rangpositionen der jeweils zehn 
größten deutschen Industrieunternehmen iimerhalb 
einer weltweiten Umsatzrangliste ausgewiesen. Die 
Kommission fährt damit im Achten Hauptgutachten 
für das Jahr 1988 fort. 

Darüber hinaus wurden in den Hauptgutachten I 
und II zusätzlich die Positionen einiger Unternehmen 
am Anfang und am Ende der Umsatzrangliste der 
Monopolkommission innerhalb Europas markiert 3). 
Infolge der unzureichenden Datenlage stellte die 
Kommission diese Untersuchung jedoch mit dem Drit- 
ten Hauptgutachten wieder ein^). Im Achten Haupt- 
gutachten knüpft sie an diese Untersuchungen an und 
berichtet umfassend über die deutschen Großunter- 
nehmen im europäischen Vergleich. So werden erst- 
mals für alle fünf betrachteten Wirtschaftsbereiche die 
entsprechenden Rangpositionen innerhalb Europas 
für die jeweils größten deutschen Unternehmen ermit- 
telt. 


1) Im folgenden bezeichnet der Begriff „Industrie" das Produ- 
zierende Gewerbe. Nach der amtlichen Systematik der Wirt- 
schaftszweige von 1979 sind diesem die Bereiche Elektrizi- 
täts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung, Bergbau, 
Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe zugeordnet. 

2) Vgl. Tz. 349 sowie Monopolkommission, Ökonomische Krite- 
rien für die Rechtsanwendung, Hauptgutachten 1982/1983, 
Baden-Baden 1984, Tz. 293. 

3) Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, 
Hauptgutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 262— 
268; Fortschreitende Konzentration bei Großunternehmen, 
Hauptgutachten 1976/1977, Baden-Baden 1978, Tz. 272— 
280. 

4) Vgl. Monopolkommission, Fusionskontrolle bleibt vorrangig, 
Haupt gutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980, Tz. 326. 
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1.2 Probleme der Datenbeschaffung durch das 
Bilanzrichtlinien-Gesetz 

347. Durch das am 1. Januar 1986 in Kraft getretene 
neue Bilanzrichtlinien-Gesetz^) sind in das deutsche 
Gesellschaftsrecht teilweise gnmdlegend geänderte 
Rechnungslegungs- und Publizitätsnormen aufge- 
nommen worden. Für die Ermittlung der hundert 
größten Unternehmen nach Wertschöpfung sind da- 
bei die neuen Vorschriften über den Konzemab Schluß 
und den Konzemlagebericht gemäß §§ 238 bis 
339 HGB von besonderer Bedeutung. Sie sind zwin- 
gend erstmals auf das nach dem 31. Dezember 1989 
beginnende Geschäftsjahr anzuwenden. Der Großteil 
der in den Berichtskreis einbezogenen Unternehmen 
hat die Rechnimgslegung jedoch schon frühzeitig 
dem neuen Recht angepaßt, so daß sich dessen Kon- 
sequenzen für die Untersuchung der Monopolkom- 
mission über die aggregierte Untemehmenskonzen- 
tration bereits im Berichtsjahr 1988 abzeichnen. Dies 
gilt in besonderer Weise für die Vorschriften über den 
Konsohdienmgskreis . 

348. Die Neuregelung des Konsolidierungskreises 
erfolgt gemäß §§ 294 bis 296 HGB. Während das alte 
Recht die Aufstehung eines auf die Inlandsgesell- 
schaften beschränkten Konzemabschlusses vorsah, 
müssen nach neuem Recht auch die ausländischen 
Tochtenmtemehmen in den Konsohdierungskreis der 
MuttergeseUschaft einbezogen werden. Da die nach 
Wertschöpfung „100 Größten" auf der Basis des In- 
landskonzems ermittelt werden, führt die Umstellung 
auf das Weltabschlußprinzip zu einer Verschlechte- 
rung der Datenlage. In der Regel verzichten die Unter- 
nehmen in ihren Geschäftsberichten auf den freiwilli- 
gen Ausweis der Jahresabschlußdaten in der Abgren- 
zung auf den Inlandskonzem. Angesichts der neuen 
Konsohdienmgsvorschriften imd der damit verbunde- 
nen Verschlechterung der Datenlage sind die konzep- 
tionellen Gnmdlagen von Kapitel III dahin gehend zu 
überprüfen, ob die Berichterstattung über die aggre- 
gierte Untemehmenskonzentration weiterhin auf der 
Basis der Wertschöpfung und in der Abgrenzung auf 
den Inlandskonzem erfolgen kaim. 

349. Aufgrund der konzeptionellen Überlegenheit 
gegenüber dem Umsatz stellte die Kommission ihre 
Untersuchung im Vierten Hauptgutachten auf das 
branchenübergreifende Größenkriterium Wertschöp- 
fung um; die mit dieser Umstellung verbundenen Pro- 
bleme der Datenunsicherheit nahm sie hierbei bewußt 
in Kauf 6). Dieser Nachteil erfährt durch die neuen 
Rechnungslegungsvorschriften ein höheres Gewicht. 
Da die Ermittlung des Umsatzes des Inlandskonzems 
keine gesonderte Zwischenkonsohdienmg für diesen 
Konzembereich erforderhch macht, wird die Daten- 
lage bei einer Betrachtung nach Umsatz ungleich we- 
niger von dem Weltabschlußprinzip tangiert als bei 
einer Auswahl nach Wertschöpfung. Dem steht ge- 
genüber, daß die Wertschöpfimg ein über die Sektor- 
grenzen hinweg vergleichbares Größenmerkmal dar- 

5) Gesetz zur Durchführung der Vierten, Siebenten und Achten 
Richtlinie des Rates der EG zur Koordinierung des GeseU- 
schaftsrechts vom 19. Dezember 1985, BGBl. I S. 2355— 
2433. 

Vgl. Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentra- 
tionserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 
1982, Tz. 345-351. 


stellt, welches auch die Einbeziehung von Unterneh- 
men des Kredit- und Versichenmgsgewerbes erlaubt. 
Ein wesentiicher Gmnd, warum der Umsatz das Volu- 
men der wirtschaftiichen Tätigkeit der Unternehmen 
nur ungenau widerspiegelt, ist aber die Nichtberück- 
sichtigung der unterschiedlichen vertikalen Integra- 
tion, die insbesondere zwischen verschiedenen Bran- 
chen gegeben ist. So ergibt sich z. B. bei Handelsun- 
ternehmen regelmäßig ein geringerer Wertschöp- 
fungsanteil am Umsatz als in anderen Branchen. 
Schließhch werden bei einer Auswahl der Unterneh- 
men nach der Wertschöpfimg verzerrende Wirkungen 
unterschiedhcher Preisentwicklungen in den einzel- 
nen Branchen vermieden. Mit der erneut aufgegriffe- 
nen Diskussion der methodischen Einwände gegen 
das Umsatzkriterium, betont die Monopolkommission 
erneut die Bedeutung der Wertschöpfung als geeigne- 
tes Merkmal für eine branchenübergreifende Defini- 
tion von Unternehmensgröße. 

350. Die Maßgeblichkeit des Inlandskonzepts für die 
Berichterstattung der Monopolkommission über die 
aggregierte Konzentration kann aus ihrem gesetzh- 
chen Auftrag (§ 24 b Abs. 1 Satz 1 GWB) abgeleitet 
werden, die Entwicklung der Untemehmenskonzen- 
tration in der Bundesrepubhk Deutschland regelmä- 
ßig zu begutachten. Aus dieser Sicht soll die betrieb- 
hche Wertschöpfung den vom Unternehmen in einer 
bestimmten Periode geschaffenen Wertzuwachs wi- 
derspiegeln, der den Beitrag des Unternehmens zum 
Sozialprodukt darstellt. Mit der inländischen Wert- 
schöpfung erfaßt man daher das richtige Pendant zum 
Inlandsprodukt. Für eine Erhebung, die auf der Wert- 
schöpfung des Weltkonzems basiert, existiert keine 
geeignete gesamtwirtschaftiiche Bezugsgröße. Für 
das Untersuchungsziel der Kommission, insbesondere 
für Vergleiche mit relevanten gesamtwirtschafthchen 
und sektoralen Bezugsgrößen, sind daher vorrangig 
Angaben in der Abgrenzung auf den inländischen 
Konzembereich maßgebhch. Ein weiterer Vorteil der 
Beibehaltung des Inlandskonzepts — wie auch 
des Untersuchungsmerkmals Wertschöpfung — ist 
schüeßhch die Vermeidung eines neuerlichen Stmk- 
turbmches in der Berichterstattung über die aggre- 
gierte Untemehmenskonzentration nach der Umstel- 
lung auf das Wertschöpfungskonzept im Dritten 
Hauptgutachten. Die Kommission verkennt nicht, daß 
die zunehmende internationale Verflechtung und 
Globalisiemng der Märkte im Rahmen einer Inlands- 
betrachtung nicht ausreichend Berücksichtigung fin- 
den. Es ist offensichtiich, daß auch von ausländischen 
Tochtergesellschaften, insbesondere von deren Fi- 
nanzkraft, wirtschaftiiche Macht mit Wirkung auf den 
Inlandsmarkt ausgehen kann. Aus dieser Sicht ist die 
durch das Bilanzrichtlinien-Gesetz erfolgte Erweite- 
rung des Konsohdierungskreises auch unter konzen- 
trationsstatistischen Gesichtspunkten zu begrüßen. 
Die Monopolkommission trägt dem internationalen 
Aspekt dadurch Rechnung, daß sie mit dem Achten 
Hauptgutachten umfassend über die aggregierte 
Konzentration im internationalen Vergleich berichtet. 
Untersuchungsmerkmale dieser branchenbezogenen 
internationalen Analyse sind in der Regel Umsatz, 
Bilanzsumme bzw. Versicherungsbeitrag des Welt- 
konzems ^). 


7) Vgl. Tz. 389-411. 
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351 . Die konzeptionellen Vorteile der gegebenen 
methodischen Gnmdlagen sind einer verschlechter- 
ten Datenlage gegenüberzustellen. Maßgebliche Ent- 
scheidungskriterien für die Ausgestaltung der künfti- 
gen Berichterstattimg sind die Anzahl der infolge feh- 
lender Daten notwendigen Schätzungen sowie die 
Qualität der verwendeten Schätzmethoden. Um einen 
Überblick über den Umfang der künftig zur Verfü- 
gung stehenden Untemehmensangaben zu bekom- 
men, hat die Kommission im Januar 1988 eine ent- 
sprechende Untemehmensbefragung durchgeführt. 
Anhand von Ex-post-Schätzimgen für eine Reihe von 
Unternehmen über mehrere Berichtsperioden hinweg 
konnten aiißerdem Anhaltspunkte über die Güte der 
zur Verfügimg stehenden Nährerungsverfahren ge- 
wonnen werden. 

352 . Aus der Untemehmensbefragung sowie teil- 
weise auch aus früheren Anfragen liegen insgesamt 
von 120 Unternehmen Stellimgnahmen vor. Davon 
haben 91 Unternehmen (75,8%) die künftige Über- 
mittlung aller benötigten Daten in Aussicht gestellt. 
Hierin enthalten sind zwölf Gesellschaften, die als 
Einzeluntemehmen bzw. infolge der Befreiungsmög- 
hchkeit gemäß § 291 HGB keinen Konzemabschluß 
erstellen müssen. In diesen Fällen wird die Wert- 
schöpfimg in der Regel auf der Basis des Einzelab- 
schlusses berechnet. Im Zusammenhang mit der Be- 
freiungsmöglichkeit von der Verpflichtimg zur Auf- 
stellung eines Teilkonzemabschlusses ist anzumer- 
ken, daß die hierdurch m der Regel unumgängliche 
Unterbewertung der Größe dieser imter einheitlicher 
ausländischer Leitimg stehenden wirtschaftlichen 
Einheiten zu einer Unterschätzimg der Konzentration 
im Bereich der „100 Größten" führt. Zur Gruppe der 
91 Unternehmen zählen außerdem sieben Gesell- 
schaften, die ohnehin keine Auslandstöchter haben 
imd daher ausschließlich Inlandskonzemabschlüsse 
veröffentlichen. Die übrigen 29 der befragten 120 Un- 
ternehmen (24,2 %) sind nicht in der Lage bzw. bereit, 
der Monopolkommission die Daten verfügbar zu ma- 
chen. Als Gründe werden die Unverhältnismäßigkeit 
der dabei anfallenden Kosten sowie das Fehlen eines 
untemehmensmtemen Bedarfs an diesen Daten an- 
gegeben. Eine ergänzende Befragung dieser Unter- 
nehmen ergab jedoch, daß die für die Schätzung be- 
nötigten Daten (mindestens eine der Positionen Um- 
satzerlöse, Beschäftigtenzahl, Personalkosten des in- 
ländischen Konzerns) von allen Unternehmen verfüg- 
bar gemacht werden können. In der Gruppe der ins- 
gesamt 29 Unternehmen mit negativem Bescheid sind 
zahlreiche Branchen vertreten. Auffällig ist jedoch der 
überdurchschnittlich hohe Anteil der Unternehmen 
der Chemischen Industrie mit 27,6 %. Insgesamt wur- 
den zwölf Gesellschaften dieses Wirtschaftszweigs 
befragt; nur in vier Fällen erhielt die Monopolkom- 
mission eine Zusage für die künftige Verfügbarkeit 
aller benötigten Daten ö). 

353. Das Befragungsergebnis gibt einen Überblick 
über die ungefähre Größenordnung der künftig anfal- 
lenden Schätzungen bei der Ermittlung der nach 

8) In der Erhebung 1988 wirkt sich dieses Befragungsergebnis 
noch nicht voll aus, da einige Unternehmen im Geschäfts- 
jahr 1988 noch die Vorschriften des Aktiengesetzes anwen- 
den. 


Wertschöpfimg hundert größten Unternehmen. Im 
Siebenten Hauptgutachten mußte bei der Erhebimg 
bezüglich 1986 die Wertschöpfung von 16®) Unter- 
nehmen näherungsweise bestimmt werden. Auch in 
den übrigen Berichtsperioden mußte die Monopol- 
kommission stets hilfsweise auf Näherungslösungen 
zurückgreifen. Die Zcihl der Schätzungen wird zwar 
durch den Übergang auf das neue Rechnimgsle- 
gimgsrecht gegenüber früheren Erhebungen zimeh- 
men, jedoch bleibt der Anstieg innerhalb des Rah- 
mens, der ein Festhalten am Wertschöpfungskrite- 
rium zuläßt. 

354 . Anhand von statistischen Überlegungen kann 
gezeigt werden, daß eine Rangfolge der nach Wert- 
schöpfung „100 Größten"; bei der für bis zu einem 
Drittel der Unternehmen die Zahlen geschätzt werden 
mußten, immer noch ein höheres Maß an Überein- 
stimmung mit einer auf 100 % korrekten Wertschöp- 
fungsdaten beruhenden Rangfolge aufweist als eine 
Umsatzrangliste. Der Grund liegt darin, daß die Um- 
satz/Wertschöpfungs-Relationen von Unternehmen 
zu Unternehmen sehr unterschiedlich sind imd diese 
Unterschiede für eine sehr viel größere Verzerrung 
sorgen, als die durch Erhebungslücken verursachten 
Ungenauigkeiten bei einem Teil der Wertschöpfungs- 
daten. Die Kommission sieht daher in der Zunahme 
der Schätzungen kein Hindernis für die Erstellung 
einer aggregierten Konzentrationsstatistik auf der Ba- 
sis der Wertschöpfung des Inlandskonzems. 

355 . Für die Fortführung der gegebenen Konzeption 
spricht zum anderen die Güte der Schätzrnethoden, 
Hierzu hat die Monopolkommission für alle Berichts- 
jahre von 1978 bis einschließlich 1988 Ex-post-Schät- 
Zungen für die Wertschöpfung vorgenommen. Die Er- 
gebnisse sind in Tabelle 1 zusammengefaßt. Zum Un- 
tersuchungskreis zählten jeweils die Unternehmen, 
für welche die erforderlichen Daten in der Abgren- 
zung sowohl auf den Inlands- als auch auf den Welt- 
konzem verfügbar waren. Ausgehend von der Wert- 
schöpfung des Weltkonzems wurden je Unternehmen 
zunächst bis zu drei Schätzwerte für die Wertschöp- 
fung des Iiüandskonzems ermittelt: i®) 

— Schätzung über den Umsatz 

Methode: . U, = WS*,,u 

implizite Annahme: ^ 

— Schätzimg über die Beschäftigtenzahl 

Methode: ^ 61 = WS*i.b 

implmte Annahme: 5^ = ^ 


8) Hieiin sind die Schätzungen der Wertschöpfung für drei Bau- 
untemehmen enthalten. Bei Unternehmen dieser Branche 
besteht auch künftig die Besonderheit, daß die Wertschöp- 
fimg trotz der Verfügbarkeit der Daten des Inlandskonzems 
geschätzt werden muß. Dies ist auf die Schwierigkeiten bei 
der Abgrenzung von in- und ausländischen Aktivitäten zu- 
rückzuführen. Vgl. dazu Tz. 420. 

1®) Zeichenerklärung: WS = Wertschöpfung, U = Umsatz, 
B = Beschäftigte, P = Personalkosten, W = auf der Basis des 
Weltkonzemabschlusses, I = auf der Basis des inländischen 
Konzeraabschlusses, * = Schätzwert. 
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Tabelle 1 


Prozentuale Abweichungen verschiedener Schätzwerte (WS*i,..J vom wahren Wert der Wertschöpfung 
des inländischen Konzerns (WSi) bei Großunternehmen 
für die Jahre 1988, 1986, 1984, 1982, 1980 und 1978^)2) 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Abweichung der jeweiligen Schätzwerte 
vom wa^en Wert WSj 
(%) 

Arithmetisches Mittel aus 

WS*iu3) 

WS*IB 

WS*j,p 

allen verfüg- 
baren Ab- 
weichungs- 
werten 

den zwei am 
nächsten 
gelegenen 
Ab- 
weichungs- 
werten 

1 

1988 

Daimler-Benz AG 




- 

. 

_ 

1 

1986 


— 

— 

— 

— 

— 

2 

1984 


- 9,50 

+ 4,92 

+ 1,42 

- 3,16 

+ 3,17 

2 

1982 


- 4,26 

- 3,97 

- 0,69 

- 2,98 

- 4,12 

2 

1980 


- 4,21 

-10,39 

+ 0,08 

- 4,84 

- 2,07 

2 

1978 


- 5,83 

-13,57 

- 0,96 

- 6,79 

- 3,39 

2 

1988 

Siemens AG 

— 

— 

— 

■ 



2 

1986 


+ 2,66 

- 6,37 

+ 2,37 

- 0,45 

+ 2,52 

1 

1984 


+ 4,90 

-* 5,37 

+ 5,50 

+ 1,68 

+ 5,20 

1 

1982 


+ 5,17 

- 5,17 

+ 4,63 

+ 1,54 

+ 4,90 

1 

1980 


+ 3,30 

- 9,73 

+ 4,08 

- 0,78 

+ 3,69 

1 

1978 


+ 6,28 

- 8,99 

+ 3,90 

+ 0,40 

+ 5,09 

3 

1988 

Volkswagen AG 

- 4,68 

- 20,44 

- 2,45 

- 9,19 

- 3,56 

3 

1986 


+ 10,26 

- 15,55 

+ 3,18 

- 0,70 

+ 6,72 

3 

1984 


- 1,92 

- 13,19 

- 0,68 

- 5,26 

- 1,30 

3 

1982 


- 1,75 

- 12,29 

- 2,58 

- 5,54 

- 2,17 

3 

1980 


- 0,55 

- 21,34 

- 1,84 

- 7,91 

- 1,19 

3 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

4 

1988 

BASF AG 

— 

— 

— 

— 



6 

1986 


+ 7,55 

+ 1,46 

+ 5,73 

+ 4,92 

+ 6,64 

6 

1984 


+ 11,27 

+ 7,99 

+ 8,82 

+ 9,16 

+ 8,41 

8 

1982 


+ 16,44 

+ 6,89 

+ 3,38 

+ 8,90 

+ 5,13 

8 

1980 


— 

— 

— 

— 

— 

6 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

5 

1988 

Bayer AG 

+ 0/56 

- 6,49 

+ 3,24 

- 0,90 

+ 1,90 

5 

1986 


+ 1,84 

+ 3,01 

+ 10,40 

+ 5,08 

+ 2,43 

5 

1984 


- 1,51 

+ 8,74 

+ 7,70 

+ 4,98 

+ 8,22 

7 

1982 


+ 0,77 

+ 9,83 

+ 8,14 

+ 6,24 

+ 8,98 

6 

1980 


- 3,68 

- 2,38 

+ 5,56 

- 0,16 

- 3,03 

7 

1978 


- 6,70 

+ 1,12 

- 4,12 

- 3,23 

- 5,41 

6 

1988 

Robert Bosch GmbH 

+ 4,59 

-11,29 

+ 2,39 

- 1,41 

+ 3,49 

9 

1986 


+ 4,45 

-12,21 

+ 3,52 

- 1,41 

+ 3,99 

10 

1984 


+ 0,74 

-12,75 

+ 0,95 

- 3,69 

+ 0,85 

13 

1982 


+ 3,04 

- 14,10 

+ 1,79 

- 3,09 

+ 2,41 

14 

1980 


+ 6,06 

- 14,16 

+ 5,88 

- 0,74 

+ 5,97 

15 

1978 


+ 2,92 

-16,29 

+ 2,57 

- 3,60 

+ 2,75 

7 

1988 

Hoechst AG 

— 

— 

— 

— 

— 

7 

1986 


- 5,71 

- 8,89 

+ 1,39 

- 4,40 

- 7,30 

7 

1984 


- 1,44 

- 1,60 

+ 5,80 

+ 2,76 

- 1,52 

10 

1982 


- 3,52 

- 5,71 

+ 2,32 

- 2,30 

- 4,62 

10 

1980 


- 4,47 

-12,86 

+25,90 

+ 2,86 

- 8,67 

8 

1978 


- 3,03 

-15,42 

+ 1,61 

- 5,61 

- 0,71 

9 

1988 

VEBA AG 

- 9,09 

- 6,77 

- 4,37 

- 6,75 

- 8,72 

11 

1986 


- 6,47 

- 4,14 

- 2,81 

- 4,47 

- 3,48 

9 

1984 


- 5,48 

- 0,92 

- 0,31 

- 2,24 

- 0,62 

9 

1982 


- 8,26 

- 2,79 

- 1,77 

- 4,27 

- 2,28 

7 

1980 


- 3,88 

- 3,72 

+ 0,03 

- 2,52 

- 3,80 

10 

1978 


- 3,36 

- 3,28 

- 0,39 

- 2,35 

- 3,32 
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Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode DrUCksach© 11/7582 


noch Tabelle 1 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Abweichung der jeweiligen Schätzwerte 
vom wahren Wert WSi 
(%) 

Arithmetisches Mittel aus 

WS*i.u3) 

WS*,,B 

WS*i,p 

allen verfüg- 
baren Ab- 
weichungs- 
werten 

den zwei am 
nächsten 
gelegenen 
Ab- 
weichungs- 
werten 

10 

1988 

Thyssen AG 

+ 4,26 

4 2,12 

4 2,16 

4 2,84 

4 2,15 

10 

1986 


+ 9,52 

+ 10,06 

4 4,76 

4 8,11 

4 9,79 

11 

1984 


4* 7,39 

414,53 

424,00 

415,31 

+ 10,96 

5 

1982 


4 7,67 

+ 9,20 

4 3,53 

+ 6,80 

4 8,44 

5 

1980 


4 3,26 

- 1,59 

+ 0,64 

4 1,83 

4 1,11 

5 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

11 

1988 

Rheinisch-Westfähsches 

- 2,42 

+ 0,84 

4 1,17 

- 0,14 

4 1,01 

12 

1986 

Elektrizitätswerk AG 

— 

— 

— 

— 

— 

8 

1984 


— 

— 

— 

— 

— 

6 

1982 


— 

— 

— 

— 

— 

9 

1980 


— 

— 

— 

— 

— 

11 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

12 

1988 

Deutsche Bank AG 

+ 2,59 

+ 5,23 

4 1,54 

4 3,12 

4 2,06 

13 

1986 


- 1,82 

4 1,94 

4 1,10 

4 0,41 

4 1,52 

12 

1984 


- 3,55 

4 1,24 

+ 0,10 

- 0,73 

+ 0,68 

15 

1982 


- 10,58 

- 0,92 

- 1,53 

- 4,34 

- 1,22 

17 

1980 


- 7,39 

+ 3,46 

4 3,41 

- 0,17 

4 3,43 

19 

1978 


- 7,80 

- 0,64 

- 0,72 

- 3,05 

- 0,68 

13 

1988 

Mannesmann AG 

— 

— 

— 

— 

— 

14 

1986 


— 

— 

— 

— 

— 

13 

1984 


4 2,45 

- 3,66 

4 6,78 

4 1,86 

4 4,62 

11 

1982 


4 2,99 

- 4,29 

4 3,11 

4 0,61 

4 3,05 

13 

1980 


- 0,11 

- 9,36 

4 4,46 

- 1,67 

+ 2,18 

14 

1978 


4 3,53 

- 8,80 

4 4,32 

- 0,32 

+ 3,92 

19 

1988 

Dresdner Bcuik AG 

- 2,86 

+ 2,79 

4 1,72 

4 0,55 

4 2,26 

20 

1986 


- 5,23 

4 1,40 

4 0,84 

- 0,99 

4 1,12 

21 

1984 


— 

— 

— 

— 

— 

25 

1982 


— 

— 

— 

— 

— 

26 

1980 


— 

— 

— 

— 

— 

27 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

20 

1988 

Fried. Krupp GmbH 

— 

— 

— 

— 

— 

18 

1986 


— 

— 

— 

— 

— 

16 

1984 


4 1,66 

- 3,02 

4 1,06 

- 0,30 

4 1,36 

14 

1982 


4 1,38 

- 0,04 

4 1,93 

4 1,09 

4 1,65 

12 

1980 


4 2,90 

- 2,30 

4 2,48 

4 0,16 

4 1,39 

17 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

21 

1988 

MAN AG 

4 1,37 

4 4,64 

4 1,94 

- 0,46 

4 1,66 

21 

1986 


— 

— 

— 

— 

— 

18 

1984 


— 

— 

— 

— 

— 

16 

1982 


— 

— 

— 

— 

— 

16 

1980 


— 

— 

— 

— 

— 

18 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

24 

1988 

Commerzbank AG 

- 6,13 

4 3,07 

4 2,56 

- 0,17 

4 2,81 

29 

1986 


-10,75 

4 2,27 

4 1,92 

- 2,19 

4 2,10 

34 

1984 


-14,04 

4 1,74 

4 1,44 

- 3,62 

4 1,59 

39 

1982 


-16,43 

- 2,62 

4 0,84 

- 6,07 

- 0,89 

44 

1980 


-13,63 

4 0,52 

4 0,42 

- 4,23 

4 0,47 

36 

1978 


- 6,43 

4 5,91 

4 5,84 

4 1,77 

4 5,87 
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Deutscher Bimdestag — 11. Wahlperiode 


noch Tabelle 1 


Rang Jahr 



26 1988 

25 1986 

25 1984 

19 1982 

18 1980 

21 1978 

29 1988 

31 1986 

32 1984 

34 1982 

29 1980 

30 1978 

35 1988 

34 1986 

35 1984 

32 1982 

27 1980 

28 1978 

37 1988 

43 1986 

52 1984 

56 1982 

60 1980 

63 1978 

38 1988 

45 1986 

51 1984 

55 1982 

55 1980 

55 1978 

39 1988 

32 1986 

33 1984 

31 1982 

31 1980 

32 1978 

41 1988 

46 1986 

57 1984 

57 1982 

68 1980 

61 1978 

46 1988 

35 1986 

45 1984 

44 1982 

47 1980 

54 1978 


Salzgitter AG 


Asea Brown Boveri AG 


Kaufhof AG 


Bayerische Vereinsbank AG 


Degussa AG 


Saarbergwerke AG 


Bayerische Hypotheken- und 
Wechsel-Bank AG 


Preussag AG 


Abweichung der jeweiligen Schätzwerte 

vom wahren Wert WSj Arithmetisches Mittel aus 


den zwei am 
allen verfüg- nächsten 

WS * T T t 3 i WS * 1 1. WS • T n baren Ab- gelegenen 

weichungs- Ab- 
werten weichungs- 
werten 


5,44 + 2,51 + 2,66 - 0,09 + 2,59 




- 1,48 
+ 0,91 
+ 1,11 
+ 2,10 
+ 1,52 
+ 1,40 


- 4,05 

- 3,67 

- 4,30 

- 4,58 

- 3,33 
+ 2,58 

+ 5,54 
+ 17,25 
+ 15,92 
+ 16,09 
+ 14,54 

+ 0,24 

- 8,00 
+ 0,10 
- 2,48 


+ 0,17 


+ 

0,05 

+ 

1,34 

+ 

2,34 

— 

0,90 

- 

4,55 

- 

2,92 

- 

1,77 

— 

3,79 

_ 

2,28 

- 

7,98 

+ 

0,05 

+ 

0,07 

+ 

0,21 

- 

0,23 

+ 

0,18 

+ 

0,23 

+ 

1,01 

_ 

7,20 

- 

4,20 

- 

3,10 

- 

6,71 

— 

5,50 


— KJ, 38 
+ 0,20 
+ 0,94 
+ 1,23 


+ 

0,32 

+ 

0,93 

+ 

0,03 

- 

0,04 

+ 

1,22 

+ 

2,25 

+ 

8,91 

+ 

4,44 

+ 

4,47 

+ 

4,66 

+ 

4,40 

+ 

0,41 

- 

7,96 

+ 

0,10 

+ 

0,15 

+ 

0,03 

- 

0,33 

+ 

0,01 

+ 

0,12 

+ 

0,89 

+ 

0,60 

+ 

1,39 

± 

0 

- 

6,43 

+ 

2,73 


- 2,01 
+ 0,25 
+ 0,50 
+ 0,66 
+ 0,11 
- 0,05 


- 1,18 


- 1,52 

- 0,26 
+ 2,39 

+ 4,52 
+ 17,14 
+ 5,82 
+ 6,33 
+ 5,05 

- 0,55 

- 7,98 
+ 0,08 

- 0,75 


- 0,93 
+ 0,56 
+ 1,36 
+ 1,96 
+ 1,01 
+ 0,85 



+ 

0,25 

- 

1,37 

- 

2,14 

± 

0 

+ 

1,28 

+ 

2,30 

+ 

7,22 

+ 

0,06 

+ 

0,78 

+ 

1,45 

+ 

0,30 

+ 

0,32 

- 

7,99 

+ 

0,08 

+ 

0,11 

+ 

0,12 

- 

0,28 

+ 

0,10 

+ 

0,18 

+ 

0,95 



3,30 

- 

1,41 

- 

1,55 

- 

6,57 

_ 

1.39 















Deutscher Biindestag — 11. Wahlperiode DrUCksaChe 11/7582 


noch Tabelle 1 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Abweichung der jeweiligen Schätzwerte 
vom wahren Wert WSi 
(%) 

Arithmetisches Mittel aus 

WS*i.u3) 

WS',,B 

WS*i,p 

allen verfüg- 
baren Ab- 
weichungs- 
werten 

den zwei am 
nächsten 
gelegenen 
Ab- 

weichimgs- 

werten 

47 

1988 

Henkel KGaA 

-12,88 

- 11,35 

+ 8,72 

- 5,17 

-12,11 

51 

1986 


- 6,49 

- 9,21 

+ 9,04 

- 2,22 

- 7,85 

58 

1984 


+ 3,24 

+ 3,24 

+13,47 

+ 6,65 

+ 3,24 

52 

1982 


— 

_ 



- ^ 


46 

1980 


— 





. - 

_ ■ 

44 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

48 

1988 

Nixdorf Computer AG 

— 

— 






58 

1986 


+33,13 

+ 7,97 

+ 3,51 

+ 14,87 

+ 5,71 

72 

1984 


+. 31,10 

+19,46 

+ 1,76 

+ 17,45 

+25,28 

86 

1982 


+21,88 

+ 7,01 

+ 0,33 

+ 9,74 

+ 3,67 

— 

1980 


+ 15,32 

+ 0,85 

+ 2,41 

+ 6,19 

+ 1,63 

— 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

49 

1988 

BATIG Gesellschaft für 

- 4,80 

- 7,96 

- 7,45 

- 6,73 

- 7,70 

36 

1986 

Beteiligungen mbH 

— 

■ 

— 





43 

1984 


— 







__ 

— 

1982 

. 

— 



- 



■ 

— 

1980 


— 





. 

- 

— 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

51 

1988 

FAG Kugelfischer 

+ 2,28 

- 4,30 

+ 3,64 

+ 0,53 

+ 2,95 

44 

1986 

Georg Schäfer KGaA 

+ 4,35 

+ 0,89 

+ 4,87 

+ 3,37 

+ 4,61 

55 

1984 


— 




- 

■■ 

49 

1982 







- 


45 

1980 


— 





■ - 

___ 

51 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

53 

1988 

VIAG Aktiengesellschaft 

+ 2,72 

- 6,48 

+ 11,53 

+ 2,59 

+ 7,12 

56 

1986 


- 0,12 

+ 0,26 

+ 1,97 

+ 0,70 

+ 0,07 

46 

1984 


— 


■ - 

- 

____ 

38 

1982 










33 

1980 


• - 



- 


___ 

46 

1978 


— 

: 

— 

— 



55 

I 1988 

' Ruhrgas AG 

+ 6,74 

- 12,31 

+ 2,90 

- 0,89 

+ 4,82 

48 

1986 


— 

\ ' — ^ 

! 

. 


40 

1984 


— 


! 

. 



53 

1982 


— 







____ 

71 

1980 


— 







___ 

76 

1978 


— 

— 

— 

— 



56 

1988 

Deutsche Babcock AG 

- 2,98 

- 3,25 

+ 0,25 

- 2,00 

- 3,12 

60 

1986 


- 0,39 

- 1,88 

+ 1,63 

- 0,21 

- 1,14 

59 

1984 


- 1,22 

+ 3,39 

+ 3,13 

+ 1,77 

+ 3,26 

66 

1982 


+ 1,21 

- 4,28 

+ 8,62 

+ 1,85 

- 1,53 

53 

1980 


+ 3,35 

- 14,00 

+ 3,04 

- 2,54 

+ 3,19 

47 

1978 


- 0,45 

- 8,96 

+ 0,30 

- 3,04 

- 0,07 

59 

1988 

Schering AG 

— 

— 

— 





62 

1986 


- 8,65 

- 13,75 

+ 0,35 

- 7,35 

-11,20 

67 

1984 


- 5,04 

- 3,35 

+ 3,41 

- 1,66 

- 4,20 

62 

1982 


- 8,78 

- 16,92 

- 4,91 

-10,21 

- 6,85 

63 

1980 


- 2,24 

- 14,00 

+ 0,81 

- 5,12 

- 0,72 

70 

1978 


- 1,84 

- 18,51 

- 1,72 

- 7,36 

- 1,78 
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noch Tabelle 1 





Abweichung der jeweiligen Schätzwerte 






vom wahren Wert WSi 

Arithmetisches Mittel aus 





(%) 




Rang 

Jahr 

Unternehmen 




allen verfüg- 

den zwei am 
nächsten 




WS*i.u3) 

WS'r,B 

ws-,,p 

baren Ab- 
weichimgs- 

gelegenen 

Ab- 







werten 

weichungs- 








werten 

61 

1988 

Westdeutsche Landesbank 

■ 

+ 1,33 

+ 4,21 

- 0,91 

+ 1,54 

+ 0,21 

67 

1986 

Girozentrale 

+ 1,50 

— 

+ 5,60 

— 

+ 3,55 

82 

1984 


- 2,96 

— 

+ 3,10 

— 

+ 0,07 

83 

1982 


— 

— 

— 

— 

— 

81 

1980 


— ■ 

— 

— 

— 

— 

57 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

66 

1988 

1986 

1984 

1982 

1980 

1978 

1988 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

+ 3,28 

- 2,79 

+ 1,72 

+ 0,74 

+ 2,50 

, 


— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

70 

Rheinmetall Berlin AG 

+ 0,48 

+ 1,63 

+ 2,23 

+ 1,45 

+ 1,93 

71 

1986 


+ 1,60 

+ 3,37 

+ 2,49 

+ 2,49 

+ 2,93 

80 

1984 


+ 3,36 

+ 1,00 

+ 0,50 

+ 1,62 

+ 0,75 

69 

1982 

1980 


- 0,62 

- 0,73 

+ 0,10 

+ 0,42 

- 0,67 

71 

1978 

1988 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

+ 1,45 

- 0,77 

+ 6,77 

+ 2,48 

+ 0,34 

54 

1986 


— 

— 

— . 

— 

— 

37 

1984 


— 

■ — 

— 

— 

— 

36 

1982 


— 

— 

— 

— 

— 

39 

1980 


— 

— 

— 

— 

— 

35 

1978 


— 

— 

_ 

— 

— 

78 

1988 

DG Bank Deutsche 

- 7,45 

- 6,54 

- 9,52 

- 7,80 

- 7,00 

— 

1986 

Genossenschaftsbank 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1984 

1982 


— 

— 

— 

— 

— 


1980 

1978] 


■_ 

■ 

— 


— 

81 

1988 

Bank für Gemeinwirtschaft AG 

- 12,48 

— 

+ 2,49 

— 

- 4,99 

83 

1986 


- 13,77 

- 0,52 

- 1,20 

- 5,16 

- 0,86 

= 

1984 

1982 

1980 


— 

— 

1 



88 

1978 

1988 

Grundig AG 

+ 8,98 

-11,30 

1 

+ 6,15 

+ 1,28 

+ 7,57 

79 1 

1986 ! 

1984 

1982 


- 0,05 

- 16,93 

- 5,56 

- 7,51 

- 2,81 

71 1 



.. 

i 


■ ■ 

86 

1980 


— 

— 

— 

— 

— 

61 

1978 


— 

— 

' 

— 

— 

— 

1988 

Flachglas AG 

+ 13,32 

+ 16,69 

+ 12,13 i 

+14,05 

+ 12,73 

— 

1986 

1984 


- 2,51 

+ 0,67 

+ 1,19 

+ 0,65 

+ 0,93 

88 

1982 

1980 

, 

- 3,08 

- 1,05 

- 0,08 

- 1,54 

- 0,77 


1978 





1 

■ 
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noch Tabelle 1 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Abweichung der jeweiligen Schätzwerte 
vom wahren Wert WSi 
(%) 

Arithmetisches Mittel aus 

WS*1„3) 

WS*,,B 

WS*,.p 

allen verfüg- 
baren Ab- 
weichungs- 
werten 

den zwei am 
nächsten 
gelegenen 
Ab- 
weichungs- 
werten 



1988 

ESSO AG 

- 0,08 

- 0,08 

- 0,08 

- 0,08 

- 0,08 

96 

1986 


— 






- 

64 

1984 


— 







— — 

— 

1982 

. 

_ 



— 




34 

1980 












67 

1978 


— 

— 

— 


— 

— 

1988 

Mahle GmbH 

+ 3,09 

- 16,14 

- 2,48 

- 3,52 

+ 2,78 

— 

1986 


+ 6,16 

- 13,62 

+ 3,24 

- 1,41 

+ 4,70 

— 

1984 


— 






— 

1982 


— 




- 



— 

1980 


— 







— 

1978 




— 

— 

— 

— 

1988 

J.M. Voith GmbH 

- 6,88 

- 22,26 

- 4,55 

-11,23 

- 5,71 

— 

1986 


+ 3,06 

- 17,75 

- 2,51 

- 5,73 

+ 0,28 

— 

1984 


— 




— 



— 

1982 







■ - - 


— 

1980 


— 




■ 

- 

— 

1978 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

1988 

AEG Aktiengesellschaft 

— 

— 

— 

— 



— 

1986 


- 1,72 

- 6,10 

+ 1,38 

- 2,15 

- 0,17 

17 

1984 


- 1,41 

- 2,65 

+ 3,12 

- 0,94 

- 2,03 

21 

1982 


+ 8,35 

+ 5,96 

+ 11,88 

+ 8,73 

+ 7,15 

11 

1980 


— 







9 

1978 


— 

— 

— 

— 


— 

1988 

MTU Motoren- und Turbinen- 







- 

. 

— 

1986 

Union München GmbH 

- 0,78 

- 2,13 

- 0,68 

- 1,20 

- 0,73 

77 

1984 






- 

76 

1982 


. — 







87 

1980 

i 

! 

1 




- 



90 

1978 

i 

— 

— 




— 

— 

1988 

Deutsche BP AG 

• — 




-- - 


— 

1986 


+ 0,21 

+ 0,21 

+ 0,18 

+ 0,20 

+ 0,21 

84 

1984 


— 





- 

- 

— 

1982 









66 

1980 







- ■ 



— 

1978 


— 

— 


— 

— 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang* bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, fehlten die jeweils notwendigen Daten des 
Welt* oder Inlandsabschlusses. 

2) Bedeutung der verwendeten Abkürzungen: 

WS*i,u = Schätzwert für die Wertschöpfung des inländischen Konzerns auf der Basis der WertschÖpfung/Umsatz-Relation 
WS *13 = Schätzwert für die Wertschöpfung des inländischen Konzerns auf der Basis der Wertschöpfung/Beschäftigten* 
Relation 

WS *13 = Schätzwert für die Wertschöpfung des inländischen Konzerns auf der Basis der Wertschöpfung/Personalkosten* 
Relation 

Bei Banken erfolgt die Schätzung der Wertschöpfung des inländischen Konzerns über die Bilanzsumme. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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— Schätzung über die Personalkosten 

Methode: • . PI = WS*i,p 

implizite Annahme: = ~ 

Die dargestellten Schätzmethoden fanden bereits in 
früheren Hauptgutachten Anwendung Den Ver- 
fahren liegen die Annahmen zugrunde, daß die Rela- 
tionen Wertschöpfung/Umsatz, Wertschöpfung/Be- 
schäftigte bzw. Wertschöpfxmg/Personalkosten des 
inländischen Konzerns und diejenigen des Weltkon- 
zems übereinstimmen. 

356. In Tabelle 1 werden neben den drei beschriebe- 
nen Schätzmethoden auch das artithmetische Mittel 
aus allen verfügbaren Näherungswerten sowie der 
Mittelwert aus den zwei am nächsten beieinander 
gelegenen Schätzwerten ausgewiesen. Damit stehen 
zunächst fünf verschiedene Näherungsverfahren zur 
Disposition. Gemessen am arithmetischen Mittelwert 
(durchschnittlicher prozentualer Betrag der Abwei- 
chungen) bildet sich folgende Reihenfolge der Alter- 


nativen heraus; 

— Schätzimg über die Personcdkosten 3,23%, 

— Schätzung über deis arithmetische Mittel 

aus den zw^ am nächsten gelegenen 
Abweichimgswerten 3,24%, 

— Schätzung über das arithmetische Mittel 
aus allen verfügbaren 

Abweichimgswerten 3,97%, 

— Schätzung über die Beschäftigtenzahl 5,95%, 

— Schätzimg über den Umsatz 6,82%. 


11) Vgl. zuletzt Monopolkommission, Die Wettbewerbsordnung 
erweitern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 1988, 
Tz. 281. 


Danach weist die Wertschöpfung/Personaikosten-Re- 
lation zwischen Inlands- und Weltkonzem offenbar 
eine größere Stabilität auf, als dies bezüglich der Rela- 
tionen Wertschöpfung/Beschäftigte und Wertschöp- 
fungAJmsatz festzustellen ist. Dabei ist anzumerken, 
daß die Personalkosten in aller Regel den größten 
Anteil der Wertschöpfung erklären, wobei dies allein 
noch keine Instabilitäten bzw. Schwankungen zwi- 
schen Welt- imd Inlandsbasis ausschließt. Die beiden 
abgeleiteten Verfahren führen im Durchschnitt eben- 
falls zu zufriedenstellenden Ergebnissen. Hierbei 
kommt es infolge entgegengesetzter Abweichungs- 
richtungen häufig zu Neutralisienmgseffekten; Aus- 
reißer lassen sich so besser auffangen. Die (statisti- 
sche) Überlegenheit einzelner Verfahren läßt sich nur 
schwer auf fundierte theoretische Ableitungen stüt- 
zen. Oftmals sind untemehmensspezifische Gegeben- 
heiten ausschlaggebend für die StabiUtät der einzel- 
nen Relationen. 

357. Die vorliegenden Ergebnisse können dennoch 
wichtige Anhaltspunkte für die Handhabe im Anwen- 
dungsfall geben. Konkret orientiert sich die Monopol- 
kommission bei der Ermittlimg der nach Wertschöp- 
fung himdert größten Unternehmen in erster Lime an 
dem auf den Personalkosten beruhenden Verfahren? 
ergänzend werden die beiden abgeleiteten Verfahren 
berücksichtigt. Soweit sich aus den Ergebnissen der 
Tabelle 1 ein untemehmensspezifischer Trend ablei- 
ten läßt, wird dies zusätzlich berücksichtigt. Darüber 
hinaus werden soweit möglich zusätzliche Informatio- 
nen z. B. aus den Geschäftsberichten herangezogen, 
um nähere Anhaltspunkte über die geeignete Aus- 
wahl der Schätzkomponenten zu gewinnen. In den 
Tabellen 2, 3 und 4 sind die Ergebnisse der Tabelle 1 
nochmals zusammenfassend aufbereitet und die Aus- 
wirkimgen auf die Rangverteilungen dargestellt. Den 
Analysen wurden die Ergebnisse jener Schätzme- 
thode zugnmde gelegt, die auf der Wertschöpfung/ 
Personalkosten-Relation basiert. 


Tabelle 2 


Kumulierte Anzahl der Unternehmen nach Abweichungen des Schätzwertes 
vom tatsächlichen Wert der Wertschöpfung und nach Jahren 
(Prozentangaben in Klammem) 
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358. In Tabelle 2 sind die prozentualen Abweichun- 
gen der Schätzwerte von den tatsächlichen Werten 
der Wertschöpfung für die sechs Untersuchungsjahre 
zusammengefaßt, ln allen Berichtsperioden liegen die 
Abweichimgswerte von mehr als 70 % der jeweils 
betrachteten Unternehmen in einem Schwcuikungsin- 
tervall von ± 4 %. Überdurchschnittlich hohe Schätz- 
fehler bleiben die Ausnahme. 

359. Tabelle 3 zeigt auf, welche Verzerrungen die 
auftretenden Schätzfehler in der Reihenfolge der je- 
weils „100 Größten" nach Wertschöpfung verursa- 
chen. Da die Differenzen zwischen den Wertschöp- 
fungsbeträgen erfahnmgsgemäß in den oberen Rän- 
gen vergleichsweise groß, in den mittleren und imte- 
ren Rängen dagegen relativ geringer sind, bewirken 
prozentual gleich große Schätzfehler eher in den unte- 
ren imd mittleren Rangbereichen Verzerrungen. Es 
überrascht daher nicht, daß die Unternehmen mit den 
größten Rangverzerrungen überwiegend aus der un- 
teren Hälfte der Rangliste stammen, auch wenn die 
zugehörigen Schätzwerte zum Teü gering ausf allen. 

In Tabelle 4 sind jene 16 Unternehmen aller Berichts- 
perioden explizit genannt, bei denen der Schätzfehler 
zu einer Rangverschiebimg um vier und mehr Positio- 
nen führt. Eine Systematisieiung der Schätzfehler 
kann aus dem vorliegenden Datenmaterial nicht ab- 
geleitet werden. Auch zeichnen sich keine durch- 
schlagenden brcuichenspezifischen Trends ab. Es ist 
vielmehr anzunehmen, daß einzelne Abweichungen 
aus imtemehmensbezogenen Besonderheiten resul- 


Tabelle 3 

Rangverschiebungen in der Reihenfolge der jeweils 
nlOO Größten“ bei Unternehmen mit geschätzter 
Wertschöpfung für die Jahre 
1978, 1980, 1982, 1984, 1986 und 1988 


Verändenmg 
der Rang- 
position c.p.^) 
(Anzahl der 
Ränge) 

Anzahl der Unternehmen 

1978 

1980 

1982 

1984 

1986 

1988 

0 

5 

13 

15 

14 

16 

11 

1 

4 

2 

3 

9 

5 

10 

2 

2 

3 

4 

1 

2 


3 

2 

— 

— 

1 

1 

2 

4 

— 

— 

2 

— 

1 

3 

5 

— 

2 

— 

— 

2 

1 

1 

1 

o 

7 

o 

— 

— 

— 

— 

1 

y 

18 


— 

— 

1 

— 

1 

Summe 2) 

13 

20 

24 

26 

28 

30 


Gibt die Rangverschiebimg bei isolierter Betrachtung an, 
d. h. unter der Annahme, daß alle übrigen Wertschöpfungs- 
angaben nicht geschätzt sind. 

Die Summe gibt nur die Zahl von Unternehmen aus der 
jeweiligen Stichprobe an, die dem Kreis der jeweils 
„100 Größten “ angehören. 

Quelle: Eigene Erhebimgen 


Tabelle 4 

Unternehmen der Jeweils „100 Größten“ 1978, 1980, 1982, 1984, 1986 und 1988, 
bei denen die Schätzung der Wertschöpfung zu Rangverschiebungen um vier und mehr Ränge führt 


Jahr 

Rang 

, Unternehmen 

Schätzfehler 

(%) 

Rangverschie- 
bimg 1) 

1978 

— ■ 

— 

— 

— 


10 

Hoechst AG 

-\-25,90 

+ 5 

iQI 

58 

Degussa AG 


+ 5 

1982 

44 

Preussag AG 

- 6,43 

- 4 

1982 

66 

Deutsche Babcock AG 

+ 8,62 

+ 4 

1984 

58 

Henkel KGaA 

-^13,47 

+ 18 

1986 

79 

Grundig AG 

- 5,56 

- 4 

1986 

44 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer KGaA 

+ 4,87 

+ 5 

1986 

45 

Degussa AG 

+ 4,44 

+ 5 

1986 

51 

Henkel KGaA 

+ 9,04 

+ 7 

1988 

38 

Degussa AG 

+ 8,91 

+ 4 

1988 

88 

Gumdig AG 

+ 6,15 

+ 4 

1988 

78 

DG Bank Deutsche Genossenschaftsbank 

- 9,52 

- 4 

1988 

53 

VIAG AG 

-\-ll,53 

+ 5 

1988 

47 

Henkel KGaA 

+ 8,72 

+ 6 

1988 

71 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

+ 6,77 

+ 7 

1988 

70 

Rheinmetall Berlin AG 

+ 2,23 

+ 9 


Gibt die Rangverändenmg an, die allein aus dem Schätzfehler beim betrachteten Unternehmen resultiert. Es wird implizit 
angenommen, daß alle übrigen Wertschöpfungsangaben in der Rangliste nicht geschätzt werden müssen. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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tieren. Im Ergebnis ist festzuhalten, daß die teils auf 
geschätzten Daten basierenden Wertschöpfungsrang- 
hsten eng mit den jeweils auf exakten Zahlen beru- 
henden Auflistungen korrelieren. In der Mehrzahl der 
Fälle verursachen die Schätzungen keine Verfäl- 
schung der Reihenfolge. Bei den insgesamt betrachte- 
ten 141 Schätzungen aller sechs Berichtsperioden 
kommt es lediglich in 16 Fällen (11,3 %) zu Rangver- 
schiebungen um mehr als drei Positionen. Die Qualität 
des angewandten Näherungsverfahrens karm daher 
aus dieser Sicht als hinreichend gut angesehen wer- 
den, 

360. Ausgehend von den Kriterien Umfang und 
Güte der Schätzungen ist zusammenfassend festzu- 
stellen, daß die Monopolkommission bei der Bericht- 
erstattung über die aggregierte Untemehmenskon- 
zentration auch künftig an dem Größenmerkmal Wert- 
schöpfung des Inlandskonzerns festhält. Gegenüber 
vorangegangenen Berichtsperioden müssen unter 
Umständen bei der Interpretation der Untersuchungs- 
ergebnisse im Einzelfall Abstriche gemacht werden. 
Soweit dies zutrifft, wird zu Beginn einzelner Ab- 
schnitte auf die jeweiligen Probleme gesondert hinge- 
wiesen. Der Schwerpimkt der Analyse liegt jedoch in 
der Regel weniger auf der Betrachtung der exakten 
Höhe der Wertschöpfung bzw. des im einzelnen fest- 
gestellten Ranges als vielmehr auf der Zuordnung der 
Unternehmen zu bestimmten Größenklassen. Der 
Aussagegehalt der aggregierten Konzentrationsstati- 
stik insgesamt wird durch die Schätzimgen nicht ge- 
mindert. 


1.3 Methodische Vorbemeilcungan 

361. Neben der Beibehaltimg des Größenkriteriums 
Wertschöphmg des Inlandskonzems hat sich die Mo- 
nopolkommission auch bezüglich der übrigen Erhe- 
bungsmethoden an die im Vierten bis Siebenten 
Hauptgutachten dargelegten Grundsätze gehalten. 
Im Gegensatz zu der Berichterstattung in den Kapi- 
teln I und n über die Konzentration in den Güterklas- 
sen und Wirtschaftszweigen, die, entsprechend den 
Erhebungen des Statistischen Bundesamtes, auf der 
Basis von rechtlich selbständigen Untemehmensein- 
heiten erfolgen muß, kann hier die Untersuchung be- 
züglich wirtschaftlicher Einheiten durchgeführt wer- 
den, da die dazu benötigten Daten von der Kommis- 
sion direkt erhoben worden sind. Dabei orientiert sie 
sich hinsichtlich der Abgrenzimg der betrachteten 
Großunternehmen in der Regel am Konsohdierungs- 
kreis im Sinne der Vorschriften des Handelsgesetzbu- 
ches (HGB) zur Konzemrechnimgslegung — aus- 
genommen ausländische Tochtergesellschaften ^2) . 
Dazu zählen zum einen die imter einheitlicher Leitung 
stehenden inländischen Gesellschaften. Zum anderen 
dehnt das Bilanzrichtlinien-Gesetz den Konsolidie- 
rungskreis gemäß § 290 Abs. 2 HGB auch auf die 
Unternehmen aus, bei denen das Mutteruntemehmen 
über die Mehrheit der Stimmrechte verfügt, die Mehr- 
heit der Mitgheder des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans bestellen bzw. abberufen oder auf- 
grund der Satzung bzw. eines Beherrschungsvertrags 


12) Vgl. Tz. 350. 


einen beherrschenden Einfluß ausüben kann (Con- 
trol-Konzept). Gemeinschaftsimtemehmen, die nicht 
zu 100 % bei den übergeordneten Unternehmen kon- 
sohdiert werden, sind — soweit sie das Größenkrite- 
rium erfüllen — in der jeweils betrachteten Rangliste 
gesondert zu erfassen i3). Diese Konstellation ist je- 
doch im Rahmen der vorhegenden Untersuchung äu- 
ßerst selten gegeben, so daß der Effekt von Doppel- 
zählimgen hingenommen werden kann. Soweit erfor- 
derhch wird zu Beginn einzelner Abschnitte auf die 
jeweüigen methodischen Grundlagen eingegangen. 

362. Die Erhebimg der so definierten Inlandskon- 
zeme wird nicht nur durch die Einfühnmg des Welt- 
abschlußprinzips gemäß § 294 Abs. 1 HGB erschwert. 
Darüber hinaus führen die Ausnahmevorschriften des 
Handelsgesetzbuches und des Publizitätsgesetzes 
(PublG) in bezug auf die Konsolidierung von Konzem- 
gesellschaften dazu, deiß die Höhe der Wertschöpfung 
nicht unmittelbcu: aus dem Konzemabschluß der be- 
treffenden Obergesellschaft abgeleitet werden kann. 
Diese Ausnahmen ergeben sich aus den folgenden 
Bestimmungen: 

— Ein Tochterunternehmen darf gemäß § 295 
Abs. 1 HGB nicht in den Konzemabschluß der 
Obergesellschaft einbezogen werden, wenn sich 
seine Tätigkeit von der Tätigkeit der anderen ein- 
bezogenen Unternehmen erhebhch imterscheidet. 
Daneben darf gemäß § 296 HGB unter bestimmten 
Voraussetzungen auf die Einbeziehung verzichtet 
werden. Dies ist etwa dann zulässig, wenn die An- 
teile des Tochterunternehmens ausschheßhch zum 
Zwecke ihrer Weiterveräußerung gehalten wer- 
den oder die Gesellschaft nur von imtergeordneter 
Bedeutung ist. 

— Nach den §§ 291, 292 HGB kann die Aufstellimg 
von Teilkonzemabschlüssen imterbleiben, soweit 
ein Gesamtkonzemabschluß oder zumindest ein 
Teilkonzemabschluß auf einer höheren Stufe des 
Konzerns erstellt wird, dieser Abschluß entspre- 
chend den Vorschriften der 7. EG-Richtlinie auf ge- 
stellt sowie von einem Abschlußprüfer geprüft 
worden ist, der den Anforderungen der 8. EG- 
Richtlinie genügt. Diese Ausnahmeregelimg tan- 
giert die Erhebung der Monopolkommission inso- 
weit, als inländische Tochtergesellschaften auslän- 
discher Konzemmutteruntemehmen hiervon Ge- 
brauch machen. 

— Nach § 11 Abs. 5 Satz 2 PublG brauchen Personen- 
handelsgesellschaften imd Einzelkaufleute keinen 
Konzemabschluß zu erstellen, wenn sich ihr Ge- 
werbebetrieb auf die Vermögensverwaltimg be- 
schränkt und sie nicht die Aufgaben der Konzem- 
leitung wahmehmen. 

Die Datenerhebung wird schüeßhch dadurch er- 
schwert, daß nach § 9 Abs. 2 PublG Personenhandels- 
gesellschaften imd Einzelkaufleute keine Erfolgs- 

^2) Dies tiifft z. B. für die Bosch^Siemens Hausgeräte GmbH 
— eüi Gemeinschaftsimtemehmen von Robert Bosch (50%) 
und Siemens (50%) — zu, die lediglich bei Robert Bosch 
nach den Vorschriften der Quotenkonsolidierung (§ 310 
Abs. 1 HGB) anteilig in den Konzemabschluß einbezogen 
wird. Die Siemens AG dagegen macht von dieser Wahlmög- 
lichkeit des neuen Rechts keinen Gebrauch, sondern wendet 
statt dessen gemäß §§ 311, 312 HGB die Equity-Methode 
an. 
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rechnung offenlegen müssen, wenn sie in einer An- 
lage zur Büanz bestimmte zusätzliche Angaben (§ 5 
Abs. 5 PublG) machen. Diese betreffen im Hinblick 
auf die Berechnung der Wertschöpfung lediglich die 
Erträge aus Beteiligimgen und die Personalaufwen- 
dungen. 

363. Soweit aus den oben genannten Gründen die 
veröffentlichten Geschäftsberichte der Unternehmen 
und die anderen zur Verfügimg stehenden Quellen 
nicht ausreichten, um die für die Erhebung benötigten 
Daten zu ermitteln, hat die Monopolkommission diese 
direkt von den Unternehmen erfragt Insgesamt wur- 
den 96 Unternehmen befragt. Wie bereits erläutert, 
wurden für die Unternehmen, die die erbetenen An- 
gaben nicht oder nur teilweise zur Verfügung stellen 
konnten oder dies mit dem Hinweis auf bereits ge- 
nügte Publizitätspflicht ablehnten, Schätzungen vor- 
genommen. 

364- Für die Untersuchung wurden in erster Linie die 
veröffentlichten Geschäftsberichte, die Ergebnisse 
der Direkterhebung sowie die im Bundesanzeiger ver- 
öffentlichten Jahresabschlüsse der in Frage kommen- 
den Unternehmen als Datenquellen zugrunde gelegt. 
Dcineben wurden folgende öffentlich zugängliche 
Quellen herangezogen: 

— Hoppenstedt Verlag, 

— „Handbuch der Aktiengesellschaften", ver- 
schiedene Jahrgänge, 

— „Handbuch der Großunternehmen", verschie- 
dene Jahrgänge, 

— „Konzerne in Schaubildem", einschließlich 
„Konzerne ciktuell" (Loseblattsammlung), 

— „ Leitende Männer und Frauen der Wirtschaft " , 
Ausgabe 1989, 

— Luchterhand- Verlag, „Die großen 500" (Loseblatt- 
scunmlimg), 

— Commerzbank, „Wer gehört zu Wem", 16. Auf!., 
1988, 

— Glendinning & Lehning, „TOP 50", 1989/1990, 

— Hauptverband des Deutschen Lebensmittel-Ein- 
zelhandels e.V. (HVL), „Der Deutsche Lebensmit- 
tel-Einzelhandel im Spiegel der Statistik", 1989. 

In einigen Fällen mußte die Kommission auch ergän- 
zend auf Presseverlautbarungen zurückgreifen. 

Die Untersuchung über die Beteiligung der „100 
Größten" an den dem BundeskarteUamt angezeigten 
Zusammenschlüssen stützt sich auf die der Monopol- 
kommission vom Bundeskcirtellamt übermittelten 
monatlichen „Bekanntmachungen über Zusammen- 
schlüsse nach § 23 GWB", 

Soweit Angaben in den offiziellen Statistiken für die 
vergangenen Jahre revidiert worden sind, wurden 
die gescimtwirtschaftlichen Bezugsgrößen auf den 
neuesten Stand gebracht. Das Gesamtbild, das im Sie- 
benten Hauptgutachten von der aggregierten Unter- 
nehmenskonzentration gezeichnet wurde, wird da- 
durch jedoch nicht wesentlich geändert. 


2. Die nach dem Geschäftsvolumenmerfcmal 
größten Unternehmen 1986 und 1988 in den 
verschiedenen Bereichen 

366- Auf der Basis der unter 1 .3 erläuterten Kriterien 
sind in den Tabellen 5, 6 und 8 bis 10 für die Jahre 
1986 imd 1988 die himdert größten Industrieunter- 
nehmen, die zwanzig größten Handelsunternehmen 
und jeweils die zehn größten Kreditinstitute, Versi- 
chenmgsgesellschaften sowie Verkehrs- und Dienst- 
leistungsuntemehmen auf geführt. In Tabelle 7 sind 
die nach dem Beschaffungsvolumen fünf größten Ein- 
kaufsvereinigungen des Handels zusammengestellt. 
Die wesentlichen Veränderungen in den Tabellen 
zwischen 1986 und 1988 werden im begleitenden Text 
kommentiert. Zur Beurteilung der längerfristigen Ent- 
wicklung in der aggregierten Untemehmenskonzen- 
tration werden im Text auch Angaben über das Ge- 
schäftsvolumen der jeweils größten Unternehmen in 
den verschiedenen Bereichen für 1978, 1980, 1982 
und 1984 gemacht. 


2.1 Industrie 

366. Die jeweils hundert größten Industrieunterneh- 
men erzielten insgesamt die folgenden Umsätze: 


1978 

494 322 Mio. DM, 

1980 

622 812 Mio. DM, 

1982 

721 916 Mio. DM, 

1984 

792 535 Mio. DM, 

1986 

790 000 Mio. DM, 

1988 

825 027 Mio. DM. 


Als gesamtwirtschaftliche Bezugsbasis dient der Ge- 
samtumsatz aller Unternehmen, die in der Umsatz- 
steuerstatistik als Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes erfaßt sind; 


1978 

1 349 736 Mio. DM, 

1980 

1 683 494 Mio. DM, 

1982 

1 825 841 Mio. DM, 

1984 

2 005 949 Mio. DM, 

1986 

2 060 662 Mio. DM, 

1988 

2 171 681 Mio. DM. 


367- Aus diesen Zeitreihen können die Verände- 
rungsraten für die Umsätze der hundert größten Indu- 
strieunternehmen errechnet werden. Entsprechende 
Angaben für das Produzierende Gewerbe insgesamt 
werden zum Vergleich in Klammem angegeben: 


1978/80 

26,0% (24,7%), 

1980/82 

15,9% { 8,5%), 

1982/84 

9,8% ( 9,9%), 

1984/86 

-0,3% ( 2,7%), 

1986/88 

4,4% ( 5,4%). 

Für den Anteil der jeweils hundert größten Industrie- 
unternehmen an aUen Unternehmen des Produzieren- 
den Gewerbes ergeben sich folgende Werte: 

1978 

36,6 %, 

1980 

37,0 %, 

1982 

39,5 %, 

1984 

39,5 %, 

1986 

38,3 %, 

1988 

38,0 %. 
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Tabelle 5 

Die nach Umsatz hundert größten Industrieunternehmen 1986 und 1988 1) 


Rang 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Umsatz 3) (Mio. DM) 

Erläute- 

rungen^) 

1988 

1986 

1988 

1986 

1 

1 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 248, 







250 

58 200 

51743* 


2 

2 

Volkswagen AG 

244 

45 976 

42 915 


3 

4 

Siemens AG 

243, 250 

44 585 

35 352 

9 

4 

3 

VEBAAG 

101, 200, 205, 







40/41 

38 783 

36 150 


5 

6 

BASF AG 

200 

31656 

28 719 


6 

5 

Rheinisch-Westfälisches 

101, 116, 205, 






Elektrizitätswerk AG 

40/41 

26 308 

28 789 

6 

7 

7 

Thyssen AG 

230-232, 240, 







242, 245, 246 

24 485 

26 269 

9 

8 

8 

Bayer AG 

200 

23 538 

21 810 


9 

12 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, 250 

22 491 

17 440 


10 

14 

Bayerische Motoren Werke AG 

244 

20 673 

15 559 


11 

10 

Hoechst AG 

200 

20 607 

19 360 


12 

9 

Ruhrkohle AG 

101, 110, 200 

20 283 

20 450 


13 

13 

Ford-Werke AG 

244 

19 247 

16 682 

E 

14 

16 

Adam Opel AG . 

244 

17 462 

14 838 

E 

15 

20 

Mannesmann AG 

230-232, 242, 







40/41 

15 817 

13 663 


16 

11 

Deutsche Shell AG 

116, 205, 40/41 

14 739 

17 623 

E 

17 

17 

Fried. Krupp GmbH 

230-232, 240, 







242, 246, 40/41 

13 612 

14 760 


18 

21 

MAN AG 

233, 240, 242, 







244, 40/41 

13 151 

12 381 

6 

19 

15 

ESSO AG 

116, 205, 40/41 

12 867 

15 347 

TK 

20 

22 

IBM Deutschland GmbH 

243 

11372 

12 023 


21 

19 

Deutsche BP AG 

116, 205, 40/41 

11289 

13 683 

TK 

22 

23 

Metallgesellschaft AG 

233, 40/41 

11 027 

9 751 

9 

23 

24 

Degussa AG 

200, 210, 233, 







238, 40/41 

9 685 

9 326 

9 

24 

31 

Deutsche Texaco AG 5) 

116, 205, 40/41 

8 954 6) 

7 337 

TK 

25 

26 

Salzgitter AG 

230-232, 240, 







246, 40/41 

8 892 

8 640 

9 

26 

30 

Hoesch AG 

230-232, 237, 







238, 40/41 

8 345 

7 372 


27 

18 

Ruhrgas AG 

103 

8 320 

13 747 


28 

27 

Allgemeine Deutsche Philips Industrie 







GmbH 

250 

7 640 

8 568 

4, TK 

29 

29 

Deutsche Unilever GmbH 

200, 28/29 

7 574 

7 536 

GD 

30 

28 

BATIG Gesellschaft für Beteiligungen 







mbH 

210, 299, 43 

7 553 

8 295 


31 

38 

Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH . . 

248 

7 120 

5 635 


32 

25 

Feldmühle Nobel AG 

200, 230-232, 







242, 264 

6 995 

8 798 


33 

48 

Preussag AG 

110, 116, 200, 







233 

6 905 

4 249 


34 

34 

Panavia Aircraft GmbH 

248 

5 819 

6 158 

E 

35 

39 

Bayemwerk AG . . . , 

101 

5 818 

5 612 

9 

36 

41 

VIAG Aktiengesellschaft 

101, 200, 233 

5 780 

4 935 


37 

35 

Vereinigte Elektrizitätswerke 







Westfalen AG 

101, 103, 105 

5 755’) 

6 018 


38 

42 

Philip Morris GmbH 

299 

5 597 

4 867 

E 
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noch Tabelle 5 


Rang 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Umsatz 3) (Mio. DM) 

Erläute- 
rungen 4) 

1988 

1986 

1988 

1986 

39 

32 

Mobil Marketing und 

116, 205, 40/41, 






Raffinerie GmbHö) 

43 

5 497 

6 760 


40 

33 

Asea Brown Boveri AG®) 

250 

5 289 

6 337 

TK 

41 

36 

Saarbergwerke AG 

110 

5 204 

5 999 


42 

37 

Reemtsma Cigerattenfabriken GmbH . . 

293, 299 

5 144 

5 862 


43 

52 

Zahnradfabrik Friedrichshafen AG .... 

242, 244 

4 773 

3 793 


44 

44 

Henkel KGaA 

200 

4 691 

4 604 


45 

51 

Bosch-Siemens Hausgeräte GmbH 

250 

4 526 

3 837 


46 

47 

Deutsche Babcock AG 

240, 241, 242 

4 368 

4 365 

9 

47 

53 

Nixdorf Computer AG 

243 

4 334 

3 723 


48 

46 

Klöckner-Werke AG 

230-232, 237, 







238, 242 

4 190 

4 490 

9 

49 

56 

m Gesellschaft für Beteiligungen mbH 

242, 244, 40/41 

4 158 

3 533 

TK 

50 

43 

Nestle Deutschland AG 

28/29 

4 107 

4 763 


51 

50 

Continental Gummi- Werke AG 

213 

4 093 

3 916 


52 

40 

Standard Elektrik Lorenz AG 

242, 250 

4 015 

5 275 


53 

63 

Heraeus Holding GmbH 

200, 233, 252 

3 720 

2 888 


54 

55 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

240, 242, 244, 







248 

3 610 

3 546 


55 



Hamburger Gesellschaft 







für Beteiligungsverwalhmg mbHii) , 

101, 103, 105, 51 

3 598 

— 


56 

62 

Linde AG 

242 

3 564 

2 930 


57 

57 

Saarstahl Völklingen GmbH 

230-232 

3 365 

3 390 


58 

86 

Procter & Gamble GmbH 

200 

3 301 

2 062 

6, TK 

59 

60 

Carl-Zeiss-Stiftung 

250, 252 

3 256 

3 020 

9 

60 

81 

Deutsche ICI GmbH 

200, 40/41 

3 157 

2 263 

TK12) 

61 

59 

Energie-Versorgung Schwaben AG .... 

101 

3 127 

3 088 


62 

70 

Schering AG 

200 

2 997^ 

2 554 


63 

61 

Oetker-Gruppe 

28/29 

2 993 

2 992 


64 

66 

Rheinmetall Berlin AG 

242, 244, 252 

2 958 

2 755 


65 

74 

Hewlett-Packard GmbH 

250 

2 857 

2 462 

10, E 

66 

67 

Jacobs Suchard GmbH 

287, 296 

2 817 

2 700 

GD 

67 

69 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer KGaA 

242, 244 

2 783 

2 584 


68 

— 

Südzucker AG . • 

235 

2 721 

— 

2 

69 

72 

Grundig AG 

243, 250 

2 721 

2 463 

3, TK 

70 

68 

Badenwerk AG 

101 

2711 

2 601 


71 

64 

Enka AG 

200 

2 703 

2 809 

TK 

72 

71 

Wacker-Chemie GmbH 

200 

2 692 

2 496 


73 

49 

Hochtief AG 

30 

2 687 

4 214 


74 

75 

Aktiengesellschaft der Dillinger 







Hüttenwerke 

230-232 

2 635 

2 462 

E 

75 

58 

Compagnie de Saint-Gobain 







(Deutsche Gruppe) 

227, 234 

2 617 

3 213 

GD 

76 

45 

Philipp Holzmann AG 

30 

2 610 

4 513 


77 

77 

DuPont de Nemours 







(Deutschland) GmbH 

200 

2 532 

2 434 

E 

78 

79 

Alusuisse Deutschland GmbH 

200, 222, 233 

2 530 

2 390 

TK 

79 

88 

PWA Papierwerke Waldhof- 







Aschaffenburg AG 

264 

2 490 

2 046 


80 

54 

Porsche AG 

244 

2 482 

3 568 

7 

81 

65 

Deutsche AG für Unterhaltmigs- 







electronic oHG 

250 

2 470 

2 770 

TK 

82 

95 

EC Erdölchemie GmbH 

205 

2 458 

1 925 

3,E 

83 

85 

AGIP Deutschland AG 

205, 40/41, 43 

2 429 

2 079 

TK 
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Rang 

Unternehmen 

Wirtschafts- 

Umsatz 3) (Mio. DM) 

Erläute- 

1988 

1986 

zweigt) 

1988 

1986 

rangen^) 

84 

78 

Berliner Kraft- und licht (Bewag)-AG . . 

101 105 

2 412 

2 412 

6,E 

85 

76 

Stadtwerke München 

101, 103, 105, 







107, 51 

2 379 

2 439 

E 

86 

83 

Michelin Reifenwerke KGaA 

213 

2 330 

2 192 

E 

87 

97 

Rheinische Olefinwerke GmbH 

200 

2 290 

1833 

E 

88 

82 

Freudenberg & Co 

210 

2 276 

2 213 


89 

96 

Iveco Magirus AG 

244 

2 264 

1859 

E 

90 

84 

R. J. Reynolds Tobacco GmbH 

299 

2 218 

2 169 

11, TK 

91 

93 

Diehl GmbH & Co 

233, 242, 250, 







254, 256 

2 180 

1938 


92 

92 

liebherr-Holding GmbH 

242, 248 

2 177 

1 949 


93 

80 

Martin Brinkmann AG ^3) 

299 

2 076 

2 291 

3, E 

94 

100 

FIAT Automobü AG 

244 

2 003 

1798 


95 

— 

Bilfinger + Berger Bau-AG 

30 

1956 

— 


96 

87 

Strabag Bau-AG 

30 

1952 

2 052 


97 

— 

OMW Oberrheinische Mineralölwerke 







GmbH 

205 

1946 

— 

E 

98 

90 

Norddeutsche Affinerie AG ....... 

233 

1913 

1977 

9,E 

99 


Miele & Cie. GmbH & Co 

250 

1887 

— 

6 

100 

H 

SKFGmbH 

242, 244 

1868 

— 

TK 

— 

73 

Hamburgische Electridtäts-Werke AG . 

101, 105 



2 463 


— 

89 

Tchibo Frisch-Röst-Kaffee AG 

296 

— 


E 

— 

91 

Gasversorgtmg Süddeutschland GmbH . 

103, 516 

— 

1 975 

9, E 

— 

94 

£ner0eversorgung Weser-Ems AG 

101, 103 

— 

1931 

E 

— 

98 

Eschweüer Bergwerks- Verein AG 

110, 230 -232 

— 

1825 

TK 

— 

99 

Stuttgarter Versorgungs- und 







Verkehrsgesellschaft mbH 

100, 51 

— 

1808 



1) ln den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den hundert größten Industrieunternehmen. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe mehrerer Nummern bedeutet Kursivdruck 
den Tätigkeitsschwerpunkt. Falls dieser nicht festgelegt werden kann, unterbleibt eine besondere Markierung. 

Wenn nicht anders vermerkt, konsolidierter Umsatz der inländischen KonzemgeseUschaften. Sofern eine Zahlenangabe mit 
einem * versehen ist, bedeutet dies, daß die angegebene Umsatzgröße auf Schätzungen beruht. 

Falls das Geschäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, wird der Bilanzierungsmonat durch eine entsprechende Zahl 
angezeigt. Die Daten des 1988 abgeschlossenen Geschäftsjahres werden zugrunde gelegt, wenn der Bilanzsti^tag in die Zeit 
vom 30. Juni bis zum 31. Dezember fällt, sonst die des 1989 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 

Bedeutung der sonst verwendeten Abkürzimgen; 

E = Ei^elabschltiß 

GD = Daten der deutschen Gruppe 

TK - Daten des konsolidierten i^ändischen Teilkonzemabschlusses. 

5) Die RWE AG (Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG) hat die Deutsche Texaco AG (inzwischen RWE-DEA AG) mit 
Wirkung vom 29. Juni 1988 mehrheitlich erworben. Die Konsolidierung im Konzemabschluß der RWE AG per 30. Juni 1988 
erfolgt lediglich im Ihnblick auf die Bilanzwerte, nicht jedoch bezüglich der Gewinn- und Verlustrechnung. Die Deutsche 
Texaco AG wird daher mit ihrem Teilkonzemabschluß per 31. Dezember 1988 letztmals in die vorliegende Untersuchung 
einbezogen. 

^) Die Steigerung gegenüber 1986 beruht ausschließlich auf buchungstechnischen Vorgängen. Anders als bisher enthalten die 
Umsatzerlöse mm auch die sog. Tauschumsatzerlöse. Ohne diese Umstellung wäre der Umsatz zwischen 1986 und 1988 
zurückgegangen. 

7) Enthält die Umsatzerlöse eines ausländischen Tochterunternehmens von untergeordneter Bedeutung. 

8) 1986 Mobü Oü AG. 

8) 1986 Brown, Boveri & Cie AG. Die Asea Brown Boveri AG entstand 1988 durch die Zusammenlegung der industriellen Akti- 
vitäten der früheren BBC mit der ASEA AB (Schweden). 

10 ) 1986 Nestlä-Gruppe Deutschland GmbH. 

11) Holdinggesellschaft u. a. der 1987 Übernommenen Hamburgische Electricdtäts-Werke AG. 

12) 1986 wurde der Einzelabschluß der Deutsche ICI GmbH zugrunde gelegt, da zu der Zeit noch kein Teükonzemabschluß erstellt 
bzw. veröffentlicht wurde. 

13) 1986 wurde der inländische Teükonzemabschluß der übergeordneten Rothmans Deutschland GmbH zugrunde gelegt. Dieser 
Abschluß wird 1988 nicht mehr erstellt bzw. veröffentlicht. Das Inlandsgeschäft von Rothmans Deutschl^d entfällt jedoch zu 
einem ganz überwiegenden Teü auf die Martin Brinkmann AG. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Damit ist der Anteil nach 1984/86 erneut gesunken, 
allerdings nur geringfügig um 0,3 Prozentpunkte. An- 
knüpfend an die Entwicklung zwischen 1984 \md 
1986 kamen in der Berichtsperiode ähnliche Effekte 
zum Tragen, wenn auch in etwas abgeschwächter 
Form. So ist die Anteilsminderung zwischen 1986 imd 
1988 erneut auf außergewöhnliche Preissenkungen in 
den Bereichen Elektrizitäts- imd Gasversorgimg so- 
wie insbesondere Mineralölverarbeitung zurückzu- 
führen,' diese Bereiche sind überproportional unter 
den hundert größten Industrieunternehmen vertre- 
ten. 

368. In der Zusammensetzimg des Kreises der him- 
dert größten Industrieunternehmen haben sich zwi- 
schen 1986 und 1988 folgende Änderungen erge- 
ben. 

Ausgeschieden sind (Rang 1986 in Klammem): 


1. Hamburgische Electridtäts-Werke AG (73) 

2. Tchibo Frisch-Röst-Kaffee AG (89) 

3. Gasversorgung Süddeutschland GmbH (91) 

4. Energieversorgung Weser-Ems AG (94) 

5. Eschweüer Bergwerks-Verein AG (98) 

6. Stuttgarter Versorgungs- und Verkehrs- 
gesellschaft mbH (99). 


Mit Ausnahme der Hamburgische Electricitäts- 
Werke AG (HEW) sind alle Unternehmen aufgmnd 
ihrer Geschäftsentwicklung ausgeschieden. Sie ha- 
ben zwischen 1986 xmd 1988 Umsatzveränderungsra- 
ten zwischen -43,7% und -2,4% reedisiert. Die Um- 
satzeinbußen resultieren teils aus Mengeneffekten, 
insbesondere aber aus Preiseffekten. So ist z. B. der 
außerordentlich hohe Rückgemg bei der Gasversor- 
gung Süddeutschland um 43,7 % auf die starke Gas- 
preissenkung im Berichtszeitraiun zurückzuführen. 
Den geringsten Rückgang verzeichnete die Eschwei- 
1er Bergwerks-Verein AG; mit Wirkimg vom 1. Januar 
1989 hat die Ruhrkohle AG 96,5 % des Kapitals der 
Gesellschaft von der ARBED S.A. übernommen. 

Die HEW ist aufgrund der Einbeziehimg in den Kon- 
zemabschluß der Hamburger Gesellschaft für Beteili- 
gungsverwaltung mbH (HGV), deren alleinige Ge- 
sellschafterin die Freie und Hansestadt Hamburg ist, 
aus dem Kreis der hundert größten Industrieunterneh- 
men ausgeschieden. Die HGV hält nach wie vor 
71,4% des Gnmdkapitals (73,6% der Stimmen) der 
HEW; bis 1986 wurde die Konzemvermutung nach 
§ 18 Abs. 1 Satz 3 AktG jedoch widerlegt. Mit dem 
Jahresabschluß 1987 erfolgte erstmalig die Konsoli- 
dienmg bei der HGV. 

369. In den Kreis der hxmdert größten Industrieun- 
ternehmen neu eingetreten sind (Rang in Klam- 
mem): 

1. Hamburger Gesellschaft für Beteiligungs- 


verwaltimg mbH (55) 

2. Südzucker AG (68) 

3. Bilfinger + Berger Bau-AG (95) 

4. OMW Oberrheinische Mineralölwerke 

GmbH (97) 

5. Miele & Cie. GmbH & Co. (99) 

6. SKF GmbH (100). 


Die Unternehmen BUfinger H- Berger, Miele, SKF und 
OMW sind hauptsächlich infolge überdurchschnittli- 


chen Umsatzwachstums in den Kreis der hundert 
größten Industrieunternehmen eingetreten. Sie haben 
zwischen 1986 und 1988 Zuwachsraten zwischen 
5,8% und 19,1% erzielt. Bei Bilfinger + Berger und 
Miele tmgen internes und externes Wachstum zum 
Ergebnis bei. 

Die HGV rückte aufgrund der Konsolidienmg der 
HEW in den Kreis der Großunternehmen auf. Die Süd- 
zucker AG entstand aus der Verschmelzung der Süd- 
deutsche Zucker- AG mit der Zuckerfabrik Franken 
GmbH. Aufgmnd der damit verbundenen Übernahme 
von Tochtenmtemehmen der Zuckerfabrik Fran- 
ken GmbH wurde erstmals die Aufstellung eines Kon- 
zemabschlusses erforderlich. 

2.2 Handel 

370. In Tabelle 6 sind die nach Umsatz zwanzig 
größten Konzerne mit einem Tätigkeitsschwerpunkt 
ün Handel aufgeführt. Unberücksichtigt bleiben da- 
bei Handelsunternehmen, die mehrheitliche Tochter- 
gesellschaften größerer Industriekonzeme sind und 
von diesen konsolidiert werden (z. B. Thyssen Han- 
delsunion), weil die Umsätze dieser Handelsimter- 
nehmen bereits in den Umsätzen der entsprechenden 
Industrieunternehmen in Tabelle 5 berücksichtigt 
sind. 


371 . Die jeweils zwanzig größten Handelsunterneh- 
men haben insgesamt folgende Umsätze erzielt: 


1978 

100 502 Mio. DM, 

1980 

114 518 Mio. DM, 

1982 

128 250 Mio. DM, 

1984 

135 406 Mio. DM, 

1986 

131 253 Mio. DM, 

1988 

151 538 Mio. DM. 

Im Vergleich dazu betmg der Gesamtumsatz des Han- 
dels gemäß Umsatzsteuerstatistik: 

1978 

907 164 Mio. DM, 

1980 

1 068 704 Mio. DM, 

1982 

1 135 569 Mio. DM, 

1984 

1 239 886 Mio. DM, 

1986 

1 289 590 Mio. DM, 

1988 

1 407 208 Mio. DM. 

372. Danach betmg die Umsatzveränderungsrate 

der jeweils 

zwanzig größten Handelsunternehmen 

bzw. analog dazu aller Unternehmen, die in der Um- 
satzsteuerstatistik unter Handel erfaßt sind (Wert in 

Klammem): 

1978/80 

13,9% (17,8%), 

1980/82 

12,0% ( 6,3%), 

1982/84 

5,6% ( 9,2%), 

1984/86 

-3,1% ( 4,0%), 

1986/88 

15,5% ( 9,1%). 

Gemessen an allen Handelsunternehmen erzielten 
die jeweils zwanzig größten Handelsunternehmen fol- 
genden Umsatzanteil: 

1978 

11,1 %, 

1980 

10,7 %, 

1982 

11,3 %, 

1984 

10,9 %, 

1986 

10,2 %, 

1988 

10,8 %. 


157 



Drucksache 11/7582 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 6 

Die nach Umsatz zwanzig größten Handelsunternehmen 1986 und 1988^) 


Rang 

Unternehmen 

Wirtschafts- 

Umsatz 3) (Mio. DM) 

Erläute- 

1988 

1986 

zweig 2) 

1988 

1986 

nmgen^) 

m 

1 

REWE Handelsgesellschaft 







Leibbrand oHG 

43 

14 913 

11992 



2 

Karstadt AG 

43 

12 375 

11 135 



4 

CO op AG 

40/41, 43 

11463 

10 080 



3 

Aral AG 5) 

43 

10 506 

11 008 

TK 


5 

Klöckner & Co. AG®) 

40/41 

10 207 

9 535 



7 

Kaufhof AG’) 

43 

9 525 

8 211 



6 

Alfred Toepfer International GmbH .... 

40/41 

8 928 

8 252 

11 

8 

— 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

43 

8 627 8) 

_ 


9 

10 

Gustav und Grete Schickedanz Holding 







KG 9) 

43 

8 564 

5 518 

1 

10 

8 

EDEKA-Zentrale AG 

40/41 

7 553 10) 

6 81510) 


11 

9 

C. & A. Brenninkmeyer 

43 

6 569 

6 315 

E 

12 

13 

Otto Versand GmbH & Co 

43 

5 706 

4 812 

2 

13 

17 

Franz Haniel & Cie GmbH 

40/41 

5411 

3 933 


14 

12 

Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH , . . 

43 

5 320 

4 922 


15 

14 

Plus Warenhandelsgesellschaft 







mbH & Co. OHG 11) 

43 

5 166 

4 561 

6,E 

16 

19 

Spar Handels-Aktiengesellschaft 







Hamburg-Düsseldorf-München 12) . . . 

40/41, 43 

5 151 

3 630 


17 

11 

BayWa AG 

40/41, 43 

4 846 

5 074 


18 

— 

Massa AGi^) 

43 

3 581 

— 


19 

— 

Kaiser's Kaffee-Geschäft AG H) 

43 

3 574 

_ 


20 

— 

AIlkauf-SB Warenhaus GmbH & Co. KG 

43 

3 553 

— 


m 

15 

Adolf Schaper KG 

40/41, 43 

— 




16 

Otto Wolff AG 

40/41 

— 



^^9 

18 

Bernhard Rothfos AG 

40/41 

— 



— 

20 

Wilh. Werhahn 

40/41, 43 

i 

3 623 



ln den Fallen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den zwanzig größten Handelsunternehmen. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. 

Wenn nicht anders vermerkt, konsolidierter Umsatz der inländischen Konzemgesellschaften. 

Falls das Geschäftsjahr mit dem Kalenderjahr nicht übereinstimmt, wird der Büanzierungsmonat durch eine entsprechende Zahl 
angezeigt. Die Daten des 1988 abgeschlossenen Geschäftsjahres wurden zugrunde gelegt, wenn der Bilanzstichtag in die Zeit 
vom 30. Juni bis zum 31. Dezember fällt, sonst die des 1989 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 

Bedeutung der sonst verwendeten Abkürzungen: 

E = Einzelabschluß 

TK = Konsolidierte Umsätze des inländischen Teilkonzemabschlusses. 

Die VEBA AG hält 55,9 % des Aktienkapitals der Aral AG. Aufgrund satzungsmäßiger Stitnmrechtseinschränkungen besteht 
jedoch kein Abhängigkeitsverhältnis, so daß eine Konsolidierung bei der VEBA AG unterbleibt. 

1986 KLöckner & Co. KGaA. 

Die Kaufhof AG wurde 1988 mehrheitlich von der Metro Vermögensverwaltung mbH & Co KG erworben? diese Gesellschaft 
erstellt jedoch keinen Konzemabschluß, so daß weiterhin der konsolidierte Jahresabschluß der Kaufhof AG zugrunde gelegt 
werden muß. 

®) Enthält nicht die Massa AG. Vgl. dazu auch Fn. 12. 

1986 wurde der Binzeiabschluß der Gustav Schickedanz KG — Großversandhaus Quelle zugrunde gelegt. 1988 beziehen sich 
die Angaben auf den inländischen Konzemabschluß der übergeordneten Gustav und Grete Schickedanz Holding KG und sind 
daher mit den Umsatzangaben von 1986 nicht unmittelbar vergleichbar. 

1®) Hierin sind auch die Umsatzerlöse von zwei ausländischen Konzemgesellschaften enthalten. Der Einfluß auf den Gesamtumsatz 
ist jedoch vemachlässigbar gering. 

Die Unternehmen Plus Warenhandelsgesellschaft mbH & Co. OHG und Kaiser' s Kaffee- Geschäft AG stellen lediglich einen Teil 
der gesamten Tengelmann-Gmppe dar. Die Gmppe, für die kein konsoliderter Abschluß erstellt wird, hatte geschätzte Umsätze 
von 11,3 Mrd. DM im Jahr 1986 und 14,6 Mrd. DM im Jahr 1988. Vgl. auch Tz. 374. 

12) Mit Wirkung vom 1. Januar 1989 erfolgte die Fusion der Spar Handels- AG und der Spar EUhofen-Gmppe zur Deutsche 
Spar AG. 

13) Die Asko Deutsche Kaufhaus AG hält zum 31. Dezember 1988 48,8 % des Kapitals der Massa AG. Die Massa AG wiederum hält 
20 % an Asko. 

Quelle; Eigene Erhebungen 
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Damit ist der Anteil nach zweüncüiger Abnahme in 
den beiden vergangenen Berichtsperioden zwischen 
1986 und 1988 erstmals wieder gestiegen. Bemer- 
kenswert ist die überdurchschnittliche Umsatzent- 
wicklung der Unternehmen REWE, Asko und Spar, zu 
der jeweils auch externes Untemehmenswachstmn 
beigetragen hat. 

373- In der Zusammensetzung des Kreises der zwan- 
zig größten Handelsunternehmen ergaben sich von 
1986 bis 1988 folgende Änderungen. 

Ausgeschieden sind (Rang 1986 in Klammem): 


1. Adolf Schaper KG (15) 

2. OttoWolff AG (16) 

3. Bernhard Rothfos AG (18) 

4. Wilh. Wehrhahn (20). 

Neu eingetreten sind (Rang in Klammem): 

1. Asko Deutsche Kaufhaus AG (8) 

2. Massa AG (18) 

3. Kaiser s Kaffee-Geschäft AG (19) 

4. Allkauf-SB Warenhaus GmbH & Co. KG (20). 


Die Adolf Schaper KG wurde im Januar 1987 mehr- 
heitlich von der Asko Deutsche Kaufhaus AG über- 
nommen und seitdem in deren Konzemabschluß kon- 
solidiert. Das Ausscheiden der Otto Wolff AG ist unter 
anderem auf stmkturelle Veränderungen im Konzern 
zurückzuführen. So wurden im Berichtszeitraum ne- 
ben der PHB Weserhütte AG weitere Tochtergesell- 
schaften ausgelagert. Die Bemhcird Rothfos AG ist 
aufgnmd überdurchschnittlicher Umsatzeinbußen 
(“ 47,8%) aus dem Kreis der zwanzig größten Han- 
delsunternehmen ausgeschieden. Ursache hierfür 
war der starke Abfall der Weltmarktpreise für Rohkaf- 
fee. Der Umsatzrückgang der Wilh. Wehrhahn um 
38,9% wurde maßgeblich durch den Verkauf der Le- 
bensmittelfilialbetriebe im Jahr 1987 verursacht. 

Die überdurchschnittliche Umsatzsteigerung der neu 
hinzugekommenen Unternehmen Massa AG (19,9 %), 
Kaiser s Kaffee-Geschäft AG (17,5 %) und Allkauf-SB 
Warenhaus GmbH & Co. KG (43,0%) beruht überwie- 
gend auf internem Untemehmenswachstum. Für die 
Steigerungsrate der Asko Deutsche Kaufhaus AG in 
Höhe von 162,5 % dagegen zeichnet insbesondere die 
mehrheitliche Übernahme der Schaper-Gmppe ver- 
antwortlich. Zu beachten ist ferner, daß zum Bücinz- 
stichtag eine 48,8 %ige Beteiligung an der Massa AG 
bestand (keine Konsolidierung). 

374. In Tabelle 6 sind die zwanzig größten Handels- 
imtemehmen insofern nicht vollständig erfaßt, als in 
ihr einige große Firmengruppen, die als unter einer 
einheitlichen Leitung befindend angesehen werden, 
gar nicht oder nur teüweise erfaßt werden konnten. Es 
handelt sich hierbei um die Firmengruppen Aldi, 
Metro und Tengelmann. Gemäß Schätzimgen haben 
diese Unternehmen 1988 folgende Umsätze er- 
zielt ^^): 

— Metro-Gruppe 20,8 Mrd. DM, 

— Aldi-Gruppe 19,7 Mrd. DM, 

— Tengehnann-Gruppe 14,6 Mrd. DM. 

14) Vgl. Hauptverband des Deutschen Lebensmittel-Einzelhan- 
dels e.V. (Hrsg.), Der Deutsche Lebensmittel-Einzelhandel 
im Spiegel der Statistik 1989, Bonn 1989. 


375. Neben den unter einer einheitlichen Leitimg 
stehenden Großunternehmen sind Einkautsvereini- 
gungen eine weitere Form der Konzentrationserschei- 
nungen im Handel. Um einen Vergleich nüt der Um- 
satzentwicklung dieser Großunternehmen zu ermög- 
lichen, werden in Tabelle 7 die nach dem Beschaf- 
fungsvolumen der Zentralen fünf bedeutendsten Ein- 
kaufszusammenschlüsse, die alle hauptsächlich im 
Lebensmittelhandel tätig sind, für die Jahre 1986 und 
1988 dargestellt. 

376- Festzuhalten ist zunächst, daß sich die Ein- 
kauf svereinigimgen nicht nur bezügUch ihrer Organi- 
sationsstrukturen, sondern auch in den Beziehimgen 
zu ihren Mitgliedern erheblich imterscheiden^^) und 
daß in einigen Umsatzcingaben der Tabelle 7 Konzem- 
umsätze von in Tabelle 6 aufgeführten Unternehmen 
mit enthalten sind, weil sie den aufgeführten Etn- 
kaufsvereinigungen zugehören. Die co op AG ist ein 
Unternehmen der co op-Gruppe und die EDEKA-Zen- 
trale AG ist die Zentrale der EDEKA-Gruppe. Die 
REWE Handelsgesellschaft Leibbrand oHG, ein Ver- 
bimduntemehmen der REWE-Zentrale AG, gehört 
zur REWE-Gruppe^®), bezieht aber auch Waren bei 
der EKF^^), die in Teilbereichen über Gedeih abrech- 
net. Die Karstadt AG ist seit 1986 Mitglied der Gedeih. 
Die Allkauf-SB Wcuenhaus GmbH & Co. KG ist eben- 
falls bei Gedeih organisiert. Die Herhe Waren- und 
Kaufhaus GmbH ist bei Für Sie organisiert, wobei 
Für Sie in den Bereichen Zentraleinkauf imd Verrech- 
nung mit REWE kooperiert^®). Die Kaufhof AG ge- 
hörte bis zur Übernahme durch die Metro SB-Groß- 
märkte Ende 1987 der Selex + Tania-Gruppe (inzwi- 
schen Markant) an. Die Verrechnung der Spar Han- 
dels-AG läuft über die HKG. Für die Verbraucher- 
marktbereiche der Asko-Schaper-Massa-Gruppe fun- 
giert seit dem 1. Oktober 1988 die Gesellschaft Inter- 
buy — die bisherige zentrale Verrechnungsstelle der 
Massa AG — als Einkaufskontor. Bis dahin war Asko 
Mitglied der EDEKA-Gruppe. In den Zahlen von 1988 
wirkt sich der Wechsel jedoch noch nicht aus. 

377. Infolge der anhaltenden Verschlechterung der 
Datenlage enthält Tabelle 7 auffallend viele Lücken. 
Dies gilt gänzlich für die freiwillige Handelskette 
Markant sowie hinsichtlich der Großhandels- und Au- 
ßenumsätze auch für die co op-Gruppe und Gedeih. 
Dennoch können anhand von Tabelle 7 eix^elne Aus- 
sagen über die Veränderungen im Berichtszeitraum 
gemacht werden. Gegenüber dem Rückgang der Ein- 
zelhandelsumsätze bei REWE imd EDEKA in der ver- 
gangenen Berichtsperiode, konnten beide Gruppen 
zwischen 1986 und 1988 wieder Zuwächse (REWE 
9,6%, EDEKA 2,9%) realisieren. Bezüglich des Be- 
schaffungsvolumens wurden — mit Ausnahme von 
Gedeih — durchschnittiich noch höhere Wachstums- 
raten erzielt. Dies unterstreicht die unverändert große 
Bedeutung der Einkaufszusammenschlüsse im Be- 
schaffungsbereich. Die Verluste bei Gedeih resultie- 
ren aus dem Mitgliederrückgang in den Jahren 1987 

15) Vgl. hierzu Monopolkommission, Die Konzentration im 
Lebensmittelhandel, Sondergutachten 14, Baden-Baden 
1985. 

16) Vgl. Fn. 2 zu TabeUe 7. 

1’) Seit 30. August 1988 Umbenennung in Mondo Import-Han- 
dels- und Vertriebsgesellschaft. 

18) Vgl. Fn. 3 zu TabeUe 7. 
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Tabelle 7 

Die nach dem Beschattungsvolumen der Zentralen fünf größten Etnkaufszusammenschlüsse 

1986 und 19881) 


Name 

Jahr 

Beschaffungsvolumen 
der Zentrale 2) und 
dessen Wachstumsrate 

Großhandelsumsatz 
und dessen Wachs- 
tumsrate 

Außenumsatz der 
gesamten Gruppe im 
Einzel- und Groß- 
handel und dessen 
Wachstumsrate 

REWE 

1988 

13,3 Mrd. DM 

7,2 Mrd. DM3) 

25,7 Mrd. DM<) 


1986 

12,2 Mrd. DM 
9,6% 

6,8 Mrd. DM3) 
6,3% 

23,4 Mrd. DM<) 
9,6% 

EDEKA 

1988 

12,0 Mrd. DM 

15,3 Mrd. DM 

21,2 Mrd. DM 


1986 

11,2 Mrd. DM 
7,0% 

14,7 Mrd. DM 
4,0% 

20,6 Mrd. DM 
2,9% 

co op-Gruppe 

1988 

8,6 Mrd. DM5) 6) 

— 

— 

1986 

8,1 Mrd. DM6) 
6,6% 

' 

14,1 Mrd. DM 

Gedelfi?) 

1988 

6,0 Mrd. DM 

— 

— 


1986 

8,0 Mrd. DM 
-25,5% 



Markant®) 

1988 

— 

— 

— 


1986 

— 




In den Fällen, in denen anstelle einer Zahlenangabe ein Strich erscheint, lagen keine Angaben vor. 

2) Der hier verwendete Begriff „Beschaffungsvolumen" bezeichnet Sachverhalte, die in den Berichten der Zentralen wie folgt 
benannt werden: 

REWE: Umsatz der Zentralen (Zentralregulierungsumsatz) 

EDEKA: betriebswirtschaftlicher Umsatz der Zentrale einschließlich Tochterfirmen 

CO op'Gruppe: zentrale Beschaffung 

Gedeih: Vertragsiimsatz plus Eigengeschäft der Zentrale 

Markant: Inkasso* imd Delkrederevolumen der Zentrale. 

^) Ohne REWE Handelsgesellschaft Leibbrand oHG und Für Sie. 

Einschließlich Stüssgen, Kaiser & KeUermann und Hertie-Lebensmittelabteilungen. 

Einschließlich Verrechnungsumsatz mit Dritten: 9,7 Mrd. DM. 

®) Enthält Umsätze aus der Produktion von Herstellerbetrieben der co op AG. 

7) Seit dem 1. Januar 1989 besteht eine Kooperation zwischen Gedeih und Spar/HKG in der GHZG Gedelh-HKG-Zentralgesell- 
schaft mbH. Die Kooperation zwischen HKG und Spar erfolgte mit Wirkung vom 1. Januar 1988. 

8) Die Markant Handels- imd Industriewaren- Vermittlungs AG, Pfäfhkon (Schweiz) ist die Rechtsnachfolgerin der Selex + Ta- 
nia AG, die ihren Geschäftsbetrieb zum Jahresende 1987 eingestellt hat. Bereits im Siebenten Hauptgutachten konnten für 1986 
mangels Verfügbarkeit der Daten keine Angaben gemacht werden. Hilfsweise wurde das Beschaffungsvolumen des Jahres 1985 
(11,5 Mrd. DM) ausgewiesen. Für 1988 konnten keinerlei Daten verfügbar gemacht werden, so daß keine Rangzuordnung 
erfolgen kann; gleichwohl ist davon auszugehen, daß die Markant zu den fünf größten Einkaufskooperationen bzw. Handels- 
ketten gehört. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


(insbesondere Schlecker) und 1988 (Deutscher Super- 
markt, Schmidt s, u. a.). Neben anderen Faktoren hat 
diese Entwicklung zu der Anfang 1989 erfolgten 
Kooperation zwischen Gedeih und Spar/HKG in der 
neu gegründeten GHZG Gedelh-HKG-Zentralgesell- 
schaft mbH beigetragen. 

2.3 Kreditgewefbe 

378. Die jeweils zehn größten Kreditinstitute wiesen 
insgesamt am Bilanzstichtag folgende Bilanzsumme 


aus: 


1978 

754,8 Mrd. DM, 

1980 

883,2 Mrd. DM, 

1982 

993,0 Mrd. DM, 

1984 

1 161,6 Mrd. DM, 

1986 

1 336,6 Mrd. DM, 

1988 

1 551,1 Mrd. DM. 
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Die Bilanzsumme aller Kreditinstitute, die von der 
Deutschen Bimdesbank ermittelt wird, betrüg jeweils 
am Jahresende: 


1978 

2 024,7 Mrd. DM, 

1980 

2 391,6 Mrd. DM, 

1982 

2 772,1 Mrd. DM, 

1984 

3 173,9 Mrd. DM, 

1986 

3 651,0 Mrd. DM, 

1988 

4 157,9 Mrd. DM. 

379. Dies entspricht einem Wachstum der zehn größ- 
ten Kreditinstitute bzw. aller Kreditinstitute (in Klam- 

mem) von: 


1978/80 

17,0% (18,1%), 

1980/82 

12,4% (15,9%), 

1982/84 

17,0% (14,5%), 

1984/86 

15,1% (15,0%), 

1986/88 

16,0% (13,9%). 







Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


Tabelle 8 


Die nach Bilanzsumme zehn größten Kreditinstitute 1986 und 1988 


Rang 

Unternehmen 

Bilanzsumme 1) (Mio, DM) 

Erläute- 

1988 

1986 

1988 

1986 

rungen2) 

1 

1 

Deutsche Bank AG 

274,2 

243,3 


2 

2 

Dresdner Bank AG 

211,8 

179,1 


3 

5 

Commerzbank AG 

161,8 

127,9 


4 

4 

Bayerische Vereinsbank AG 

153,9 

132,6 


5 

3 

Westdeutsche Landesbank Girozentrale . . . 

153,1 

136,0 


6 

6 

Bayerische Landesbank Girozentrale 

135,8 

115,5 

E 

7 

7 

Bayerische Hypotheken- und 

Wechsel-Bank AG 

127,4 

113,3 


8 

8 

DG Bank 

Deutsche Genossenschaftsbank 

123,8 

103,9 


9 

9 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 

105,5 

93,6 

E 

10 

10 

Norddeutsche Landesbank Girozentrale . . . 

103,8 

91,4 



1) Wenn nicht anders vermerkt, konsolidierte Bilanzsumme der inländischen Konzemgesellschaften. 

2) Bedeutung der verwendeten Abkürzung: 

E = Einzelabschluß 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Der Anteil der zehn größten Kreditinstitute betrug: 


1978 

37,3%, 

1980 

36,9%, 

1982 

35,8%, 

1984 

36,6%, 

1986 

36,6%, 

1988 

37,3%. 


In der Zusammensetzung des Kreises der zehn größ- 
ten Kreditinstitute hat es von 1986 auf 1988 keine Ver- 
änderung gegeben. In der Reihenfolge rückte die 
Commerzbank AG infolge eines überdurchschnittli- 
chen Wachstums (27,0%) von Rang 5 auf Rang 3 vor; 
die ehemals auf Rang 3 gelegene Westdeutsche Lan- 
desbank Girozentrale nahm dagegen 1988 Position 5 
ein. 


2.4 Versichemngsgewerbe 

380. Die jeweils zehn größten Versichenmgskon- 
zeme erzielten zusammen Beiträge von: 


1978 

32 513 Mio. DM, 

1980 

40 823 Mio. DM, 

1982 

47 371 Mio. DM, 

1984 

51 937 Mio. DM, 

1986 

58 590 Mio. DM, 

1988 

67 999 Mio. DM. 


Dies entspricht einem Wachstum in Höhe von: 

1978/80 25,6%, 

1980/82 16,0%, 

1982/84 9,6%, 

1984/86 12,8%, 

1986/88 16,1%. 


381. Da es für die konsolidierten Beiträge der Versi- 
cherungskonzeme keine unmittelbar vergleichbare 
gesamtwirtschaftliche Bezugsgröße gibt, sind in Ta- 
belle 9 ebenfalls die Beiträge der Erstversichenmgs- 
gesellschaften des jeweiligen Konzerns aus dem 
selbst abgeschlossenen Geschäft und die der Rück- 
versicherungsgesellschaften für das in Rückdeckung 
übernommene Geschäft auf geführt. Diese können mit 
den entsprechenden vom Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen ermittelten Gesamtbeiträgen 
verglichen werden, 

382. Die von den zehn größten Versicherungskon- 
zernen aus selbst abgeschlossenem Geschäft einge- 
nommenen Beiträge betrugen: 


1978 

24 259 Mio. DM, 

1980 

30 405 Mio. DM, 

1982 

34 261 Mio. DM, 

1984 

37 974 Mio. DM, 

1986 

40 712 Mio. DM, 

1988 

49 428 Mio. DM. 


Die Gesamtheit der Erstversicherungsgesellschaften 
erzielte Beiträge aus selbst abgeschlossenem Ge- 
schäft in Höhe von: 

1978 

64 696 Mio. DM, 

1980 

78 929 Mio. DM, 

1982 

92 329 Mio. DM, 

1984 

102 462 Mio. DM, 

1986 

115 846 Mio. DM, 

1988 

14 1 283 Mio. DM. 

383. Hieraus ergibt sich ein Wachstum der Beiträge 


aus selbst abgeschlossenem Geschäft für die zehn 
größten Versicherungskonzeme bzw. für die Gesamt- 
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Tabelle 9 

Die nach Beiträgen zehn größten Versicherungsuntemehmen 1986 und 1988 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Konsohdierte 
Beiträge 
einschheßhch 
in Rückdecktmg 
übernommenes 
Geschäft 

Beiträge der zimi 
Konzern gehören- 
den Erstversiche- 
rungsgesellschcif- 
ten aus selbst 
abgeschlossenem 
Geschäft 

Beiträge der zum 
Konzern 

gehörenden Rück- 
versicherungs- 
gesellschcifteni)2) 

Erläu- 

terun- 

gen^) 

Mio. DM 


1988 

Allianz AG Holding 4) 


17 047 




1986 




4 886 


2 

1988 

Münchener Rückversichenmgs- 







Gesellschaft AG 



11 734 

6, E 

(2) 

1986 


11 804 


11804 


3 

1988 

Gerling-Konzern Versicherungs- 







Beteihgungs-AG 

5 403 

3 799 



(3) 

1986 


4 661 

3 345 



4 

1988 

Victoria Lebens-Versicherungs-AG . 

5 067 

3 957 

339 


(5) 

1986 


4 167 

3 714 

555 


5 

1988 

Volksfürsorge Deutsche Lebens- 







Versicherung AG 

5 007 

3 615 

472 


(7) 

1986 


3 874 

3544 

532 


6 

1988 

Aachener und Münchener 







Beteiligungs-AG . 

4 807 




(6) 

1986 


3 952 

3 325 

635 


7 

1988 

SR-Beteüigungen AG {Magdeburger 







Versicherung AG, Vereinte Versi- 







cherung AG) 

4 723 

4 572 


TK 

(4) 

1986 


4 309 




8 

1988 

R+V Versicherungsunternehmens- 







gnippe 

4 503 

4 265 



(9) 

1986 


3 541 

3 413 

754 


9 

1988 

Hamburg-Mannheimer 







Versicherungs-AG 

4 306 

4 265 


E 

(— ) 

1986 


— 

— 



10 

1988 

Colonia Versicherung AG 

3 992 

3 806 



(8) 



3 560 

3 3385) 



— 

1988 

Haftpfhchtverband der Deutschen 







Industrie Versicherungsverein auf 







Gegenseitigkeit (HDI) 

— 

— 

— 


(10) 

1986 


2 980 

1 361 

2 185 



1) Zu beachten ist, daß in den in dieser Spalte genannten Zahlen die Beiträge, die Erstversicherungsgesellschaften für von ihnen in 
Rückdeckung übernommenes Geschäft erzielt haben, nicht berücksichtigt worden sind. Diese Beiträge sind auch in der benutz- 
ten gesamtwirtschcifthchen Bezugsgröße nicht enthalten. Ferner ist zu beachten, daß ein Teil der Beiträge aus dem Geschäft mit 
Erstversicherem des Konzerns stammt, also sozusagen Innenumsätze darstellt. 

2) Die Rückversicherer der verschiedenen Konzerne sind: 

Hamburger Internationale Rückversicherung AG (Volksfürsorge), 

Gerling-Konzem Globale Rückversicherungs-AG, 

Gerling-Konzem Standard Versicherungs-AG, 

Victoria Rückversicherxmgs-AG, 

Rhein-Main Rückversichenmgs- Gesellschaft AG (R+V), 

Allianz AG Holding, 

Aachener Rückversichenmgs-Gesellschaft AG. 

Bis auf die Gerling-Konzem Standard Versicherungs-AG, die Victoria Rückversicherungs-AG, die Allianz AG Holding und die 
Aachener Rückversichenmgs- Gesellschaft AG bilanzieren die hier erfaßten RückversicherungsgeseUschaften zum 30. Juni, 
während die Konzerne zirni 31. Dezember abschheßen. 

3) Bedeutung der verwendeten Abkürzungen: 

E = Einzelabschluß 

TK = Teilkonzemabschluß. 

4) 1986 und 1988 einschließUch Allianz Lebensversichemngs-AG; 1988 außerdem einschheßhch Münchener Lebensversiche- 
rung AG. Künftig werden beide Gesellschaften im Zuge der Anwendung der neuen Rechnungslegungsvorschriften in den 
Konzemabschluß der Allianz AG Holding einbezogen. 

5) Korrigierte Angabe. 

Quelle: Eigene Erhebvmgen 
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heit der Erstversicherungsgesellschaften (in Klam- 
mem) von: 


1985/86 

1987/88 


30 657 Mio. DM, 

31 577 Mio. DM. 


1978/80 

1980/82 

1982/84 

1984/86 

1986/88 


25,3% (22,0%), 
12,7% (17,0%), 
10 , 8 % ( 11 , 0 %), 
6,8% (13,1%), 
21,4% (22,0%). 


Auf der Basis der Beiträge aus selbst abgeschlosse- 
nem Geschäft erreichen die zehn größten Versiche- 
nmgsunteraehmen einen Anteil an der Gesamtheit 
der Erstversichemngsgesellschaften in Höhe von: 


385. Dies ergibt folgende Änderungsraten der von 
den Rückversicherungsgesellschciften der zehn größ- 
ten Versicherungskonzeme bzw. von allen Rückversi- 
cherern (in Klammem) erzielten Beiträge: 


1977/78-1979/80 

1979/80-1981/82 

1981/82-1983/84 

1983/84-1985/86 

1985/86-1987/88 


22,7% (25,7%), 
29,3% (31,2%), 
6,1% ( 5,9%), 
66,5% (32,2%), 
-8,3% ( 3,0%). 


1978 

37,5%, 

1980 

38,5%, 

1982 

37,1%, 

1984 

37,1%, 

1986 

35,1%, 

1988 

35,0%. 


Der Anteil der zehn größten Versicherungsgesell- 
schaften an den Beiträgen aus selbst abgeschlosse- 
nem Geschäft aller Erstversicherungsgesellschaften 
ist damit zwischen 1986 und 1988 nahezu stabil ge- 
blieben. 

384. Die von den Rückversicherungsgesellschaften 
der zehn größten Versicherungskonzerne erzielten 
Beitragseinnahmen betmgen: 


1977/78 

8 344 Mio. DM, 

1979/80 

10 243 Mio. DM, 

1981/82 

13 215 Mio. DM, 

1983/84 

14 007 Mio. DM, 

1985/86 

23 373 Mio. DM, 

1987/88 

21 499 Mio. DM. 


Hieraus ergibt sich ein Anteil der Rückversicherungs- 
gesellschaften der zehn größten Versicherungskon- 
zeme von: 

1977/78 62,5%, 

1979/80 61,0%, 

1981/82 60,1%, 

1983/84 60,2%, 

1985/86 75,8%, 

1987/88 67,5%. 

Damit ist der Anteil nach dem starken Anstieg in der 
vergangenen Berichtsperiode um 15,6 Prozentpunkte 
wieder um 8,3 Prozentpunkte gesunken. Dieser Rück- 
gang ist fast ausschließlich auf das Ausscheiden des 
HDI, der überwiegend das Rückversichemngsge- 
schäft betreibt, aus dem Untersuchungskreis zurück- 
zuführen. Ohne diesen Effekt wäre der Anteü nur 
geringfügig auf 74,7 % gesunken. 

386. In der Zusammensetzung der Rangliste der 
zehn größten Versicherungskonzeme hat sich von 
1986 bis 1988 folgende Änderung ergeben. 


Wie in Fußnote 2 zu Tabelle 9 vermerkt, enthalten 
diese Zahlen die Beiträge von vier Gesellschaften, die 
entgegen der übüchen Vorgehensweise von Rückver- 
sichemngsgesellschaften nicht zum 30. Juni, sondern 
zum 31. Dezember bilanzieren. Für diese vier Gesell- 
schaften sind in den oben genannten Summen die Bei- 
träge für 1978, 1980, 1982, 1984, 1986 und 1988 ein- 
bezogen worden. Die vom Bundesaufsichtsamt für das 
Versichemngswesen zusammengestellten Beiträge 
aller Rückversicherer für 1977/78, 1979/80, 1981/82, 
1983/84, 1985/86 und 1987/88 enthalten jedoch für 
diese vier Gesellschaften die Beiträge für 1977, 1979, 
1981, 1983, 1985 und 1987. Um Vergleichbarkeit her- 
zustellen, werden deshalb in den oben genannten 
Summen für diese vier Gesellschaften ebenfedls diese 
Beiträge eingefügt, so daß sich folgende Beitragsein- 
nahmen der Rückversichemngsgesellschaften der 
zehn größten Versichemngskonzeme ergeben: 


Ausgeschieden ist (Rang 1986 in Klammem) 
der Haftpflichtverband der Deutschen Indu- 
strie Versichenmgsverein auf Gegenseitigkeit (10). 

Neu eingetreten ist (Rang in Klammem) die 
Hamburg-Mannheimer Versicherungs-AG (9). 

Wie aus Tabelle 9 ersichtlich, kam es daneben inner- 
halb der Zehnergmppe zu mehreren Rangverschie- 
bungen infolge unterschiedlichen Beitragswachstums 
bei den einzelnen Versicherern. 


2.5 Verkehr und Dienstleistungen 

387. In Tabelle 10 sind neben den privatwirtschaft- 
üch organisierten Unternehmen nachrichtlich eben- 
falls die Deutsche Bundespost und die Deutsche Bun- 
desbahn aufgeführt. 


1977/78 8 291 Mio. DM, 

1979/80 10 173 Mio. DM, 

1981/82 13 152 Mio. DM, 

1983/84 13 955 Mio. DM, 

1985/86 23 233 Mio. DM, 

1987/88 21 307 Mio. DM. 

Die von allen Rückversicherern erzielten Beitragsein- 
nahmen betmgen: 

1977/78 13 276 Mio. DM, 

1979/80 16 688 Mio. DM, 

1981/82 21 896 Mio. DM, 

1983/84 23 194 Mio. DM, 


Die jeweüs zehn größten Unternehmen im Verkehrs- 
bzw. Dienstleistungsgewerbe haben insgesamt fol- 
gende Umsätze erzielt: 


1978 

22 384 Mio. DM, 

1980 

27 819 Mio. DM, 

1982 

31 420 Mio. DM, 

1984 

34 802 Mio. DM, 

1986 

33 319 Mio. DM, 

1988 

35 760 Mio. DM. 


Im Vergleich dazu betmg der in der Umsatzsteuersta- 
tistik ausgewiesene Umsatz aller Verkehrs- und 
Dienstleistungsunternehmen: 
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1978 285 742 Mio, DM, 

1980 353 385 Mio. DM, 

1982 400 252 Mio. DM, 

1984 449 224 Mio. DM, 

1986 512 690 Mio. DM, 

1988 604 905 Mio. DM. 


388. Die Umsatzveränderungsrate der jeweils zehn 
größten Unternehmen bzw. aller Unternehmen im 
Verkehrs- und Dienstleistungsbereich (in Klammem) 
belief sich demnach auf : 


1978/80 

1980/82 

1982/84 

1984/86 

1986/88 


24,3% 

12,9% 

10 , 8 % 

-4,3% 

7,3% 


(23,7%). 

(13,3%), 

(12.2%). 

(14,1%), 

(18,0%). 


Die jeweils zehn größten Verkehrs- und Dienstlei- 
stungsuntemehmen erzielten in den verschiedenen 
Berichtsperioden einen Anteil in Höhe von: 


1978 

7,8%, 

1980 

7,9%, 

1982 

7,9%, 

1984 

7,7%, 

1986 

6,5%, 

1988 

5,9%, 


In der Zusairunensetzung der Rangliste der Zehn hat 
sich von 1986 bis 1988 folgende Änderung ergeben. 

Ausgeschieden ist (Rang 1986 in Klammem) 
die Neue Heimat AG Gemeinnütziges Woh- 
nungsimtemehmen (9). 


Tabelle 10 

Die nach Umsatz zehn größten Unternehmen im Verkehrs- und im Dienstleistungsgewerbe 

1986 und 1988 


Rang 

Unternehmen 

Wirtschafts- 

Umsatz 3) (Mio. DM) 

Erläute- 

1988 

1986 

zweig 2) 

1988 

1986 

rungen^) 



Deutsche Bundespost 

51 

52 5045) 

49 641 




Deutsche Bundesbahn 

51 

27 1216) 

30 5546) 



1 

Deutsche Lufthansa AG 

51 

11 767 

10 385 



2 

Bertelsmann AG 

76 

4 177 

3 810 

6 


4 

Touristik Union International 

GmbH & Co KG 

55 

3 294 

2 791 

10 


3 

Hapag-Uoyd AG 

51 

3 204 

3 356 



5 

Axel Springer Verlag AG 

76 

2 843 

2 660 



6 

Schenker & Co GmbH“^) 

51 

2 735 

2 641 



7 

DER Deutsches Reisebüro GmbH®) .... 

55 

2 4979) 

2 2699) 

E 

8 

8 

Kühne & Nagel Deutschland-Gruppe 
(AG&Co) 

51 

2 034 

1937 


9 

10 

Heinrich Bauer Verlag 

76 

1697 

1554 


10 

— 

DEUTSCHER KRAFTVERKEHR 

Emst Grimmke GmbH & Co. KG .... 

789 

1512 

— 

E 

■ 

9 

Neue Heimat AG Gemeinnütziges 
Wohnungsuntemehmen^®) 

794 

— 

1 916 



^) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den zehn größten Verkehrs- und Dienstleistungsuntemehmen. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. 

3) Wenn nicht anders vermerkt, konsolidierter Umsatz der Inländischen Konzemgesellschaften. 

4) Falls das Geschäftsjahr mit dem Kalenderjahr nicht übereinstimmt, wird der Büanzierungsmonat durch eine entsprechende Zahl 
angezeigt. 

Bedeutung der sonst verwendeten Abkürzung: 

E = Einzelabschluß. 

3) Ein Vergleich mit 1986 ist nur eingeschränkt möglich aufgrund des seit dem 1. Januar 1988 geänderten Abrechnungsverfahrens 
mit fremden Verwaltungen imd Unternehmen. Nach dem alten Abrechnimgsverfohren würden die Umsatzerlöse 54 7 19 Mio. 
DM betragen. 

S umm e der Aufwendungen,- 1988 erfolgte eine Umstellung der Berechnungsgrundlage dergestalt, daß die Ausgleichszahlun- 
gen des Bimdes für die Personalaufwendungen künftig nicht mehr berücksichtigt werden. Nach der alten Berechnungsmethode 
würde die Summe der Aufwendimgen 1988 31 514 Mio. DM betragen. 

2) Die Deutsche Bundesbahn hält 100 % des Stammkapitals der Schenker & Co GmbH. 

®) Die Deutsche Bundesbahn hält 50,1 % des Stammkapitals der DER Deutsches Reisebüro GmbH. 

^) In den Umsätzen sind Vermittlungsumsätze enthalten. Der Vergleich mit 1986 wird geringfügig dadurch beeinträchtigt, daß 
1988 die Eastbound-Charter-Umsätze im Nordamerika-Flugverkehr nicht mehr enthalten sind. 

10) 1986 Neue Heimat Gemeizmützige Wohnungs- imd Siedlimgsgesellschaft mbH. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Neu eingetreten ist (Rang in Klammem) 

die DEUTSCHER KRAFTVERKEHR Emst 

Grimmke GmbH & Co. KG (10). 

Die Neue Heimat AG hat im Rahmen der Ende 1986 
eingeleiteten Maßnahmen zur Umstmkturierung des 
Konzerns im Berichtszeitraum verschiedene Regio- 
nalgesellschaften auf öffentliche Träger übertragen 
und zahlreiche Wohnungsverkäufe getätigt. Der Um- 
satz sank dadurch zwischen 1986 und 1988 um 142 %. 
Innerhalb der Reihenfolge der zehn größten Unter- 
nehmen kam es nur zu geringfügigen Verschiebun- 
gen. 


3. Die nach dem Geschäftsvolumenmerkmal 
jeweils größten inländischen Unternehmen 
im internationalen Vergleich 

389 . Im vorangegangenen Abschnitt wurden kon- 
zentrationsstatistische Untersuchungen im Hinblick 
auf die jeweüs größten Unternehmen der betrachteten 
Wirtschaftszweige Industrie, Handel, Kreditgewerbe, 
Versichemngsgewerbe sowie Verkehr und Dienstlei- 
stungen vorgenommen. Zur Einschätzung der Ent- 
wicklung der jeweiligen Großunternehmen ist es 
zweckmäßig, die nationale Sichtweise durch einen 
branchenspezifischen internationalen Vergleich zu 
ergänzen. Dies gilt umso mehr, als mtemationale 
Märkte und damit verbundene grenzüberschreitende 
Verflechtungen und Interdependenzen zunehmend 
an Bedeutung gewinnen. Da auch von ausländischen 
Tochtergesellschaften wirtschaftliche Macht ausge- 
hen kann, wurde der vorliegenden Untersuchung 
nicht der inländische Konsolidienmgskreis, sondern 
in aller Regel der Weltkonzem zugrunde gelegt i®). 
Mit dieser Auswertung nimmt die Monopolkommis- 
sion erstmals einen umfassenden branchenspezifi- 
schen internationalen Vergleich in ihre Konzentra- 
tionsberichterstattung auf. 

390 . In den Hauptgutachten I bis VII wurden bereits 
die Rangpositionen der jeweüs zehn größten Indu- 
strieunternehmen innerhalb einer weltweiten Um- 
satzrangliste angegeben. An diesem Berichtsteü hält 
die Monopolkommission weiterhin fest. Zusätzlich 
markiert sie für diesen Bereich die Rangpositionen 
aller hundert Unternehmen innerhalb Europas für 
1986 und 1988. Die jeweüs größten Unternehmen der 
Wirtschaftsbereiche Handel, Kreditgewerbe, Versi- 
cherungsgewerbe sowie Verkehr und Dienstleistun- 
gen werden ebenfaUs in einen europäischen Kontext 
gesteUt. 


3.1 Industrie 

3.1.1 Die zehn größten Industrieuntemehmen im 
weltweiten Vergleich 

391 . Der in den Tabellen 11 und 12 dargesteUte welt- 
weite Vergleich basiert auf Listen, die in der Zeit- 
schrift FORTUNE erscheinen: 


19) Vgl. Tz. 350. 


— The FORTUNE Directory of the 500 Largest 
U.S. Industrial Corporations, verschiedene Jahr- 
gänge, 

— The FORTUNE Directory of the 500 Lmgest Indu- 
strial Corporations Outside the U.S., verschiedene 
Jahrgänge, sowie 

— The World's 100 Biggest Industrial Corporations. 

Zur Bestimmung der Positionen der deutschen Unter- 
nehmen im Jahr 1986 wurden die ersten beiden Listen 
zu einer „Weltiiste" integriert. Diese Vorgehens weise 
führt nicht zu einer homogenen Weltliste, weü in der 
USA-Liste die Töchter nichtamerikanischer Konzerne 
und in der liste der größten Unternehmen außerhalb 
der Vereinigten Staaten die Töchter amerikanischer 
Konzerne enthalten sind. Sofern die jeweilige Mutter- 
gesellschaft eine Konsohdierung vomimmt, ergeben 
sich bei der Integration beider Listen Doppelzählun- 
gen. Zum Zweck der Abschätzung der Größenord- 
nung deutscher Unternehmen im Weltmaßstab kann 
diese Ungenauigkeit jedoch hingenommen werden. 
Für die Reingbestimmung in 1988 konnte auf die liste 
der weltweit hundert größten Industrieuntemehmen 
zurückgegriffen werden. 

392 . Tabelle 1 1 enthält den Weltrang der zehn größ- 
ten Industrieuntemehmen der Ranglisten 1986 und 
1988 der Monopolkommission. Um einen absoluten 
Größenvergleich zu ermöglichen, sind die Umsätze 
der Unternehmen in US-DoUar angegeben und die 
Unternehmen an der Spitze der Weltliste mit auf ge- 
führt. 

Die Umsätze der in dieser Statistik erfaßten deutschen 
Unternehmen weichen von den in Tabelle 5 aufge- 
führten Werten ab. Während die Monopolkommission 
in ihren AufsteUungen grundsätzlich einheitlich den 
Außenumsatz der Inlandskonzeme zugmnde legt, 
werden in den Weltlisten — je nach Datenlage — 
Welt-, Gmppen-, Inlands- oder Einzelumsätze ver- 
wendet. In den meisten FäUen kommen aber Weltum- 
sätze zum Ansatz. 

Die Konzerne VEBA, Ruhrgas und Rheinisch-Westfä- 
lisches Elektrizitätswerk werden nach der Abgren- 
zung der FORTUNE-Iiste den Versorgimgsuntemeh- 
men zugeordnet und sind somit dort nicht berücksich- 
tigt. Vom VEBA-Konzem wird jedoch die Konzemge- 
seUschaft VEBA OEL mit aufgeführt. 

393 . Wie schon im vergangenen Berichtszeitraum 
macht sich in den Umsatzangaben für die deutschen 
Unternehmen der anhaltende Kursgewinn der Deut- 
schen Mcirk gegenüber dem US-Dollar auch zwischen 
1986 und 1988 bemerkbar. Der Durchschnitt des Devi- 
senkurses des US-DoUars änderte sich von DM 2,1708 
im Jahr 1986 auf DM 1,7584 im Jahr 1988. Dadurch 
wuchsen die Umsätze deutscher Unternehmen bei der 
Umrechnung in DoUar. 

394 . Im internationalen Vergleich der Tabelle 1 1 be- 
legen die zehn größten deutschen Unternehmen im 
Weltmaßstab die Ränge 11 bis 80 (1986; 13 bis 92). 
Rangverbesserungen traten im Berichtszeitraum bei 
den Unternehmen Daimler-Benz, Siemens, Volkswa- 
gen, Hoechst, Robert Bosch, BMW und Mannesmann 
auf. Bemerkenswert sind dabei die Veränderungen 
bei Siemens (plus 11 Ränge) und Robert Bosch (plus 
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Tabelle 11 

Stellung der nach Umsatz zehn größten deutschen Industrieunternehmen 1986 und 1988 

im weltweiten Vergleich i) 2) 


Weltrang 

Unternehmen (Sitz) 

Umsatz 3) (Mio. US-$) 

1988 

1986 

1988 

1986 

1 

1 

General Motors (USA) 

121 085 

102 814 

2 

4 

Ford Motor (USA) 

92 446 

62 716 

3 

2 

Exxon (USA) 

79 557 

69 888 

4 

3 

Royal Dutch/Shell Group (GB/NL) 

78 381 

64 843 

5 

5 

International Business Machines (USA) 

59 681 

51 250 

11 

13 

Daimler-Benz 

41 818 

30 169 

14 

25 

Siemens 

34 129 

20 307 

17 

18 

Volkswagen 

33 696 

24 317 

30 

29 

BASF 

24 961 

18 641 

31 

32 

Hoechst 

23 308 

17 509 

33 

28 

Bayer 

23 026 

18 769 

52 

50 

Thyssen 

16 796 

13 818 

57 

74 

Robert Bosch 

15 747 

10 004 

79 

— 

Bayerische Motoren Werke 

11 763 4) 

— 

80 

77 

Ruhrkohle 

11 750 

9 637 

— 

92 

Mannesmann 

— 

7 938 


1) Die zugrundeliegende Weltliste enthält nicht Unternehmen, die, wie z. B. die Deutsche Shell AG, Teil eines ausländischen 
Konzerns sind. Sie enthält ferner nicht die Unternehmen Rheinisch-Westfalisches Elektrizitätswerk AG imd Ruhrgas AG sowie 
den gesamten VEBA-Konzem, da diese als Versorgungsuntemehmen in der Quelle nicht berücksichtigt werden. Vom VEBA- 
Konzem wird jedoch die Konzemgesellschaft VEBA OEL mit aufgeführt. 

2) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr in dieser Quelle nicht unter den fünf größten ausländischen bzw. zehn größten deutschen Industrieunterneh- 
men. 

3) Die Umsatzangaben stimmen wegen abweichender Untemehmensabgrenzungen in der Regel nicht mit den Umsatzangaben der 
Tabelle 5 überein. 

4) Im Gegensatz zu den übrigen Angaben für 1988 bezieht sich diese nicht auf den Weltkonzem, sondern auf den Inlandskon- 
zem. 

Quelle: FORTUNE, 27. Aprü 1987, S. 155 ff. und 3. August 1987, S. 182 ff.; 31. Juli 1989, S. 36 f. 


17 Ränge). Dagegen kam es bei den Unternehmen 
BASF, Bayer, Thyssen und Ruhrkohle zu jeweils leich- 
ten Rangverschlechterungen. 

395. Vergüchen mit dem jeweüs größten Unterneh- 
men der Weltiiste (General Motors), erreichte Daim- 
ler-Benz als jeweils größtes deutsches Unternehmen 

1986 29,3%, 

1988 34,5% 

des Umsatzes von General Motors. Der Anteü ist in- 
folge des gegenüber Daimler-Benz niedrigeren 
Wachstums von General Motors gestiegen. 

396. Eine langfristige Anhebung der Positionen eini- 
ger deutscher Unternehmen im internationalen Ver- 


gleich zeigt die in Tabelle 12 vorgenommene Fort- 
schreibung einer Aufstellung der Konzentrationsen- 
quete 20 ). Die Größenunterschiede zwischen den auf- 
geführten deutschen und amerikanischen Unterneh- 
men haben sich von 1962 bis 1988 erhebhch verrin- 
gert. Dies gilt durchgängig für den Umsatz und für die 
Beschäftigten. Dieses Ergebnis deutet auf ein relativ 
stärkeres Wachstum der größten deutschen Unterneh- 
men in dem Zeitraum 1962 bis 1988 hin. 


2 ®) Vgl. Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, Bericht über das 
Ergebnis einer Untersuchung der Konzentration in der Wirt- 
schaft, BT-Drs. IV/2320, S. 27. 
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Tabelle 12 


Großunternehmen ausgewählter Wirtschaftszweige im internationalen Vergleich 


Unternehmen 

Umsatz 
(Mrd. US-$) 

Beschäftigte 

Veränderang 

(%) 

1988 

1962 

1988 

1962 

Umsatz 

Beschäftigte 

Kraftfahrzeugindustrie 







General Motors 

121,1 

14,7 

765 700 

605 000 

+ 724 

+ 27 

Volkswagen 

33,7 

1,4 

252 066 

90 000 

+2 307 

+ 180 

Daimler-Benz 

41,8 

1,2 

338 749 

100 144 

+3 383 

+238 

Elektronische Industrie 







General Electric 

49,4 

4,8 

298 000 

258 000 

+ 929 

+ 16 

Siemens 

34,1 

1.4 

353 000 

240 000 

+2 336 

+ 47 

Chenüsche Industrie 







Du Pont 

32,5 

2.4 

140 949 

93 000 

+ 1 254 

+ 52 

Bayer 

23,0 

1.0 

165 700 

76 000 

+2 200 

+ 118 

Hoechst 

23,3 

0,9 

164 527 

•1) 

+2 489 



♦ = Kerne Angabe verfügbar. 

Quelle: Konzentrationsenquete; FORTUNE, 24. April 1989, S. 168ff., 31. Juli 1989, S. 36ff. 


3.1.2 Die hundert größten Industrieunternehmen 
im europäischen Vergleich 

397 . Um darzustellen, welche Größenordnung die in 
die Untersuchung einbezogenen Unternehmen im eu- 
ropäischen Vergleich erreichen, werden im folgenden 
die Positionen der von der Monopolkommission in 
Tabelle 5 ermittelten hundert umsatzstärksten In- 
dustrieunternehmen innerhalb einer europäischen 
Ranghste für die Jahre 1986 und 1988 markiert. 
Grundlage hierfür sind: 

— Die 500 größten Industrieunternehmen Westeuro- 
pas, in: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Un- 
ternehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988 
und 

— Die 800 größten Industrie-, Handels- und Ver- 
kehrsuntemehmen Westeuropas, in: Commerz- 
bank AG (Hrsg.), Die großen Unternehmen West- 
europas, Frankfurt a. M. 1990. 

398 - Die methodischen Grundlagen dieser Statisti- 
ken weisen einige Besonderheiten auf imd weichen in 
einzelnen Punkten von der im Rahmen der Berichter- 
stattung der Monopolkommission zugrundegelegten 
Verfcihrensweise ab. Die Rangfolge der Unternehmen 
wird nach dem Kriterium Netto-Außenumsatzerlöse 
gebildet. Der Ausweis erfolgt in Deutsche Mark. Hier- 
bei ist zu beachten, daß die Wechselkurse die Rang- 
folge der Gesellschaften erhebhch beeinflussen kön- 
nen. Beim Vergleich zwischen 1986 und 1988 wirken 
sich außerdem Wechselkursschwankimgen aus. Da- 
bei ist im Durchschnitt von einer leichten Begünsti- 
gimg deutscher Unternehmen auszugehen. 

Die Umsatzangaben beziehen sich in der Regel auf 
den Weltkonzem. In Einzelfällen wird auch — ent- 
sprechend der Vorgehensweise der Monopolkommis- 
sion — auf den Inlandskonzem abgestellt. Darüber 
hinaus wird in Ausnahmefällen der Gruppenumsatz 


ausgewiesen, der in der Regel über dem Konzemum- 
satz liegt, da auch Gesellschaften erfaßt sind, die 
keine Konzemuntemehmen darstellen und folgüch 
auch nicht in den Konsolidierungskreis einbezogen 
werden. Aus diesem Grund können vereinzelt Fälle 
auftreten, in denen Unternehmen in der Europahste 
nüt einem hohen inländischen (Gruppen-) Umsatz 
ausgewiesen werden und dennoch nicht in der nach 
inländischem Konzemumsatz ermittelten Ranghste 
der Monopolkommission vertreten sind. 

Bei den verwendeten Europahsten gibt es zwischen 
1986 imd 1988 insoweit eine methodische Änderung, 
als der Kreis der betrachteten Unternehmen 1988 er- 
weitert wurde. Ähnhch der Vorgehensweise der Mo- 
nopolkommission wurden 1986 jene Gesellschaften, 
die zwar eine eigene Rechtsform haben, sich aber voll 
im Besitz und unter einheithcher Leitung einer in der 
Liste aufgeführten Konzemobergesellschaft befinden, 
nicht berücksichtigt (z. B. AEG, Audi). Von diesem 
Grundsatz wurde bei jenen Gesellschaften abgewi- 
chen, die mit dem weitaus größten Teil ihrer Ge- 
schäftstätigkeit in den Bereichen Transport und Ver- 
kehr sowie Handel als rechüich selbständige Unter- 
nehmen operieren. Dagegen wurden in der Europa- 
hste des Jahres 1988 neben den KonzemobergeseU- 
schaften auch abhängige GeseUschaften aufgeführt, 
wenn diese das Größenkriterium erfüUten. Die Um- 
sätze dieser Unternehmen sind folglich in der Liste 
doppelt repräsentiert. Diese Vorgehensweise ent- 
spricht dem bei der ErsteUimg internationaler Um- 
satzranglisten übhcherweise anzutreffenden Verfah- 
ren. Für den Vergleich innerhalb 1986 hat dies zur 
Folge, daß diejenigen Unternehmen der Ranghste der 
Monopolkommission, die voUständig im Besitz eines 
Unternehmens mit Sitz im europäischen Ausland sind, 
in der Europahste nicht vertreten sind (z. B. Deutsche 
Phüips, Deutsche ICI, Michelin, Iveco Maginis usw.). 
Darüber hinaus wird die Vergleichbarkeit der Europa- 
hsten zwischen 1986 und 1988 eingeschränkt. Da die 
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Tabelle 13 

Stellung der nach Umsatz hundert größten deutschen Industrieunternehmen 1986 und 1988 

im europäischen Vergleich 2) 


1988 

1986 


Umsatz 4) (Mio. DM) 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

Unternehmen 3) 

1988 

1986 

1 



1 



Royal Dutch/Shell (NL/GB) 

137 465 

130 231 

2 

— 

4 

— 

IRI (I) 

79 988 

64 939 

3 

— 

2 

— 

British Petroleum (GB) 

79 212 

80 046 

4 

1 

3 

1 

Daimler-Benz AG 

73 495 

65 498 

5 

— 

13 

— 

FIAT(l) 

59 805 

40 470 

6 

3 

8 

4 

Siemens AG 

59 374 

47 023 

7 

2 

5 

2 

Volkswagen AG 

59 221 

52 794 

8 

— 

25 

— 

B.A.T. Industries (GB) 

55 148 

26 532 

9 

— 

6 

— 

Unüever (GB/NL) 

55 052 

49 184 

10 

— 

7 

— 

Philips (NL) 

49 826 

48 895 

13 

4 

15 

3 

VEBAAG 

44 391 

38 430 

15 

5 

11 

6 

BASF AG 

43 868 

43 083 

17 

11 

16 

10 

Hoechst AG 

40 964 

38 014 

19 

8 

12 

8 

Bayer AG 

40 468 

40 749 

26 

7 

20 

7 

Thyssen AG 

29 220 

31 997 

28 

9 

31 

12 

Robert Bosch GmbH 

27 675 

21 719 

29 

6 

24 

5 

Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk AG 

27 663 

28 084 

32 

10 

38 

14 

Bayerische Motoren Werke AG .... 

24 467 

17 515 

41 

12 

33 

9 

Ruhrkohle AG 

20 650 

20 923 

42 

15 

39 

20 

Mannesmann AG 

20 422 

17 234 

45 

13 

40 

13 

Ford- Werke AG 

19 247 

16 682 

50 

14 

49 

16 

Adam Opel AG 

17 462 

14 838 

58 

22 

84 

23 

Metallgesellschaft AG 

15 235 

9 751 

60 

18 

60 

21 

MAN AG 

14 960 

12 381 

61 

17 

44 

17 

Fried. Krupp GmbH 

14 737 

15 847 

67 

23 

67 

24 

Degussa AG 

13 605 

10 872 

84 

33 

98 

48 

Preussag AG 

11 372 

8 088 

85 

20 

61 

22 

IBM Deutschland GmbH 

11425 

12 023 

95 

44 

95 

44 

Henkel KGaA 

10 252 

8716 

102 1 

25 

96 

26 

Salzgitter AG 

9 802 

8 640 

104 

16 

— 

11 

Deutsche Shell AG 

9 540 

— 

105 1 

36 

63 

41 

VIAG Aktiengesellschaft 

9 471 

11432 

117 

27 

— 

18 

Ruhrgas AG 

8 614 

— 

118 

28 

— 

27 

Allgemeine Deutsche Phihps 

Industrie GmbH 

8 602 1 


119 

19 

64 

15 

ESSO AG 

8 536 

11360 

123 

26 

107 

30 

Hoesch AG 

8 345 

7 372 

126 

21 

— 

19 

Deutsche BP AG 

8 247 

— 

130 

30 


28 

BATIG Gesellschaft für 

Beteiligungen mbH 

8 018 



131 

51 

157 

50 

Continental Gummi-Werke AG .... 

7 906 

4 969 

132 

32 

85 

25 

Feldmühle Nobel AG 

7 901 

9 617 

136 

29 

— 

29 

Deutsche Unilever GmbH 

7 574 

— 

148 

31 

135 

38 

Messerschmitt-Bölkow-Blohm 

GmbH 

7 120 

5 635 
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noch Tabelle 13 


1988 

1986 


Umsatz^) (Mio. DM) 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

Sion 

Unternehmen 3) 

1988 

1986 

160 

48 

106 

46 

Klöckner-Werke AG 

6 564 

7 461 

179 

35 

136 

39 

Bayemwerk AG 

5 974 

5 612 

182 

24 

143 

31 

Deutsche Texaco AG 

5 858 

5 430 

184 

34 

122 

34 

Panavia Aircraft GmbH 

5 817 

6 158 

187 

37 

126 

35 

Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen AG 

5 755 

6 018 

194 

38 

459 

42 

Philip Morris GmbH 

5 598 

1 580 

196 

43 

189 

52 

Zahnradfabrik Friedrichshafen AG . 

5 570 

4 295 

198 

39 

138 

32 

Mobil Marketing und Raffinerie 
GmbH 

5 497 

5611 

199 

40 

112 

33 

Asea Brown Boveri AG 

5 467 

6 490 

206 

47 

174 

53 

Nixdorf Computer AG 

5 347 

4 503 

210 

62 

171 

70 

Schering AG 

5 272 

4 662 

212 

41 

125 

36 

Saarbergwerke AG 

5 224 

6 019 

214 

46 

152 

47 

Deutsche Babcock AG 

5 151 

5 137 

215 

42 

362 

37 

Reemtsma Qgarettenfabriken 

GmbH 

5 144 

2 142 

217 

50 

— 

43 

Nestlä Deutschland AG 

5 085 

— 

232 

45 

208 

51 

Bosch-Siemens Hausgeräte GmbH . 

4 526 

3 837 

233 

54 

161 

55 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

4 511 

4 861 

243 

49 

214 

56 

ITT Gesellschaft für 

Beteiligungen mbH 

4 258 

3 728 

245 

53 

260 

63 

Heraeus Holding GmbH 

4 228 

3 068 

271 

52 

149 

40 

Standard Elektrik Lorenz AG 

3 829 

5 275 

279 

56 

206 

62 

Linde AG 

3 564 

3 877 

281 

88 

242 

82 

Freudenberg & Co 

3 535 

3 300 

283 

67 

255 

69 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer 
KGaA 

3 502 

3 117 

287 

79 

284 

88 

PWA Papierwerke Waldhof- 
Aschaffenburg AG 

3423 

2 765 

297 

58 

376 

86 

Procter & Gamble GmbH 

3 301 

2 062 

300 

59 

218 

60 

Carl-Zeiss-Stiftung 

3 256 

3 718 

301 

64 

268 

66 

Rheinmetall Berlin AG 

3 252 

2 979 

302 

69 

256 

72 

Grundig AG 

3 219 

3 114 

308 

60 

— 

81 

Deutsche ICI GmbH 

3 157 

— 

309 

61 

258 

59 

Energie- Versorgung Schwaben AG 

3 127 

3 088 

319 

63 

265 

61 

Oetker-Gruppe 

2 993 

2 992 

327 

65 

325 

74 

Hewlett-Packard GmbH 

2 857 

2 462 

338 

70 

305 

68 

Badenwerk AG 

2 806 

2 601 

347 

72 

295 

71 

Wacker-Chemie GmbH 

2 692 

2 648 

348 

73 

192 

49 

Hochtief AG 

2 687 

4 214 

355 

74 

326 

75 

Aktiengesellschaft der Dillinger 
Hüttenwerke 

2 635 

2 462 

359 

76 

173 

45 

Philipp Holzmaim AG 

2 611 

4 513 

371 

77 

329 

77 

Du Pont de Nemours (Deutschland) 
GmbH 

2 532 

2 434 

372 1 

78 

— 1 

79 

Alusuisse Deutschland GmbH 

2 530 

— 
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noch Tabelle 13 


1988 

1986 

Unternehmen 3) 

Umsatz^) (Mio. DM) 

Rang 

Eiiropa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

Rang 

Emopa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

1988 

1986 

380 

80 

228 

54 

Porsche AG 

2 482 

3 568 

389 

84 

332 

78 

Berliner Kreift- und Licht 







(Bewag) -AG 

2 411 

2 411 

392 

91 

357 

93 

Diehl GmbH & Co 

2 384 

2 168 

397 

96 

377 

87 

Strabag Bau-AG 

2 352 

2 052 

398 

86 

— 

83 

Michelin Reifenwerke KGaA 

2 330 

— 

402 

87 

403 

97 

Rheinische Olefinwerke GmbH .... 

2 290 

1 833 

406 

89 

— 

96 

Iveco Magims AG 

2 264 

— 

409 

82 

252 

95 

EC Erdölchemie GmbH 

2 229 

3 123 

411 

90 

— 

84 

R.J. Reynolds Tobacco GmbH 

2 218 

— 

414 

92 

— 

92 

liebherr-Holding GmbH 

2 178 

— 

424 

71 

— 

64 

Enka AG 

2 077 

— 

436 

94 

— 

100 

FIAT Automobil AG 

2 003 

— 

443 

95 

446 

— 

Bilfinger + Berger Bau-AG 

1 956 

1 650 

448 

97 


— 

OMW Oberrheinische Mineralöl- 







werke GmbH 

1 946 

— 

457 

98 

384 

90 

Norddeutsche Affinerie AG 

1913 

1 977 

460 

99 

381 

— 

Miele & Cie. GmbH & Co 

1 887 

2 010 

464 

100 

— 

— 

SKF GmbH 

1 868 

— 

544 

68 

— 

— 

Südzucker AG 5) 

1509 

— 

— 

55 

— 

— 

Hamburger Gesellschaft für 







Beteiligungsverwaltung mbH .... 

— : 

— 

— 

57 



57 

Saarstahl Völklingen GmbH ! 

■ — 

— 

— 

66 

— 

67 

Jacobs Suchard AG 

— 

— 

— 

75 

— 

58 

Compagnie de Saint-Gobain 







(Deutsche Gruppe) 

— - 

— 

— 

81 

— 

65 

Deutsche AG für Unterhaltungs- 







electronic oHG 

— 

— 

— 

83 

— 

85 

AGIP Deutschland AG 

— 

— ^ 


85 

322 

76 

Stadtwerke München 

— 

2 476 

— 

93 

— 

80 

Martin Brinkmann AG 

— 

— 


1) Die Vergleichbarkeit der zugrundeliegenden Europalisten 1986 und 1988 ist infolge methodischer Abweichungen und aufgrund 
von Wechselkursschwankimgen beeinträchtigt. 

2) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr in dieser Quelle nicht imter den jeweils größten deutschen bzw. europäischen Industrieunternehmen. Soweit dies 
Angaben für Emopa betrifft, kann dies auch methodische Ursachen haben. 

3) Die Tabelle enthält die nach der liste der Monopolkommission (vgl. Tabelle 5) ermittelten hundert größten deutschen Unter- 
nehmen. Die zugrundehegenden Europahsten enthalten darüber hinaus weitere deutsche Gesellschaften, die entweder Töchter 
von ebenfalls in der Liste vertretenen Konzemgesellschaften darstellen oder aber aufgrund anderer Untemehmensabgrenzun- 
gen nicht in der Liste der Monopolkommission berücksichtigt werden. Gleichwohl werden diese Unternehmen z\ir Bestimmung 
der Rangpositionen in Tabelle 13 mitgezählt 

4) Die Umsatzangaben stimmen wegen abweichender Untemehmensabgrenzungen nicht mit den Umsatzangaben der Tabelle 5 
überein. 

3) Die vergleichweise schlechte Eingruppierung in der Europahste beruht darauf, daß die Monopolkommission m ihrer Liste das 
Geschäftsjahr 1988/89 zugrundegelegt hat, während in der Europahste noch der Umsatz des Geschäftsjahres 1987/88 in Ansatz 
gebracht wurde. 

Quelle: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Unternehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988, S. 14 f. 1990, S. 12 ff.; eigene 
Erhebungen 
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abhängigen Unternehmen in der Europaliste 1986 
fehlen, werden für die übrigen Unternehmen dieser 
Rangfolge tendenziell höhere Ränge ausgewiesen als 
in der entsprechenden Liste des Jahres 1988. 

399. Tabelle 1 3 stellt die nach Umsatz hundert größ- 
ten deutschen Industrieunternehmen der Liste der 
Monopolkommission (vgl. Tabelle 5) im europäischen 
Maßstab dar. Zur Bestimmung der Positionen der Un- 
ternehmen mußten die der Untersuchung zugnmde- 
liegenden Statistiken insoweit aufbereitet werden, als 
hierin nicht nur Industrieunternehmen, sondern auch 
Unternehmen anderer Wirtschaftszweige integriert 
sind. Die Liste der 500 größten europäischen Unter- 
nehmen 1986 wurde um die ursprünglich enthaltenen 
Dienstleistungsimternehmen sowie die keinem Wirt- 
schaftszweig eindeutig zuordnungsfähigen Unter- 
nehmen gekürzt. Dagegen enthielt die zunächst 800 
Unternehmen umfassende Liste für 1988 auch Han- 
dels-, Verkehrs- und Dienstleistungs- sowie eine 
Reihe nicht zuordnimgsf ähiger Unternehmen. Für die 
Untersuchung verblieb nach Bereinigung eine 
Grundgescuntheit von 568 Industrieunternehmen im 
Jahr 1988 und 464 Industrieunternehmen im Jahr 
1986. 

400- Wie aus Tabelle 13 ersichtlich, sind von den 
himdert größten deutschen Industrieunternehmen 
1988 insgesamt 92 Gesellschaften in der zugehörigen 
Europaliste vertreten. Diese nach Europarang 1988 
geordneten 92 Unternehmen belegen im europäi- 
schen Maßstab die Ränge 4 bis 544 (1986; 3 bis 459). 
Dabei kam es zwischen 1986 und 1988 zu teilweise 
erheblichen Veränderungen im Europarang. Da diese 
jedoch auch von Wechselkursschwankimgen und me- 
thodischen Unstimmigkeiten mit verursacht worden 
sein können, wird die Betrachtung hier nicht weiter 
vertieft. 

401. Verglichen mit dem jeweils größten Unterneh- 
men der Europaliste (Royal Dutch/ Shell), erreichte die 
Daimler-Benz AG als jeweüs größtes deutsches Unter- 
nehmen (1988: Rang 4, 1986: Rang 3) 

1986 50,3%, 

1988 53,5% 

des Umsatzes von Royal Dutch/SheU. Neben Daimler- 
Benz sind 1986 und 1988 mit Siemens (Ränge 8 imd 6) 
und Volkswagen (Ränge 5 und 7) zwei weitere deut- 
sche Unternehmen unter den europaweit größten 
Zehn vertreten. 

Tabelle 14 gibt einen Überblick über die Verteilung 
der 92 deutschen Unternehmen innerhalb der insge- 
Scunt 568 Unternehmen umfassenden Europaliste 
1988. 

Von den betrachteten deutschen Unternehmen sind 
demnach mehr Gesellschaften in der oberen Hälfte 
der Europaliste repräsentiert als in der unteren Hälfte. 
Gemessen an den ersten 50 europäischen Großunter- 
nehmen haben 30 % ihren Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland. Unter den 250 größten Unternehmen 
der Europaliste sind 54 (rd. 22 %) in der Liste der hun- 
dert größten deutschen Industrieunternehmen der 
Monopolkommission vertreten. 

402. Vergleicht man abschließend in Tabelle 13 die 
Rangfolge Europa mit der Rangfolge Monopolkom- 


Tabelle 14 


Rangverteilung der größten deutschen Unternehmen 
innerhalb der größten europäischen Unternehmen 
im Jahre 1988 


Rang 

Unternehmen 

Anzahl 

Anteil (%) 

1 bis 50 

15 

16,3 

51 bis 100 

7 

7,6 

101 bis 150 

13 

14,1 

151 bis 200 

9 

9,8 

201 bis 250 

10 

10,9 

251 bis 300 

8 

8,7 

301 bis 350 

8 

8,7 

351 bis 400 

9 

9,8 

401 bis 450 

9 

9,8 

451 bis 544 

4 

4,3 

1 bis 544 

92 

100 


Quelle: Eigene Erhebungen 


mission, so fällt auf, daß letztere keine stetig aufstei- 
gende Reihe bildet. Der Gnmd liegt in der jeweils 
unterschiedlichen Umsatz- bzw. Untemehmensab- 
grenztmg. Während die Monopolkommission auf den 
Umsatz des Inlandskonzems absteUt, wird in der Eu- 
ropaliste in der Regel der Umsatz des Weltkonzems 
zugnmde gelegt. Die Unstetigkeit der Reihe basiert 
folglich auf den Unterschieden im Umfang des Aus- 
landsanteüs. Beispielsweise deuten die Rangkonstel- 
lationen bei den Unternehmen Preussag, Henkel, 
Continental Gummi- Werke, Klöckner- Werke, Sche- 
ring und Freudenberg auf ein — gemessen am Um- 
satz — vergleichsweise großes Gewicht der ausländi- 
schen Konzemtöchter hin. 


3.2 Handel 

403. Der in Tabelle 15 dargestellte Vergleich basiert 
auf den folgenden Statistiken: 

— Die 100 größten Handelsunternehmen Westeuro- 
pas, in: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Un- 
ternehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988 
und 

— Die 800 größten Industrie-, Handels- und Ver- 
kehrsimtemehmen Westeuropas, in: Commerz- 
bank AG (Hrsg.), Die großen Unternehmen West- 
europas, Frankfurt a. M. 1990. 

Die Bestimmung der Europaränge erfolgt für 1986 
unmittelbar anhand der Liste der hundert größten eu- 
ropäischen Handelsunternehmen. Für das Jahr 1988 
dagegen besteht die Gmndgeseuntheit aus 130 euro- 
päischen Unternehmen des Handels, die der Aufstel- 
lung der 800 größten Industrie-, Handels- imd Ver- 
kehrsuntemehmen entnommen wurden. Die übrigen 
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Tabelle 15 

Stellung der nach Umsatz zwanzig größten deutschen Handelsunternehmen 1086 und 1988 

im europäischen Vergleich ^ 


1988 

1986 

Unternehmen 3) 

Umsatz 4) (Mio. DM) 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

1988 

1986 

1 

— 

36 

— 

Metro 5) 

35 490 6) 

7 700 

2 

— 

20 

— 

Tengelmann^) 

35 000 

10 250 

6 

1 

11 

1 

REWE Handelsgesellschaft 







Leibbrand oHG 

16 300 

11 992 

9 

— 

— 

— 

AldiS) 

15 600 

— 

11 

8 

81 

— 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

14 604 

3 410 

19 

13 

19 

17 

Franz Haniel & Cie GmbH 

12 736 

10 417 

20 

2 

15 

2 

Karstadt AG 

12 375 

11 135 

21 

12 

24 

13 

Otto Versand GmbH & Co 

12 157 

9 660 

22 

10 

14 

8 

Edeka-Zentrale AG 

11980 

11200 

24 

5 

16 

5 

Klöckner & Co. AG 

11889 

11 047 

25 

9 

35 

10 

Gustav und Grete Schickedanz 







Holding KG 

11840 

7 890 

26 

4 

51 

3 

Aral AG 

11729 

5 544 

27 

3 

22 

4 

CO op AG 

11550 

10 080 

31 

16 

75 

19 

Spar Handels-Aktiengesellschaft 







Hamburg-Düsseldorf-München . . 

10 701 

3 630 

35 

6 

31 

7 

Kaufhof AG 

10 105 

8 230 

38 

7 

30 

6 

Alfred C. Toepfer International 







GmbH 

8 928 

8 600 

56 

11 

45 

9 

C.&A. Brenninkmeyer 

6 569 

6 315 

60 

14 

57 

12 

Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH 

5 320 

4 922 

67 

17 

56 

11 

BayWaAG 

4 846 

5 073 

79 

19 

— 

— 

Kaiser's Kaffee-Geschäft AG 

3 574 

— 

— 

15 

— 

14 

Plus Warenhandelsgesellschaft 







mbH & Co. OHG 

— 

— 

— 

18 

95 

— 

Massa AG 

— 

2 986 

— 

20 

79 

— 

AUkauf-SB Warenhaus 







GmbH & Co. KG 

— 

3 500 


1) Die Vergleichbarkeit der zugrundeliegenden Europalisten 1986 und 1988 ist infolge methodischer Abweichungen und aufgrund 
von Wechselkursschwankungen im Einzelfall beeinträchtigt. 

2) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr in dieser Quelle nicht unter den jeweils größten deutschen bzw. europäischen Unternehmen. 

3) Die Tabelle enthält nur die nach der Liste der Monopolkommission (vgl. Tabelle 6) ermittelten zwanzig größten deutschen 
Handelsunternehmen sowie die von der Monopolkommission gesondert ausgewiesenen Handelsgruppen Metro, Tengelmann 
und Aldi. Die zugrundeliegenden Europalisten enthalten darüber hinaus einige weitere deutsche Unternehmen, die zur Bestim- 
mimg der Rangpositionen in Tabelle 15 mitgezählt werden. Dabei handelt es sich um Einkaufszusammenschlüsse, um Han- 
delstöchter übergeordneter Industrieunternehmen oder auch um Gesellschaften, die aufgrund abweichender Umsatzabgren- 
zungen nicht in der Liste der Monopolkommission berücksichtigt wurden. 

*) Die Umsatzangaben stimmen aufgnmd abweichender Untemehmensabgrenzungen in der Regel nicht mit den Umsatzangaben 
der Tabelle 6 überein. 

5) Aufgnmd abweichender Untemehmensabgrenzungen wird die Gmppe nicht innerhalb der Liste der zwanzig größten Handels- 
unternehmen der Monopolkommission erfaßt, sondern nachrichtlich aufgeführt. 

6) Umsatz der gesamten Gmppe Welt einschließlich Konzemumsatz der Kaufhof AG. 

Quelle: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Unternehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988, S. 48ff., 1990, S. 12ff.; eigene 
Erhebungen 
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methodischen Grundlagen entsprechen denen von 
Abschnitt 3.1.221). 

404. In Tabelle 1 5 werden die von der Monopolkom- 
mission ermittelten zwanzig größten deutschen Han- 
delsgesellschaften (vgl. Tabelle 6) im europäischen 
Maßstab dargestellt. Dabei finden auch die von der 
Monopolkommission gesondert erfaßten Handels- 
gruppen Metro, Tengelmann und Aldi Berücksichti- 
gimg. Von diesen 23 Gesellschaften sind jeweils 20 in 
den Europalisten 1986 und 1988 vertreten. Sie bele- 
gen hierin die Ränge 1 bis 79 im Jahr 1988 imd 11 bis 
95 im Jahr 1986. Diese Zahlen allein können jedoch 
noch nicht als Beleg für eine Verbesserung der Rang- 
positionen deutscher Handelsunternehmen im inter- 
nationalen Vergleich herangezogen werden. Die 
Wechselkursschwankimgen, insbesondere aber die 
methodischen Unstimmigkeiten, erlauben nur eine 
sehr vorsichtige Interpretation hinsichtlich der Verän- 
derungen zwischen 1986 und 1988. Unabhängig da- 
von zeigt die Betrachtung der Ergebnisse für 1988 
eine sehr deutliche Dominanz deutscher Unterneh- 
men in den vorderen Rängen. Allein vier von ihnen 
sind unter den zehn größten europäischen Unterneh- 
men des Handels vertreten. Ferner sind von den be- 


21) Vgl. dazu Tz. 398. 


trachteten deutschen Gesellschaften zwölf unter den 
ersten 30 der Europaliste repräsentiert. Tatsächlich 
hat eine Reihe deutscher Großunternehmen des Wirt- 
schaftszweigs Handel zwischen 1986 imd 1988 starke 
Umsatzzuwächse realisiert; dies trifft insbesondere für 
Metro, Tengelmann, REWE, Asko imd Spar zu. Deren 
Entwicklung wurde zu einem maßgeblichen Teil auch 
von externem Untemehmenswachstum bestimmt. 

405. Tabelle 15 zeigt, daß sich die Ordnung der Un- 
ternehmen nach Weltumsatz relativ stark von jener 
nach dem Ordnungskriterium Umsatz des Inlands- 
konzems unterscheidet. Entsprechend weist die 
Rangfolge der Monopolkommission eine Reihe von 
Unstetigkeiten auf, die in der Mehrzahl der Fälle auf 
die Unterschiede der Unternehmen hinsichtlich des 
Umfangs ihrer Auslandsaktivitäten (ausländische 
Tochtergesellschaften) zurückzuführen sind. 


3.3 Kreditgewerbe 

406- Zur Bestimmung der Rangpositionen deutscher 
Kreditinstitute innerhalb Europas in 1986 und 1988 
wurde auf folgendes statistisches Material zurückge- 
griffen: 


Tabelle 16 

Stellung der nach Bilanzsunune zehn größten deutschen Kreditinstitute 1986 und 1988 

im europäischen Vergleich^) 


1988 

1986 


Bilanzsumme 3) 

(Mio, DM) 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

konmüs- 

sion 

Unternehmen 2) 

1988 

1986 

6 

1 

2 

1 

Deutsche Bank AG 

305 295 

255 812 

8 

2 

8 

2 

Dresdner Bank AG 

230 964 

196 379 

12 

3 

13 

5 

Commerzbank AG 

180 400 

148 011 

14 

5 

14 

3 

Westdeutsche Landesbank 

Girozentrale 

165 002 

147 972 

16 

4 

16 

4 

Bayerische Vereinsbank AG 

162 576 

139 980 

22 

6 

26 

6 

Bayerische Landesbank 

Girozentrale 

141 811 

102 790 

24 

7 

22 

7 

Bayerische Hypotheken- und 
Wechsel-Bank AG 

135 173 

120 275 

25 

8 

23 

8 

DG Bank Deutsche 

Genossenschaftsbank 

132 573 

111 484 

32 

10 

30 

10 

Norddeutsche Landesbank 

GirozentTcile 

109 883 

94 337 

35 

9 

— 

9 

Kreditanstcdt für Wiederaufbau 4) . . . 

105 521 

— 


0 Die Vergleichbarkeit der zugrundeliegenden Europalisten 1986 und 1988 wird durch Wechselkursschwankungen beeinträch- 
tigt. 

2) Tabelle 16 enthält die nach der liste der Monopolkommission (vgl. Tabelle 8) ermittelten zehn größten deutschen Kreditinstitute 
in der Reihenfolge der 1988 eingenommenen Europaränge. 

3) Die Angaben beziehen sich in der Regel auf die Bilanzsumme des Weltkonzems und weichen daher von den Angaben der 
Tabelle 8 ab, in der auf den inländischen Konsolidierimgskreis abgestellt wird. 

4) Die Kreditanstalt für Wiederaufbau wird in der liste der hundert größten Kreditinstitute Europas 1986 nicht auf geführt, obwohl 
das Größenkriterium erfüllt wird. 

Quelle: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Unternehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988, S. 54 ff., 1990, S. 52 ff.; eigene 
Erhebungen 
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Die 100 größten Banken Westeuropas, 
in: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Unterneh- 
men Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988 und 1990. 

Hinsichthch der methodischen Grundlagen sind die 
Erhebungen der beiden Europalisten weitgehend mit- 
einander vergleichbar. Die Vergleichbarkeit wird 
ledighch durch Wechselkursschwankungen beein- 
trächtigt, da die Bilanzsumme der betrachteten Kre- 
ditinstitute einheithch in Deutsche Mark ausgewiesen 
wird. Dabei ist durch die Umrechnung zwischen 1986 
und 1988 im Durchschnitt von einer leichten Begün- 
stigung deutscher Banken auszugehen. Da die vorüe- 
gende Untersuchung auf dem Kriterium Bilanzsumme 
des Weltkonzems basiert, stimmen die darin enthalte- 
nen Angaben über die Bilanzsumme nicht mit denen 
der Tabelle 8 überein. Dennoch stellt die in Tabelle 16 
angegebene Rangordnung der Monopolkommission 
eine relativ stetig steigende Folge dar. Die Unter- 
schiede zwischen deutschen Großbanken hinsichthch 
des Gewichts ihrer ausländischen Tochtergesellschaf- 
ten sind daher offensichthch nicht so gravierend, daß 
es zu starken Unstetigkeiten in der Rangordnung der 
betrachteten Listen gekommen wäre. 

407. Die nach Bilanzsumme des Inlandskonzems 
zehn größten deutschen Banken des Jahres 1988 bele- 
gen in der Europaliste die Ränge 6 bis 35. 1986 befan- 
den sich diese Kreditinstitute (ohne Kreditanstalt für 
Wiederaufbau) auf den Positionen 2 bis 30. Gemessen 
an der Rangzahl haben sich — mit Ausnahme der 
Rangveränderung bei der Deutschen Bank — zwi- 
schen 1986 und 1988 keine signifikanten Ändemngen 
ergeben. Die Rangverschlechtemng bei der Deut- 
schen Bank rührt daher, daß die Kreditinstitute an der 
Spitze der Liste im Berichtszeitraum überdurch- 
schiütthche Wachstumsraten realisiert haben. Vergh- 
chen mit der jeweils größten Bank Europas (1986 Cre- 
dit Agricole, 1988 Banque Nationale de Paris), er- 
reichte die Deutsche Bank AG als jeweils größtes 
deutsches Kreditinstitut folgenden Anteil an der 
Bilanzsumme: 

1986 93,2%, 

1988 81,2%. 

Abgesehen von der Entwicklung an der Spitze der 
Europaliste, läßt sich im Ergebnis anhand der Daten 
von Tabelle 16 keine Veränderung der Stellung deut- 
scher Banken innerhalb Europas feststellen. 


3.4 Versicherungsgewerbe 

408. In Tabelle 1 7 wird die Größenordnung der zehn 
größten deutschen Unternehmen der Versicherungs- 
wirtschaft im europäischen Maßstab abgeschätzt. 
Gmndlagen hierfür sind: 

— Die 50 größten Versicherungen Westeuropas, 

in: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Unter- 
nehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988 und 

— Die 100 größten Versichemngen Westeuropas, 
in: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Unter- 
nehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1990. 

Die beiden Europalisten unterscheiden sich nicht nur 
in ihrem Umfang, sondern auch bezüghch der Unter- 


nehmensabgrenzimgen. 1986 wird zunündest bei den 
deutschen Versicherern in der Mehrzahl der Fälle der 
Inlandskonzern zugmnde gelegt. Dagegen wird 1988 
häufiger auf den Weltkonzem abgestellt. Unter den 
nach Prämieneinnahmen geordneten Versichemngen 
sind 1988 auch Tochtemntemehmen von ebenfalls in 
der Liste enthaltenen übergeordneten Muttergesell- 
schaften vertreten. In der Liste der 50 größten euro- 
päischen Versichemngsgesellschaften 1986 sind die 
Tochterunternehmen, die sich voll im Besitz und unter 
einheiüicher Leitung eines anderen großen Versiche- 
mngsuntemehmens befinden, nicht berücksichtigt. 
Hierdurch wird die Vergleichbarkeit der Europahsten 
bezüghch der zehn größten deutschen Versichemn- 
gen jedoch nicht wesentüch tangiert, da sich erst auf 
den hinteren Positionen Auswirkungen auf die Euro- 
parangzahl ergeben. 

409. Die zehn größten deutschen Versichemngsge- 
seUschaften belegen 1988 in der Europahste die 
Ränge 11 bis 49 (1986: 5 bis 38). Der Vergleich zwi- 
schen 1986 und 1988 ist infolge der methodischen 
Abweichungen nicht sehr aussagefähig. Für 1988 ist 
zu beachten, daß neben der Alhanz AG Holding und 
der Alhanz Lebensversicherungs-AG auch Angaben 
für die Alhanz Welt gemacht werden. In dieser Ab- 
grenzung steht das Unternehmen die europaweit 
größte VersicherungsgeseUschaft dar. Das zweit- 
größte Versichemngsuntemehmen (Zürich Versiche- 
rung, CH) erreicht danach nur 57,5 % der Prämienein- 
nahmen von Alhanz. Die übrigen deutschen Versiche- 
mngsgeseUschaften sind gleichmäßig auf die ersten 
50 Europaränge verteilt. Dabei kam es infolge der 
abweichenden Konzemabgrenzung bezüghch der 
Liste der Monopolkommission zu einer anderen Rei- 
henfolge, als in Tabelle 9 ausgewiesen. 


3.5 Verkehr und Dienstleistungen 

410. In Tabelle 1 8 werden für die zehn größten deut- 
schen Verkehrs- und Dienstleistungsuntemehmen 
die Positionen innerhalb Europas markiert. Dem Ver- 
gleich hegen folgende Listen zugmnde: 

— Die 500 größten Industrieunternehmen Westeuro- 
pas, Die 50 größten Verkehrsuntemehmen West- 
europas, in: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen 
Unternehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988 
und 

— Die 800 größten Industrie-, Handels- und Ver- 
kehrsuntemehmen Westeuropas, in: Commerz- 
bank AG (Hrsg.), Die großen Unternehmen West- 
europas, Frankfurt a. M. 1990. 

Für die Rangbestimmung 1986 wurden aus der Liste 
der 500 größten „Industrieunternehmen" die darin 
enthaltenen Unternehmen des Dienstleistungsgewer- 
bes herausgegriffen und zusammen mit den 50 größ- 
ten Verkehrsuntemehmen zu einer Liste integriert. 
Die so gebildete Europahste umfaßt 70 Unternehmen. 
Für 1988 dagegen wurden die Großunternehmen der 
Bereiche Verkehr und Dienstleistungen aus der Liste 
der 800 größten Industrie-, Handels- und Verkehrsun- 
temehmen gewonnen. Danach waren 76 Untemeh- 
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Tabelle 17 


Stellung der nach Prämieneinnahmen zehn größten deutschen Versicherungsgesellschaften 1986 und 1988 

im europäischen Vergleich^) 


1988 

1986 

Unternehmen 2) 

Prämieneinnahmen 2) 

(Mio. DM) 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

1988 

1986 

11 

2 

5 

2 

Münchener Rückversicherungs- 







gesellschaft AG 

11 734 

10 323 

12 

1 

12 

1 

AUianz AG Holding^) 

11 535 

7 372 

17 

10 

35 

8 

Colonia Versicherung AG 

8 200 

2 767 

19 

3 

28 

3 

Gerhng-Konzem Versicherungs- 







Beteiligungs-AG 

7 500 

3 666 

24 

6 

34 

6 

Aachener und Münchener 







Beteihgungs-AG 

6 200 

2 900 

31 

7 

30 

4 

SR-Beteihgungen AG 

4 572 

3 605 

33 

8 

33 

9 

R-l-V Versicherungsuntemehmens- 







gruppe 

4 503 

3 183 

34 

9 

37 


Hamburg-Mannheimer 







Versicherungs-AG 

2 077 

2 577 , 

36 

4 

31 

5 

Victoria Lebens- Versicherungs-AG . 

4 218 

3 582 

49 

5 

38 

7 

Volksfürsorge Deutsche Lebens- 







versicherung AG 

2 708 

2 476 


1) Die Vergleichbarkeit der zugrundeliegenden Europalisten 1986 und 1988 ist infolge methodischer Abweichimgen und aufgnmd 
von Wechselkursschwankungen im Einzelfall beeinträchtigt. 

2) Tabelle 17 enthält die nach der Liste der Monopolkommission (vgl. Tabelle 9) ermittelten zehn größten deutschen Versiche- 
rungsuntemehmen. Die verwendeten Europalisten enthalten darüber hinaus einige weitere deutsche Versicherer, die zur 
Bestimmung der Rangpositionen in Tabelle 17 mitgezählt werden. Dabei handelt es sich um Tochtergesellschaften anderer in der 
Liste bereits vertretener Versicherungsimtemehmen oder um Versicherungen, die aufgnmd abweichender Untemehmensab- 
grenzungen nicht in der liste der Monopolkommission vertreten sind. 

3) Die Angaben stimmen wegen abweichender Untemehmensabgrenzungen in der Regel nicht mit denen der Tabelle 9 
überein. 

4) Ohne Allianz Lebensversicherungs-AG. In der Europaliste 1988 wird neben der Allianz AG Holding auch die Allianz Welt 
aufgeführt; sie steht mit 29 211 Mio. DM Prämieneinnahmen auf Rang 1. 

5) Die Hcimburg-Mannheimer Lebensversicherungs-AG befand sich 1986 nicht imter den zehn größten deutschen Versicherungs- 
gesellschaften. 

Quelle: Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Unternehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988, S. 60ff., 1990, S. 58ff.; eigene 
Erhebimgen 


men den betrachteten Wirtschaftszweigen zuzu- 
ordnen. Hierdurch und durch Wechselkursschwan- 
kimgen wird die Vergleichbarkeit zwischen 1986 
und 1988 eingeschränkt. Die übrigen methodi- 
schen Grundlagen entsprechen denen von Ab- 
schnitt 3.2.122). 

411. Die zehn größten deutschen Unternehmen der 
betrachteten Wirtschaftszweige belegen zusammen 
mit den Unternehmen Deutsche Bundespost und 
Deutsche Bimdesbahn gemäß Tabelle 18 im Europa- 
maßstab 1988 die Ränge 1 bis 72, Für 1986 reicht die 


22) Vgl. dazu Tz. 398. 


Spannweite von Rang 2 bis Rang 53 (ohne Deutsche 
Bundespost und DEUTSCHER KRAFTVERKEHR). In- 
nerhalb dieser Spannbreiten sind die deutschen Un- 
ternehmen in beiden Jcihren relativ gleichmäßig auf 
die zugmndehegenden Europahsten verteilt. Das je- 
weils größte deutsche Unternehmen der Liste der Mo- 
nopolkonunission (Deutsche Lufthansa AG) erzielte 

1986 37,2% und 

1988 37,4 % 

des Umsatzes von British Telecom, des 1986 größten 
und 1988 nach der Deutschen Bimdespost zweitgröß- 
ten europäischen Verkehrs- und Dienstleistungsun- 
temehmens. 
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Tabelle 18 


Stellung der nach Umsatz zehn größten deutschen Unternehmen im Verkehrs- und Dienstleistungsgewerbe 

1986 und 1988 im europäischen Vergleich^) 


1988 

1986 

Unternehmen 3) 

Umsatz 4) (Mio. DM) 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

Rang 

Europa 

Rang 

Monopol- 

kommis- 

sion 

1988 

1986 

1 

■■ 

— 


Deutsche Bundespost 

52 504 

— 

5 


2 


Deutsche Bundesbahn 

19 692 

17 481 

8 


4 


Deutsche Lufthansa AG 

11845 

10 385 

12 


7 


Bertelsmann AG 

11325 

7 602 

20 


11 


Schenker & Co GmbH 

7 085 

6 344 

28 

8 

21 

8 

Kühne & Nagel Deutschland- 







Gruppe (AG & Co) 

5 155 

4 535 

42 

4 

28 


Hapag-Uoyd AG 

3 351 

3 479 

43 

3 

39 


Touristik Union International 







GmbH & Co KG 

3 294 

2 791 

49 

5 

41 


Axel Springer Verlag AG 

2 843 

2 660 

58 

9 

53 

10 

Heinrich Bauer Verlag 

2 080 

2 076 

— 

7 

— 

7 

DER Deutsches Reisebüro GmbH . . 

— 

— 

72 


— 

— 

DEUTSCHER KRAFTVERKEHR 







Emst Grimmke GmbH + Co. KG . 

1512 

— 


1) Die Vergleichbarkeit der zugrundeliegenden Europalisten 1986 und 1988 ist infolge methodischer Abweichungen und aufgnmd 
von Wechselkursschwankungen beeinträchtigt. 

2) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, war das betreffende Unternehmen in dem 
Jahr in dieser Quelle nicht in der Liste der jeweils größten deutschen bzw. europäischen Unternehmen des Verkehrs- imd 
Dienstleistungsgewerbes aufgeführt. 

3) Tabelle 18 enthält die nach Europarang 1988 geordneten und in Tabelle 10 erhobenen größten deutschen Unternehmen des 
Verkehrs- und Dienstleistungsbereichs. Daneben sind die Deutsche Bundespost und die Deutsche Bundesbahn erfaßt, die im 
Rahmen der Liste der Monopolkommission nur nachrichtUch, also ohne Rangbezeichnung, aufgeführt werden. 

Die Umsatzangaben stimmen wegen abweichender Untemehmensabgrenzungen in der Regel nicht mit denen der Tabelle 10 
überein. 

Quelle; Commerzbank AG (Hrsg.), Die großen Unternehmen Westeuropas, Frankfurt a. M. 1988, S. 14 ff., 1990, S. 12 ff.; eigene 
Erhebungen 


4. Die nach Wertschöpfung hundert größten 
Unternehmen 1986 und 1988 

4.1 Methodische Vorbemerkungen 

412. Wie bereits unter Punkt 1.2 dargestellt 23), zieht 
die Monopolkommission zur Messung der branchen- 
übergreifenden aggregierten Untemehmenskonzen- 
tration die Größe Wertschöpfung dem Umsatzkrite- 
rium vor. Die Wertschöpfung umfaßt alle durch die 
wirtschaftiiche Aktivität (Produktion, Handel, Dienst- 
leistung) eines Unternehmens im Inland geschaffenen 
Werte. Definitionsgemäß entspricht diese Größe auf 
der Verwendimgsseite der Summe der bei der Unter- 
nehmenstätigkeit geschaffenen Einkommen. 

Die Monopolkommission orientiert sich bei der Be- 
rechnung der Wertschöpfung grundsätzlich an der 
aus der Literatur bekannten „direkten Wertschöp- 
fungsstaffel" 24) . Zu beachten ist, daß sich die mit dem 


23) Vgl. Tz. 349. 

24) Die rechnerisch aufwendigere „indirekte Wertschöpfungs- 
staffel" geht von der Gesamtleistung des Unternehmens 


Bilanzrichtlinien-Gesetz geänderten Rechnungsle- 
gimgs- imd insbesondere Gliederungsvorschriften auf 
die Wertschöpfungsrechnung auswirken. Zu unter- 
scheiden sind dabei Wirkimgen, die sich immittelbcir 
in der Wertschöpfungsstaffel niederschlagen, und sol- 
che, die wertmäßige Änderungen einzelner Kompo- 
nenten der Wertschöpfung betreffen. Der zuletzt ge- 
nannte Aspekt steht in Verbindung mit den Bewer- 
tungs- und Bilanzienmgsvorschriften, insbesondere 
den in den Übergangsvorschriften enthaltenen Wahl- 
rechten. Sie bergen ein gewisses Maß an Unsicherheit 
bezüglich der Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit 
denen früherer Jahre in sich. Eine detaillierte Analyse 
der Wirkungen der zahlreichen Einzelvorschriften ist 
im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht 
möglich. Festzustellen ist aber, dciß die Einflüsse auf 

aus; im wesentlichen werden dann sonstige Erträge addiert 
und Aufwendungen für Vorleistungen, Abschreibungen auf 
Sachanlagen, sonstige Aufwendungen und sonstige Steuern 
subtrahiert. Diese Vorgehensweise führt zum selben Ergeb- 
nis wie nach der „direkten Wertschöpfungsstaffel". Im Zuge 
der Neuordnung des Rechnungslegungsrechts werden bei 
der „indirekten Wertschöpfungsstaffel“ vergleichsweise 
umfangreiche Modifikationen erforderlich. 
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die Wertschöpfung im allgemeinen eher gering sein 
dürften, da die Änderungen einzelner Positionen der 
Gewinn- und Verlustrechnung durch die Staffelrech- 
nimg häufig kompensiert werden. Beispielsweise 
wirkt sich die aus der Passivierungspflicht bei Rück- 
stellungen resultierende Erhöhimg der Pensionsrück- 
stellungen tendenziell personalkostensteigemd aus. 
Gleichzeitig wird hierdurch aber auch der Jahres- 
überschuß entsprechend gemindert, so daß die Wert- 
schöpfung im Ergebnis von dem Vorgang nicht tan- 
giert wird. Soweit kein Ausgleich erfolgt, kann für die 
Mehrzahl der Fälle angenommen werden, daß die 
geänderten Vorschriften sowohl bei den „ 100 Größ- 
ten" als auch hinsichtlich der gesamtwirtschaftiichen 
Bezugsgröße zu gleichgerichteten und ihrem Umfang 
nach vergleichbaren Anpassungen führen. Gleiches 
gilt auch für die sekundären Untersuchungsmerkmale 
Sachanlagen und Cash-flow. Sollten im Einzelfall die 
Ergebnisse dennoch nachhaltig von den neuen Vor- 
schriften tangiert werden, wird darauf gesondert hin- 
gewiesen. 

413 . Die zweite relevante Auswirkung der Rechts- 
umsteUiuig betrifft die Wertschöpfungsstaffel selbst. 
Soweit die betrachteten Unternehmen noch nach den 
aktienrechtiichen Vorschriften bilanzieren, hat die zu- 
letzt im Siebenten Hauptgutachten angegebene 
Wertschöpfungsstaffel 25) nach wie vor Gültigkeit. Die 
überwiegende Mehrzahl der relevanten Unterneh- 
men wendet bei der Aufstellung des Jahresabschlus- 
ses 1988 jedoch bereits freiwillig die handelsrechtli- 
chen Regelungen an bzw. macht Gebrauch von be- 
stimmten Übergangsvorschriften. Die Umstellung auf 
das neue Rechnungslegungsrecht macht eine Aktuali- 
sierung der Wertschöpfungsstaffel erforderhch. Insbe- 
sondere basiert die Staffel nicht mehr auf den Positio- 
nen der Gewinn- und Verlustrechnung, wie sie nach 
§ 157 Abs. 1 AktG a.F. erstellt wird, sondern auf den 
für die Gewinn- und Verlustrechnimg künftig maß- 
gebüchen Ghederungsvorschriften des § 275 Abs. 2 
HGB. In der im folgenden angegebenen Staffel sind 
diese Änderungen bereits berücksichtigt? sie werden 
anschließend kurz kommentiert: 26) 

Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 

+ aufgrund einer Gewinngemeinschaft, eines Ge- 
wiimabführungs- imd eines Teilgewinnabfüh- 
rungsvertrags abgeführte Gewinne 

+ Aufwendimgen aus Verlustübemahme 

+ Einstellungen in Sonderposten mit Rücklagenan- 
teil 

X Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnab- 
führungs- und Teilgewinnabführungsverträgen 

X Erträge aus Verlustübemahme 

X Erträge aus Beteiligungen (emschließhch Erträge 
aus Beteiligungen an assozüerten Unternehmen) 


25) Vgl. Monopolkommission, Die Wettbewerbsordnung erwei- 
tern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 1988, 
Tz. 279. 

26) Zur Staffel und zu den Erläuterungen vgl. Fischer, M., Die 
Aktualisierung der Wertschöpfungsrechnimg nach dem 
Bilanzrichtlinien- Gesetz, bisher nicht veröffentlichte Disser- 
tation, Universität Tübingen. 


X Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihun- 
gen des Finanzanlagevermögens 

X sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

X Erträge aus der Auflösung von Sonderposten mit 
Rücklagenanteil 

+ Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wert- 
papiere des Umlaufvermögens 

+ Zinsen und ähnMche Aufwendungen 

+ Personalaufwand 27) 

a) Löhne und Gehälter 

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Alters- 
versorgung und Unterstützung 

+ Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 
= Nettowertschöpfung zu Faktor kosten 28). 

414 . Das der Staffel zugrundehegende und in § 275 
Abs. 2 HGB geregelte Ghedemngsschema für die Ge- 
winn- und Verlustrechnung nach dem Gesamtkosten- 
verfahren baut auf das alte Schema nach § 157 
Abs. 1 AktG a. F. auf. Die nüt der Neuordnung ver- 
bundenen Änderungen der „direkten Wertschöp- 
fungsstaff el" betreffen insbesondere inhaltliche und/ 
oder sprachhche Neufassmigen bestimmter Posten so- 
wie andersartige Zusammenfassungen einzelner 
Komponenten. Als für die Berechnung der Wertschöp- 
fung relevante Änderungen gelten diejenigen in Ver- 
bindung mit den Beteüigungserträgen imd den Steu- 
eraufwendungen. 

415 . Die Position „Erträge aus Beteihgungen" um- 
faßt nach neuem Recht auch die „Erträge aus Betei- 
ligungen an assoziierten Unternehmen“. Zur Ab- 
grenzung assoziierter Unternehmen nennt § 311 
Abs. 1 HGB das Kriterium des maßgebhchen Einflus- 
ses auf die Geschäfts- und Firmenpohtik. Ein maßgeb- 
ücher Einfluß wird vermutet, wenn ein Unternehmen 
bei einem anderen Unternehmen mindestens 20% 
der Stimmrechte der Gesellschafter innehat. Mit der 
Vorschrift des § 31 1 Abs. 1 HGB führt das Bilanzricht- 
linien-Gesetz einen neuen und auslegungsbedürfti- 
gen imbestimmten Rechtsbegriff in das deutsche Bi- 
lanzrecht ein. Gemessen an den Einflußmöghchkeiten 
durch übergeordnete Unternehmen, sind assozüerte 
Unternehmen begrifflich zwischen den „Beteüigun- 
gen" nach § 271 Abs. 1 HGB einerseits und den „Ge- 

27) Enthält unabhängig von den Änderungen durch das BiRiUG 
erstmals auch die gemäß § 285 Nr. 9 Buchstaben a) und b) im 
Anhang auszuweisenden Aufsichtsratsvergütungen. Auf- 
grund des geringen Umfangs der jeweiligen Beträge wird 
die Vergleichbarkeit mit den Ergebnissen früherer Berichts- 
jahre dadurch nicht gestört. 

28) Entspricht der „direkten Wertschöpfungsstaffel" bei der 
Anwendung des Gesamtkostenverfahrens gemäß § 275 
Abs. 2 HGB. Soweit die Unternehmen von dem international 
üblichen imd gemäß § 275 Abs. 3 HGB nun auch nach deut- 
schem Recht zulässigen Umsatzkostenverfahren Gebrauch 
machen, ist folgendes zu berücksichtigen. Einer in der Lite- 
ratur vertretenen Mindermeinung folgend, köimen Zinsen 
und Steuern beim Umsatzkostenverfahren den Funktions- 
bereichen {insbesondere den Herstellungskosten) zugeord- 
net werden. Dies müßte im Anhang gesondert vermerkt wer- 
den, so daß ggf. etwa bei der Position „Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen" die in den Herstellungskosten enthaltenen 
Zinsen hinzuaddiert werden müßten. 
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meinschaftsuntemehmen" nach § 310 Abs. 1 HGB 
sowie den „verbundenen Unternehmen" nach § 271 
Abs. 2 HGB andererseits einzuordnen. Im Gegensatz 
zu den mit dem Begriff der „einheitlichen Leitung" 
verknüpften verbundenen Unternehmen besteht bei 
assoziierten Unternehmen faktisch keine Zugriffs- 
möglichkeit auf die Produktionsmittel durch die Kon- 
zemobergesellschaft und mithin keine tatsächliche 
Kontrolle über das Beteüigungsuntemehmen. Im all- 
gemeinen kann vielmehr von einem „gewissen Ein- 
fluß " auf das Unternehmen in seiner Gesamtheit, etwa 
in Form von Lieferungs- und Leistungsbeziehungen, 
ausgegangen werden. Entsprechend sind verbun- 
dene Unternehmen nach § 271 Abs. 2 HGB nach den 
Vorschriften der VoUkonsohdierung in den Konzem- 
abschluß einzubeziehen. Für assozüerte Unterneh- 
men dagegen sieht § 312 HGB die erfolgswirksame 
Einbeziehung nach der Equity-Methode^^) vor. 

416 - Auch im Hinblick auf die Abgrenzung zu den 
Gemeinschaftsunternehmen ist aufgrund der hier vor- 
liegenden externen gemeinsamen Führung in der Re- 
gel von einem weitreichenderen Einfluß auszugehen, 
als dies bei assozüerten Unternehmen angenommen 
werden kann. Gemeinschaftsunternehmen können 
nach den Vorschriften der Quotenkonsolidierung 
(§310 Abs. 1 HGB) in den Konzemabschluß einbezo- 
gen werden, wobei diese Vorschrift ein Wahlrecht 
enthält. Falls von der Teükonsolidierung kein Ge- 
brauch gemacht wird, müssen Gemeinschciftsunter- 
nehmen als Beteüigungsuntemehmen (§271 Abs. 1 
HGB) behandelt und damit in der Regel nach der 
Equity-Methode büanziert werden. Hiervon wird die 
Wertschöpfung in unterschiedlicher Weise tangiert. 
Empirische Untersuchungen über die von den Unter- 
nehmen vorgelegten Jahresabschlüsse nach neuem 
Recht zeigen jedoch, daß mit der Equity-Methode in 
erster Linie assozüerte Unternehmen bewertet wer- 
den. 

417 - Der Begriff der assozüerten Unternehmen 
knüpft am engsten an die nach bisherigem Recht fest- 
gelegte Definition der Beteiligungen (§ 152 Abs. 1 
AktG a. F.) an. Danach kam es entscheidend auf die 
Beteüigungsabsicht der büanzierenden Unterneh- 
mung an. Sie lag vor, wenn eine dauerhafte Kapital- 
anlage in einem anderen Unternehmen dazu dienen 
sollte, mit Hüfe der daraus zustehenden Rechte einen 
Einfluß auf das Beteüigungsuntemehmen auszuüben 
und eine mehr oder weniger enge wirtschaftüche Ver- 
bindimg zu diesem Unternehmen einzugehen. In Ab- 
grenzung zu den anderen Finanzanlagen war ent- 
scheidend, daß mit Kapitalüberlassungen mehr be- 
zweckt wurde als eine angemessene Verzinsung des 
eingesetzten Kapitals. Nach den neuen Vorschriften 
ist das wesentiiche Merkmal der Beteüigung, daß der 
Anteilsbesitz dem eigenen Geschäftsbetrieb durch die 
HersteUung einer dauerhaften Verbindung zu dem 
anderen Unternehmen dient. Weitere Kriterien nennt 
das Gesetz nicht. Es muß nicht die Absicht bestehen, 
auf die Geschäftsführung des anderen Unternehmens 
Einfluß zu nehmen. Nach neuem Recht dient dieses 
Kriterium in modifizierter Formuüemng vielmehr zur 

29) Vereinfacht formuliert führt diese Methode dazu, daß sich 
Veränderungen im Eigenkapital des assoziierten Unterneh- 
mens anteilig imd spiegelbildüch im Beteiligungsbuchwert 
und Ergebnis des Mutteruntemehmens niederschlagen. 


Abgrenzung der assozüerten Unternehmen von den 
Beteüigungen gemäß § 271 Abs. 1 HGB. 

Im Ergebnis führen die oben ausgeführten Überle- 
gungen dazu, daß sowohl Beteüigungserträge aus Be- 
teüigungen gemäß § 271 Abs. 1 HGB als auch die 
Erträge aus Beteüigungen an assozüerten Unterneh- 
men aus der Wertschöpfung des beteüigten Unterneh- 
mens herauszurechnen sind. 

418 . Die zweite Änderung der „direkten Wertschöp- 
fungsstaffel" betrifft die Position „Steuern vom 
Einkommen, vom Ertrag und vom Vermögen". Die 
„Steuern vom Vermögen" sind künftig unter den 
„sonstigen Steuern" und nicht mehr wie bisher zu- 
sammen mit den „Steuern vom Einkommen und vom 
Ertrag" zu erfassen. Da die Höhe der „Steuern vom 
Vermögen" nicht explizit aus dem Jahresabschluß 
hervorgeht, kann diese Position künftig nicht mehr als 
Wertschöpfungsbestandteü in die Staffel aufgenom- 
men werden. Zwar werden dadurch etwa mit der Ver- 
mögensteuer Wertschöpfungsbestandteüe üi der Staf- 
fel vernachlässigt, jedoch ist die Größenordnung üi 
der Regel so gering, daß die Vergleichbarkeit mit frü- 
heren Ergebnissen weitgehend gewahrt wird. Aus der 
Sicht der gesamtwirtschciftiichen Wertschöpfungs- 
rechnung ergeben sich vielmehr vorteilhafte Auswir- 
kungen, da hierdurch insoweit eine Kongruenz mit 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechmmg herge- 
steUt wird, als die betriebswirtschaftiiche Wertschöp- 
fung hinsichtiich der Realsteuem der volkswirtschaft- 
üchen Größe angepaßt wird. Die „Steuern vom Ver- 
mögen" enthalten mit der Grundsteuer und der Ge- 
werbekapitalsteuer Realsteuem, die das Statistische 
Bundesamt im Rahmen der Volkswütschaftiichen Ge- 
samtrechnimg den indirekten Steuern zuordnet. 

419 . Unabhängig von den Ändenmgen ist bei dem 
hier für die Wertschöpfungsrechnung verwendeten 
Schema zu beachten, daß die Nettoerträge aus Betei- 
ügungen und anderen Finanzanlagen sowie sonstige 
Zinsen und ähnüche Erträge abgezogen werden, da 
sie nicht als Teü der von dem Unternehmen erwirt- 
schcifteten Wertschöpfung gelten. Bezügüch der Ab- 
schreibungen auf Finanzanlagen kommt hinzu, daß 
die hier zugrundegelegte Handhabe derjenigen der 
Volkswütschaftiichen Gesamtrechmmg entspricht, 
die derartige Abschreibungen in der Entstehimgs- 
rechnung nicht vomimmt. Ausnahmen von der darge- 
legten Vorgehensweise büden die Wertschöpfungser- 
hebungen für die Banken und Versicherungen. Bei 
den Banken wüd in der Wertschöpfungsstaffel kein 
Abzug für „Erträge aus anderen Wertpapieren und 
Ausleihungen des Finanzanlagevermögens" und für 
sonstige Zinserträge und ähnüche Erträge gemacht, 
da solche Erträge, die außerhalb des eigentiichen Ge- 
schäftes erzielt werden, bei Banken nicht identifiziert 
werden können. Auch an Fremdkapitalgeber ge- 
zahlte Zinsaufwendungen, im Gegensatz zu denen 
auf Güo- und Spareinlagen, können nicht getrennt 
identifiziert werden, so daß hierfür bei Banken in der 
Wertschöpfungsstaffel kein Betrag hinzuaddiert 
wüd. 

Bei den Versicherungen wüd wie bei den Industriege- 
seUschaften verfahren. AUerdings besteht hier ein Da- 
tenermittiungsproblem, das sich aus der Art des Ver- 
sicherungsgeschäfts ergibt. Ein großer Teü der Pas- 
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siva einer jeden Versicherung — bei Lebensversiche- 
rungen bis zu 95 % — besteht aus versicherungstech- 
nischen Rückstellungen, die zur Abdeckung erwarte- 
ter Schadensfälle erstellt werden, sich aber auch ent- 
sprechend den Sparanteilen der Versicherten in den 
Beiträgen akkumulieren. Diese Rückstellungen gehö- 
ren zumindest teilweise den Versicherten und müssen 
diesen gegenüber verzinst werden. Nur die Differenz 
zwischen den „Erträgen aus anderen Wertpapieren 
imd Ausleihungen des Finanzanlagevermögens " und 
diesem den Versicherten zustehenden Zinsbetrag 
darf als außerhalb des eigentlichen Geschäfts erzielter 
Ertrag auf Finanzanlagen in der Wertschöpf\mgsstaf- 
fel abgezogen werden. Der den Versicherten zuste- 
hende Zinsbetrag ist jedoch in der Gewinn- und Ver- 
lustrechnung der Versicherungen nicht derart ausge- 
wiesen, daß er direkt erhoben werden könnte. Als 
eine Näherungslösung wird eine Verzinsung imter- 
stellt, die sich aus den Nettoerträgen aus Finanzanla- 
gen und dem Anteil der versicherungstechnischen 
Rückstellungen an der Summe der Passiva ergibt. Da 
es sich um eine Nähenmgslösung handelt, existiert in 
dieser Beziehung ein Unsicherheitsfaktor in der Er- 
mittlung der Wertschöpfung von Versicherungsunter- 
nehmen. 

420 . Für Unternehmen, die nicht alle Daten, die zu 
einer Erhebung gemäß der „direkten Wertschöp- 
firngsstaffel“ benötigt werden, vorliegen, werden auf 
der Basis des vorhandenen Datenmaterials Schätzun- 
gen vorgenommen. Im Rahmen der Erhebung 1988 
erfolgten solche Schätzungen für 26 der zum Kreis der 
„ 100 Größten" gehörenden Unternehmen. Bei der Er- 
hebung 1986 mußte in insgesamt 16 Fällen auf Nähe- 
rungswerte zurückgegriffen werden. Die Zunahme 
der Schätzungen resultiert aus der unter Abschnitt 1.2 
geschilderten Umstellung der Rechnungslegung a\if 
das nach dem neuen Bilanzrichtlinien- Gesetz gefor- 
derte Weltabschlußprinzip. Soweit die Wertschöpfung 
einzelner Unternehmen auf Schätzbasis ermittelt 
wurde, wird dies in Tabelle 1 9 entsprechend markiert. 
Im einzelnen waren folgende Schätzungen notwen- 
dig: 

— Bei insgesamt 19 Unternehmen kamen die imter 
Abschnitt 1.2 erläuterten Schätzvarianten zum 
Tragen. Soweit möglich wurden die drei verschie- 
denen Schätzwerte — auf der Basis der Personal- 
kosten, der Beschäftigtenzahl und des Geschäfts- 
volumenmerkmals (Umsatz bzw. Bilanzsumme) — 
ermittelt. Grundsätzlich wurde bei der Auswahl 
der einzelnen Schätzwerte die auf den Personalko- 
sten basierende Schätzmethode zugrunde gelegt. 
Hiervon wurde abgewichen, wenn sich anhand der 
Erfahrungswerte aus früheren Schätzungen (vgl. 
Tabelle 1) oder anhand zusätzlicher Informatio- 
nen aus den Geschäftsberichten anderslautende 
Trends abzeichneten oder wenn die Höhe der Per- 
sonalkosten des Inlandskonzems nicht ermittelt 
werden konnte. Danach teilen sich die 19 Fälle wie 
folgt auf. Nach der „Personalkostenmethode" wur- 
den 13 Unternehmen geschätzt; Daimler-Benz AG, 
BASF AG, Ruhrkohle AG, Fried. Kmpp GmbH, 
Kaufhof AG, Bertelsmann AG, Ntxdorf Compu- 
ter AG, Continental Gummi- Werke AG, Enka AG, 
Boehringer Sohn, Beiersdorf AG, PWA Papier- 

30) Vgl. Tz. 355 f. 


werke Waldhof -Aschaffenburg AG und VDO 
Adolf Schindling AG. In vier Fällen wmde der 
Durchschnitt aus den drei möglichen Schätzwerten 
herangezogen f es sind dies die Unternehmen Sie- 
mens AG, Hoechst AG, Mannesmann AG und 
Freudenberg & Co. Bei der Metallgesellschaft AG 
wurde der Durchschnitt der am nächsten gelege- 
nen Schätzwerte ausgewählt. Im Fall der Aachener 
und Münchener Beteüigungs-AG wurde die Wert- 
schöpfung/Bes chäftigen-Relation zugmnde ge- 
legt, da keine weiteren Informationen zur Verfü- 
gung standen. 

— Bei einem Unternehmen (Schering AG) konnten 
keine, über den Geschäftsbericht hinausreichen- 
den Daten verfügbar gemacht werden. Die im Ge- 
schäftsbericht enthaltene Beschäftigtenzahl wurde 
aufgnmd ungünstiger Erfahmngswerte nicht be- 
rücksichtigt. Die in Tabelle 19 angegebene Wert- 
schöpfung beruht auf Angaben des Unterneh- 
mens, nach deren Einschätzung die Zahlen des 
inländischen Konzerns um weniger als 10% von 
denjenigen der Aktiengesellschaft ab weichen. 

— Für die deutsche Gmppe eines ausländischen Kon- 
zerns ( Saint- Gobain) konnte wie 1986 die Wert- 
schöpfung der wichtigsten Unternehmen dieser 
Gmppe ermittelt werden, für die Gesamtheit der 
inländischen Konzerngesellschaften jedoch ledig- 
hch der Außenumsatz. Zur Schätzimg der Wert- 
schöpfung wurde dieser Außenumsatz mit dem 
Durchschnitt der Wertschöpfung/Umsatz-Relatio- 
nen der erfaßten Gruppenmitglleder multipli- 
ziert. 

— Zwei Personenhandelsgesellschaften (Diehl und 
Schickedanz) veröffenüichen gemäß § 5 Abs. 2 in 
Verbindimg mit § 9 Abs. 2 PublG lediglich eine 
verkürzte Gewinn- und Verlustrechnung. Für 
diese Unternehmen konnten daher nur die Perso- 
nalaufwendungen des Inlandskonzems ermittelt 
werden. Um eine Schätzung des Wertschöpf imgs- 
betrages zu ermöglichen, wurde angenommen, 
daß allgemein eine einigermaßen stabile bran- 
chenspezifische Relation zwischen Wertschöpfung 
und Personalkosten besteht. Es wurde deshalb zu- 
nächst für alle in die Untersuchung einbezogenen 
Handelsunternehmen (bezüglich Schickedanz) 
bzw. Industrieunternehmen (bezüglich Diehl), für 
die die Wertschöpfung und die Personalkosten er- 
mittelt werden konnten, diese Relation errechnet 
und ein Durchschnitt gebildet. Unter Berücksichti- 
gung von vier Unternehmen sowie der durch- 
schnittlichen Wertschöpfung/Personalkosten-Re- 
lation des Unternehmens selbst für drei zurücklie- 
gende Berichtsperioden ergab sich für den Handel 
ein Durchschnittswert von 1,16. Dagegen errech- 
nete sich für 55 Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes ein Durchschnittswert für die Wert- 
schöpfung/Personalkosten-Relation von 1,13. Das 
Ergebnis der Multiplikation der Personalkosten 
von Schickedanz bzw. Diehl mit der dazugehöri- 
gen Durchschnittsrelation wurde als Schätzwert 
für die Wertschöpfung dieser zwei Unternehmen 
angesetzt. 

— Bei den einbezogenen Bauunternehmen (Hochtief, 
Holzmann, Strabag) besteht die Schwierigkeit, 
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Tabelle 19 


Die nach Wertschöpfung hundert größten Unternehmen 1986 und 1988^) 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fung 3) 
(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen^) 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 

ningen®) 

1 

1988 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 248, 

22 028* 

268 277 

8 900 



(1) 

1986 


250 

21472* 

257 538 




2 

1988 

Siemens AG 

243, 250 

17 341* 

223 000 

8 990 


9 

(2) 

1986 



16 684 

248 900 

5 418 

4 357 


3 

1988 

Volkswagen AG 

244 

13 858 

167 512 

8 527 

3 729 


(3) 

1986 



12 075 

175 384 

6 690 

2 760 


4 

1988 

BASF AG 

200 

9 889* 

88 962 

5 286 



(6) 

1986 



7 976 

88 015 

5 081 

2 529 


5 

1988 

Bayer AG 

200 

9 579 

89 612 

5 684 

3 018 


(5) 

1986 



8 185 

93 653 

4 403 

2 412 


6 

1988 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, 250 

8 728 

114 325 

3 942 

2 344 


(9) 

1986 



7 064 

99 465 

1949 

1 581 


7 

1988 

Hoechst AG 

200 

8 494* 

87 555 

5 220 



(7) 

1986 



7 876 

89 156 

3 988 

2 406 


8 

1988 

Ruhrkohle AG 

101, 110, 200 

7 815* 

100 300 

8 077 



(4) 

1986 



8 253* 

131 600 




9 

1988 

VEBA AG 

101, 200, 205, 

7 705 

75 898 

15 509 

4 504 


(11) 

1986 


40/41 

6 564 

64 373 

12 544 

3 316 


10 

1988 

Thyssen AG 

230-232, 240, 

7 598 

105 621 

5 969 

1 886 

9 

(10) 

1986 


242, 245, 246 

6 814 

105 104 

5 094 

1423 


11 

1988 

Rheinisch-Westfälisches 

101, 116, 205, 

6 659 

70 884 

20 689 

4 977 

6 

(12) 

1986 

Elektrizitätswerk AG’) 

40/41 

6 114 

70 287 

16 922 

3 966 


12 

1988 

Deutsche Bank AG 

601 

6 253 

50 460 

5 515 



(13) 

1986 



5 761 

49 691 

3 477 

— 


13 

1988 

Mannesmann AG 

230--232, 242, 

5 937* 

85 640 




(14) 

1986 


40/41 

4 914* 

74 295 




14 

1988 

Bayerische Motoren Werke AG 

244 

5 139 

57 755 

4 139 

1 811 


(17) 

1986 



3 981 

51583 

3 501 

1297 


15 

1988 

Ford-Werke AG 

244 

4 813 

49 530 

2 155 

1412 

E 

(16) 

1986 



4 347 

46 311 

2 142 

1454 


16 

1988 

Deutsche Lufthansa AG 

51 

4 415 

41 349 

7 312 

1481 


(22) 

1986 



2 968 

36 175 

4 076 

1057 


17 

1988 

Adam Opel AG 

244 

4 368 

52 325 

3 126 

1 929 

E 

(19) 

1986 



3411 

55 438 

3 816 

945 


18 

1988 

IBM Deutschland GmbH 

243 

4 315 

30 712 

3 202 

1 834 

TK 

(15) 

1986 



4 490 

28 546 

2 812 

1 563 


19 

1988 

Dresdner Bank AG 

601 

3 815 

36 895 

2 728 

— 


(20) 

1986 



3 345 

35 800 

2 850 

— 


20 

1988 

Fried. Krupp GmbH 

230-232, 240, 

3 768* 

53 593 

3 330 



(18) 

1986 


242, 246, 40/41 

3 955* 

57 959 




21 

1988 

MANAG 

233, 240, 242, 

3 696 

56 274 

1 801 

766 

6 

(21) 

1986 


244, 40/41 

3 304 

56 138 

1579 

489 


22 

1988 

Allianz AG Holding s) 

61 

3 563 

22 475 

6 391 

— 


(23) 

1986 



2 913 

20 981 

6 028 

— 


23 

1988 

Messerschmitt-Bölkow-Blohm 

248 

3 225 

39 886 

1596 

673 


(24) 

1986 

GmbH 


2 542 

37 642 

1442 

260 


24 

1988 

Commerzbank AG i 

601 

2 802 

26 907 

2 396 



(29) 

1986 



2 273 

25 383 

1910 

— 


25 

1988 

Karstadt AG 

43 

2 677 

61 346 

1 908 

530 


(28) 

1986 



2 358 

66 311 

1 734 

400 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fung 3) 
(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen^) 

(Mio. DM) 

Cash- 

flow^) 

(Mio. DM) 

Erläute- 

nrngen®) 

26 

1988 

Salzgitter AG 

230-232, 240, 

2 538 

36 994 

2 067 

569 

9 

(25) 

1986 


246, 40/41 

2 493 

38 906 

1 876 

576 


27 

1988 

Hoesch AG 

230-232, 237, 

2 315 

33 800 

2 821 

407 


(30) 

1986 


238, 40/41 

2 129 

32 400 

3 033 

497 


28 

1988 

Allgemeine Deutsche Philips 

250 

2 266 

30 400 

1 214 

413 

4, TK 

(26) 

1986 

Industrie GmbH 


2 444 

35 800 

1 275 

522 


29 

1988 

Asea Brown Boveri AG 9) 

250 

2 198 

32 134 

666 

347 

TK 

(31) 

1986 



2 097 

34 728 

618 

286 


30 

1988 

Feldmühle Nobel AG 

200, 230-232, 

2 139 

29 895 

1505 

490 


(8) 

1986 


242, 264 

7 598 

38 639 

1 608 

3 428 


31 

1988 

REWE Handelsgesellschaft 

43 

2 043 

49 647 

574 

284 


(38) 

1986 

Leibbrand oHG 


1558* 

41 692 

293 



32 

1988 

Deutsche Unilever GmbH 

28/29 

1 97210) 

24 053 

967 


GD 

(33) 

1986 



1 963 

25 661 

898 

457 

TK 

33 

1988 

Zahnradfabrik Friedrichshafen 

242, 244 

1 938 

25 683 

1 149 

447 


(37) 

1986 

AG 


1572 

23 450 

1 013 

375 


34 

1988 

Standard Elektrik Lorenz AG 

242, 250 

1 908 

22 459 

650 

224 

TK 

(27) 

1986 



2 366 

32 496 

590 

314 


35 

1988 

Kaufhof AG“) 

43 

1 906* 

41227 




(34) 

1986 



1816 

43 900 

1 209 

262 


36 

1988 

Gustav und Grete Schickedanz 

265, 43 

1 863* 

32 504 

763 


1 

(72) 

1986 

Holding KGi2) 


942 

20 065 

291 

134 


37 

1988 

Bayerische Vereinsbank AG 

601 

1 838 

14 608 

1 666 

— 


(43) 

1986 



1479 

13 365 

1 333 

— 


38 

1988 

Degussa AG 

200, 210, 233, 

1 762 

21 669 

1 029 

431 

9 

(45) 

1986 


238, 40/41 

1458 

17 442 

624 

421 


39 

1988 

Saarbergwerke AG 

110 

1 756 

24 916 

2 549 

176 


(32) 

1986 



2 056 

29 680 

2 145 

-3 


40 

1988 

Vereiiügte Elektrizitätswerke 

101, 103, 105 

1 73213) 

7 948 

8 734 

1 274 


(52) 

1986 

Westfalen AG 


1 363 

7 644 

14 410 

856 


41 

1988 

Bayerische Hypotheken- und 

601 

1 638 

13 435 

1 565 

— 


(46) 

1986 

Wechsel-Bank AG 


1455 

12 301 

1 217 

— 


42 

1988 

Metallgesellschaft AG 

233, 40/41 

1 624* 

20 412 

671 


9 

(39) 

1986 



1507* 

21 598 

611 

346 


43 

1988 

ITT Gesellschaft für Beteiligim- 

242, 244, 40/41 

1 610 

22 151 

553 

482 

TK 

(50) 

1986 

gen mbH 


1372 

21706 

572 

317 


44 

1988 

Carl-Zeiss-Stiftung 

252 

1 569 

24 910 

736 

342 

9 

(42) 

1986 



1 480 

25 196 

650 

270 


45 

1988 

Bertelsmann AG 

76 

1565* 

17 344 



6 

(40) 

1986 



1 506* 

17 324 




46 

1988 

Preussag AG 

110, 116, 200, 

1 551 

21 236 

1 242 

392 


(35) 

1986 


233 

1703 

22 625 

1 090 

448 


47 

1988 

Henkel KGaA 

200 

1514 

16 734 

792 

473 


(51) 

1986 



1365 

16 430 

465 

430 


48 

1988 

Nixdorf Computer AG 

243 

1 507* 

20 312 

1 210 



(58) 

1986 



1 240 

17 152 

899 

604 


49 

1988 

BATIG Gesellschaft für Beteili- 

210, 299, 43 

1506 

21715 

1 031 

511 


(36) 

1986 

gungen mbH 


1575* 

32 152 

1 238 



50 

1988 

Continental Gummi-Werke AG 

213 

1492* 

21 405 

550 



(47) 

1986 



1446* 

21 635 




51 

1988 

FAG Kugelfischer 

242, 244 

1443 

22 482 

738 

210 


(44) 

1986 

Georg Schäfer KGaA 


1 461 

25 728 

439 

252 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fimg3) 
(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen^) 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 

rungen®) 

52 

1988 

Hamburger Gesellschaft für Be- 

101, 103, 105, 51 

1 382 

15 987 

2 744 

715 


(-) 

1986 

teiligungsverwaltung mbH 


— 

— 

— 

— 


53 

1988 

VIAG Aktiengesellschaft 

101, 200, 233 

1 363 

18 187 

1596 

668 


(56) 

1986 



1 302 

18 995 

1 003 

570 


54 

1988 

Bayemwerk AG 

101 

1 362 

9 561 

5 468 

1 336 

9 

(49) 

1986 



1389 

9 473 

15 468 

1 106 


55 

1988 

Ruhrgas AG 

103 

1 344 

6 603 

3 352 

929 


(48) 

1986 



1 395 

5 876 

4 035 

671 


56 

1988 

Deutsche Babcock AG 

240, 241, 242 

1 338 

18 900 

392 

118 

9 

(60) 

1986 



1 172 

18 076 

313 

114 


57 

1988 

Linde AG 

242 

1 314 

15 890 

591 

380 


(61) 

1986 



1 137 

14 679 

500 

240 


58 

1988 

Klöckner- Werke AG 

230-232, 237, 

1 219 

15 630 

2 647 

276 

9 

(57) 

1986 


238, 242 

1 290 

18 289 

2 799 

374 


59 

1988 

Schering AG 

200 

1 209* 

12 574 




(62) 

1986 



1 101 

12 355 

934 

463 


60 

1988 

Hertie Waren- und Kaufhaus 

43 

1 194 

34 535 

794 

171 


(53) 

1986 

GmbH 


1 344 

30 636 

792 

142 


61 

1988 

Westdeutsche Landesbank Gi- 

602 

1 184 

9 250 

1 029 

— 


(67) 

1986 

rozentrale 


1 009 

9 440 

1 034 

— 


62 

1988 

Enka AG 

200 

1 182* 

15 749 

594 


TK 

(59) 

1986 



1 176 

15 950 

459 

265 


63 

1988 

Compagnie de Saint-Gobain 

227, 234 

1 160* 

13 109 

1 166 


GD 

(55) 

1986 

(Deutsche Gruppe) 


1 311* 

18 447 




64 

1988 

Saarstahl Völklingen GmbH 

230-232 

1 123 

16 405 

1 664 

500 


(64) 

1986 



1 045 

19 548 

1 988 

126 


65 

1988 

C.&A. Brenninkmeyer 

43 

1 118 


396 


E 

(66) 

1986 



1 011 


275 



66 

1988 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

43 

1 112 

25 939 

941 

220 


(-) 

1986 



— 

— 

— 

— 


67 

1988 

Hochtief AG 

30 

1 105* 

16 687 

793 

247 


(65) 

1986 



1 039* 

18 034 

866 

313 


68 

1988 

Axel Springer Verlag AG 

76 

1096 

11 594 

363 

236 


(63) 

1986 



1 094 

11 284 

412 

246 


69 

1988 

Bosch-Siemens Hausgeräte 

250 

1 082 

17 233 

415 

250 


(69) 

1986 

GmbH 


968 

15 631 

306 

187 


70 

1988 

Rheinmetall Berlin AG 

242, 244, 252 

1 073 

14 229 

698 

227 


(71) 

1986 



961 

14 309 

386 

177 


71 

1988 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

240, 242, 244, 

1 061 

14 678 

679 

18 


(54) 

1986 


248 

1 317 

22 060 

618 

213 


72 

1988 

Nestle Deutschland AG ^5) 

28/29 

1 002 

14 306 

671 

255 

TK 

(68) 

1986 



1 005 

16 003 

558 

346 


73 

1988 

Wacker- Chemie GmbH 

200 

985 

12 074 

142 1 

319 


(70) 

1986 



964 

11 955 

524 ! 

255 


74 

1988 

Freudenberg & Co. 

210 

958* 

13 055 

544 



(74) 

1986 



846 

14 421 

516 1 

270 1 


75 

1988 

Phüipp Holzmann AG 

30 

935* 

12 340 

350 

120 


(77) 

1986 



821* 

12 600 

323 

100 


76 

1988 

Berliner Kraft- und Licht 

101, 105 

933 

7 487 

4 908 

717 ! 

6, E 

(80) 

1986 

(Bewag) -AG 


779 

6 848 

7 279 

506 


77 

1988 

Volksfürsorge Deutsche 

61 

925 

7 054 

1 772 

— 


(75) 

1986 

Lebensversicherung AG 


840 


1 946 
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noch Tabelle 19 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fung 3) 
(Mio, DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 
anlagen 4) 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 
rungen ö) 

78 

1988 

DG Bank Deutsche Genossen- 

603 

872 

4 456 

999 




(-) 

1986 

schaftsbank 


— 

— 

— 

— 


79 

1988 

C. H. Boehringer Sohn, 

200 

860* 

9 042 

414 



(85) 

1986 

Ingelheim 


705* 

8 972 




80 

1988 

Otto Versand GmbH & Co. 

43 

856 

14 683 

173 

223 

2 

(95) 

1986 



642 

13 485 

153 

210 


81 

1988 

Bank für Gemeinwirtschaft 

601 

814 

8 379 

1 590 

— 


(83) 

1986 

AG 16) 


756 

8 714 

1 601 

— 


82 

1988 

Victoria Lebens-Versicherungs- 

61 

808 

12 490 

1 645 

— 


(-) 

1986 

AG 


— 

— 

— 

— 


83 

1988 

Rughafen Frankfurt Main AG 

51 

778 

9 300 

2 026 

262 

E 

(92) 

1986 



649 

7 935 

1 827 

233 


84 

1988 

Diehl GmbH & Co. 

233, 242, 250, 

774* 

12 503 

301 



(93) 

1986 


254, 256 

649* 

11429 




85 

1988 

Eschweiler Bergwerks-Verein 

110 , 230-232 

764 

11 062 

762 

113 

TK 

(73) 

1986 

AG 


876 

12 848 

773 

50 


86 

1988 

Boehringer Mannheim GmbH 

200 

743 

8 651 

343 

234 

TK 

(88) 

1986 



671 

8 058 

396 

191 


87 

1988 

Michelin Reifenwerke KGaA 

213 

732 

9 892 

421 

175 

E 

(86) 

1986 



702 

9 342 

443 

160 


88 

1988 

Grundig AG 

250, 243 

731 

12 065 

336 

272 

3, TK 

(79) 

1986 



785 

12 803 

250 

195 


89 

1988 

Beiersdorf AG 

200 

720* 

8 718 




(97) 

1986 



633 

8 256 

349 

163 


90 

1988 

PWA Papierwerke Waldhof- 

264 

717* 

8 205 

643 



(-) 

1986 

Aschaffenburg AG 


— 

— 

— 

— 


91 

1988 

E. Merck 

200 

715 

9 489 

672 

215 


(100) 

1986 



623 

8 896 

463 

194 


92 

1988 

Bergmann-Elektricitäts-Werke 

242, 250, 252 

714 

11 855 

1 091 

120 


(84) 

1986 

AG 


710 

12 632 

244 

108 


93 

1988 

Miele & Cie. GmbH & Co. 

250 

707 

10 397 

436 


6 

(-) 

1986 



— 

— 

— 

— 


94 

1988 

Bayerische Landesbank Giro- 

602 

704 

3 284 

1 008 

— 

E 

(-) 

1986 

zentrale 


— 

— 

— 

— 


95 

1988 

SKF GmbH 

242, 244 

698 

10 171 

233 

125 

TK 

(89) 

1986 



666 

10 255 

239 

107 


96 

1988 

Alusuisse Deutschland GmbH 

200, 222, 233 

691 

8 409 

491 

233 

TK 

(-) 

1986 



— 

— 

— 

— 


97 

1988 

Strabag Bau-AG 

30 

677* 

8 898 

203 

88 


(99) 

1986 



623* 

9 389 

240 

-89 


98 

1988 

VDO Adolf Schindling AG 

244 

669* 

11 134 

407 



(-) 

1986 



— 

— 

— 

— 


99 

1988 

Energie-Versorgung Schwaben 

101 

669 

5 001 

2 950 

664 


(87) 

1986 

AG 


674 

4 923 

7 236 

606 


100 

1988 

Aachener und Münchener Be- 

61 

661* 

8 564 


— 


(-) 

1986 

teiligungs-AG 


— 

— 

— 

— 




1988 

CO op AG 

40/41, 43 










(41) 

1986 



1485 

41 140 

122 

145 


— 

1988 

Sachs AG 

242, 244 

— 

— 

— 

— 


(76) 

1986 



831 

16 139 

327 

130 


— 

1988 

Deutsche Shell AG 

116, 205, 40/41 

— 

— 

— 

— 

E 

(78) 

1986 



793 

3 786 

1 006 

573 
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noch Tabelle 19 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fimg 3) 

(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 
anlagen 4) 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 5) 

(Mio. DM) 

Erläute- 

rungen®) 

(81) 

1988 

1986 

Neue Heimat AG 
Gemeinnütziges 
Wohnungsuntemehmen i^) 

794 

770 

3 422 

8 235 

518 


00 1 

1988 

1986 

Porsche AG 

244 

758 

8 458 

611 

268 

7 

(90) 

1988 

1986 

Oetker-Gruppe 

28/29 

661 

8 938 

426 

— 


(91) 

1988 

1986 

Hewlett-Packard GmbH 

250 

660 

4 838 

369 

250 

10, E 

(94) 

1988 

1986 

Hamburgische Electricitäts- 
Werke AG 

101 , 105 

646 

5 570 

6 425 

489 


(96) 

1988 

1986 

ESSO AG 

116, 205, 40/41 

639 

3 231 

656 

454 

TK 

(98) 

1988 

1986 

Reemtsma Cigarettenfabriken 
GmbH 

293, 299 

630 

7 583 

527 

288 



1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich entweder das betreffende 
Unternehmen in dem Jahr nicht unter den „ 100 Größten" , oder es handelt sich um ein Kreditinstitut bzw. eine Versichenmg, für 
die Cash-flow- Angaben nicht gemacht werden. Bleibt ein Feld vollkommen frei, konnte die betreffende Größe nicht ermittelt 
werden. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe mehrerer Nummern bedeutet Kursivdruck 
den Tätigkeitsschwerpunkt. Falls dieser nicht festgelegt werden kann, imterbleibt eine besondere Markienmg. 

2) Wenn nicht anders vermerkt, Wertschöpfung der konsolidierten Konzemgesellschaften. Sofern eine Zahlenangabe mit einem * 
versehen ist, bedeutet dies, daß die Wertschöpfimg des Unternehmens in dem betreffenden Jahr geschätzt werden mußte. (Zu 
den einzelnen Schätzmethoden vgl. Tz. 355 f. \md 420). 

4) Einschließlich immaterielle Vermögensgegenstände. 

5) Keine Cash-flow-Angabe für Kreditinstitute imd Versichenmgen. Vgl. Fn. 1 zu dieser Tabelle. 

6) Falls das Geschäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, wird der Bilanzierungsmonat durch eine entsprechende Zahl 
angezeigt. Die Daten des 1988 abgeschlossenen Geschäftsjahres werden zugrunde gelegt, wenn der Bilanzstichtag in die Zeit 
vom 30. Juni bis zum 31. Dezember fällt, sonst die des 1989 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 

Bedeutimg der sonst verwendeten Abkürzungen: 

E = Einzelabschluß 

GD = Daten der deutschen Gruppe 

TK = Daten des konsolidierten inländischen Teilkonzems. 

Die Konsolidierung der zum 29. Juni 1988 erworbenen Deutsche Texaco AG (inzwischen RWE-DEA AG) im Konzemabschluß 
(30. Juni 1988) erstreckt sich nur auf die Bilanzwerte, nicht jedoch auf die Gewinn- imd Verlustrechnimg. Dadurch wirkt sich der 
Vorgang nur auf den Cash-flow aus. Der Teükonzeraabschluß der Deutsche Texaco AG (31. Dezember 1988) wurde gesondert 
erfaßt; das Unternehmen zählt danach nicht zum Kreis der nach Wertschöpfimg himdert größten Unternehmen 1988. 

8) 1986 und 1988 einschließlich Alhanz Lebensversicherungs-AG; 1988 außerdem einschließlich Münchener Lebensversiche- 
nmg AG. Künftig werden beide Gesellschaften im Zuge der Anwendung der neuen Rechnungslegungsvorschriften in den 
Konzemabschluß der Allianz AG Holding einbezogen. 

9) 1986 Brown, Boveri & Cie AG. Die Asea Brown Boveri AG entstand 1988 durch die Zusammenlegung der industriellen Akti- 
vitäten der früheren BBC mit der ASEA AB (Schweden). 

10) Die Angabe beruht mangels Daten nicht auf Berechnungen der Monopolkommission, sondern auf Untemehmensangaben im 
Geschäftsbericht. Ein Vergleich entsprechender Angaben früherer Jahre nüt den Berechnungen der Monopolkommission ergab 
eine weitreichende Übereinstimmung der Ergebnisse. 

11) Die Kaufhof AG wurde 1988 mehrheitüch von der Metro Vermögensverwaltung mbH & Co KG erworben; diese Gesellschaft 
erstellt keinen Konzemabschluß, so daß weiterhin der konsolidierte Jahresabschluß der Kaufhof AG zugnmde gelegt werden 
muß. 

12) 1986 wurde der Einzelabschluß der Gustav Schickedanz KG -Großversandhaus Quelle — zugrunde gelegt. 1988 beziehen sich 
die Angaben auf den inländischen Konzemabschluß der übergeordneten Gustav und Grete Schickedanz Holding und sind 
daher mit den Daten des Jahres 1986 nicht unmittelbar vergleichbar. 

13) Enthält die Wertschöpfung einer ausländischen Tochtergesellschaft von untergeordneter Bedeutung. 

14) Holdinggesellschaft u. a. der 1987 übernommenen Hamburgische Electricitäts-Werke AG. 

15) 1986 Nestle-Gruppe Deutschland GmbH. 

16) Aufgrund vertraglich vereinbarter Stimmrechtsbeschränkungen wird die Bank für Gemeinwirtschaft AG trotz der im Besitz der 
Aachener und Münchener Beteiligungs-AG befindlichen Kapitalmehrheit nicht in deren Konzemabschluß einbezogen. 

17) 1986 Neue Heimat Gemeinnützige Wohnungs- und SiedüngsgeseUschaft mbH. 

Quelle; Eigene Erhebungen 
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daß, obwohl die Jahresabschlüsse für den Konzern 
Inland erstellt werden, darin zum einen nicht alle 
relevanten Aktivitäten des Unternehmens wider- 
gespiegelt werden und zum anderen diejenigen, 
die erfaßt sind, auch ausländische Aktivitäten re- 
präsentieren. Der erste Umstand ist auf den großen 
Teil der von den Unternehmen mit anderen Unter- 
nehmen in Arbeitsgemeinschaften durchgeführten 
Projekte zurückzuführen. Für diese Arbeitsge- 
meinschaften werden eigene Gesellschaften des 
bürgerlichen Rechts gebüdet, von denen lediglich 
die Erträge, wie aus Beteiligimgen, in der Gewinn- 
und Verlustrechnung der sie tragenden Unterneh- 
men aufgeführt werden, so daß die Wertschöpfung 
der Arbeitsgemeinschaften nicht zu ermitteln ist. 
Der andere Umstand wird durch die Auslandstä- 
tigkeit der Bauimtemehmen verursacht. Sofern die 
entsprechenden Projekte nicht über Arbeitsge- 
meinschaften bzw. im Ausland ansässige Tochter- 
gesellschaften abgewickelt werden, erscheinen 
die entsprechenden Positionen in der Gewinn- und 
Verlustrechnung des Inlandskonzems. Sie dürfen 
jedoch zu einer Berechnimg der Wertschöpfung 
des inländischen Konzerns nicht berücksichtigt 
werden. Eine genaue Erhebung der Wertschöp- 
fung des inländischen Konzerns eines solchen 
Bauuntemehmens ist deshalb nicht möglich. Zur 
Schätzung der Wertschöpfung wurde auf die je- 
weils im Geschäftsbericht angegebene inländische 
Bauleistimg zurückgegriffen und diese mit einer 
geschätzten Wertschöpfimg/Bauleistimg-Relation 
von 0,35 multipliziert. Dieser Wert ist der Durch- 
schnitt der Wertschöpfung/Bauleistung-Relatio- 
nen entsprechend der Gewinn- und Verlustrech- 
mmg aller fünf ursprünglich in Betracht gezoge- 
nen Bauimtemehmen. Die durchschnittliche pro- 
zentuale Abweichung der individuellen Relatio- 
nen vom Mittelwert beträgt 4,4% (1986: 11,2%). 
Ein Durchschnitt anstelle individueller Relationen 
wurde vorgezogen wegen der von Jahr zu Jahr zu 
beobachtenden starken Schwankungen in den in- 
dividuellen Relationen, die vermutlich auf die He- 
terogenität der zur Abrechnung kommenden Pro- 
jekte zurückzuführen sind. 

421 . Die entsprechend der in den vorangegangenen 
Textziffem dargelegten Vorgehensweise ermittelten 
„100 Größten" für 1986 und 1988 sind in Tabelle 19, 
nach Höhe der Wertschöpfung 1988 geordnet, zusam- 
mengestellt. 

Im folgenden werden die Entwicklungen und Ände- 
rimgen für den Berichtszeitraum 1986 bis 1988 erläu- 
tert. Dort wo längerfristige Betrachtungen von Inter- 
esse sind, werden für die „100 Größten" auch die Ent- 
wicklungen seit 1978, dem Jahr, für welches die erste 
Zusammenstellung der „100 Größten" nach Wert- 
schöpfung existiert, dargestellt. Deirüber hinaus wird 
die Entwicklung der zehn größten Unternehmen nach 
Wertschöpfung, die seit 1970 vorhegt, auf gezeigt. 

4.2 Im Beobachtungszeitraum eingetretene 
Veränderungen 

422. In der Zusammensetzung des Kreises der „100 
Größten“ haben sich von 1986 bis 1988 folgende Än- 
demngen ergeben. 


Ausgeschieden sind (Rang 1986 in Klammem): 


1. coopAG (41) 

2. Sachs AG (76) 

3. Deutsche SheU AG (78) 

4. Neue Heimat AG Gemeinnütziges 

Wohnungsuntemehmen (81) 

5. Porsche AG (82) 

6. Oetker-Gruppe (90) 

7. Hewlett-Packard GmbH (91) 

8. Hamburgische Electridtäts- Werke AG 

(HEW) (94) 

9. ESSO AG (96) 

10. Reemtsma Cigarettenfabriken GmbH (98). 

In den Kreis der „100 Größten" sind 1988 neu einge- 
treten (Rang in Klammem): 

1. Hamburger Gesellschaft für Beteiligungs- 
verwaltung mbH (HGV) (52) 

2. Asko Deutsche Kaufhaus AG (66) 

3. DG Bank Deutsche Genossenschaftsbank (78) 

4. Victoria Lebens- Versicherungs- AG (82) 

5. PWA Papierwerke 

Waldhof- Aschaffenburg AG (90) 

6. Miele & Cie. GmbH & Co. (93) 

7. Bayerische Landesbank Girozentrale (94) 

8. Alusuisse Deutschland GmbH (96) 

9. VDO Adolf Schindling AG (98) 

10. Aachener und Münchener 

Beteiligungs- AG (100). 


423. Die Sachs AG ist aufgmnd der Ende 1987 er- 
folgten mehrheitlichen Übernahme durch die Man- 
nesmann AG aus dem Kreis der „100 Größten" 1988 
ausgeschieden. Das Ausscheiden der HEW steht in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Aufnahme 
der HGV in den Untersuchungskreis. Durch die erst- 
malige Konsohdierung der nach wie vor in Mehrheits- 
besitz befindhchen HEW im Konzemabschluß der 
HGV rückt die Holdinggesellschaft 1988 in den Kreis 
der „100 Größten" vor^i). Die Reemtsma Cigaretten- 
fabriken GmbH ist infolge des Verkaufs der Hennin- 
ger-Gmppe, der Hannen Brauerei GmbH und der Tu- 
borg-Vertriebsgesellschaft aus dem betrachteten 
Kreis ausgeschieden. Eine weitere Veränderung in 
der Zusammensetzung der „100 Größten", die durch 
Konsolidienmgskreisänderungen verursacht worden 
ist, betrifft schließlich die Aufnahme der Asko Deut- 
sche Kaufhaus AG. Die Wertschöpfungssteigemng re- 
sultiert insbesondere aus der Konsolidierung der 
mehrheitlich erworbenen Schaper-Gruppe. 

424. Die Neue Heimat AG hat im Rahmen der Ende 
1986 eingeleiteten Maßnahmen zur Umstrukturie- 
rung des Konzerns im Berichtszeitraum verschiedene 
Regionalgesellschaften auf öffentliche Träger über- 


I 31) Vgl dazu auch Tz, 368. 
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tragen und zahlreiche Wohnungsverkäufe getätigt. 
Hierdurch ist die Wertschöpfung des Unternehmens 
gegenüber 1986 um über die Hälfte gesimken. Der 
Jahresabschluß 1988 der co op AG ist geprägt von den 
notwendig gewordenen Bereinigimgs- und Sanie- 
rungsmaßnahmen in zahlreichen Abschlüssen und 
der Verlustüb emahme insbesondere von der co op 
Handels AG und der co op SB-Warenhaus und Fach- 
markt AG. Die dramatische Verschlechterung des 
Jahresergebnisses ist insbesondere durch die Neuein- 
schätzung von Altrisiken, die Rückabwicklimg von 
früher vereinnahmten Erträgen bzw. Risikovorsorge 
dafür und durch neue Risiken verursacht worden. 
Hintergnmd dieser Entwicklung ist die aus der un- 
übersichthchen Beteüigungsstruktur resultierende 
überhöhte Verschuldung. Da die co op AG praktisch 
sich selbst gehörte, wurde eine außenstehende Kon- 
trolle verhindert. Nur aufgrund einer Übereinkunft 
der Gläubigerbanken konnte ein gerichtiiches Ver- 
gleichsverfahren verhindert werden. Die für 1986 ge- 
machten Angaben für die co op AG sind durch die 
geschilderten Vorgänge praktisch ohne Aussagewert. 
Die Abschlußprüfer des Unternehmens haben die Be- 
stätigimgsvermerke zu den Jahresabschlüssen für die 
Jahre 1986 und 1987 widerrufen. 

425 - Die übrigen Änderungen erfolgten aufgrund 
der Geschäftsentwicklung der betreffenden Unter- 
nehmen. Bei den ausscheidenden Unternehmen sind 
zwei Gesellschaften der Mineralölindustrie vertreten 
(ESSO AG, Deutsche Shell AG); neben branchenbe- 
zogenen Faktoren kamen hier auch durch steuer- 
rechtliche Abschreibungen verursachte Minderungen 
des Steueraufwands zum Tragen. Bei den Unterneh- 
men Porsche AG und Hewlett-Packard GmbH wirkte 
sich vor allem der Kursverfall des US-Dollars gegen- 
über der DM wertschöpfirngsmindemd aus. Bezüglich 
der neu aufgenommenen Unternehmen sind insbe- 
sondere das hohe Wert schöpf ungs Wachstum zweier 
Banken (DG Bank, Bayerische Landesbank) sowie der 
Victoria Lebens- Versicherungs- AG hervorzuheben. 
Die übrigen Unternehmen sind aufgrund überdurch- 
schnittlicher, jedoch nicht außergewöhnhcher Zu- 
wachsraten ihrer Wertschöpfimg in den Kreis der „ 100 
Größten" eingetreten. Bei der neu eingetretenen 
Aachener und Münchener Beteüigimgs-AG ist anzu- 
merken, daß hier aufgrund der unzureichenden Da- 
tenlage für 1986 keine hinreichend verläßhche Wert- 
schöpfungsberechnung bzw. -Schätzung durchge- 
führt werden konnte. Der Größenordnimg nach dürfte 
die Wertschöpfung für 1986 aber im Bereich um 
600 Mio. DM gelegen haben. 

426 . Neben den Zu- und Abgängen Sachs, HEW, 
HGV, Reemtsma und Asko sind eine Anzahl von Ver- 
änderungen innerhalb der Rangfolge durch überwie- 
gend externes Wachstum bzw. durch Ausgliederun- 
gen von Konzerngesellschaften der betreffenden Un- 
ternehmen zustande gekommen. Bezüghch der in den 
folgenden Ausführungen angegebenen Rangverän- 
derungen ist es nicht auszuschüeßen, daß diese im 
Einzelfall aufgrund der in Tabelle 1 9 vorgenommenen 
Schätzungen mitbeeinflußt wurden ^2). Die über- 
durchschnittiiche Wertschöpfungssteigerung bei der 
Robert Bosch GmbH (plus 3 Ränge) wurde maßgeb- 
lich mitgetragen von der erstmahgen VoUkonsohdie- 

32) Vgl. dazu Tz. 351-360 und 420. 


rung der ANT Nachrichtentechnik GmbH imd der 
Teilkonsolidienmg (50%) der Bosch- Siemens Haus- 
geräte-Gruppe. Bei der Mannesmann AG wirkte sich 
die Konsolidierung der Sachs AG positiv auf die Wert- 
schöpfung aus (plus 1 Rang). Die Rangverbesserung 
der Degussa AG um sieben Positionen ist zu einem 
wesentiichen Teil auf die Einbeziehung der Ley- 
bold AG und deren Tochtergesellschciften zurückzu- 
führen. Die außerordentliche Positionsverbesserung 
der Gustav und Grete Schickedanz Holding KG ent- 
stand hauptsächüch im Zusammenhang mit der erst- 
mahgen Berücksichtigung des Konzemab Schlusses 
anstatt des Einzelabschlusses der maßgebhchen 
Tochtergesellschaft Gustav Schickedanz KG — Groß- 
versandhaus Quelle — . 

Die überdurchschnittiiche Wertschöpf imgsminde- 
rung bei der Standard Elektrik Lorenz AG, die eine 
Rangverschlechtenmg um sieben Plätze bewirkte, re- 
sultiert zu einem Großteil aus der Ausghederung des 
Bereichs Unterhaltungselektronik. Bei der Allge- 
meine Deutsche Phüips Industrie GmbH sank die 
Wertschöpfung gegenüber 1986 infolge des Verkaufs 
der Bauknecht Hausgeräte GmbH imd des Untemeh- 
mensbereichs Haustechnik der Phüips GmbH (minus 
2 Ränge). Der starke Rückgang bei der Feldmühle 
Nobel AG (minus 22 Ränge) ist in erster Linie darauf 
zurückzuführen, daß es im Jahr 1986 im Zuge der 
Neuordnimg des Konzerns zu außergewöhnhch ho- 
hen Steueraufwendungen und Jahresüberschüssen 
kam, die 1988 wegfielen. Zusätzhch wirkte sich die 
bei der Konzemtochter Dynamit Nobel AG vorgenom- 
mene Ausghederung der Chemiesparte imd von Tei- 
len der Kunststoffsparte auf die Wertschöpfimg aus. 

427 . Neben diesen struktureUen Entwicklungen 
können auch branchenspezifische Nachfrageentwick- 
lungen Positionsänderungen einzelner Unternehmen 
in der Rangfolge der „100 Größten" nach sich ziehen. 
Anhand der Angaben in Tabelle 20 soU untersucht 
werden, ob ein derartiger branchenspezifischer Ein- 
fluß feststeUbar ist. 

Die TabeUe enthält, nach Schwerpunkt der wirtschaft- 
hchen Aktivität aufgeghedert, die Anzahl der Rang- 
veränderungen von Unternehmen sowie die durch- 
schnitthche Zahl der Stehen, um die sich die Unter- 
nehmen mit einem Schwerpunkt in dem betreffenden 
Wirtschaftszweig nach oben oder unten in den Rän- 
gen verändert haben. Gleichzeitig wird in der letzten 
Spalte die reale Wachstumsrate des Wirtschaftszwei- 
ges von 1986 auf 1988 angegeben. 

In dieser Aufghederung sind ahe Unternehmen — ein- 
schheßhch der 1988 neu auf genommenen bzw. ausge- 
schiedenen — berücksichtigt worden. Ausgenommen 
sind nur diejenigen, von denen von vornherein be- 
kannt ist, daß ihre Rangveränderungen in erster Linie 
auf andere Faktoren als die reale Wachstumsrate des 
Wirtschaftszweigs zurückzuführen sind. Zu diesen ge- 
hören die oben genannten Unternehmen, deren Kon- 
sohdierungskreis sich stark geändert hat, oder die an- 
deren gewichtigen externen Einflüssen ausgesetzt 
waren, sowie die Unternehmen VEBA, Salzgitter, 
VIAG, MetaUgeseUschaft, Saint-Gobain, ITT, Berg- 
mann-Elektrizitäts- Werke, BATIG und Diehl, für die 
es besonders problematisch ist, einen Tätigkeits- 
schwerpunkt festzulegen. Insgesamt wurden 87 Un- 
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Tabelle 20 


Posittonsveränderungen zwischen 1986 und 1988 in der Rangfolge der „100 Größten" nach Schwerpunkten 
der wirtschaftlichen Aktivität der Unternehmen zusammen mit Wachstumsraten in den entsprechenden 

Wirtschaftszweigen 




Zahl der Unternehmen 

Durchschnittliche 
Positions- 
veränderung 
in der Rangfolge 
nach oben (+) 
nach unten(-) 

Reale 

Wachstumsrate 

des 

Wirtschafts- 
zweiges 1) 

(%) 


Wirtschaftszweig 

ohne 
Positions- 
verände- 
rung in 
der Rang- 
folge 

mit Positions- 
veränderung in 
der Rangfolge 

SYPRO- 

Nummer 

Bezeichnung 

nach 

oben 

nach 

unten 

101/103 

Elektrizitäts- und Gasversorgung .... 

0 

3 

3 

- 1.2 

+ 6,1 

11 

Bergbau 

0 

0 

3 

- 7,7 

-10,2 

200 

Chemische Industrie 

2 

8 

1 

-h 3,1 

-H 7,7 

205 

Mineralölverarbeitung 

0 

0 

2 

-14,0 

+ 3,8 

210 

Herstellung von Kunststoffwaren .... 

1 

0 

0 

0 

+ 12,7 

213 

Herstellung von Gummiwaren 

0 

0 

2 

- 2,0 

+ 7,5 

230-232 

Eisenschaffende Industrie 

2 

1 

2 

0 

+ 1,5 

233 

NE-Metallerzeugung, 

NE-Metallhalbzeugwerke 

0 

1 

1 

- 3,0 

+ 7,7 

242 

Maschinenbau 

0 

2 

2 

- 4,0 

+ 0,9 

243 

Herstellung von Büromaschinen, Da- 
tenverarbeitungsgeräten und -ein- 
richtungen 

0 

1 

1 

+ 3,5 

-H 9,8 

244 

Herstellung von Kraftwagen 
und deren Teilen 

3 

5 

3 

- 1,7 

+ 2,8 

248 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

0 

1 

0 

+ 1,0 

+ 16,3 

250 

Elektrotechnik 

2 

2 

2 

- 1,5 

+ 6,0 

252 

Feinmechanik, Optik 

0 

0 

1 

- 2,0 

+ 8,8 

264 

Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- 
und Pappeerzeugung 

0 

1 

0 

+ 10,0 

+ 13,6 

28/29 

Emährungsgewerbe 

0 

1 

2 

- 4,7 

+ 3,8 

30 

Bauhauptgewerbe 

0 

2 

1 

+ 0,7 

+ 4,4 

43 

Einzelhandel 

0 

4 

2 

+ 3,0 

+ 7,0 

51 

Verkehr, Nachrichtenübermittlung . . 

0 

2 

0 

+ 7,5 

^ 2 ) 

601 

Kreditbanken 

0 

6 

0 

+ 3,3 

+ 10,9 

602/603 

Institute des Sparkassenwesens (Giro- 
zentralen, Landesbanken) und Ge- 
nossenschaftliche Kreditinstitute . . 

0 

3 

0 

+ 12,0 

‘ 2 ) 

61 

Versicherungsgewerbe 

0 

3 

1 

-H 4,8 

+ 19,6 

76 

Verlagsgewerbe 

0 

1 

1 

0 

^ 2 ) 


1) Ermittelt wie folgt: 

— Produzierendes Gewerbe (Wirtschaftszweig 101 bis 30): aus entsprechender Statistik über Indizes der Produktion 

— Einzelhandel: um Einzelhandelspreissteigeumgen bereinigte Umsatzwachstumsrate aller rechtlich selbständigen Einzel- 
händler 

— Kreditinstitute: Wachstumsrate der Bilanzsumme aller Kreditinstitute, die — unter der Annahme, daß Kredite in erster Linie 
für Investitionen verwendet werden — um die Steigerung des implizierten Preisdeflators für Investitionen bereinigt 
wurde 

— Versicherungsgewerbe: Wachstumsrate der gesamten Versicherungsbeiträge, bereinigt um Steigerungen des Preisindexes 
für die Lebenshaltung und des impliziten Preisdeflators für Investitionen entsprechend den tmgefähren Anteilen der Lebens- 
tmd Krankenversicherungen und der Sachversicherungen. 

2) • = Konnte nicht ermittelt werden. 

Quelle: Tabelle 19; Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch 1989 für die Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 
1989; dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 2.1: Indizes der Produktion ..., November 1989; eigene Er- 
hebungen 
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temehmen aus den verschiedenen Branchen berück- 
sichtigt. Für ein 1988 neu auf genommenes Unterneh- 
men wird zwecks Bestimmxmg der Anzahl der Stellen, 
um die es sich zwischen 1986 und 1988 verändert hat, 
angenommen, daß es sich 1986 auf Rang 101 befand, 
und umgekehrt für ein ausgeschiedenes Unterneh- 
men, daß es 1988 diesen Rang innehatte. Da die wirk- 
hchen Rangziffem in der Regel höher sind, führen 
diese Aimahmen zu einer Unterschätzung der durch- 
schnittlichen Rangverändenmgen in den betroffenen 
Wirtschaftszweigen. 

428. Bei der Auswertung von Tabelle 20 muß beach- 
tet werden, daß nur dann eine Aussage sinnvoll ist, 
wenn mehrere Unternehmen dem Wirtschaftszweig 
zugeordnet sind, da bei einem einzelnen Unterneh- 
men die Wahrscheinlichkeit besonders groß ist, daß 
eine Rangveränderung, die vom Wachstum des Wirt- 
schaftszweigs beeinflußt zu sein scheint, in Wirkhch- 
keit jedoch von anderen Faktoren bestimmt worden 
ist. Es werden deshalb nur Wirtschaftszweige mit min- 
destens fünf Unternehmen betrachtet. 

429. Zwischen 1986 imd 1988 ist das reale Bruttoin- 
landsprodukt um 5,6% gewachsen. Es wird nun ver- 
mutet, daß Unternehmen aus Wirtschaftszweigen mit 
einer über 5,6 % liegenden realen Wachstumsrate im 
Durchschnitt positive Rangveränderungen und Unter- 
nehmen aus Wirtschaftszweigen mit einer danmter 
liegenden Wachstumsrate im Durchschnitt negative 
Rangverändenmgen aufweisen. 

Für Wirtschaftszweige mit einer überduchschnittli- 
chen realen Wachstumsrate der wirtschaftlichen Akti- 
vität, die gleichzeitig das Kriterium der Mindestzahl 
von fünf Unternehmen erfüllen, ergibt sich bezüglich 
der durchschnittlichen Positionsveränderungen fol- 


gendes Bild: 

“ Elektrizitäts- und Gasversorgung —1,2 

— Chemische Industrie +3,1 

— Eisenschaffende Industrie 0 

— Elektrotechnik —1,5 

“ Einzelhandel +3,0 

— Kreditbanken +3,3. 

Eine unterdurchschnittliche reale Wachstumsrate ver- 
zeichnete lediglich ein Wirtschaftszweig: 

— Herstellung von Kraftwagen und deren 

Teilen -1,7. 


Die Ergebnisse mit Ausnahme derjenigen für die 
Elektrizitäts- und Gasversorgung und die Elektro- 
technik stützen somit die Vermutung. Nachrangig sei 
auf die beiden Wirtschaftszweige hingewiesen, die 
eine Besetzxmgszahl von vier Unternehmen aufwei- 
sen. Sowohl das Ergebnis des Maschinenbaus, als 
auch das des Versicherungsgewerbes stützen zusätz- 
lich die oben geäußerte Vermutung. Bezüglich des 
Ergebnisses der Elektrizitäts- und Gasversorgung ist 
festzustellen, daß sich die 0,7 %ige Wertschöpfungs- 
minderung bei der Energieversorgung Schwaben AG, 
die eine Rangverschlechterung um zwölf Positionen 
bewirkte, relativ stark auf das Gesamtbild der größten 
Unternehmen dieser Branche auswirkte. Generell ist 
zu berücksichtigen, daß Positionsveränderungen der 


Unternehmen nicht nur aus Verändenmgen der 
realen wirtschaftlichen Tätigkeit, sondern auch aus 
Preisveränderungen resultieren. Die Ergebnisse sind 
jedoch nüt Vorsicht zu interpretieren, da neben der 
schon erwähnten Unterschätzung der durchschnittli- 
chen Rangveränderungen von neu eingetretenen und 
ausscheidenden Unternehmen die Rangverändenm- 
gen der Unternehmen auch davon abhängen, ob Un- 
ternehmen am oberen Ende der Rangliste, im Mittel- 
feld oder am Ende der Rangliste stehen. Zu beachten 
ist ferner, daß die in Tabelle 1 9 enthaltenen Schätzun- 
gen im Einzelfall zu leichten Rangverfälschungen füh- 
ren können 33). 


4.3 Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung 
der „100 Größten" 

4.3.1 Wertschöpfung 


430. Die jeweils hundert größten Unternehmen er- 
wirtschafteten zusammen eine Wertschöpfung in 
Höhe von: 


1978 

170 915 Mio. DM, 

1980 

196 547 Mio. DM, 

1982 

208 607 Mio. DM, 

1984 

226 040 Mio. DM, 

1986 

253 636 Mio. DM, 

1988 

272 506 Mio. DM. 

Im Vergleich dazu betrug die Nettowertschöpfung 
aller Unternehmen in der Bundesrepublik: 34) 

1978 

887 870 Mio. DM, 

1980 

1 009 020 Mio. DM, 

1982 

1 091 890 Mio. DM, 

1984 

1 209 750 Mio. DM, 

1986 

1 339 560 Mio. DM, 

1988 

1 467 450 Mio. DM. 

431. Danach betrug die Wachstumsrate der jeweils 
hundert größten Unternehmen bzw. edler Unterneh- 
men in der Bundesrepublik (Wert in Klammem): 

1978/80 

15,0% (13,6%), 

1980/82 

6,1% ( 8,2%), 

1982/84 

8,4% (10,8%), 

1984/86 

12,2% (10,7%), 

1986/88 

7,4% ( 9,5%). 

Gemessen an allen Unternehmen erzielten die jeweüs 
hundert größten Unternehmen folgenden Wertschöp- 

fungsanteil: 


1978 

19,3%, 

1980 

19,5%, 

1982 

19,1%, 

1984 

18,7%, 

1986 

18,9%, 

1988 

18,6%. 


Nach dem leichten Anstieg zwischen 1984 imd 1986 
ist demnach der Anteil der „100 Größten" im Berichts- 
zeitraum geringfügig um 0,3 Prozentpimkte gefal- 
len. 


33) Vgl. dazu Tz. 351—360 und 420. 

34) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 18: Volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1.3: Konten und Stan- 
dardtabellen 1988, S. 218, Tabelle 3.2. 
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432. Der unmittelbare Vergleich der „100 Größten'' 
von 1978, 1980, 1982, 1984, 1986 und 1988 steUt auf 
diejenigen Unternehmen ab, die jeweils in den beiden 
betreffenden Jahren zu diesem Kreis gehörten. Er ist 
somit kein Vergleich von Mengen, die zu verschiede- 
nen Zeitpunkten immer dieselben Unternehmen ent- 
halten. Die ausgewiesenen Wachstumsraten und An- 
teile an den entsprechenden gesamtwirtschafthchen 
Größen drücken deshalb auch den Effekt des Aus- 
scheidens und des Zutritts von Unternehmen aus. Bei 
einem Vergleich von Aggregaten, gebildet aus Unter- 
nehmen, die gleichzeitig in den beiden Vergleichsj äh- 
ren dem Kreis der „100 Größten" angehörten, ergibt 
sich bezügüch des Berichtszeitraums 1986 bis 1988 
folgendes Büd. Die Wachstumsrate der sowohl 1986 
als auch 1988 zum Kreis der „100 Größten" gehören- 
den 90 Unternehmen behef sich für diesen Zeitraum 
auf 7,5%; der Anteil an der Wertschöpfung aller Un- 
ternehmen betrug: 

1986 18,3%, 

1988 18,0%. 

Die Veränderung in diesem Anteil ist deshalb gleich 
wie in dem Anteil für alle Unternehmen der „100 
Größten", weil sich das Wertschöpfungsvolumen der 
1988 ausgeschiedenen Unternehmen nur geringfügig 
von dem der neu eingetretenen Unternehmen unter- 
scheidet. 

433. Ein differenziertes Büd über die Entwicklung 
der nach Wertschöpfung hundert größten Unterneh- 
men ergibt sich, wenn man die Anteile aller Zehner- 
Ranggruppen (d. h. der Unternehmen auf den Rängen 
1 bis 10, 11 bis 20, 21 bis 30 usw.) an der Wertschöp- 
fung aller Unternehmen betrachtet; in Tabelle 21 sind 
die Ergebnisse für alle sechs Berichtsperioden aufge- 
führt. 


Tabelle 21 


Zehner-Ranggruppen der jeweils „100 Größten" 
nach Anteil an der Wertschöpfung 
aller Unternehmen und nach Jahren 


Rang 

Anteü (%) 

1978 

1980 

1982 

1984 

1986 

1988 

1 bis 

10 

7,03 

7,45 

7,29 

7,27 

7,76 

7,70 

11 bis 

20 

3,82 

3,46 

3,55 

3,27 

3,50 

3,37 

21 bis 

30 

2,06 

2,01 

2,10 

2,01 

1,93 

1,87 

31 bis 

40 

1.47 

1,56 

1,51 

1,39 

1,30 

1,28 

41 bis 

50 

1.12 

1.11 

1,09 

1,11 

1,08 

1,06 

51 bis 

60 

0,95 

1,06 

0,95 

0,99 

0,96 

0,90 

61 bis 

70 

0,88 

0,84 

0,78 

0,84 

0,77 

0,77 

71 bis 

80 

0,76 

0,74 

0,68 

0,71 

0,63 

0,64 

81 bis 

90 

0,65 

0,66 

0,61 

0,57 

0,53 

0,52 

91 bis 100 

0,53 

0,58 

0,54 

0,52 

0,48 

0,47 

1 bis 100 

19,3 

19,5 

19,1 

18,7 

18,9 

18,6 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Kennzeichnend für alle dargestellten Perioden ist das 
Gefälle zwischen den Ranggruppen. Die ersten zehn 
Unternehmen weisen einen größeren Anteü als die 
nächsten 30 und die ersten 20 einen größeren als die 
restiichen 80 Unternehmen auf. Während der Anteü 
der ersten beiden Zehner- Ranggruppen in der ver- 
gangenen Berichtsperiode stark angestiegen ist, kam 
es dagegen zwischen 1986 und 1988 zu einem Rück- 
gang. Beide Gruppen bleiben jedoch auf einem ver- 
gleichsweise hohen Niveau. Bei dieser Betrachtung ist 
zu berücksichtigen, daß der Anteü der jeweüs „100 
Größten" an der Gesamtwertschöpfung aller Unter- 
nehmen zwischen 1986 und 1988 zurückgegangen ist. 
Rechnet man diesen Effekt heraus, so ergibt sich für 
die erste Zehner- Ranggruppe sogar ein leichter An- 
stieg gegenüber 1986; der Anteü der ersten Zehn an 
den jeweüs „100 Größten" stieg von 41,1% im Jahr 
1986 auf 41,5 % im Jahr 1988 an. Dagegen konnte die 
zweite Zehner-Ranggruppe den starken Anstieg zwi- 
schen 1984 und 1986 im Berichtszeitraum nicht wie- 
derholen. Ihr Anteü an den „100 Größten" ist von 
18,5% auf 18,2% leicht gesunken. Das Gefälle zwi- 
schen den beiden ersten Gruppen ist demnach insge- 
samt erneut größer geworden. Das nach wie vor hohe 
Niveau des Anteüs der ersten Zehner-Ranggruppe ist 
maßgebhch auf das überdurchschnitthche Wachstum 
der Unternehmen BASF und Robert Bosch, aber auch 
Volkswagen, Bayer und VEBA zurückzuführen. Da- 
gegen resultiert der Anteüsrückgang der zweiten 
Zehner-Ranggruppe aus den Wertschöpfungsverlu- 
sten bei IBM und Fried. Krupp, die offenbar das gute 
Abschneiden von BMW, Lufthansa und Opel über- 
kompensiert haben . 

434. Während die Ranghste der „100 Größten" nur 
für die Jahre 1978, 1980, 1982, 1984, 1986 und 1988 
vorhegt, konnte die Liste der nach Wertschöpfung 
zehn größten Unternehmen aufgrund der vorliegen- 
den Geschäftsberichte auch für 1970 erhoben werden. 
Die Entwicklung dieser zehn Unternehmen wird in 
Tabelle 22 aufgezeigt. Von den im Jahre 1970 zehn 
größten Unternehmen sind mittlerweüe drei Unter- 
nehmen aus diesem Kreis ausgeschieden. Die AEG 
AktiengeseUschaft, die seit 1980 nicht mehr zu den 
„10 Größten" bzw. durch den Verkauf an die Daimler- 
Benz AG seit 1986 nicht mehr zu den „100 Größten" 
gehört, befand sich 1984 auf Rang 15. Die Rheinisch- 
Westfähsches Elektrizitätswerk AG gehört in beiden 
Jahren (1986: Rang 12, 1988: Rang 11) nicht mehr zum 
Kreis der nach Wertschöpfung zehn größten Unter- 
nehmen. AnsteUe der Feldmühle Nobel AG, die zwi- 
schen 1986 und 1988 von Rang 8 auf Rang 30 zurück- 
fiel, ist die VEBA AG (Rang 9) in den betrachteten 
Kreis eingetreten. 

435. Ein Vergleich des Wertschöpf ungsanteüs, den 
die jeweüs zehn größten Unternehmen 1970, 1978, 
1980, 1982, 1984, 1986 und 1988 innehatten, ergibt 
folgendes Büd: 


1970 

6,55%, 

1978 

7,03%, 

1980 

7,45%, 

1982 

7,29%, 

1984 

7,27%, 

1986 

7,76%, 

1988 

7,70%. 
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Tabelle 22 


Die nach Wertschöpfung zehn größten Unternehmen 1970r 1986 und 1988^) 


Rang 

Unternehmen 

Wertschöpfung (Mio. DM) 

1970 

1986 

1988 

1970 

1986 

1988 

1 


8 

Ruhrkohle AG 

4 514 

8 253 

7 815 

2 


2 

Siemens AG 

4 409 

16 684 

17 341 

3 


3 

Volkswagen AG 

3 609 

12 075 

13 858 

4 

1 

1 

Daimler-Benz AG 

3 236 

21472 

22 028 

5 

— 

— 

AEG Aktiengesellschaft 

3 008 

— 

— 

6 

7 

7 

Hoechst AG 

2 803 

7 876 

8 494 

7 


10 

Thyssen AG 

2 746 

6 814 

7 598 

8 

6 

4 

BASF AG 

2 663 

7 976 

9 889 

9 

5 

5 

Bayer AG 

2 424 

8 185 

9 579 

10 

— 

— 

Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG . 

2 003 

— 

— 

— 

8 

— 

Feldmühle Nobel AG 

— 

7 598 

— 

B 

9 

6 

Robert Bosch GmbH 

— 

7 064 

8 728 

H 

— 

9 

VEBAAG 

- 

— 

7 705 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den zehn größten Unternehmen bzw. im Fall der AEG Aktiengesellschaft nicht unter den hundert größten 
Unternehmen. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


In den 18 Jahren von 1970 bis 1988 hat sich dieser 
Anteil unter Schwankungen um knapp 18% erhöht, 
wobei zwischen 1984 und 1986 die größte Steigerung 
erfolgte. 


4.3.2 Beschäftigte 

436. Für 98 Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten" 1986 und 99 Unternehmen im Jahr 1988 ist 
die Zahl der Beschäftigten bekannt. Würden die Un- 
ternehmen nach der Anzahl der Beschäftigten geord- 
net, ergäben sich in der Reihenfolge einige branchen- 
spezifische Unterschiede, insgesamt würde jedoch 
eine relativ hohe Übereinstimmung mit der Reihen- 
folge nach Wertschöpfung erzielt. Hierfür spricht u. a. 
Tabelle 23, in der die 1988 nach Beschäftigten zehn 
größten Unternehmen aufgezeigt werden. Neun von 
ihnen gehören zu den zehn größten Unternehmen 
nach Wertschöpfung. 

437. Um die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der 
Unternehmen entsprechend ihrer Beschäftigtenzahl 
darzustellen, ist es zweckmäßig, ledighch die Unter- 
nehmen, die sowohl 1986 als auch 1988 in der Rang- 
folge vertreten sind, zu betrachten. Bei Berücksichti- 
gung aller Unternehmen könnte aufgrund der unter- 
schiedlichen Produktionsstruktur der ausgeschiede- 
nen und der neu aufgenommen Unternehmen der 
Vergleich beeinträchtigt werden. 

438. Die 88 Unternehmen, die in den Rangfolgen 
beider Jahre vertreten sind und für die die Zahlen 
vorliegen, beschäftigten jeweils am Bilanzstichtag 

1986 3 218.289, 

1988 3 176.952 


Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer^^), Dies ent- 
spricht einem Rückgang von -1,28%. Im Vergleich 
dcLzu ist die Anzahl der Beschäftigten aller Unterneh- 
men im Berichtszeitraum um 2,42 % angestiegen. 

439. Die Anzahl der Beschäftigten aller Unterneh- 
men jeweils am 31. Dezember 36) betrug: 

1986 19 452 707, 

1988 19 922 911. 

Daraus ergibt sich ein Anteil der betrachteten 88 Un- 
ternehmen von 

1986 16,5%, 

1988 16,0%. 

Der Anteil dieser Unternehmen am Gesamtbetrag der 
Wertschöpfung liegt mit 

1986 18,2%, 

1988 17,9% 


35) Bei einigen Unternehmen stimmt das Geschäftsjahr nicht 
mit dem Kalenderjahr überein, so daß für diese die Zahl der 
Beschäftigten für einen anderen Zeitpunkt, meistens 
30. Juni oder 30. September, erfaßt wurde. Bei einigen wei- 
teren Unternehmen stellen die berichteten Zahlen Jahres- 
durchschnittswerte dar. 

36) Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer al- 
ler Wirtschaftszweige, außer Organisationen ohne Erwerbs- 
charakter und Gebietskörperschaften und Sozialversiche- 
rungen plus beamteter Arbeitnehmer der Deutschen Bun- 
despost und der Deutschen Bundesbahn. Diese Abgrenzung 
entspricht der, für die die Wertschöpfung aller Unternehmen 
vom Statistischen Bundesamt zusammengestellt wird. Zu 
den Zahlenangaben vgl. Geschäftsberichte der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn sowie Statisti- 
sches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 1: Bevölkerung und Er- 
werbstätigkeit, Reihe 4.2.1: Struktur der Arbeitnehmer, 
1988, S. 15, TabeUe 4. 
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Tabelle 23 


Die nach Beschäftigten zehn größten Unternehmen 1988 


Rang nach 
Beschäf- 
tigten 

Rang nach 
Wert- 
schöpfung 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig i) 

Beschäftigte 



Deutsche Bundespost 

51 

561 839 



Deutsche Bimdesbahn 

51 

246 635 

1 

1 

Daimler- Benz AG 

242, 244, 248, 250 

268 277 

2 

2 

Siemens AG 

243, 250 

223 000 

3 

3 

Volkswagen AG 

244 

167 512 

4 

6 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, 250 

114 325 

5 

10 

Thyssen AG 

230-232, 240, 
242, 245, 246 

105 621 

6 

8 

Ruhrkohle AG 

101, nO, 200 

100 300 

7 

5 

Bayer AG 

200 

89 612 

8 

4 

BASF AG 

200 

88 962 

9 

7 

Hoechst AG 

200 

87 555 

10 

13 

Mannesmann AG 

230-232, 242, 
40/41 

85 640 


Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet Kursiv- 
druck den Tätigkeitsschwerpunkt. 

Quelle; Eigene Erhebungen 


1986 um 1,7 Prozentpunkte und 1988 sogar um 
1,9 Prozentpunkte höher, was darauf hindeutet, daß 
unter diesen 88 Unternehmen solche relativ häufig 
vertreten sind, die eine überdurchschnittliche Wert- 
schöpfung pro Arbeitnehmer aufweisen. Dabei ist 
festzustellen, daß im Berichtszeitraum die Wertschöp- 
fung pro Arbeitnehmer in den 88 Großunternehmen 
mit 8,9 % stärker angestiegen ist als in allen Unterneh- 
men. Für alle Unternehmen betrug der Zuwachs zwi- 
schen 1986 imd 1988 nur 7,0%. Im einzelnen weisen 
von den betrachteten 88 Großunternehmen insgesamt 
40 Gesellschaften einen teilweise starken Beschäfti- 
gimgsrückgang auf, der wiederum in 25 Fällen mit 
einem Wertschöpfungswachstum verbimden ist. 


4.3.3 Sachanlagen 

440. Sachanlagevermögenswerte 37) liegen 1986 für 
91 Unternehmen und 1988 für 95 Unternehmen vor. 
Eine Rangfolge der Unternehmen nach dieser Größe 
würde eine weniger hohe Übereinstimmung mit der 
Reihenfolge nach Wertschöpfung als bei den Beschäf- 
tigten erbringen, da eine Anzahl von Unternehmen, 
besonders mit Tätigkeitsschwerpunkten in den Wirt- 
schaftszweigen Wohnimgsvermietimg und Elektrizi- 
tätsversorgung, eine verhältnismäßig sehr hohe Rela- 
tion von Sachanlagen zur Wertschöpfung aufweisen. 
Dies wird zum einen deutlich anhand von Tabelle 1 9, 
die für einzelne Unternehmen der Elektrizitätsversor- 
gung starke diesbezüghche Unterschiede aufweist. 
Auf einen alle hundert Großunternehmen umfassen- 
den Vergleich zwischen einer Ranghste nach Sachan- 
lagen und Tabelle 1 9 wird an dieser Stelle jedoch ver- 


37) Einschließlich immaterieUe Vermögensgegenstände. 


zichtet. Stattdessen werden in Tabelle 24 die 1988 
nach Sachanlagen zehn größten Unternehmen ausge- 
wiesen, bei denen die genannten branchenspezifi- 
schen Unterschiede in der Sachanlagen/Wertschöp- 
fungs-Relation teilweise zum Tragen kommen. Unter 
den ersten zehn befinden sich zwei Unternehmen der 
Elektrizitätsversorgung, die in der Ranghste nach 
Wertschöpf img nicht imter den ersten zehn, sondern 
auf den Rängen 11 und 40 hegen. Dies ist verghchen 
mit den nach Sachanlagen zehn größten Unterneh- 
men früherer Berichtsperioden wenig,- so waren in der 
entsprechenden Liste für 1986 sieben Unternehmen 
der Elektrizitätswirtschaft und Wohnungsvermietung 
mit Wertschöpfimgsrängen von über zehn vertreten. 
Teilweise beruht dieser Rückgang auf dem Ausschei- 
den relevanter Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten“ (Neue Heimat, HEW). Der eigenthche 
Grund verbirgt sich jedoch hinter der mit dem neuen 
Bilcmzrichtlinien-Gesetz geänderten Bilanzierung des 
Sachanlagevermögens, von der offenbar vor aUem 
Energieversorgimgsuntemehmen aufgrund ihrer bis- 
herigen Bilanzierungspraxis überdurchschnitthch 
tangiert werden. Gemäß § 152 Abs. 6 AktG a. F. durf- 
ten Wertberichtigimgen zu Sachanlagen, zu Beteih- 
gimgen imd zu Wertpapieren des Anlagevermögens 
sowie als Pauschalwertberichtigimgen wegen des aU- 
gemeinen Kreditrisikos zu Forderungen gebildet wer- 
den (indirekte Bruttomethode). Die Abschreibung er- 
folgte danach in indirekter Form durch Beibehaltung 
des Anschaffungswertes auf die Aktivseite und Büan- 
zierung eines Wertberichtigungspostens auf der Pas- 
sivseite. Von dieser Vorschrift haben in der Praxis 
— möghcherweise aufgrund der Anlagenintensität — 
vor allem auch Energieversorgungsimtemehmen Ge- 
brauch gemacht. Künftig dürfen Kapitalgesellschaf- 
ten hcmdelsrechtlich bedingte Abschreibungen — mit 
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Ausnahme der Pauschalwertberichtigungen zu For- 
derungen — gnmdsätzlich nur noch auf der Aktivseite 
vornehmen; die kumulierten Abschreibungen sind 
folglich aktivisch abzusetzen, während die auf gelau- 
fenen Zuschreibungen wieder hinzugerechnet wer- 
den müssen. Bei Unternehmen, die bisleuig die indi- 
rekte Bruttomethode angewendet haben, führt der 
Übergang auf das neue Recht zu einer teilweise er- 
heblichen büanztechnischen Minderung (um die ku- 
mulierten Abschreibimgen) des Anlagevermögens. 
Dies kommt in besonderer Weise bei den Unterneh- 
men Bayemwerk, Veremigte Elektrizitätswerke und 
Bewag zum Tragen, die 1986 noch zu den nach Sach- 
anlagen zehn größten Unternehmen gehörten. 

441. Wie bereits bei den Beschäftigten ist es bei der 
Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung 
der Unternehmen entsprechend dem Sachanlagever- 
mögen ebenfalls zweckmäßig, die Analyse auf dieje- 
nigen Unternehmen zu beschränken, die sowohl 1986 
als auch 1988 zu den „ 100 Größten" gehörten und bei 
denen für beide Jahre Angaben zur Verfügung stan- 
den. Auch hier würde durch die imterschiedüche Pro- 
duktionsstruktur der ausscheidenden bzw. neu eintre- 
tenden Unternehmen der Vergleich der Zahlen ge- 
stört. Ferner ist eine weitere Eingrenzimg der Zahlen 
der zu betrachtenden Unternehmen geboten, da die 
zur Verfügimg stehende gesamtwirtschaftliche Be- 
zugsgröße nur für einen Teü der Wirtschaftszweige 
gilt. Diese Bezugsgröße wird der von der Deutschen 
Bundesbank erstellten Statistik über Jahresab- 
schlüsse der Unternehmen entnommen. Der Kreis der 
Unternehmen, deren Abschlüsse in die Bileinzanalyse 
der Deutschen Bundesbank einbezogen werden, wird 


wesentlich dadiuch bestimmt, daß die Büanzvorlage 
primär der der Bundesbank gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Prüfimg der Bonität von Wechselverpflichteten 
dient. Die so ermittelbaren Jahresabschlüsse werden 
nach Maßgabe globaler Umsatzangaben auf Gesamt- 
ergebnisse für die erfaßten Wirtschaftsbereiche, näm- 
lich das Verarbeitende Gewerbe, die Energiewirt- 
schaft und Wasserversorgimg, den Bergbau, das Bau- 
gewerbe, den Handel sowie das Verkehrs ge werbe 
ohne Bundesbahn hochgerechnet. Kreditinstitute, 
V ersicherungs- sowie Dienstleistimgsuntemehmen 
sind in ihr nicht repräsentiert und müssen deshalb in 
der vorliegenden Untersuchung unberücksichtigt 
bleiben. 

442. Die nach Berücksichtigung der obigen Überle- 
gimgen verbleibenden 68 Unternehmen hatten je- 
weils zum Büanzstichtag 

1986 169 101 Mio. DM, 

1988 172 620 Mio. DM 

an Sachanlagevermögen. Die sich daraus ergebene 
Wachstumsrate ist 2,1%, die danüt um 8,8 Prozent- 
pimkte imter der entsprechenden Rate für die gesamt- 
wirtschaftliche Bezugsgröße von 10,9% liegt. 

Diese Bezugsgröße, das Sachanlagevermögen der in 
der Bundesbankstatistik erfaßten Bereiche, wies 

1986 558 200 Mio. DM, 

1988 619 000 Mio. DM 

auf. Der Anteü der 68 Unternehmen beträgt somit 

1986 30,3%, 

1988 27,9%. 


Tabelle 24 


Die nach Sachanlagen zehn größten Unternehmen 1988 


Rang nach 
Sachanlagen 

Rang nach 
Wert- 
schöpfung 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig i) 

Sachanlagen 
(Mio. DM) 

1 

11 

Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk AG 

101, 116, 205, 
40/41 

20 6892) 

2 

9 

VEBAAG 

101, 200, 205, 
40/41 

15 509 

3 

2 

Siemens AG 

243, 250 

8 990 

4 

1 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 248, 

250 

8 900 

5 

40 

Veremigte Elektrizitätswerke 
Westfalen AG 

101, 103, 105 

8 734 

6 

3 

Volkswagen AG 

244 

8 527 

7 

8 

Ruhrkohle AG 

101, 110, 200 

8 077 

8 

16 

Deutsche Lufthansa AG 

51 

7 312 

9 

22 

Alüanz AG Holdmg3) 

61 

6 391 

10 

10 

Thyssen AG 

230-232, 240, 
242, 245, 246 

5 969 


1) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet Kursiv- 
druck den Tätigkeitspunkt. Falls dieser nicht festgestellt werden kann, unterbleibt eine besondere Markierung. 

2) Einschließlich Deutsche Texaco AG. 

2) Einschließlich Allianz Lebensversichenmgs-AG und Münchener Lebensversicherung AG. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Daraus wird deutlich, daß die 68 Großunternehmen im 
Berichtszeitraum ihr Sachanlagevermögen schwächer 
erhöht haben als der Durchschnitt aller Unternehmen 
in den betrachteten Wirtschaftszweigen. Der Anteils- 
verlust resultiert ausschließüch aus der oben ausführ- 
hch dargelegten buchungstechnischen Minderung 
des Sachanlagevermögens durch das Bilanzrichtli- 
nien-Gesetz bei einer Reihe von Energieversorgungs- 
xmtemehmen. Ohne diesen Effekt wäre das Sachanla- 
gevermögen der betrachteten 68 Unternehmen etwa 
gleich stark angestiegen wie das Sachanlagevermö- 
gen aller Unternehmen. Zu dieser Entwicklung ist 
anzumerken, daß die Zunahme gegenüber 1986 teil- 
weise ebenfalls auf Wirkungen des neuen Bilanz- 
rechts zurückgeht, da es MögUchkeiten für zusätzÜ- 
che Aktivienmgen eröffnet bzw. vorschreibt. Verzer- 
rende Wirkungen auf die Entwicklxmg des Anteils der 
„100 Größten" an der gesamtwirtschaftlichen Bezugs- 
größe sind jedoch kaum anzimehmen,* die Überzeich- 
mmg des Sachanlagevermögens dürfte vielmehr in 
beiden Fällen etwa gleich groß sein. 

Leider konnte die Wertschöpfimg der betrachteten 
Wirtschaftszweige nur für 1986, aufgrimd der fehlen- 
den statistischen Informationen aber noch nicht für 
1988 ermittelt werden. Daraus ergibt sich ein Wert- 
schöpfungsanteil der 68 Großimtemehmen von 
20,9% für 1986. Die betreffenden 68 Großunterneh- 
men weisen denmach 1986 einen höheren Anteil an 
den Sachanlagen als an der Wertschöpfimg der zu- 
gnmdegelegten Wirtschaftszweige auf. 

443 - Bereits im Siebenten Hauptgutachten war auf 
der Basis eines entsprechenden Vergleichs für 74 Un- 
ternehmen der „100 Größten" ein gegenüber dem 
Anteil an der Wertschöpfimg höherer Sachanlagenan- 
teil für das Jahr 1984 festgestellt wordenes). Nachdem 
nun auch die gesamtwirtschaftüchen Bezugsgrößen 
hinsichüich der Wertschöpfung dieses Teilbereichs 
der Wirtschaft für das Jahr 1986 vorhegen, kann ein 
entsprechender Vergleich für dieses Jahr nachgetra- 
gen werden. Es zeigt sich, daß der Anteil der 74 Groß- 
unternehmen an den Sachanlagen infolge geänderter 
statistischer Angaben ^9) 1986 nicht 25,6%, sondern 
32,0 % betrug. Dagegen erzielten diese 74 Unterneh- 
men einen Anteil an der Wertschöpfung aller Unter- 
nehmen aus dem betrachteten Teilbereich der Wirt- 
schaft in Höhe von 21,7 %. Entsprechend der Entwick- 
lung bezüghch der 74 Großunternehmen im Jahr 1984 
und der 68 Großunternehmen im Jahr 1986 hegt auch 
hier der Sachanlagenanteil deuthch über dem der 
Wertschöpfung. Bei den 74 Unternehmen haben sich 
von 1984 auf 1986 das Sachanlagevermögen über- 
durchschnitthch und die Wertschöpfung unterdurch- 
schnitthch erhöht; entsprechend ist für sie die Relation 
Wertschöpfung zu Sachanlagen leicht gesunken, 
während es beim Durchschnitt aUer Unternehmen 
dieses Teilbereich der Wirtschaft zu einem Anstieg 
der Relation kam. 

Der 1986 niedrigere Anteil der 68 Unternehmen aus 
den „100 Größten" an den Sachanlagen aUer Unter- 
nehmen im jetzigen Hauptgutachten (30,3 %) im Ver- 
gleich zu den 74 Unternehmen aus den „ 100 Größten" 


38) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Tz. 301. 

39) Vgl. Tz. 364. 


im vorangegangenen Hauptgutachten (32,0%) er- 
klärt sich maßgebhch aus der geringeren Anzahl an 
berücksichtigten Unternehmen. 

4.3.4 Cash-flow 

444 . Der Cash-flow, ein Indikator für die Finanzkraft 
eines Unternehmens^^), setzt sich aus folgenden Posi- 
tionen der Gewinn- und Verlustrechnung zusam- 
men: 

Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 
+ Abschreibungen 

+ Veränderung der Sonderposten mit Rücklagenan- 
teil gegenüber dem Vorjahr 

+ Veränderung der Pensionsrückstellungen gegen- 
über dem Vorjahr. 

Diese Größe wird ausschließüch für Industrie-, Han- 
dels-, Verkehrs- und Dienstleistungsuntemehmen er- 
hoben, da sie bezüghch Kreditinstituten und Versi- 
cherungen keine sinnvolle Information vermittelt. In 
der Liste der „100 Größten" 1988 sind 13 Unterneh- 
men des Kredit- bzw. Versicherungsgewerbes vertre- 
ten. Außerdem keinn der Wert des Cash-flow 1988 für 
25 Unternehmen (1986: 13) nicht ermittelt werden, da 
mindestens eiile für die Berechnung dieser Größe not- 
wendige Komponente von den betreffenden Unter- 
nehmen nicht zur Verfügung gestellt wird. Die 
Zunahme gegenüber 1986 resultiert aus der 
mit dem Bilanzrichtlinien- Gesetz einhergehenden 
Verschlechterung der Datenlage bei der Berichter- 
stattung der Monopolkomnüssion über die aggre- 
gierte Untemehmenskonzentration^^). Der Cash-flow 
konnte insbesondere in jenen Fällen nicht berechnet 
werden, in denen die Unternehmen der Monopolkom- 
mission nur die für die Schätzung der Wertschöpfung 
benötigten Daten des Inlandskonzems — Personal- 
aufwendimgen, Beschäftigte, Umsatzerlöse -- zur 
Verfügung stellen konnten. Weitere Daten, insbeson- 
dere die Höhe des Jahresüberschusses, konnten da- 
gegen in diesen Fällen nicht ermittelt werden. Die 
Einschränkung des Untersuchungskreises — betrof- 
fen sind gerade auch Unternehmen in den oberen 
Rängen — bringt es mit sich, daß die Ergebnisse ver- 
güchen mit früheren Erhebungen nicht mehr so reprä- 
sentativ sind für die Entwicklung der „100 Größten". 
Angaben über den Cash-flow hegen 1986 für 78 und 
1988 für 62 Unternehmen vor. 

445 . Tabelle 25 enthält die 1988 nach Cash-flow 
zehn größten Unternehmen. Von diesen gehörten fünf 
gleichzeitig zu den zehn größten Unternehmen nach 
Wertschöpfung. Es ist davon auszugehen, daß bei 
Kenntnis der Höhe des Cash-flow für die Unterneh- 
men Daimler-Benz, Siemens, BASF, Hoechst und 
Ruhrkohle die Übereinstimmung mit den „10 Größ- 
ten" nach Wertschöpfung in neun Fällen erreicht wor- 
den wäre. Die Unternehmen Rheinisch- Westfäüsches 
Elektrizitätswerk, Opel, IBM, Bayerische Motoren 
Werke und Deutsche Lufthansa, die nach Cash-flow 
die Positionen 1, 6, 8, 9 und 10 einnehmen, jedoch 

^9) Zur Bedeutung der Finanzkraft vgl. Monopolkommis- 
sion, Hauptgutachten 1982/1983, a. a. O., Kap. Vm, Ab- 
schnitt 5.2. 

41) Vgl. Tz. 347 f. 
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nicht zu den „10 Größten “ nach Wertschöpfung gehö- 
ren, hegen nach Wertschöpfung auf den Rängen 11, 
17, 18, 14 und 16. 

446 . Für die weitere Betrachtung ist es zweckmäßig, 
wie bei den Beschäftigten und den Sachanlagen, nur 
Unternehmen, die sowohl 1986 als auch 1988 in der 
Rangfolge der „100 Größten" vertreten waren und bei 
denen für beide Jahre Angaben zur Verfügung ste- 
hen, in die Betrachtung einzubeziehen. Die 57 Unter- 
nehmen, die imter Berücksichtigung dieser Ein- 
schränkung für den Vergleich in Frage kommen, hat- 
ten einen Cash-Üow von 

1986 39 563 Mio. DM, 

1988 46 855 Mio. DM. 

Dies entspricht einer Steigerungsrate von 18,4%. 

447 . Die von den 57 Unternehmen erwirtschaftete 
Wertschöpfung betrug 

1986 133 817 Mio. DM, 

1988 142 618 Mio. DM, 

woraus sich eine Steigerungsrate von 6,6% ergibt. 
Der Cash-flow ist somit während des Berichtszeit- 
raums erhebhch stärker gestiegen als die Wertschöp- 
fung. 

448 . Besonders bemerkenswert ist, daß die in Ta- 
belle 25 ausgewiesenen nach dem Cash-flow zehn 
größten Unternehmen einen Anteil von 58,7% des 
Cash-flow aller betrachteten 57 Unternehmen auf sich 
vereinigten, wobei ihr Anteü an der Wertschöpfung 
dieser 57 Unternehmen nur 50,7 % betrug. Das Ge- 
fälle zwischen den zehn imd den übrigen betrachteten 
Unternehmen ist demnach nach Cash-flow noch grö- 
ßer, als bei der Maßzahl Wertschöpfung. 

449 . Der Cash-flow aller Unternehmen in der Bun- 
desrepublik kann nur näherungsweise angegeben 
werden, da in der Bundesbankstatistik lediglich die 
zwei bedeutendsten Positionen des Cash-flow, der 
Jahresüberschuß \md die Abschreibungen auf Sach- 
anlagen, gesondert erfaßt, die übrigen Positionen des 
Cash-flow jedoch mit anderen Positionen der Jahres- 
abschlußrechnung zusammengefaßt sind. Die Ab- 
schreibungen nach Finanzanlagen sind zusammen 
mit den Abschreibungen auf Forderungen in den son- 
stigen Abschreibungen enthalten, und die Verände- 
nmgen der Sonderposten mit Rücklagenanteil wer- 
den zusammen mit den gesetzlichen und freiwilligen 
Zuführungen zu den Rücklagen sowie mit dem Ge- 
winnvortrag in der Bilanzposition Rücklagen und seit 
1980 zur Hälfte in den Rückstellungen ausgewiesen, 
wobei die Rückstellungen u. a. auch die Veränderun- 
gen der Pensionsrückstellungen, einer Komponente 
des Cash-flow, enthalten. 

Da die Bundesbankstatistik keine Angaben hinsicht- 
lich der Höhe der Abschreibungen auf Finanzanlagen 
und der Veränderungen der Sonderposten mit Rück- 
lagenanteil sowie der Pensionsrückstellungen macht, 
und die Nicht einbeziehung dieser Positionen, insbe- 
sondere die Verändenmgen der Pensionsrückstellun- 
gen, zu einem niedrigeren Ausweis des Cash-flow 
aller Unternehmen führt, wird die wertmäßig wichtig- 
ste Komponente der fehlenden Positionen des Cash- 
flow, die Veränderung der Pensionsrückstellungen, 


aus den Jahresabschlüssen aller Unternehmen mit 
Hüfe der Statistik der Aktiengesellschaften geschätzt. 
Es wird angenommen, dciß die Veränderungen der 
Pensionsrückstellungen aller Unternehmen, ebenso 
wie bei den Aktiengesellschaften, seit 1980 jeweüs 
50 % der Veränderungen der gesamten Rückstellun- 
gen (einschließlich 50 % der Sonderposten mit Rück- 
lagenanteil) betragen ^ 2 ), Die Positionen Abschreibim- 
gen auf Finanzanlagen und Veränderungen der Son- 
derposten mit Rücklagenanteü lassen sich mit dem zur 
Verfügung stehenden Datenmaterial nicht schätzen, 
da sie heftigen Schwankungen unterliegen und keine 
stabüe Beziehungen zu den Bezugsgrößen existieren. 
Die Möglichkeit, nur die Abschreibungen auf Finanz- 
anlagen und die Veränderungen der Sonderposten 
mit Rücklagenanteü der AktiengeseUschaften einzu- 
beziehen, die wahrscheinhch den wesentlichen Teü 
der entsprechenden Positionen aller Unternehmen 
ausmachen, scheitert daran, daß in der Statistik der 
AktiengeseUschaften nur Angaben bis 1987 verfügbar 
sind. 

450 . Der näherungsweise Cash-flow aller Unterneh- 
men, der als Bezugsgröße dient und der sich aus 
dem 

Jahresabschluß/Jahresfehlbetrag 

-I- Abschreibungen auf Sachanlagen 

-I- geschätzte Veränderung der PensionsrücksteUun- 
gen gegenüber dem Vorjahr 

ergibt, spiegelt die finanzielle Ausstattung der Unter- 
nehmen insoweit wider, als die Abschreibimgen auf 
Finanzanlagen und die Verändenmgen der Sonder- 
posten mit Rücklagenanteü ihrem Volumen nach ver- 
hältnismäßig unbedeutend sind. Er betrug 


1980 

161 290 Mio. DM, 

1982 

166 150 Mio. DM, 

1984 

200 300 Mio. DM, 

1986 

214 200 Mio. DM. 

1988 

241 000 Mio. DM. 

Der Vergleich der Wachstumsraten des Cash-flow der 
jeweüs betrachteten Unternehmen aus dem Kreis der 

„100 Größten“ 

mit denen des Cash-flow aUer Unter- 

nehmen (in Klammem) ergibt folgendes Büd^^j. 

1980/82 

10,0% ( 3,0%), 

1982/84 

27,2% (20,6%), 

1984/86 

27,2% ( 6,9%), 

1986/88 

18,4% (12,5%). 


Danach ist der Cash-flow der jeweüs betrachteten 
Unternehmen der „100 Größten" in jeder Berichts- 
periode stärker gewachsen als der auf Schätzbasis 


'*2) Diese Relation ergibt sich aus den Abschlüssen aller Aktien- 
gesellschaften für die Jahre 1978 bis 1987. Obwohl der An- 
teü eine leicht fallende Tendenz aufweist, wird bei obiger 
Schätzung zunächst noch von 50 % ausgegangen. Vgl. Sta- 
tistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 2: Unternehmen und 
Arbeitsstätten, Reihe 2.1: Abschlüsse der Aktiengesellschaf- 
ten, verschiedene Jahrgänge. 

43) Zu den Wachstumsraten der Unternehmen der „100 Größ- 
ten" vgl. Tz. 446 sowie Monopolkommission, Hauptgutach- 
ten 1982/1983, a. a. O,, Tz. 356; Gesamtwirtschaftliche 
Chancen und Risiken wachsender Unternehmensgrößen, 
Hauptgutachten 1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 354; 
Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., Tz. 306. 
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Tabelle 25 


Die nach Cash-Üow zehn größten Unternehmen 1988 


Rang nach 
Cash-flow 

Rang nach 
Wert- 
schöpfung 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig 

Cash-flow 
(Mio. DM) 

1 

11 

Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk AG 

101, 116, 205, 
40/41 

4 977 3) 

2 

9 

VEBA AG 

101, 200, 205, 
40/41 

4 504 

3 

3 

Volkswagen AG 

244 

3 729 

4 

5 

Bayer AG 

200 

3 018 

5 

6 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, 250 

2 344 

6 

17 

Adam Opel AG 

244 

1 929 

7 

10 

Thyssen AG 

230-232, 240, 
242, 245, 246 

1 886 

8 

18 

IBM Deutschland GmbH 

243 

1 834 

9 

14 

Bayerische Motoren Werke AG .... 

244 

1 811 

10 

16 

Deutsche Lufthansa AG 

51 

1 481 


Die liste der nach Cash>flow zehn größten Unternehmen des Jahres 1988 ist mit den entsprechenden Tabellen früherer Berichts- 
perioden nur bedingt vergleichbar, da infolge der Datenermittlungsprobleme wichtige Großunternehmen fehlen. Es sind dies die 
Unternehmen Daimler-Benz AG, Siemens AG, BASF AG, Hoechst AG und Ruhrkohle AG. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet Kur- 
sivdruck den Tätigkeitsschwerpunkt. Falls dieser nicht festgelegt werden kann, unterbleibt eine besondere Markierung. 

3) Infolge der Konsolidierung der Bilanzwerte der Deutsche Texaco AG bei RWE enthält der angegebene Cash-flow bezüglich der 
„Veränderung der Sonderposten mit Rücklagenanteil und der Pensionsrückstellungen gegenüber dem Vorjahr" auch die 
Ergebnisse der Deutsche Texaco AG. Ohne diesen Effekt würde der Cash-flow des Unternehmens 1988 ca. 4 190 Mio. DM 
betragen. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


ermittelte Cash-flow aller Unternehmen. Der Anteil 
der 57 Unternehmen, die 1986 und 1988 zu den „100 
Größten" gehörten, betrug 

1986 18,5%, 

1988 19,4%. 

Er ist demnach um 0,9 Prozentpunkte gestiegen. Rele- 
vante Veränderungen betreffen insbesondere die 
Steigerungen bei den Unternehmen Volkswagen, Ro- 
bert Bosch, VEBA und Opel sowie den außergewöhn- 
hch hohen Rückgang des Cash-flow bei der Feld- 
mühle Nobel AG. 


4.4 Rechtsformen der „100 Größten'' 

451 . Tabelle 26 informiert über die Rechtsformen der 
jeweils zum Kreis der „100 Größten" gehörenden Un- 
ternehmen. Bei Konzernen wurde die konsohdierte 
Obergesellschaft für die Auswertung herangezogen. 

Die Aktiengesellschaft stellt die dominierende Gesell- 
schaftsform der Großunternehmen dar. Faßt man alle 
Kapitalgesellschaften (AG, KGaA und GmbH) zusam- 
men, daim waren 1988 86 Unternehmen (1986: 88) in 
diesen Rechtsformen organisiert. Von den jeweils 
neun Personenhandelsgesellschaften, die 1986 und 
1988 zum Kreis der „ 100 Größten" gehörten, stammen 
1986 ledigUch die REWE Leibbrand und 1988 außer- 
dem die Schickedanz Holding aus der oberen Hälfte 


der jeweüigen Ranghste. Dies zeigt, daß Großimter- 
nehmen in der Regel für ihre Konzernspitze die 
Rechtsform der Kapitalgesellschaft wählen. 


Tabelle 26 


Rechtsformen der „100 Größten" 1986 und 1988 


Rechtsform 

Zahl der Unternehmen 

1988 

1986 

Einzeluntemehmen 

0 

0 

AG 

67 

67 

KGaA 

3 

3 

GmbH 

16 

18 

oHG 

2 

2 

KG 

7 

7 

GmbH 8d Co. KG 

0 

0 

Sonstige (Stiftung, Anstalt 
des öff entheben Rechts, 
Zuordmmg nicht möghch) 

5 

3 

' 

100 

100 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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5. Verflechtungen der „100 Größten^' 

5.1 Anteilsbesitz an den „100 Größten" 

5.1.1 Methodische Vorbemerkungen 

452. Der Anteilsbesitz der „100 Größten'' wird in 
Tabelle 27 nach einigen großen Gruppierungen auf- 
geschlüsselt, Diese sind: 

— Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten", 

— ausländische Unternehmen mit wesentlichem Ein- 
zelbesitz, 

— die öffentliche Hand, 

— Einzelpersonen, Famüien und Famüienstiftun- 
gen, 

— Streubesitz, 

— der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und Ein- 
zelgewerkschaften, 

— sonstige. 

Hierbei werden nicht nur direkte, sondern auch indi- 
rekte Beteüigungen, entsprechend den Anteilen an 
den zwischengeschalteten Beteihgungsge Seilschaf- 
ten gewichtet, berücksichtigt. Unter der Kategorie 
„Sonstige" sind neben einigen weniger häufig auftre- 
tenden Gruppierungen wie Genossenschaften, staat- 
hche Stiftungen und Unternehmen, die nicht zu den 
„100 Größten" gehören, auch solche Beteüigungen 
auf geführt, die nicht identifiziert werden konnten. So- 
weit sich das in die Spalte „Sonstige" fallende Aktien- 
paket weitgehend in einer Hand befindet, werden die 
jeweiligen Anteüseigner im Rahmen der Anmerkun- 
gen zur Tabelle 27 näher spezifiziert. 

453. Die Aufschlüsselung der Anteüseigner der ein- 
zelnen Unternehmen entsprechend den verschiede- 
nen Gruppierungen ist nicht vollständig, da die ver- 
fügbaren Quellen, 

— Geschäftsberichte der Unternehmen, 

— Hoppenstedt Verlag, 

— „ Handbuch der Aktiengesellschaften " , 

— „ Handbuch der Großunternehmen " , 

— „Konzerne in Schaubüdem", einschheßüch 
„Konzerne aktuell" (Loseblattsammlung), 

Luchterhand- Verlag, „Die großen 500" (Loseblatt- 
sammlung), 

dazu nicht ausreichen. Bei der Interpretation der Er- 
gebnisse der Analyse ist deshalb zu beachten, daß 


vermutlich in einigen Bereichen zu niedrige Zahlen 
ausgewiesen werden. Dies dürfte zum einen für den 
Streubesitz gelten, der in den verfügbaren Quellen 
zumeist nur vermerkt wird, wenn er gegenüber den 
übrigen Anteüseignem von nennenswerter Bedeu- 
tung ist. Mit einem tendenziell zu niedrigen Ausweis 
ist zmn anderen bezüghch des Anteüsbesitzes der 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" zu 
rechnen, da nach § 285 Nr. 1 1 HGB nur für die Betei- 
ügungen eine Veröffentiichungspflicht besteht, bei 
denen mindestens 20 % der Kapitalanteüe direkt oder 
indirekt gehalten werden. Zwar wurde diese Schwelle 
mit dem Büanzrichtlinien-Gesetz von 25 % auf 20 % 
herabgesetzt, jedoch besteht nach § 287 HGB ein 
Wahlrecht, die Angabe des Anteüsbesitzes anstatt im 
Anhang zum Jahresabschluß beim Handelsregister zu 
hinterlegen, wodurch der Zugang zu den Daten er- 
schwert wird. Ein Teü der betrachteten Unternehmen 
macht insoweit von der Möglichkeit der Handelsregi- 
ster-Publizität Gebrauch, als er lediglich die wichtig- 
sten Beteüigungen im Anhang zum Jahresabschluß 
auf führt. 

Der Anteüsbesitz institutioneller Anleger (wie Invest- 
mentfonds usw.) bleibt ganz unberücksichtigt, weü 
hierzu keine ausreichenden Informationen verfügbar 
sind. Außerdem ist es schwierig festzustellen, zu wel- 
chem Zeitpunkt genau Änderungen in Kraft getreten 
sind, so daß die angegebenen Beteüigungsverhält- 
nisse in manchen Fällen nur annähernd als für 
Ende 1986 bzw. Ende 1988 geltend angesehen wer- 
den können. 

Soweit die Verteüung der Kapitalanteüe wesentüch 
von der Stimmrechtsverteüung abweicht imd die be- 
nötigten Daten hierzu zur Verfügung stehen, wird im 
Einzelfall ergänzend auf die Stimmrechtsverhältnisse 
hingewiesen. Da die Kapitalverflechtung nur einen 
Teü der gesellschaftsrechtlichen Einflußmöglichkei- 
ten abdeckt, stellt die Betrachtung der Stimmrechte in 
diesem Zusammenhang eine wichtige Ergänzimg dar. 
ZusätzÜche Erkenntnisse würde außerdem die Ana- 
lyse des faktischen Stimmpotentials auf den Haupt- 
versammlungen bringen, die gerade im Hinbhck auf 
die Stellung der Banken von besonderer Bedeutung 
ist. Im Rahmen der vorÜegenden Untersuchung muß 
hierauf jedoch — insbesondere infolge der unzurei- 
chenden Datenlage — verzichtet werden. 

454. Die nachfolgende Betrachtung besteht aus zwei 
Teüen. Zunächst erfolgt eine Analyse der Beteiligun- 
gen aus dem Kreis der „100 Größten" im einzelnen 
(Tabellen 28 und 29). Anschüeßend werden die Betei- 
ligungen aller Gruppierungen betrachtet (Tabellen 27 
und 30). 
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Tabelle 27 

Die Anteilseigner der hundert größten Unternehmen 1986 und 1988 nach Gruppen i) 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

Aus- 

ländi- 

scher 

Einzel- 

besitz 

Öffent- 

liche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

und 

Familien- 

stiftungen 

Streu- 

besitz 

DGB 

und 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

1 

1988 

Daimler-Benz AG 

36,91 

ca. 14 



ca. 44,6 


4,57 

(1) 

1986 


34,9 1 

ca. 14 



ca. 45,2 


5.9 

2 

1988 

Siemens AG 




ca. 10 

ca. 90 



(2) 

1986 





ca. 10 

ca. 90 



3 

1988 

Volkswagen AG 



17,6 


82,4 



(3) 

1986 




40 


60 



4 

1988 

BASF AG 





100 



(6) 

1986 






100 



5 

1988 

Bayer AG 





100 



(5) 

1986 






100 



6 

1988 

Robert Bosch GmbH 




100 M^) 




(9) 

1986 





100 M^) 




7 

1988 

Hoechst AG 


über 24 



unter 76 



(7) 

1986 



über 24 



unter 76 



8 

1988 

Ruhrkohle AG 

90,5 I 






9.53) 

(4) 

1986 


82,3 I 

8,2 





9.53) 

9 

1988 

VEBA AG 





100 



(11) 

1986 




25,6 


74,4 



10 

1988 

Thyssen AG 

ca. 9,9 I 



ca. 25,6 1 

ca. 64,5 



(10) 

1986 


ca. 9,9 I 



ca. 25,6 1 

ca. 64,5 



11 

1988 

Rheinisch-Westfälisches 

2,1 I 


30,6^) 


67,3 



(12) 

1986 

Elektrizitätswerk AG 

2,2 1 


30,64) 


67,2 



12 

1988 

Deutsche Bank AG 





100 



(13) 

1986 






100 



13 

1988 

Mannesmann AG 





100 



(14) 

1986 






100 



14 

1988 

Bayerische Motoren 

5,81 



über 50 

unter 44,2 



(17) 

1986 

Werke AG 

5,01 



unter 51 

über 44 



15 

1988 

Ford- Werke AG 


99,8 M 





0,2 

(16) 

1986 



99,8 M 





0,2 

16 

1988 

Deutsche Lufthansa AG 

ca. 5 


71,45 M 


ca. 23,55 



(22) 

1986 




82,2 M 


17,8 



17 

1988 

Adam Opel AG 


100 M 






(19) 

1986 



100 M 






18 

1988 

IBM Deutschland GmbH 


100 M 






(15) 

1986 



100 M 






19 

1988 

Dresdner Bank AG 





100 



(20) 

1986 






100 



20 

1988 

Fried. Krupp GmbH 


25,01 


74,99 




(18) 

1986 



25,01 


74,99 




21 

1988 

MANAG 

21,2 1 




78,8 



(21) 

1986 


21,2 1 



ca. 15 

ca. 54,7 


9,1 1 

22 

1988 

Allianz AG Holding 





75 


255) 

(23) 

1986 






75 


255) 

23 

1988 

Messerschmitt-Bölkow- 

28,31 

10,7 1 

52,3 1 

8,7 




(24) 

1986 

Blohm GmbH®) 

28,7 1 

10,2 1 

52,4 1 

8,7 




24 

1988 

Commerzbank AG 





100 



(29) 

1986 






100 



25 

1988 

Karstadt AG 

über 50 




unter 50^) 



(28) 

1986 


über 50 




unter 50^) 
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noch Tabelle 27 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

Aus- 

ländi- 

scher 

Einzel- 

besitz 

Öffent- 

liche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

und 

Familien- 

stiftungen 

Streu- 

besitz 

DGB 

und 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

52 

1988 

Hamburger Gesellschaft 



100 M 





(— ) 

1986 

für Beteiligungs- 



— 







Verwaltung mbH i®) 








53 

1988 

VIAG Aktiengesellschaft 





100 



(56) 

1986 




60 M 


40 



54 

1988 

Bayemwerk AG i®) 

38,84 


61,16 M 





(49) 

1986 


ca. 38,9 


ca. 61, IM 





55 

1988 

Ruhrgas AG 

36,31 I 






63,69 

(48) 

1986 


62,34 I 






37,66 

56 

1988 

Deutsche Babcock AG 





100 



(60) 

1986 



über 25 



ca. 65 


ca. 10 

57 

1988 

Linde AG 

ca. 32 




ca. 68 



(61) 

1986 


ca. 22 




ca. 78 



58 

1988 

Klöckner-Werke AG 

unter 19,6 I 



über 40 

unter 40,4 



(57) 

1986 





über 40 

unter 60 



59 

1988 

Schering AG 





100 



(62) 

1986 






100 



60 

1988 

Hertie Waren- und 




100^0) 




(53) 

1986 

Kaufhaus GmbH 




100^0) 




61 

1988 

Westdeutsche Landes- 



66,6 




33,42») 

(67) 

1986 

bank Girozentrale 



66,6 




33, 4 

62 

1988 

Enka AG 


97,2 M 



2,8 



(59) 

1986 



97,2 M 



2,8 



63 

1988 

Compagnie de Saint- 


100 M 






(55) 

1986 

Gobain (Deutsche Gruppe) 


100 M 






64 

1988 

Saarstahl Völklingen 


24 

76 M 





(64) 

1986 

GmbH 


24 

76 M 





65 

1988 

C.&A. Brenninkmeyer 




100 M 




(66) 

1986 





100 M 




66 

1988 

Asko Deutsche Kaufhaus 





55 


4522 ^ 

(— ) 

1986 

AG 





— 


— 

67 

1988 

Hochtief AG 

über 60,9 I 




unter 37,2 


Über 1,9 

(65) 

1986 


über 61 I 




unter 1 1 


über 28 

68 

1988 

Axel Springer Verlag AG 




50,1 M 

unter 39,9 


10^3) 

(63) 

1986 





26,1 

49 


24 , 92 ^) 

69 

1988 

Bo sch- Siemens 

100^^) 







(69) 

1986 

Hausgeräte GmbH 








70 

1988 

Rheinmetall Berlin AG 26) 




32,0 

33,3 


34,7 

(71) 

1986 





27,3 

39,0 


33,7 

71 

1988 

Klöckner -Humboldt- 

unter 51,48 I 



über 24,88 

unter 23,64 



(54) 

1986 

Deutz AG 




über 50 

unter 50 



72 

1988 

Nestlö Deutschland AG 27) 


97,6 M 



2,4 



(68) 

1986 



100 M 






73 

1988 

Wacker-Chemie GmbH 

50 



50 




(70) 

1986 


50 



50 




74 

1988 

Freudenberg & Co. 




100 M 




(74) 

1986 





100 M 




75 

1988 

Philipp Holzmann AG 

60,43 I 




39,57 



(77) 

1986 


über 52,5 I 




unter 47,5 



76 

1988 

Berliner Kraft- imd Licht 

20 1 


50,8 M 


29,2 



(80) 

1986 

(Bewag) -AG 

201 


50,8 M 


29,2 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten“ 

Aus- 

ländi- 

scher 

Einzel- 

besitz 


Einzel- 

personen, 

Familien 

und 

Famüien- 

stiftungen 

Streu- 

besitz 

DGB 

und 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

77 

1988 

Volksfürsorge Deutsche 

30,01 

25,01 




38,35 I 

6,63 

(75) 

1986 

Lebensversicherung AG 






100 


78 

1988 

DG Bank Deutsche 







99 , 52 «) 

(— ) 

1986 

Genossenschaftsbank 







— 

79 

1988 

C.H. Boehringer Sohn, 




100 M 




(85) 

1986 

Ingelheim 




100 M 




80 

1988 

Otto Versand 




65 



35 

(95) 

1986 

GmbH Sl Co. 




65 



35 

81 

1988 

Bank für Gemeinwirt- 

50,01 

0,5 




49,49 


(83) 

1986 

Schaft AG 


0,5 




49,49 

50,01 

82 

1988 

Victoria Lebens- 





100 



(— ) 

1986 

Versicherungs-AG 





— 



83 

1988 

Flughafen Frankfurt Main 



fOO 





(92) 

1986 

AG 



JOO 





84 

1988 

Diehl GmbH & Co. 




100 M 




(93) 

1986 





100 M 




85 

1988 

Eschweiler Bergwerks- 


96,5 M 



3,5 



(73) 

1986 

Verein AG 29) 


96,5 M 



3,5 



86 

1988 

Boehringer Mannheim 




100 M 




(88) 

1986 

GmbH 




100 M 




87 

1988 

Michelin Reifenwerke 


100 M 






(86) 

1986 

KGaA 


96,3 M 





3,7 

88 

1988 

Gnmdig AG 

7,1 

24,5 


68,4 




(79) 

1986 


7.1 

24,5 


68,4 




89 

1988 

Beiersdorf AG 

31,2 



über 25 

ca. 20 



(97) 

1986 


32,1 



ca. 47,9 

ca. 20 



90 

1988 

PWA Papierwerke i 

25 


10 


65 



(— ) 

1986 

Waldhof- 

— 


— 


— 





Aschaffenburg AG 








91 

1988 

E. Merck 




100 M 




(100) 

1986 





100 M 




92 

1988 

Bergmann-Elektricitäts- 

98,9 




1,1 



(84) 

1986 

Werke AG 

98,5 




1,5 



93 

1988 

Miele & Cie. GmbH & Co. 




100 




(— ) 

1986 





— 




94 

1988 

Bayerische Landesbank 



50 




50«0) 

(— ) 

1986 

Girozentrale 



— 




— 

95 

1988 

SKF GmbH 


99,9 M 





0,1 

(89) 

1986 



99,9 M 





0,1 

96 

1988 

Alusmsse Deutschland 


100 M 






(— ) 

1986 

GmbH 


— 






97 

1988 

Strabag Bau- AG 




über 25 

unter 75 



(99) 

1986 





über 25 

unter 75 



98 

1988 

VDO Adolf Schindling 




73,7 

36,3 



(— ) 

1986 

AG 




— 

— 



99 

1988 

Energie-Versorgung 



100 





(87) 

1986 

Schwaben AG 



100 





100 

1988 

Aachener und Münchener 


20 



30 



(— ) 

1986 

Beteiligimgs-AG 


— 



— 




1988 

co Op AG 











(41) 

1986 



7,3 



11,1 


81,6 «2) 
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Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten“ 

Aus- 

ländi- 

scher 

Einzel- 

besitz 

Öff ent- 
hebe 
Hand 

Einzel- 

personen, 

Famihen 

xmd 

Famihen- 

stiftimgen 

Streu- 

besitz 

DGB 

xmd 

Einzel- 

gewerk- 

schaften 

Sonstige 

(76) 

1 

Sachs AG 

60 



40 





(78) 

1988 

1986 

Deutsche Shell AG 


100 M 







(81) 

1988 

1986 

Neue Heimat AG Gemein- 
nütziges Wohnungsunter- 
nehmen 33) 







100 


(82) 

1988 

1986 

Porsche AG 




ca. 70 


ca. 30 



(90) 

1988 

1986 

Oetker-Gruppe 




100 M 





(91) 

1988 

1986 

Hewlett-Packard GmbH 


100 M 







(94) 

1988 

1986 

Hamburgische Electrici- 
täts-Werke AG 



71,4 M 



28,6 



(96) 

1988 

1986 

ESSO AG 


100 M 







(98) 

1988 

1986 

Reemtsma Cigaretten- 
fabriken GmbH 




78,9 


21,1 




In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den „100 Größten“. 

2) Die Robert Bosch Stiftung GmbH hält 92 % der Kapitalanteile ; das Stimmrecht wird von der Robert Bosch Industrie Treuhand KG 
ausgeübt. Die resthchen Anteile in Höhe von 8 % befinden sich in FamUienbesitz. 

3) Betrifft im wesenthchen Anteile der Ruhrkohle AG selbst, die indirekt über verschiedene Verwaltungsgesellschaften gehalten 
werden. Seit dem 1. Januar 1989 befinden sich 6,5% des ausgewiesenen Anteils bei der ARBED S.A., die im Gegenzug ihren 
96,5%igen Kapitalanteil an der Eschweiler Bergwerks- Verein AG an die Ruhrkohle AG veräußert hat. Vgl. dazu auch Fn. 27. 
Die öffenthchen Gebietskörperschaften halten die Stimmenmehrheit. 

Anteil der Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft, an deren Aktienkapital wiederum die Alhanz AG Holding mit 25 % 
beteihgt ist. 

6) Im Zuge des 1989 vom Bundesminister für Wirtschaft gemäß § 24 Abs. 3 GWB erlaubten Zusammenschlusses mit der Daimler- 
Benz AG ist die Kapitalmehrheit in deren Besitz übergegangen. 

’) Hierunter fallen m^ere private Großaktionäre. 

1989 erwarb die Preussag AG sämthche Anteile am Aktienkapital der Salzgitter AG. 

9) 1986 Brown, Boveri & Cie AG. Die Asea Brown Boveri AG entstand 1988 durch die Zusammenlegimg der industriellen Akti- 
vitäten der früheren BBC mit der ASEA AB (Schweden). 

10) Anteil der REWE-Zentrale. 

11) Anteil der Metro Vermögens verwalhmg mbH & Co KG. 

12) Anteil der Bayerischen Landesstiftung. 

12) Anteil der Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft abzüghch des Kapitalanteils, den die AUianz AG Holding indirekt über 
die Münchener Rückversichenmgs-Gesellschaft an Degussa hält. 

14) Die Carl-Zeiss-Stiftung ist eine Gesellschaft des bürgerhchen Rechts. 

15) Die Angaben für 1986 wurden aufgrund neuer Erkenntnisse gegenüber dem Siebenten Hauptgutachten geringfügig geändert. 
10) Der 70%ige Kapitalanteil im Besitz der Familie Henkel umfaßt 100% der Stammaktien (Rest: Vorzugsaktien). 

1’) Der 50%ige Kapitalanteil entspricht 100% der Stammaktien (Rest: Vorzugsaktien). 

18) Holdinggesellschaft u. a. der 1987 übernommenen Hamb\ir0sche Electricitäts- Werke AG. 

19) Gemessen am Stimmenanteil entfallen auf die VIAG Aktiengesellschaft 40% \md auf den Freistaat Bayern 60%. 

20) Die Gemeinnützige Stiftimg hält 97,5 % und die Hertie-Stiftimg 0,5 % des Stammkapitals. Die resthchen 2 % befinden sich im 
Besitz der Erbengemeinschaft Georg Karg als Gesamthandelsgemeinschaft. 

21) Anteil von Sparkassen- und Giroverbänden des Landes Nordrhein-Westfalen. 

22) Davon entfallen 20% auf die Massa AG, an deren Aktienkapital wiederum Asko mit 48,8% (31. Dezember 1988) beteihgt ist. 
Darüber hinaus ist Asko indirekt über die BAUGRU-Gruppe mit mindestens 12,75% der Stimmen an sich selbst beteihgt. 

22) Anteil der Kirch-Gruppe. 

24) Anteil der F+F B\irda Gesellschaft für Beteihgungen. 

25) Gemeinschaftsimtemehmen von Robert Bosch GmbH (50%) und Siemens AG (50%). Vgl. dazu auch Tz. 361. 

20) Die Stimmenverteilung weicht von der angegebenen Kapitalverteilung ab. Nach Stimmrechten ergibt sich die Aufteilung 48 % 
Famihenbesitz/52 % Sonstige für 1988 \md 50% Famihenbesitz/50 % Sonstige für 1986. 

27) 1986 Nestlö-Gruppe Deutschland GmbH. 
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Fortsetzung der Fußnoten zu Tabelle 27: 

28) Insgesamt werden 89 % des Kapitals von regionalen genossenschaftlichen Zentralbanken tmd anderen genossenschafthchen 
Zentralbanken gehalten. Weitere 10% befinden sich im Besitz der LandwirtschaftUchen Rentenbank; die restlichen 0,5% 
entfallen auf sonstige juristische Personen. 

29) Mit Wirkimg vom 1. Januar 1989 übernimmt die Ruhrkohle AG den Anteilsbesitz von ARBED S.A. am Eschweiler Bergwerks- 
Verein in Höhe von 96,5%. Vgl. dazu auch Fn. 3. 

80) Anteil bayerischer Sparkassen. 

81) Der 73,7%ige Kapitalanteil umfaßt 100% der Stammaktien. 

82) Danmter befinden sich in- und ausländische Genossenschaftsorganisationen. 

88) 1986 Neue Heimat Gemeinnützige Wohmmgs- imd Siedlimgsgesellschaft mbH. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


5.1^ Beteiligungen aus dem Kreis der „100 Größten" 

455. In Tabelle 29 sind die Kapitalverflechtungen 
zwischen den „100 Größten" detailliert dargestellt. Im 
Jahr 1988 konnten 77 Fälle (1986: 72) von Beteiligun- 
gen aus dem Kreis der „ 100 Größten" festgesteUt wer- 
den. Als Anteilseigner traten dabei 1988 29 Unter- 
nehmen (1986; 27) auf. Als Beteiligimgsuntemehmen 
waren 1988 30 Unternehmen (1986: 26) vertreten. Es 
hielt somit häufig ein Unternehmen Beteiligungen an 
mehreren anderen Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten", und ebenfalls häufig wurden Anteile 
an einem Unternehmen von mehreren anderen Unter- 
nehmen aus diesem Kreis gehalten. Die häufigsten 
Anteilseigner — dies sind wie in der vergangenen 
Berichtsperiode drei Großbanken und die größte Ver- 
sicherungsgesellschaft unter den „100 Größten" — 
sind in Tabelle 28 zusammengefaßt. 

Tabelle 28 


Die häufigsten Anteilseigner der hundert größten 
Unternehmen 1986 und 1988 


Unternehmen 

Anzahl der Fälle 

1988 

1986 

Allianz AG Holding 

12 

11 

Deutsche Bank AG 

9 

6 

Commerzbank AG 

7 

9 

Dresdner Bank AG 

5 

6 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Beteüigungsgesellschaften und die Anteilseigner 
kommen aus allen Bereichen der Rangfolge der 
„100 Größten", jedoch sind die Anteilseigner im 
Durchschnitt größer als die Gesellschaften, an denen 
sie beteiligt sind. Dies wird unter anderem dadurch 
deutlich, daß die Anteilseigner 1988 einen durch- 
schnittlichen Rang von 37 und die Beteiligungsgesell- 
schaften einen von 50 belegten. 

456- Ändenmgen in den kapitalmäßigen Verflech- 
tungen zwischen 1986 imd 1988 ergaben sich zum 
einen durch Änderungen in der Zusammensetzung 
der „100 Größten", Auf seiten der Beteiligungsunter- 
nehmen fiel jeweils ein Unternehmen weg bzw. kam 
hinzu. Die Sachs AG schied infolge der mehrheitli- 
chen Übernahme durch die Mannesmann AG aus 
dem betrachteten Kreis aus, und die PWA Papier- 
werke Waldhof-Aschaffenburg AG trat als Beteüi- 
gungsuntemehmen in den Kreis der „100 Größten" 
ein. Bei den Anteilseignern schieden die Unterneh- 


men Deutsche Shell AG und ESSO AG aus. Ferner 
befanden sich unter den insgesamt zehn Unterneh- 
men, die 1988 neu in den Kreis der „100 Größten" 
eintraten, vier Anteilseigner: Aachener und Münche- 
ner Beteüigimgs-AG, Asko Deutsche Kaufhaus AG, 
Bayerische Landesbank Girozentrale und DG Bank 
Deutsche Genossenschaftsbank. 

457 . Zum anderen gab es Änderungen d urch Erwerb 
und Veräußerung von Anteilen, bei denen die Unter- 
nehmen auf beiden Seiten der Transaktionen sowohl 
in 1986 als auch in 1988 im Kreis der „100 Größten" 
vertreten waren. Die 14 Beteüigungsgesellschaften, 
für die dies zutiifft, sind^^): 

— Ruhrkohle AG, 

— Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH, 

— Kaufhof AG, 

— Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG, 

— Bayerische Hypotheken- imd Wechsel-Bank AG, 

— Metallgesellschaft AG, 

— Preussag AG, 

— Ruhrgas AG, 

— linde AG, 

— Klöckner- Werke AG, 

— Klöckner-Humboldt-Deutz AG, 

— Philipp Holzmann AG, 

— Beiersdorf AG, 

— Bergmann-Elektricitäts-Werke AG. 

Dabei waren in den insgesamt 19 Fällen von verän- 
dertem Anteüsbesitz an diesen Gesellschaften zwi- 
schen 1986 bis 1988 in 15 FäUen Banken und Versi- 
chenmgen beteüigt. Unter den sechs Großbanken 
sind die Deutsche Bemk mit vier Fällen und die Com- 
merzbank sowie die Dresdner Bank mit jeweüs zwei 
Fällen vertreten. Die Allianz AG Holding war in wei- 
teren vier Fällen beteiligt. 

Am bedeutendsten sind die Veränderungen im An- 
teüsbesitz an den Unternehmen Ruhrkohle AG, Kauf- 
hof AG, linde AG, Klöckner- Werke AG und Klöck- 
ner-Humboldt-Deutz AG. 

— Die Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG 
hat ihre indirekte Beteüigimg am Kapital der Ruhr- 
kohle AG von ca. 22 % auf 30,2 % erhöht. Die Auf- 

^^) Veränderungen um bis zu 0, 1 Prozentpunkte werden dabei 
nicht berücksichtigt, es sei denn, daß hierdurch eine be- 
stimmte gesellschaftsrechtlich relevante Kapitalmehrheit 
(z. B. Sperrminorität) erreicht wird bzw. verlorengeht. 
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Tabelle 29 


Kapitalverflechtungen zwischen Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten“ 1986 und 1988 


Beteiligungsuntemehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Unternehmen 

Rang 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1988 

1986 

1988 

1986 

1988 

1986 

1 

1 

Daimler-Benz AG 

6 

9 

Robert Bosch GmbH 

2,0 I 

2,0 1 




12 

13 

Deutsche Bank AG 

28,2 

28,1 




19 

20 

Dresdner Bank AG 

1,6 I 

1,6 I 




22 

23 

Allianz AG Holding 

1,6 I 

1,6 1 




24 

29 

Commerzbank AG 

1,6 I 

1,6 1 




78 

— 

DG Bank Deutsche Genos- 








senschaftsbank 

0,3 I 

— 




94 

— 

Bayerische Landesbank 








Girozentrale 

1,6 I 

— 







36,9 I 

34,9 I 

8 

4 

Ruhrkohle AG 

9 

11 

VEBA AG 

39,5 I 

39,5 I 




10 

10 

Thyssen AG 

12,7 

12,7 




11 

12 

Rheinisch-Westfähsches 








Elektrizitätswerk AG .... 

0,2 I 

0,2 1 




27 

30 

Hoesch AG 

7,9 I 

7,9 1 




40 

52 

Vereinigte Elektrizitäts- 








werke Westfalen AG .... 

30,2 I 

22,0 1 







90,5 I 

82,3 1 

10 

10 

Thyssen AG 

22 

23 

Allianz AG Holding 

ca. 4,941 

ca. 4,941 




24 

29 

Commerzbank AG 

ca. 4,941 

ca. 4,941 







ca. 9,9 1 

ca. 9,9 1 

11 

12 

Rheinisch-Westfälisches 








Elektrizitätswerk AG .... 

9 

9 

VEBA AG 

2,1 I 

2,2 1 

14 

17 

Bayerische Motoren Werke 








AG 

19 

20 

Dresdner Bank AG 

5,0 I 

5,0 1 




100 

— 

Aachener und Münchener 








Beteiligungs-AG 

0,8 I 

— 







5,8 1 

5,0 1 

16 

22 

Deutsche Lufthansa AG . . . 

94 

— 

Bayerische Landesbank 








Girozentrale 

ca. 5 

— 

21 

21 

MANAG 

22 

23 

Alhanz AG Holding 

13,7 1 

13,7 1 




24 

29 

Commerzbank AG 

7,5 1 

7,5 1 







21,2 1 

21,2 1 

23 

24 

Messerschmitt-Bölkow- 








BlohmGmbH2) 

2 

2 

Siemens AG 

9,3 1 

5,0 1 




6 

9 

Robert Bosch GmbH 

4,4 1 

4,4 1 




10 

10 

Thyssen AG 


4,7 1 




19 

20 

Dresdner Bank AG 

5,0 1 

5,0 1 




22 

23 

Allianz AG Holding 

4,6 1 

4,6 1 




37 

43 

Bayerische Vereinsbank AG 

5,0 1 

5,0 1 







28,3 I 

28,7 1 
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Beteiligungsuntemehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Unternehmen 

Rang 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zirni 

Teil indirekt) 

1988 

1986 

1988 

1986 

1988 

1986 

25 

28 

Karstadt AG 

12 

13 

Deutsche Bank AG 

Über 25 

über 25 




24 

29 

Commerzbank AG 

über 25 

über 25 







über 50 

über 50 

35 

34 

Kaufhof AG 

19 

20 

Dresdner Bank AG 


ca 9 




24 

29 

Commerzbank AG 


ca. 3 








ca. 12 

38 

45 

Degussa AG 

19 

20 

Dresdner Bank AG 

ca. 10,0 I 

ca. 10,0 1 




22 

23 

Alhanz AG Holding 

ca. 2,5 I 

ca. 2,5 I 




47 

51 

Henkel KGaA 

ca. 17,0 I 

ca. 17,0 I 







ca. 29,5 I 

ca. 29,5 1 

40 

52 

Vereinigte Elektrizitäts- 








werke Westfalen AG .... 

8 

4 

Ruhrkohle AG 

1,9 I 

1,9 1 




11 

12 

Rheinisch-Westfälisches 








Elektrizitätswerk AG .... 

7,6 I 

7,6 1 




12 

13 

Deutsche Bank AG 

6,3 I 

6,3 1 




22 

23 

Alhanz AG Holding 

2,2 I 

1,7 I 




54 

49 

Bayemwerk AG 

4,1 I 

ca. 4,1 1 




61 

67 

Westdeutsche Landesbank 








Girozentrale 

über 7,2 I 

10,3 1 







Über 29,3 I 

ca. 31,9 I 

41 

46 

Bayerische Hypotheken- 








und Wechsel-Bank AG . . 

22 

23 

Alhanz AG Holding 

24,2 I 

ca. 20 1 

42 

39 

Metallgesellschaft AG 

2 

2 

Siemens AG 

ca. 8,681 

ca. 8,681 




12 

13 

Deutsche Bank AG 

ca. 10,721 

ca. 10,641 




19 

20 

Dresdner Bank AG 

23,1 I 

ca. 18,001 




22 

23 

Alhanz AG Holding 

ca. 8,681 

ca. 8,681 







ca. 51,181 

ca. 46,001 

46 

35 

Preussag AG 

61 

67 

Westdeutsche Landesbank 








Girozentrale 

48,8 1 

ca. 33 1 

54 

49 

Bayemwerk AG 

53 

56 

VIAG Aktiengesellschaft . . 

38,84 

38,9 

55 

48 

Ruhrgas AG 

4 

6 

BASF AG 

0,151 

0,151 




8 

4 

Ruhrkohle AG 

18,011 

18,011 




9 

11 

VEBA AG 

0,121 

0,121 




11 

12 

Rheinisch-Westfähsches 








Elektrizitätswerk AG .... 

3,451 





13 

14 

Mannesmann AG 

8,171 

8,171 




27 

30 

Hoesch AG 

4,621 

4,621 




46 

35 

Preussag AG 

1,581 

1,581 




85 

73 

Eschweiler Bergwerks- 








Verein AG 

0,211 

0,211 




— 

78 

Deutsche Shell AG 

— 

14,741 




— 

96 

ESSO AG 

— 

14,741 







36,311 

62,34 ß 
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Beteiligungsuntemehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Unternehmen 

Rang 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1988 

1986 

1988 

1986 

1988 

1986 

57 

61 

linde AG 

12 

13 

Deutsche Bank AG 

ca. 10 





22 

23 

Allianz AG Holding 

ca. 12 

ca. 12 




24 

29 

Commerzbank AG 

ca. 10 

ca. 10 







ca. 32 

ca. 22 

58 

57 

Klöckner-Werke AG 

12 

13 

Deutsche Bank AG 

ca. 19,6 I 


67 

65 

Hochtief AG<) 

11 

12 

Rheinisch-Westfälisches 








Elektrizitätswerk AG .... 

über 44,0 I 

über 44,0 I 




22 

23 

Alhanz AG Holding 

über 4,4 I 

über 4,5 I 




24 

29 

Commerzbank AG 

über 12,5 I 

über 12,5 I 







Über 60,9 I 

Über 61,0 I 

69 

69 

Bosch-Siemens Hausgeräte 








GmbH 

2 

2 

Siemens AG 

50 

50 




6 

9 

Robert Bosch GmbH 

50 

50 







100 

100 

71 

54 

Klöckner- Humboldt-Deutz 








AG 

12 

13 

Deutsche Bank AG 

41,481 





22 

23 

Allianz AG Holding 

unter 10 I 








unter 51,481 


73 

70 

Wacker-Chemie GmbH . . . 

7 

7 

Hoechst AG 

50 

50 

75 

77 

Philipp Holzmann AG 

12 

13 

Deutsche Bank AG 

35,43 

über 25 




24 

29 

Commerzbank AG 

5,0 I 

über 7,5 I 




67 

65 

Hochtief AG 

20 

20 







60,431 

über 52,5 I 

76 

80 

Berliner Kraft- und Licht 








(Bewag)-AG 

9 

11 

VEBA AG 

10,0 I 

10,0 I 




53 

56 

VIAG Aktiengesellschaft . . 

10,0 I 

10,0 I 







20,0 I 

20,0 I 

77 

75 

Volksfürsorge Deutsche 








Lebensversicherung AG . 

100 

— 

Aachener und Münchener 








Beteiligungs-AG 

25,01 

— 




66 

— 

Asko Deutsche Kaufhaus 








AG 

5,0 

— 







30,01 
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Beteiligungsuntemehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Unternehmen 

Rang 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1988 

1986 


1988 

1986 


1988 

1986 

81 

83 

Bank für Gemeinwirtschaft 
AG 

100 

— 

Aachener und Münchener 
Beteüigungs-AG 

50,019 


88 

79 

Grundig AG 

28 

26 

Allgemeine Deutsche Phüips 
Industrie GmbH 

7,1 I 

7,1 I 

89 

97 

Beiersdorf AG 

22 

23 

Alhanz AG Holding 

31,2 I 

32,1 I 

90 

■ 

PWA Papierwerke Waldhof- 
Aschaffenburg AG 

41 

46 

Bayerische Hypotheken- 
und Wechsel-Bank AG . . 

25 


92 

84 

Bergmann-Elektricitäts- 
Werke AG 

2 

2 

Siemens AG 

37,0 

37,0 




12 

13 

Deutsche Bank AG 

36,5 

36,5 




37 

43 

Bayerische Vereinsbank AG 

25,4 

25,0 







98,99 

98,5 

— 

76 

Sachs AG 

24 

29 

Commerzbank AG 



35,01^ 




26 

25 

Salzgitter AG 

— 

24,98 







— 

59,99 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den „100 Größten". 

2) Im Zuge des 1989 vom Bundesminister für Wirtschaft gemäß § 24 Abs. 3 GWB erlaubten Zusammenschlusses mit der Daimler- 
Benz AG ist die Kapitalmehrheit in deren Besitz übergegangen. 

3) Die Angaben für 1986 wurden gegenüber dem Siebenten Hauptgutachten geringfügig geändert. 

4) Inzwischen hat die Commerzbank AG einen 10 %igen Anteil am Aktienkapital der Hochtief AG an RWE verkauft, die damit 
indirekt mit 54 % über die Kapitalmehrheit bei Hochtief verfügt, 

5) Die Beteiligung wurde zum Zweck der Weiterveräußerung erworben. Sie ging 1989 auf die TETRA Vermögensverwaltungsge- 
sellschaft GmbH über, die bereits 20 % am Kapital der Volksfürsorge hält imd an der die gewerkschaftseigene Beteiligimgs- 
gesellschaft für Gemeinwirtschaft AG mit knapp 67 % beteiligt ist. 

6) Aufgnmd vertraghch vereinbarter Stimmrechtsbeschränkimgen wird die Bank für Gemein Wirtschaft AG trotz der im Besitz der 
Aachener und Münchener BeteÜigungs-AG befindlichen Kapitalmehrheit lücht in deren Konzemabschluß einbezogen. 

7) Mit Wirkung vom 1. Januar 1989 wurde dieses Aktienpaket von der Röchling-Gruppe übernommen. 

8) Hierin sind 10 % Handelsbestand eingeschlossen. 

Quelle: Eigene Erhebimgen 


Stockung erfolgte indirekt über die 100 %ige Toch- 
tergesellschaft BGE Beteüigungsgesellschaft für 
Energieuntemehmen mbH, über die auch die bis- 
herige 22%ige Beteihgung gehalten wird. Im Be- 
richtszeitraum hat die BGE sämtliche Kapitalan- 
teile an der Sodete Nouvelle Sidechar erworben, 
die direkt mit 8,25 % an der Ruhrkohle AG beteiligt 
ist. 

— Die am Aktienkapital der Kaufhof AG direkt ge- 
haltenen Anteile der Dresdner Bank AG mit 9 % 
und der Commerzbank AG mit 3% wurden im 
Berichtszeitraum veräußert. 

— Die Deutsche Bank AG hat eine Beteihgung an der 
Linde AG in Höhe von 10 % erworben. Zusammen 
mit den Anteilen von Alhanz (12 %) und Commerz- 
bank (10%) werden damit 32% des Kapitals der 


Linde AG von Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" gehalten. 

— Die Veränderungen der Beteihgungsverhältnisse 
bei den Unternehmen Klöckner-Werke AG und 
Klöckner-Humboldt-Deutz AG (KHD) stehen 
ebenfalls in Verbindung mit Transaktionen der 
Deutschen Bank. Sie hat Ende 1988 98 % am Kapi- 
tal des Handelsunternehmens Klöckner & Co. er- 
worben. Vor dem Hintergrund starker Verluste aus 
Rohöl-Termingeschäften erfolgte eine Kapitalher- 
absetzung auf 100,— DM imd zugleich eine Erhö- 
hung des Grundkapitals um 250 Mio. DM, das aus- 
schheßhch die Deutsche Bank gezeichnet hat. 
Gleichzeitig wurde die Klöckner & Co. KGaA in 
eine AktiengeseUschaft umgewandelt. Da das 
Handelsunternehmen an Klöckner-Werke und an 
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KHD jeweils eine direkte Beteiligung hält, ist die 
Deutsche Bank im Zuge ihrer Kapitaltransaktion 
am 31. Dezember 1988 mittelbar auch an diesen 
Gesellschaften beteiligt; bei der Klöckner- 
Werke AG macht dies knapp 20% und bei KHD 
ca. 41,5% des Aktienkapitals aus. Zwischenzeit- 
hch liegen wieder andere Beteiligungsstrukturen 
zugnmde, da die Deutsche Bank ihren Anteil an 
Klöckner & Co. im Januar 1990 weiterveräußert 
hat; neuer alleiniger Anteilseigner ist danach das 
Gemeinschaftsimtemehmen VIAG/Bayemwerk- 
BeteüigungsgeseUschaft mbH. 

458 - Bei neun Unternehmen aus dem Untersu- 
chungskreis 1988 (1986: acht) summieren sich die An- 
teile mehrerer Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten" auf über 50%. In einem Fall wurde diese 
BeteUigimgshöhe sogar von einem einzelnen Unter- 
nehmen gehalten. In 1988 handelt es sich um folgende 
Gesellschaften: 

— Ruhrkohle AG, 

— Karstadt AG, 

— Metallgesellschaft AG, 

— Hochtief AG, 

— Bosch- Siemens Hausgeräte GmbH, 

— Klöckner-Humboldt-Deutz AG, 

— Philipp Holzmann AG, 

— Bank für Gemeinwirtschaft AG, 

— Bergmann- Elektridtäts- Werke AG. 

Gegenüber 1986 neu dazugekommen sind die Unter- 
nehmen Metallgesellschaft AG, KHD und Bank für 
Gemeinwirtschaft AG (BfG). Bei der BfG haben sich 
zwar die Beteüigungsverhältnisse gegenüber 1986 
nicht geändert, jedoch ist die nach wie vor mit 50 % 
plus einer Aktie beteiligte Aachener imd Münchener 
Beteüigimgs-AG (AMB) 1988 in den Kreis der 
„ 100 Größten" eingetreten. Aufgrund vertraghch ver- 
einbarter Stimmrechtsbeschränkungen wird die BfG 
trotz der Kapitalmehrheit nicht in den Konzemab- 
schluß der AMB einbezogen. Die Unternehmen 
Sachs AG und Ruhrgas AG sind gegenüber 1986 nicht 
mehr in der betrachteten Gruppe von BeteUigungsun- 
temehmen vertreten. Die Sachs AG schied infolge der 
mehrheitiichen Übernahme durch die Mannes- 
mann AG aus dem Kreis der „100 Größten" aus. Bei 
der Ruhrgas AG sank der von Unternehmen der 
„100 Größten" gehaltene Kapitalanteil von ca. 62% 
auf ca. 36%, da die beiden Anteilseigner Deutsche 
Shell AG und ESSO AG 1988 nicht mehr unter den 
nach Wertschöpfung hundert größten Unternehmen 
vertreten sind. 

459 . Als Maß für die durch Kapitalverflechtungen 
entstandene Interdependenz kann der Anteil angese- 
hen werden, den die Summe der mit den entsprechen- 
den Kapitalanteilen gewichteten Wertschöpfungsbe- 
träge der Beteüigimgsgesellschaften an der Gesamt- 
wertschöpfung der „100 Größten" ausmacht. Den 
höchsten Wert von 100% könnte dieser Anteil im 
theoretisch denkbaren (aber vollkommen unrealisti- 
schen) Fall der vollständigen Interdependenz, in dem 
das Kapital von jedem Unternehmen unter den 


„100 Größten" zu 100% anderen Unternehmen aus 
diesem Kreis gehört, erreichen. Dieser Anteil betrug 

1986 10,4%, 

1988 10,9%. 

Der Grad der Interdependenz hat demnach zwischen 
1986 und 1988 um 0,5 Prozentpunkte zugenommen. 
Bei der Interpretation dieses Ergebnisses ist zu be- 
rücksichtigen, daß hierbei auch jene Effekte zum Tra- 
gen kommen, die aus Änderungen in der Zusammen- 
setzung des Kreises der „100 Größten" resultieren. 
Dies betrifft sowohl die Anteilseignerseite als auch die 
Seite der Beteüigungsuntemehmen. Schließt man 
diese Effekte aus, dann hat der Grad der Interdepen- 
denz im Jahr 1988 10,8% betragen und liegt folghch 
auch nach Bereinigung noch um 0,4 Prozentpunkte 
über dem Ergebnis von 1986. 

5.1.3 Zusammenfassende Betrachtung aller Anteilseigner an 
den „100 Größten" 

460 - Die Tabelle 27 zeigt, daß für die Mehrzahl der- 
jenigen Unternehmen, die in 1986 und 1988 zum Kreis 
der „100 Größten" gehörten, die Beteiligungsverhält- 
nisse im wesentlichen unverändert gebheben sind. Axi 
den Veränderungen, die stattfanden, waren in meh- 
reren Fällen Unternehmen aus dem Kreis der 
„ 100 Größten" als Anteilseigner beteiügt, worauf be- 
reits im vorangegangenen Abschnitt eingegangen 
wurde. Darüber hinaus waren aber auch vielfach an- 
dere der in Tabelle 27 auf geführten Gruppen von An- 
teilseignern an Verändenmgen beteiügt: 

— Durch eine Kapitalerhöhung, an der sich die öf- 
fentüchen Anteilseigner nicht beteüigten, und 
durch die Veräußerung sämtiicher Anteile der 
Bimdesrepubük Deutschland am Aktienkapital 
der Volkswagen AG — sie wurden im Pubükum 
breit gestreut — verringerte sich der Anteilsbesitz 
der öffentiichen Hand von 40% auf 17,6%. Die 
verbleibenden Anteile im Besitz der öffentiichen 
Hand entfallen auf das Land Niedersachsen. 

— Zu einer vollständigen Privatisierung kam es dage- 
gen bei der VEBA AG. Der Bund hat seine Beteüi- 
gung in Höhe von 25,6 % im März 1987 veräußert; 
die Aktien wurden breit gestreut. 

~ Bei der Deutsche Lufthansa AG ging der Anteils- 
besitz der öffentiichen Hand, der hauptsächüch auf 
den Bimd entfällt, von 82,2% auf 71,45% zurück. 
Auf die Bayerische Landesbank Girozentrale, de- 
ren Kapital wiederum zu 50 % im Besitz öff entii- 
cher Anteilseigner hegt, entfällt ein Kapitalanteil 
von ca. 5%. 

— Der vierte und letzte Fall von Privatisierung bzw. 
Teilprivatisierung im Berichtszeitraum bezieht 
sich schüeßüch auf die VIAG AG. Der Bimd und 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau haben Anfang 
Mai 1988 ihre Anteile in Höhe von zusammen 60 % 
des Grundkapitals der VIAG AG veräußert. Die 
Anteile wurden von einem 51 Kreditanstalten um- 
fassenden Konsortium imter Leitung der Deut- 
schen Bank an der Börse breit gestreut plaziert. 

— Die 15% des Aktienkapitals der MAN AG, die sich 
1986 noch in Famüienbesitz befanden, sind inzwi- 
schen in Streubesitz übergegangen. 
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— Zu wesenthchen Änderungen der Beteiligungsver- 
hältnisse kam es bei der Kaufhof AG. So sind die 
beiden Großbanken (Commerzbank und Dresdner 
Bank) mit zusanunen 12% Kapitalanteil im Jahr 
1986 im Anteilseignerkreis von 1988 nicht mehr 
vertreten. Gleiches gilt auch für den ausländischen 
Einzelbesitz (Schweizer Bankenverein) in Höhe 
von 17,4% und den Familienbesitz in Höhe von 
10%. Stattdessen hat die Metro Vermögensver- 
waltung mbH & Co. KG ihre 24,9 %ige Beteiligung 
auf eine über 50 % hegende Kapitalmehrheit auf- 
gestockt. Die resthchen Anteüe befinden sich in 
Streubesitz. 

“ Das Kapital der Deutsche Babcock AG befindet 
sich 1988 zu 100 % in Streubesitz. 1986 waren noch 
über 25 % in ausländischem Einzelbesitz (Iran) und 
ca. 10% des Grundkapitals bei der Berliner Han- 
delsbank. 

— Bei der Hochtief AG ist der in Streubesitz befindh- 
che Aktienanteü gegenüber 1986 gestiegen, da die 
1986 unter der Kategorie „Sonstige" subsumierte 
Von Finck'sche Industrie-Beteüigungs-KG ihren 
über 25 % hegenden Anteil am Kapital der Hoch- 
tief AG veräußert hat. 

— Die Änderungen der Beteihgungsverhältnisse bei 
der Axel Springer Verlag AG betreffen zum einen 
den Rückverkauf des 24,9 %igen Kapitalanteüs der 
F-hF Burda GeseUschaft für Beteihgungen an die 
FamihengeseUschafter imd zum anderen den An- 
teilserwerb der Kirch-Gruppe in Höhe von 10%. 

Tabelle 30 


— Zum Jahresende 1988 veräußerte die gewerk- 
schaftseigene BeteihgungsgeseUschaft für Ge- 
meinwirtschaft AG (BGAG) jeweils 25 % und eine 
Aktie der Volksfürsorge Deutsche Lebensversi- 
cherung AG an die Aachener und Münchener Be- 
teihgimgs-AG imd die itahenische Fondiaria Ver- 
sichenmgsgruppe. Weitere 20% wurden an die 
TETRA Vermögens verwaltxmgsgeseUschaft mbH 
veräußert, an der die BGAG mehrheithch beteihgt 
ist. Die resthchen 5 % des Kapitals wurden von der 
Asko Deutsche Kaufhaus AG erworben, die ihren 
Anteü jedoch 1989 an TETRA weiterveräußert 
hat. 

Weitere Änderungen in der Anteüseignerstruktur 
zwischen 1986 imd 1988 betreffen die Unternehmen 
Daimler-Benz, BMW, MBB, Zahnradfabrik Friedrichs- 
hafen, Vereinigte Elektrizitätswerke, Bayerische Hy- 
potheken- und Wechsel-Bank, Metahgesehschaft, 
Preussag, RheinmetaU, Nestle, Michelin und Beiers- 
dorf. 

461 . In Tabelle 30 sind die in Tabelle 27 im einzelnen 
aufgeführten Angaben über Beteihgungen an den 
„100 Größten" zusammenfassend dargesteUt. Danach 
gibt es fünf große Gruppen von Unternehmen mit fol- 
genden Beteihgungsverhältnissen, 

“ Mehrheit in ausländischem Besitz, 

— Mehrheit im Besitz der öffenthchen Hand, 

— Mehrheit im Besitz von Einzelpersonen, Famihen 
und Famihenstiftungen, 


Aufschlüsselung der hundert größten Unternehmen 1986 und 1988 
nach Arten der Beteiligungsverhältnisse 


Beteiligimgsverhältnis 

Anzahl der 
Unternehmen 

Anteil an der 
Wertschöpfimg der 
„100 Größten" (%) 

Durchschnittliche 
Wertschöpfung 
(Mio. DM) 


1988 

1986 

1988 

1986 

1988 

1986 

Mehrheit im Besitz der „100 Größten" 

1‘) 

0 

0,3 

0 

814 


Mehrheit in ausländischem Einzelbesitz 

16 

18 

11,4 

12,6 

1 949 

1 772 

Mehrheit im Besitz der öffentlichen Hand 2) . . . 

13 

14 

10,2 

9,9 

2 135 

1 788 

Mehrheit im Besitz von Einzelpersonen, Fami- 
lien und Familienstiftungen 3) 

21 

23 

13,9 

13,7 

1 804 

1 508 

Über 50 % Streubesitz 

28 

25 

44,4 

43,9 

4 318 

4 451 

Mehrheit im Besitz des DGB und seiner Einzel- 
gewerkschaften 

0 

2 

0 

0,6 

0 

805 

Sonstiger Mehrheitsbesitz 

3 

2 

hO 

0,9 

1449 


Keine Mehrheit 

18 

16 

18,2 

18,5 

2 756 



100 

100 

99,9*) 

100,1^) 

2 725 

2 536 


1) Die Aachener und Münchener Beteüigungs-AG (AMB) hält 50 % und eine Aktie am Kapital der Bank für Gemeinwirtschaft AG 
(BfG). Aufgrund vertraglich vereinbarter Stimmrechtsbeschränkungen wird die BfG trotz dieser Kapitalmehrheit nicht in den 
Konzemabschluß der AMB einbezogen. 

2) Enthält die Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG, an der öffentliche Gebietskörperschaften zwar nicht die Anteils-, 
jedoch die Stimmenmehrheit halten. 

3) Enthält die Nixdorf Computer AG, an der zwei gemeinnützige Stiftungen zusammen mit der Familie Nixdorf zwar nur 50 % des 
Kapitals halten, jedoch über die Stimmenmehrheit verfügen. 

4) Rundungsfehler. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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— Über 50 % Streubesitz, 

— keine Mehrheit, 

und drei kleinere Gruppen, bei denen 

— Unternehmen der „100 Größten", 

— der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Ein- 
zelgewerkschaften oder 

— sonstige Institutionen 
mehrheitlich beteiligt sind. 

Zu der mit „keine Mehrheit" gekennzeichneten 
Gruppe gehören Unternehmen, an denen mehrere 
wesentiiche Minderheitsbeteüigungen bestehen, die 
sich zu über 50% addieren, so daß der Streubesitz 
unterhalb dieser Grenze bleibt. Bemerkenswert ist 
hier, daß 1988 von den insgesamt 18 Unternehmen 15 
zu denen gehörten, an denen andere Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten " beteiligt waren, und 
daß sich in acht dieser Fälle Beteiligungen von meh- 
reren Unternehmen der „100 Größten" auf über 50% 
summierten. Für 1986 ergab sich ein ähnhches Büd. 
Die Gruppe, bei der Unternehmen der „ 100 Größten" 
mehrheitlich beteiligt sind, wird gegenüber früheren 
Gutachten erstmals aufgeführt^^). 

462. Die Unternehmen, deren Aktienmehrheit sich 
in Streubesitz befindet, weisen mit Abstand die durch- 
schiüttiich größte Wertschöpfimg auf. Die durch- 
schnittiich geringste Wertschöpfung haben die Unter- 
nehmen mit Mehrheit im Besitz der „ 1 00 Größten " . Im 
Mehrheitsbesitz des Deutschen Gewerkschaftsbun- 
des imd seiner Einzelgewerkschaften befindet sich 
indessen 1988 kein Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten". Die übrigen Gruppen von Unterneh- 
men verteilen sich in einem mittleren Feld mit Werten 
für die durchschnittliche Wertschöpfung von 1 807 
Mio. DM (Unternehmen mit Mehrheit in Familienbe- 
sitz) bis 2 756 Mio. DM (Unternehmen mit sonstigem 
Mehrheitsbesitz) . 

Die unterschiedliche Größe der Unternehmen, geord- 
net nach den Beteüigimgsverhältnissen, spiegelt sich 
auch im Anteü dieser Gruppen an der Wertschöpfung 
der „100 Größten" wider. Knapp 45% der Wertschöp- 
fung der „100 Größten" entfallen 1988 auf die Unter- 
nehmen mit mehrheitlichem Streubesitz des Aktien- 
kapitals, während die anderen Gruppen gemessen an 
der Anzahl der Unternehmen unterproportionale 
Wertschöpfungsanteile aufweisen. 

463. Die durchschiüttliche Wertschöpfung der Un- 
ternehmen in den acht Gruppen hat sich unterschied- 
lich entwickelt. Eine Besonderheit stellt dabei die erst- 
mals aufgeführte Gruppe nüt Mehrheit im Besitz der 
„100 Größten" dar. Mit der Beteiligung der Aachener 
und Münchener Beteüigungs-AG an der Bank für Ge- 
meinwirtschaft AG in Höhe von 50,01 % ist ein Fall 
auf getreten, bei welchem sich der Kapitalanteil eines 
Unternehmens der „100 Größten" an einem anderen 
Unternehmen dieses Kreises auf über 50% beläuft. 
Bemerkenswert ist ferner die Entwicklung im Zusam- 
menhang mit der Gruppe „Mehrheit im Besitz des 
DGB und seiner Einzelgewerkschaften". Bereits zwi- 
schen 1984 und 1986 war der Wertschöpfungsanteil 


45) Vgl. Fn. 1 zu Tabelle 30. 


dieser Gruppe von Unternehmen stark gesunken. 
Nach dem Ausscheiden der Neuen Heimat aus dem 
Kreis der „100 Größten" imd der geänderten Beteüi- 
gungsstruktur bei der Volksfürsorge Deutsche Le- 
bensversicherung AG befindet sich 1988 kein Unter- 
nehmen mehr in dieser Gruppe. Bei der Gruppe in 
mehrheitlichem Besitz der öffentlichen Hand ist die 
durchschnittliche Wertschöpfung zwischen 1986 und 
1988 um 19,4 % gestiegen. Dies ist im wesentlichen 
auf die überdurchschnittliche Entwicklung der be- 
trachteten Unternehmen zinrückzuführen. Dagegen 
kommt der im Berichtszeitraum erfolgte spürbare 
Rückgang des Kapitalanteils der öffentiichen Hand 
bei einer Reihe von Großunternehmen im vorliegen- 
den Ergebnis nicht voll zum Tragen; diesbezügUche 
Veränderungen ergaben sich insbesondere bei den 
Unternehmen Volkswagen, VEBA, Deutsche Luft- 
hansa und VIAG. 

464. Mit besonderem Interesse hat die Monopol- 
kommission stets auch die Entwicklimg der Gruppe 
ausländisch kontrolherter Großunternehmen verfolgt. 
Ihre durchschnittliche Wertschöpfung ist im Berichts- 
zeitraum um 9,9% gestiegen und liegt damit um 
2,5 Prozentpunkte leicht über der Wachstumsrate al- 
ler himdert größten Unternehmen. Die Steigerung re- 
siütiert hauptsächlich aus dem überdurchschnittli- 
chen Wertschöpf imgszuwachs bei der Opel AG, der 
entgegengesetzte Entwicklimgen überkompensiert 
hat. Diese betreffen im wesentlichen das Ausscheiden 
der drei in ausländischem Mehrheitsbesitz befindli- 
chen Unternehmen Deutsche Shell, Hewlett-Packard 
und ESSO aus dem Kreis der „100 Größten". Mit der 
Alusuisse Deutschland kam dagegen nur ein auslän- 
disch kontrolliertes Unternehmen neu dazu. 


5.2 Kooperation im Rahmen von 
Gemeinschaftsunternehmen 

5.2.1 Methodische Vorbemerkungen und allgemeine 
Angaben zu den ermittelten Gemeinschafts- 
unternehmen 

465. In der folgenden Untersuchimg ist die direkte 
oder indirekte Kapitalbeteiligung von zwei oder meh- 
reren Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten“ 
1 986 und 1 988 mit je mindestens 25 % das Kriterium 
zur Ermittlung der Gemeinschaftsunternehmen. Beim 
Ausweis einer indirekten Beteiligung müssen die zwi- 
schengeschalteten BeteiligxmgsgeseUschaften von 
dem betreffenden Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" beherrscht sein. 

466. Gnmdlage für die Ermittlimg der Gemein- 
schaftsunternehmen sind die Geschäftsberichte der 
„100 Größten", die Loseblattscunmlungen des Hop- 
penstedt-Verlages „Konzerne in Schaubüdem" und 
„Konzerne aktuell" sowie die Meldxmgen des Bun- 
deskartellamtes über angezeigte Untemehmenszu- 
sanunenschlüsse. Bei gegebenenfalls voneinander 
abweichenden Angaben, die sich in Einzelfällen 
durch den unterschiedlichen Stand ergeben, wurde 
stets die Angabe des Geschäftsberichts zugnmde ge- 
legt. 

Das verwendete Datenmaterial läßt keine lückenlose 
Erfassung aller Beteiligungen der „100 Größten“ zu. 
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Nur wenige Gesellschaften veröffentlichen in ihren 
Geschäftsberichten eine vollständige Übersicht über 
ihre Beteiligungen, die gemäß § 285 Nr. 11 HGB ab 
einer Höhe von 20 % anzeigepflichtig sind. In vielen 
Fällen werden neben dem Konsolidierungskreis nur 
wenige ausgewählte Beteiligungen angegeben. Die 
vollständige Beteiligungsübersicht wird beim Han- 
delsregister hinterlegt. Die Beschränkimg des Unter- 
suchungsgegenstandes auf Beteiligrmgen von minde- 
stens 25 % berechtigt jedoch zu der Annahme, daß die 
Zahl der nicht erfaßten Gemeinschaftsunternehmen 
gering ist. 

467 . Hinzuweisen ist weiterhin auf eine methodi- 
sche Begrenzung, die darin besteht, daß sich die vor- 
liegende Untersuchung auf Unternehmen mit Sitz im 
Inland beschränkt. Hierdurch werden alle Gemein- 
schaftsunternehmen aus der Untersuchrmg ausge- 
klammert, die — obwohl im Ausland ansässig — der 
Kooperation deutscher und ausländischer Partner auf 
dem deutschen Markt dienen. 

468 . Die Analyse der Beteiligungen an den „100 
Größten" in Abschnitt 5.1.2 hat gezeigt, daß Unter- 
nehmen aus dem Kreis der „100 Größten" Anteile an 
anderen Unternehmen aus diesem Kreis hielten. Nach 
den oben festgelegten Abgrenzungen zählten von 
den „100 Größten" 1986 imd 1988 die Unternehmen 
Karstadt AG, Bosch-Siemens Hausgeräte GmbH, 
Bergmann-Elektricitäts- Werke AG sowie 1988 zusätz- 
hch die Ruhrkohle AG zu den Gemeinschaftsimter- 
nehmen. Unternehmen, an denen diese als Gemein- 
schaftsunternehmen identifizierten Unternehmen aus 
dem Kreis der „100 Größten" zusammen mit ihren 
Anteilseignern, durch die sie zu Gemeinschaftsimter- 
nehmen werden, mit mehr als 25 % beteiligt waren, 
werden ihrerseits nicht als Gemeinschaftsunterneh- 
men gewertet. Unter den ausgewiesenen Beteiligun- 
gen der „100 Größten" wurden 1988 nach der oben 
angegebenen Abgrenzung 194 Gemeinschaftsrmter- 
nehmen registriert. Im Jahr 1986 waren es 189 Ge- 
meinschaftsimtemehmen. In den Kreis der Gemein- 
schaftsunternehmen, an denen Unternehmen der 
„100 Größten" Beteiligungen halten, sind zwischen 
1986 und 1988 58 Unternehmen neu eingetreten und 
53 Unternehmen ausgeschieden. Von diesen 53 Un- 
ternehmen sind acht deshalb weggefallen, weil eine 
Reihe von Anteilseignem 1988 aus dem Kreis der „100 
Größten" ausgeschieden ist. Weitere fünf Gemein- 
schaftsunternehmen sind dadurch weggefallen, daß 
die Ruhrkohle AG 1988 selbst ein Gemeinschaftsun- 
ternehmen der VEBA AG und der Vereinigte Elektri- 
zitätswerke Westfalen AG darstellt. Die verbleiben- 
den 40 Gemetnschaftsimtemehmen sind deshalb aus- 
geschieden, weil die Kapitalanteile auf Unternehmen 
außerhalb des Berichtskreises übergegangen sind, 
eine mehrheitliche Übernahme durch ein Unterneh- 
men aus dem Kreis der „100 Größten" stattgefunden 


hat oder das Gemeinschaftsunternehmen zwischen 
1986 und 1988 aufgelöst wurde. 

469 . Um einen Eindruck von der Größe der Gemein- 
schaftsunternehmen zu gewinnen, wurde deren No- 
minalkapital erhoben. Das durchschnittiiche Nomi- 
nalkapital betrug 1988 42 Mio. DM, wobei die ein- 
zelnen Beträge zwischen 0 (bei Gesellschaften bür- 
gerhchen Rechts) und 535 Mio. DM (Ruhrkohle AG) 
streuten. Bei einem durchschnittlichen Nominalkapi- 
tal der „100 Größten" von 680 Mio. DM wird das 
erwartete Größengefälle zwischen den Unternehmen 
aus diesem Kreis und ihren Gemeinschaftsunterneh- 
men deutlich. Für 1986 ergab sich mit 38 Mio. DM 
einerseits und 657 Mio. DM andererseits eine ähnlich 
deutliche Diskrepanz hinsichtiich des durchschnittli- 
chen Nominalkapitals. 

470 . Die vorherrschende Rechtsform bei den Ge- 
meinschaftsunternehmen ist die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung. 75,2% der Gemeinschaftsimter- 
nehmen waren in dieser Form organisiert, 16,0% in 
der Form der Aktiengesellschaft, 5,2% in der Form 
der GmbH & Co. KG imd 3,6% in sonstigen Rechts- 
formen. 


5^.2 Verflechtungen der „100 Größten“ über 
Gemeinschaftsunternehmen 

471 . Tabelle 31 zeigt, daß die 194 Gemeinschaftsun- 
ternehmen im Jahr 1988 68 Unternehmen aus dem 
Kreis der „100 Größten" zuzurechnen waren. Die 
189 Gemeinschaftsunternehmen 1986 waren 65 Un- 
ternehmen zuzurechnen. Diese Unternehmen aus 
dem Kreis der „ 100 Größten" besaßen 1988 insgesamt 
400 Beteüigimgen (1986: 390) an Gemeinschaftsun- 
ternehmen. Damit waren die Unternehmen aus dem 
Kreis der „100 Größten", die Beteüigxmgen an Ge- 
meinschaftsunternehmen aufwiesen, in beiden Jah- 
ren durchschnittlich an drei Gemeinschaftsunterneh- 
men, meistens nur mit einem weiteren Unternehmen 
der „ 100 Größten" , beteiligt. Ledighch an elf Gemein- 
schaftsunternehmen waren 1988 mehr als zwei Unter- 
nehmen der „100 Größten" beteiligt. 

An den Gemeinschaftsunternehmen waren wie in der 
vorangegangenen Berichtsperiode besonders häufig 
Unternehmen aus der ersten Hälfte der Rangfolge der 
„100 Größten" beteiligt. Von den Beteiligungen an 
Gemeinschaftsunternehmen entfielen 1988 und 1986 
knapp 80 % auf die 50 größten Unternehmen. Auf die 
25 größten Unternehmen entfielen 1988 allein 55 % 
(1986: 50,8%) der Beteiligungen an Gemeinschafts- 
unternehmen. Von den Unternehmen, für die keine 
Beteüigrmg an Gemeinschaftsrmtemehmen ermittelt 
werden konnte, befanden sich in beiden Jahren je- 
weils ca. 70 % in der zweiten Hälfte der Rangliste der 
„100 Größten". 
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Tabelle 31 


Die Verflechtungen zwischen den hundert größten Unternehmen 1986 und 1988 
über Gemeinschaftsunternehmen (GU) ^ 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

1 

1988 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 248, 250 

8 

6 

(1) 

1986 



3 

3 

2 

1988 

Siemens AG 

243, 250 

11 

11 

(2) 

1986 



7 

7 

3 

1988 

Volkswagen AG 

244 

3 

3 

(3) 

1986 



1 

1 

4 

1988 

BASF AG 

200 

7 

5 

(6) 

1986 



9 

7 

5 

1988 

Bayer AG 

200 

7 

4 

(5) 

1986 



3 

3 

6 

1988 

Robert Bosch GmbH 

242, 244, 250 

5 

6 

(9) 

1986 



4 

4 

7 

1988 

Hoechst AG 

200 

6 

7 

(7) 

1986 



6 

6 

8 

1988 

Ruhrkohle AG 

101, 110 , 200 

13 

10 

(4) 

1986 



20 

11 

9 

1988 

VEBA AG 

101, 200, 205, 

38 

19 

(11) 

1986 


40/41 

39 

19 

10 

1988 

Thyssen AG 

230-232, 240, 242, 

12 

9 

(10) 

1986 


245, 246 

9 

7 

11 

1988 

Rheinisch- Westfähsches 

101 , 116, 205,40/41 

14 

9 

(12) 

1986 

Elektrizitätswerk AG 


13 

8 

12 

1988 

Deutsche Bank AG 

601 

22 

12 

(13) 

1986 



25 

10 

13 

1988 

Mannesmann AG 

230-232, 242, 40/41 

8 

6 

(14) 

1986 



7 

6 

14 

1988 

Bayerische Motoren Werke AG 

244 

1 

1 

(17) 

1986 



2 

2 

15 

1988 

Ford-Werke AG 

244 

0 

0 

(16) 

1986 



0 

0 

16 

1988 

Deutsche Lufthansa AG 

51 

3 

3 

(22) 

1986 



2 

2 

17 

1988 

Adam Opel AG 

244 

0 

0 

(19) 

1986 



0 

0 

18 

1988 

IBM Deutschland GmbH 

243 

0 

0 

(15) 

1986 



0 

0 

19 

1988 

Dresdner Bank AG 

601 

14 

11 

(20) 

1986 



14 

7 

20 

1988 

Fried. Krupp GmbH 

230-232, 240, 242, 

15 

8 

(18) 

1986 


246, 40/41 

9 

4 

21 

1988 

MAN AG 

233, 240, 242, 244, 

4 

4 

(21) 

1986 


40/41 

3 

3 

22 

1988 

Allianz AG Holding 

61 

8 

8 

(23) 

1986 



9 

9 

23 

1988 

Messerschmitt- Bölkow-Blohm 

248 

4 

3 

(24) 

1986 

GmbH 


4 

3 

24 

1988 

Commerzbank AG 

601 

17 

5 

(29) 

1986 



18 

5 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

25 

1988 

Karstadt AG 

43 

0 

0 

(28) 

1986 



0 

0 

26 

1988 

Salzgitter AG 

230-232, 240, 246, 

5 

5 

(25) 

1986 


40/41 

8 

7 

27 

1988 

Hoesch AG 

230-232, 237, 238, 

8 

4 

(30) 

1986 


40/41 

9 

5 

28 

1988 

Allgemeine Deutsche Philips 

250 

4 

4 

(26) 

1986 

Industrie GmbH 


3 

3 

29 

1988 

Asea Brown Boveri AG 

250 

1 

1 

(31) 

1986 



0 

0 

30 

1988 

Feldmühle Nobel AG 

200, 230-232, 242, 

0 

0 

(8) 

1986 


264 

1 

1 

31 

1988 

REWE Handelsgesellschaft 

43 

0 

0 

(38) 

1986 

Leibbrand oHG 


0 

0 

32 

1988 

Deutsche Unilever GmbH 

28/29 

0 

0 

(33) 

1986 



0 

0 

33 

1988 

Zahnradfabrik Friedrichshafen 

242, 244 

1 

1 

(37) 

1986 

AG 


1 

1 

34 

1988 

Standard Elektrik Lorenz AG 

242, 250 

5 

5 

(27) 

1986 



3 

3 

35 

1988 

Kaufhof AG 

43 

1 

2 

(34) 

1986 



2 

2 

36 

1988 

Gustav und Grete Schickedanz 

265, 43 

2 

2 

(72) 

1986 

Holding KG^) 


6 

2 

37 

1988 

Bayerische Vereinsbank AG 

601 

11 

6 

(43) 

1986 



12 

8 

38 

1988 

Degussa AG 

200, 210, 233, 238, 

10 

8 

(45) 

1986 


40/41 

9 

7 

39 

1988 

Saarbergwerke AG 

110 

7 

6 

(32) 

1986 



7 

6 

40 

1988 

Vereinigte Elektrizitätswerke 

10h 103, 105 

3 

1 

(52) 

1986 

Westfalen AG 


4 

4 

41 

1988 

Bayerische Hypotheken- imd 

601 

9 

4 

(46) 

1986 

Wechsel-Bank AG 


7 

2 

42 

1988 

Metallgesellschaft AG 

233, 40/41 

14 

9 

(39) 

1986 



11 

6 

43 

1988 

ITT Gesellschaft für Beteiligun- 

242, 244, 40/41 

0 

0 

(50) 

1986 

gen mbH 


0 

0 

44 

1988 

Carl-Zeiss-Stiftung 

252 

0 

0 

(42) 

1986 



1 

1 

45 

1988 

Bertelsmann AG 

76 

1 

1 

(40) 

1986 



0 

0 

46 

1988 

Preussag AG 

110, 116, 200, 233 

8 

7 

(35) 

1986 



9 

7 

47 

1988 

Henkel KGaA 

200 

2 

2 

(51) 

1986 



3 

3 

48 

1988 

Nixdorf Computer AG 

243 

2 

2 

(58) 

1986 



0 

0 

49 

1988 

BATIG Gesellschaft für 

210, 299, 43 

3 

4 

(36) 

1986 

Beteiligungen mbH 


3 

3 

50 

1988 

Continental Gummi-Werke AG 

213 

2 

2 

(47) 

1986 



2 

2 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

51 

1988 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer 

242, 244 

1 

1 

(44) 

1986 

KGaA 


0 

0 

52 

1988 

Hamburger Gesellschaft für Be- 

101, 103, 105, 51 

4 

1 

(-) 

1986 

teiligungsverwaltung mbH 5) 


— 

— 

53 

1988 

VIAG Aktiengesellscheift 

101, 200, 233 

7 

7 

(56) 

1986 



5 

3 

54 

1988 

Bayemwerk AG 

101 

12 

6 

(49) 

1986 



12 

7 

55 

1988 

Ruhrgas AG 

103 

1 

1 

(48) 

1986 



2 

3 

56 

1988 

Deutsche Babcock AG 

240, 241, 242 

0 

0 

(60) 

1986 



0 

0 

57 

1988 

Linde AG 

242 

2 

2 

(61) 

1986 



2 

2 

58 

1988 

Klöckner-Werke AG 

230-232, 237, 238, 

1 

2 

(57) 

1986 


242 

4 

4 

59 

1988 

Schering AG 

200 

0 

0 

(62) 

1986 



1 

1 

60 

1988 

Hertie Waren- und Kaufhaus 

43 

1 

2 

(53) 

1986 

GmbH 


0 

0 

61 

1988 

Westdeutsche Landesbank 

602 

9 

6 

(67) 

1986 

Girozentrale 


6 

6 

62 

1988 

Enka AG 

200 

0 

0 

(59) 

1986 



0 

0 

63 

1988 

Compagnie de Saint-Gobain 

227, 234 

0 

0 

(55) 

1986 

(Deutsche Gruppe) 


0 

0 

64 

1988 

Saarstahl Völklingen GmbH 

230-232 

4 

3 

(64) 

1986 



5 

4 

65 

1988 

C.&A. Brenninkmeyer 

43 

0 

0 

(66) 

1986 



0 

0 

66 

1988 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

43 

0 

0 


1986 



— 

— 

67 

1988 

Hochtief AG 

30 

1 

1 

(65) 

1986 



1 

1 

68 

1988 

Axel Springer Verlag AG 

76 

0 

0 

(63) 

1986 



0 

0 

69 

1988 

Bosch-Siemens Hausgeräte 

250 

0 

0 

(69) 

1986 

GmbH 


0 

0 

70 

1988 

Rheinmetall Berlin AG 

242, 244, 252 

2 

1 

(71) 

1986 



0 

0 

71 

1988 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

240, 242, 244, 248 

2 

1 

(54) 

1986 



0 

0 

72 

1988 

Nestle Deutschland AG 6) 

28/29 

0 

0 

(68) 

1986 



0 

0 

73 

1988 

Wacker-Chemie GmbH 

200 

2 

2 

(70) 

1986 

1 


2 

2 

74 

1988 

Freudenberg & Co. 

210 

0 

0 

(74) 

1986 



0 

0 

75 

1988 

Philipp Holzmann AG 

30 

2 

2 

(77) 

1986 



6 

2 

76 

1988 

Berliner Kraft- und Licht 

101, 105 

1 

2 

(80) 

1986 

(Bewag) -AG 


1 

1 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

77 

1988 

Volksfürsorge Deutsche Lebens- 

61 

0 

0 

(75) 

1986 

Versicherung AG 


1 

1 

78 

1988 

DG Bank Deutsche Genossen- 

603 

0 

0 

(-) 

1986 

schaftsbank 


— 

— 

79 

1988 

C.H. Boehringer Sohn, Ingelheim 

200 

0 

0 

(85) 

1986 



3 

2 

80 

1988 

Otto Versand GmbH & Co. 

43 

0 

0 

(95) 

1986 



0 

0 

81 

1988 

Bank für Gemeinwirtschaft AG 

601 

1 

1 

(83) 

1986 



2 

2 

82 

1988 

Victoria Lebens-Versichenmgs- 

61 

1 

1 

(-) 

1986 

AG 


— 

— 

83 

1988 

Flughafen Frankfurt Main AG 

51 

0 

0 

(92) 

1986 



0 

0 

84 

1988 

Diehl GmbH & Co. 

233, 242, 250, 254, 

8 

6 

(93) 

1986 


256 

3 

2 

85 

1988 

Eschweiler Bergwerks-Verein AG 

110, 230-232 

1 

1 

(73) 

1986 



0 

0 

86 

1988 

Boehringer Mannheim GmbH 

200 

0 

0 

(88) 

1986 



0 

0 

87 

1988 

Michelin Reifenwerke KGaA 

213 

0 

0 

(86) 

1986 



0 

0 

88 

1988 

Grundig AG 

250, 243 

0 

0 

(79) 

1986 



0 

0 

89 

1988 

Beiersdorf AG 

200 

0 

0 

(97) 

1986 



1 

1 

90 

1988 

PWA Papierwerke Waldhof- 

264 

0 

0 

(-) 

1986 

Aschaffenburg AG 


— 

— 

91 

1988 

E. Merck 

200 

0 

0 

(100) 

1986 



2 

1 

92 

1988 

Bergmann-Elektricitäts- Werke 

242, 250, 252 

1 

1 

(84) 

1986 

AG 


0 

0 

93 

1988 

Miele & Cie. GmbH & Co. 

250 

0 

0 

(-) 

1986 



— 

— 

94 

1988 

Bayerische Landesbank 

602 

7 

9 

(-) 

1986 

Girozentrale 


— 

— 

95 

1988 

SKF GmbH 

242, 244 

1 

1 

(89) 

1986 



0 

0 

96 

1988 

Alusuisse Deutschland GmbH 

200, 222, 233 

0 

0 

(-) 

1986 



— 

— 

97 

1988 

Strabag Bau-AG 

30 

4 

4 

(99) 

1986 



1 

1 

98 

1988 

VDO Adolf Schindling AG 

244 

1 

1 

(-) 

1986 




-- 

99 

1988 

Energie-Versorgimg Schwaben 

101 

3 

3 

(87) 

1986 

AG 


3 

4 

mm 

1988 

Aachener und Münchener 

61 

1 

1 

(-) 

1986 

Beteiligungs-AG 


— 

— 



1988 

CO op AG 

40/41, 43 

— 

— 

(41) 

1986 



0 

0 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genaimte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen, mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 



1988 

Sachs AG 

242, 244 





(76) 

1986 



0 

0 

— 

1988 

Deutsche Shell AG 

116, 205, 40/41 

— 

— 

(78) 

1986 



5 

3 


1988 

Neue Heimat AG Gemeinnützi- 

794 

— 

— 

(81) 

1986 

ges Wohnungsimtemehmen^) 


0 

0 

— 

1988 

Porsche AG 

244 

— 

— 

(82) 

1986 



0 


— 

1988 

Oetker-Gruppe 

28/29 

— 

— 

(90) 

1986 



4 

4 

— 

1988 

Hewlett-Packard GmbH 

250 

— 

— 

(91) 

1986 



0 

0 

— 

1988 

Hamburgische Electricitäts- 

101, 105 

— 

— 

(94) 

1986 

Werke AG 


5 

1 


1988 1 

ESSO AG 

116, 205, 40/41 

— 

— 

(96) 

1986 ' 



4 

2 

— 

1988 

Reemtsma Cigarettenfabriken 

293, 299 

— 

— 

(98) 

1986 

GmbH 


1 

1 


In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den „100 Größten". 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe mehrerer Nummern bedeutet Kursivdruck den 
Tätigkeitsschwerpimkt. Falls dieser nicht festgelegt werden kaum, unterbleibt eine besondere Markierung. 

3) 1986 Brown Boveri & Cie AG. Die Asea Brown Boveri AG entstand 1988 durch die Zusammenlegung der industriellen Aktivitäten 
der früheren BBC mit der ASEA AB (Schweden). 

4) 1986 wurde der Einzelabschluß der Gustav Schickedanz KG — Großversandhaus Quelle — zugrunde gelegt. 

5) Holdinggesellschaft u. a. der 1987 übernommenen Hamburgische Electricitäts-Werke AG. 

6) 1986 Nestle-Gruppe Deutschland GmbH. 

2) 1986 Neue Heimat Gemeinnützige Wohnimgs- imd Siedlungsgesellschaft mbH. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


472- Tabelle 32 zeigt an, wieviele der 68 Unterneh- 
men 1988 (65 Unternehmen 1986) über Gemein- 
schaftsunternehmen mit 1 bis 2, 3 bis 5, 6 bis 10 usw. 
anderen Unternehmen aus diesem Kreis zusammen- 
gearbeitet haben. 

Tabelle 32 


Häufigkeit der Verflechtungen zwischen 
den hundert größten Unternehmen 
über Gemeinschaftsunternehmen 1986 und 1988 


Anzahl der Verflechtimgen 

Anzahl der Unternehmen 

1988 

1986 

1 bis 2 

29 

26 

3 bis 5 

16 

20 

6 bis 10 

19 

17 

11 bis 15 

3 

1 

16 bis 20 

1 

1 

insgesamt 

68 

65 


Quelle: Eigene Erhebungen 


In ca. 34 % der Fälle (1986: ca. 29%) fand eine Zusam- 
menarbeit über Gemeinschaftsunternehmen mit mehr 
als fünf anderen Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten" statt. Die größte Anzahl von Verflechtungen 
dieser Art wiesen 1988 die Unternehmen VEBA AG 
mit 19, Deutsche Bank AG mit zwölf sowie Sie- 
mens AG und Dresdner Bank AG mit jeweüs elf Ver- 
flechtungen auf. 

473- Die Gesamtzahl der Verflechtungen ^ß) der „100 
Größten" über Gemeinschaftsunternehmen war 

1986 260, 

1988 295. 

Berücksichtigt man, daß die theoretisch höchstmögli- 
che Zahl der Verflechtimgen zwischen den „100 
Größten" 9 900 ist (jedes der hundert Unternehmen 
wäre mit allen anderen 99 Unternehmen verflochten), 
dann stellt der Anteü der wahrgenommenen Möglich- 
keiten an dieser Maximalzahl ein Maß für den Grad 
der Verflechtung dar. Dieser Anteü betrug 

1986 2,6%, 

1988 3,0%. 

46) Hierbei zählt jede Verbindung doppelt, da sie in Tabelle 31 
jeweils beiden miteinander verflochtenen Unternehmen zu- 
gerechnet wird. 
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Der Grad der Verflechtimg hat demnach lun 0,4 Pro- 
zentpimkte zugenommen. Von der Veränderung des 
Kreises der „100 Größten" gingen dabei keine nen- 
nenswerten Einflüsse aus, da sich die Verflechtungen 
der neuen und ausscheidenden Unternehmen im 
Durchschnitt ausgleichen. Bemerkenswert ist die ver- 
gleichsweise hohe Anzahl von Verknüpfimgen (neun) 
bei der neu eingetretenen Bayerischen Landesbank. 
Die stärksten Zimahmen der Verflechtimgen über Ge- 
meinschaftsimtemehmen ergaben sich mit jeweils 
vier zusätzlichen Verbindimgen bei den Unterneh- 
men Siemens AG, Dresdner Bank AG, Fried. Krupp 
GmbH, VIAG AG und Diehl GmbH & Co. 

474- Der Verflechtungsgrad bezüglich der Gemein- 
schaftsimtemehmen ist in den einzelnen Wirtschafts- 
zweigen^^) imterschiedhch hoch. Eine Ordnung der 
Wirtschaftszweige nach der Intensität der Zusanunen- 
arbeit über Gemeinschaftsunternehmen ergibt für die 
„100 Größten" folgendes Büd:^®) 


— Kreditgewerbe 34,7%, 

— Elektrizitätsversorgung 33,3%, 

— Eisenschaffende Industrie 25,0%, 

— NE-Metallerzeugung 23,8%, 

— Herstellimg von Stahl- und 

Leichtmetallkonstruktionen 13,3%, 

— Einzelhandel 11,1%, 

— Elektrotechnik 10,9%, 

— Chemische Industrie 9,8%, 

— Maschinenbau 8,8%, 

— Kraftfahrzeugbau 3,3%. 


Danach arbeiten die Unternehmen des Kreditgewer- 
bes imd der Elektrizitätsversorgung am intensivsten 
über Gemeinschaftsimtemehmen zusammen, wäh- 
rend die Unternehmen aus den Bereichen Maschinen- 
bau, Chemische Industrie imd insbesondere Kraft- 
fahrzeugbau nur in geringem Umfang über Gemein- 
schaftsunternehmen verflochten sind. 


5.3 Personelle Verflechtungen 

5.3.1 Methodische Vorbemerkungen 

476. Die Erhebimg der personellen Verflechtungen 
beruht in erster Linie auf den Geschäftsberichten der 
Großunternehmen. 1988 imterscheiden 96 Unterneh- 
men der „100 Größten" (1986: 95 Unternehmen) in 
ihren Geschäftsberichten zwischen Geschäftsführung 
und einem Kontrollorgan (Aufsichtsrat, Verwaltxmgs- 
rat, Gesellschafterausschuß, Vemüttlimgsausschuß, 
Untemehmensrat, etc.) und geben die personelle Be- 
setzimg dieser geschäftsführenden imd kontroUieren- 
den Gremien an. Es wird nicht verkannt, daß die Be- 


Berücksichtigt wurden nur diejenigen Wirtschaftszweige, in 
denen mindestens fünf Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" tätig waren. 

^8) Bei der Bestimmung des branchenspezifischen Verflech- 
tungsgrades wird analog zu der für alle hundert Großunter- 
nehmen angewandten Methode verfahren. 


fugnisse der Kontrollorgane vor allem nach den 
Rechtsformen und Gesellschaftsverträgen der Unter- 
nehmen inhaltiich unterschiedhch zu bestimmen sind. 
Nach der Intention dieser Erhebung kommt es jedoch 
primär nicht auf die Befugnisse dieser Organe im ein- 
zelnen an, sondern darauf, daß über sie Kontaktmög- 
hchkeiten auf hoher Ebene der Untemehmenshierar- 
chie geschaffen werden können. 

476. In der vorliegenden Untersuchung werden aus- 
schüeßlich direkte personelle Verflechtungen ermit- 
telt, bei denen eine oder mehrere Personen gleichzei- 
tig den Leitungs- und Kontrollorganen von zwei oder 
mehr Unternehmen der „100 Größten" angehören. 
Indirekte personelle Verflechtungen dagegen können 
aufgrund der damit verbundenen umfangreichen Er- 
hebimgs- imd Auswertungsarbeiten nicht berück- 
sichtigt werden. Sie liegen vor, wenn die personelle 
Verbindung über dritte Gesellschaften oder über 
Tochterunternehmen zustande kommt. 

477. Für eine gruppenspezifische Aufschlüsselung 
der Mitglieder der Kontrollorgane wird insbesondere 
danach unterschieden, ob der Mandatsträger 

— Geschäftsfühnmgsmitghed eines anderen Unter- 
nehmens aus dem Kreis der „100 Größten", 

— Repräsentant einer Bank bzw. einer Versiche- 
rung, 

— Gewerkschaftsvertreter oder 

— Angestellter des Unternehmens 

ist. Als Repräsentanten von Banken bzw. Versiche- 
rungen werden Mitglieder der Geschäftsleitung, ehe- 
mahge Mitglieder der Geschäftsleitung, sofern sie 
noch Mitglied des Aufsichtsrats sind, sowie Mitarbei- 
ter von Banken bzw. Versicherungen gewertet. Ge- 
werkschaftsvertreter sind in dieser Untersuchung 
hauptamtiiche Organisationsvertreter, die aufgrund 
der Mitbestimmungsgesetzgebung auf Arbeitneh- 
merseite neben Arbeitnehmern der betreffenden Un- 
ternehmen Mandate in Kontrollorganen innehaben. 

478. Die gruppenspezifische Zuordnung der Mit- 
gheder der Kontrollorgane und mithin die Ermittlung 
der personellen Verflechtungen ist auf der Grundlage 
der in den Geschäftsberichten enthaltenen Angaben 
nicht lückenlos möglich. Die Unvollständigkeit der 
Daten in bezug auf die Herkunft der Kontrollorgan- 
mitglieder läßt außerdem keine weitergehende grup- 
penspezifische Aufschlüsselimg — etwa nach Vertre- 
tern staatiicher Institutionen — zu. Gemäß § 285 Nr. 10 
HGB haben Kapitalgesellschaften im Anhang ledig- 
hch die Mitgheder des Geschäftsführungs- und des 
Kontrollorgans anzugeben. Zu mehr Transparenz imd 
einem höheren Informationsgehalt würden die zusätz- 
liche Offenlegung weiterer parallel wahrgenomme- 
ner Mandate sowie eine nähere Funktionsbezeich- 
nung beitragen. Angaben dieser Art werden in Einzel- 
fällen freiwühg im Anhang zum Jahresabschluß veröf- 
fenthcht. Soweit eine Gruppenzuordnung von Kon- 
troUorganmitghedem aus den genannten Gründen 
nicht mögüch war, wurde bei der Erhebung ergän- 
zend auf das Handbuch „Leitende Männer und 
Frauen der Wirtschaft", Ausgaben 1987 und 1989, des 
Hoppenstedt-Verlages zurückgegriffen. Die Gewerk- 
schaftsvertreter wurden vom Deutschen Gewerk- 
schaftsbund erfragt. 
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5.3.2 Darstellung der personellen Verflechtungen zwischen 
den „100 GrdBten" 

479 . Die Darstellung der personellen Verflechtun- 
gen in Tabelle 33 unterscheidet deuiach, ob sie 

— durch Mitgheder der Geschäftsführung eines Un- 
ternehmens, die Kontrollorganmandate in anderen 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
wahmehmen, oder 

— durch Mandatsträger, die gleichzeitig in mehreren 
Kontrollorgeuien tätig sind (wobei unberücksich- 
tigt bleibt, ob sie Geschäftsführungsmitghed eines 
verflochtenen Unternehmens sind oder nicht), 

entstanden sind. 

480 . Tabelle 33 zeigt, daß 1988 50 Unternehmen 
(1986: 47 Unternehmen) aus dem Kreis der „ 100 Größ- 
ten" Mitgheder ihrer Geschäftsführung in die Kon- 
trollorgane anderer Unternehmen aus diesem Kreis 
entsandten. Demgegenüber waren 1986 und 1988 in 
je 76 Kontrollorganen der jeweils zu den „100 Größ- 
ten" gehörenden Unternehmen Mitgheder der Ge- 
schäftsführung anderer solcher Unternehmen vertre- 
ten. Dies ist darauf zurückzuführen, daß die Ge- 
schäftsführungsmitgheder der Banken und der Kon- 
zerne an der Spitze der Ranghste der „100 Größten" 
vielfach mehrere KontroUorganmandate gleichzeitig 
wahmehmen. 

Als herausragendes Beispiel ist hier die Deutsche 
Bank zu nennen. Sie entseuidte im Jahr 1988 Mitghe- 
der ihres Vorstandes in 35 (1986: 33) KontroUorgane 
der „100 Größten", während 1988 drei und 1986 nur 
ein Unternehmen der „100 Größten" über ihre Ge- 
schäftsfütming im Aufsichtsrat der Deutschen Beuik 
vertreten waren. 

481 . Die zehn Unternehmen an der Spitze der Rang- 
folge waren 1988 im Durchschnitt in fünf bis sechs 
(1986 in drei bis vier) KontroUorganen anderer Unter- 
nehmen vertreten. Im Vergleich dazu entsandten 
1988 im Durchschnitt drei bis vier Unternehmen 
(1986: drei Unternehmen) Geschäftsfühnmgsmitghe- 
der in die Aufsichtsräte dieser zehn größten Unterneh- 
men. Bei der Interpretation dieses Ergebnisses ist zu 
berücksichtigen, daß hierbei auch die Verändemngen 
in der Zusammensetzimg des Kreises der zehn größ- 
ten Unternehmen zum Tragen kommen. Die ausschei- 
dende Feldmühle Nobel AG ist ledighch in einem 
Kontrollorgan eines anderen Unternehmens vertre- 
ten, während die neu dazugekommene VEBA AG in 
acht Kontrollorganen repräsentiert ist. Schließt man 
diesen Effekt aus, so waren die zehn größten Unter- 
nehmen 1988 durchschnittlich immer noch in fünf 
Kontrollorganen anderer Unternehmen der „100 
Größten" vertreten; die Zahl der Meuidate hat dem- 
nach gegenüber 1986 zugenommen. 

Die letzten zehn Unternehmen der Rangfolge waren 
in beiden Jahren mit insgescunt jeweils acht Ge- 
schäftsführungsmitgtiedem in den Kontrollorganen 
anderer Unternehmen vertreten, während in ihren 
Kontrollorganen 1988 zwölf imd 1986 sechs Ge- 
schäftsfühnmgsmitgheder anderer Unternehmen der 
„100 Größten" repräsentiert waren. Die Veränderung 
gegenüber 1986 beruht auch hier teilweise auf der 
neuen Zusammensetzung des Kreises der letzten 
Zehn der Rangfolge. 


482 . Die Gesamtzahl der Verflechtungen über Ge- 
schäftsführungsmitgheder in den Kontrollorganen der 
„100 Größten" betrug 

1986 206, 

1988 235. 

Davon wurden von 13 (1986; neun) unter den „100 
Größten" befindlichen Banken und Versicherungen 


1986 

100, 

1988 

106 

bzw. 

1986 

48,5%, 

1988 

45,5% 


wahrgenommen. Die Gesamtzahl der personellen 
Verflechtungen hat demnach stärker zugenommen 
als die Anzahl der Verflechtungen über die Geschäfts- 
führungsmitgheder der Banken imd Versicherun- 
gen. 

483 . Unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunk- 
ten ist die Frage von besonderem Interesse, ob durch 
personelle Verflechtungen zwischen Geschäftsfüh- 
rung und Kontrollorgan Unternehmen gleicher Wirt- 
schaftszweige miteinander verbunden werden. Dabei 
werden jene Fälle berücksichtigt, bei denen minde- 
stens eines der jeweils zwei personell verbimdenen 
Unternehmen schwerpunktmäßig dem entsprechen- 
den Wirtschaftszweig euigehört. 

Es konnten 1988 insgesamt 20 (1986: 18) Verflechtun- 
gen dieser Art festgestellt werden. In der Mehrzahl 
der betrachteten personellen Verbindimgen galt je- 
doch, daß das Unternehmen, welches Geschäftsfüh- 
nmgsmitgheder in das Kontrollorgan des anderen Un- 
ternehmens entsandte, gleichzeitig auch einen we- 
senthchen Kapitalanteil (in der Regel über 10%) an 
diesem Unternehmen hielt oder daß ein drittes Unter- 
nehmen wesentliche Kapitalanteile an beiden Unter- 
nehmen besaß. Es verbleiben 1988 acht (1986: sieben) 
Fälle, bei denen nach den vorhegenden Informationen 
keine Kapitalverflechtung zwischen den beiden Un- 
ternehmen existierte. Dabei handelt es sich um die 
Unternehmen ^9) 

— Volkswagen AG und SKF GmbH, 

— Bayer AG und VEBA AG, 

— Ruhrkohle AG und Eschweüer Bergwerks- Ver- 
ein AG, 

— Zahnradfabrik Friedrichshafen AG und SKF 
GmbH, 

— Beiersdorf AG imd Feldmühle Nobel AG, 

— E. Merck und BASF AG, 

— E. Merck und Ruhrkohle AG sowie 

— Bergmann Elektricitäts-Werke AG und Rhein- 
metall Berlin AG 

aus den Wirtschaftszweigen Kraftfahrzeugbau, Stein- 
kohlenbergbau, Chemische Industrie und Maschi- 
nenbau. 

49) Das Unternehmen, welches das Geschäftsfühnmgsmitglied 
in das Kontrollorgan des anderen Unternehmens entsandte, 
wird zuerst genannt. 
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Tabelle 33 

Die personellen Verflechtungen zwischen den hundert größten Unternehmen 1986 und 1988^) 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsfühnmg 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
fühnmg in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
haben 2) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über 
Mandatsträger in 
den Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

1 

1988 

Daimler-Benz AG 

6 

5 

(4) 

28 

(1) 

1986 


5 

4 

(3) 

24 

2 

1988 

Siemens AG 

12 

4 

(3) 

25 

(2) 

1986 


9 

3 

(2) 

27 

3 

1988 

Volkswagen AG 

4 

3 

(2) 

22 

(3) 

1986 


4 

1 

(1) 

25 

4 

1988 

BASF AG 

2 

4 

(2) 

20 

(6) 

1986 


1 

1 

(0) 

14 

5 

1988 

Bayer AG 

4 

3 

(2) 

23 

(5) 

1986 


4 

3 

(2) 

20 

6 

1988 

Robert Bosch GmbH 

7 

1 

(1) 

7 

(9) 

1986 


4 

0 


14 

7 

1988 

Hoechst AG 

2 

3 

(2) 

17 

(7) 

1986 


1 

1 

(1) 

12 

8 

1988 

Ruhrkohle AG 

3 

4 

(0) 

15 

(4) 

1986 


2 

5 

(0) 

13 

9 

1988 

VEBA AG 

8 

4 

(2) 

27 

(11) 

1986 


6 

2 

(1) 

24 

10 

1988 

Thyssen AG 

7 

4 

(3) 

27 

(10) 

1986 


5 

4 

(3) 

29 

11 

1988 

Rheinisch-Westfälisches 

9 

4 

(3) 

25 

(12) 

1986 

Elektrizitätswerk AG 

8 

4 

(3) 

26 

12 

1988 

Deutsche Bank AG 

35 

3 

(0) 

18 

(13) 

1986 


33 

1 

(0) 

20 

13 

1988 

Mannesmann AG 

3 

2 

(0) 

27 

(14) 

1986 


1 

4 

(1) 

27 

14 

1988 

Bayerische Motoren Werke AG 

2 

2 

(0) 

7 

(17) 

1986 


1 

2 

(1) 

9 

15 

1988 

Ford- Werke AG 

0 

1 

(1) 

2 

(16) 

1986 


0 

1 

(1) 

2 

16 

1988 

Deutsche Lufthansa AG 

0 

2 

(2) 

13 

(22) 

1986 


0 

1 

(1) 

9 

17 

1988 

Adam Opel AG 

0 

1 

(0) 

2 

(19) 

1986 


0 

1 

(0) 

2 

18 

1988 

IBM Deutschland GmbH 

0 

2 

(0) 

4 

(15) 

1986 


0 

0 


0 

19 

1988 

Dresdner Bank AG 

19 

1 

(0) 

19 

(20) 

1986 


17 

1 

(0) 

18 

20 

1988 

Fried. Krupp GmbH 

0 

4 

(1) 

18 

(18) 

1986 


1 

3 

(1) 

14 

21 

1988 

MANAG 

3 

7 

(2) 

29 

(21) 

1986 


2 

4 

(2) 

30 

22 

1988 

Allianz AG Holding 

19 

9 

(2) 

30 

(23) 

1986 


18 

6 

(2) 

25 

23 

1988 

Messerschmitt-Bölkow-Blohm 

2 

1 

(0) 

4 

(24) 

1986 

GmbH 

2 

1 

(1) 

5 
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noch Tabelle 33 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen. . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
habend) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über 
Mandatsträger in 
den Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

24 

1988 

Commerzbank AG 

17 

4 (1) 

13 

(29) 

1986 


16 

3(1) 

14 

25 

1988 

Karstadt AG 

0 

6(3) 

19 

(28) 

1986 


0 

6(3) 

22 

26 

1988 

Salzgitter AG 

0 

4 (2) 

17 

(25) 

1986 


2 

5(2) 

21 

27 

1988 

Hoesch AG 

4 

5(1) 

8 

(30) 

1986 


2 

5(1) 

7 

28 

1988 

Allgemeine Deutsche Philips 

0 

1(0) 

1 

(26) 

1986 

Industrie GmbH 

0 

0 

2 

29 

1988 

Asea Brown Boveri AG 3) 

0 

4(4) 

16 

(31) 

1986 


0 

3(3) 

17 

30 

1988 

Feldmühle Nobel AG 

1 

3(1) 

10 

(8) 

1986 


0 

6(1) 

11 

31 

1988 

REWE Handelsgesellschaft 

0 

0 

0 

(38) 

1986 

Leibbrand oHG^) 

0 

0 

0 

32 

1988 

Deutsche Unilever GmbH 

1 

0 

3 

(33) 

1986 


1 

1(0) 

4 

33 

1988 

Zahnradfabrik Friedrichshafen 

1 

0 

1 

(37) 

1986 

AG 

1 

0 

0 

34 

1988 

Standard Elektrik Lorenz AG 

0 

4(3) 

13 

(27) 

1986 


0 

3(3) 

14 

35 

1988 

Kaufhof AG 

1 

3(3) 

6 

(34) 

1986 


0 

3(2) 

6 

36 

1988 

Gustav und Grete Schickedanz 

0 

0 

0 

(72) 

1986 

Holding KG 5) 

0 

0 

0 

37 

1988 

Bayerische Vereinsbank AG 

7 

3(0) 

4 

(43) 

1986 


8 

2(0) 

8 

38 

1988 

Degussa AG 

0 

4(1) 

18 

(45) 

1986 


0 

3(1) 

14 

39 

1988 

Saarbergwerke AG 

0 

2(1) 

7 

(32) 

1986 


0 

1 (0) 

11 

40 

1988 

Vereinigte Elektrizitätswerke 

2 

3(2) 

6 

(52) 

1986 

Westfalen AG 

2 

3(3) 

7 

41 

1988 

Bayerische Hypotheken- und 

2 

4(1) 

10 

(46) 

1986 

Wechsel-Bank AG 

0 

4 (1) 

7 

42 

1988 

Metallgesellschaft AG 

4 

3(2) 

9 

(39) 

1986 


3 

4(2) 

19 

43 

1988 

m Gesellschaft 

0 

1(1) 

4 

(50) 

1986 

für Beteiligungen mbH 6) 

0 

0 

0 

44 

1988 

Carl-Zeiss-Stiftung 

0 

2 (1) 

6 

(42) 

1986 


0 

2(1) 

8 

45 

1988 

Bertelsmann AG 

1 

3(2) 

6 

(40) 

1986 


1 

2(2) 

7 

46 

1988 

Preussag AG 

0 

4(2) 

14 

(35) 

1986 


3 

5(3) 

12 

47 

1988 

Henkel KGaA 

3 

2(2) 

14 

(51) 

1986 

1 


2 

i 

2(2) 

10 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitgheder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
habend) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über 
Mandatsträger in 
den Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

48 

1988 

Nixdorf Computer AG 

1 

4(2) 

7 

(58) 

1986 


2 

3(2) 

5 

49 

1988 

BATIG Gesellschaft für Beteili- 

0 

2(1) 

2 

(36) 

1986 

gungen mbH 

0 

2(1) 

1 

50 

1988 

Continental Gximmi-Werke AG 

0 

4 (2) 

16 

(47) 

1986 


0 

0 

0 

51 

1988 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer 

0 

2(2) 

3 

(44) 

1986 

KGaA 

0 

2(2) 

2 

52 

1988 

Hamburger Gesellschaft für 

0 

0 

0 

(-) 

1986 

Beteiligungsverwaltung mbH^) 

— 

— 

— 

53 

1988 

VIAG Aktiengesellschaft 

4 

4(2) 

18 

(56) 

1986 


4 

4(3) 

18 

54 

1988 

Bayemwerk AG 

1 

3(2) 

7 

(49) 

1986 


1 

2(1) 

8 

55 

1988 

Ruhrgas AG 

4 

3(0) 

10 

(48) 

1986 


4 

5(0) 

10 

56 

1988 

Deutsche Babcock AG 

0 

4 (0) 

17 

(60) 

1986 


0 

1 (0) 

12 

57 

1988 

Linde AG 

3 

6(3) 

18 

(61) 

1986 


4 

5(3) 

14 

58 

1988 

Klöckner-Werke AG 

0 

4 (4) 

7 

(57) 

1986 


0 

4(3) 

15 

59 

1988 

Schering AG 

2 

4(3) 

15 

(62) 

1986 


1 

4(3) 

13 

60 

1988 

Hertie Waren- und Kaufhaus 

0 

2(1) 

2 

(53) 

1986 

GmbH 

0 

3(1) 

3 

61 

1988 

Westdeutsche Landesbank 

5 

2(0) 

2 

(67) 

1986 

Girozentrale 

6 

2(0) 

1 

62 

1988 

Enka AG 

0 

1 (1) 

9 

(59) 

1986 


0 

1(1) 

3 

63 

1988 

Compagnie de Saint-Gobain 

0 

0 

5 

(55) 

1986 

(Deutsche Gruppe) ®) 

0 

0 

0 

64 

1988 

Saarstahl Völklingen GmbH 

0 

0 

3 

(64) 

1986 


0 

0 

1 

65 

1988 

C.&A. Brenninkmeyer 

0 

0 

0 

(66) 

1986 


0 

0 

0 

66 

1988 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

0 

0 

0 

(-) 

1986 


— 

— 


67 

1988 

Hochtief AG 

2 

5(1) 

17 

(65) 

1986 


1 

3(1) 

12 

68 

1988 

Axel Springer Verlag AG 

1 

2(0) 

7 

(63) 

1986 


0 

3(1) 

9 

69 

1988 

Bosch-Siemens Hausgeräte 

0 

2(0) 

6 

(69) 

1986 

GmbH 

0 

2(0) 

15 

70 

1988 

Rheinmetall Berlin AG 

0 

2(2) 

5 

(71) 

1986 


0 

2(2) 

4 

71 

1988 

Klöckner-Hxunboldt-Deutz AG 

0 

3(1) 

14 

(54) 

1986 


3 

2(2) 

21 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen. . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitgheder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genormten Unter- 
nehmens entsandt 
habend) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über 
Mandatsträger in 
den Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

72 

1988 

Nestle Deutschland AG 9) 

0 

2(2) 

9 

(68) 

1986 


0 

0 

2 

73 

1988 

Wacker-Chemie GmbH 

0 

1(0) 

1 

(70) 

1986 


0 

2(1) 

2 

74 

1988 

Freudenberg & Co. 

1 

0 

5 

(74) 

1986 


0 

0 

4 

75 

1988 

Philipp Holzmann AG 

0 

5(1) 

13 

(77) 

1986 


0 

4(1) 

12 

76 

1988 

Berliner Kraft- und Licht 

1 

3(0) 

9 

(80) 

1986 

(Bewag) -AG 

1 

3(0) 

8 

77 

1988 

Volksfürsorge Deutsche Lebens- 

0 

0 

9 

(75) 

1986 

Versicherung AG 

0 

0 

12 

78 

1988 

DG Bcink Deutsche Genossen- 

1 

0 

2 

(-) 

1986 

schaftsbank 

— 

— 

— 

79 

1988 

C.H. Boehringer Sohn, Ingelheim 

1 

0 

0 

(85) 

1986 


0 

1(1) 

2 

80 

1988 

Otto Versand GmbH & Co. 

1 

0 

0 

(95) 

1986 


1 

0 

2 

81 

1988 

Bcink für Gemeinwirtschaft AG 

6 

1 (0) 

10 

(83) 

1986 


2 

0 

15 

82 

1988 

Victoria Lebens-Versicherungs- 

0 

3(0) 

3 

(-) 

1986 

AG 

— 

— 

— 

83 

1988 

Flughafen Frankfurt Main AG 

0 

0 

1 

(92) 

1986 


0 

0 

1 

84 

1988 

Diehl GmbH & Co. 

0 

2(1) 

9 

(93) 

1986 


0 

1 (0) 

4 

85 

1988 

Eschweiler Bergwerks- Verein AG 

0 

1(0) 

8 

(73) 

1986 


0 

2(1) 

7 

86 

1988 

Boehringer Mannheim GmbH 

0 

0 

0 

(88) 

1986 


0 

0 

0 

87 

1988 

Michelin Reifenwerke KGaA 

0 

0 

0 

(86) 

1986 


0 

0 

0 

88 

1988 

Grundig AG 

0 

2(2) 

6 

(79) 

1986 


0 

2(2) 

5 

89 

1988 

Beiersdorf AG 

2 

2(1) 

16 

(97) 

1986 


2 

2(1) 

14 

90 

1988 

PWA Papierwerke Waldhof- 

0 

3(2) 

4 

(-) 

1986 

Asch 2 iffenburg AG i 

— 1 

— 

— 

91 

1988 

E. Merck 

2 

0 

2 

(100) 

1986 


2 

0 

0 

92 

1988 

Bergmann-Elektridtäts- Werke 

2 

7(3) 

15 

(84) 

1986 

AG 1 

0 

6(3) 

13 

93 

1988 

Miele & Cie. GmbH & Co.^) 

0 

0 

0 

(-) 

1986 


— 

— 

— 

94 

1988 

Bayerische Landesbank 

2 

0 

2 

(-) 

1986 

Girozentrcile 

— 

— 

— 

95 

1988 

SKF GmbH 

0 

2(0) 

1 

(89) 

1986 


0 

2(0) 

7 
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noch Tabelle 33 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

... die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
fühnmg in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
habend) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über 
Mandatsträger in 
den Kontrollorganen 
personell 
verflochten ist 

96 

1988 

Alusuisse Deutschland GmbH 

0 

0 

0 

(-) 

1986 


— 


— 

97 

1988 

Strabag Bau-AG 

0 

3 (2) 

5 

(99) 

1986 


0 

1 (0) 

6 

98 

1988 

VDO Adolf Schindling AG 

0 

0 

1 

(-) 

1986 


— 



99 

1988 

Energie-Versorgung Schw^aben 

0 

0 


(87) 

1986 

AG 

0 

0 



1988 

Aachener imd Münchener 

2 

0 

6 

(-) 

1986 

Beteüigungs-AG 

— 

— 

— 



1988 

CO op AG 

_ 



(41) 

1986 


0 

2(2) 

9 

— 

1988 

Sachs AG 

— 





(76) 

1986 


0 

2(1) 

4 

— 

1988 

Deutsche Shell AG 

— 





(78) 

1986 


1 

1(0) 

9 

— 

1988 

Neue Heimat AG Gemeinnützi- 

— 





(81) 

1986 

ges Wohnungsuntemehmen^O) 

0 

0 

0 

— 

1988 

Porsche AG 

1 — 





(82) 

1986 


0 

2(0) 

1 

— 

1988 

Oetker-Gruppe^) 

— 

— 



(90) 

1986 


1 

0 

0 

— 

1988 

Hewlett-Packard GmbH 

— 





(91) 

1986 


0 

0 

1 

— 

1988 

Hamburgische Electricitäts- 


— 



(94) 

1986 

Werke AG 

0 

0 

7 

— 

1988 

ESSO AG 

— 





(96) 

1986 


3 

1(1) 

9 

— 

1988 

Reemtsma Cigarettenfabriken 

— 

— 

— 

(98) 

1986 

GmbH 

0 

1(1) 

6 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den „100 Größten". 

2) Die Zahl in Klammem gibt die Anzahl von Banken und Versichenmgen an, die in der erstgenannten Zahl mit enthalten 
sind. 

3) 1986 Brown Boveri & Cie AG. Die Asea Brown Boveri AG entstand 1988 durch die Zusanunenlegimg der industriellen Akti- 
vitäten der früheren BBC mit der ASEA AB (Schweden). 

Für dieses Unternehmen konnte 1986 imd 1988 kein Kontrollorgan festgestellt werden. 

5) 1986 wurde der Einzelabschluß der Gustav Schickedanz KG — Großversandhaus Quelle — zugnmde gelegt. 

6) Für dieses Unternehmen konnte 1986 kein Kontrollorgan festgestellt werden. 

Holdinggesellschaft u. a. der 1987 übernommenen Hamburgische Electricitäts-Werke AG. 

8) Für die deutsche Gmppe der Compagnie de Saint-Gobain gibt es neben dem Verwaltungsrat der französischen Obergesell- 
schaft kein Kontrollgremium. 

8) 1986 Nestlö-Gmppe Deutschland GmbH. 

18) 1986 Neue Heimat Gemeinnützige Wohnimgs- imd Siedlimgsgesellschaft mbH. 

Quelle: Eigene Erhebimgen 
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Nachrichtlich werden jene Verbindungen aufgeführt, 
bei denen die jeweils zwei personell verflochtenen 
Unternehmen zwar in den gleichen Teilbereichen der 
Wirtschaft arbeiten, ihren Tätigkeitsschwerpunkt je- 
doch in einem anderen Wirtschaftszweig haben. Bei 
dieser Abgrenzung ergeben sich 1988 zusätzhch zwei 
(1986: drei) Fälle von rein personeller Verflechtung. 
Es handelt sich um die Unternehmen 

— Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG und 
Preussag AG sowie 

— Daimler-Benz AG und Diehl GmbH & Co., 

die, wenn auch nicht ihrem wirtschaftlichen Schwer- 
punkt nach, den Wirtschaftszweigen Erdöl- und Erd- 
gasgewinnimg sowie Elektrotechnik zugeordnet wer- 
den können. 

484. Aus der letzten Spalte von Tabelle 33 geht her- 
vor, daß von den 96 Unternehmen, deren Kontrollor- 
gane für diese Untersuchimg erfaßt wurden, 88 über 
Mandatsträger in den Kontrollorganen mit anderen 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" ver- 
bunden waren. Bei den 1986 insgesamt betrachteten 
95 Unternehmen waren in 87 Fällen Verknüpfungen 
dieser Art festzustellen. Die Gesamtzahl der Verflech- 
tungen zwischen Unternehmen über Mandatsträ- 
ger in den Kontrollorganen betrug 

1986 960, 

1988 941. 

Gegenüber der starken Abnahme zwischen 1984 und 
1986 kam es im Berichtszeitraum nur zu einem leich- 
ten Rückgang der personellen Verflechtungen. In der 
Mehrzahl der Fälle ergaben sich keine bzw. nur ge- 
ringfügige Veränderungen. Bei ca. 15 Personen, die in 
der Regel mehrere Aufsichtsratsmandate gleichzeitig 
wahmehmen, kam es zwischen 1986 und 1988 zu grö- 
ßeren Zu- bzw. Abnahmen. 

Berücksichtigt man, daß die theoretisch höchstmög- 
liche Zahl der Verflechtungen zwischen den „100 
Größten" 9 900 ist (jedes der himdert Unternehmen 
wäre mit allen anderen 99 Unternehmen verflochten), 
dann stellt der Anteü der wahrgenommenen Kontakte 
an dieser möglichen Maximalzahl ein Maß für den 
Grad der Verflechtimgen dar. Dieser Anteü betrug 

1986 9,7%, 

1988 9,5%. 

Der Grad der Verflechtungen ist somit zwischen 1986 
und 1988 geringfügig um 0,2 Prozentpunkte gesun- 
ken. 

485. Tabelle 34 zeigt, für wieviele Unternehmen in 
beiden Jahren Verflechtungen über Mandatsträger in 
den KontroUorganen mit 1 bis 5, 6 bis 10, . . . und über 
25 anderen Unternehmen bestanden. 

Trotz der zwischen 1986 und 1988 relativ stabü geblie- 
benen Zahl von Verflechtungen über KontroUrats- 
mandate, kam es im Berichtszeitraum bei einzelnen 
Unternehmen zu starken Veränderimgen, die sich im 
Ergebnis weitgehend gegenseitig aufheben. Die Un- 
ternehmen, die über 1 bis 5, 6 bis 10, 16 bis 20 sowie 


50) Hierbei zählt jede Verbindung doppelt, da sie in Tabelle 33 
jeweüs beiden personell verflochtenen Unternehmen zuge- 
rechnet wird. 


Tabelle 34 


Häufigkeit der Verflechtungen zwischen den hun- 
dert größten Unternehmen über Mandatsträger in 
den Kontrollorganen 1986 und 1988 


Anzahl der Verflechtungen 

Anzahl der Unternehmen 

1988 

1986 

1 bis 5 

27 

24 

6 bis 10 

26 

22 

11 bis 15 

10 

22 

16 bis 20 

15 

6 

21 bis 25 

4 

8 

über 25 

6 

5 

insgesamt 

88 

87 


Quelle: Eigene Erhebungen 


25 und mehr Verflechtungen mit anderen Unterneh- 
men verfügten, waren 1988 häufiger als 1986 im Kreis 
der „ 100 Größten" vertreten. Dafür ist die Anzahl der 
Unternehmen mit 11 bis 15 imd 21 bis 25 Verflechtun- 
gen zurückgegangen. Die Unternehmen, die 1988 die 
meisten Verflechtimgen über Kontrollratsmandate 
mit anderen Unternehmen aufweisen, sind die Alli- 
anz AG Holding mit 30 sowie die MAN AG mit 29 Ver- 
flechtungen. Bei der Daimler-Benz AG ergaben sich 
28 Verflechtimgen sowie bei den Unternehmen 
VEBA AG, Thyssen AG und Mannesmann AG jeweüs 
27 personeUe Verknüpfungen. 1986 lagen die 
MAN AG mit 30 sowie die Thyssen AG mit 29 Ver- 
flechtungen an der Spitze. 

486. In Tabelle 35 sind die über KontroUratsmitgüe- 
der zustande gekommenen Verflechtungen zwischen 
den zehn größten Unternehmen nach Wertschöpfung 
1970, 1986 und 1988 dargesteUt. Es zeigt sich, daß der 
Grad der Verflechtungen (bei einer höchstmöglichen 
Zahl der Kontakte von 90) 5i) 

1970 40,0%, 

1986 31,1%, 

1988 45,6% 

betrug. Die deutliche Zunahme der Verflechtungen 
zwischen 1986 und 1988 um 14,5 Prozentpunkte er- 
klärt sich zu etwa der Hälfte aus der Veränderung der 
Zusammensetzung des Kreises der nach Wertschöp- 
fung zehn größten Unternehmen. Für die Feldmühle 
Nobel AG, die keine personeUen Verflechtungen mit 
den größten Unternehmen aufweist, rückte die inner- 
halb der „10 Größten" personeU stark verflochtene 
VEBA AG vor. Die verbleibenden ca. 50 % der Steige- 
rungsrate resultieren aus der tatsächlich statt gefunde- 
nen Zunahme der personeUen Verflechtungen zwi- 
schen den zehn Großunternehmen; sie betrifft in 
erster Lirüe die Unternehmen Siemens AG, Daimler- 
Benz AG und BASF AG. 


51) Hierbei zählt jede Verbindung doppelt, da sie in Tabelle 33 
bzw. 35 jeweils beiden personell verflochtenen Unterneh- 
men zugerechnet wird. 
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Tabelle 35 


Die personellen Verflechtungen zwischen den zehn größten Unternehmen 
1970, 1986 und 1988 über Kontrollorgane 






Anzahl der Unternehmen, mit denen das genannte 


Rang 



Unternehmen über Mandatsträger in den 




Unternehmen 

Kontrollorganen personell verflochten ist 

1970 

1986 

1988 


1970 

1986 

1988 


4 

8 

Ruhrkohle AG 

6 

2 

1 


2 

2 

Siemens AG 

6 

3 

5 


3 

3 

Volkswagen AG 

3 

4 

5 


1 

1 

Daimler-Benz AG 

5 

2 

5 

5 

— 

— 

AEG Aktiengesellschaft 

1 

— 

— 

6 

7 

7 

Hoechst AG 

4 

2 

2 

7 


■El 

Thyssen AG 

3 

6 

6 

8 

6 

■1 

BASF AG 

1 

3 

6 

9 

5 

5 

Bayer AG 

3 

4 

4 

10 

— 

— 

Rheinisch-Westfälisches Elektrizi- 







tätswerk AG 

4 

— 


— 

8 

— 

Feldmühle Nobel AG 

— 

0 

— 

— 

9 

6 

Robert Bosch GmbH 

— 

2 

1 

— 

— 

9 

VEBAAG 

— 


6 

insgesamt 

36 

28 

41 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den zehn größten Unternehmen bzw. im Fall der AEG Aktiengesellschaft nicht unter den hundert größten 
Unternehmen. 

Quelle: Eigene Erhebtmgen 


487. Die Gesamtzahl der KontroUmandate der 
„100 Größten", die über Kontrollorgane verfügten, 
betrug 

1986 1 665, 

1988 1 742. 

Soweit möglich (vgl. Tz. 477 f.), wurden die KontroU- 
mandate entsprechend der Gruppenzugehörigkeit 
der Mandatsträger aufgeschlüsselt. Das Ergebnis er- 
scheint in Tabelle 36. Gravierende Anteilsverschie- 
bungen waren zwischen 1986 tmd 1988 nicht festzu- 
stellen. Bei den sonstigen Bankenvertretem und den 
Gewerkschaftsvertretern kam es im Berichtszeitraum 
zu einer leichten Abnahme. Dagegen stieg der Anteil 
der Geschäftsführungsmitglieder von Unternehmen 
der „100 Größten" und der Gruppe ohne Zuordnung. 
Die Zxmahme hinsichtlich der Gruppe ohne Zuord- 
nimg um ca. 2 Prozentpunkte resultiert teüweise aus 
der Veränderung der Zusammensetzimg des Kreises 
der „100 Größten" zwischen 1986 imd 1988. Die neu 
dazugekommenen Unternehmen DG Bank Deutsche 
Genossenschaftsbank und Bayerische Landesbank 
Girozentrale verfügen jeweils über einen Verwal- 
tungsrat mit 32 bzw. 38 Mitgliedern. In beiden Fällen 
winden die Mandatsträger der betrachteten Gruppe 
zugeordnet. Bei den Verwaltungsratsmitgliedem han- 


delt es sich zu einem großen Teü um Vertreter staat- 
licher Institutionen. 

488. Das Ausmaß, in dem Vertreter der in Tabelle 36 
aufgeführten Gruppen Mandate in Kontrollorganen 
mehrerer Unternehmen der „100 Größten" gleich- 
zeitig wcihmehmen, ist unterschiedlich. Die durch- 
schnittliche Anzahl der wahrgenommenen Mandate 
betrug für Geschäftsfühnmgsmitgheder von Unter- 
nehmen der „ 100 Größten" in beiden Jahren 2, 1 Man- 
date. Für Geschäftsführungsmitglieder von Banken 
und Versicherungen aus dem Kreis der „ 100 Größten" 
war sie 1988 2,6 (1986: 2,8); für die sonstigen Vertreter 
von Banken und Versicherungen betrug sie 1988 
1,6 (1986: 1,5) sowie für die Gev/erkschaftsvertreter in 
beiden Jahren 1,2. 

Die höchste Zahl an Mandaten, die Vertreter der je- 
weiligen Gruppen mnehatten, waren bei den Ge- 
schäftsführungsmitgliedem in beiden Jahren neun, 
bei den sonstigen Vertretern von Banken und Versi- 
cherungen 1988 sechs (1986: fünf) sowie bei den Ge- 
werkschaftsvertretern 1988 und 1986 jeweils drei 
Mandate. In der ersten Gruppe hielten 1988 sieben 
(1986: fünf) Vertreter mehr als fünf Mandate, in der 
zweiten Gruppe 1988 einer sechs (1986 einer fünf) 
Mandate imd in der dritten Gruppe in beiden Jahren 
keiner mehr als drei Mandate. 
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Tabelle 36 

Aufschlüsselung der Mandatsträger 
in den Kontrollorganen 
der hundert größten Unternehmen 
1986 und 1988 nach Gruppenzugehörigkeit 



Anteil an der 
Gesamtzahl der 

Gruppenzugehörigkeit 

Mandate (%) 


1988 

1986 

Mitglieder der Geschäftsfüh- 
mng von Unternehmen aus 
dem Kreis der „100 Größten" . 

14,4 

13,4 

davon: Vertreter 



von Banken 

5,4 

5,2 

von Versichemngen . . 

1,2 

1,1 

Vertreter 



von Banken 

1,0 

2,8 

von Versicherungen . . 

0,8 

0,8 

die nicht gleichzeitig in der Ge- 
schäftsführung eines Unter- 
nehmens der „100 Größten" 



sind^) 



Gewerkschaftsvertreter 

13,3 

14,9 

Angestellte des Unternehmens 
(Betriebsrat, leitende Ange- 
stellte) 

30,8 

30,3 

Nicht zuzuordnen 

39,7 

37,8 

insgesamt 

100,0 

100,0 


1) Hierzu zählen: 

— Vertreter von Banken oder Versicherungen, die nicht zu 
den „100 Größten" gehören, 

“ ehemahge Geschäftsführungsmitglieder von Banken oder 
Versicherxmgen aus dem Kreis der „100 Größten", sofern 
sie noch Mitglied des Aufsichtsrates sind, sowie 

— nicht zur Geschäftsführung gehörende Mitarbeiter von 
Banken und Versicherxmgen aus dem Kreis der „100 
Größten". 

Quelle; Eigene Erhebxmgen 


6. Die Beteiligung der „100 Größten*' 

an den dem Bundeskartellamt angezeigten 
Untemehmenszusammenschlüssen 

489. Die Monopolkommission setzt die seit dem 
Hauptgutachten 1973/1975 durchgeführten Untersu- 
chungen über die unmittelbare oder mittelbare Betei- 
hgung der „100 Größten" an den dem Bundeskartell- 
amt nach § 23 GWB angezeigten Untemehmenszu- 
sammenschlüssen fort. Sie weist damit auf die wettbe- 
werbspohtische Bedeutung des externen Wachstums 
der „100 Größten" hin, das eine besondere Erschei- 
nungsform der Untemehmenskonzentration ist. 


Tabelle 37 


Die Beteiligung der „100 Größten" 1988 an den 
dem Bundeskartellamt 1988/1989 angezeigten 
Untemehmenszusammenschlüssen 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1988 

Unternehmen 

ins- 

gesamt 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

1 

Daimler-Benz AG 

12 

0 

2 

Siemens AG 

37 

1 

3 

Volkswagen AG 

4 

0 

4 

BASF AG 

18 

9 

5 

Bayer AG 

6 

0 

6 

Robert Bosch GmbH .... 

9 

0 

7 

Hoechst AG 

5 

0 

8 

Ruhrkohle AG 

45 

16 

9 

VEBA AG 

110 

36 

10 

Thyssen AG 

30 

5 

11 

Rheirüsch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk AG . . 

40 

5 

12 

Deutsche Bank AG 

43 

4 

13 

Mannesmann AG 

18 

2 

14 

Bayerische Motoren 

Werke AG 

8 

2 

15 

Ford-Werke AG 

0 

0 

16 

Deutsche Lufthansa AG . 

14 

0 

17 

Adam Opel AG 

0 

0 

18 

IBM Deutschland GmbH 

0 

0 

19 

Dresdner Bank AG 

29 

2 

20 

Fried. Kmpp GmbH .... 

20 

1 

21 

MAN AG 

13 

0 

22 

AUianz AG Holding .... 

4 

0 

23 

Messerschmitt-Bölkow- 
Blohm GmbH 

7 

0 

24 

Commerzbank AG 

21 

1 

25 

Karstadt AG 

2 

0 

26 

Salzgitter AG 

10 

2 

27 

Hoesch AG 

17 

0 

28 

Allgemeine Deutsche 
Phüips Industrie GmbH 

1 

0 

29 

Asea Brown Boveri AG . 

4 

0 

30 

Feldmühle Nobel AG . . . 

9 

1 

31 

REWE Handelsgesell- 
schaft Leibbrand oHG . 

26 

2 

32 

Deutsche Unilever 

GmbH 

4 

0 
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noch Tabelle 37 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1988 

Unternehmen 

ins- 

gesamt 

davon An- 
schlußfäUe 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

33 

Zahnradfabrik Fried- 
richshafen AG 

0 

0 

34 

Standard Elektrik Lorenz 
AG 

0 

0 

35 

Kaufhof AG 

11 

1 

36 

Gustav und Grete Schik- 
kedanz Holding KG , . 

8 

0 

37 

Bayerische Vereinsbank 
AG 

6 

2 

38 

Degussa AG 

4 

0 

39 

Saarbergwerke AG 

5 

0 

40 

Vereinigte Elektrizitäts- 
werke Westfalen AG . . 

0 

0 

41 

Bayerische Hypotheken- 
und Wechsel-Bank AG 

7 

1 

42 

Metallgesellschaft AG . . 

25 

1 

43 

ITT Gesellschaft für Be- 
teiligungen mbH 

1 

0 

44 

Carl-Zeiss-Stiftung 

5 

1 

45 

Bertelsmann AG 

11 

0 

46 

Preussag AG 

8 

0 

47 

Henkel KGaA 

4 

0 

48 

Nixdorf Computer AG . . 

13 

8 

49 

BATIG Gesellschaft für 
Beteiligungen mbH . . . 

0 

0 

50 

Continental Gummi- 
Werke AG 

6 

3 

51 

FAG Kugelfischer Georg 
Schäfer KGaA 

2 

1 

52 

Hamburger Gesellschaft 
für Beteiligungsverwal- 
tung mbH 

0 

0 

53 

VIAG Aktiengesellschaft 

5 

0 

54 

Bayemwerk AG 

3 

0 

55 

Ruhrgas AG 

6 

0 

56 

Deutsche Babcock AG .. 

7 

1 

57 

Linde AG 

5 

0 

58 

Klöckner- Werke AG .... 

12 

0 

59 

Schering AG 

1 

0 

60 

Hertie Waren- imd Kauf- 
haus GmbH 

4 

0 

61 

Westdeutsche Landes- 
bank Girozentrale .... 

14 

4 

62 

Enka AG 

0 

0 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1988 

Unternehmen 

ins- 

gesamt 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

63 

Compagnie de Saint-Go- 
bain (Deutsche 

Gruppe) 

6 

1 

64 

Saarstahl Völklingen 
GmbH 

2 

0 

65 

C.&A. Brenninkmeyer . . 

0 

0 

66 

Asko Deutsche Kaufhaus 
AG 

12 

0 

67 

Hochtief AG . . 

0 

0 

68 

Axel Springer Verlag AG 

12 

2 

69 

Bosch-Siemens Hausge- 
räte GmbH 

2 

0 

70 

Rheinmetall BerUn AG . . 

1 

0 

71 

Klöckner-Humboldt- 
Deutz AG 

2 

0 

72 

Nestle Deutschland AG . 

4 

0 

73 

Wacker-Chemie GmbH . 

1 

0 

74 

Freudenberg & Co 

5 

0 

75 

Philipp Holzmann AG . . 

15 

1 

76 

Berliner Kraft- und Licht 
(Bewag)-AG 

0 

0 

77 

Volksfürsorge Deutsche 
Lebensversicherung 

AG 

2 

0 

78 

DG Bank Deutsche Ge- 
nossenschaftsbank .... 

24 

1 

79 

C.H. Boehringer Sohn, 
Ingelheim 

0 

0 

80 

Otto Versand GmbH & 

Co 

2 

0 

81 

Bank für Gemeinwirt- 
schaft AG 

3 

0 

82 

Victoria Lebens- Versi- 
cherungs-AG 

2 

0 

83 

Flughafen Frankfurt 

Main AG 

0 

0 

84 

Diehl GmbH & Co 

6 

0 

85 

Eschweiler Bergwerks- 
Verein AG 

1 

0 

86 

Boehringer Mannheim 
GmbH 

0 

0 

87 

Michelin Reifenwerke 
KGaA 

0 

0 

88 

Grundig AG 

2 

0 

89 

Beiersdorf AG 

4 

1 


226 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


noch Tabelle 37 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1988 

Unternehmen 

ins- 

gesamt 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

90 

PWA Papierwerke Wald- 
hof-Aschaffenburg AG 

5 

1 

91 

E. Merck 

2 

0 

92 

Bergmann-Elektricitäts- 
Werke AG 

1 

0 

93 

Miele & Cie. GmbH & 

Co 

2 

0 

94 

Bayerische Landesbank 
Girozentrale 

0 

0 

95 

SKFGmbH 

0 

0 

96 

Alusuisse Deutschland 
GmbH 

3 

0 

97 

Strabag Bau- AG 

4 

1 

98 

VDO Adolf Schindling 

AG 

2 

0 

99 

Energie- Versorgung 
Schwaben AG 

3 

0 

100 

Aachener und Münche- 
ner Beteiligungs-AG . . 

6 

0 


insgesamt 

8751) 

120 


Die Summe stimmt deswegen nicht mit der absoluten Zahl 
der Zusammenschlüsse von 807, an denen Unternehmen aus 
dem Kreis der „100 Größten" beteiligt waren, überein, weil 
bei einem Zusammenschluß, an dem mehrere Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten" beteiligt waren, dieser 
jedem der beteiligten Unternehmen zugerechnet wurde. 

Quelle : Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bimdeskar- 
teUamtes 


Im Berichtszeitraum 1988/1989 sind dem Bundeskar- 
tellamt 2 574 Zusammenschlußfälle angezeigt wor- 
den. Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
1988 waren an 807 (31,4%) dieser Fälle beteiligt. 
Demgegenüber waren an den im Berichtszeitraum 
1986/1987 dem Bundeskartellamt angezeigten 1 689 


Zusammenschlüssen in 539 Fällen (31,9 %) Unterneh- 
men aus dem Kreis der „100 Größten" 1986 beteiligt. 
Die erneut starke Zunahme der Fälle ^2) insgesamt im 
Berichtszeitraum kommt in gleicher Weise bezüglich 
jener Zusammenschlußfälle zum Tragen, an denen 
Unternehmen der „100 Größten" beteiligt waren; der 
Anteil an allen angezeigten Zusammenschlußfällen 
ist gegenüber 1986/1987 nahezu gleich geblieben. 

490 . Ein Überblick über die Häufigkeit, mit der die 
einzelnen Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größ- 
ten" an den angezeigten Zusammenschlüssen 1988/ 
1989 beteiligt waren, kann aus Tabelle 37 gewonnen 
werden. Insgesamt haben 82 Unternehmen (gegen- 
über 78 Unternehmen im Berichtszeitraum 1986/1987) 
der „100 Größten" an den Untemehmenszusammen- 
schlüssen unmittelbar oder mittelbar teilgenommen. 
In der Gruppe der 25 größten Unternehmen haben 
sich lediglich Ford, Opel imd IBM nicht mit anderen 
Unternehmen zusammengeschlossen. Für die Unter- 
nehmen Ford imd IBM traf dies auch schon im Be- 
richtszeitraum 1986/1987 zu. 

491 . In Tabelle 38 sind jene Unternehmen der 
„100 Größten" auf geführt, die am häufigsten an den 
Zusammenschlüssen beteiligt waren. An erster Stelle 
lag mit Abstand die VEBA AG (110 Beteiligungen), 
die schon im Berichtszeitraum 1986/1987 mit 52 Fällen 
an der Spitze lag. Dahinter nehmen die Unternehmen 
Ruhrkohle, Deutsche Bank imd RWE mit 45, 43 imd 
40 Beteiligungen die nächsten Positionen ein. Im Be- 
richtszeitraum 1986/1987 hatte Siemens mit 37 Betei- 
ligungen an zweiter Stelle gelegen. Die Positionen 
drei und vier belegten die Unternehmen Deutsche 
Shell und co op mit 25 und 24 Beteiligungen, die 
jedoch inzwischen aus dem Kreis der „100 Größten" 
ausgeschieden sind. 

492 . Tabelle 39 zeigt die Häufigkeit der Beteiligung 
von Unternehmen aus verschiedenen 25er Ranggrup- 
pen der Rangfolge der „100 Größten" an den Zusam- 
menschlüssen an. Dabei nehmen die Unternehmen 
auf den Rängen 1 bis 25 eine dominierende Position 
ein. Wie schon in der vergangenen Berichtsperiode 
haben sie an mehr als der Hälfte der Beteiligungsfälle 
aus dem Kreis der „100 Größten" mitgewirkt. Gegen- 
über 1986/1987 ist der Anteü sogar von 52,1% auf 
56,6 % gestiegen. Die übrigen 25er Ranggruppen wei- 
sen gegenüber 1986/1987 jeweils geringere Anteils- 
werte auf. 


52) Zu den Ursachen vgl. Kapitel IV, Abschnitt 2.1 dieses Gut- 
achtens. 
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Tabelle 38 


Die Untemehmeii aus dem Kreis der ,,100 Größten'* 1988, die im Berichtszeitraum 1988/1989 
an mehr als zehn Untemehmenszusammenschlüssen beteiligt waren 


lid. 

Nr. 

Rang 

1988 

Unternehmen 

Zahl der Zusammenschlüsse 

insgesamt 

davon 

Anschlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 

Nr. 2 GWB) 


9 

VEBAAG 

110 

36 


8 

Ruhrkohle AG 

45 

16 


12 

Deutsche Bank AG 

43 

4 


11 

Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG 

40 

5 

5 

2 

Siemens AG 

37 

1 

6 


Thyssen AG 

30 

5 

7 

19 

Dresdner Bank AG 

29 

2 

8 

31 

REWE Handelsgesellschaft Leibbrand oHG 

26 

2 

9 

42 

Metallgesellschaft AG 

25 

1 

10 

78 

DG Bank 





Deutsche Genossenschaftsbank 

24 

1 

11 

24 

Commerzbank AG 

21 

1 

12 

20 

Fried. Krupp GmbH 

20 

1 

13 

4 

BASF AG 

18 

9 

14 

13 

Mannesmann AG 

18 

2 

15 

27 

Hoesch AG 

17 

0 

16 

75 

Phüipp Holzmann AG 

15 

1 

17 

16 

Deutsche Lufthansa AG 

14 

0 

18 

61 

Westdeutsche Landesbank 





Girozentrale 

14 

4 

19 

21 

MANAG 

13 

0 

20 

48 

Nixdorf Computer AG 

13 

8 

21 

1 

Daimler-Benz AG 

12 

0 

22 

58 

Klöckner-Werke AG 

12 

0 

23 

66 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

12 

0 

24 

68 

Axel Springer Verlag AG 

12 

2 

25 

35 

Kaufhof AG 

11 

1 

26 

45 

Bertelsmann AG 

11 

0 


Quelle : Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bundeskartellamtes 
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Tabelle 39 


Häufigkeit der Beteiligungen der Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten" 1988 
an Untemehmenszusammenschlüssen 1988/1989 
nach Ranggruppen 


Die auf Rang . . . 
bis . . . stehenden 
Unternehmen 

waren . . . mal an 
Zusammenschlüs- 
sen beteiligt 

Das entspricht 
einem Anteil 
von ... % an der 
Gesamtzahl 

1 bis 25 

495 

56,6 

26 bis 50 

185 

22 J 

51 bis 75 

121 

13,8 

76 bis 100 

74 

8,5 

insgesamt 

8751) 

101,0^) 


Diese Zahl stimmt nicht mit der Gesamtzahl der Zusammen^ 
Schlüsse, an denen Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" beteiligt waren, überein. Vgl. Fn. 1 zu Ta- 
belle 37. 

2) Rxmdungsfehler. 

Quelle: Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bimdeskar- 
tellamtes 


229 



Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


KAPITEL IV 

Die Anwendung der Vorschriften der Mißbrauchsaufsicht 
über marktbeherrschende Unternehmen und der Fusionskontroiie 


1. Die Anwendung der Vorschriften der 
Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen 


493. Die Bedeutxuig der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen nach § 22 GWB in 
der Amtspraxis des Bundeskartellamtes geht weiter 
zurück. Im Berichtszeitraum 1988/1989 wurden insge- 
samt sieben Verfahren nach dieser Vorschrift einge- 
leitet, wobei drei der fünf FäUe im Jahre 1989 zusam- 
mengefaßt werden konnten, da derselbe Tatbestand 
abgemahnt wurde, i) Alle in der Berichtsperiode ein- 
geleiteten Verfahren wurden inzwischen beendet. 

494. Tabelle 1 verdeutlicht die rückläufige Entwick- 
lung der Anzahl der Mißbrauchsverfahren seit Begiim 
der Berichtspflicht der Monopolkommission. 


Tabelle 1 

Entwicklung der Mifibrauchsaufsicht über markt- 
beherrschende Unternehmen nach § 22 GWB 


Berichtszeitraiun 

Eingeleitete Verfahren 

1973/1975 

341 

1976/1977 

68 

1978/1979 

46 

1980/1981 

48 

1982/1983 

69 

1984/1985 

30 

1986/1987 

14 

1988/1989 

7 

Insgesamt 

623 


Quelle: Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bundeskar- 
tellamtes 


496. Für die zurückgehenden Verfahrenszahlen 
sind eine Reihe von Faktoren ursächlich. Ein erster 
wichtiger Grund ist der, daß die Eingriffsvorausset- 
zungen des § 22 GWB hoch sind. Normadressaten die- 
ser Vorschrift sind marktbeherrschende Unterneh- 
men. Der Nachweis einer marktbeherrschenden Stel- 
limg ist oft schwierig zu führen. Hinzu kommt, daß 


1) Vgl. dazu die Fallschilderung unter Abschnitt 1.1 dieses Ka- 
pitels. 


viele Märkte heute aufgrund internationaler Verflech- 
timgen größer und offener geworden sind. In der Btm- 
desrepublik Deutschland hat diese Entwickltmg zu 
weitgehend wettbewerbhchen Wirtschaftsstrukturen 
geführt. Marktbeherrschende Stellimgen im Sinne 
des § 22 GWB sind überwiegend nur noch auf 
Märkten anzutreffen, in denen der Zugang staatlich 
reglementiert ist. 

Der Schwerpunkt der Mißbrauchsaufsicht des Bun- 
deskart eUamtes liegt bei der Verfolgung von Behin- 
denmgspraktiken. Konditionen- und Preismißbräu- 
che nehmen innerhalb der Amtspraxis einen geringe- 
ren Stellenwert ein. Dies ist auch auf Schwierigkeiten 
zurückzuführen, die mit der Bestimmung von geeig- 
neten Mißbrauchsmaßstäben verbunden sind. Das in 
§ 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 GWB verankerte Vergleichs- 
marktkonzept beinhaltet zunächst das Problem, ge- 
eignete Referenzmärkte mit funktionsfähigem Wett- 
bewerb zu finden. Selbst wenn solche Märkte vorhan- 
den sind, ist zusätzlich die Konzeption eines angemes- 
senen Als-ob-Wettbewerbspreises mit Unsicherheiten 
verbunden. Die Rechtsprechung vertritt hierzu die 
Auffassung, daß für die FeststeUimg eines Preismiß- 
brauchs die erhebliche Überschreitung des fiktiven 
Wettbewerbspreises erforderhch ist. i) Auch mögliche 
Altemativkonzepte wie die Sockeltheorie oder das 
Modell der Gewinnspannenbegrenzung können nach 
Ansicht der Monopolkommission die Unsicherheiten 
bei der Beurteilung der mißbräuchlichen Preishöhe 
nicht verringern. 2) Für die Mißbrauchsaufsicht be- 
deutet dieses konzeptionelle Problem, daß sie in den 
für die Preiskontrolle relevanten Bereichen zurück- 
haltend ausgeübt wird. 

Ein anderes Beispiel für die abnehmende Bedeutung 
der Aufsicht über mißbräuchliche Preise hefert die 
Pharmazeutische Industrie. Dort wirken veränderte 
institutionelle Rahmenbedingungen in Form der mit 
dem Gesundheitsreformgesetz eingeführten Festbe- 
tragsregelxmg wie eine umfassende Preiskontrolle. 
Die Notwendigkeit einer kartellbehördlichen Preis- 
mißbrauchsaufsicht wird dadurch in diesem Bereich 
deutlich reduziert. 


1) WuW/EBGH 1445 „VaUum” undWuW/EBGH 1678 „Vaüum 

n“. 

2) Vgl. zur Sockeltheorie: Monopolkommission, Anwendung 
und Möglichkeiten der Mißbrauchsaufsicht über marktbe- 
herrschende Unternehmen seit Inkrafttreten der Kartellge- 
setznovelle, Sondergutachten 1, 2. Aufl., Baden-Baden 1977, 
Tz. 43 ff; zum Konzept der Gewiimspannenbegrenzung: Mo- 
nopolkommission, Fortschreitende Konzentration bei Groß- 
imtemehmen, Hauptgutachten 1976/1977, Baden-Baden 
1978, Tz. 383 ff. 
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Beim Konditionenmißbrauch sind die Unsicherheiten 
im Hinblick auf den Mißbrauchsmaßstab kaum gerin- 
ger. Das Vergleichsmarktkonzept ist hier nur sehr be- 
dingt anwendbar, da die Gestaltung von Rahmenbe- 
dingungen betroffen ist und ein Marktergebnistest 
— wie bei der Preismißbrauchsaufsicht — nicht vorge- 
nommen werden kann. 3) 

496. Um einen umfassenden Überblick über die ak- 
tuelle Bedeutung der Mißbrauchsaufsicht nach § 22 
GWB zu erhalten, hat die Monopolkommission erst- 
mals die Landeskartellbehörden um Auskunft über 
die Entwicklung ihrer Amtspraxis gebeten. Ihnen 
kommt insofern Bedeutung zu, als daß die Zuständig- 
keit des Bimdeskartellamtes auf solche Fälle be- 
schränkt bleibt, in denen mißbräuchhche Verhaltens- 
weisen bundesländerübergreifend stattfinden. 

Bei den Landeskartellbehörden entwickelt sich die 
Mißbrauchsaufsicht ähnlich wie beim Bundeskartell- 
amt. Die Zahl der Verfahren nimmt entweder deutlich 
ab (Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Berhn), bleibt auf einem niedrigen Niveau mehr 
oder weniger konstant (Baden- Württemberg, Nieder- 
sachsen) oder ist bereits in den vergangenen Jah- 
ren kontinuierlich unbedeutend (Bremen, Ham- 
burg, Hessen, Saarland, Schleswig-Holstein). Das 
Schwergewicht hegt auch hier bei der Verfolgung 
von Behinderungstatbeständen, wobei die Verfah- 
ren vorzugsweise auf § 26 Abs. 2 GWB gestützt wer- 
den. Der Preismißbrauchsaufsicht kommt ledighch 
bei Versorgungsuntemehmen auf den Märkten 
für Fernwärme, Erdgas oder Flüssiggas eine gewisse 
Bedeutimg zu. 

497. Die aufgezeigte Entwicklung der Mißbrauchs- 
aufsicht über marktbeherrschende Unternehmen 
spiegelt nach Meinimg der Monopolkommission die 
sich in Richtung auf wettbewerbhchere Strukturen 
verändernden Marktverhältnisse in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland wider, Ihre abnehmende und heute 
vergleichsweise untergeordnete Bedeutung in der 
Amtspraxis des BundeskarteUamtes und der Landes- 
kartellbehörden ist vor aUem das Ergebnis tatsächh- 
cher Veränderungen, denen gegenüber die konzep- 
tionellen Schwierigkeiten der Mißbrauchsaufsicht in 
den Hintergrund treten. Die Monopolkommission be- 
grüßt, daß der Gesetzgeber mit der Neufassung des 
§ 22 Abs. 1 Nr. 2 GWB, in dem die hervorgehobene 
Stellung des Marktanteils für die Ermittlung der über- 
ragenden Marktstellung etwas relativiert wurde, die 
Mißbrauchsaufsicht in seiner Substanz unverändert 
gelassen hat. § 22 GWB ist von seiner Konzeption 
her ein Auffangtatbestand und sollte — auch im Sinne 
der ursprünglich mit dieser Norm verfolgten Inten- 
tion — nicht als eine gleichgewichtige „dritte Säule 
des Wettbewerbsrechts" neben Kartellverbot und Fu- 
sionskontrolle behandelt werden. 


3) Vgl. Monopolkommission, Gesamtwirtschaftliche Chancen 
und Risiken wachsender Untemehmensgrößen, Hauptgut- 
achten 1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 417. 

^) Vgl. dazu auch die Stellungnahme der Monopolkommission 
zur Fünften GWB-Novelle im Einleitungskapitel (Tz. 30 ff.) 
dieses Gutachtens. 


1.1 Preismißbrauch bei Versorgungsunternehmen 

498. Unternehmen der öffenthchen Versorgung mit 
Elektrizität, Gas oder Wasser stehen wegen der von 
ihnen für Demarkationsverträge nach § 103 Abs. 1 
Nr. 1 GWB in Anspruch genommenen Freistellung 
von § 1 GWB unter Mißbrauchsaufsicht. Sie sind au- 
ßerdem Normadressaten des § 22 Abs. 1 Nr. 1 GWB, 
da sie in ihren Versorgungsgebieten ohne Wettbewer- 
ber sind oder zumindest keinem wesentlichen Wett- 
bewerb ausgesetzt sind. Zur Gewährleistung einer 
möghchst sicheren und preisgünstigen Versorgung 
der Verbraucher mit Energie und Wasser kann das 
Bundeskartellamt etwaige Ausbeutungs- oder Behin- 
derungsmißbräuche marktbeherrschender Versor- 
gungsuntemehmen untersagen, ihnen Vertragsklau- 
seln zur Änderung aufgeben oder ihre Verträge und 
Beschlüsse für unwirksam erklären. 

499. Im Jahre 1989 hat das Bundeskartellamt in vier 
Fällen Preismißbrauchsverfahren gegen Unterneh- 
men der Ferngaswirtschaft eingeleitet. Eines dieser 
Verfahren richtete sich gegen einen Gasversorger, der 
in den Verdacht geraten war, in der Niedrigpreis- 
phase bei leichtem Heizöl die Gaspreise nicht abge- 
senkt zu haben und bei der Preisanpassung zum Ok- 
tober 1989 eine relativ stärkere Preiserhöhung als ver- 
gleichbare Versorgungsuntemehmen vorgenommen 
zu haben. Nach Ermittlungen des Bundeskartellamtes 
wurde der Verdacht nicht bestätigt und das Verfahren 
ohne Verfügung eingestellt. Von erheblich größerer 
Bedeutung waren die übrigen drei Fälle, in denen 
Versorgungsunternehmen der sogenannten ersten 
Stufe (Importeur bzw. Produzent und Lieferant an re- 
gionale Weiterverteiler und industrielle Sonderab- 
nehmer) vorgeworfen wurde, die zum Januar 1989 
eingeführte Erdgassteuer auf ihre Abnehmer über- 
wälzt und damit die Gaspreise mißbräuchlich über- 
höht zu haben. 

500. Die Unternehmen Ruhrgas AG, Essen, Erdgas- 
Verkaufsgesellschaft mbH, Münster, und Brigitta Erd- 
gas und Erdöl GmbH, Hannover, hatten die zum 1. Ja- 
nuar 1989 eingeführte Erdgassteuer von 0,26 Pf/kWh 
sofort und vollständig über eine entsprechende Gas- 
preiserhöhung an ihre Abnehmer weitergegeben. Die 
Steuerüberwälzung erfolgte im Fall der Ruhrgas AG 
auf der Gmndlage einer in den Lieferverträgen mit 
den regionalen Gasversorgem vereinbarten Klausel, 
daß zusätzliche Belastungen mit öffentiich-rechth- 
chen Abgaben die Gaspreise entsprechend erhöhen. 
Die ebenfalls zum Januar 1989 um 0,37 Pf/kWh (Wär- 
meäquivalent gemessen) angehobene Mineralöl- 
steuer auf leichtes Heizöl wurde im Oktober 1989 von 
den Versorgungsuntemehmen für eine zusätzhche 
Anhebung der Gaspreise nach dem sogenannten An- 
legbarkeitsprinzip genutzt. In der dadurch herbeige- 
führten „Doppelbelastung" der Gasabnehmer durch 
einen Erdgassteuer- und einen Mineralölsteuerzu- 
schlag sah das Bundeskartellamt den Tatbestand miß- 
bräuchlich überhöhter Preise. 

501 . Dem Mißbrauchsvorwurf gegen die drei Unter- 
nehmen lagen folgende Erwägungen der Kartellbe- 
hörde zugmnde. Die vollständige und sofortige Über- 
wälzung der Erdgassteuer zum Januar 1989 ergebe 
sich aus der marktbeherrschenden Stellung der Ver- 
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sorgimgsuntemehmen und sei bei wirksamem Wett- 
bewerb auf dem relevanten Markt in diesem Ausmaß 
nicht möghch gewesen. Marktkonform wäre allenfalls 
eine teilweise und mit der Zeit ansteigende Steuer- 
überwälzimg. Wegen der gleichzeitig erhöhten Mine- 
ralölsteuer auf leichtes Heizöl sowie der notwendiger- 
weise nach dem Anlegbarkeitsprinzip zeitlich verzö- 
gerten Anpassung der Gaspreise an steigende Heizöl- 
preise wurde der Erdgassteuerzuschlag vom Bundes- 
kartellamt zimächst nicht als mißbräuchlich bewertet. 
Dies allerdings unter der Voraussetzung, daß der Zu- 
schlag nur solange erhoben wird, bis die Heizölpreis- 
erhöhung im Oktober 1989 auf die Gaspreise rückwir- 
ken konnte. Erst die zusätzhche Gaspreisanpassung 
unter Beibehaltung des Erdgassteuerzuschlags be- 
wirkte die „Doppelbelastung", in der nach Meinung 
der Kartellbehörde ein Preismißbrauch zu sehen 
war. 

502 . Die Preisbildung in der Gasversorgungswirt- 
schaft erfolgt nach dem Anlegbarkeitsprinzip. Danach 
sind die Gaspreise eng an die Entwicldung der Preise 
für leichtes Heizöl gebunden. Nach einer in den je- 
weihgen Gasheferverträgen mit den Weiterverteilem 
festgelegten Preisbildungsformel wird der Arbeits- 
preis für Gas an die vom Statistischen Bundesamt je- 
weils für ein halbes Jahr ermittelten durchschnittli- 
chen Heizölpreise gekoppelt. Für Gaspreisänderun- 
gen ist eine dreimonatige Wartezeit einzuhalten, sie 
sind jeweils nur zum Quartalsbeginn möghch. Aus der 
halbjährigen Preisermittlungsdauer sowie der Warte- 
zeit ergibt sich die um insgesamt neun Monate zeitiich 
versetzte Rückwirkung der Heizölpreisänderungen 
auf die Gaspreise. In Perioden sinkender Heizölpreise 
wird diese Formel durch Niedrigpreiszuschläge oder 
durch einen Ersatzarbeitspreis modifiziert, so daß die 
Gasversorger der Entwicklung der Heizölpreise in 
Niedrigpreisphasen ledighch in einem deutiich ver- 
minderten Maße folgen müssen. 

In der ab Januar 1989 vollständigen und ab Okto- 
ber des Jahres aufgrund gewährter Rabatte von zu- 
nächst 0,10 und später 0,14 Pf/kWh teilweisen Über- 
wälzung der Erdgassteuer war ein Preismißbrauch zu 
sehen, da es sich dabei um eine von der Heizölpreis- 
entwicklung losgelöste Preiserhöhung handelte. Da- 
mit werde — so die Kartellbehörde in ihrer Abmah- 
nungsbegründung — das Anlegbarkeitsprinzip als 
Mcißstab für eine wettbewerbsanaloge Preisbildimg in 
der Gaswirtschaft verletzt. Die ab Oktober auf die 
Gaspreise wirkende Mineralölsteuererhöhung ver- 
schaffe den Gasversorgem zudem die Möghchkeit zur 
Reahsierung sogenannter „windfall profits", deren 
Ausmaß von 0,37 Pf/kWh die Erdgassteuer in Höhe 
von 0,26 Pf/kWh überkompensiere. Spätestens ab die- 
sem Zeitpunkt war in der Erdgassteuerüberwälzimg 
— auch in der teilweisen — eine mißbräuchliche Preis- 
überhöhung zu sehen. 

503 . Da jedoch bei einer strengen Auslegung dieses 
Konzeptes die Erdgassteuer in ihrer vollen Höhe zu 
Lasten der Gasversorger der ersten Stufe gehen 
würde, was letztiich sowohl den Intentionen der Erd- 
gasbesteuerung entgegenstünde als auch bei einer 
fiktiv wettbewerbhchen Preisbildung an den Reahtä- 
ten vorbeiginge, verwies die Kartellbehörde die Un- 
ternehmen auf eine Bagatellgrenze, bis zu der sie eine 


Überwälzung der Erdgassteuer tolerieren würde. Auf 
dieser Grundlage kam es zu einer Rabatterhöhung auf 
0,16 Pf/kWh sowie zu einem Verzicht der Unterneh- 
men auf weitere Preiserhöhungen zum Januar 1990. 
Die Mißbrauchs verfahren wurden daraufhin im März 
dieses Jahres eingestellt. 

504 . Bei der Anwendung der Mißbrauchsaufsicht 
über zu hohe Preise für leitungsgebundene Versor- 
gungsleistimgen besteht zimächst die grundsätzhche 
Schwierigkeit jeder Preismißbrauchsaufsicht, einen 
geeigneten Mißbrauchsmaßstab anzulegen. In der 
Gasversorgungswirtschaft wird dieses Problem da- 
durch gelöst, daß als Vergleichsmaßstab für einenAls- 
ob-Wettbewerbspreis die Heizölpreise angesehen 
werden. Die wettbewerbstheoretische Begründung 
für dieses Vorgehen ist die, daß der Markt für leichtes 
Heizöl sachhch vergleichbar ist und die Preisbildung 
dort wettbewerbhch erfolgt. Die Schwächen des Kon- 
zeptes sachlicher Vergleichsmärkte werden in der Li- 
teratur ausführhch diskutiert und sind von der Mono- 
polkommission mehrfach behandelt worden. Vor- 
zugswürdige Konzeptionen sind jedoch nicht erkenn- 
bar. 

In bezug auf die Als-ob-Wettbewerbspreise in der 
Gaswirtschaft besteht eine weitere Schwierigkeit 
darin, daß die zulässigen Preise bei den Versorgungs- 
Unternehmen einen Ausgleich zwischen erzielbaren 
Profiten bei Heizölpreisschwankungen nach oben 
und drohenden Verlusten bei einem mehr oder weni- 
ger plötzhch auftretenden Heizölpreisverfall schaffen 
müssen. Dabei hat sich das System des Anlegbarkeits- 
prinzips mit Modifizierungsmöglichkeiten trotz er- 
kennbarer Schwächen grosso modo bewährt. Die Er- 
fahrung zeigt zudem, daß die Gasversorgimgswirt- 
schaft bei dieser Form der Preisbildimg tendenziell 
bevorteilt wird. Die Monopolkommission sieht daher 
in der vom Bundeskartellamt gewählten Vorgehens- 
weise, einen Preismißbrauch an der Konformität der 
Gaspreise mit dem Anlegbarkeitsprinzip zu messen, 
einen vertretbaren Maßstab. Auf der Grundlage der 
herrschenden Rechtsprechung, die Preismißbrauch 
erst bei einer erheblichen Überschreitung des wettbe- 
werbsanalogen Preises für gegeben erachtet, ist 
auch die vom Bundeskartellamt berücksichtigte Ba- 
gatellgrenze für die teilweise Überwälzung der Erd- 
gassteuer angebracht. Die Frage, wo die Bagatell- 
grenze anzusiedeln ist, muß einer Einzelfallbetrach- 
tung überlassen bleiben. 

505. Vorhegende Fälle verdeuthchen darüber hin- 
aus, daß die Einführung der Ergassteuer neben wett- 
bewerbspohtischen auch verteilungspohtische Pro- 
bleme innerhalb der Gaswirtschaft aufgeworfen hat. 
Zunächst ist in der Überwälzung der Verbrauchs- 
steuer grundsätzhch kein Preismißbrauch zu sehen. 
Gleiches ist auch auf wettbewerbhch organisierten 
Märkten zu beobachten. Die zentrale Frage ist viel- 
mehr die nach dem Umfang, in dem die Steuer von 
den Versorgungsuntemehmen der ersten Stufe, den 
regionalen Versorgungsuntemehmen als Weiterver- 
teiler und letztiich dem Endverbraucher anteihg zu 


5) WuW/E BGH 1445 und 1678 „Valium I und II". Das Kammer- 
gericht hatte in diesem Zusammenhang einen Erheblich- 
keitszuschlag von 25 % veranschlagt. WuW/E OLG 2053 
„Valium". 
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tragen ist. Eine Überwälzung auf den Endverbraucher 
ist nur in einem Maße möghch, in dem Gas als Ener- 
gieträger gegenüber leichtem Heizöl wettbewerbsfä- 
hig bleibt. Auch wenn dies angesichts einer lediglich 
eingeschränkten Substitmerbarkeit von Gas und 
Heizöl als Energieträger nicht kurzfristig gilt, ist die- 
ser Zusammenhang mittel- bis langfristig von Bedeu- 
tung. Innerhalb der Gaswirtschaft führt die ledighch 
bedingt möghche Weitergabe der Erdgassteuer an die 
Endverbraucher damit zu einem Verteilungsproblem 
zwischen den Versorgern der ersten Stufe und den 
Weiterverteilern. Die Interessen beider Stufen sind 
dabei insoweit gegeneinander abzuwägen, daß einer- 
seits Gas als Energieträger gegenüber leichtem Heiz- 
öl wettbewerbsfähig bleibt und andererseits die ein- 
gegangenen unternehmerischen Risiken auch im 
Hinbhck auf zukünftige Investitionschancen entspre- 
chend belohnt werden. 

Die Versorgungsunternehmen der ersten Stufe sind in 
der Regel durch langfristige Bezugsverträge an die 
Erdgasproduzenten gebimden. Die dabei übhche 
Form sind sogenannte „take or pay" -Verträge, mit 
denen diese Unternehmen — zumal im internationa- 
len Geschäft — ein höheres Unternehmensrisiko ein- 
gehen müssen als die Weiterverteiler. Höhere unter- 
nehmerische Risiken werden übhcherweise auch 
durch höhere potentielle Gewinnspannen entlohnt. 
Um in diesem Verteilungskonflikt auch den Weiter- 
und Letztverteilern eine angemessene Vertriebs- 
marge zu sichern, bedurfte es in den geschilderten 
Fällen eines ausgewogenen Kompromisses innerhalb 
der Gasversorgungswirtschaft. Die Bedeutung des 
Bundeskartellamtes als Wettbewerbsbehörde in sol- 
chen Auseinandersetzungen ist letztlich die, dafür zu 
sorgen, daß bestehende Marktmacht nicht zu einer 
einseitigen Durchsetzung von Interessen zu Lasten 
nachgeordnet er Verteilungsstufen oder der Endver- 
braucher führt. 


1.2 Behinderungsmißbrauch In der 
Flugverkehrswirtschaft 

506. In einem weiteren Verfahren des Jahres 1989 
wurde der Deutsche Lufthansa AG, Köln, Behinde- 
rung und Diskriminierung der German Wings Luft- 
fahrtuntemehmen GmbH, München, vorgeworfen. 
Der Mißbrauchsvorwurf nach § 22 Abs. 5 sowie § 37a 
Abs. 2 in Verbindung mit §§ 26 Abs, 2 und 37a Abs. 3 
GWB richtete sich gegen die Behinderung des Markt- 
zutritts von German Wings durch die marktbeherr- 
schende Deutsche Lufthansa. 

507. Im Zuge der von German Wings mit insgesamt 
vier Maschinen beabsichtigten Aufnahme des Linien- 
flugverkehrs zwischen München, Frankfurt, Köln, 
Hamburg, Paris, Kopenhagen und Istanbul bemühte 
sich das Unternehmen um ein Int erhne -Abkommen 
nüt der Deutsche Lufthansa. In Interline- Abkommen 
verpflichten sich die Vertragspartner zu einer wech- 
selseitigen Anerkennung der ausgegebenen Flug- 
scheine und zur Beförderung der darin bezeichneten 
Personen einschheßhch deren Gepäck. Die gegensei- 
tig erbrachten Beförderungsleistungen werden übh- 
cherweise miteinander verrechnet. Ohne ein entspre- 
chendes, zwischen Linienfluggesellschaften übhches 


Interlining sei — so German Wings gegenüber dem 
Bundeskartellamt — ein erfolgreicher Marktzutritt 
nicht möghch. Der Geschäftsreisende erwarte die 
Möghchkeit der flexiblen Gestaltung von Hin- und 
Rückflügen. Eine dementsprechende Anzahl von 
Flugverbindungen konnte German Wings nach den 
Kriterien des Luftfahrtgesetzes, vor aUem wegen der 
Vielzahl bestehender Verbindungen der Deutsche 
Lufthansa, nicht genehmigt werden. Daher sei das 
Interline- Abkommen eine der Voraussetzungen für 
erfolgreichen Marktzutritt. Die Deutsche Lufthansa 
weigere sich vomehmhch aus Gründen des Wettbe- 
werbs, ein entsprechendes Abkommen zu schheßen. 

508. Das Bundeskartehamt nahm diesen Fah zum 
Anlaß, über den EinzelfaU hinaus die Frage nach der 
Bedeutung von Interhne-Abkommen in der Luftver- 
kehrswirtschaft in einem Verwaltungsverfahren zu 
prüfen. Die Deutsche Lufthansa verfügt nach Mei- 
nxmg der Kartellbehörde bei Inlandslinienflügen über 
eine marktbeherrschende Stellung im Sinne des § 22 
Abs. 1 Nr. 2 GWB. Gleiches gilt für die grenzüber- 
schreitenden Linienflüge von München nach Paris, 
Kopenhagen xmd Istanbul. Sachhch relevant ist der 
Markt für Linienflüge im Inland und im grenzüber- 
schreitenden Verkehr mit dem Ausland, jeweils ohne 
Einbeziehimg der Berhn-Strecken. Auf dem so abge- 
grenzten Markt sind Interhne-Abkommen zwischen 
Fluggesellschaften, die gleiche Strecken bedienen, 
übhch. Damit wolle — so das Bundeskartellamt — 
German Wings an einem zwischen Wettbewerbern 
momentan übhchen Anerkennungs- und Abrech- 
nungsverfahren teilnehmen. Der Deutsche Lufthansa 
entstehen darüber hinaus durch Interhning keine 
wirtschafthchen Schäden, da die verursachten Kosten 
im übhchen Umfang ersetzt werden. Einbußen erleide 
die Lufthansa aUenfaUs dadurch, daß ein neuer Wett- 
bewerber in den Markt eintritt. Bei einer Interessen- 
abwägung unter Berücksichtigung der Freiheit des 
Wettbewerbs sei dies hinzunehmen. Das Bundeskar- 
teUamt weist weiter daraufhin, daß auch nach euro- 
päischem Recht Interhning kein Verstoß gegen Arti- 
kel 85 EWG-Vertrag sei und die Verweigerung eines 
entsprechenden Abkommens — nach Meinimg der 
EG-Kommission — gleichfaUs als Behinderungsmiß- 
brauch nach Artikel 86 EWG-Vertrag einzustufen ist. 
Ob dies auch für den Fall eines hberahsierten europäi- 
schen Verkehrsmarktes gelte, könne zum jetzigen 
Zeitpimkt dahingesteUt bleiben. 

509. Zur Durchsetzung ihrer Interessen hatte Ger- 
man Wings neben der Anzeige beim BundeskarteU- 
amt beim Landgericht Düsseldorf eine einstweihge 
Verfügung beantragt. Inzwischen wurde das gericht- 
hche Verfahren gegen die Deutsche Lufthansa sowohl 
in der Hauptsache vor dem Landgericht Düsseldorf als 
auch in dem Beschwerdeverfahren vor dem Ober- 
landesgericht zugunsten von German Wings entschie- 
den. Die Monopolkommission teilt die Meinung der 
Gerichte und des BundeskarteUamtes, daß Interhne- 
Abkommen in der beschriebenen Form (gegenseitige 
Anerkennung von Flugscheinen auf parahel gefloge- 
nen Strecken) eine wichtige Voraussetzimg für den 
Marktzutritt in der Flugverkehrswirtschaft sind. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn erstens auf den in Rede 
stehenden Märkten ein marktbeherrschendes Unter- 
nehmen agiert und zweitens die Märkte dahin gehend 
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reguhert sind, daß dem Newcomer weder die für eine 
unmittelbare Wettbewerbsfähigkeit ausreichende 
Anzahl noch die von ihm gewünschten günstigen 
Flugverbindungen genehmigt werden können. 

Der Einwand der Deutsche Lufthansa, daß Interline- 
Abkommen nur dort üblich seien, wo vergleichbare 
Flugverkehrsleistungen angeboten werden, was bei 
German Wings im Vergleich zur Lufthansa wegen 
ihrer Erste-Klasse- Qualität zu Business-Class-Preisen 
nicht der Fall sei, geht fehl. Das Angebot hoher Qua- 
lität zu vergleichsweise günstigen Preisen ist als wich- 
tiger Wettbewerbsparameter anzusehen, dessen An- 
wendung gerade nicht durch die Errichtung privat- 
wirtschaftlicher Marktzutrittbarrieren verhindert wer- 
den soll. 

Wettbewerbspolitisch ebenfalls irrelevant ist der Ein- 
wand, German Wings wolle lediglich günstige Flug- 
verbindungen bestreiten und betreibe damit „Rosi- 
nenpicken", wohingegen die Deutsche Lufthansa 
dem öffenthchen Verkehrsinteresse dienen müsse. 
Diesem Einwand käme lediglich dann Bedeutung zu, 
wenn dem System der behördlichen Vergabe von Li- 
nien- bzw. Start- und Landerechten (slots) nicht 
„grandfather rights" zugrunde lägen. Grandfather 
rights bedeuten, daß den Inhabern alter Linienrechte 
auch bei der Vergabe neuer Rechte Priorität einge- 
räumt wird. Insoweit verfügen die eingesessenen Un- 
ternehmen der Flugverkehrswirtschaft gegenüber tat- 
sächlichen und potentiellen Newcomern bereits über 
einen systembedingten Wettbewerbsvorteil, der nicht 
zusätzlich zur Rechtfertigung weiterer Marktzutritts- 
barrieren ausgenutzt werden darf. 

In der Zwischenzeit ist der Versuch von German 
Wings, auf dem Markt für Linienflüge im Inland und 
dem angrenzenden Ausland Fuß zu fassen, geschei- 
tert; Im Mai 1990 mußte das Unternehmen nach meh- 
reren erfolglosen Übemahmeverhandlungen mit auf 
dem Markt befindlichen ausländischen Ruggesell- 
schaften Konkurs anmelden. Dieser Konkurs zeigt 
einmal mehr, daß Marktzutritte auf dem weitgehend 
regulierten Flugverkehrsmarkt äußerst schwierig 
sind. Aus wettbewerbspolitischer Sicht umso bedeu- 
tender ist daher die Öffnung dieses Marktes durch 
Deregulierungen sowie der konsequente Schutz von 
Newcomern vor Wettbewerbsbehinderungen markt- 
beherrschender Unternehmen. 


2. Die Anwendung der 

Fusionskontrollvorschriften 

2.1 Angezeigte Zusammenschlüsse und 
Untersagungen 

610. Im Berichtszeitraum 1988/1989 sind 2 574 Zu- 
sammenschlüsse 6) beim Bundeskartellamt angezeigt 
worden. Damit ist die Zahl der angezeigten Zusam- 
menschlüsse gegenüber dem Berichtszeitraum 1986/ 
1987 wiederum angestiegen. Im damaligen Berichts- 
zeitraum wurden 1 689 vollzogene Zusammen- 
schlüsse angezeigt. Seit 1983 ist eine ständige Zu- 
nahme der Fusionsfälle zu verzeichnen. Der erneute 


6) Vgl. Tabelle 3. 


deuthche Anstieg der Zusammenschlußfälle läßt sich 
auf eine Reihe von Ursachen zurückführen. Die Voll- 
endung des europäischen Binnenmarktes veranlaßte 
europäische Unternehmen dazu, durch externes 
Wachstum in Märkte wirtschaftiich expandierender 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft ein- 
zutreten. Dies gilt insbesondere für französische Un- 
ternehmen. Nicht EG-angehörige Unternehmen be- 
fürchten die Abschottimg des EG-Binnenmarktes. Ja- 
panische und zunehmend wieder amerikanische Un- 
ternehmen sowie Unternehmen aus den EFTA-Staa- 
ten sind vermehrt an Zusammenschlüssen beteiligt. 
Nach einer Auswertung aller im Inland realisierter 
Zusammenschlüsse ergaben sich im Jahre 1988 318 
Zusammenschlüsse mit direkter bzw. indirekter aus- 
ländischer Beteiligimg. Dies waren 27 % aller beim 
Bundeskartellamt angezeigten Zusammenschlüsse. 
Die Zahl stieg im Jahre 1989 auf 459 und damit der 
Anteil der im Inland realisierten Zusammenschlüsse 
mit ausländischer Beteüigung auf 32% aller ange- 
zeigten Zusammenschlüsse im Jahre 1989. 

Die zunächst im Steuer änderungsgesetz 1990 vorge- 
sehene und später abgemilderte Verschärfung der Be- 
steuerung von Gewinnen aus Untemehmensveräu- 
ßerungen zum 1. Januar 1990 hat offenbar viele mit- 
telständische Unternehmen dazu veranlaßt, ihren Be- 
trieb vorzeitig zu veräußern. Da lediglich die steuer- 
rechthchen Gründe zum 1. Januar 1990 entfallen sind, 
ist ungewiß, ob die Zahl der Zusammenschlüsse wie- 
der abnimmt. Dagegen spricht möglicherweise der 
Umstand, daß sich die Durchschnittsumsätze der Un- 
ternehmen seit Einführung der Fusionskontrolle bzw. 
der präventiven Fusionskontrolle erheblich erhöht ha- 
ben? S) die Aufgreifsschwellen der Fusionskontrolle 
sind jedoch unverändert geblieben. Diese Entwick- 
lung mag zu einer faktischen Absenkung der Ein- 
griffsschwellen geführt haben. Die Fusionskontrolle 
erfaßt mehr Zusammenschlußfälle, Die Monopolkom- 
mission ist nicht der Auffassung, daß die Aufgreifkri- 
terien zur Zeit einer Überprüfung zu unterziehen 
sind. 

Insgesamt ist seit Beginn der Zusammenschlußkon- 
trolle im Jahre 1974 die Zahl der angezeigten vollzo- 
genen Zusammenschlüsse 9) bis zum 31. Dezem- 
ber 1989 auf 10 849 angestiegen, wovon 7 623 als kon- 
troUpflichtige Vorgänge nach § 24 GWB geprüft wur- 
den. Seit der Vierten GWB-Novelle unterliegt etwa 
die Hälfte aller Zusammenschlußvorgänge der zwin- 
genden präventiven Zusammenschlußkontrolle. 

511. Im Berichtszeitraum 1988/1989 wurden vom 
Bundeskartellamt 16 Untersagungen ausgesprochen. 
Damit hat sich die Zahl der insgesamt untersagten 
Zusammenschlüsse bzw. Zusammenschlußvorhaben 


7) Vgl. TabeUe 2. 

®) Vgl. Monopolkommission, Die Wettbewerbsordnimg erwei- 
tern, Hauptgutachten 1986/1987, Anlagenband, Tabelle II. 6, 
S. 202: Der Umsatz im Bergbau imd Verarbeitenden Ge- 
werbe (ohne Baugewerbe) hat seit 1977 bis 1985 um die 
Hälfte zugenommen bei einer geringfügigen Abnahme der 
Anzahl der Unternehmen; die sich auf rechtliche Einheiten 
beziehende amtliche Statistik bietet einen möglichen An- 
haltspunkt für die Zahl der wirtschaftlichen Einheiten. 

In dieser Zahl sind sowohl die nur nachträglich angezeigten 
wie präventiv angemeldeten imd nach Vollzug angezeigten 
Zusammenschlüsse enthalten (§ 23 GWB). 
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Zusammenschlüsse im Berichtszeitraum 1988/1989 


Tabelle 2 


Art der Zusammenschlüsse i) 

1988 

1989 

Anzahl 

Anteil (%) 

Anzahl 

Anteil (%) 

Inlandszusammenschlüsse 

93 

8,0 

144 

10,0 

mit direkter ausländischer Beteiligung 

mit indirekter ausländischer Beteiligung 

225 

19,0 


22,0 

ohne ausländische Beteiligung 

635 

55,0 


53,0 

Zahl aller Inlandszusammenschlüsse 

953 

82,0 

1203 

85,0 

Auslandszusammenschlüsse 





mit direkter inländischer Beteiligung 

56 

5,0 

59 

4,0 

mit indirekter inländischer Beteüigung 

11 

hO 

22 

2,0 

ohne inländische Beteiligung 

139 

12,0 

131 

9,0 

Zahl aller Auslandszusammenschlüsse 

206 

18,0 

212 

15,0 

Gesamtzahl aller Zusammenschlüsse 

1 159 

100,0 

1415 

100,0 


1) Als Ort des Zusammenschlusses wird der Sitz des Unternehmens berücksichtigt, dessen Anteile oder Vermögen erworben wird. 
Eine Beteiligimg ausländischer Unternehmen an einem Inlandszusammenschluß ist gegeben, wenn zumindest ein unmittelbarer 
Beteiligter ein ausländisches Unternehmen (direkt) oder ein mit einer ausländischen Obergesellschaft verbundenes Unterneh- 
men (indirekt) ist. Entsprechendes gilt für Auslandszusammenschlüsse. 

Quelle: Erhebimgen des Bundeskartellamtes 


Tabelle 3 

Übersicht über die Zahl der angezeigten vollzogenen 
Zusammenschlüsse und der vom Bundeskartellamt 
ausgesprochenen Untersagungen, gegliedert nach 
Berichtszeiträumen der Monopolkommission 


Berichtszeitraum 

Anzeigen 

vollzogener 

Zusammenschlüsse 

Zahl der 
Untersagungen 

1973/1975 

773 

4 

1976/1977 

1 007 

7 

1978/1979 

1 160 

14 

1980/1981 

1 253 

21 

1982/1983 

1 109 

10 

1984/1985 

1 284 

13 

1986/1987 

1 689 

5 

1988/1989 

2 574 

16 

Insgesamt 

10 849 

90 


Quelle; Tätigkeitsberichte des Bundeskartellamtes 


auf 90 bis zum Ende des Berichtszeitraums er- 
höht. 10) 

Der deutliche Anstieg der Untersagungen ist zum Teil 
auf die gestiegene Zahl der vom Bundeskartellamt 
geprüften Zusammenschluß Vorgänge zurückzufüh- 


10) Hierin ist die erneute Untersagungsverfügiing im Falle Phi- 
lip Morris/Rothmans (WuW/E BKartA 2204), die nach einer 
Umstrukturierung der Beteiligung von Philip Morris an 
Rothmans erging, nicht enthalten. 


ren. Teilweise wird die Ursache auch darin zu sehen 
sein, daß Unternehmen durch horizontale Zusammen- 
schlüsse versuchen, Marktanteile zu erhöhen. Sie er- 
werben ihre direkten Konkurrenten oder Unterneh- 
men im marktnahen Bereich. Die marktbezogene Fu- 
sionskontrolle des GWB erfaßt diese Zusammen- 
schlüsse besser als konglomerate Zusammenschlüsse 
diversifizierender Unternehmen. 

Die Vorfeldwirkung der Fusionskontrolle zeigt sich 
unverändert deutlich. Im Berichtszeitraum sind 24 an- 
gemeldete Zusammenschlußvorhaben aufgnmd von 
Bedenken, die das Bundeskartellamt geäußert hat, 
aufgegeben worden. Die Zahl der Fälle, in denen die 
Beteüigten nach Erörterung mit dem Bundeskartell- 
amt oder nach einer Abmahnung des Bundeskartell- 
amtes das Zusammenschlußvorhaben aufgegeben ha- 
ben, stieg nach Mitteilung des Bundeskartellamtes 
von 162 Ende 1987 auf 186 Ende 1989. 

612. Bei den vom Bundeskartellamt untersagten 
16 Zusammenschlüssen bzw. Zusammenschlußvorha- 
ben handelt es sich um folgende Fälle: 

— Lübecker Nachrichten/St ormamer Tageblatt 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 18. Februar 1988, B6-24/87, WuW/E 
BKartA 2290; 

— Flensburger T ageblatt/Schleswig-Holsteinische 
Landeszeitung 

(vom Kammergericht aufgehoben; rechtskräftig) 
Beschluß vom 20. Mai 1988, B6-30/87, WuW/E 
BKartA 2292; 


11) Es wurden fünf nachträglich kontroUpflichtige und elf prä- 
ventiv kontroUpflichtige Zusammenschlußvorgänge unter- 
sagt. 
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— Heidelberger Zement/Malik Baustoffe 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 27. Juli 1988, Bl-107/87, WuW/E 
BKartA 2297; 

— Messer Griesheim/Buse 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 2. August 1988, B3-35/88, WuW/E 
BKartA 2319; 

— Wieland/Langenberg 
(rechtskräftig) 

Beschluß vom 18. August 1988, B5-92/88, WuW/E 
BKartA 2304 

— Linde/Lansing 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 3. März 1989, B4-123/88, WuW/E 
BKartA 2363; 

— Melitta/Kraft 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 14. Apiil 1989, 83-137/88, WuW/E 
BKartA 2370 

— Daimler-Benz/MBB 

(nach Ministererlaubnisverfahren unter Auflagen 
genehmigt; rechtskräftig) 

Beschluß vom 17. Aprü 1989, B7- 137/88, WuW/E 
BKartA 2335; 

— DLT/Südavia 
(rechtskräftig) 

Beschluß vom 23. Mai 1989, B5-256/88, WuW/E 
BKartA 2391; 

— Westdeutscher Rundfunk/Radio NRW 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 18. Juli 1989, B6-71/88, WuW/E 
BKartA 2396; 

— MAN/Sulzer 

(nicht rechtskräftig; Antrag auf Ministererlaubnis 
inzwischen zurückgewiesen) 

Beschluß vom 23. August 1989, B4-64/89, WuW/E 
BKartA 2405; 

— WMF/Hutschenreuther 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 25. August 1989, Bl-28/89, WuW/E 
BKartA 2414; 

— Unilever/Braun 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 19. Oktober 1989, B2-62/89, WuW/E 
BKartA 2421; 

— Kaufhof/Satum 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 23. Oktober 1989, B9-2050/89, 
WuW/E BKartA 2437; 

— Tengelmann/Gottlieb 
(rechtskräftig) 

Beschluß vom 20. November 1989, B9-2056/89, 
WuW/E BKartA 2441; 

— Nordfleisch/Centralgenossenschaft 
(nicht rechtskräftig) 

Beschluß vom 30. November 1989, B2-75/89, 
WuW/E BKartA 2428. 


513, Für die 90 Untersagungen seit Beginn der Fu- 
sionskontrolle ergibt sich folgender Verfahrensstand 

zum 31. Dezember 1989: ^2) 

40 Untersagungen sind rechtskräftig geworden, 
sechs davon im Berichtszeitraum. 

— 14 Beschlüsse wxirden vom Bundeskartellamt zu- 
rückgenommen oder haben sich in sonstiger Weise 
erledigt, zwei davon im Berichtszeitraxim. 

— 19 Verfügungen wurden rechtskräftig aufgeho- 
ben, eine davon im Berichtszeitraum. 

— Sechs Untersagungsfälle wiurden vom Bundesmi- 
nister für Wirtschaft vollständig oder unter Aufla- 
gen genehmigt. 

— Gegen zehn Untersagungen läuft ein Beschwerde- 
verfahren beim Kammergericht. 

— Ein Verfahren ist beim Bundesminister für Wirt- 
schaft zur Beantragung einer Erlaubnis zum Zu- 
sammenschluß anhängig, i^) 


2.2 Zusammenschlußtatbestand 


2,2.1 Erwerb vermögenswerter Rechtsgüter 

514. Die Übertragung eines Warenzeichens ein- 
schließlich des zugehörigen Geschäftsbereichs kann 
ein Zusammenschluß im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 1 
GWB sein, wenn es sich dabei um einen eigenständi- 
gen imd abgrenzbaren Teilgeschäftsbetrieb handelt 
und der Erwerber in die vom Veräußerer damit gehal- 
tene Marktposition eintreten kann. Das Bundeskar- 
tellamt hatte im Jahre 1988 die freiwillig angemeldete 
und innerhalb von vier Monaten nach der Anmeldung 
vollzogene Veräußerung des Warenzeichens „Fra- 
pan" der Kraft GmbH an das Familienuntemehmen 
Melitta-Werke Bentz & Sohn zu beurteilen. Übertra- 
gen wurden neben dem Warenzeichen die Verpak- 
kungsaufmachungen, die Lieferanten- und Kundenli- 
sten, Preis- und Konditionenlisten sowie Werbe- und 
sonstige Verkaufsunterlagen. Mit dem Absatz von 
Haushalts- xmd Lebensmittelfolie an den Einzelhan- 
del unter dem Markennamen „Frapan" erzielte Kraft 
im Jahre 1987 einen Umsatz von 6 Mio. DM. 

515. Bei seiner Entscheidung ging das Bimdeskar- 
tellamt davon aus, daß in der Übertragung des Waren- 
zeichens ein Vermögenserwerb im kartellrechtlichen 
Sinne zu sehen ist. Der nüt dem Warenzeichen ver- 
bundene Geschäftsbereich war bei Kraft eine ab- 
grenzbare und funktionsfähige betriebliche Teilein- 
heit. Sie umfaßte alles, was den Geschäftsbereich 
„Haushalts- und Lebensmittelfolienabsatz an den 
Einzelhandel" ausmachte. Gegen einen Vermögens- 
erwerb im Sinne von § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB spreche 
auch nicht, daß keine vollständige Produktions- und 
Vertriebsorganisationseinheit übertragen wurde. Ent- 

12) Siehe die ausführliche Übersicht im Anhang (Abschnitt 
C). 

13) Der Antrag wurde inzwischen abgelehnt. 
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scheidend sei vielmehr, daß Melitta ~ so wie jeder 
andere mögliche Erwerber — durch das Warenzei- 
chen in die von Kraft gehaltene Position am Markt 
einrücken könne. 

Der Zusammenschluß wurde vom Bundeskartellamt 
nachträglich imtersagt, da er zu einer Verstärkung der 
marktbeherrschenden Stellung von Melitta auf den 
relevanten Teümärkten sowie auf dem Gesamtmarkt 
für Haushalts- und Lebensmittelfolien führte, Gegen 
die Untersagung ist ein Beschwerdeverfahren beim 
Kammergericht anhängig. 

516 . Im Mittelpunkt der Vermögensübertragung 
steht unstrittig das Warenzeichen „Frapan". Für die 
Feststellung des Zusammenschlußtatbestandes 
kommt der absoluten Höhe des Marktwertes des 
übertragenen Rechtsgutes keine zentrale Bedeutung 
zu. Wesentlich ist vielmehr, daß der damit verbun- 
dene Geschäftsbereich eine abgrenzbare betriebliche 
Teileinheit ist, die im Rahmen der wirtschafthchen 
Betätigung des veräußernden Unternehmens eine 
qualitativ eigene Bedeutung hat. Als betriebliche 
Teileinheit sind auch solche Geschäftsbereiche anzu- 
sehen, die erst aus Anlaß der Veräußerung aus dem 
Gesamtbetrieb herausgelöst werden. Weitere Krite- 
rien sind, daß der Vermögensgegenstand vor der 
Übertragung unternehmerisch genutzt wurde imd er 
seine aktuelle, auf einen bestimmten Markt bezogene 
Bedeutung nicht verliert. 

617 . Warenzeichen dienen der Vermarktung von 
Qualitätsprodukten. Sie stehen für eine bestimmte Be- 
schaffenheit imd Güte der damit bezeichneten Pro- 
dukte, von der sich der Verbraucher bei seiner Kauf- 
entscheidimg leiten läßt. Insbesondere dann, wenn 
Warenzeichen allgemein bekannt imd anerkannt 
sind, wie z. B. Coca Cola oder Uhu, stellen sie den 
entscheidenden Vermögenswert eines Unternehmens 
dar. Die Monopolkommission teilt die Auffassung des 
Bundeskartellamtes, daß die Beurteilung der Frage, 
unter welchen Voraussetzungen in solchen Fällen von 
einer Vermögensübertragung zu einem wesentlichen 
Teil auszugehen ist, von den Umständen des Einzel- 
falles abhängt. Art und Umfang der dazu notwendi- 
gen Einzelübertragungen können sehr unterschied- 
lich sein. Werden, wie im vorliegenden Fall, das Wa- 
renzeichen einschließlich der relevanten Vertriebsun- 
terlagen veräußert, ist von einem wesentlichen Ver- 
mögensbestandteil auszugehen. 

Selbst ohne die zusammen mit dem Warenzeichen 
übertragenen sonstigen Bestandteile des Geschäfts- 
bereichs wäre jedes Unternehmen mit Vertriebserfah- 
rungen in diesem Marktsegment in der Lage gewe- 
sen, in die von Kraft gehaltene Marktposition einzu- 
treten. Für Melitta als dem Marktführer auf den rele- 
vanten Märkten gilt dies \imso mehr, da hier sowohl 
die Vertriebserfahrungen im Markenfolienbereich als 
auch die notwendigen Beziehungen auf den Beschaf- 
fungs- und Absatzmärkten gebündelt vorhanden 
sind. 

Die Entscheidung des Bundeskartellamtes betrifft ei- 
nen Grenzfall des Zusammenschlußtatbestandes. 
Dies ermöglicht eine weite Auslegung und versetzt 


die Behörde in die Lage, mögliche Marktauswirkun- 
gen solcher Übertragungen materiell zu überprüfen. 


2.2.2 Rechtsstellung bei Minderheitsbeteiligungen unterhalb 
der gesetzlichen Aufgreifschwelle 

518 . Die Beurteilung des Zusammenschlußtatbe- 
standes im Falle einer Minderheitsbeteiligung unter- 
halb der 25% -Grenze des § 23 Abs. 2 Nr. 2 a GWB ist 
regelmäßig dann problematisch, wenn damit Entsen- 
dungsrechte in Gesellschaftsorgane verbimden sind. 
Im Fall der Rheinland-Pfälzische Rundfunk GmbH 
& Co. KG (RPR), einer regionalen privaten Rundfunk- 
anstalt, halten drei Zeitungsverlage jeweils 20% der 
Gesellschaftsanteile. Weitere etwa 100 Beteiligte, die 
nicht dem Verlagsbereich zuzurechnen sind, verfügen 
über jeweils geringe Anteile. Dem Beirat der RPR ste- 
hen gemäß Gesellschaftervertrag Rechte zu, die nicht 
nur den Rechten eines Aufsichtsrates einer Aktienge- 
sellschaft nach §§ 170 und 171 AktG entsprechen, 
sondern darüber hinaus ein aktives Eingreifen in die 
Geschäftsführung ermöglichen. In den Beirat, der aus 
insgesamt elf Mitgliedern besteht, entsenden die 
Kommanditisten für jeweils 9 % der gehaltenen An- 
teile je ein Mitglied. Damit erhalten die Verlage auf- 
grund ihrer 20 % -Beteiligungen jeweüs zwei Sitze. Bei 
einem Stimmenpool können sie gemeinsam ihre übri- 
gen Anteile von zusammen 6 % mit einer Beteiligung 
weiterer Kommanditisten zur Besetzung einer nun- 
mehr siebten Position im Beirat nutzen. 

519 . Ein Anteilserwerb untersteht der Zusammen- 
schlußkontrolle gnmdsätzlich nur dann, wenn er 25 % 
des stimmberechtigten Kapitals eines Unternehmens 
erreicht (§ 23 Abs. 2 Nr. 2 a GWB). Ausnahmen von 
dieser generellen Regel lassen die Vorschriften des 
§ 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 und Nr. 5 GWB zu. Danach ist 
ein Zusammenschluß auch in solchen Fällen anzuneh- 
men, in denen mit der Untemehmensbeteüigimg eine 
Rechtsstellimg erreicht wird, die der einer Sperrmino- 
rität im Sinne des Aktiengesetzes entspricht, oder ein 
beherrschender Einfluß auf ein anderes Unternehmen 
erlangt wird. In der zum 1. Januar 1990 in Kraft ge- 
setzten Fünften Kartellgesetznovelle wird mit § 23 
Abs. 2 Nr. 6 ein zusätzlicher Auff angtatbestand einge- 
führt. Danach unterliegt ein Anteilserwerb, unabhän- 
0g von den in § 23 Abs. 2 Nr. 2 a, Nr. 2 Satz 4, Nr. 4 
und Nr. 5 genannten Tatbestandsvoraussetzungen, 
auch dann der Zusammenschlußkontrolle, wenn 
durch die Verbindung ein oder mehrere Unternehmen 
unmittelbar oder mittelbar einen wettbewerblich er- 
heblichen Einfluß auf ein anderes Unternehmen aus- 
üben können. 

Die Prüfung des Zusammenschlußtatbestandes im 
vorliegenden Fall erfol0e vor Inkrafttreten der Fünf- 
ten Kartellgesetznovelle, so daß lediglich die zwei 
erstgenannten Umgehungs- bzw. Auffan0atbestände 
in Betracht kamen. 

Den an RPR beteiligten Zeitungsverlagen wächst 
nach Meinung des Bundeskartellamtes über ihr 
Recht, jeweils zwei von elf Mitgliedern des Beirates zu 
stellen, eine Stellung zu, die der eines Minderheitsak- 
tionärs in einer Aktiengesellschaft entspricht (§ 23 
Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 GWB). Der Tatbestand einer son- 
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stigen Untemehmensverbindung, durch die — auch 
gemeinsam — ein beherrschender Einfluß auf die RPR 
erlangt wird, sei abzulehnen, da nicht anzimehmen 
sei, daß die Verlage auf Dauer im Beirat Zusammen- 
gehen. Wechselnde Mehrheiten seien denkbar und 
möglich. 

520. Die vom BundeskarteUamt im vorliegenden Fall 
im Hinblick auf den Zusammenschlußtatbestand ge- 
troffene Entscheidimg ist zu überprüfen, insbeson- 
dere da sie Rechtstmsicherheiten in bezug auf die 
Anzeigepflicht für Fusionen nach § 23 GWB verur- 
sacht. 

Zunächst ist die Ablehnung eines Zusammenschlus- 
ses nach § 23 Abs. 2 Nr. 5 GWB kritisch zu hinterfra- 
gen. Das Bimdeskartellcimt geht bei seiner Entschei- 
dung davon aus, daß sich die vorhandenen gemeinsa- 
men Interessen der Zeitungsverlage nicht auf Dauer 
in einem gleichgerichteten Abstimmungsverhalten im 
Beirat der RPR niederschlagen. Das gleichgerichtete 
Interesse det Verlage hinsichtlich ihres Einflusses auf 
die RPR kann darin bestehen, ihr Anzeigengeschäft 
vor der Hörfunkkonkurrenz zu schützen, Hierin 
kann diurchaus der Grund für ein dauerhaftes Zusam- 
mengehen bei wesentlichen Untemehmensentschei- 
dimgen gesehen werden. Dies güt um so mehr, da der 
Beirat gemäß Gesellschaftervertrag unter anderem 
über die Festsetzimg von Werbetarifen sowie die Än- 
derung des Programmschemas mit einfacher Mehr- 
heit entscheidet. Das BundeskarteUamt ist letztlich 
aus tatsächlichen Gründen nicht von einem Zusam- 
menschluß nach § 23 Abs. 2 Nr. 5 GWB ausgegan- 
gen. 

Gegenüber der Annahme eines Zusammenschlusses 
im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 GWB bestehen 
Bedenken. Mit dem Entsendimgsrecht für zwei von elf 
Beiratsmitgliedem erlangen die Zeitungsverlage je- 
weils einzeln keine durchsetzungsfähige Rechtsstel- 
Ivmg. Insbesondere nicht die, die mit der SteUimg ei- 
nes Minderheitsaktionärs einer AktiengeseUschaft 
vergleichbar wäre. Dagegen spricht, daß die Verlage 
je für sich immer überstimmt werden können. Aus 
dem vorliegenden Gesellschaftsvertrag der RPR geht 
hervor, daß Entschlüsse nüt einfacher Mehrheit (sechs 
von elf Stimmen) oder mit einer qualifizierten Mehr- 
heit (sieben von elf Stimmen) getroffen werden. Ein- 
stimmige Entscheidungen oder Vetorechte sind — so- 
weit ersichtlich — nicht vorgesehen. Insoweit könnte 
nach Auffassung der Monopolkommission die einem 
Minderheitsaktionär vergleichbare SteUung lediglich 
aus den gleichgerichteten Interessen der beteiligten 
Zeitungsverlage hergeleitet werden, die bei der Beur- 
teilung des Zusammenschlusses nach § 23 Abs. 2 Nr. 5 
aber ausdrücklich als nicht durchschlagend gewertet 
wurden. 

521. Die Monopolkommission vertritt zudem die 
Auffassimg, daß die Beurteilung des Zusammen- 
schlußtatbestandes im RPR-Fall Rechtstmsicherheiten 
in bezug auf die Anmeldepflicht von Unteriiehmens- 
verbindimgen schafft. Sie entstehen, da das Bimdes- 
kartellamt den Zeitungsverlagen je für sich eine Stel- 
limg im Beirat zuspricht, die der eines Minderheitsak- 


Vgl. dazu analog WuW/E BKartA 1771 „Transportbeton 
Vertrieb“, 


tionärs vergleichbar ist, ohne daß dies mit entspre- 
chenden Entscheidimgsregelungen im GeseUsch^ts- 
vertrag begründbar ist. In vergleichbaren Fällen wie 
„Pressefunk" i^) oder „Singener Wochenblatt" i®) be- 
standen gesellschaftsvertraghche Regelungen über 
ein für bestimmte Entscheidimgen notwendiges Quo- 
rum bzw. Einstimmigkeitserfordemisse sowie Wider- 
spruchsrechte imd sonstige Zustimmimgserforder- 
nisse. Im Gesellschaftsvertrag der RPR sind solche 
Regelimgen nicht ersichtlich. 

Gnmdsätzlich ist zu begrüßen, wenn der Zusammen- 
schlußtatbestand möglichst weit gefaßt wird, um eine 
umfassende Kontrolle durch das BundeskarteUamt zu 
gewährleisten. Mit Blick auf die Rechtssicherheit über 
die Anzeigepflicht von Untemehmensbeteüigungen 
soUte nach Auffassimg der Monopolkommission aber 
lediglich dann ein Zusammenschluß im Sinne von § 23 
Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 GWB angenommen werden, wenn 
die mit einer Kapitalbeteüigimg verbundene Zahl der 
Mitglieder in einem GeseUschaftsorgan tatsächlich 
numerisch dazu geeignet ist, Einfluß auf wesentliche 
Untemehmensentscheidungen auszuüben. 


2.2.3 Verstärkung einer bereits bestehenden 
Untemehmensverbindung 

522. Nach § 23 Abs. 3 Satz 1 GWB ist ein Zusammen- 
schluß auch dann anzunehmen, wenn die beteiligten 
Unternehmen bereits vorher zusammengeschlossen 
waren, es sei denn, daß der Zusammenschluß nicht zu 
einer wesentlichen Verstärkung der bereits bestehen- 
den Untemehmensverbindung führt. Die Monopol- 
kommission hat in diesem Zusammenhang bereits in 
früheren Gutachten auf die Gefahr hingewiesen, daß 
materielle Zusammenschlußtatbestände der Fusions- 
kontrolle entzogen werden, falls in der Aufstockung 
einer Minderheits- auf eine 50 %- oder Mehrheitsbe- 
teiligung kein Zusammenschluß im Sinne des § 23 
Abs. 3 Satz 1 GWB gesehen wird, i^) Obwohl auch das 
Bundeskartellcunt diese generelle Linie bei seinen 
Entscheidungen berücksichtigt, entstand im Zuge der 
Aktendurchsicht der Eindmck, daß es in Einzelfällen 
durchaus Abweichungen davon gibt. 

523. Im Falle des Erwerbs von 0,99 % der Anteile an 
der Süddeutsche Zucker AG (Südzucker) durch die 
Zuckerfabrik Franken GmbH (Frankenzucker) hat 
das BundeskarteUamt in der Aufstockung einer Min- 
derheits- auf eine Mehrheitsbeteiligung keine Ver- 
stärkung der bereits bestehenden Untemehmensver- 
bindung gesehen. Der FaU wurde damit der materiel- 
len Prüfung entzogen. 

Beide Unternehmen waren bereits vor dem Anteilser- 
werb, dem die Verschmelzung der Unternehmen über 
den Erwerb des Vermögens der Frankenzukker durch 
Südzucker folgte, wesentlich bzw. überwiegend mit 
der Süddeutschen Zuckerrübenverwertungsgenos- 


15) WuW/E BKartA 2396 „Westdeutscher Rundhmk-Radio 
NRW“. 

16 ) WuW/E BGH 2443 „Singener Wochenblatt“. 

1^) Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, 
Hauptgutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 882; 
dies., Fusionskontrolle bleibt vorrangig, Hauptgutachten 
1978/1979, Baden-Baden 1980, Tz. 479. 
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senschaft (SZVG) verbunden. Die SZVG hielt 49,5 % 
der Aktien von Südzucker sowie 75 % des Stamm- 
kapitals von Frankenzucker. Mit dem Anteilserwerb 
der Frankenzucker an Südzucker erhöhte die SZVG 
ihre bisherige Beteiligung an Südzucker auf über 
50%. 

Frankenzucker wurde 1951 gemeinsam von der 
SZVG und Südzucker gegründet. Seitdem nutzte die 
SZVG das von Rübenbauem für diesen Zweck ange- 
sparte Kapital für einen systematischen Ausbau ihrer 
Beteihgung an Frankenzucker. Bereits ab 1980 ver- 
fügte die SZVG über einen tatsächlich beherrschen- 
den Einfluß bei Frankenzucker (75 % am Stammkapi- 
tal) sowie über einen faktisch beherrschenden Einfluß 
bei Südzucker (49,5 % der Aktien sowie die Mehrheit 
der Aufsichtsratsmitglieder). Neben traditionellen 
personellen Verflechtungen zwischen SZVG, Süd- 
zucker und Frankenzucker war deren gesamte Unter- 
nehmenspohtik seit Anfang der 50er Jahre systema- 
tisch aufeinander abgestimmt. 

624. Die Ablehnung des Tatbestandes der Verstär- 
kung einer bereits bestehenden Untemehmensver- 
bindung in diesem Fall ist aus Sicht der Monopolkom- 
mission bedenklich. Dahinter steht das grundsätzhche 
Problem, daß die materielle Beurteilung von Markt- 
verhältnissen in Grenzfällen bereits bei der formellen 
Prüfung des Zusammenschlußtatbestandes Berück- 
sichtigung findet. 

Das Beurteilungsproblem betrifft zwei Stadien der Fu- 
sionskontrolle: 

— zunächst die Prüfung, ob der Anteilserwerb zu ei- 
ner wesentlichen Verstärkung der Unternehmens- 
Verbindung im Sinne des § 23 Abs. 3 Satz 1 GWB 
führt, 

— sodann die Überprüfung, ob der Zusammenschluß 
zum Entstehen oder zur Verstärkung einer markt- 
beherrschenden Stellung nach § 24 Abs. 1 GWB 
beiträgt. 

Die Verstärkung einer bereits bestehenden Untemeh- 
mensverbindung ist grundsätzlich immer dann anzu- 
nehmen, wenn eine Minderheitsbeteiligung auf 50 % 
oder eine Mehrheitsbeteiligung aufgestockt wird. 
Dies gilt auch, wenn bereits vor dem Zusammen- 
schluß faktische Möglichkeiten für eine maßgebhche 
Einflußnahme bestanden. Bei der materiellen Fu- 
sionskontrolle kann die Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellung lediglich dann angenommen 
werden, wenn sich die tatsächhchen Marktverhält- 
nisse durch den Zusammenschluß verändern. Bei 
Südzucker/Frankenzucker ist dies offensichtlich nicht 
der Fall. Insoweit hätte die materielle Prüfung letzüich 
zu einem gleichen Ergebnis geführt, wie die Ableh- 
nung des Zusammenschlußtatbestandes. 

Auch wenn die Ablehnung der Verstärkung einer be- 
reits bestehenden Untemehmensverbindung im vor- 
hegenden Fall für die Kartellamtspraxis — bezogen 
auf die überwiegende Mehrheit der vergleichbaren 
Entscheidungen im Berichtszeitraum -- untypisch ist, 
sieht die Monopolkommission darin einen Anlaß, dar- 
auf hinzuweisen, daß möghche Änderungen der 
Marktverhältnisse ausschüeßhch im Rahmen der ma- 
teriellen Fusionskontrolle Berücksichtigung finden 


können. Das Vorziehen dieses Beurteilungsschrittes 
in die formelle Prüfung würde zu Rechtsunsicherhei- 
ten in bezug auf die Anzeigepfhcht von Untemeh- 
menszusammenschlüssen führen und den Intentionen 
des GWB zuwiderlaufen. 


2.3 Bedeutung des Marktanteils im Falle von 
Auslandswettbewerb 

525. Die Fallpraxis des Bundeskartellamtes zeigt, 
daß bei der nach § 24 Abs. 1 GWB vorzunehmenden 
Prognose über die wettbewerbsbeschränkende Wir- 
kungen eines Zusammenschluß Vorhabens ein hoher 
Marktanteil nur in eingeschränktem Umfang auf die 
Entstehung bzw. Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung hindeutet. Ein Marktanteil von 
33V3% läßt nach § 22 Abs. 3 Nr. 1 GWB eine markt- 
beherrschende Stellung des Unternehmens vermuten. 
Ein hoher Marktanteil kennzeichnet die aktuelle 
Wettbewerbsposition des Unternehmens und den Er- 
folg in der wettbewerblichen Auseinandersetzung, 

Er deutet bei erheblichen Marktzutritts schranken auf 
eine überragende Marktstellung hin. Aus Wettbe- 
werb stheoretischer Sicht bietet das Kriterium des 
Marktanteils allenfalls einen Hinweis auf mögliche, 
nicht hinreichend vom Wettbewerb kontrollierte Ver- 
haltensspielräume. Dem Marktanteil kann im Rah- 
men der nach § 22 GWB gebotenen Gesamtbetrach- 
tung keine überragende Bedeutung beizumessen 
sein. Diese Auffassung wird auch durch die Fünfte 
GWB-Novelle bestätigt. Der Marktanteil ist in den in 
§ 22 Abs. 1 Nr. 2 GWB genannten Strukturmerkmalen 
nicht mehr besonders hervorgehoben. Diese Einschät- 
zung gilt auch dann, wenn der Schwellenwert des § 22 
Abs. 3 Nr. 1 GWB in Höhe von 33V3 % deutiich über- 
schritten wird und wenn bei der Prüfung der zu Wett- 
bewerbsintensität beitragenden Marktstrukturen 
Auslandswettbewerb einzubeziehen ist. i^) Beispiel- 
haft kann auf einen Zusammenschlußfall hingewiesen 
werden, den das Bundeskartellamt nicht untersagt 
hat. 

526. Zur langfristigen Sicherung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber großen ausländi- 
schen Anbietern beabsichtigte Voith von Sulzer die 
Papier- und Strömungsaktivitäten zu übernehmen. Im 
Gegenzug sollte Sulzer eine Beteiligung an Voith von 
über 25 % erwerben. 

Das Bundeskartellamt stellte fest, daß sich die Markt- 
anteile der beteihgten Unternehmen auf dem inländi- 
schen Markt im Bereich der Papiermaschinen auf. 
62,7 % im Jahresmittel für die Jahre 1983 bis 1988 
addierten. Voith allein erzielte einen Marktanteü von 
ca. 45 %. Es besaß einen erhebhchen Marktanteilsvor- 
sprung gegenüber den Wettbewerbern Beloit und 
Valmet. Valmet, an dem der finnische Staat eine maß- 
gebhche Beteihgung hält, und Beloit, an dem Mitsu- 
bishi beteihgt ist, sind international tätige Unterneh- 
men, Nach Auffassung des Bundeskartehamtes war 
Valmet weltweit Marktführer und erzielte doppelt so 


18) Vgl. WuW/E BGH 1501, 1503 f. „Kfz- Kupplung“ im Falle 
eines langanhciltenden, sehr hohen Marktanteils. 

19) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O.,Tz. 378ff. 
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hohe Umsätze im Bereich der Papiertechnik wie die 
am Zusammenschluß beteiligten Unternehmen. Val- 
met und Beloit verfügten auf ihren Heimatmärkten in 
Nordeuropa und USA mit 80 bzw. 46 % über höhere 
Marktanteile als Voith im Inland. Das Bundeskartell- 
amt schätzte die Finanzkraft der Wettbewerber von 
Voith wesentlich höher ein. Es sei für den internatio- 
nalen Ruf eines Papiermaschinenherstellers von Be- 
deutung, auf dem wichtigen deutschen Markt vertre- 
ten zu sein. Es bestehe daher eine erhebliche Wech- 
selwirkung zwischen Inlands- und Auslandsmärkten. 
Auf der Marktgegenseite befänden sich zudem nach- 
fragestarke Unternehmen, die auch das Know-how 
besäßen, Einzelmaschinen zu einer Gesamtanlage zu 
kombinieren. Auch für die Zukunft sei daher mit we- 
sentlichem Preis- und Innovationswettbewerb zu 
rechnen. Voith würde nach dem Zusammenschluß 
keine Monopolstellung erlangen und in der Lage sein, 
Monopolrenditen zu erzielen. Die ausländischen 
Wettbewerber würden auf jeden Fall versuchen, auf 
dem deutschen Referenzmarkt weiterhin präsent zu 
sein, um Voith im internationalen Wettbewerb zu 
schwächen. 

627. Die Bedeutung des vorliegenden Falls liegt 
darin, daß trotz eines zu erwartenden sehr hohen 
Marktanteils und eines erheblichen Marktanteils- 
vorsprungs gegenüber den Konkurrenten das Zu- 
sammenschlußvorhaben nicht untersagt wurde. Das 
Bundeskartellamt hat die wettbewerbspolitische 
Bedeutung des Marktanteils in richtiger Weise rela- 
tiviert. 

Die Unternehmen erreichen nach dem Zusammen- 
schluß wertmäßig den nahezu doppelten Marktanteil 
der Vermutungsschwelle des § 22 Abs. 3 Nr. 1 GWB. 
Das Bundeskartellamt hat seine Prognose des nach 
dem Zusammenschluß anhaltenden Preis- und Quali- 
tätswettbewerbs darauf gestützt, daß die ausländi- 
schen Wettbewerber in ihrer Marktbedeutung zunäh- 
men, weil sie um eine Präsenz auf dem deutschen 
Markt bemüht seien. Auf diese Weise würden sie ver- 
hindern, daß Voith zu sehr günstigen Preisen im Aus- 
land anbieten kann. Die jeweils sehr hohen Marktan- 
teile der Unternehmen in ihren Stammländem schei- 
nen der vom Bundeskartellamt angenommenen inten- 
siven Wettbewerbsbeziehung zwischen den in- und 
ausländischen Märkten zu widersprechen und auf 
eine Marktab schottung der jeweiligen nationalen 
Märkte hinzudeuten. Tatsächlich erfolgte das Auftre- 
ten der ausländischen Anbieter auf dem deutschen 
Markt für Papiermaschinen nur punktuell. Lediglich 
im Bereich „Maschinenumbau" sind ausländische 
Unternehmen gleichmäßig am Markt präsent. Die 
räumliche Nähe des Maschinenherstellers zu den Ab- 
nehmern spielt offenbar eine besondere Rolle. Die 
Abnehmer der Maschinen legen besonderen Wert 
darauf, daß Service und Ersatzteile in kurzer Zeit ver- 
fügbar sind. Die erheblich größere Zahl von Referenz- 
anlagen im Inland wirkt sich anscheinend als Wettbe- 
werbsvorteil aus. Die Papierhersteller zeigen zudem 
eine gewissen Mentalität (Sprachbarrieren), bei inlän- 
dischen Anbietern zu kaufen. 

628. Gleichwohl reichen diese Umstände nach An- 
sicht der Monopolkommission nicht aus, um wegen 
des nach dem Zusammenschluß erzielbaren hohen 


Marktanteils das Entstehen einer marktbeherrschen- 
den Stellung im Sinne des § 24 Abs. 1 GWB zu bele- 
gen. Die starke Abweichung der Inlandsmarktanteile 
von Auslandsmarktanteilen spricht nicht gegen die 
Annahme eines starken Auslands Wettbewerbs. Selbst 
wenn die ausländischen Lieferungen von Papierma- 
schinen nur in geringem Umfang in die Bundesrepu- 
blik erfolgen, wirkt sich die konsequente Teilnahme 
der ausländischen Wettbewerber an inländischen 
Ausschreibungen als hinreichende Kontrolle der mög- 
licherweise durch den Zusammenschluß entstehen- 
den Verhaltensspielräume aus. Die vom Bundeskar- 
tellamt im einzelnen belegten Umsatzzahlen auslän- 
discher Papierhersteller im Inland weisen auf einen 
intensiven Auslandswettbewerb hin. 20) Die allgemein 
finanzkräftigen und international tätigen Abnehmer 
der Papiermaschinen fragen die kapitalintensiven In- 
vestitionsgüter weltweit nach. Die am Zusammen- 
schluß beteiligten Unternehmen sind daher trotz ho- 
her Marktanteile durch intensiven Auslandswettbe- 
werb einer hinreichenden wettbewerblichen Kon- 
trolle unterworfen. 


2.4 Beurteilung der Nachfragemacht der 
Marktgegenseite in der Fusionskontrolle 

629. Die Monopolkommission hat im Hauptgutach- 
ten 1984/1985 ausführlich zur Bedeutung gegenge- 
wichtiger Marktmacht in der Fusionskontrolle Stel- 
lung genommen. 2i) Sie hat hierbei auf die begrenzten 
Wirkungen gegengewichtiger Marktmacht hingewie- 
sen. Das Bundeskartellamt hat diesen Bedenken 
Rechnung getragen. Vertreter des Bundeskartellam- 
tes haben der Monopolkommissionn erklärt, daß das 
Argument der „gegengewichtigen" Nachfragemacht 
nur als ergänzendes Bewertungskriterium im Rahmen 
der Gesamtbetrachtung bei der Fallbeurteilung her- 
angezogen würde. Das Bunde skarteUamt hat zudem 
die Frage der Behandlung des Nachfrageverhaltens in 
der von der Monopolkommission angeregten „Check- 
liste" zur Koordinierung der Verwaltungsentschei- 
dungen der einzelnen Beschlußabteilungen aufge- 
nommen. 22) Danach können nachfragemächtige Un- 
ternehmen auf der Marktgegenseite einer Einzel- 
marktbeherrschung auf der Angebotsseite entgegen- 
stehen. Unter Berufung auf die Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes 23) ist nach Auffassung des Am- 
tes eine angebotsseitige Marktbeherrschung ausge- 
schlossen, wenn sich der Nachfrager bei seinen Bezü- 
gen von marktstrategischen Überlegungen und nicht 
von dem Parametereinsatz des Anbieters leiten läßt. 
Diese Situation ist häufig im Verhältnis zwischen der 
Automobilindustrie und ihren Zulieferern vorzufin- 
den. 


20) Vgl. hierzu Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/ 
1987, a.a.O., Tz. 378ff.; dies., Hauptgutachten 1978/1979, 
a.a.O., Tz. 622, insbesondere 624 ff. 

21) Vgl, Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 489. 

22) Bimdeskartellamt, Checkliste, Oktober 1989: Sie güt nicht 
als verbindliche Vorgabe, sondern als Orientierungshilfe für 
die Entscheidungsfindung der einzelnen Beschlußabteilun- 
gen. 

23) WuW/E BGH 1749,1752 f. „Klöckner/Becorit". 
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530 . So hat das Bundeskartellamt den Zusammen- 
schluß zwischen der BBC, Brown & Boveri AG über 
ihre Tochtergesellschaft Busch-Jäger und SchöUer & 
Co. nicht untersagt, obwohl SchöUer im Inland auf 
dem Markt der Auto- Zigarrenanzünder einen Markt- 
anteil von 80 % erreichte. Nach Auffassung des Bun- 
deskarteUamtes erfüUe das Zusammenschluß Vorha- 
ben aufgnmd der erzielten Marktanteile die Voraus- 
setzung der Marktbeherrschungs Vermutung nach 
§ 22 Abs. 3 Nr. 1 GWB und der Eindringungsvermu- 
tung nach § 23a Abs. 1 Nr. 1 Ut. a GWB. Die Vermu- 
tungen seien jedoch vnderlegt. SchöUer habe zwar vor 
einigen Jahren als HersteUer von Zigarrenanzündem 
eine MonopolsteUung gehabt. Die MonopolsteUung 
sei durch eine Vielzahl von Patenten abgesichert ge- 
wesen. SchöUer sei jedoch in wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten geraten. Die Automobilindustrie habe sich 
verstärkt um Importe von Zigarrenanzündem bemüht. 
Einige AutomobilhersteUer deckten ihren Bedarf der- 
zeit noch zu 100 % bei SchöUer, andere würden mehr 
als 70 % ihres Bedarfs an Zigarrenanzündem im Aus- 
land beziehen. Der Verhaltensspielraum von SchöUer 
werde bei dieser Marktsituation hinreichend vom 
Wettbewerb kontrolliert. Eine Verstärkung der über- 
ragenden MarktsteUung könne auch nicht mit dem 
Gesichtspunkt des Zuwachses der Ressourcen von 
BBC begründet werden. Einerseits seien die ausländi- 
schen Anbieter auf diesem Markt ebenfaUs finanzstar- 
ken Unternehmen zuzuordnen. Zum anderen ge- 
währleiste die NachfragepoUtik der Automobüindu- 
strie nach aUer Erfahmng, daß der etwa in Dumping- 
preisen zum Ausdmck kommende Einsatz von Fi- 
nanzkraft regelmäßig nicht zur Verdrängxing von 
Wettbewerbern führe, solange die Abnehmer — wie 
im vorUegenden Falle — die Existenz mehrerer ZuUe- 
ferer für wünschenswert halten. 

631 . In einem weiteren FaU erzielten die am Zusam- 
menschluß beteüigten Unternehmen gemeinsame 
Marktanteile auf dem Markt für dünnwandige Gleit- 
lager für Kraftfahrzeuge von ca. 70 %. Die Monopol- 
vermutung nach § 22 Abs. 3 Nr. 1 GWB und die die 
Ohgopolvermutimg nach § 23 a Abs. 2 Nr. 1 GWB sei 
widerlegt. Der Kfz-Zuhefermarkt würde einer zuneh- 
menden Europäisierung und GlobaUsierung unterlie- 
gen. Der am Zusammenschluß beteiligte Marktführer 
sei hinsichtlich aller imtemehmensbezogenen Daten 
den Hauptwettbewerbemunterlegen. Die Nachfrage- 
macht der Kfz-Industrie stelle zudem die Markt- 
beherrschung in Frage. Einerseits seien die Auto- 
mobilhersteller in der Lage, kurzfristig auf konkur- 
rierende Anbieter auszuweichen. Andererseits hät- 
ten sie es sogar erreicht, daß der Marktführer Her- 
stellungs-Know-how an Konkurrenten abgegeben 
habe. 

532 . Das Bundeskartellamt hat die Gründimg eines 
Gemeinschaftsunternehmens zur Entwicklung, Her- 
stellung und zum Vertrieb von Geräten zur Steuemng 
und Reguhemng von Kfz-Heizungs- und Khmaanla- 
gen durch die Unternehmen Bosch und Julius Behr 
nicht untersagt. Der Zusammenschluß betraf den 
sachlich relevanten Markt für Kfz-Heizungs- und Kli- 
maanlagen. Behr erzielte nach den Feststellungen des 
Bundeskartellamtes bei Aggregaten einen Marktan- 
teil von mehr als 70 % . Der Marktanteil von Behr sei in 
den letzten vier Jahren nahezu gleich geblieben; der 


Marktanteü eines Konkurrenten habe sich bei zuneh- 
mendem Marktvolumen im gleichen Zeitraum ver- 
doppelt. Bosch sei auf dem Markt für integrierte elek- 
tronische Regelungen Marktführer. 

Die überragende Marktstellung von Behr im Bereich 
der Heizungs- und Klimaanlagen und von Bosch im 
Bereich der integrierten elektronischen Regelungen 
werde durch den Zusammenschluß nicht verstärkt. 
Die Automobilproduzenten fertigten die Heizxmgsan- 
lagen für ihre Fahrzeuge überwiegend selbst. Ein aus- 
ländischer Hersteller sei in diesem Marktsegment ver- 
stärkt auf dem deutschen Markt aufgetreten. Die 
Nachfragestrategie der Hersteller von Luxusautomo- 
bilen würde gegen die Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellung des Gemeinschaftsunterneh- 
men sprechen. Die Automobilhersteller hätten bei 
Lüftungs- und Heizungsanlagen zugunsten des aus- 
ländischen Anbieters Lieferquoten von 20 bis 30 % 
festgelegt. Sie würden dazu übergehen, Entwicklung 
und Produktion von Heizungs- und Klimaanlagen 
nach einzelnen Modulen an verschiedene Zuheferer 
zu vergeben und die volle Systemverantwortung im 
Unternehmen zu belassen. Mittlerweüe werde eine 
starke Entwicklungs- und Konstruktionsabteilung für 
Heizungs- imd KUmatechnik in den Unternehmen 
aufgebaut. Die Strategie der nachfragenden Automo- 
biluntemehmen sei daher durch eine teilweise Um- 
stellung auf Eigenproduktion und Vergabe von Axif- 
trägen an Konkurrenten der Marktführer geprägt. 
Nach dem Ergebnis der Ermittlungen sei daher zu. 
erwarten, daß die zukünftige Einkaufspohtik der Au- 
tomobilproduzenten auch bei Gründung des beab- 
sichtigten Gemeinschaftsunternehmens die wettbe- 
werblichen Impulse auf beiden Märkten eher noch 
verstärken würde. 

533 . Die Monopolkommission teilt im Ergebnis die 
vom Bundeskartellamt vertretene Auffassung. Soweit 
marktstarke Abnehmer auf Eigenproduktion auswei- 
chen können, um die Gefahr der Abhängigkeit von 
einem Anbieter zu vermeiden, besteht ein potentieller 
Wettbewerb zwischen Zulieferanten und Abnehmer. 
Dieser ist bei der Fusionskontrolle zu berücksichti- 
gen.24) Dies muß auch in dem Fall gelten, daß Auto- 
mobilproduzenten zwar nicht auf Eigenproduktion im 
eigentlichen Sinne aus weichen, jedoch die System- 
verantwortung für bestimmtes Automobilzubehör im 
eigenen Unternehmen belassen oder einricliten. 
Know-how und technische Erfahrung, Entwicklungs- 
möghchkeiten verbleiben beim nachfragenden Auto- 
mobilproduzenten. Damit behalten die Automobilpro- 
duzenten jederzeit die Möglichkeit, entweder auf Ei- 
genproduktion oder durch Übertragung des Know- 
how auf dritte Anbieter auszuweichen. 

Das Nachfrageverhalten der Automobüindustrie ist 
dadurch geprägt, einen zweiten Anbieter durch ge- 
zielte Auftragsvergabe zu stärken oder aufzubauen. 
Diese Strategie ist für die Automobüuntemehmen 
auch schon bei weniger komplexen Bauteilen siim- 
voU, um im Falle von Betriebsstörungen und Streiks 
nicht von einem einzigen Zuheferanten abhängig zu 
sein. In dieser Hinsicht spielt die Europäisierung und 

24) Vgl. Monopolkoitmiission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O„ Tz. 498, vgl. auch WuW/E BGH 1501, 1503 „Kfz- 
Kupplungen". 
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Globahsierung der Kfz-Zuheferindustrie eine beson- 
dere Rolle. Einfache Zuheferteile werden vermehrt 
bei ausländischen Anbietern bezogen. Hochkom- 
plexe Zuheferteile — wie Heizungs- und Khmasy- 
steme als integraler Bestandteil des Endprodukts 
„Automobil" — werden aus der Systemverantwor- 
tung des Automobilzuheferers herausgenommen, um 
selbst über das erforderhche Know-how zu verfügen. 
Gegebenenfalls kann ein Dritter als Zuheferer auftre- 
ten. 

Die geschilderten Nachfragestrategien der Automo- 
bilproduzenten können ungleichmäßig auf die Wett- 
bewerber wirken. 25) Die Automobüindustrie kann 
ihre herausragende Stellung gegenüber den Zuhefe- 
rern dazu nutzen, deren Marktposition zu beeinflus- 
sen. Dadurch wird die Marktstellung der sich zusam- 
menschheßenden Unternehmen nachhaltig relati- 
viert.25) 

634. Anders ist nach Auffassung der Monopolkom- 
mission folgender Fall zu beurteilen: 

Der Eschweiler Bergwerks-Verein, ein Konzemunter- 
nehmen der Ruhr kohle AG, und die Pfleiderer Unter- 
nehmensverwaltung GmbH & Co. KG beabsichtigten, 
ihre Holzschutzimprägnieranlagen und die damit ver- 
bundenen Aktivitäten in ein Gemeinschaftsunterneh- 
men einzubringen. Das Bundeskartellamt hat das Zu- 
sammenschlußvorhaben nicht untersagt. Durch das 
Zusammenschlußvorhaben waren im wesenüichen 
die Märkte für imprägnierte Schwellen, Masten und 
Stangen aus Holz betroffen. Die addierten Marktan- 
teile erreichten bei Schwellen aus Holz ca. 70% und 
bei Masten und Stangen ca. 63%. Die betroffenen 
Märkte waren durch hohe Konzentration auf der An- 
bieterseite, Rückgang der Nachfrage und extrem ho- 
hen Konzentrationsgrad auf der Marktgegenseite ge- 
kennzeichnet. Nach Ansicht des Bundeskartellamtes 
seien die Marktzutrittsschranken gering. Der Einsatz 
finanzieller Ressourcen des indirekt zum Ruhrkohle- 
Konzem gehörenden Gemeinschaftsunternehmens 
sei nicht zu erwarten. Holzmasten und -schwellen 
seien einem erhebhchen Substitutionswettbewerb 
durch Betonmasten und -schwellen ausgesetzt. Ent- 
scheidend sei jedenfalls, daß der Markt durch einen 
hohen Konzentrationsgrad der Abnehmerseite und 
durch die Vergabepohtik der beiden wichtigsten 
Nachfrager Bundesbahn und Bundespost gekenn- 
zeichnet sei. Der Konzentrationsgrad auf der Markt- 
gegenseite wirke sich tendenziell Wettbewerb sver- 
schärfend aus. Eine Einzelmarktbeherrschung könne 
daher nicht festgestellt werden. 

536. Es erscheint zweifelhaft, ob das Nachfragever- 
halten der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost das Entstehen einer überragenden 
Marktstellung des Gemeinschaftsunternehmens ver- 
hindern kann. Das Bundeskartellamt geht davon aus, 
daß öffentliche Nachfrager für eine ausreichende 
wettbewerbhche Verhaltenskontrolle des neu zu 
gründenden Gemeinschaftsunternehmens sorgen 
würden. Die Auswahlaltemativen der öffentlichen 
Nachfrager, etwa durch EG-weite Ausschreibungs- 


25) Vgl. WuW/E BGH 1749, 1753 „Klöckner/Becorit". 

26) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 497, 498. 


tätigkeit, würden wettbewerbhchen Handlungsspiel- 
raum des Gemeinschaftsunternehmens wirksam be- 
grenzen. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, daß die 
Aufträge bisher bevorzugt an inländische Unterneh- 
men vergeben werden.^^) Die im Vermerk des Bun- 
deskartellamtes betonte leistungsorientierte Aus- 
schreibung 28) kann im Falle einer monopohstischen 
Angebotsstruktur kaum zur Erhaltung des Anbieter- 
wettbewerbs beitragen. Das Nachfrageverhalten trifft 
gleichmäßig alle Anbieter. Auch eine nicht leistungs- 
orientierte Vergabepraxis nach Quoten würde sich 
marktschädhch auswirken.29) Die im vorhegenden 
Fall vom BundeskarteUamt vertretene Auffassimg er- 
scheint daher bedenkhch. 


2.6 Zusagenpraxis 

536, Die Monopolkommission setzt die in ihrem Sie- 
benten Hauptgutachten begonnene Berichterstattung 
über die ErfüUung der Zusagen fort.^O) im Berichts- 
zeitraum 1988/1989 sind sechs Zusagen entgegenge- 
nommen worden. Es handelte sich hierbei um fünf 
Veräußenmgszusagen und um eine Öffnungszu- 
sage.3i) Zwei Veräußerungszusagen 82) und die Öff- 
nungszusage 83) sind nicht erfüllt bzw. aufgehoben 
worden. Auffallend ist, daß vier im Berichtszeitraum 
entgegengenommene Zusagen den Lebensmittelein- 
zelhandel betrafen. In den Fähen REWE Leibbrand/ 
Deutscher Supermarkt, REWE Leibbrand/Sankt Mi- 
chael Drogerien, co op Schleswig-Holstein/Wandma- 
ker und Schweizer Bankverein/co op 84) verpflichteten 
sich die Unternehmen, zur Verhinderung von örth- 
chen marktbeherrschenden SteUungen Lebensmittel- 
einzelhandelsmärkte zu veräußern bzw. Beteihgim- 
gen aufzugeben. Im FaU co op Schles'wig-Holstein/ 
Wandmaker haben die Unternehmen vorsorghch die 
Zusage abgegeben und die entsprechenden Lebens- 
mitteleinzelhandelsstandorte innerhalb der Untersa- 
gungsfrist veräußert. Die zuständige Beschlußabtei- 
lung des Bundeskartehamts hatte erklärt, daß im Fähe 
der Veräußerung der Betriebe eine Untersagung des 
Zusammenschlußvorhabens auszuschheßen sei. Im 
Fähe Schweizer Bankverein/co op ist letztendhch das 
wettbewerbspohtische Ziel der Zusage, nämhch die 
Trennung des Unternehmens Kafu/Wasmimd von 
co op, erreicht worden. Der Schweizer Bankverein ist 
aus dem Aktionärskreis der co op ausgeschieden. 

Im Berichtszeitraum sind die Zusagen Bayernwerk/ 
Überlandwerk Unterfranken 85) und Metro/BLV,88) 


22) WuW/E BKartA 2348 f. „Daimler-Benz/MBB". 

28) Es wurde auf die Vergaberichtlinien der VOL verwiesen. 

28) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 500. 

58) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 402; Stellungnahme der Bundesregierung zum 
Siebenten Hauptgutachten der Monopolkommission 1986/ 
1987, BT-Dmcks. 11/4804, Tz. 22; vgl. im übrigen Tabelle 4 
und Tabelle 5. 

31) Vgl. Tabelle 5, Fälle 30 bis 35. 

32) Vgl. Tabelle 5, Fälle 34 und 35. 

33) Vgl. Tabelle 5, Fall 32. 

34) Vgl. Tabelle 5, Fälle 30, 31, 33, 34. 

35) Vgl. Tabelle 5, Fall 18. 

36) Vgl. Tabelle 5, FaU 29. 
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Tabelle 4 


Übersicht über die Erfüllung der Zusagen^) 


Zusagentyp 

Anzahl der Fälle 

Veräußerungs- 

zusagen 

Öffmmgs- 

zusagen 

Einfluß- 

begrenzimg 

zusammen 

insgesamt 

25 (71) 

7 (20) 

3(9) 

35 (100) 

davon: 





- erfüllt 

21 

— 

1 

22 (63) 

nicht erfüllt bzw. aufgehoben 

3 

5 

2 ^ 

10 (29) 

— teilweise erfüllt 

1 

— 

— 

1 (2) 

— keine Angaben 

— 

2 

— 

2(6) 


1) Prozentangaben in Klammem. 
Quelle: Eigene Erhebungen 


die im Jahre 1983 bzw. 1988 entgegengenommen 
wurden, erfüllt worden. Bayernwerk hat mit Vertrag 
vom 29. Juli/6. August 1986 die Versorgungsanlagen 
auf die Fränkischen Überlandwerke übertragen. 
Metro veräußerte den Münchener BLV-C&C-Markt 
im Januar 1989. 

Bis 1989 sind damit insgesamt 35 Zusagen abgegeben 
worden. Davon waren 25 (71 %) Veräixßerungszusa- 
gen, sieben (20 %) Öffnungszusagen und drei (9 %) 
Zusagen über eine Einflußbegrenzung. In 63 % der 
Fälle sind die Zusagen erfüllt worden. Hierbei haben 
die Veräußerungszusagen den größten Anteü, wäh- 
rend Öffnungszusagen im wesenthchen nicht erfüllt 
werden. 

537 . Die Monopolkommission hält die im Fall Green- 
land/Klöckner-Humboldt-Deutz (KHD)^^) nicht förm- 
hch abgegebene Öffnungszusage für problematisch. 
Das Bundeskartellamt hatte die in der Anmeldung des 
Zusammenschltxßvorhabens von den Unternehmen 
abgegebene Zusicherung, die Ausschheßhchkeitsbin- 
dung in Händlernetzverträgen aufzuheben, in die 
Entscheidungsfindung einbezogen. 

Greenland meldete das Vorhaben an, von KHD den 
Betriebsteü der nicht motorgetriebenen Landmaschi- 
nen einschüeßhch gewerbhcher Schutzrechte sowie 
das Nutzungsrecht am Markennamen „Deutz-Fahr" 
zu übernehmen. KHD beabsichtigte ferner, Green- 
land zum Vertrieb der Landmaschinen das Vertriebs- 
netz der KHD-Agrartechnik GmbH zur Verfügung zu 
stellen. Die KHD-Agrartechnik GmbH setzte bislang 
für KHD die Landmaschinen an ca. 250 selbständige 
KHD- Vertragshändler ab. Die KHD -Vertragshändler 
waren zum ausschheßlichen Bezug der von KHD ge- 
fertigten Landmaschinen verpflichtet. 

538 . Das Bundeskartellamt hatte zunächst erwogen, 
den Zusammenschluß zu untersagen. Durch den Zu- 
sammenschluß ergaben sich Marktanteüsadditionen 
auf Teümärkten mit Marktanteilen von bis zu 40 %. 


37) Vgl. Tabelle 5, Fall 32. 


Konkurrenten der am Zusammenschliiß beteihgten 
Unternehmen waren überwiegend mittelständische 
Unternehmen. Greenland, eine Tochtergesellschaft 
der Thyssen Bomemisza-Group, verfügte nach An- 
sicht des Bundeskartellamtes über eine wesentlich 
höhere Finanzkraft als die übrigen mittelständischen 
Wettbewerber. Greenland erhielt durch die Fusion 
Zugang zu der leistungsfähigen KHD -Händler Organi- 
sation. Aufgrund der Bedenken des Bundeskartellam- 
tes erklärte Greenland, daß die Ausschließhchkeits- 
bindung der KHD-Händler aufgehoben werden 
würde. 

Nach Vollzug des Zusammenschlusses forderten Ver- 
triebsbeauftragte von Greenland im November 1988 
auf KHD-Vertragshändler-Tagungen die Händler 
dazu auf, von ihrem Recht, Mähwerke und Heuwer- 
bemaschinen anderer Hersteller zu beziehen und zu 
vertreiben, keinen Gebrauch zu machen. Falls die 
Händler dieser Anweisung nicht folgen würden, 
müßten sie mit einer Kürzung der Bezugskonditionen 
rechnen. Das Bundeskartellamt sah die Zusicherung, 
daß die KHD-Vertragshändler auch Fremdprodukte 
vertreiben können, als Gegenstand der Anmeldung 
an. Es trat erneut in die Prüfung des Zusammen- 
schlußvorhabens ein und leitete ein Verfahren nach 
§ 26 Abs. 1 GWB gegen die Beteihgten ein. Das 
Bundeskartellamt setzte sich letzthch durch. 

539 . Nach einer Weisung des Bundesministers für 
Wirtschaft 3®) sind die Zusagen im Bundesanzeiger zu 
veröffentlichen. Sinn der Regelung ist es unter ande- 
rem, eine breite Öffenthchkeit über die Entgegen- 
nahme einer Zusage zu informieren, um ihre wettbe- 
werbspohtische Durchsetzbarkeit abzusichern. Die 
von den Unternehmen abgegebene „Zusicherung“ 
hätte veröffenthcht werden müssen. 

Bei der von den Unternehmen abgegebenen Zusiche- 
rung handelt es sich dem Inhalt nach um eine Öff- 
nungszusage. Mit einer Öffnungszusage soll der Zu- 

38) Bundesanzeiger Nr. 66 vom 3. April 1976. 
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gang zu einem durch den Zusammenschluß herbeige- 
führten Untemehmensverbund für andere Unterneh- 
men ermöghcht werden, etwa durch eine Vertriebsre- 
gelung. 39) Öffnungszusagen haben unter anderem 
das Ziel, den Zugang zu Marktleistungen eines zu 
„öffnenden Unternehmens" strukturell abzusichem. 
Mit der von den Unternehmen abgegebenen Zu- 
sicherung sollte ein Zugang zu dem KHD-Händler- 
Netz für Wettbewerber von Greenland geschaffen 
werden. 

Die mit der Zusage verlangte Änderung der vertragh- 
chen Beziehungen zu den Händlern geht über einen 
gesellschaftsrechtiichen Vorgang im Sinne des Zu- 
sammenschlußtatbestandes nach § 23 Abs. 2 GWB 
und damit über eine strukturelle Maßnahme hinaus. 
Dieser Zusageninhalt ist als Verhaltenszusage zu 
werten. 

Nach § 24 Abs. 3 Satz 4 GWB dürfen Auflagen in einer 
Ministererlaubnis nicht darauf gerichtet sein, die be- 
teüigten Unternehmen einer laufenden Verhaltens- 
kontrolle zu unterstellen. Daraus wird allgemein ge- 
schlossen, daß die Fusionskontrolle als reine Struktur- 
kontrolle nicht darauf gerichtet sein darf, eine Verhal- 
tenskontrolle über Unternehmen auszuüben. Zusa- 
gen, die ein Verhalten von Unternehmen zum Gegen- 
stand haben, sind daher nach allgemeiner Auffassung 
unzulässig. Im vorhegenden FaU bestehen Zweifel an 
der rechthchen Zulässigkeit der vom Bimdeskartell- 
amt entgegengenommenen Zusage, Zudem zeigt 
auch dieser Fall, daß Öffnungszusagen nur in einge- 
schränktem Umfang erfüllt werden. 

540 . In einem weiteren Fall hat das BundeskarteU- 
amt eine Zusage mit dem Inhalt entgegengenom- 
men, einen Geschäftsbereich des zusagenden Unter- 
nehmens einzustellen. Das Bundeskartellamt sah 
in dem ZusammenschlußfaU Alfa-Laval/Krämer + 
Grebe die Eindringungsvermutung nach § 23 Abs. 1 
Nr. 1 lit. a GWB als erfüllt an. Krämer + Grebe erziele 
auf dem mittelständisch strukturierten Markt für 
Fleischkutter und Fleischwölfe den höchsten Markt- 
anteil. Das erwerbende Großunternehmen könne so- 
wohl seine finanziellen wie technischen Ressourcen 
zur Verstärkung der Marktstellung von Krämer + 
Grebe einsetzen. Wegen der vom BundeskarteUamt 
geäußerten Bedenken sahen die Unternehmen von 
dem ursprünghch geplanten Zusammenschlußvorha- 
ben ab. Alfa-Laval wollte ledighch einen nicht unter- 
sagungsträchtigen Teilbereich der Produktion von 
Krämer + Grebe übernehmen. Die Veräußerer waren 
jedoch nicht bereit, nur Teilbereiche des Unterneh- 
mens zu übertragen und den Bereich „Reischzerklei- 
nerungsmaschinen" vom Zusammenschluß Vorhaben 
auszunehmen. Zur Vermeidung der Untersagung hat 
das Bundeskartellamt folgende Zusage entgegenge- 
nommen: 

Alfa-Laval verpflichtet sich, innerhalb von 18 Mona- 
ten nach Vollzug des Zusammenschlusses den Ge- 


39) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 406. 

40) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a.a.O., Tz. 640ff.; dies., Hauptgutachten 1986/1987, a.a.O., 
Tz. 426; vgl. dazu auch nachfolgende Tz. 540, 542. 

41) Vgl. Tabelle 5, Fall 35. 


schäftsbereich Kutter und Wölfe für das Handwerk 
(Schüsselinhalt bis 120 1; Lochscheibendurchmesser 
bis 130 mm) zu veräußern. Sollte die Veräußerung 
nicht gelingen, verpflichtet sich Alfa-Laval, die Pro- 
duktion und den Vertrieb des Bereichs unverzüghch 
einzustellen. 

Nach Auffassung des Bundeskartellamtes werde 
durch die Veräußerung der Marktanteil von Krämer + 
Grebe bei Reischzerkleinerungsmaschinen etwa um 
die Hälfte reduziert. Damit sei der Untersagungs- 
grund entfallen. 

541 . Die Beurteilung einer Stillegungszusage wird 
im Bundeskartellamt offenbar imterschiedhch beur- 
teilt. In dem Entflechtungsverfahren Kampffmeyer/ 
Plange^2) hatten die Unternehmen vorgeschlagen, 
daß ein öffenthch-rechthcher Zusagenvertrag mit 
dem Bundeskartellamt geschlossen werden sollte, 
in dem sich Kampffmeyer auf zehn Jahre verpflichte- 
te, den norddeutschen Raum mit Ausnahme von Ber- 
hn nicht mit Haushalts-BiUigmehl zu versorgen. 
Nach zehn Jahren sollten die Beteiligten das Recht 
haben, eine Überprüfung der Wettbewerbslage zu 
verlangen. Die mit diesem Fall befaßte Beschluß- 
abteilung hat die Entgegennahme dieser Zusage 
sowohl aus ordnungspolitischen wie aus rechtii- 
chen Gründen nicht für möglich gehalten. Die 
Zusage würde unweigerlich zur Verhaltenskontrol- 
le über Unternehmen durch das Bundeskartellamt 
führen. 

542 . Die Entgegennahme der Stillegungszusage ist 
im Hinblick auf ihre Zulässigkeit in Analogie zu § 24 
Abs. 3 Satz 4 GWB kritisch zu untersuchen.43) Zu- 
nächst müßte das Bundeskartellamt eingehend prü- 
fen, ob durch die Stillegung eines Geschäftsbereichs 
die Marktposition des zusagenden Unternehmens tat- 
sächlich entscheidend geschwächt wird oder ob das 
verbleibende Angebotspotential ausreicht, die kriti- 
sche Marktstellung weiterhin zu behaupten. Das 
Unternehmen könnte durch interne Erweiterung, 
Umstrukturienmg des Angebots oder gar durch eine 
leichte technische Umstellung der Produktions- 
anlagen erneut auf dem Markt Fuß fassen imd das 
Angebotspotential ausweiten. Insbesondere die 
technisch unproblematische Produktionsumstellung 
impliziert ein Verhalten, das einer ständigen Kon- 
trolle des Produktionsprogramms durch das Bundes- 
kartellamt bedarf. Die Stillegungs Zusage gerät 
in die Nähe der rechtiich unzulässigen Verhaltenszu- 
sage. 

Der Inhalt der Zusage erscheint wettbewerbspolitisch 
ebenfalls bedenkhch. Durch die Zusage der Stille- 
gung eines Geschäftsbereichs wird Wettbewerbspo- 
tential aus dem Markt genommen. Die Zusagenver- 
einbarung trägt im vorhegenden Fall tendenziell zur 
Verschlechterung der Wettbewerbssituation auf dem 
Markt für Reischzerkleinerungsmaschinen bei, weil 
von den aus dem Markt genommenen Herstellungs- 
kapazitäten keine Wettbewerbsimpulse mehr ausge- 
hen können. 


42) BKartA B2 - 63/89. 

43) Vgl. hierzu auch Tz. 539. 
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Tabelle 5 


Die Zusagenpraxis von 1975 bis 1989 


Kurzbe 2 eichn\mg 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung / Inhalt der Zusage 

Einordmmg 

Vollzogen 

1. Siemens/Osram 

B7-137/75 


Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellung von Os- 
ram bei Glühlampen (Marktan- 
teil 50 %). Ziel der Zusage war 
die Aufhebung der Verflech- 
tungen zwischen Osram und 
Philips, das Ausscheiden Os- 
rams aus dem GUR-Kartell für 
Lampen und die Aufhebung 
von Beschränkungen, denen 
AEG im Lampenbezug von an- 
deren Herstellern unterlag. 

Veräuße- 

rungszusage 

Einflußbe- 

grenzung 

Öffnungszu- 

sage 

+ 

Nach Vollzug imd 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

2. Ruhrkohle/ 
Chemie-Beteili- 
gungsgesell- 
schaft (CMT, 
Rütgerswerke) 

B8-20/75 


Verstärkung der marktbeherr- 
schenden Stellung der Rütgers- 
werke als Nachfrager für Stein- 
kohlenteer. Steinkohlenteer 

wurde lediglich noch von ei- 
nem weiteren Unternehmen 
nachgefragt; es bezog Teer von 
Anbietern, die hinsichtlich des 
Kohlenbezugs von der Ruhr- 
kohle abhängig waren. Ruhr- 
kohle sagte zu, das Abhängig- 
keitsverhältnis nicht zum 
Nachteü des Mitwettbewerbers 
von Rütgers auszunutzen. 

Öffnungszu- 
sage A^er- 
triebsrege- 
lung 

Keine Angaben 
(Das geschützte 
Unternehmen hat 
nach Presseberich- 
ten die Teerdestil- 
lation eingestellt.) 

3. Westdeutsche 
Allgemeine Zei- 
tung/Neue 
Ruhrzeitung 

B6-146/75 


Gründung eines gemeinsamen 
Verlagsuntemehmens, an dem 
die WAZ die Mehrheit erhielt. 
Durch das Zusammenschluß- 
vorhaben wurde die marktbe- 
herrschende Stellung der WAZ 
verstärkt. Die NRZ war sanie- 
rungsbedürftig. Inhalt der Zu- 
sage war die Aufrechterhaltung 
der redaktionellen Selbstän- 
digkeit der NRZ. Dadurch erga- 
ben sich überwiegende Ver- 
besserungen der Wettbewerbs- 
bedingungen im Sinne der Ab- 
wägimgsklausel. 

Einfluß- 

begrenzung 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

4. Bayer/Metzeler 

B6-63/74 


Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellimg von 
Bayer beim Angebot von 
Weichschaumrohstoffen und 
bei PU-Textübeschicht\mgs- 
massen. Die zu der erworbenen 
Metzeler-Gruppe gehörende 
Metzeler-Schaum war eine der 
bedeutendsten Abnehmer die- 
ser Rohstoffe, erlangte durch 
den Zusammenschluß eine 
überragende Marktstellung 

beim Absatz von Weichschaum 
und verstärkte ihre überra- 
gende Marktstellung bei PU- 
Kunstleder. Inhalt der Zusage 
war die Veräußerung der Betei- 
ligung an Metzeler-Schaum. 

Veräuße- 

rungszusage 

Das Bundeskartell- 
amt verzichtete 
darauf, die Ansprü- 
che aus der Zusage 
durchzusetzen, 
weü sich die 
Marktverhältnisse 
geändert hatten. 
Metzeier wurde 

1986 an Pirelli ver- 
kauft. (Metzeler- 
Schaum ist 1987 an 
British Vita PLC 
veräußert worden.) 
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Kurzbezeichnimg 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung / Inhalt der Zusage 

Einordnimg 

Vollzogen i) 

5. Lech-Elektrizi- 

B8-134/75 

Bek. Nr. 41/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

tätswerke 


76 vom 13. 

wurde das RWE-Versorgungs- 

rungszusage 


(LEW)/ Bayeri- 


Mai 1976 

gebiet (LEW ist ein RWE-Kon- 


Nach Vollzug vmd 

sehe Elektrizi- 



zemuntemehmen) so erhebheh 


Ablauf der Unter- 

tätswerke 


BAnz. Nr. 94 

erweitert, daß von der Verstär- 


sagungsfrist 

(BEW) 


vom 19. Mai 

kung einer marktbeherrschen- 




1976 

den SteUung auszugehen war. 
Die Zusage beinhaltete die 
Verpflichtung der LEW, zwei 
Versorgvmgsgebiete der BEW 
an einen Dritten abzugeben, 
der sich im Gegenzug ver- 
pflichtete, zwei Versorgungs- 
gebiete, die bereits von LEW 
versorgt wurden, an diese zu 
übertragen (G ebietstausch) . 



6. Karstadt/ Nek- 

B6-73/76 

Bek. Nr. 

Das Zusammenschlußvorhaben 

Veräuße- 

+ 

kermann 


106/76 vom 

sicherte unter Anwendung der 

nmgszusage 




17. Dezem- 

Abwägungsklausel Wettbe- 


Nach Vollzug und 



her 1976 

werbsvorteile im Versandhan- 


Ablauf der Unter- 




del. Inhalt der Zusage war die 


sagungsfrist (Die 



BAnz. Nr. 

Abgabe der mittelbaren Kar- 


Beteiligung ist auf 



247 vom 31. 

Stadt-Beteiligung an TUI. Die 


einen weisungs- 



Dezember 

Regelung erhielt die Unabhän- 


unabhängigen 



1976 

gigkeit der größten Wettbewer- 


Treuhänder über- 




ber NUR und TUI. 


tragen worden. 
Darüber hinaus be- 
stand die Pflicht, 
die Beteiligung in- 
nerhalb einer Frist 
von zwei Jahren 
weiter zu veräu- 
ßern. TUI wurde 
1977 an Horten 
verkauft.) 

7. Iran/Krupp 

B7- 168/76 

Bek. Nr. 96/ j 

Der Zusammenschluß hätte zu 

Einfluß- 

— 



78 vom 18. 

einem gemeinsamen Marktan- 

begrenzung 

Wegen Änderung 



August 1978 

teil von Babcock, an der der 





Iran bereits beteiligt war, und 


der tatsächlichen 



BAnz. Nr. 

einem mit Krupp verbundenen 


und rechtlichen 



159 vom 25. 

Unternehmen von 80 % bei 


Verhältnisse (Än- 



August 1978 

Großkühltürmen geführt. In- 


derung der politi- 




halt der Zusage war die Be- 


schen Verhältnisse 




schränkung der rechtlichen 


im Iran und ande- 




Einflußmöglichkeiten von 


rer Beurteilung der 




Krupp auf das auf dem Markt 


Minderheitsbeteüi- 




tätige, verbundene Unterneh- 


gung — keine un- 




men. 


widerlegliche Ver- 
muhmg der wett- 
bewerblichen Ein- 






heit) 
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Kurzbezeichnimg 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung / Inhalt der Zusage 

Einordnimg 

Vollzogen!) 

8. Deutsche Ge- 
sellschaft für 
Wiederaufarbei- 
tung von Kern- 
brennstoffen 
(DWK)/Kern- 
brennstoffwie- 
deraufberei- 
tungsgesell- 
schaft (KEWA) 

B8-139/77 

Bek. Nr. 70/ 
78 vom 

16. März/ 

25. Mai 1978 

BAnz. Nr. 

113 vom 22. 
Juni 1978 

DWK übernahm sämtliche An- 
teile an der KEWA. DWK war 
damit die einzige inländische 
Anbieterin im Bereich der 
Kembrennstoffwiederaufarbei- 
tung. Mit der Zusage sollte er- 
reicht werden, daß künftige 
Kemkraftwerksbetreiber ein 
Eintrittsrecht in die Gesell- 
schaft DWK haben würden. 

Öffnungszu- 

sage 

Keine Angaben 

9. N.V. Philips 
Gloeilampen- 
fabrieken/ 

Felten & 
Guilleaume 

B7-91/78 

Bek. Nr. 39/ 
79 vom 29. 
März 1979 

BAnz. Nr. 75 
vom 20. 

April 1979 

Verstärkung eines marktbe- 
herrschenden Oligopols auf 
dem Markt für Starkstromkabel 
und Fernmeldekabel. Inhalt der 
Zusage war die Veräußerung 
einer mittelbaren Beteiligung 
an einem zxiliefemden Kabel- 
werk, an dem auch die übrigen 
Oligopolmitglieder beteiligt 
waren, und die Aufgabe von 
neben der gesellschaftsrechtli- 
chen Beteiligung bestehenden 
Bezugsverpflichtungen, 

Veräuße- 

rxingszusage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

10. BBC/Ceag-Lus 

B7-102/79 

Bek. Nr. 20/ 
80 vom 5. 
März 1980 

BAnz. Nr. 49 
vom 11. 

März 1980 

Es handelte sich um einen voll- 
zogenen Zusammenschluß. 

Durch die vertikale Integration 
entstand eine marktbeherr- 
schende Stellimg auf dem 
Markt für explosionsgeschützte 
Leuchten. Das erworbene Un- 
ternehmen hatte auf dem 
Markt einen Marktanteil von 
40 %, während BBC für ein 
wichtiges Zulieferprodukt zur 
Herstellung der Leuchten einen 
Marktanteil von 75 % erreichte. 
Inhalt der Zusage war die Ver- 
pflichtung von BBC, ihre Ferti- 
gungseinrichtung für explo- 
sionsgeschützte Vorschaltge- 
räte innerhalb eines Jahres zu 
veräußern. 

Veräuße- 

rungszusage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

11. Feldmühle/ 
Koppafors 

B6-56/80 

Bek. Nr. 17/ 
81 vom 10. 
Februar 

1981 

BAnz. Nr. 36 
vom 21. Fe- 
bruar 1981 

Durch Gründung eines Ge- 
meinschaftsunternehmens mit 
Koppafors wurde die marktbe- 
herrschende Stellung von Feld- 
mühle auf dem Markt für Pa- 
pier wegen verbesserten Zu- 
gangs zum Beschaffungsmarkt 
verstärkt. Inhalt der Zusage 
war die Verpflichtung von 
Feldmühle, andere inländische 
Papierhersteller an dem Ge- 
meinschaftsunternehmen zu ' 
beteiligen. 

i 

Öffnungszu- 

sage 

Andere Unterneh- 
men zeigten sich 
nicht interessiert. 
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Kurzbezeichnung 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung / Inhalt der Zusage 

Einordnung 

Vollzogen 1) 

12. PWA Graphi- 

B6-28/80 

Bek. Nr. 26/ 

Dtirch die Gründung des Ge- 

öffmmgszu- 


sehe Papiere 


81 vom 18. 

meinschaftsuntemehmens wäre 

sage 


(PWA-G)/ 


Februar 

die marktbeherrschende Stel- 

Es zeigte sich kein 

Svenska Cellu- 


1981 

lung des aus PWA-G und zwei 


Unternehmen in- 

losa (SCA) 


BAnz Nr. 40 

anderen ausländischen Unter- 
nehmen bestehenden Oligo- 


teressiert. 



vom 27. Fe- 

pols für holzfreie Naturpapiere 





bruar 1981 

verstärkt worden. Inhalt der 






Zusage war die Verpflichtimg, 
mittelständischen deutschen 






Papierherstellem eine be- 
stimmte Menge Papierzellstoff 
anzubieten durch Erwerb einer 






Beteiligung an einer zu grün- 
denden ZeUstoffversorgungs- 
geseUschaft. Damit würden die 
durch den Zusammenschluß 






eingetretenen Wettbewerbsver- 
schlechterungen durch Wettbe- 
werbsverbessenmgen überwo- 
gen werden. 



13. Mannesmann/ 

B7-44/81 

Bek. Nr. 60/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

-H 

Kienzle 


81 vom 10. 

wurde die marktbeherrschende 

runqszusaqe 




April 1981 

Stellung von Kienzle auf dem 


Das Gemein- 




Markt für Fahrtenschreiber 

Öffnungszu- 

schaftsuntemeh- 



BAnz. Nr. 

verstärkt. Ab 1990 wird der der- 

sage/Know- 

men ist aufgelöst 



100 vom 2, 

zeit nahezu allein von Kienzle 

how-Ver- 

worden. 



Juni 1981 

hergestellte Fahrtenschreiber 
möglicherweise durch elektro- 
nische Multifimktionsgeräte er- 

mittlung 

- 




setzt. Finanzstarke Elektronik- 


Eine Lizenzver- 




konzerne würden in Konkur- 


gabe ist wegen 




renz zu Kienzle treten. Kienzle 


fehlenden Interes- 




will durch den Zusammen- 


ses nicht erfolgt. 




schluß mit Mannesmann die 


Nach Vollzug und 




notwendigen Finanzmittel si- 


Ablauf der Unter- 


1 


chern. Inhalt der Zusage war 
die Auflösung eines Gemein- 
schaftsimtemehmens zwischen 
VDO imd Kienzle, ferner die li- j 
zenzvergabe durch Kienzle an 
inländische Hersteller von me- 
chanischen Fahrtenschreibem. * 


sagungsfrist 

14. BP/Saarberg 

B8- 178/80 

Bek. Nr. 75/ 

Gelsenberg (BP) beteiligte sich 

Öffnungszu- 

— 



81 vom 9. i 

an der von Saarberg gegründe- 

sage 




Juli 1981 

ten GFK-GeseUschaft für Koh- 


Wegen geänderter 




leverflüssigung. BP gehörte ei- 


Marktverhältnisse 



BAnz. Nr. 

nem marktbeherrschenden Oli- 


nicht erfüllt. BP ist 



133 vom 23. 

gopol für Vergaserkraftstoffe 


1983 aus dem Ge- 



Juli 1981 

an. Durch den Zusammen- 


meinschaftsunter- 




schluß erfolgte eine Verstär- 


nehmen ausge- 




kung der marktbeherrschen- 
den Stellung des Oligopols, 
weil BP durch den Zusammen- 


schieden. 




schluß einen Zugang zum Sub- 
stitutionserzeugnis Hydrier- 
benzin erhielt. Die Zusage 
beinhaltete die Gründung einer 
VertriebsgeseUschaft, um mit- 
telständischen Unternehmen 






die Beteiligtmg am Vertrieb der 
Hydrierkraftstoffe zu ermögli- 
chen. 
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15. ASK/Rexnord 

B7-138/80 


Nach dem Zusammenschluß 

Öffnungszu- 






erreichten die am Zusammen- 

sage/ Know- 





Schluß beteiligten Unterneh- 

how-Ver- 

Es wurde kein In- 




men auf dem Markt für Förder- 

mittlimg 

teressent gefim- 




ketten (Schamierbandketten) 


den; neue Markt- 




zusammen einen Marktanteil 


entwicklungen 




von 63,3 % und damit eine 


würden nicht mehr 




marktbeherrschende Stellxmg. 


zu einer Untersa- 




Mit der Zusage sollte erreicht 
werden, die Produktionstech- 
nik der Scharrüerbandkette an 
Dritte zu veräußern, tun einen 
weiteren Anbieter zum Markt- 
zutritt zu bewegen. 


gung führen. 

16. Les Cables de 

B7-14/82 

Bek. Nr. 58/ 

Der Zusammenschluß betraf 

Veräuße- 

+ 

Lyon/kabelme- 


82 vom 13. 

den Kupferkabelmarkt xmd ließ 

rungszusage 


tal electro 


Mai 1982 

eine Verstärkxmg der marktbe- 


Das Gemein- 




herrschenden Stellung des Oli- 


schaftsuntemeh- 



BAnz. Nr. 97 

gopols erwarten. Inhalt der Zu- 


men wurde liqm- 



vom 27. Mai 

sage war die Aufgabe einer Be- 


diert. Nach Vollzug 



1982 

teüigung der kabelmetal an ei- 


und Ablaxif der 




nem Gemeinschaftsunterneh- 
men, das sich mit der Herstel- 


Untersagrmgsfrist 




lung von Starkstromkabeln be- 
schäftigte und an dem die übri- 
gen Oligopolmitglieder (Sie- 
mens xmd AEG) beteiligt wa- 






ren. 



17. Bayernwerk 

B8-209/81 

Bek. Nr. 

Durch den Zusammenschluß 

Einfluß- 

- 

(BAG)/Contigas 


102/82 vom 

war mit einer Verstärkung der 

begrenzung 



5. August 

marktbeherrschenden Stellung 


Die Satzung der 



1982 

der BAG auf dem Markt für 


EVG wurde zu- 




Stromlieferungen für weiter- 


nächst so geändert. 



BAnz. Nr. 

verteilende regionale imd örtli- 


daß Contigas kein 



149 vom 14. 

che Energieversogungsunter- 


Stimmrecht hat. 



August 1982 

nehmen zu rechnen. Dem stand 


Nach Vollzug: das 



eine Verbesserung der Wettbe- 


BxmdeskarteUamt 




werbsbedingungen auf dem 


hat sich in der Zu- 




sog. Stromverbundmarkt ge- 


sage einräumen 




genüber. Die wettbewerbliche 


lassen, daß es bei 




Position der BAG wird gegen- 


Nichterfüllung der 




über RWE und VEBA (Preussen 


Zusage in ein Un- 




Elektra) verstärkt. Allerdings 


tersagungsverfah- 




erhielt die BAG durch den Er- 
werb der Contigas Einfluß auf 


ren eintreten kann. 




ein anderes Stromverbrmdim- 


Die Einflußbegren- 




temehmen, nämlich die VEW. 


zung wurde aufge- 




Durch die Zusage sollte ein 
möglicher Einfluß der BAG 
über eine Schachtelbeteiligung 
auf die VEW verhindert werden 


hoben. 




(BAG hält über die Contigas 
30 % an der EVG, die einen 
25 %igen Anteil an der VEW 
hat). 





Bek. Nr. 30/ 



Die Einflußbegren- 



88 vom 8. 



zxmg wurde aufge- 



April 1988 



hoben. 



BAnz. Nr. 71 
vom 15. 

Aprü 1988 
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18. Bayemwerk 

B8-182/82 

Bek. Nr. 34/ 

Die marktbeherrschende Stel- 

Veräuße- 

+ 

(BAG)/Über- 


83 vom 18, 

lung der BAG wurde durch die 

rungszusage 


landwerk Un- 


Aprü 1983 

Übernahme eines regionalen 

Die ErfüUung war 

terfranken 



Stromversorgers (ÜWU) ver- 


für das Jahr 2002 

(ÜWU) 


BAnz. Nr. 84 

stärkt. AUerdings trat eine Ver- 


vereinbart; die Zu- 



vom 4, Mai 

besserung der Wettbewerbsbe- 


sage ist inzwischen 



1983 

dingungen dadurch ein, daß 


erfüUt, BAG hat 




die BAG ihre Position auf dem 


mit Vertrag vom 




Stromverbundmarkt gegen- 


29.7./6.8.1986 die 




über den dort überlegenen 


Versorgimgsanla- 




RWE und VEBA stärkte. Die 


gen auf die FÜW 




Zusage beinhaltete die Über- 
tragung von Versorgimgsanla- 
gen an die Fränkische Über- 


übertragen. 




landwerke (FÜW). Damit 
wurde der wettbewerbliche 
Handlxmgsspielraum der FÜW 
als unabhängiger Konkurrent 
von der BAG wesentlich ge- 
stärkt. 



19. Deutag/Nord- 

B7-59/83 

Bek. Nr. 59/ 

Durch den Erwerb einer weite- 

Veräuße- 

+ 

hessische 


83 vom 4. 

ren Mischanlage wurde die 

nmgszusage 


Asphaltmisch- 


Juli 1983 

marktbeherrschende SteUung 


Nach Vollzug und 

werke 



der Deutag auf dem Markt für 


Ablauf der Unter- 



BAnz. Nr. 

bituminöses Mischgut ver- 


sagungsfrist 



128 vom 14. 

stärkt. Durch die Zusage wurde 





Juli 1983 

die Aufgabe der Mitgliedschaft 
der Deutag in der Nordhessi- 
schen AMW, einer Verkaufsge- 
meinschaft für bituminöses 
Mischgut, erreicht; dadurch 
soUte eine Verbesserung der 
Marktstruktur erreicht wer- 






den. 



20. Philips/Grundig 

B7-9/84 

Bek. Nr. 29/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 



84 vom 5. 

entstand eine überragende 

rungszusage 




Aprü 1984 

MarktsteUimg auf dem Markt 


Nach VoUzug und 




für Diktiergeräte und Farbfern- 


Ablauf der Unter- 



BAnz. Nr. 77 

seher durch Marktanteüsaddi- 


sagungsfrist 



vom 18, 

tionen. Die Zusage beinhaltete 




Aprü 1984 

die Erhaltung der wettbewerb- 
lichen Selbständigkeit des Ge- 
schäftsbereichs Diktiergeräte 
durch Gründung einer unab- 
hängigen Gesellschaft, die in- 
nerhalb einer bestimmten Frist 
an Dritte veräußert werden 
soUte, Die von Philips abhän- 
gige Firma Löwe-Opta (Bereich 
Farbfemsehgeräte) sollte ver- 
äußert werden. 


1 

21. BASF/lnmont 

B3-45/85 

Bek. Nr. 77/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 



85 vom 1. 

entstand eine marktbeherr- 

nmgszusage 




Oktober 

schende SteUung auf dem 


Nach Vollzug und 



1985 

Markt für Druckfarben \md Au- 


vor Ablauf der Un- 




tolacke durch Marktanteüsad- 


tersagimgsfrist (Die 



BAnz, Nr. 

ditionen. Der Schwerpunkt des 


Untersagungsfrist 



190 vom 10. 

Zusammenschlusses lag im 


ist durch den Zusa- 



Oktober 

Ausland, Inhalt der Zusage war 


genvertrag verlän- 



1985 

der Verkauf der zur Marktbe- 


gert worden.) 




herrschung führenden Inlands- 
aktivitäten der Inmont. 
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22. Deutsche Bank/ 

B8-206/85 


Eine detaillierte marktmäßige 

Veräuße- 

+ 

Flick 



Prüfung erfolgte nicht. Der Er- 
werb diente dem Zweck einer 

rxmgszusage 

Nach Vollzug xmd 




breiten Streuung der Flick- An- 


Ablaxif der Unter- 




teile, wobei die Deutsche Bank 
während des Anteilsbesitzes 


sagungsfrist 




notwendigerweise das Stimm- 
recht ausüben mußte. Durch 






die Zusage soUte eine „entspre- 
chende" Anwendimg der Ban- 
kenklausel nach § 23 Abs. 3 
Satz 2 GWB erreicht werden, 
die wegen der vorgesehenen 
Stimmrechtsausübung keine 
direkte Anwendung finden 
konnte. Die Veräußerung der 
Anteile innerhalb eines Jahres 
wurde sichergestellt. 



23. Daimler-Benz/ 

B7- 122/85 

Bek. Nr. 27/ 

Der Verkaxif von Beteiligungen 

Veräuße- 

+ 

AEG 


86 vom 17. 

bezog sich auf die Widerlegung 

rxmgszusage 




Januar 1986 

der Oligopolvermutung auf 


Nach Vollzug xmd 




einzelnen Märkten. AEG sollte 


Ablaxif der Unter- 



BAnz. Nr. 41 

aus mit Wettbewerbern beste- 


sagxmgsfrist (Die 



vom 28. Fe- 

henden Gemeinschaftsunter- 


Beteüigxmg an Eu- 



bruar 1986 

nehmen ausscheiden. Inhalt 


rosatellite ist erst in 




der Zusage war die Veräuße- 
rung der Anteile der Transfor- 
matoren Union, Stuttgart, ESG 
Elektronische SystemgeseU- 
schaft, München, Viscom Ton- 
und Video- Verteilersystem 

GmbH, Berlin, imd die Nicht- 
verlängerung des GeseU- 
schaftsvertrages der Eurosatel- 
lite-GeseUschaft für Satelliten- 


1990 aufzugeben.) 




technik, München. 



24. Orenstein & 

B4- 10/86 

Bek. Nr. 45/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräxiße- 

+ 

Koppel/Faun 


86 vom 6. 

entstand eine marktbeherr- 

rxmgszusage 



Mai 1986 

schende Stellung auf dem 


Nach Vollzug xmd 




Markt für Müllfahrzeugaufbau- 


Ablaxif der Unter- 



BAnz. Nr. 89 

ten durch finanziellen Ressour- 


sagungsfrist 



vom 16. Mai 

cenzuwachs. Inhalt der Zusage 





1986 

war die Veräußerung des 
Faun- Geschäftsbereichs Um- 






welttechnik. 



25. L'Air Liquide 

B3-74/86 

Bek. Nr. 20/ 

Dxirch den Zusammenschluß 

Veräxiße- 

+ 

(AL)/Agefko 


87 vom 23. 

ergab sich die Verstärkung ei- 

rxmgszusage 



Februar 

nes marktbeherrschenden Oli- 


Nach Vollzug xmd 



1987 

gopols axif dem Kohlensäxiren- 


vor Ablaxif der Un- 




markt. Die eingetretene Ver- 


tersagxmgsfrist 



BAnz. Nr. 43 

schlechterung der Wettbe- 


(Das Gemein- 



vom 4. März 

werbsstruktur wiude dxirch den 


schaftsxmtemeh- 



1987 

Eintritt von AL auf dem Markt 


men wurde aufge- 




für technische Gase verbessert, 
sofern ein mit der Firma AGA- 
Gas bestehendes Gemein- 
schaftsimtemehmen aufgelöst 
wurde. Inhalt der Zusage war 
die Veräußerung des Anteils an 
der AGA- Gas GmbH, Ham- 
burg. 


löst.) 
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26. AGA/Rommen- 

B3-1 19/86 

Bek. Nr. 19/ 

Wegen Verstärkimg eines 

Veräuße- 

+ 

holler 


87 vom 23. 

marktbeherrschenden Oligo- 

rungszusage 




Februar 

pols auf dem Markt für Kohlen- 


Nach Vollzug und 



1987 

säure waren die Voraussetzim- 


vor Ablauf der Un- 




gen der Untersagung gegeben. 


tersagungsfrist 



BAnz. Nr. 43 

Andererseits waren überwie- 


(Das Gemein- 



vom 4. März 

gende Verbessenmgen der 


schaftsuntemeh- 



1987 

Wettbewerbsbedingungen auf 


men wurde aufge- 




dem Markt für technische Gase 
zu erwarten durch den erwarte- 
ten Marktzutritt von AGA. In- 
halt der Zusage war die Beendi- 
gung des Gemeinschaftsimter- 
nehmens mit der AL. 


löst.) 

27. Asko/Schaper 

B9-2029/86 


Entstehen einer marktbeherr- 

Veräuße- 

+ 




sehenden Stellung in den 
Räumen Detmold imd Lipp- 

rungszusage 

Nach Vollzug und 




Stadt. Die Zusage beinhaltete 


Ablauf der Unter- 




die Weiterveräußerung eines 
SB-Warenhauses und eines 


sagungsfrist 




Baumarktes im Zuge der Ver- 
wirklichung des Zusammen- 
schlußvorhabens. 



28. Procter & Garn- 

B3-98/85 

Bek, Nr. 

Procter & Gamble erlangte 

Veräuße- 

+ 

ble/Richardson 


100/87 vom 

durch den Zusammenschluß 

rungszusage 


Vicks 


2. Dezember 

die Verstärkung einer marktbe- 

Nach Vollzug und 


B3-23/87 

1987 

herrschenden Stellung auf dem 


vor Ablauf der Un- 

Procter & Garn- 



Markt für Zahnersatzpflege- 


tersagungsfrist 

ble/Blendax 


BAnz. Nr. 

mittel und Zahnbürsten. Die 





232 vom 11. 

Zusage verlangte den Verkauf 





Dezember 

der Marke an „Kukident". Da- 





1987 

durch sollten die Wettbewerbs- 
bedingungen auf dem Zahner- 
satzpflegemittelmarkt so ver- 
bessert werden, daß diese Ver- 
besserungen die Nachteile der 
Marktbeherrschung überwo- 






gen. 



29. Metro/BLV 

B9-2061/87 

Bek. Nr, 19/ 

Metro erlangte d\irch den Zu- 

Veräuße- 

+ 



88 vom 8. 

sammenschluß eine marktbe- 

rungszusage 




März 1988 

herrschende Stellung im Raum 


Nach Vollzug und 




München. Die Zusage beinhal- 


vor Ablauf der Un- 



BAnz. Nr. 52 

tete den Verkauf eines C+C- 


tersagungsfrist 



vom 16. 

März 1988 

Marktes der BLV. 



30. Rewe Leib- 

B9-2025/88 

Bek. Nr. 95/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

(+) 

brand/ Deut- 


88 vom 

wäre eine marktbeherrschende 

rungszusage 

scher Super- 


9. Septem- 

Stellvmg auf dem Lebensmittel- 

Nach Vollzug und 

markt 


ber 1988 

handelsmarkt von Rewe Leib- 


vor Ablauf der Un- 




brand im linksrheinischen 


tersagrmgsfrist 



BAnz. Nr. 

Raum von Köln entstanden. 





176 vom 20. 

Rewe Leibbrand sagte zu, neun 





September 

im linksrheinischen Stadtge- 





1988 

biet von Köln betriebene Filia- 
len zu veräußern. 



31. Rewe Leib- 

B9-2039/88 

Bek. Nr. 96/ 

Rewe Leibbrand hätte d\irch 

Veräuße- 

(+) 

brand/ St, Mi- 


88 vom 

den Zusammenschluß eine 

nmgszusage 

chael Drogerien 


9. Septem- 

marktbeherrschende Stellung 

Nach Vollzug imd 



ber 1988 

auf dem Markt für Drogeriewa- 


vor Ablauf der Un- 




ren in Elmshorn erlangt. Inhalt 


tersagungsfrist 



BAnz. Nr. 

der Zusage war die Veräuße- 





176 vom 20. 

rung eines Drogeriestandortes 





September 

1988 

in Elmshorn 
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32. Greenland/KHD 

B4-79/88 


Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherrschende 
Stellung von Greenland auf ei- 
nigen Teümärkten nicht mo- 
torgetriebener Landmaschinen 
entstanden. Die Zusage hatte 
die Öffnung des KHD/Green- 
land-Händlernetzes zum Ge- 
genstand. 

Öffnungszu- 

sage 

(-) 

33. Coop-SH/ 
Wandmaker 

B9-2052/88 


Durch den Zusammenschluß 
wäre möglicherweise eine markt- 
beherrschende Stellung auf ei- 
nigen örtlichen norddeutschen 
Lebensmitteleinzelhandels- 
märkten entstanden. Die vor- 
sorglich abgegebene Zusage 
beinhaltete die Veräußerung 
der betreffenden Lebensmittel- 
einzelhandelsbetriebe. 

Veräuße- 

rungszusage 

(+) 

Vor Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist 

34. SBV u. a./Coop 

j 

B9-2098/88 

Bek. Nr. 12/ 
89 vom 

14. Fe- 
bruar 1989 

BAnz. Nr. 37 
vom 22. Fe- 
bruar 1989 

Wegen der mittelbaren Mehr- 
heitsbeteiligung des Schweize- 
rischen Bankvereins (SBV) an 
Kafu-Wasmund sowie durch 
den Zusammenschluß ist die 
Entstehrmg oder Verstärkung 
beherrschender Stellungen auf 
den Lebensmittelhandelsmärk- 
ten der Regionen Bremen bzw. 
Südbaden/Freiburg zu erwar- 
ten. Inhalt der Zusage ist die 
Veräußerung der mittelbaren 
Beteiligung an Kafu-Was- 
mund. 

Veräuße- 

rungszusage 

(-) 

SBV hat die Betei- 
ligung am Pool- 
Vertrag aufgege- 
ben; Zusage hatte 
keine Bedeutung 
mehr 

35. Alfa-Laval/Krä- 
mer & Grebe 

B4-111/89 

Bek. Nr. 24/ 
89 vom 

30. 

März 1989 

BAnz. Nr. 6 
vom 6. April 
1989 

Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherrschende 
Stellung von Krämer & Grebe 
auf dem Markt für Fleisch- 
zerkleinerungsmaschinen ent- 
standen. Die Zusage beinhal- 
tete die Veräußerung oder die 
Einstellung des betroffenen 
Geschäftszweiges. 

Veräuße- 

rungszusage 

j 

(-) 


1) Ein Pluszeichen bedeutet, daß die Zusage erfüllt wurde. Ein Minuszeichen bedeutet, daß die Zusage nicht erfüllt bzw, aufge- 
hoben wurde. Ferner wird festgestellt, ob die Zusage vor/nach Vollzug des Zusammenschlusses und vor/nach Ablauf der 
Untersagungsfrist erfüllt winde. 

Quelle; Eigene Erhebungen 


2.6 Fusionskontrolle im Handel 

543 . Nach den jüngsten Entwicklungen im Handel, 
die sowohl die Rahmenbedingungen als auch Unter- 
nehmenszusammenschlüsse im Lebensmittelhandel 
betreffen, steht dieser Sektor einmal mehr im Blick- 
punkt der wettbewerbspolitischen Diskussion. Zu den 
veränderten Rahmenbedingungen — den handels- 
spezifischen Änderungen im Rahmen der Fünften 
Kartellgesetznovelle sowie der Einführung des 
Dienstleistungsabends ^5) — nimmt die Monopolkom- 


44) Vgl. oben Tz. 30 ff. 

45) Vgl. oben Tz. 52 ff. 


mission im Einleitungskapitel dieses Hauptgutach- 
tens Stellimg. Im ersten Halbjahr 1990 — und damit 
außerhalb der Berichtsperiode der Monopolkommis- 
sion — hat das Bundeskartellamt das Fusionsvorha- 
ben Metro/Asko freigegeben. Weitere Untemeh- 
menszusammenschlüsse sind im Zusammenhang mit 
der Konsolidierung der co op AG zu erwarten. Ob das 
erneute Auftreten von Großfusionen im Lebensmittel- 
handel zu einer revidierten Einschätzung der Wettbe- 
werbssituation in diesem Sektor führen muß, ist aus 
heutiger Sicht nicht abschließend zu beurteilen. 

544 . Stand und Entwicklung der Konzentration sind 
in den verschiedenen Branchen des Handels unter- 


253 







Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


schiedlich. Während innerhalb der Jahre 1988/1989 
Anzahl und Bedeutung der Untemehmenszusam- 
menschlüsse im Lebensmittelhandel deutlich zurück- 
gegangen sind, werden andere Bereiche des Konsum- 
güterhandels in zunehmendem Maße von der Kon- 
zentration erfaßt. Auslöser dafür sind Diversifizie- 
rungsstrategien der Warenhauskonzeme und Lebens- 
mittelhändler, die mit der Übernahme leistungsstar- 
ker Fachhandelsuntemehmen ihre Erfahrungen und 
das Know-how in der Massendistribution auf Waren 
des Non-Food-Bereichs zu übertragen versuchen. 


2.6.1 Untemehmenszusammenschtüsse im 
Lebensmittelhandel 

645. Im Berichtszeitraum hat sich das Tempo der 
Konzentrationsentwicklung im Lebensmittelhandel 
— gemessen an der Zahl der Fusionen und dem ins- 
gesamt übernommenen Umsatzvolumen — deutlich 
verlangsamt. Verglichen mit dem Jahr 1987, in dem 
die Zusammenschlußaktivitäten, bedingt durch eine 
Reihe von Großfusionen, einen bisherigen Höhepunkt 
erreichten, nahm die Fusionswelle in den Jahren 1988 
und 1989 deutiich ab. Tabelle 6 gibt einen Überblick 
über den Umfang der Fusionsaktivitäten seit 1986. 

Die statistischen Angaben, die auch den Non-Food- 
Bereich umfassen, bestätigen die Einschätzung der 
Monopolkommission, daß der sprunghafte Anstieg 
der Fusionsaktivitäten im Jahre 1987 auf Sonderein- 
flüsse zurückzuführen war. Auch im Berichtszeit- 
raum dürften Faktoren wie das Vorziehen von Zusam- 
menschlüssen in Erwartung handelsspezifischer Kar- 
tellrechtsverschärfungen noch wirksam gewesen 
sein. 


46) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 461. 


546. Das Hauptgewicht der Fusionsaktivitäten lag 
wiederum im Lebensmitteleinzelhandel und dort im 
Food-Bereich. Von den in den letzten drei Jahren 
(1987 bis 1989) bei insgesamt 149 Zusammenschlüs- 
sen (ohne gruppeninteme Erwerbsvorgänge) veräu- 
ßerten Umsätzen von rd. 35 Mrd. DM sind ca. 32 Mrd. 
DM dem Einzelhandel bzw. knapp 22 Mrd. DM dem 
Food-Bereich zuzuordnen. Bei der Berechnung wur- 
den Groß- und Einzelhandelsumsätze einzelner über- 
nommener Unternehmen nicht duchgängig differen- 
ziert. Sie wurden insgesamt nach dem Tätigkeits- 
schwerpunkt des veräußerten Unternehmens entwe- 
der dem Groß- oder dem Einzelhandel zugeordnet. 
Für den vergleichweise hohen Wert an gruppenintem 
veräußerten Umsätzen im Jahre 1989 zeichnen aus- 
schließlich Umstrukturienmgen bei der EDEKA- 
Gruppe und der Spar AG verantwortlich. Im Wege der 
Verschmelzung zwischen regionalen EDEKA-Han- 
delsgesellschaften bzw. Beteiligungen der EDEKA- 
Zentrale wurden bei drei Zusammenschlußvorgängen 
Umsätze von 2,2 Mrd. DM innerhalb der Gruppe um- 
strukturiert. Bei der Mehrheitsbeteiligung der Spar- 
Handels AG an Spar-Großhandelszentrum Südwest, 
einem Unternehmen mit 585 Einzelhandelsfilialen 
und 17 cash + carry (c+c) -Märkten, wurden im selben 
Jahr knapp 2,1 Mrd. DM Umsatzvolumen gruppenin- 
tem transferiert. 

647, Bedeutende Fusionen im Lebensmitteleinzel- 
handel waren 1988 die Übernahme des Lebensmittel- 
filialimtemehmens Deutsche Supermarkt Handels 
GmbH durch die REWE-Leibbrand-Gmppe sowie die 
Mehrheitsbeteiligung der REWE-Zentrale an der Kai- 
ser -I- Kellermann KG im Jahre 1989. Die Deutsche 
Supermarkt erzielte zum Zeitpunkt der Übernahme 
einen Umsatz von ca. 2 Mrd. DM. Das Bundeskartell- 
amt hat den Zusammenschluß nach Prüfung der ins- 
gesamt 28 räumlich relevanten Märkte nicht unter- 
sagt, da lediglich im linksrheinischen Großraum Köln 
eine überragende Marktstellung entstehen konnte. 


Tabelle 6 

Erwerbsvorgänge im Lebensmittelhandel (Groß- und Einzelhandel) 1986 bis 1989 
(erworbene Umsätze in Mrd. DM) 


Jahr 

1986 

1987 

1988 

1989 

Zahl der Erwerbsvorgänge 

ohne gmppeninteme Fusionen 

26 

69 

39 

41 

übernommene Umsätze 

3,437 

22,384 

8,373 

4,666 

gmppeninteme Fusionen 

Zahl der gmppenintemen Fusionen .... 

2 

17 

8 

4 

übernommene Umsätze 

0,485 

5,238 

2,467 

4,276 

Fusionen insgesamt 

Summe der Erwerbsvorgänge 

28 

86 

47 

45 

Summe der erworbenen Umsätze 

3,922 

27,622 

10,840 

8,942 


Quelle: Errechnet nach Erhebungen des Bundeskartellamtes 
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Zur Abwendung einer Untersagung verpflichtete sich 
REWE-Leibbrand, in dieser Region Märkte zu veräu- 
ßern. Die Zusage wurde mit dem 1989 erfolgten Ver- 
kauf von drei toom-Märkten an die Asko Deutsche 
Kaufhaus AG zum Teil erfüllt. Im Januar 1989 hat 
die REWE-Zentral Handelsgesellschaft mbH, Köln, 
angezeigt, daß sie mit Wirkung zum 31. Dezem- 
ber 1988 eine 75 % -Beteiligung an der Kaisern- Keller- 
mann KG, Kirchhundem, erworben hat. Der Gesamt- 
umsatz von Kaiser+Kellermann betrug im Jahr 1987 
826 Mio. DM. Davon wurden 110,5 Mio. DM im c+c- 
Großhandel erzielt. Der Zusammenschluß verfestigt 
die bis dahin bereits im Einkauf bestehende Unter- 
nehmensverbindung zwischen der REWE-Zentrale 
und Kaisern- Kellermann. Das Bundeskartellamt hat 
den Zusammenschluß freigegeben, da auf den betrof- 
fenen regionalen Märkten keine marktbeherrschende 
Stellung begründet oder verstärkt wird. An der im 
Jahre 1989 herausragenden Fusion im Lebensmittel- 
großhandel war ebenfalls die REWE-Leibbrand- 
Gruppe beteiligt. Mit der Otto Versand GmbH 
& Co. KG, Hamburg, wurde ein Gemeinschaftsunter- 
nehmen zum Betrieb der SELGROS- und FEGRO- 
Großhandelsmärkte gegründet. Der Zusammen- 
schluß umfaßt 17 c+c-Märkte mit einem Umsatz von 
insgesamt 1,406 Mrd. DM. Die Stellung der REWE- 
Leibbrand-Gruppe als die Nr. 3 in der Rangfolge der 
größten Lebensmittelunternehmen in der Bundesre- 
publik Deutschland (nach der G+L-Statistik) hat sich 
damit im Jahre 1989 weiter verstärkt. Damit dürfte ihr 
Abstand zu der Metro-Gruppe (Nr. 1) und der Aldi- 
Gruppe (Nr. 2) erheblich verringert worden sein. 

548 . Das Bundeskartellamt hat dagegen das Fu- 
sionsvorhaben Tengelmann/Gottlieb untersagt.^^j Die 
Tengelmann Warenhandelsgesellschaft, Mülheim, 
hat im Juni 1989 das Vorhaben angemeldet, die Gott- 
lieb Handelsgesellschaft von Kafu-Wasmund zu er- 
werben. Im Oktober 1989 wurde die Anmeldung da- 
hingehend modifiziert, daß der Erwerber die mit Ten- 
gelmann verbundene Plus Warenhandelsgesellschaft 
GmbH & Co. sein sollte, Tengelmann gehört mit ei- 
nem Inlandsumsatz von etwa 13 Mrd. DM im Jahre 
1988 zu den führenden Lebensmitteleinzelhändlem in 
der Bundesrepubhk Deutschland. Der für Gottheb er- 
mittelte Gesamtumsatz betrug 1988 597 Mio. DM. Die 
G-hL-Statistik weist den Umsatz von Gottiieb mit 
648 Mio. DM noch deutiich höher aus.^^) Bei der sach- 
hchen Marktabgrenzung vertrat das Bundeskartell- 
amt den Sortimentsgedanken, wonach ein Lebensmit- 
telsortiment in seiner heute typischen Zusammenset- 
zung — Nahrungs- und Genußmittel einschheßhch 
Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel — den relevanten 
Markt im Einzelhandel ausmacht. Durch den Zusam- 
menschluß hätte Tengelmann/Gottlieb auf den Regio- 
nalmärkten Freiburg, Emmendingen/Waldkirch und 
Konstanz Marktanteile erreicht, die über oder knapp 
unter der gesetzhchen Vermutungsschwelle für eine 
Marktbeherrschung gemäß § 22 Abs. 3 GWB hegen. 
Auf aUen Regionalmärkten wäre es zu einem Markt- 
anteilsvorsprung zum nächstgrößeren Wettbewerber 


47) Für den gesamten Inhalt der Zusage vgl. Tabelle 5, Fall 30, in 
diesem Kapitel. Inzwischen wurde die Zusage insgesamt 
erfüllt. 

48) WuW/E BKartA 2441. 

49) Vgl. Glendinning & Lehning , G+L TOP 50, 1988/89. 


um das Zwei- bis Zweieinhalbfache gekommen. Letz- 
teres gilt auch dann, wenn die Marktvolumina und 
-anteile unter Einbeziehung des Spezialhandels bzw. 
des Handwerks ermittelt werden. Die Untersagung 
des BundeskarteUamtes wurde folghch damit begrün- 
det, daß Tengelmann durch den Zusammenschluß 
eine überragende MarktsteUung im Sinne des § 22 
Abs. 1 Nr. 2 GWB erreicht. 

549 . Die Einwände der Monopolkommission gegen 
die Abgrenzung von sachhch relevanten Märkten 
nach dem Sortimentsgedanken sind bekannt.^O) Die 
vom BundeskarteUamt in der Beschlußbegründimg 
vertretene Auffassung, daß bei der Ermittlung der 
Marktvolumina und -anteile im Einzelhandel Anbie- 
ter, die nicht über das VoUsortiment verfügen, unbe- 
rücksichtigt bleiben können, ist in ihrer AUgemeinheit 
bedenkhch. Aus Sicht der Verbraucher bietet ein um- 
fassendes Sortiment zwar Vorteile (Auswahlmöghch- 
keiten zwischen substitutiven Produkten sowie die 
Möghchkeit des Erwerbs komplementärer Produkt- 
bündel, geringere Transaktionskosten), es verhert 
dann allerdings an Attraktivität, wenn Läden des Spe- 
zialhandels oder des Handwerks in unmittelbarer 
Nähe des Sortimentsgeschäftes ansässig sind.^^) Die 
sachhche Marktabgrenzung nach Produktgruppen 
wird gegenüber der Sortimentsabgrenzung zu erheb - 
hch geringeren Marktvolumina führen. Diese Verrin- 
gerung wird nur teilweise durch die Berücksichtigung 
der Umsätze des Spezialhandels und des Handwerks, 
wie im vorliegenden Fall vom Bundeskartellamt alter- 
nativ zur Sortimentsabgrenzung praktiziert, ausgegli- 

chen.^2) 


2.6.2 Diversifizierungsstrategien im Non-Food-Bereich 

550 . Der traditionelle Fachhandel weist einen deut- 
hch geringeren Konzentrationsgrad als der Lebens- 
mittelhandel auf. Allerdings ist auch dieser Handels- 
bereich seit einiger Zeit durch erhebhchen strukturel- 
len Wandel gekennzeichnet. Veränderungen deuten 
sich insbesondere dort an, wo die Waren- und Han- 
delsleistungen zur Massendistribution geeignet sind 
oder erscheinen. Hier entstehen Fachmärkte mit groß- 
flächigem Selbstbedienungsangebot und einge- 
schränkten Service- und Beratungsleistungen. Die in 
der Massendistribution erfahrenen Anbieter des Le- 
bensmittelhandels erweitern permanent ihre Ange- 
botspalette im Non-Food-Bereich, wobei die Über- 
nahme von Unternehmen des Fachhandels eine we- 
sentliche Rolle im Rahmen ihrer Diversifizierungsstra- 
tegien spielt. 

551 . Nach Ermittlungen des Bundeskartellamtes ha- 
ben die größeren Lebensmittelhändler zwischen 1985 
und 1988 Fachhandelsunternehmen mit zusammen 
6,1 Mrd. DM Umsatz erworben. Schwerpunkte bilde- 
ten dabei die Bereiche Bau- und Heimwerkermärkte, 


58) Vgl. Monopolkommission, Ökonomische Kriterien für die 
Rechtsanwendung, Hauptgutachten 1982/1983, Baden-Ba- 
den 1984, Tz. 660 ff; dies., Die Konzentration im Lebensmit- 
telhandel, Sondergutachten 14, Baden-Baden 1985, 
Tz. 91 f. 

51) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 14, a.a.O., 
Tz. 91. 

52) Vgl. ebenda. 
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Unterhaltungselektronik, Reisen, Möbel und Schuhe. 
1989 setzte sich dieser Trend fort, wobei knapp 
1,5 Mrd. DM Umsätze von Unternehmen des Lebens- 
mittelhandels aufgekauft wurden. Die Branchenfüh- 
rer — Metro, REWE-Leibbrand, Tengelmann und 
Asko — waren daran mit insgesamt über 1,3 Mrd. DM 
übernommener Umsätze wesentlich beteiligt. 

Die erwerbenden Lebensmittelhändler präferieren 
bei ihren Diversifizierungsstrategien deutlich erkenn- 
bar unterschiedliche Hartwaren-Fachhandelsberei- 
che. Während die Metro-Gruppe, die 1989 mit der 
Oppermann Versand AG sowie der HAWESKO und 
CWD sowohl Versandhandelsuntemehmen als auch 
mit ihrer 50%-Beteihgung (über Kaufhof) an dem 
Computerhändler VOBIS einen bedeutenden Elektro- 
nikhändler erworben hat, relativ breit diversifiziert, 
sind die Untemehmenskäufe anderer bedeutender 
Lebensmittelhändler branchenspezifisch ausgerich- 
tet. So engagiert sich REWE-Leibbrand im selben Jahr 
vorrangig bei Fachmärkten des Elektrohandels und 
im Unterhaltungselektronikbereich. Bei Tengelmann 
dominiert im Berichtszeitraum der Erwerb von Bau- 
und Heimwerkermärkten (OBI) sowie von Gartencen- 
tem. Asko hat 1989 bei fünf seiner sechs Fusionen 
außerhalb des Lebensmittelhandels Möbelhäuser 
übernommen. Diese unternehmensspezifische 
Schwerpunktbildung kann so interpretiert werden, 
daß die Erwerber aufgrund des bereits bei ihnen vor- 
handenen branchenspezifischen Wissens vorrangig 
dort ihre Marktpräsenz erweitern, wo bereits Erfah- 
rungen mit der Massendistribution im Fachhandel ge- 
sammelt wurden. Für diese These spricht, daß bislang 
vergleichsweise wenige Fachhandelsgüter bzw. 
-güter gruppen ihre Massendistributionseignung er- 
wiesen haben. Das Ausprobieren einer geeigneten 
Vertriebsform — Selbstbedienungsfachmarkt versus 
„Erlebnismarkt" — wird offenbar von Unternehmen 
mittlerer Größe vorangetrieben. Ein Beispiel dafür ist 
die 1989 vollzogene Mehrheitsbeteiligung der AVA 
Allgemeine Handelsgesellschaft an der Krane-Optik- 
Gruppe, Rheda- Wiedenbrück, die 24 Optik- Fachge- 
schäfte betreibt. 

562. Da die übernehmenden Unternehmen des Le- 
bensmittelhandels im Hartwaren-Fachhandel bislang 
über vergleichsweise geringe Marktanteile verfügen 
und die Zahl der Anbieter in diesen Marktsegmenten 
nach wie vor hoch ist, sind Fusionen in diesem Bereich 
in der Regel wettbewerbsrechtlich unproblematisch. 
Anders sind solche Fälle zu beurteilen, in denen der 
Fachhandel bereits seinerseits regional eine starke 
Marktstellung innehat. Aus diesem Grund hat das 
Bundeskartellamt die beabsichtigte 51 % -Beteiligung 
der Kaufhof AG (Metro -Gruppe) an der Saturn Elek- 
tro-HandelsgeseUschaft mbH sowie an der Hansa- 
Foto-Handelsgesellschaft mbH untersagt.^^) 

Saturn-Hansa betreiben in Köln das umsatzstärkste 
bundesdeutsche Fachgeschäft für Unterhaltungselek- 
tronik, Tonträger, Foto, Elektrogeräte und Bürotech- 
nik. Kaufhof betreibt bereits seit 1984 die Konzemge- 
sellschaft Saturn- Hansa Handelsgesellschaft für tech- 
nischen Freizeit- und Haushaltsbedarf mbH. Diese 
Gründung geht auf einen ausschließhchen Gestat- 


53 ) WuW/E BKartA 2437. 


tungsvertrag, abgeschlossen auf 30 Jahre, zwischen 
dem Betreiber von Saturn-Hansa, der TERTIA Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft mbH, und Kaufhof 
zurück, womit Kaufhof das Recht eingeräumt wurde, 
außerhalb des Einzugsgebietes des Kölner Einzelhan- 
dels die Namen „Saturn" und „Hansa- Foto" sowie 
deren Know-how zu nutzen. Mit der Übernahme 
wollte Kaufhof die Kölner Saturn-Hansa in ihre bim- 
desweite Untemehmenspolitik einbeziehen. Der Zu- 
sammenschlxiß hätte auf dem räumhch relevanten Re- 
gionalmarkt von Köln zu einem gemeinsamen Markt- 
anteil der mit Metro verbundenen Unternehmen 
Kaufhof, Kaufhalle und Hurler sowie Saturn-Hansa 
von 23 % geführt. Damit wären die Marktanteile der 
folgenden Wettbewerber um das Vier- bis Fünffache 
übertroffen worden. In Köln selbst, dem Kernbereich 
des abgegrenzten Regionalmarktes, wäre ein Markt- 
anteil von zusammen 43 % erreicht worden. Das Bun- 
deskartellamt hat den Zusammenschluß wegen des 
Entstehens einer marktbeherrschenden Stellung von 
Metro/Kaufhof — begründet im Marktanteilsabstand 
sowie der Ressourcenüberlegenheit — imtersagt. 

Bei der sachlichen Marktabgrenzung ist die zustän- 
dige Beschlußabteilung des Bundeskartellamtes auch 
in diesem Fall dem Sortimentsgedanken gefolgt. Da- 
mit bestätigt sich einmal mehr, daß bei der Abgren- 
zung sachlich relevanter Märkte im Handel das Sorti- 
mentskonzept vom Bundeskartellamt zu einem allge- 
meinen Prinzip erhoben worden ist. Die Übertragung 
dieses ursprünglich für den Lebensnuttelhandel ent- 
wickelten Konzeptes auf andere Handelsbereiche ist 
von der Monopolkommission bereits in einem frühe- 
ren Gutachten kritisiert worden.^^) 


2.6.3 Stellungnahme der Monopolkommision 

653. Ausmaß xmd Bedeutung der Fusionsaktivitäten 
im Lebensmittelhandel sind im Berichtszeitraum 
deutlich zurückgegangen. Für die Konzentrationsent- 
wicklung bedeutet dies, daß sie nach einem auf Son- 
dereinflüsse zurückgehenden Ausbrechen in den Jah- 
ren 1986/87 nunmehr in einen ruhigen Verlauf über- 
gegangen ist. Die Monopolkommission sieht darin 
eine Bestätigung sowohl ihrer Einschätzung des Kon- 
zentrationsverlaufs in der vorangegangenen Berichts- 
periode als auch ihrer These von einem nach wie vor 
bestehenden wesentlichen Wettbewerb in dieser 
Branche. 

Um die Annahme wesentlichen Wettbewerbs im Be- 
schaffungsbereich der Lebensmittelunternehmen gibt 
es, nachdem sich auch das Bundeskartellamt dazu 
bekennt, kaum noch wettbewerbspolitische Diskus- 
sionen. Die Konditionen der führenden Unternehmen 
und Einkaxifskooperationen, die gegenüber den Le- 
bensmittelproduzenten durchgesetzt werden, sind 
unterschiedhch. Nach Ermittlungen des Bimdeskar- 
tellamtes werden regelmäßig auch kleinen imd mitt- 
leren Unternehmen günstige und zum Teil bessere 
Einkaufskonditionen als den Großunternehmen ein- 
geräumt. Auch das im Rahmen einer empirischen Un- 
tersuchung erzielte Ergebnis einer statistisch signifi- 


54) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 422ff. 
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kanten Korrelation zwischen Einkaufsvolumen und 
-konditionen, bezogen auf die Sortimentsbeschaf- 
fung, ist weniger ein Beleg für das sogenannte Unver- 
zichtbarkeitskonzept als vielmehr Ausdruck normaler 
wettbewerbhcher Verhaltensweisen der Produzenten 
im Lebensmittelhandel. Ob die These der Nachfrage- 
macht in Verbindung mit den anstehenden Untemeh- 
mensentwicklungen im Lebensmittelhandel wieder 
an Aktuahtät gewinnt, bleibt abzuwarten. Die Mono- 
polkommission begrüßt in diesem Zusammenhang, 
daß in der Fünften Kartellgesetznovelle auf handels- 
spezifische Differenzierungen der Eingriffskriterien 
bei der Fusionskontrolle verzichtet wurde.^^j 

564. Die Konzentrationsentwicklung sowie der er- 
reichte Konzentrationsgrad im Lebensmittelhandel 
sind das Ergebnis anhaltender Strukturveränderun- 
gen. Die Ursachen, die bei diesem Prozeß eine Rolle 
spielen, sind ausgiebig diskutiert worden.^^) Trotz 
oder gerade wegen des permanenten Zwangs zur An- 
passung an strukturelle Veränderungen herrscht we- 
sentlicher Wettbewerb zwischen den Lebensmittel- 
händlern. Gegen die vom Bundeskartellamt vertre- 
tene These, daß im Lebensmittelhandel wettbewerbh- 
che Vorstöße in Erwartung von Abwehrreaktionen der 
Wettbewerber abnehmen, sprechen folgende Fakto- 
ren. 

Erstens ist internes und externes Unternehmens- 
wachstum im Lebensmittelhandel aufgrund der beste- 
henden ausgeprägten economies of scale wirtschaft- 
hch notwendig und ökonomisch erklärbar. Daß dieses 
Wachstum auf den wesentlichen Regionalmärkten be- 
reits zu optimalen Betriebsgrößen geführt hat, ist 
a priori nicht feststellbar. Dazu bedarf es des Wettbe- 
werbs als Entdeckungsverfahren. Die weiterhin dyna- 
mische Entwicklung in dieser Branche, die durch 
Neuerungen in der Beschaffimgslogistik, der Lager- 
haltung und in den Vertriebsformen gekennzeiclmet 
ist, sowie der anhaltende Trend, Unternehmensorga- 
nisationen und Betriebsgrößen zu verändern, spre- 
chen gegen das Nachlassen wesentlichen Wettbe- 
werbs. Für ohgopohstisches Verhalten ist auch das 
vereinzelte Aufgeben von Niedrigpreisstrategien 
mittlerer Lebensmittelhändler nach deren Über- 
nahme durch Großunternehmen kein hinreichender 
Beleg. Mit einer solchen Entscheidung kann das über- 
nehmende Unternehmen sowohl eventuelle Manage- 
mentfehler der ehemahgen Unternehmensführung 
korrigieren als auch das übernommene Unternehmen 
in seine Preisstrategien einbeziehen. 

Zweitens konnten im Jahre 1988 insbesondere nach- 
folgende Unternehmen (die auf den Rangnummern 1 1 
bis 20 der G+L- Statistik) ihre Umsätze gegenüber 
dem Vorjahr mit durchschnittiich 8,7 % deutlich stär- 
ker verbessern als die Gruppe der führenden zehn 
Unternehmen (4,6 % Umsatzsteigerung gegenüber 
1987), 57) Hinzu kommt, daß die Beteüigung der füh- 
renden sechs Lebensmittelunternehmen (sie sind 
durch Umsätze von mehr als 10 Mrd. DM im Jahr 
gekennzeichnet) an den Fusionsaktivitäten im Le- 


55) Vgl. oben Tz. 30 ff. 

56) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 14, a.a.O., 
Tz. 74 ff.; dies. Hauptgutachten 1986/1987, a.a.O., 
Tz. 461 ff. 

57) Vgl. Glendinning & Lehning, G+L TOP 50, a.a.O. 


bensmittelhandel im Berichtszeitraum abnimmt. 
Nachdem sie 1987 noch 88 % der insgesamt veräußer- 
ten Umsätze erwarben, ging dieser Wert 1988 auf 
71 % und 1989 auf ca, 40 % zurück. Diese Zahlen 
verdeutlichen, daß die führenden Unternehmen 
durchaus nicht nur dem Wettbewerb untereinander 
ausgesetzt sind, sondern daß insbesondere auch der 
nachstoßende Wettbewerb Erfolge verbucht. 

Drittens sprechen die besonderen Marktgegebenhei- 
ten wie die ausgeprägten economies of scale in Ver- 
bindung mit einem insgesamt stagnierenden Absatz- 
volumen und den aufgrund der Baunutzungsverord- 
nung stark eingeschränkten Möghchkeiten zum inter- 
nen Untemehmenswachstum gegen den Erfolg von 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen. Tra- 
gen Zusammenschlußaktivitäten jedoch im Einzelfall 
zu marktbeherrschenden Stellungen auf regionalen 
Märkten bei, hat die Fusionskontrolle — wie die Kar- 
tellamtspraxis zeigt — ausreichende Möghchkeiten 
der wettbewerbhchen Kontrolle. 

655. Im Hinbhck auf die Wettbewerb spohtische Ein- 
schätzimg des Vorstoßens führender Unternehmen 
des Lebensmittelhandels in bisher dem traditionellen 
Fachhandel vorbehaltene Non-Food-Bereiche ist dem 
Bundeskartellamt zu folgen. Die Ausweitung der Ver- 
triebsform Massendistribution aiif Teile der her- 
kömmhchen Fachhandelsgüter wird die Konzentra- 
tionsentwicklung auch außerhalb des Lebensmittel- 
einzelhandels beschleunigen. Angesichts der Vielfalt 
quahtativ sehr unterschiedhcher Handelswaren sowie 
des Erfolges auch anderer Distributionswege wie des 
„Erlebnismarktes“ ist allerdings kaum mit einem ver- 
gleichbaren Konzentrationsgrad zu rechnen. Aus heu- 
tiger Sicht dürften die Diversifizierungsstrategien der 
führenden Handelsunternehmen eher als wettbe- 
werbsfördemd denn als -beschränkend anzusehen 
sein. Ein endgültiges Urteil muß jedoch der Zukunft 
überlassen bleiben. 


2.7 Parallele Anwendung des Kartellverbots und 
der Vorschriften der Fusionskontrolle auf einen 
Zusammenschluß 

566. Unter Berufung auf die Mischwerke-Entschei- 
dung des Bundesgerichtshofes 58) hat das Bundeskc r- 
tellamt einen Zusammenschluß zusätzhch nach § 37 a 
Abs. 1 GWB in Verbindung mit § 1 GWB untersagt. 59) 
Das Bundeskartellamt hatte über einen Zusammen- 
schluß in der Zementindustrie zu befinden, der preis- 
hch günstige Zementeinfuhren aus den sogenannten 
Staatshandelsländem in den süddeutschen Raum un- 
ter die Kontrolle des Marktführers bringen sollte. 

Die Heidelberger Zement AG — der größte Zement- 
hersteller in diesem Raum — erwarb die Mahk Bau- 
stoffe GmbH & Co. KG. Mahk handelte mit aus Ost- 
blockstaaten importiertem Zement. Es hatte mit eini- 
gen staatlichen Handelsgesellschaften der Ostblock- 
staaten (Jugoslawien, Ungarn, Rumänien) langfristige 
Lieferverträge abgeschlossen, die den Verkäufer ver- 
pflichteten, für die Vertragsdauer keine weiteren Lie- 


58) WuW/E BGH 2169. 

59) WuW/E BKartA 2297. 
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ferungenin das Absatzgebiet des Käufers bzw. dessen 
Rechtsnachfolgers vorzunehmen. 

Heidelberger Zement hatte zunächst dem Bundeskar- 
tellamt die Absicht mitgeteilt, sich mit 24,5 % an der 
neu zu gründenden Mahk Baustoffe GmbH & Co. KG, 
auf die das Zementgeschäft der Einzelfirma Paul Ma- 
hk übertragen werden soUte, zu beteüigen. Nachdem 
das Bundeskartellamt hiergegen kartellrechthche Be- 
denken geäußert hatte, zeigte Heidelberger Zement 
nunmehr dem BundeskarteUamt an, daß sie das ge- 
samte Kapital der inzwischen gegründeten Mahk 
Baustoffe GmbH & Co. KG von der Firma Paul Mahk 
erworben hatte. Sie hat inzwischen das Unternehmen 
hquidiert. 

567 . Das BundeskarteUamt imtersagte zunächst den 
Unternehmenserwerb nach § 24 GWB, da durch den 
Zusammenschluß die marktbeherrschende SteUung 
des aus der Heidelberger Zement und der E. Schwenk 
Baustoffwerke bestehenden Ohgopols auf dem baye- 
rischen Zementmarkt verstärkt wurde. Bayern ist auf- 
grund der Frachtkostenintensität des Produktes, der 
historisch gewachsenen Lieferstrukturen und der Be- 
grenzung von Höchstfrachtvergütungen für Selbstab- 
holer ein eigenständiger räumhch relevanter Markt. 
Die beiden Ohgopohsten erreichten einen gemeinsa- 
men Marktanteil von mehr als 70 % und hatten damit 
die weitaus höchsten Marktanteile in Bayern. Zudem 
waren Heidelberger Zement und Schwenk unterein- 
ander und zum Teil auch mit anderen Anbietern kapi- 
talmäßig, personeU und vertraghch verbunden. Hohe 
Markttransparenz, das praktizierte System von Fran- 
kostationspreisen sowie hohe Marktzutrittsschranken 
verhinderten bei dem homogenen und genormten 
Produkt Zement wirksamen Preiswettbewerb. Listen- 
preise und -rabatte sowie die wesentiichen Lieferbe- 
dingungen aller Anbieter waren seit Jahren gleich. 
Trotz erhebhcher Marktvolumenschwankungen kam 
es zu keinen bedeutsamen Marktanteilsveränderun- 
gen der einzelnen Anbieter. Die Marktposition der 
Heidelberger Zement und des Ohgopols verstärkte 
sich durch den Zusammenschluß, da weitere Liefe- 
rungen aus dem Ostblock mit etwa 4 % des Gesamt- 
marktvolumens nicht als freie Importe auf den Markt 
gelangten, sondern im wesenthchen nur noch über 
Heidelberger Zement. 

658 . Das BundeskarteUamt sah in dem Zusammen- 
schluß zudem einen Verstoß gegen § 1 GWB.®®) Die 
Tatsache, daß ein Zusammenschluß den §§23 ff. GWB 
unterhege, stehe der Anwendbarkeit des § 1 GWB 
nach Auffassung des Amtes nicht grundsätzhch ent- 
gegen. Zur Begründimg wurde auf den Mischwerke- 
Beschluß des Bundesgerichtshofes®^) verwiesen. Hei- 
delberger Zement und der Veräußerer Mahk be- 
zweckten mit der Untemehmenstransaktion die Be- 
schränkung des Wettbewerbs auf dem süddeutschen 
Zementmarkt. Diesen Zweck verfolge offensichthch 
auch Mahk, denn nur dadurch könne sie einen Ver- 
kaufserlös erzielen, der den Substanzwert des veräu- 
ßerten Unternehmens um ein Vielfaches übersteige. 
Der Vertrag der beiden Unternehmen sei auch geeig- 


60) WuW/E BKartA 2297, 2203. 

61) WuW/E BGH 2169 „Mischwerke". 


net, die Verhältnisse auf dem bayerischen Zement- 
markt spürbar zu beeinflussen. 

559. Der FaU ist deshalb bemerkenswert, weil das 
BundeskarteUamt hier die §§24 und 1 GWB paraUel 
angewandt hat. Die Monopolkommission hält dies für 
richtig. Zu unterscheiden ist nämhch die Ebene des 
Zusammenschlußtatbestandes zwischen dem Erwer- 
ber und dem erworbenen Unternehmen einerseits 
und die Ebene einer Verhaltenskonzertierung zwi- 
schen Erwerber imd Veräußerer, die von § 1 GWB 
erfaßt werden kann, andererseits. In der Regel schei- 
det der KarteUtatbestand aus: Zwischen Veräußerer 
und Erwerber ist ein bloßer Leistungsaustausch getä- 
tigt worden. Es fehlt — in den Worten des § 1 GWB — 
an einem „gemeinsamen Zweck". Dies muß aber 
nicht so sein. Im EinzelfaU kann auf dieser Ebene eine 
Verhaltensabstimmung vorhegen, die aktueUen und 
potentieUen Wettbewerb ausschaltet. Dies kann auch 
der primäre Zweck des Gesamtvorganges sein. 

660. Die beteihgten Unternehmen haben hier keine 
ausdrückhchen Vereinbarungen über Wettbewerbs- 
beschränkungen getroffen, doch zeigen die näheren 
Umstände des FaUes, daß die Unternehmensübertra- 
gung als Zusammenschlußvorgang durchaus von ei- 
ner wettbewerbsbeschränkenden Verhaltenskoordi- 
nierung überlagert bzw. dominiert wurde. Dies ergibt 
sich zum einen aus der Vorgeschichte des FaUes. Es 
erfolgte eine Abspaltung und Übernahme eines Un- 
ternehmensteils, nachdem das BundeskarteUamt kar- 
tellrechthche Bedenken gegen ein kooperatives Vor- 
gehen der beiden Unternehmen geäußert hatte. 
Schheßhch weist auch der überhöhte Verkaufserlös 
für den abgespalteten Unternehmensteü als Kartell- 
prämie sowie die Ausschheßhchkeitsvereinbarung 
zwischen den Veräußerern und den Außenhandelsor- 
ganisationen der soziaUstischen Länder darauf hin, 
daß die Koordinierung des Verhaltens der Vertrags- 
beteüigten gewoUt und Hauptzweck war. Im Vertrag 
über die Untemehmensveräußerung manifestiert sich 
daher aufgrund der besonderen DatenkonsteUation 
eine Koordinierung des Verhaltens der Vertragsbetei- 
Ugten. 

Die Ausschheßhchkeitsvereinbarung zwischen Mahk 
und den Außenhandelsorgansationen der soziahsti- 
schen Länder machen eine explizite Vereinbarung ei- 
nes Wettbewerbsverbots, in dem sich dann der wett- 
bewerbsbeschränkende Charakter der Vereinbarung 
zwischen Veräußerer und Erwerber nach außen hin 
dokumentiert hätte, überflüssig. Vielmehr wird mit 
der Ausschheßhchkeitsbindung aktueUer und poten- 
tieUer Wettbewerb zwischen den Vertragsbeteihgten 
effektiv ausgeschaltet. 

561 . Dieser FaU zeigt, daß es im EinzelfaU wettbe- 
werbspolitisch durchaus gerechtfertigt sein kann, ge- 
nau wie bei Gemeinschaftsunternehmen eine Doppel- 
kontroUe nach § 24 und § 1 GWB zu bejahen, um eine 
durch einen Zusammenschlußtatbestand geschaffene 
Verhaltenskoordinierung zu erfassen. ®2) Die Misch- 
werke-Entscheidung des Bundesgerichtshofes ®3) be- 
stätigt nur, daß jedenfaUs bei kooperativen Gemein- 


62) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 484 ff. 

63) WuW/E BGH 2169. 
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schaftsunternehmen die Sonderregelungen der 
§§23 ff. GWB über die Fusionskontrolle nicht die 
Anwendbarkeit des § 1 GWB ausschließt. 

Der vorhegende Fall verdeutiicht über die Feststellun- 
gen des Bundesgerichtshofes hinaus, daß die Beteüig- 
ten den Untemehmenserwerb im Sinne einer wettbe- 
werbsbeschränkenden Abstimmung instrumentah- 
sieren. Das Erwerbsgeschäft war daher unter dem 
Bhckwinkel der kartellrechthchen Verhaltensprüfung 
dazu geeignet, eine Verhaltenskoordinierung zwi- 


schen den Zementanbietem herbeizuführen. Es kam 
letztendhch nicht auf den Erwerb des Unternehmens 
an, sondern auf die Ausschaltung wettbewerbswirk- 
samer Zementimporte. Der Untemehmenserwerb 
kann von § 1 GWB im Rahmen dieser Fallkonstellation 
als wettbewerbsbeschränkendes Verhalten erfcißt 
werden. 


Vgl. hierzu auch Monopolkommission, Konzeption einer eu- 
ropäischen Fusionskontrolle, Sondergutachten 17, Baden- 
Baden 1989. Tz. 31, 32. 
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KAPITEL V 

Konzentration und Wettbewerb im Medienbereich 


1. Einführung 

562. Die Monopolkommission setzt ihre im Zweiten 
Hauptgutachten begonnene Berichterstattung über 
die Entwicklung der Konzentration in der Pressewirt- 
schaft in Abschnitt 2 dieses Kapitels nach den bishe- 
rigen konzeptionellen Grundlagen fort. Die statisti- 
sche Basis der Konzentrationsanalyse der Pressewirt- 
schaft bilden die vom Statistischen Bundesamt aus 
den jährlichen Erhebungen der Pressestatistik in einer 
Sonder aufbereitung berechneten Konzentrationsra- 
ten der jeweils umsatzstärksten Presseuntemehmen 
und der auflagenstärksten Presseobjekte. Die Bun- 
desregierung hatte die Monopolkommission Anfang 
1977 um ein Gutachten zu „Stand und Entwicklung 
der Untemehmenskonzentration in der Presse unter 
besonderer Berücksichtigung der Beteiligungsver- 
hältnisse bei Presseuntemehmen" imd eine Fort- 
schreibung dieser Stellungnahme in den nachfolgen- 
den Hauptgutachten gebeten. Die Monopolkommis- 
sion beschränkt sich auf eine Darstellung der Konzen- 
trationsentwicklung nach den Kriterien von Umsatz 
und Auflage, weil Angaben über Kapitalverflechtun- 
gen im Pressesektor weder amtiich erfaßt sind noch 
durch eigene empirische Erhebungen in hinreichen- 
dem Umfang für eine aussagefähige Analyse zu erhal- 
ten waren. 

563. Seit dem Fünften Hauptgutachten untersucht 
die Monopolkommission auch die Entwicklung und 
die sich abzeichnenden Wettbewerbsbedingungen im 
Bereich der Neuen Medien, Diese Berichterstattung 
wird in den Abschnitten 3 bis 5 fortgeführt. Damit 
greift die Komnüssion eine Fragestellung des Sonder- 
gutachtens 111) auf, in dem sie das FRAG-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 16. Juni 1981 (drittes 
Femseh-Urteil) 2) zum Anlaß nahm, um auf drohende 
Fehlentwicklungen innerhalb des Rundfunkbereichs 
hinzuweisen. Gmndlage dieses Untersuchimgsteüs 
sind die Entscheidungspraxis insbesondere des Bun- 
deskarteUamts und die sich fortentwickelnden landes- 
rechtiichen Rahmenbedingimgen für den privaten 
Rundfunk. 

Die Monopolkommission faßt ihre Berichterstattung 
über die Pressekonzentration imd die Entwicklung 
der Neuen Medien trotz der unterschiedlichen Quel- 
len und der voneinander abweichenden Analysenme- 
thoden in den verschiedenen Berichtsteilen zusam- 
men. Die intramediäre Darstellung der Pressekonzen- 


1) Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbsprobleme bei der 
Einfühnmg von privatem Hörfunk und Fernsehen, Sonder- 
gutachten 11, Baden-Baden 1981 (wiederabgedruckt im An- 
hang des Vierten Hauptgutachtens). 

2) BVerfGE 57, 295. 


tration wird ergänzt durch eine Erfassung der Ver- 
flechtungen zwischen Printmedien und dem privaten 
Rundfunk. 


2. Konzentrationsentwicklung in der 
Pressewirtschaft 

564. Das Statistische Bundesamt führt auf der 
Gnmdlage des Gesetzes über eine Pressestatistik 
(vom 1. April 1975)3) eine Untersuchung des Presse- 
sektors durch. 4) Dabei werden alle Unternehmen be- 
rücksichtigt, die Zeitungen oder Zeitschriften verle- 
gen. 5) Anders als nach der ansonsten in der amtlichen 
Statistik der Wirtschaftszweige übhchen Abgrenzung 
nach dem Schwerpunktprinzip verlangt die Adressa- 
teneigenschaft der Pressestatistik also nicht, daß die 
Zuordnung von Unternehmen zum Pressebereich ein 
Schwergewicht der imtemehmerischen Betätigung 
im Verlagswesen voraussetzt. Als Unternehmen gilt 
die kleinste rechtliche Einheit, die aus handeis- bzw. 
steuerrechtlichen Gründen Bücher führt, önterneh- 
mensverflechtungen (wie sie etwa bei der Untersu- 
chung der aggregierten Konzentration in Kapitel III 
analysiert werden) können aus den Daten der Presse- 
statistik nicht untersucht und ausgewiesen werden. 
Insofern ist ein zentraler Punkt des ursprünglichen 
Gutachtenauftrags der Bimdesregierung an die Mo- 
nopolkommission, die Berücksichtigung der Beteili- 
gungsverhältnisse, durch die vorliegende Untersu- 
chung nicht abgedeckt. Dem erklärten Ziel der Pres- 
sestatistik, Entwicklungen, die die Freiheit der Presse 
bedrohen könnten, rechtzeitig zu erkennen und et- 
waigen Gefahren wirksam zu begegnen, kann daher 
weder durch die amtliche Statistik noch dxirch die dar- 
auf aufbauenden ergänzenden presse statistischen 
Untersuchimgen der Monopolkommission hinrei- 
chend Rechnung getragen werden. ®) 

2.1 Die wirtschaftliche Bedeutung des 
Pressebereichs 

565- Nach der amtlichen Pressestatistik, die einen 
Zeitraum von nunmehr elf Jahren umfaßt, gab es zum 

3) BGBl. I S. 777. 

4) Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 11, Reihe 5, 
Presse, Stuttgart und Mainz (seit 1987 Stuttgart) 1978 ff, 

^) Zur weiteren Aufghederung der in der Pressestatistik erfaß- 
ten Unternehmen vgl, Fn. 1 zu Tz. 571. 

®) Die Monopolkommission hatte aus diesem Grunde wieder- 
holt ein Enquete-Recht zur Untersuchung derartiger Fragen 
gefordert und zu erwägen gegeben, das Pressestatistik-Ge- 
setz (bei dem eine gesetzliche Auskunftspflicht besteht) um 
die Erhebung von Kapitalverflechtimgen zu ergänzen. 
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Stichtag der Erhebung für 1987 (31. Dezember) 299 
Zeitungsverlage, Nach einer Phase mit relativer 
Strukturkonstanz seit 1975 bei nur geringfügigen 
Schwankungen hat die Anzahl der Unternehmen in 
den letzten beiden Berichtszeiträumen seit 1985 (304 
Zeitungsverlage) merklich abgenommen (vgl. die 
Entwicklimg der wichtigsten Strukturkennziffem in 
Tabelle 1). Die Zeitungsverlage geben 321 Zeitungen 
heraus; weitere 33 Zeitungen werden von Unterneh- 
men mit anderen Tätigkeitsschwerpunkten ^) heraus- 
gegeben. 

Zeitschriftenverlage, sonstige Verlage, Unternehmen außer- 
halb des Verlagsgewerbes. 


Mit 354 Hauptausgaben der Zeitungen wird erneut 
ein Tiefstand erreicht. Der stetige Trend der Abnahme 
von Tageszeitungen beruht auf dem anhaltenden 
Rückgang der Abonnementszeitungen von 356 (im 
Jahre 1975) auf nimmehr 336; dagegen hat sich die 
Zahl der Straßenverkaufszeitungen (mit leichten 
Schwankungen in der Vergangenheit) stabilisiert. 
Ebenfalls stetig aber gegenläufig sind die Trends der 
Nebenausgaben, die seit 1975 von 811 auf inzwischen 
902 angewachsen sind, und der redaktionellen Ein- 
heiten (von 120 auf derzeit 135). 

Im Berichtszeitraum wurde die leichte Zunahme der 
Auflage von Abonnementszeitimgen nahezu kom- 

Tabelle 1 


Ausgewählte Strukturdaten der Pressewirtschaft für 1975 bis 1987 


1. Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 



Anzahl i) 

1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

Unternehmen insgesamt 

1 881 

2 265 

2 386 

2 493 

2 562 

2 647 

2 992 

davon: Verlagsuntemehmen 

1 538 

1 828 

1 943 


2 100 

2 176 

2 463 

— davon: Zeitungsverlage 

312 

311 

307 

311 

310 

304 

299 

— davon: Zeitschriftenverlage 

955 

1 181 

1 279 

1 386 

1 443 

1497 

1 777 



Umsatz (Mio. DM) 

1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

Unternehmen insgesamt 

16 374 

20 346 

23 452 

25 608 

28 207 

31 032 

35 120 

davon: Verlagsuntemehmen 

13 604 

17 153 

20 261 

22 682 

25 155 

27 175 

29 817 

— davon: Zeitungs Verlage 

6 590 

8 277 

9 688 

10 894 

12 314 

13 115 

14 127 

— davon: Zeitschriftenverlage 

4 861 

6 350 

7 704 

8 513 

9 429 

10 530 

11532 



Beschäftigte i) 

1975 


1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

Unternehmen insgesamt 

202 043 

E1^59 

219 684 

219 169 

226 336 

238 422 

257 263 

davon: Verlagsuntemehmen 

173 088 


187 077 

192 800 

203 705 

210 952 

226 845 

— davon: Zeitungsverlage 

119 741 

119 670 

122 967 

124 297 

130 484 

134 308 

134 185 

— davon: Zeitschriftenverlage 

35 245 


45 356 

49 793 

56 050 

60 330 

75 287 


2. Verlegte Zeitungen und Zeitschriften 



Anzahl i) 


1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

Hauptausgaben von Zeitungen 

375 

372 

370 

365 

359 

357 

354 

(zugeordnete Nebenausgaben) 

davon: 

(811) 

(830) 

(847) 

(851) 

(867) 

(896) 

(902) 

— Abonnementszeitungen 

356 

354 

352 

348 

343 

341 

336 

— Straßenverkaufszeitimgen 

19 

18 

18 

17 

16 

16 

18 

Zeitschriften insgesamt 

3 838 

5 087 

6 042 

6 486 

6 702 

6 893 

7 642 

davon: 








— Publikumszeitschriften 

590 

850 

1 020 

1 284 

1 348 

1282 

1 440 
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noch Tabelle 1 





Auflage 2) (1000 Stück) 




1975 

1977 

1979 

1981 


1985 

1987 

Hauptausgaben von Zeitungen 

22 702 

23 983 

25 016 

25 094 

25 834 

25 439 

25 470 

davon: 

— Abonnementszeitimgen 

14 235 

14 573 

15 339 

15 969 


16 101 

16 394 

— Straßenverkaufszeitimgen 

8 467 

9 409 

9 677 

9 125 

9 798 

9 338 

9 076 

Zeitschriften insgesamt 

194 352 

207 561 

237 425 

251 900 


268 332 

295 327 

davon: 

— Publikumszeitschriften 

69 451 

79 055 

82 513 

99 066 

104 916 

104 477 

111 884 





Redaktionelle Einheiten i) 3) 




1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

Hauptausgaben von Zeitungen 

120 

121 

126 

128 

129 

130 

135 

davon: 

— Abonnementszeitungen 

107 

109 

114 

116 

118 

119 

123 

— Straßenverkaufszeitimgen 

13 

12 

12 

12 

11 

11 

12 

Zeitschriften insgesamt 

2 548 

3 301 

3 686 

4 170 

4 368 

4 627 

3 998 

davon: 

— Pubhkumszeitschriften 

513 

681 

814 

994 

1022 

1 028 

808 




Okjektbezogener Umsatz (Mio. DM) 



1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

Hauptausgaben von Zeitimgen 

5 393 

6 714 

8 034 

8 723 

9 765 

10 387 

11 145 

davon: 

— Abonnementszeitimgen 

4 676 

5 782 

6 961 

7 609 

8 419 

9 034 

9 674 

— Straßenverkaufszeitimgen 

717 

933 

1 073 

1 114 

1 346 

1352 

1 471 

Zeitschriften insgesamt 

4 766 

6 312 

7 535 

8 495 

9 383 

10 294 

11 500 

davon: 

— Pubhkumszeitschriften 

2 790 

3 742 

4 340 

4 947 

5 403 

5 621 

6 097 


1) Angaben für den 31. Dezember. 

2) Durchschnittliche Auflage je Erscheinungstag im 4. Quartal (bei Zeitungen: verkaufte Auflage; bei Zeitschriften: verkaufte 
und unentgeltlich abgegebene Auflage). Angaben für die Gesamtausgabe. 

3) Bei Zeitungen: Herstellung des Zeitungsmantels vollständig in eigener Redaktion. 

Bei Zeitschriften: Herstellung vollständig in eigener Redaktion. 

Quelle; Statistisches Bundesamt 


pensiert durch eine ebensolche Abnahme bei den 
Straßenverkaufszeitungen. Aus der in den letzten 
Jahren fast konstanten Entwicklung der Zeitimgsauf- 
lage insgesamt, die seit fast zehn Jahren oberhalb von 
25 Mio. Exemplaren hegt, läßt sich eine Sättigung des 
Lesermarktes ablesen. Eine Ausweitung der Auflage 
ist denkbar infolge der Öffnung der DDR- Grenzen 
Ende 1989. Wegen des langen zeithchen Nachlaufs 
der Pressestatistik dürfte eine solche Entwicklimg 
aber erst mit erhebhcher Zeitverzögenmg aus den 
amthchen Daten erkennbar sein. 

566 . Seit 1975 hat es eine stetige Zunahme der Zeit- 
schriftenverlage und ihrer Objekte gegeben, die sich 
auch im Berichtszeitraum weiter fortgesetzt hat. 1987 
haben 1 777 Zeitschriftenverlage 4 943 Zeitschriften 


herausgegeben; weitere 2 699 Zeitschriften wurden 
von anderen Unternehmen verlegt. Die Zahl der re- 
daktionellen Einheiten hat gleichzeitig — trotz einer 
erhebhchen Zimahme von Anzahl und Auflage der 
Objekte — um über 13% abgenommen. S) 

Die Auflage stieg im Jahre 1987 mit über 295 Mio. 
Exemplaren auf einen neuen Höchststand. Das glei- 
che güt auch für die Publikumszeitschriften, deren 
Anzahl imd Auflage zuletzt zurückgegangen waren. 
Bei der durchschnittiichen Auflage pro Objekt heben 

®) Der Rückgang hängt zusammen mit einer veränderten Fra- 
gestellung im Erhebimgsbogen der amtlichen Pressestatistik, 
in dem seit 1987 nicht mehr nach der „Herstellung in der 
verlagseigenen Redaktion" gefragt wird sondern nach der 
„Herstellung vollständig in eigener Redaktion". 
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sich die Publikumszeitschriften mit 78 Tausend deut- 
lich gegenüber den Zeitschriften insgesamt mit 
39 Tausend ab. Im Vergleich dazu betrug die durch- 
schnitthche Auflage der Zeitungen 72 Tausend Exem- 
plare pro Ausgabe (Abonnementszeitungen: knapp 
50 Tausend; Straßenverkaufszeitungen: über 
500 Tausend). 

567. Der Umsatz der 299 Zeitungsverlage lag 1987 
mit über 14 Mrd. DM deutlich höher als derjenige der 
1 777 Zeitschriftenverlage (11,5 Mrd. DM), Seit Be- 
ginn der pressestatistischen Erhebungen hat die Höhe 
der Umsätze sowohl bei den Zeitimgs- als auch bei 
den Zeitschriftenuntemehmen stets zugenommen. 
Auch die Umsätze pro Objekt haben in der Gesamt- 
schau gegenüber 1985 erneut zugenommen. Bei den 
Hauptausgaben der Zeitungen gab es einen deutii- 
chen und bei den Zeitschriften einen leichten Zu- 
wachs; dagegen ist in Teilbereichen (Strcißenver- 
kaufszeitungen, Publikumszeitschriften) ein leichter 
Rückgang zu verzeichnen. 

568. Was die Zahl der Beschäftigten betrifft, so zeigt 
sich wie in der Vergangenheit wiederum eine Zu- 
nahme bei den Zeitschriftenverlagen, die im Berichts- 
zeitraum mit fast 15 Tausend (das entspricht einem 
Viertel des bisherigen Bestands) außergewöhnlich 
hoch war und im Jahre 1987 den Stand von über 
75 Tausend erreicht hat. Dagegen stagniert die Zahl 
der Beschäftigten bei den Zeitungsverlagen in den 
letzten Jahren, wenngleich auf wesentlidi höherem 
Niveau (1987: 134 185 Personen). Die Zahl der Be- 
schäftigten je Unternehmen ist sowohl bei den Zeit- 
schriftenuntemehmen (von 37 im Jahre 1975 auf nun- 
mehr über 42) als auch bei den Zeitungsuntemehmen 
(von 384 im Jahre 1975 auf jetzt 449) im Berichtszeit- 
raum weiter angestiegen. Der vergleichsweise sehr 
hohe durchschnittliche Beschäftigtenstand bei den 
Zeitungen gegenüber den Zeitschriften erklärt sich 
aus ihrem höheren Anteil an eigener Dmckleistung 
sowie aus ihrer personalintensiveren Zustellung. 


2.2 Stand und Entwicklung der Konzentration von 
Umsatz und Auflage im Presseberelch 

2.2.1 Methodische Vorbemerkungen 

569. Bereits in früheren Gutachten hat die Monopol- 
kommission auf die begrenzte Aussagekraft von Son- 
deraufbereitungen aus der amtlichen Statistik hinge- 
wiesen, die mit der Darstellung einer strukturellen 
Entwicklimg in Form von Konzentrationsraten ver- 
bunden ist. Für die aus der Pressestatistik berechne- 
ten Konzentrationsraten sind insbesondere erhe- 
bungstechiüsche Schwächen sowie systematische 
Mängel der Statistik zu nennen. Im ersteren Fall han- 
delt es sich um sachlich bestimmte AbgrenzungsprO’ 
bleme bei den einzelnen Arten von Presseobjekten 
und hier insbesondere bei der heterogen zusammen- 
gesetzten Kategorie der Zeitschriften, die sowohl poli- 
tische Wochenblätter, Publikums- und Fachzeitschrif- 
ten wie Kundenzeitschriften, Amts- und Anzeigen- 
blätter enthält. Dazu gehören ziun anderen aber auch 
subjektive Zuordnungsprobleme, die durch eine den 
Verlagen überlassene Selbsteinstufung innerhalb des 
Pressestatistikfragebogens verstärkt werden. Trotz 


dieser Einschränkungen besteht nach Auffassung der 
Monopolkommission ein Aussagewert der Konzentra- 
tionsstatistik, der die pressestatistischen amtlichen 
Veröffentlichungen ergänzt. Dies güt insbesondere ün 
Hinblick auf die zeitliche Entwicklung der Pressekon- 
zentration. 

570. Hinsichtlich der Grenzen der Aussagefähigkeit 
durch systematische Mängel kann ganz allgemein auf 
die methodischen Vorbemerkungen im Zusammen- 
hang mit den Sonderaufbereitungen der Statistik über 
das Produzierende Gewerbe in den bisherigen Haupt- 
gutachten verwiesen werden. Für den Pressebereich 
besonders hervorzuheben sind: 

— Die räumliche Abgrenzung der Erhebung ist so 
weit, daß sie vielfach kernen Bezug zum realen 
Markt aufweist. Dies güt insbesondere für die in 
der Mehrzahl lokal oder höchstens regional ver- 
breiteten Tageszeitungen, Die in der Konzentra- 
tionsrate enthaltene Messung bezieht somit in sol- 
chen Fällen viele unterschiedliche wirtschaftliche 
und publizistische Teümärkte ein. 

— Die Zuordnung der Merkmalsträger in der Presse- 
statistik zu rechtlichen Unternehmenseinheiten 
läßt wesentliche Formen der wirtschaftiichen bzw. 
publizistischen Konzentration unberücksichtigt. 
Konzentrationsphänomene und wirtschaftliche 
Vorgänge, die sich nicht als Veränderung bei den 
rechtlichen Einheiten auswirken, lassen sich aus 
der Statistik nicht erkennen. Damit können auch 
nicht die intermediäre und die konglomerate Kon- 
zentration der Presseuntemehmen statistisch aus- 
gewiesen werden. 


2.2.2 Die Umsatzkonzentration in der Presse 

571. Die Umsatzkonzentration bei Presseuntemeh- 
men kann — mit den erwähnten Einschränkungen — 
als Grobindikator für die wirtschaftliche Konzentra- 
tion aufgefcißt werden. 

In Tabelle 2 sind die Umsatzanteüe der jeweüs größ- 
ten, nach den verschiedenen Tätigkeitsschwerpunk- 
ten typisierten, 9) rangmäßig gegliederten Unteraeh- 


9) Innerhalb der amtlichen Pressestatistik und der darauf auf- 
bauenden Sonderauswertung für die Monopolkommission 
werden Unternehmen aufgrund ihrer Umsatzstruktur klassi- 
fiziert und bestimmten Untemehmenstypen zugeordnet, de- 
ren Differenzierung (fünf Gruppen) sich im einzelnen aus den 
Tabellen 2 bzw. 3 ergibt. Zunächst werden alle Unternehmen 
erfaßt, die als selbständige rechtliche Einheiten Zeitungen 
oder Zeitschriften herausgeben (1). Ein großer Teil dieser 
Unternehmen ist dem Verlagsgewerbe zuzuordnen (2); es 
handelt sich dabei um eine Zuordnung, nach der Unterneh- 
men, die mindestens die Hälfte ihres gesamten Umsatzes aus 
dem Verlag von Presseerzeugnissen (Bücher, Zeitungen, 
Zeitschriften) erzielen, einbezogen werden. Von dieser Kate- 
gorie werden als Zeitungs- und Zeitschriftenuntemehmen (3) 
solche Verlage bezeichnet, bei denen innerhalb des Umsatz- 
schwerpunktes „Verlagstätigkeit" der Zeitungs- und/oder 
Zeitschriftenumsatz überwiegt, aber nicht notwendigerweise 
innerhalb des gesamten Untemehmensumsatzes. Diese Un- 
ternehmen sind entweder solche mit überwiegenden Umsatz 
im Zeitimgsbereich (4) oder solche mit vergleichsweise höhe- 
rem Umsatz im Zeitschriftenbereich (5). Bedingt durch diese 
Zuordnimg nach dem Schwerpunktprinzip könnten sich 
scheinbare stmkturelle Änderungen unter Umständen schon 


263 



Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 2 

Gesamtumsatz, Konzentratioiisraten und Unternehmen von 1975 bis 1987 


Jahr 

Gesamtumsatz 
(Mio. DM) 

Anteü der 

Anzahl der 
Unternehmen 

_ . _ 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Unternehmen am Gesamtumsatz (%) 


1. Alle Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 


1975 

16 374 

jf 6,0 

22,9 

26,9 

39,0 

51,0 

1 881 

1977 

20 346 

16,6 

23,2 

26,9 

38,6 

50,2 

2 265 

1979 

23 452 

16,6 

21,9 

25,7 

36,9 

48,3 

2 386 

1981 

25 608 

16,0 

21,2 

25,0 

35,9 

47,2 

2 493 

1983 

28 207 

16,4 

21,7 

25,5 

35,9 

46,8 

2 562 

1985 

31 032 

15,5 

21,1 

24,7 

34,7 

45,0 

2 647 

1987 

35 120 

14,8 

22,4 

26,4 

36,4 

46,7 

2 992 



2. 

Unternehmen des Verlagsgewerbes 



1975 

13 604 

19,3 

25,1 

29,6 

42,0 

54,4 

1 538 

1977 

17 153 

19,7 

25,6 

29,9 

42,3 

54,4 

1 828 

1979 

20 261 

19,2 

25,3 

29,7 

42,0 

53,6 

1 943 

1981 

22 682 

18,1 

24,0 

28,2 

40,2 

52,3 

2 043 

1983 

25 155 

18,4 

24,3 

28,6 

40,2 

51,9 

2 100 

1985 

27 175 

17,7 

24,0 

28,2 

39,5 

50,8 

2 176 

1987 

29 817 

17,5 

23,7 

27,9 

39,1 

50,6 

2 463 



3. Zeitungs- und Zeitschriftenuntemehmen 



1975 

11 451 

22,9 

29,9 

35,2 

48,6 

61,0 

1 267 

1977 

14 627 

23,2 

30,1 

35,1 

48,4 

60,3 

1 492 

1979 

17 392 

22,4 

29,5 

34,6 

47,7 

59,7 

1 586 

1981 

19 407 

21,1 

28,0 

32,9 

45,9 

58,1 

1 697 

1983 

21 743 

21,3 

28,1 

33,0 

45,4 

57,5 

1 753 

1985 

23 645 

20,3 

27,6 

32,4 

44,6 

56,1 

1 801 

1987 

25 659 

20,3 

27,6 

32,3 

44,6 

56,4 

2 076 




4. Zeitungsimtemehmen 



1975 

6 590 

22,8 

29,7 

37,7 

55,5 

72,2 

312 

1977 

8 277 

23,4 

30,0 

37,7 

55,3 

71,7 

311 

1979 

9 688 

23,8 

30,5 

38,8 

56,0 

72,6 

307 

1981 

10 894 

22,7 

29,1 

37,0 

54,4 

71,1 

311 

1983 

12 314 

23,3 

29,6 

37,1 

54,5 

71,4 

310 

1985 

13 115 

23,7 

29,8 

37,3 

54,5 

71,5 

304 

1987 

14 127 

23,8 

30,0 

37,3 

54,4 

72,0 

299 




5. Zeitschriftenuntemehmen 



1975 

4 861 

39,5 

47,2 

52,6 

63,8 

72,0 

955 

1977 

6 350 

38,7 

46,8 

52,1 

61,7 

69,2 

1 181 

1979 

7 704 

36,5 

44,0 

49,6 

60,3 

68,3 

1 279 

1981 

8 513 

34,7 

41,9 

48,1 

58,2 

66,3 

1 386 

1983 

9 429 

34,4 

41,1 

46,5 

56,7 

65,1 

1443 

1985 

10 530 

32,5 

38,9 

44,1 

54,6 

63,4 

1 497 

1987 

11 532 

32,2 

38,9 

44,6 

54,2 

62,2 

1 777 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 3 


Gesamtumsatz und Konzentrationsraten der Unternehmen nach Umsatzarten 

(Stand 31. Dezember 1987) 


Umsatzart 

Gesamt- 
umsatz 
(Mio. DM) 

Anteil der 

Anzahl 

der 

Unter- 

nehmen 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Unternehmen am Gesamtumsatz (%) 

1. Alle Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 


Gesamtumsatz 

35 120 

14,8 

22,4 

26,4 

36,4 

46,7 

2 992 

daiunter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitimgen 

11 145 


16,0 

22,1 

38,1 

54,6 


Zeitschriften 

11 498 


31,9 

35,3 

42,0 

46,4 


Zeitimgen imd Zeitschriften zusammen . . 

22 643 

19,8 

24,1 

28,8 

40,1 

50,4 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

4 081 




14,3 

26,2 


2. Unternehmen des Verlagsgewerbes 




Gesamtumsatz 

29 817 

17,5 

23,7 

27,9 

39,1 

50,6 

2 463 

darunter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitimgen 

10 933 


19,8 

24,8 

41,5 

58,4 


Zeitschriften 

11 224 


33,0 

36,2 

43,0 

48,5 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . . 

22 157 

20,2 

26,5 

30,6 

42,3 

53,4 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

3 892 

-V 

-V 


15,0 

27,5 


3. Zeitungs- und Zeitschriftenuntemehmen 



Gesamtumsatz 

25 659 

20,3 

27,6 

32,3 

44,6 

56,4 

2 076 

darunter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitungen 

10 919 

-V 

19,9 

26,6 

42,4 

62,9 


Zeitschriften 

10 488 


35,4 

38,9 

46,8 

50,4 


Zeitungen und Zeitschriften zusanunen . . 

21 407 

20,9 

27,5 

32,6 

44,6 

56,8 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

865 

-V 

3,8 

4,1 

12,5 

19,9 


4. Zeitungsuntemehmen 





Gesamtumsatz 

14 127 

23,8 

30,0 

37,3 

54,4 

72,0 

299 

darunter; Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitungen 

10 897 

-V 

-V 


51,6 

71,3 


Zeitschriften 

1 109 

-V 



82,6 

88,6 


. Zeitimgen und Zeitschriften zusammen . . 

12 006 

-V 

30,8 

38,4 

54,5 

72,9 


“ sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

100 

-V 

5,4 

5,4 

19,8 

43,1 


5. Zeitschriftenuntemehmen 




Gesamtumsatz 

11 532 

32,2 

38,9 

44,6 

54,2 

62,2 

1 777 

darunter: Umsatz aus 








— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitungen 

22 

-V 




90,3 


Zeitschriften 

9 379 

-V 

-V 


-V 

61,0 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . . 

9 400 

31,3 

39,3 

44,4 

53,1 

61,1 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

765 

3,9 

3,9 

11,5 

36,9 

48,7 



1) Die Zuordnimg der Anteile für alle Konzentrationsraten einer Gruppe (d.h. innerhalb von jedem der fünf Tabellenabschnitte) 
erfolgt aufgrund der Rangfolge beim Gesamtumsatz (jeweils in der ersten Zeile), die auch für die Konzentrationsraten der 
Unterkategorien (z. B. „Umsatz aus sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen") maßgebüch ist. Somit sind die Konzentrationsraten 
der Unterkategorien nicht mehr notwendigerweise nach Ranggrößen für das zugehörige Merkmal gruppiert. 

2) Keine Veröffentlichimg wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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mensgruppen in der Entwicklung seit 1975 darge- 
stellt. In Tabelle 3 werden die entsprechenden Anga- 
ben für 1987 weiter differenziert nach den einzelnen 
Umsatzarten ausgewiesen. 

572 - Bedingt durch die kontinuierliche Zimahme der 
Zeitschriftenuntemehmen seit 1975 ist auch in allen 
anderen ausgewiesenen Untemehmenskategorien 
— mit Ausnahme des Zeitimgsbereichs — in jedem 
Berichtszeitraum ein positiver Anstieg bei der Anzahl 
der Unternehmen zu verzeichnen (Tabelle 2). Die Zahl 
der Zeitimgsverlage, die längere Zeit stagnierte, hat 
sich in den letzten beiden Berichtsperioden dagegen 
merklich zurückgebüdet und erstmals den Stand von 
300 Unternehmen unterschritten. 

Beim Umsatz ist für alle Unternehmen ein stetiges 
Wachstum festzustellen. Hierbei ist der Umsatzzu- 
wachs der Zeitungsverlage — trotz zurückgehender 
Anzahl von Unternehmen — mit über 1 Mrd. DM 
genauso groß wie die Umsatzerhöhimg der um knapp 
300 Unternehmen angewachsenen Zeitschriftenver- 
lage. In der Gesamtschau ist das Umsatzwachstum 
aller Zeitschriftenuntemehmen im Berichtzeitraum 
(9,5 %) größer als das der Zeitungsverlage (7,7 %). 
Diese Entwicklung entspricht den Ergebnissen im 
letzten Hauptgutachten imd kehrt den Trend von An- 
fang der 80er Jahre um, in denen die Umsätze der 
Zeitungsverlage höhere Wachstumsraten aufwiesen. 

573 . Die Konzentrationsraten der drei größten Un- 
ternehmen sind bei den Zeitungsverlagen im Be- 
richtszeitraum erneut gestiegen, bei den Zeitschrif- 
tenverlagen dagegen wiedemm gesimken. Bei den 
Zeitschriftenverlagen ist dieser Trend von Beginn der 
pressestatistischen Erhebungen an zu beobachten; 
dagegen gab es bei den Zeitungsverlagen zwischen 
1979 imd 1981 eine Unterbrechung der Konzentra- 
tionszunahmen. Alle anderen Untemehmensgmppen 
weisen stetig fallende Konzentrationsraten der drei 
größten Unternehmen auf; auch in diesem Falle 
schlägt der Einfluß der Zeitschriftenuntemehmen 
durch. Auffällig ist, daß nur bei den Zeitschriftenun- 
temehmen in allen Jahren seit 1975 alle ausgewiese- 
nen Konzentrationsraten (mit Ausnahme des Wertes 
für die zehn größten im Berichtszeitraum) kontinuier- 
lich zurückgegangen sind. Dagegen läßt sich bei den 
Konzentrationsraten der anderen Untemehmens- 
gmppen kein einheitlicher Trend feststellen. Bei den 
Zeitungsunternehmen scheint für die größten sechs 
Verlage die Konzentration seit 1975 leicht zuzuneh- 
men, für die übrigen Konzentrationsraten gilt eher 
eine abnehmende Tendenz. 


dann ergeben, wenn — bei unterschiedlicher Entwicklung 
der Tätigkeitsbereiche von Unternehmen — der Untemeh- 
mensschwerpunkt (gegebenenfalls nur zeitweilig) wechselt, 
wie dies insbesondere bei Unternehmen mit mehreren Tätig- 
keitsbereichen von annähernd gleicher Größenordnung 
leicht möglich ist. In solchen Fällen würde — bei ansonsten 
gleichbleibenden Bedingungen — ein Unternehmen bei- 
spielsweise in einem Berichtsjahr statistisch als „Druckerei" 
(mit Herausgabe einer Zeitung) nur innerhalb der Gesamt- 
heit der Adressaten (1) und innerhalb der Unternehmen des 
Verlagsgewerbes (2) erfaßt; in einem anderen Jahr würde das 
Unternehmen (bei Überwiegen des Zeitungsumsatzes) zu- 
sätzlich in den Kategorien der Zeitungs- und Zeitschriftenun- 
temehmen (3) sowie der Zeitungsuntemehmen (4) ausgewie- 
sen. 


574 - Sieht man von den überdurchschnittlich hoch 
konzentrierten Zeitschriftenimtemehmen ab, so lie- 
gen die Raten der Umsatzkonzentration bei allen an- 
deren Untemehmensgmppen relativ nahe beieinan- 
der. Mit Konzentrationsraten des Umsatzes der je- 
weils drei größten Unternehmen zwischen 14,8 und 
23,8% können sie eds mäßig konzentriert klassifiziert 
werden, während die Zeitschriftenverlage mit 32,2 % 
als hochkonzentriert anzusehen sind. Dabei ist jedoch 
in Erinnemng zu mfen, daß sich die Erhebimg der 
Pressedaten ohne räumliche Differenzierung auf das 
gesamte Bundesgebiet bezieht imd somit für alle er- 
faßten Unternehmen eine Konkurrenzbeziehung un- 
tereinander unterstellt wird. Dagegen ist aber bei der 
weitaus überwiegenden Zahl der Zeitimgen von 
Märkten mit einer regioneden oder lokeden Verbrei- 
tung und zugleich einer großen Zahl von Alleinanbie- 
terpositionen der Verlage auszugehen. Die amtliche 
Pressestatistik 1987 weist außerdem für die Zeitschrif- 
ten aus, daß über 40% der Objekte (bei Publikums- 
zeitschriften: 33 %) lediglich regional oder loked ver- 
breitet sind. Dementsprechend imterschätzen die 
Pressekonzentrationsraten (auch in den nachfolgen- 
den Tabellen) — sowohl im Hinblick auf den Umsatz 
der Verlage eds auch auf die Auflage der Presseob- 
jekte — die tatsächliche Konzentration erheblich, 
wenn man vom Marktbezug als Beurteüungsmeißstab 
für Konzentrationssachverhalte ausgeht. 

575 . Bei einer Differenzierung der Konzentrationsra- 
ten von Presseunternehmen nach den verschiedenen 
Umsatzarten (Tabelle 3) fällt im Vergleich zur vergan- 
genen Berichterstattung auf, dciß die Zahl der nach 
statistischer Vorschrift geheimgehaltenen Positionen 
erheblich zugenommen hat. Wegen der Datenlücken 
bei den Zeitungs- und Zeitschriftenuntemehmen ist 
weder eine detaillierte Konzentrationsanalyse noch 
ein Vergleich beider Untemehmenstypen möglich. 
Lediglich hinsichtlich des Gesamtumsatzes kann fest- 
gehalten werden, daß die Konzentration in der Unter- 
nehmensspitze bei den Zeitschriftenverlagen höher 
ist, dagegen sind die Konzentrationsraten der größe- 
ren Ranggmppen (für die jeweils 25 bzw. 50 größten 
Unternehmen) auf seiten der Zeitungsverlage größer. 
Damit ergibt sich das gleiche Bild, wie im vorigen 
Berichtszeitraum; damals war dieser Befund nicht nur 
für den Gesamtumsatz, sondern auch für einzelne 
Umsatzarten festzustellen. 

Der Anteü des Zeitungsgeschäfts bei den Zeitschrif- 
tenverlagen ist (mit 0,2 % am Gesamtumsatz) ver- 
schwindend gering. Demgegenüber erwirtschafteten 
Zeitungsverlage wesentlich höhere Umsätze imd Um- 
satzanteüe aus dem Vertrieb von Zeitschriften. Auch 
diese Feststellung entspricht den statistischen Anedy- 
seergebnissen in den früheren Hauptgutachten der 
Monopolkommission. 

576 . Hinweise auf die relative Unternehmenskon- 
zentration ergeben sich aus einem Vergleich der größ- 
ten mit den nächstgrößeren Unternehmen bzw. mit 
der Gesamtheit aller Unternehmen in einzelnen Grup- 
pierungen. Dies entspricht in groben Zügen einer 
Feststellung des Oligopolgrades (wenn man einen 
Marktbezug der statistischen Daten unterstellt). 

Der durchschnittliche Umsatz der drei größten Unter- 
nehmen beträgt gegenüber demjenigen der drei 
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nächstgrößeren — wie schon im vorherigen Berichts- 
zeitraum — bei den Zeitungen etwa das Vierfache und 
bei den Zeitschriften fast das Fünffache. Bei den übri- 
gen Untemehmensgruppen ist diese Relation deutiich 
niedriger. Gegenüber der nächstkleineren Schicht der 
Unternehmen von Rang 7 bis 10 steigt das Verhältnis 
der Durchschnittsumsätze bei den Zeitungsuntemeh- 
men nur gering (vom 3,8- auf das 4,3fache), bei den 
Zeitschriftenverlagen (wie auch bei den übrigen Un- 
temehmensgruppen) dagegen erheblich stärker an. 

In der „Oligopolspitze" sind damit die Umsätze bei 
den Zeitimgsuntemehmen insgesamt gleichmäßiger 
verteüt als bei den anderen Untemehmensgmppen. 
Das güt auch für die Relation der drei größten im Ver- 
hältnis zu allen übrigen Unternehmen. Während die 
drei größten Zeitungsverlage im Durchschnitt — wie 
1985 — etwa 30mal so groß sind wie alle übrigen, 
beträgt das entsprechende Verhältnis bei den Zeit- 
schriftenverlagen das 280fache und ist damit deutlich 
höher cds im letzten Berichtszeitraum. 


2.2.3 Die Auflagenkonzentration in der Presse 

577- Zeitungen werden als Abonnements- oder als 
Straßenverkaufszeitungen klassifiziert, je nachdem, 
welcher der beiden Vertriebswege einen höheren An- 
teil am Absatz hat. Tabelle 4 weist die Auflagenanteile 
der jeweils größten Zeitungen in der Entwicklung seit 
1975 aus. Die Auflagenhöhe läßt sich nähemngsweise 
als Indikator für die publizistische Konzentration auf- 
fassen. Da die statistische Erhebung bei rechtlichen 
Einheiten ansetzt, ist deshalb — wie schon erwähnt — 
die wirtschaftliche Zugehörigkeit zu anderen rechtli- 
chen Einheiten, die publizistisch tätig sind, der Pres- 
sestatistik nicht zu entnehmen. Außerdem werden pu- 
blizistische Verflechtungen innerhalb des gleichen 
Unternehmens (Herausgabe mehrerer Publikationen 
durch denselben Verlag) sowie publizistische Verbin- 
dungen imd Abhängigkeiten infolge redaktioneller 
Kooperationen (Gemeinschaftsredaktionen, Matem- 
lieferungen) aus den amtlichen Daten ebenfalls nicht 
sichtbar. 


Tabelle 4 


Verkaufsaiiflagen^), Konzentrationsraten und Anzahl der Zeitungen (Hauptausgaben) 

im 4. Quartal von 1975 bis 1987 


Jahr 

Verkaufs- 
aufiage 
(1000 Stück) 

Anteil der 

Anzahl der 
Zeitungen 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitungen an der Verkaufsauflage (%) 




1. Alle Zeitungen 




1975 

22 702 

30 J 

34,6 

39,8 

54,8 

71,3 

375 

1977 

23 983 

31,8 

36,1 

41,2 

55,5 

71,6 

372 

1979 

25 016 

31,4 

35,7 

40,8 

55,0 

70,9 

370 

1981 

25 094 

31,9 

36,2 

41,3 

55,3 

71,4 

365 

1983 

25 834 

33,8 

38,0 

43,0 

56,6 

72,1 

359 

1985 

25 439 

32,4 

36,9 

42,0 

55,9 

71,4 

357 

1987 

25 470 

31,4 

36,1 

41,2 

55,2 

70,7 

354 




2. Abonnementszeitungen 



1975 

14 235 

7,6 

13,7 

20,8 

41,2 

63,2 

356 

1977 

14 573 

7,1 

13,2 

19,9 

39,9 

61,9 

354 

1979 

15 339 

7,5 

13,7 

20,4 

40,1 

61,9 

352 

1981 

15 969 

9,9 

16,1 

22,6 

41,5 

62,9 

348 

1983 

16 035 

10,0 

16,2 

22,8 

41,7 

63,0 

343 

1985 

16 101 

10,2 

16,5 

23,0 

41,8 

62,6 

341 

1987 

16 394 

10,4 

16,6 

23,1 

41,8 

62,6 

336 




3. Straßenverkaufszeitungen 



1975 

8 467 

80,0 

89,6 

96,9 

— 

— 

19 

1977 

9 409 

81,1 

90,5 

97,6 

— 

— 

18 

1979 

9 677 

80,3 

89,6 

96,6 

— 

— 

18 

1981 

9 125 

82,0 

91,5 

98,3 

— 

— 

17 

1983 

9 798 

83,7 

92,4 

98,4 

— 

— 

16 

1985 

9 338 

82,6 

92,0 

98,4 

— 

— 

16 

1987 

9 076 

82,3 

91,7 

97,9 

— 

— 

18 


1) Durchschnittliche Auflage je Erscheinungstag bei Hauptausgaben mit zugeordneten Nebenausgaben. 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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578- Nach dem erneuten Wegfall von fünf Abonne- 
mentszeitungen setzt sich der Trend der Schrumpfung 
fort auf den neuen Tiefstcuid von 336 Hauptausgaben, 
deren Auflage allerdings um fast 300 Tausend zuge- 
nommen hat. Gerade lungekehrt ist dies bei den Stra- 
ßenverkaufszeitungem Diese haben durch eine Zu- 
nahme um zwei Hauptausgaben wieder den Stand 
von Ende der 70er Jahre erreicht. Trotz gestiegener 
Anzahl hat aber die Auflage um über 260 Tausend 
abgenommen. Wie auch im letzten Berichtszeitraum 
sind die Konzentrationsraten der Straßenverkaufszei- 
timgen rückläufig, was sich aus dem Zusammentref- 
fen von Auflagenrückgcuig und Objektzunahme leicht 
erklären läßt. Dagegen haben — ebenso wie bei der 
Erhebung von 1985 — die Konzentrationsraten der 
jeweils drei, sechs und zehn größten Abonnements- 
zeitungen wiederum zugenommen. 

579- Die Auflagenkonzentration der Straßenver- 
kaufszeitungen ist mit einem Anteü von 82,3 % der 


Verkaufsauflage, die auf die drei größten Objekte ent- 
fällt, immer noch außerordentlich hoch. Dagegen ist 
die Auflagenkonzentration der drei größten Abonne- 
mentszeitungen mit 10,4 % als niedrig einzustufen. 
Bei dieser Klassifizierung ist aber wiederum auf die 
Einschränkimg der imterschiedlichen räumlichen 
Verbreitimg hinzuweisen, die für die beiden Zei- 
tungstypen mitersteUt werden kann. Abonnements- 
zeitungen sind in außerordentlichem Maße regional 
oder auch nur lokal verbreitet, während die Straßen- 
verkaufszeitimgen mit ihrer über zehnmal so großen 
Durchschnittsauflage überwiegend wesentlich grö- 
ßere Absatzräume abdecken. 

580- Aus Tabelle 5, bei der die Zahl der aus statisti- 
schen Gründen geheimgehaltenen Positionen erheb- 
lich zugenommen hat, lassen sich Unterschiede beim 
Vertrieb der Zeitimgen ablesen. Die Abonnements- 
zeitungen vertreiben mit 10 % ihrer Auflage anteilig 
erheblich mehr Exemplare im Einzelverkauf als um- 


Tabelle 5 

Verkauisauflagen^), Konzentrationsraten und Anzahl der Zeitungen (Hauptausgaben) im 4- Quartal 1987 



Verkaufs- 

Anteil der 

Anzahl der 
Zeitun- 
gen 
Haupt- 
ausgaben) 


auflage 

(1000 

3 

6 

10 

25 

50 


Stück) 

größten Zeitimgen an der Verkaufsauflage (%) 

1. Alle Zeitimgen 






Abonnentenexemplare 

14 892 

-2) 

11,1 

15,5 

34,0 

55,3 


Einzelverkauf 

10 579 


71,3 

77,5 

85,1 

92,4 


Verkaufsauflage insgesamt 

darunter; 

25 470 

31,4 

36,1 

41,2 

55,2 

70,7 

354 

Zeitungen mit einer Erscheinungsweise 
von 5 X wöchentlich und mehr 








— zusammen 

21 104 

-V 


30,9 

47,8 

66,5 

318 

— Abonnentenexemplare 

13 438 



8,7 

29,2 

52,9 


2. Abonnementszeitimgen 





Abonnentenexemplare 

14 730 

9,2 

15,2 

21,4 

40,1 

61,3 


Einzelverkauf 

1 664 

20,4 

29,3 

38,1 

57,2 

74,5 


Verkaufsauflage insgesamt 

darunter; 

16 394 

10,4 

16,6 

23,1 

41,8 

62,6 

336 

Zeitungen mit einer Erscheinungsweise 
von 5 X wöchentlich und mehr 








— zusammen 

14 715 


9,5 

16,7 

37,5 

59,2 

305 

— Abonnentenexemplare 

13 351 

-V 

8,7 

15,6 

36,2 

58,1 


3. Straßenverkaufszeitungen 





Abonnentenexemplcire 

162 

-V 

74,7 

88,9 

— 

— 


Einzelverkauf 

8 915 


92,0 

98,1 

— 

— 


Verkaufsauflage insgesamt 

darunter: 

9 076 

82,3 

91,7 

97,9 

— 


18 

Zeitungen mit einer Erscheinimgsweise 
von 5 X wöchentiich imd mehr 








— zusammen 

6 389 



97,6 

88,5 





13 

— Abonnentenexemplare 

86 

-V 


— 



1) Durchschnittliche Auflage je Erscheinungstag bei Hauptausgaben mit zugeordneten Nebenausgaben. 

2) Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmimgen. 
Quelle: Statistisches Bimdesamt 
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Tabelle 6 

Auflagen^), Konzentrationsraten und Anzahl der Zeitschriften im 4. Quartal von 1979 bis 1987 


Jahr 

Auflage 
(1 000 Stück) 

Anteil der 

Anzahl der 
Zeitschriften 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitschriften an der Auflage (%) 



1. Vierteljährlich erscheinende Zeitschriften 2) 



1979 

23 888 

32,4 

45,9 

56,8 

73,1 

83,5 

785 

1981 

26 087 

31,9 

44,4 

53,1 

69,8 

81,2 

855 

1983 

24 446 

35,5 

46,6 

54,8 

70,7 

79,7 

910 

1985 

25 069 

36,7 

48,0 

55,7 

69,0 

79,0 

934 

1987 

27 911 

35,8 

48,1 

54,3 

64,4 

73,1 

1 114 



2. 6- 

bis 8mal erscheinende Zeitschriften 2) 



1979 

28 087 

44,9 

56,2 

62,7 

74,1 

82,2 

764 

1981 

30 061 

48,3 

55,5 

62,2 

74,7 

82,2 

807 

1983 

33 945 

44,1 

55,4 

63,1 

73,8 

80,9 

863 

1985 

36 439 

41,4 

53,7 

61,3 

73,3 

80,9 

911 

1987 

38 339 

40 J 

48,8 

56,4 

69,4 

77,3 

1 039 



3. Monatiich erscheinende Zeitschriften 2) 



1979 

76 289 

14,2 

20,6 

26,0 

38,5 

50,5 

2 109 

1981 

81 291 

13,9 

20,0 

25,2 

36,8 

48,7 

2 240 

1983 

83 746 

14,0 

19,9 

25,6 

36,6 

48,2 

2 289 

1985 

84 332 

14,9 

20,7 

25,4 

36,0 

47,6 

2 326 

1987 

96 635 

14,1 

19,2 

24,4 

34,8 

45,8 

2 568 



4. 14täglich/halbnionatlich erscheinende Zeitschriften 2) 


1979 

20 426 

18,1 

33,1 

44,9 

60,5 

72,7 

518 

1981 

19 250 

20,5 

34,0 

45,9 

64,4 

73,9 

542 

1983 

20 868 

21,1 

32,9 

43,6 

59,5 

69,7 

581 

1985 

16 166 

21,5 

34,2 

45,9 

61,7 

72,3 

522 

1987 

16 991 

20,7 

32,5 

43,5 

58,1 

69,4 

558 



5. Wöchentlich erscheinende Zeitschriften 2) 



1979 

87 995 

10,4 

17,6 

25,4 

45,9 

60,0 

1 790 

1981 

94 448 

9,7 

16,8 

24,3 

43,7 

57,8 

1 965 

1983 

96 247 

9,3 

16,4 

24,0 

43,1 

58,1 

1 983 

1985 

104 808 

7,9 

14,4 

21,8 

39,9 

55,3 

2 125 

1987 

113 238 

7,8 

14,1 

21,0 

37,3 

52,3 

2 279 



6. 2mal wöchenüich und mehr erscheinende Zeitschriften 2) 


1979 

740 

41,5 

52,3 

63,3 

84,1 

95,6 

76 

1981 

764 

46,1 

56,2 

66,6 

84,7 

95,7 

77 

1983 

907 

43,9 

56,9 

67,9 

87,6 

96,6 

76 

1985 

1518 

53,0 

68,3 

78,3 

92,7 

98,1 

75 

1987 

2 213 

40,0 

58,9 

71,7 

91,5 

98,1 

84 




7. Zeitschriften insgesamt 



1975 

194 352 

6,5 

12,2 

17,7 

31,1 

44,0 

3 838 

1977 

207 561 

7,0 

11,4 

16,1 

28,0 

40,7 

5 087 

1979 

237 425 

7,6 

11,5 

15,8 

26,6 

38,5 

6 042 

1981 

251 900 

8,1 

11,9 

16,1 

26,4 

37,6 

6 486 

1983 

260 158 

8,3 

12,0 

16,0 

26,4 

37,7 

6 702 

1985 

268 332 

9,0 

12,3 

15,8 

25,9 

36,8 

6 893 

1987 

295 327 

8,5 

11,5 

15,1 

24,5 

34,4 

7 642 


1) Durchschnittlich verkaufte und/oder unentgeltlich abgegebene Auflage je Erscheinungstag. 

2) Ab 1978 geänderte Erfassung der Erscheinungsweise, daher sind die Angaben mit den Ergebnissen von 1975 bis 1977 nicht 
vergleichbar. Die frühere Erscheinungsweise entspricht der Untergliederung in den entsprechenden Tabellen im Zweiten und 
Dritten Hauptgutachten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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gekehrt die Straßenverkaufszeitungen im Abonne- 
ment. Der Einzelverkauf ist durchgängig für aUe Kon- 
zentrationsraten von Abonnements- und Straßenver- 
kaufszeitungen stärker bei den größeren Objekten 
konzentriert als der Abonnentenabsatz. Bezogen auf 
die gesamte Verkaufsauflage gab es bei den jeweils 
größten drei, sechs und zehn Abonnementszeitungen 
leichte Konzentrationszunahmen, denen auf der an- 
deren Seite ein Absinken der entsprechenden Kon- 
zentrationsraten bei den Straßenverkaufszeitungen 
gegenübersteht. Für die Gesamtheit der Zeitimgen ist 
die Konzentration von leicht zimehmender Tendenz. 

Die relative Auflagenkonzentration ist bei den Stra- 
ßenverkaufszeitungen außerordenüich hoch: die drei 
größten Objekte haben — ähnhch wie im letzten Be- 
richtszeitraum — eine fast neunmal so große Auflage 
wie die nächstgrößeren drei. Diese Relation der drei 
größten hat gegenüber edlen anderen Straßenver- 
kaufszeitungen zugenommen und beträgt nunmehr 
das über 23fache. Die entsprechenden Werte liegen 
für die Abonnementszeitimgen beim knapp l,7fachen 
(in der „Ohgopolspitze") bzw. beim 13fachen (in der 
Relation der drei Größten zu allen übrigen Objekten). 
Dieser Zeitimgstyp folgt damit seinem bisherigen 
Trend einer leicht zimehmenden relativen Konzentra- 
tion. 

581 . Bei den Zeitschriften^^) wird als Merkmals- 
größe in der Pressestatistik nicht nur die verkaufte 
Auflage, sondern auch die verbreitete Auflage ange- 
geben. Darin ist neben der durchschnittiich verkauf- 
ten auch die unentgelüich abgegebene Auflage je 
Erscheinimgstag enthalten. Dies ist insofern von Be- 
deutung, weü einige Zeitschriften unentgeltlich nur 
an Mitgheder einer bestimmten Organisation (z. B. 
eines Automobüclubs) zugestellt werden. Insofern 
kann man davon ausgehen, daß innerhalb des Mit- 
ghedsbeitrages ein (mittelbares) Entgelt für diese 
Zeitschriften entrichtet wird. Diese unentgeltlich ab- 
gegebene Auflage kann jedoch mit den Freiexempla- 
ren der Zeitimgen, die z. B. zu Werbezwecken verteüt 
werden, ebensowenig verglichen werden, wie die un- 
entgeltiich abgegebene Auflage der (als „Zeitschrift" 
erfaßten) Anzeigenblätter, die allein aus Werbeein- 
nahmen finanziert werden. 

582 . Der seit 1975 anhaltende Trend eines kontinu- 
ierlichen Anstiegs sowohl der Anzahl als auch der 
Auflage der Zeitschriften hat sich weiterhin aus- 
nahmslos für aUe Gruppen der nach Erscheinimgs- 
weise unterteilten Zeitschriften fortgesetzt (Tabelle 6). 
Zugleich sind alle Konzentrationsraten für die Zeit- 
schriften insgesamt gefallen, was — zumindest bei 
den Gruppen der 10, 25 und 50 größten Zeitschrif- 
ten — in jedem Berichtszeitraum seit 1975 zu beob- 
achten war.i^) Insgesamt setzt sich also der Trend ei- 


1®) Die Zeitschriften bilden in der Pressestatistik eine sehr hete- 
rogene Gruppe, die aUe periodischen Druckwerke mit kon- 
tinuierhcher Stoffdarbietung erfaßt, welche nicht zu den Zei- 
tungen gerechnet werden. Dazu gehören pohtische Wo- 
chenblätter, konfessionelle Pubhkums-, Fach-, Kunden- und 
Verbandszeitschriften sowie Anzeigen-, Amts- und sonstige 
(überregionale, regionale oder lokale) Blätter, auch wenn sie 
die Bezeichnung „Zeitung" führen. 

1^) Bei einer Umstellung auf eine jährhche Berichterstattung 
würde die Entwicklung allerdings — wie schon bei den in 
Tabelle 6 ausgewiesenen Konzentrationsraten der drei bzw. 


ner Konzentrationsabnahme fort imd ledighch die 
Konzentrationsrate der drei größten Zeitschriften hegt 
mit 8,5 % noch oberhalb des entsprechenden Konzen- 
trationsniveaus von 1975. 

Auch in den einzelnen nach Erscheimmgshäufigkeit 
unterghederten Gruppen läßt sich eine Aussage über 
die Konzentrationsentwicklung mit überraschender 
Deuthchkeit treffen: mit zwei Ausnahmen ^2 j sind alle 
in Tabelle 6 ausgewiesenen Konzentrationsraten für 
den Berichtszeitraum abnehmend.^^) Die längerfri- 
stige Betrachtimg zeigt gleichfalls, daß in der weit 
überwiegenden Zahl der Fälle das Konzentrationsni- 
veau — zum Teü wesentiich — unter demjenigen von 
1979 hegt. Die Auflagenkonzentration der drei größ- 
ten Objekte schwankt zwischen 7,8 und 40,1 % und 
hegt damit im Bereich geringer bis hoher Konzentra- 
tion. 

583 . Wegen der starken Heterogenität der Zeit- 
schriften ist eine differenzierte Betrachtimg der ver- 
schiedenen Zeitschriftenkategorien bzw. eine Be- 
schränkimg auf einzelne Typen erforderhch. Bedingt 
durch das hervorgehobene geseUschaftspohtische In- 
teresse und der höheren Universahtät von Publikums- 
zeitschriften hat die Monopolkommission deren Auf- 
lage einer gesonderten Betrachtung imterzogen (Ta- 
belle 7). Sowohl die Anzahl wie auch die verbreitete 
Auflage der Pubhkumszeitschriften insgesamt hat ge- 
genüber 1985 zugenommen. In den einzelnen nach 
Erscheimmgshäufigkeit geghederten Gruppen hat le- 
dighch die Anzahl der wöchenthch erscheinenden 
Zeitschriften — mit 101 gegenüber 215 im Jahre 1985 
recht deuthch — abgenommen; i^) insgesamt und vor 
ahem bei den weniger häufig erscheinenden Publika- 
tionen haben sich dagegen erhebhche Zunahmen er- 
geben. Mit Ausnahme der wöchenthch i^) und der 
monathch erscheinenden Pubhkumszeitschriften sind 
bei aUen übrigen Objekten für das Berichtsjahr — zum 
Teü erheblich — Auflagenzuwächse ausgewiesen. 

584 . Die Konzentrationsraten der verbreiteten Auf- 
lage der drei größten Objekte bewegt sich bei den 
verschiedenen Zeitschriftengruppen zwischen 19,9 
und 66,9 % und damit im Bereich niedriger bis sehr 
hoher Konzentration, während die Gesamtheit der Pu- 
bhkumszeitschriften (mit einer Konzentrationsrate 
von 12,9 %) als niedrig konzentriert einzustufen ist. 
Mit Ausnahme der wöchenthch und der zweimal wö- 


sechs größten Objekte — nicht mehr ganz so stetig sein, da in 
den Erhebungsjahren 1982 und 1984 (durchgängig für fast 
alle Konzentrationsraten — kurzzeitig geringe Zunahmen 
erfolgten, die jedoch in den späteren Jahren wieder abge- 
baut wurden. 

12) Der Anteil der sechs größten vierteljährlich erscheinenden 
Zeitschriften ist leicht gestiegen (von 48,0 auf 48,1 %) und 
der Anteil der 50 größten zweimal wöchentlich und mehr 
erscheinenden Zeitschriften ist gleichgebüeben. 

13) Eine Einschränkung entsprechend Fn. 1 zu dieser Tz. muß 
gemacht werden, wenn man den Berichtszeitraiim in zwei 
Berichtsjahre aufteüt, da im Jahre 1986 in vielen Fällen eine 
Konzentrationszunahme ausgevriesen wird, die aber durch 
die Entwicklung des Jahres 1987 mehr als kompensiert 
wird. 

14) Der Rückgang ist zurückzuführen auf eine schärfere Ab- 
grenzung der Publikumszeitschriften, nach welcher Ro- 
manserien in der amtlichen Pressestatistik nicht mehr als 
Zeitschriften erfaßt werden. 

13) Vgl. vorhergehende Fußnote, 
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Tabelle 7 


Auflagen 1), Konzentrationsraten und Anzahl der Publikumszeitschrüten im 4. Quartal 1987 




Anteü der 

Anzahl der 
Zeit- 
schriften 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitschriften an der Auflage (%) 

1. Vierteljährlich erscheinende Publikumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

7 552 

36,4 

44,6 

52,9 

69,2 

82,1 

303 

— verkaufte Auflage 

4 784 


30,1 

39,9 

59,8 

77,8 


Illustrierte, Magazine u. ä 

2 063 


-=‘) 


75,2 

84,7 

46 

Motor, Reise u. ä 

1 102 

— 


-V 

58,7 

74,5 

53 

Frauen, Familie u. ä 

1 145 



76,6 

89,5 

97,0 

12 

2. 6- bis 8mal jährlich erscheinende Publikumszeitschriften 



— verbreitete Auflage 

6 509 

20,7 

32,6 

42,1 

60,2 

79,5 

253 

— verkaufte Auflage : . . 

5 144 

13,1 

23,2 

35,1 

55,4 

77,2 


Illustrierte, Magazine u. ä 

1 149 


55,4 

55,4 

73,3 

88,8 

23 

Motor, Reise u. ä 

1 528 

— 

-V 

21,2 

44,8 

68,7 

70 

Frauen, Familie u. ä . 

1250 


— 

40,6 

75,5 

94,1 

16 

3. Monatlich erscheinende Publikumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

48 028 

26,0 

32,3 

37,8 

51,1 

63,6 

688 

— verkaufte Auflage 

44 016 

28,3 

33,4 

39,2 

53,7 

65,4 


Illustrierte, Magazine u. ä 

8 156 

— 

-V 

-V 

30,1 

48,7 

160 

Motor, Reise u. ä. 

16 413 

-V 

-V 

-V 

56,5 

70,3 

141 

Frauen, Familie u. ä 

13 145 

-V 

38,0 

49,0 

82,3 

89,9 

38 

4. 14 täglich/halbmonatlich erscheinende Publikumszeitschriften 



— verbreitete Auflage 

6 868 

41,8 

60,2 

69,7 

88,0 

98,2 

88 

— verkaufte Auflage 

6 561 

42,9 

61,9 

71,7 

90,7 

98,5 


Illustrierte, Magazine u. ä 

732 

— 

-V 

-V 

76,7 

97,6 

19 

Motor, Reise u. ä. 

1 432 

— 


56,3 

87,9 

99,0 

14 

Frauen, Familie u. ä 

3 656 

78,5 

91,8 

96,6 

— 

— 

6 

5. Wöchentlich erscheinende Publikumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

42 908 

19,9 

35,5 

49,6 

84,4 

99,0 

101 

— verkaufte Auflage 

39 614 

21,4 

38,3 

53,5 

84,1 

99,1 


Illustrierte, Magazine u. ä 

30 820 


40,3 

50,3 

85,7 

99,6 

40 

Motor, Reise u. ä. 

- 2 ) 

— 

— 

— 

-V 

— 

- 2 ) 

Frauen, Famihe u. ä 

7 388 



78,3 

89,2 

— 

7 

6. 2mal wöchentlich imd mehr erscheinende Publikumszeitschriften 



— verbreitete Auflage 

20 

66,9 

95,6 

— 

— 

— 

7 

— verkaufte Auflage 

19 

67,0 

95,4 

— 

— 

— 


Illustrierte, Magazine u. ä 

- 2 ) 




— 

— 

- 2 ) 

Motor, Reise u. ä 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Frauen, Familie u. ä 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

7. Publikumszeitschriften insgesamt 





— verbreitete Auflage 

111 884 

12,9 

19,5 

26,3 

42,7 

58,2 

1440 

— verkaufte Auflage 

100 139 

14,4 

21,7 

29,3 

42,9 

58,9 


Illustrierte, Magazine u. ä 

42 922 

-V 

18,7 

32,8 

57,7 

70,3 

289 

Motor, Reise u. ä 

22 601 

-V 


-V 

43,2 

50,9 

280 

Frauen, Famihe u. ä 

26 585 


20,2 

25,9 

41,4 

69,7 

79 


1) Durchschnittlich verkaufte und/oder unentgeltlich abgegebene Auflage je Erscheinungstag. 

2) Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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chentlich und mehr erscheinenden Publikiimszeit- 
schriften hat die Konzentration der verbreiteten Auf- 
lage bei den Zeitschriften aller Gruppen abgenom- 
men. Der Befund ist dabei ebenso eindeutig wie bei 
den Zeitschriften im allgemeinen: alle Konzentra- 
tionsraten (jeweils bis hin zu den 50 größten Objekten) 
der genannten Gruppen von Publikumszeitschriften 
haben durchgängig abgenommen. 

Bei der relativen Auflagenkonzentration der drei 
größten zu den übrigen Publikumszeitschriften erge- 
ben sich innerhalb der verschiedenen Gruppen gra- 
vierende Unterschiede. Beim Vergleich der Durch- 
schnittsauflage der drei größten zu den drei nächst- 
größeren Zeitschriften reicht die Streubreite vom 
l,3fachen (wöchentiich erscheinende Publikumszeit- 
schriften) bis zum 4,4fachen (vierteljährhch erschei- 
nende Publikumszeitschriften). Wie 1985 sind bei der 
Auflagenkonzentration der drei größten zu allen übri- 
gen Objekten auch diesmal die monatlich erscheinen- 
den Publikumszeitschriften sowie die Publikumszeit- 
schriften insgesamt herausragend; in diesen Fällen 
betragen die Relationen der Durchschnittsauflagen 
das 80- bzw, 70fache. Gegenüber dem vorigen Be- 
richtszeitraum ist insoweit kaum eine Veränderung 
eingetreten. Abgesehen von den sehr gering besetz- 
ten und daher nicht vergleichbaren zweimal wö- 
chentlich erscheinenden Publikumszeitschriften be- 
trägt das Verhältnis der Durchschnittsauflage der 
drei größten zu den übrigen Objekten das 8- bis 
57fache. 

585. In der Gesamtschau weist der Pressesektor im 
Berichtszeitraum wiederum eine stabile Entwicklung 
auf. Im Zeitimgsbereich kristalhsiert sich ein Trend zu 
einer sich fortsetzenden Abnahme der Zeitimgsver- 
lage heraus bei über den gesäten beobachteten 
Zeitraum stets ansteigenden Umsätzen. Der stetigen 
Abnahme der Hauptausgaben von Zeitungen seit Be- 
ginn der pressestatistischen Erhebimgen im Jahre 
1975 steht eine gegenläufige Tendenz bei den zuge- 
ordneten Nebenausgaben sowie bei den redciktionel- 
len Einheiten gegenüber, deren Zahl sich in jeder 
Berichtsperiode kontinuierlich erhöht hat. Die Ge- 
samtauflage der Zeitimgen hat sich stabilisiert, und 
die mit ihnen erwirtschafteten Umsätze steigen in re- 
gelmäßiger Abfolge. 

Der Zeitschriftenbereich ist gekennzeichnet durch ein 
erneutes deutliches Wachstum bei der Anzahl der Un- 
ternehmen sowie der von ihnen herausgegebenen 
Objekte imd der objektbezogenen Umsätze. Auch die 
Umsätze der Unternehmen imd die Anzahl ihrer Be- 
schäftigten sind wie bisher in jedem früheren Be- 
richtszeitraum seit 1975 auch diesmal wieder ange- 
stiegen. Für die Publikumszeitschriften güt — mit 
Ausnahme eines geringen Einbruchs bei der Anzahl 
der Objekte und ihrer Auflage im vergangenen Be- 
richtszeitraum — das gleiche. 

In der pressebezogenen Berichterstattung seit 1975 
lassen sich allerdings bisher nicht die möghchen 
strukturrelevanten Einflüsse der durch das Vordrin- 
gen der elektronischen Medien veränderten Medien- 
landschaft erfassen. Insbesondere die von der Mono- 
polkommission in ihren bisherigen Stellungnahmen 
kritisch betrachteten Verflechtimgen zwischen Piint- 
und elektronischen Medien bleibt bei allen pressesta- 
tistischen Analysen außerhalb der Betrachtung. 


3. Anwendung des Kartellrechts im 
Medienbereich 

3.1 Pressefusionskontrolle 

586- Auf die Bedeutung der in der Zusammen- 
schlußkontrolle durch das Bimdeskartellamt und die 
Gerichte erfaßten Konzentrationsfälle für die Beurtei- 
limg der wirtschaftlichen Konzentration im Medien- 
sektor hat die Monopolkommission bereits in ihrem 
letzten Hauptgutachten hingewiesen. i6) Eine Schwä- 
che der amtlichen Statistik und der daraus berechne- 
ten Konzentrationsraten liegt darin, daß sich eine Zu- 
nahme der Untemehmenskonzentration infolge ex- 
ternen Wachstums nur dann in den Daten nieder- 
schlägt, wenn mit den Konzentrationsvorgängen zu- 
gleich eine Veränderung der Anzahl der rechtlichen 
Untemehmenseinheiten verbimden ist. Die Mehrzahl 
der Fälle wirtschaftlicher Konzentration, in denen die 
Veränderung von Besitz- imd Beteiligimgsverhältnis- 
sen die rechtlichen Einheiten unberührt läßt, können 
aus den amtlichen Erhebungen nicht nachvollzogen 
werden. Insofern kommt der Betrachtung der wichtig- 
sten Fusionskontrollfälle im Medienbereich eine die 
statistische Konzentrationsanalyse ergänzende Funk- 
tion zu. 

Die nachfolgend zusammenfassend dargesteUten we- 
sentlichen Fälle der Pressefusionskontrolle und 
der Beteiligung von anderen Medienuntemehmen 
cm Konzentrationsvorgängen vollziehen sich auf 
Märkten, die für sich genommen hoch konzentriert 
und zudem in hohem Grad miteinander verflochten 
sind. Wegen ihrer imter dem Gesichtspunkt der wirt- 
schaftlichen wie auch der publizistischen Konzentra- 
tion eher nachrangigen Bedeutung bleiben Zusam- 
menschlußfälle, die sich auf Buch-, Film- und Tonträ- 
germärkte auswirken, ebenso außerhalb der Betrach- 
tung wie Fusionsfälle der Pressevertriebsuntemeh- 
men. 


3.1.1 Entscheidungen des Bundeskartellamtes 

587. Die Konzentration im Pressesektor ist im Be- 
richtszeitraum 1988/1989 wiederum angestiegen. Das 
Bundeskartellamt hat nur zwei der Zusammenschluß- 
fälle untersagt; ^^) allerdings haben einige der betei- 
ligten Verlage nach Vorgesprächen — in denen das 
Bundeskartellamt Bedenken äußerte — Abstand von 
geplanten Fusionen genommen. In einigen Fällen, in 
denen eine marktbeherrschende SteUung zu vermu- 
ten war, ging das BundeskarteUamt letztiich von einer 
überwiegenden Verbesserung der Wettbewerbsbe- 
dingungen aus. So konnten vom Konkurs bedrohte 
Zeitungsverlage Fusionsvorhaben mit Zweitzeitun- 
gen oder mit gebietsfremden Verlagen realisieren, 
deren Marktanteüe ansonsten dem Marktführer zuge- 
fallen wären und so zu einer Verschlechterung der 
Wettbewerbssituation geführt hätten. In anderen be- 


1®) Vgl. Monopolkommission. Die Wettbewerbsordnimg erwei- 
tern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 1988, 
Tz. 488. 

17) Über eine der Untersagungsverfügungen wurde bereits im 
letzten Hauptgutachten berichtet. Vgl. Monopolkommis- 
sion, Hauptgutachten 1986/1987, a.a.O., Tz. 407, 
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denklichen Fusionsvorhaben schloß das Bundeskar- 
tellamt die Entstehung oder Verstärkung einer markt- 
beherrschenden Stellimg aus. In weiteren Fällen be- 
stehen seitens des Bundeskartellamtes keine Vorbe- 
halte gegen geplante Zusammenschlüsse. Zwei wei- 
tere Zusammenschlußvorhaben aus 1989 wurden 
nach Abschluß des Berichtszeitraums in der ersten 
Jahreshälfte 1990 untersagt, werden aber gleichwohl 
in diesem Hauptgutachten dargestellt. 

588 . Wegen Verstärkung marktbeherrschender 
SteUimgen erging eine Untersagungsverfügung im 
Fall Flensburger Zeitangsverlag GmbH/ Schleswig - 
Holsteinische Landeszeitung H. Möller KG. ^9) Die 
Flensburger Zeitungsverlag GmbH, jetzt Schleswig- 
Holsteinischer Zeitungsverlag GmbH (SHZV), erwarb 
gleichzeitig mit der untersagten Beteüigung den Zei- 
tungsbetrieb Rundschau von der Rundschau KG, jetzt 
Druckhaus, Oldendorf H. Möller KG. Dieser letztere 
Erwerb wurde nicht untersagt, da er nicht zum Entste- 
hen oder zur Verstärkung einer marktbeherrschenden 
Stellung der am Zusammenschluß beteiligten Unter- 
nehmen führt. Die Beschlußabteilung folgte damit der 
Ansicht der Beteüigten, daß es sich bei dem Erwerb 
des Zeitungsbetriebs Rundschau und der „Schleswig- 
Holsteinischen Landeszeitung" um zwei wirtschaft- 
hch getrennte Erwerb svorgänge handelt, dieledighch 
äußerhch in einem Geschäftsvorgang abgewickelt 
wurden. 

Das BundeskarteUamt begründete die Untersagung 
mit der Verstärkung der marktbeherrschenden Stel- 
lungen der Abonnements-Tageszeitungen „Flensbur- 
ger Tageblatt" und „Schleswig-Holsteinische Lan- 
deszeitung" in den Landkreisen Schleswig-Flensburg 
und Rendsburg-Eckemförde und der nur in Schles- 
wig-Flensburg erscheinenden Abonnements-Tages- 
zeitung „Schlei-Bote". Durch den Zusammenschluß 
ergab sich nach Einschätzung des Bundes kartellam- 
tes ein aggregierter Lesermarktanteil von 98,1 % in 
Schleswig-Flensburg und von 46,1 % in Rendsburg- 
Eckemförde. Darüber hinaus wird potentieller Wett- 
bewerb zwischen den Beteüigten beseitigt. Die Ver- 
breitung der Zeitungen der beiden Verlage in den 
Überschneidungsgebieten sowie ihr unternehmeri- 
sches Verhalten lassen darauf schließen, daß aktueller 
Wettbewerb bestand. Zudem sei der Zusammen- 
schluß auch kausal für die Verstärkung der marktbe- 
herrschenden Stellungen, da bei einem fiktiven Kon- 
kurs der in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befindli- 
chen MöUer-Gmppe nicht unweigerhch alle Leser an 
das „Rensburger Tageblatt" gefallen wären. Zumin- 
dest im südhchen und östlichen Verbreitungsgebiet 
der „Schleswig -Holsteinischen Landeszeitung" wäre 
ein Eindringen der „Kieler Nachrichten " zu vermuten. 
Auf den Anzeigenmärkten ergibt sich in den beiden 
Verbreitungsgebieten aus dem Zusammenschluß der 
Wegfall aktuellen Wettbewerbs und zudem die Ver- 
stärkimg bereits marktbeherrschender Stellungen aus 
der Ressourcenzusammenfühmng. 

Nach Ansicht des BundeskarteUamtes ergaben sich 
weiterhin keine Anhaltspunkte, aufgmnd derer Ver- 
bessemngen der Wettbewerbsbedingungen eintre- 
ten, die die Nacht eüe der Marktbeherrschung über- 
wiegen. Da die „Kieler Nachrichten" nur mit einem 


18) WuW/E BKartA 2292. 


marginalen Teü ihrer Auflage im vom Zusammen- 
schluß betroffenen Gebiet vertreten sind, sah man es 
als unwahrscheinhch an, daß diese die Schleswig- 
Holsteinische Landeszeitung H. Möller KG letztüch in 
ihrer Existenz hätte gefährden können, 

589 . Das Bundeskartellamt untersagte im Aprü 1 990 
den bereits 1986 vollzogenen Erwerb von 23,44 % so- 
wie den 1989 angemeldeten Erwerb weiterer 25 % 
des Kommanditkapitals der A, Beig Druckerei und 
Verlag GmbH & Co. durch die Axel Springer Ver- 
lag AG (ASV AG). 

Im Landkreis Pinneberg verlegt die Beig KG die 
Abonnements-Tageszeitungen „Pinneberger Tage- 
blatt" und „Wedel/Schulauer Tageblatt" sowie das 
Anzeigenblatt „der Tip". Die ASV AG vertreibt hier 
die „Pinneberger Zeitung“ (eine Unterausgabe des 
„Hamburger Abendblatts") sowie die „Elmshorner 
Nachrichten" und das Anzeigenblatt „Bhckpunkt 
Elmshorn“. 

Bereits durch den Beteüigungserwerb von 198620) ist 
auf dem Markt für regionale Abonnements -Tageszei- 
tungen und Anzeigenblätter des Landkreises Pinne- 
berg eine marktbeherrschende Stellung der am Zu- 
sammenschluß beteüigten Unternehmen auf dem Le- 
sermarkt und Anzeigenmarkt entstanden. Der Zusam- 
menschluß hat auf dem Lesermarkt des Landkreises 
zu einem über 80 %igen Marktanteü von ASV AG und 
Beig KG geführt. In einigen Städten führte der Zusam- 
menschluß zu MonopolsteUungen. Die Entstehung 
der marktbeherrschenden Stellung begründet sich 
letztüch aus der Tatsache, daß die Verlage der ande- 
ren regionalen Abonnements-Tageszeitungen zusam- 
men ledigüch einen Marktanteü von unter 17 % errei- 
chen. Auf dem Anzeigenmarkt führte der Zusammen- 
schluß zu einem Marktanteü der beteüigten Verlage 
von zusammen über 50 %. Die restüchen 11 Verlage 
erreichen dabei bis auf einen Verlag (11 %) jeweüs 
nur Marktanteüe von unter 10 %. Der überragende 
Marktanteü der Zusammenschlußbeteüigten im Ver- 
hältnis zu den Wettbewerbern begründet hier die ent- 
standene marktbeherrschende SteUung. 

Der beabsichtigte Erwerb einer höheren Beteüigung 
würde das wirtschaftüche Interesse der ASV AG an 
der Beig KG ansteigen lassen, die Bedeutung der fi- 
nanzieUen Ressourcen würde zunehmen und somit 
könnte die marktbeherrschende SteUung beider Vel- 
lage erfolgreich abgesichert werden. Das neuerüche 
Zusammenschlußvorhaben könnte so zu einer Ver- 
stärkung der marktbeherrschenden Stellung der Be- 
teüigten auf dem Markt für regionale Abonnements- 
Tageszeitungen und Anzeigenblätter führen. Da von 
den Beteüigten keine die Nachteüe der Marktbeherr- 
schung mindernden Verbesserungen der Wettbe- 


18) Vgl. Tz. 596 sowie Tz. 607. 

20) Im Hinblick auf die Untersagung des BeteUigungserwerbs 
von 1986 gehen die beteiligten Verlage davon aus, daß die 
Untersagxmgsmöglichkeit verwirkt sei. Das BundeskarteU- 
amt hingegen verweist auf § 24 Abs. 2 GWB, wonach inner- 
halb Jahresfrist nach Eingang einer voUständigen Anzeige 
ein Zusammenschluß untersagt werden kann. 1986 wurden 
jedoch die nach § 23 Abs. 5 GWB erforderUchen Angaben für 
die Beig KG nicht vollständig gemacht, so daß eine Untersa- 
gung der Erwerbsvorgänge auch 1990 noch mögüch 
wurde. 
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werbsbedingungen nachgewiesen wurden, unter- 
sagte das Bundeskartellamt beide Erwerbsvorgänge. 

590 . Im Mai 1990 untersagte das Bundeskartellamt 
den 1989 vollzogenen Erwerb von 24,9 % des Stamm- 
kapitals der Erich Lezinsky Verlag und Buch- 
druckerei GmbH, Berlin, durch die ASV AG. Die Le- 
zinsky GmbH gibt neben der drittgrößten Abonne- 
ments-Tageszeitung in West-BerÜn dem „Volksblatt" 
drei Anzeigenblätter heraus. 

Die Untersagungsverfügung erging, da die ASV AG 
durch den Anteüserwerb und weitere Vereinbarun- 
gen weitgehenden Einfluß auf das wettbewerbUche 
Verhalten der Lezinsky GmbH nehmen kann. Die 
überragenden Marktstellimgen der ASV AG wrurden 
auf dem Leser- und Anzeigenmarkt durch diesen Zu- 
sammenschluß verstärkt. Die ASV AG verfügt in 
West-Berlin auf dem Lesermarkt für regionale Abon- 
nements-Tageszeitungen über einen Marktanteil von 
ca. 50 % und auf dem Anzeigenmarkt von ca. 80 %. 
Zeitungsmeldungen zufolge wird die ASV AG beim 
Kammergericht Rechtsmittel gegen diese Entschei- 
dimg des Bundeskartellamtes einlegen. 

591 - Die Hälfte der Fusionsfälle auf dem Markt der 
Abonnements-Tageszeitungen mit regionaler Ver- 
breitung ist durch ein Engagement der Ippen-Gruppe 
zustande gekommen. Als Sanierungsfusion können 
auf diesem Teilmarkt der Erwerb der Meinerzhagener 
Zeitung Kämper GmbH & Co, KG durch Dr. Ippen, 
sowie dessen Mehrheitsbeteüigung an der Fehmam- 
sches Tageblatt Burg-Verlag H. Wolff GmbH Co, KG 
gewertet werden. Im ersten Fall wurde der Verlag vor 
dem unmittelbaren Marktaustritt durch Konkurs be- 
wahrt, im zweiten Fall schien eine unabhängige Exi- 
stenz nicht mehr gewährleistet. Die „Meinerzhagener 
Zeitung" wäre ohne den Zusammenschluß der im 
Märkischen Kreis dominanten „Westdeutschen Allge- 
meinen Zeitung" (WAZ) zugef allen. Das „Fehmam- 
sche Tageblatt" bezieht den Zeitungsmantel von der 
ASV AG. Im Zusammenhang mit einem Vorkaufs- 
recht an dem Verlag erschien aufgrund der geringen 
finanziellen Reserven der Wolff KG ein unabhängiger 
Bestand im ohnehin stark verkrusteten Regional- und 
Lokalzeitungsmarkt in Schleswig-Holstein nicht mehr 
gesichert. 

592 . Zu einer Verbesserung der Struktur auf den 
jeweiligen Märkten führten drei weitere Zusammen- 
schlußvorhaben der Ippen-Gruppe und das eines an- 
deren Verlages. Dabei handelte es sich um die Erhö- 
himg der Beteiligung an der Lüdenscheidener Ver- 
lag sgesellschaft W. Berg GmbH & Co, KG durch die 
E, Griebsch Graphische Betriebe GmbH & Co, KG 
(Ippen) zunächst von 20 % auf 26,66 %. Der dar- 
auf folgende Zusammenschluß der Lüdenscheider 
Verlagsgesellschaft, der Zeitungsverlag Altena 
GmbH & Co, KG und der Meinerzhagener Zeitung 
Kämper GmbH & Co. KG zur neugegründeten Firma 
Märkischer Zeitungsverlag GmbH & Co. KG wurde 
gleichfalls vom BimdeskarteUamt nicht untersagt, da 
in dem Verbreitimgsgebiet (wie bereits oben be- 
schrieben) die WAZ den Markt für regionale Abonne- 
ments-Tageszeitungen dominiert. 

Die zur Ippen-Gruppe gehörende Pressehaus Bintz- 
Verlag GmbH & Co, KG, Offenbach, erwcirb einen 


wesentiichen Vermögensteil der „Langer Zeitimg" 
Kühn Verlags KG. Das Bundeskartellamt untersagte 
nicht, da man von diesem Zusammenschluß zweier 
lokaler Zeitimgsverlage eine geringfügige Wettbe- 
werbsbelebimg unter den im Wirtschaftsraum Frank- 
furt dominierenden Tageszeitungen erwartete, ohne 
daß es gleichzeitig zu fusionsrechtiich relevanten 
Auswirkxmgen auf die Stellung der von Bintz heraus- 
gegebenen „Offenbach-Post" in ihrem Kemverbrei- 
tungsgebiet kommen würde. In der benachbarten Re- 
gion Dieburg/Münster, übernahm der Bintz-Verlag 
die Dieburger Anzeiger GmbH & Co. KG, Da hier- 
durch der marktführenden Erstzeitung „Darmstädter 
Echo“ ein gewichtigerer Wettbewerber erwuchs, 
stimmte das Bimdeskartellamt dem Erwerb zu. 

Auch die Nichtuntersagung der Übernahme der 
„Emsdetter Volkszeitung" durch die Ruhr-Nachrich- 
ten Verlagsgesellschaft mbH & Co. begründete sich 
gleichfalls aus der Verbesserung der Marktstruktur, 
hier vorrangig in den Bereichen Emsdetten/Mün- 
ster. 

593 - In dem Fall des BeteUigungserwerbs der Brühl- 
sche Universitätsdruckerei Verlag des Gießener An- 
zeigers GmbH & Co. KG sowie des Verlags H. G, Usin- 
ger, Oberursel, an der Taunus Verlag Wagner Druck 
GmbH & Co, KG, Usingen, kam es zwar nicht zu einer 
expliziten strukturellen Wettbewerbsbelebung; durch 
den Ressourcenzuwachs wurde der Taunus Verlag 
aber in seiner Position gegenüber der führenden Ta- 
geszeitung im Landkreis Hochtaunus ^i) (FNP, „Tau- 
nuszeitung") und dem Anzeigenblatt „Blitz Tip" 22) 
gestärkt. Eine marktbeherrschende Stellimg wird der 
Taunus Verlag jedoch auch durch die Beteüigimg von 
Brühl, welche in Mittelhessen eine nicht unbedeu- 
tende Marktstellung bei regionalen Abonnements- 
Tageszeitimgen hat, aufgrund hoher Marktanteile der 
Substitutionswettbewerber nicht erlangen. 

594 . Auch das im Berichtszeitraum größte Fusions- 
vorhaben im Bereich der Abonnements-Zeitungen 
wurde vom Bundeskartellamt nicht untersagt. Bereits 
Anfang der 80iger Jahre hatten die Fazitstiftung Ge- 
meinnützige Verlagsgesellschaft GmbH und die Im- 
primatur Gemeinnützige Gesellschaft mbH Vorge- 
spräche über eine Fusion geführt. Zum damaligen 
Zeitpunkt hatte das Bimdeskartellamt gegen den Zu- 
sammenschluß entschieden — nicht zuletzt deshalb, 
weil auch die geschäftsführenden Gesellschaften, die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (FAZ)^^) und 
die Frankfurter Sodetäts-Druckerei GmbH, ver- 
schmolzen werden sollten. Zudem stellte sich die 
Marktsituation für die FAZ und FNP im Vergleich zum 
Konkurrenzblatt „Fremkfurter Rundschau" (FR) we- 
sentlich günstiger dar als heute. 


21) Vgl. die nachfolgende Tz. 

22) Vgl. Tz. 598. 

23) Das Vorhaben der FAZ GmbH u. a., gemeinsam mit der bri- 
tischen „Times" (Murdoch-Gruppe) eine in die jeweilige 
Landessprache der beteiligten Zeitungsverlage übersetzte 
Kulturbeilage („Liber") herauszubringen, erf^te nicht die 
Untersagungsvoraussetzungen, da hiermit zumindest in der 
Bimdesrepublik Deutschland mangels gleichartiger Objekte 
ein neuer Markt begründet wurde. Auch auf die Marktstel- 
lung der FAZ wurde eine Rückkoppelungswirkimg dieser 
sechsmal jährlich erscheinenden Zeitungsbeilage als imbe- 
denklich angesehen. 
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Obwohl FAZ und FNP in der Stadt Frankfurt auf dem 
Lesermarkt durch den Zusammenschluß eine markt- 
führende Stellung erlangen (FAZ/FNP 51%, FR 49%) 
und dort somit ein Dyopol im Bereich der Abonne- 
ments-Tageszeitungen entsteht, erging keine Unter- 
sagungsverfügung. Begründet wurde dies vorrangig 
damit, daß die FR auf dem Anzeigenmarkt mit 44 % 
marktführend ist und diese Position auch durch den 
Zusammenschluß nicht gefährdet ist, da alle Inseren- 
ten der FNP auch in der FR Anzeigen schalten. Da es 
zudem keine DoppeUeser zwischen diesen beiden 
Zeitungen gibt, wird die FR auch ihre bisherige Posi- 
tion auf dem Lesermarkt beibehalten. Wegen der dif- 
ferierenden Leserstruktur von FAZ und FNP sind nach 
der Stiftungsfusion keine Synergieeffekte zu erwar- 
ten. 

Der Einschätzung des Bundeskartellamtes ist insoweit 
zuzustimmen, als sich die Marktstruktur im Hinbhck 
auf die drei großen Wettbewerber in der Stadt Frank- 
furt nicht verschlechtert, da keine marktbeherr- 
schende Stellxmg entsteht. Zu bedenken ist aber, daß 
für die kleineren Regionalblätter der angrenzenden 
Regionen ein deutlich spürbarerer Konkurrenzdruck 
entsteht. So muß beispielsweise darauf verwiesen 
werden, daß die bereits marktbeherrschende Stellung 
der FNP im Main-Taunus- und Hochtaunuskreis noch 
verstärkt wird. 

595. Das Bundeskartellamt untersagte ebenfalls 
nicht den Erwerb eines 33,33 %igen Anteüs an der 
VDI-Verlag GmbH durch die Handelsblatt GmbH 
(Holtzbrinck). Der VDI-Verlag gibt neben sieben 
technischen Fachzeitschriften, die auf ihren jeweili- 
gen Märkten aus strukturellen Gründen keine überra- 
gende Marktstellung erreichen, vorrangig die wö- 
chentlich erscheinenden „VDI-Nachrichten" heraus. 
Deren Anzeigenumsätze, vor allem Stellenanzeigen 
für technische Berufe, büden die wirtschaftiiche Basis 
des VDI- Verlages. Auf diesem Teümarkt führt der 
Zusammenschlxiß zwar zu gewissen Ressourcenver- 
stärkung des „Handelsblattes“, wegen der erhebli- 
chen Anzahl marktstarker Konkurrenten kommt es 
aber nicht zu einer überragenden Marktstellung. 
Auch sind die „VDI-Nachrichten“ auf dem Leser- 
markt durch ein nahes, wettbewerblich starkes Um- 
feld wesenüichem Wettbewerb ausgesetzt. 

596. Um ihr Vorhaben, eine Mehrheitsbeteüigung 
von 52,1 % an der ASV AG zu erwerben nicht zu 
gefährden, hat die Axel Springer Gesellschaft für Pu- 
blizistik KG (AS KG) ihre Anteile an den „Kieler Nach- 
richten“ an die F & F Burda Gesellschaft für Beteili- 
gung verkauft. 24) Andernfalls hätte ein mittelbarer 
Zusammenschluß zwischen den Obergesellschaften 
der Kieler Nachrichten und der ASV AG Vorgelegen 
(Addition der „Kieler Nachrichten “-Anteile von 
AS KG und ASV AG von jeweils 24,5%). Das Bundes- 
kartellamt geht zwar noch von einem mitbeherrschen- 
den Einfluß der ASV AG auf die „Kieler Nachrichten“ 
aus, hat jedoch seine Bedenken gegen die Erhöhung 
der Beteiligung auf eine Mehrheitsbeteiligung aufge- 
geben und daher das Zusammenschluß Vorhaben 
nicht untersagt. Dieser Entscheidung stand auch nicht 


24) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 503. Der BGH hat daher den Fall AS KG/Kieler 
Zeitungs- und Druckerei KG GmbH & Co. in der Hauptsache 
für erledigt erklärt. Vgl. weiterhin Tz. 607. 


entgegen, daß die F & F Burda GmbH & Co. KG wie- 
derum ihre Anteile an der AS KG an die Springer 
Erben zurückveräußert hatte. 25) 

10 % des Grundkapitals der ASV AG wurden von 
der Axel Springer Gesellschaft für Publizistik 
GmbH & Co. KG an die Pohgrafid Editorale S.p.A., 
Bologna (ein Unternehmen der italienischen Monti- 
Gruppe, welche vorrangig regionale Zeitungen in 
Nord- und Mittel-Italien verlegt) veräußert. Gleichzei- 
tig hat die AS KG eine 10 %ige Beteüigimg an der 
Poligrafid Editorale S.p.A. erworben. Gegen diese Be- 
' teüigungserwerbe hatte das Bundeskartellamt keine 
Einwände, da weder auf dem deutschen Markt diese 
italienischen Zeitungen vertreten sind, noch die Stel- 
lung der ASV AG auf dem inländischen Markt durch 
die italienischen Beteiligungen verstärkt werde. 

597. In weiteren Fällen untersagte das Bundeskar- 
tellamt die Minderheitsbeteiligungen von zwei gro- 
ßen Zeitungsverlagen an kleineren Abonnements-Ta- 
gezeitungen nicht, obwohl die Erwerber auf den be- 
troffenen Märkten bereits über eine sehr starke 
Marktstellung verfügten. 

Die ASV AG erwarb eine 24,8 %ige Beteiligung an 
der Lühmanndruck G. Schröter & Söhne GmbH & Co. 
KG, die die „Harburger Anzeigen und Nachrichten“ 
herausgibt. An Lühmanndruck hält die F & F Burda 
Gesellschaft für Beteiligungen GmbH & Co. KG eine 
Beteiligung in Höhe von 38,2%. 

In der Prüfung befindet sich der Fall der Minderheits- 
beteiligung der WAZ an der Zeitungsverlag Iserlohn, 
Iserlohner Kreisanzeiger und Zeitung Wichelhoven 
Verlags-GmbH & Co. KG (IKZ) und an der Wichelho- 
ven Verwaltungsgesellschaft mbH die, ähnlich wie in 
einem früheren Untersagungsverfahren, 26) nunmehr 
über die GFB Gesellschaft für Beteiligungsbe- 
sitz mbH & CO. KG an Familienmitglieder der WAZ 
Gesellschafter übertragen wurde. 

598. Bei den nicht untersagten Zusammenschlüssen 
von Zeitungsverlagen und Anzeigenblattverlagen 
ging das Bundeskartellamt in der Mehrzahl der Fälle 
von einer wettbewerbsbelebenden Wirkung aus. In 
drei Fällen wurde die Entstehung einer marktbeherr- 
schenden Stellung ausgeschlossen. In einem Fall 
(Fränkischer Tag/HIB Anzeigenwochenblatt) wurde 
die marktbeherrschende Stellung des Beteiligungser- 
werbers durch den Zusammenschluß nicht verstärkt. 
In einem weiteren Fall ergaben sich bislang keine den 
Verdacht einer versteckten Treuhänderschaft bestäti- 
genden Tatbestände. 

Von einer wettbewerbsbelebenden Wirkung der Zu- 
sammenschlüsse ging das Bxmdeskartellamt aus bei 
der mehrheitlichen Beteiligung des Brörmer Verlags 
an einem Anzeigenblatt in Frankfurt, sowie beim Er- 
werb einer Mehrheitsbeteiligung an dem Anzeigen- 
blattverlag Blickpunkt Nienburg durch die zur Ippen- 
Gruppe gehörende Die Kreiszeitung Verlagsgesell- 
schaft, Syke, beim Erwerb der Mehrheitsbeteiligung 
des Münchener Wochenblatt Verlags am Kurierverlag 
und der Übernahme von zwei Anzeigenblattverlagen 
(Frankenreport Verlag, Fürth aktuell Werbeverlag) in 

25) Vgl. Tz. 629. 

26) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 496. 
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Tabelle 8 


Zusammenschlüsse im Bereich special-interesl-Zeitschrilten (1988/1989) 


Erwerber 

erworbener Verlag 

erworbener Titel 

Beteiligungserwerb 

Besonderheiten 

Bertelsmann AG . . 

pro Video Verlag 

— 

Mehrheits- 

beteüigung 

— 

ASV AG 

Franck'sche Ver- 
lagsbuchhandlimg 

u. a. Kosmos (+ drei 
Fachzeitschriften) 

mittelbar über 

UUstein-Langen- 

Müller 

Kosmos wurde an 
die Deutsche Ver- 
lagsanstalt veräu- 
ßert 

Sail Publishing 
Verlag 

— 

100% 

— 

— 

Füm Illustrierte 

— 

— 

Ringier Verlag (D) . 

— 

Chancen (Bauer 
Spezialzeitschrif- 
tenverlag) 

— 

Erscheinen einge- 
stellt zugrmsten 
„Natur" (Ringier 
Titel) 

— 

Bio (Magazinpresse 
Verlag) 


Bauer KG 



75 % an neu zu 
gründendem GU 
mit der Concor 
Publishing Group 


WAZ-Gruppe 

— 

drums & 
percussions 

— 

— 

— 

top Schlagertext- 
heft 

— 

— 

— ' 

concert 

— 

— 

Jahr Verlag 

— 

Angelwoche 

Mehrheits- 

beteiligtmg 

Mittelrhein Verlag 
hält weitere Beteili- 
gung 

Grüner & Jahr .... 

Deutsche Sport- 
verlag H. Stoff 

— 

100% 


Gong Verlag ..... 

— 

Diners Club 
Magazin 

— 

— 


der Region Nürnberg/ Fürth durch den Gong Verlag 
(Sebaldus Gruppe). Der Münchener Wochenblatt Ver- 
lag hat zudem eine Minderheitsbeteiligung am Anzei- 
genblattverlag des „Lech-Kuriers" erworben. Ein 
gleichfalls geplanter Erwerb des Rundschau Verlages 
(„Dachauer Rimdschau", „ Schleißheimer Rimd- 
schau") scheiterte am Veto des Bimdeskartellamtes. 
Den Verkauf dieses Anzeigenblattverlages an den 
Fortuna Verlag (100%ige Tochter Gong Verlag) un- 
tersagte das Bimdeskartellamt hingegen nicht. 

Weder der ASV AG, die sich über das „Hamburger 
Wochenblatt" an der Blitz Tip GmbH — einem Anzei- 
genblattverlag im Großraum Frankfurt — beteiligte, 
noch dem Bauer Verlag der sich über den mitbe- 
herrschten Annoncen AVIS Verlag am Revier Markt 
Verlag beteiligte, noch dem Märkischen Zeitungsver- 

2’) Bauer erwarb gleichfalls den Gratis- Anzeiger „Bazar" 
(Wien). 


lag (Ippen-Gruppe), der das Anzeigenblatt „Lüden- 
scheider Bote" übernahm, erwachsen — nach Ansicht 
des Bundeskartellamtes — aus diesen Beteiligungen 
marktbeherrschende Stellungen auf den Anzeigen- 
märkten der jeweüigen Verbreitungsgebiete. 

599. Im Unterschied zu den vorwiegend lokalen 
bzw. regionalen Märkten der Tageszeitungen, die von 
einem sehr hohen Konzentrationsgrad geprägt sind, 
herrscht auf dem überregionalen Zeitschriftenmarkt 
mehr Wettbewerb. Dennoch war im Berichtszeitraum 
auch hier eine Erhöhung des Konzentrationsgrades 
durch nicht untersagte Fusionsfälle zu verzeichnen. 
Wegen ihrer geringen wettbewerbUchen und wirt- 
schaftlichen Bedeutung werden die Fälle aus den Be- 
reichen Publikumszeitschriften, Zeitschriften mit spe- 
ziellem Themenkreis imd Fachzeitschriften nur kurz 
in einer tabellarischen Übersicht dargestellt (Ta- 
belle 8). 
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600 . Auf dem Markt für Publikumszeitschriften er- 
warb die Bauer Verlagsgruppe die Zeitschrift „Cou- 
pe", die sich an jüngere Leser richtet. Aufgrund des 
lebhaften Wettbewerbs um Leser- imd Anzeigen- 
marktanteile ist jedoch auch nach diesem Zusammen- 
schluß das Entstehen einer marktbeherrschenden 
Stellung im Bereich Publikumszeitschriften für Bauer 
nicht zu erwarten. 

Dem Marktsegment Yellow-Press Zeitschriften ist der 
Verlag Heim und Welt zuzurechnen, der von der deut- 
schen OMNI Beteiligungs-GmbH übernommen 
wmde. Dieser Zusammenschluß erfüllte ebenso wie 
der Erwerb der Zeitschrift „Transatlantik" durch den 
Spiegel- Verlag die Untersagungsvoraussetzungen 
nicht. 

601 . Wie schon in den vergangenen Jahren versu- 
chen die großen Zeitschriftenverlage, die insbeson- 
dere bei traditionellen allgemeinen Publikumszeit- 
schriften eingetretenen Auflagenverluste auszuglei- 
chen, in dem sie ihr Tätigkeitsgebiet durch die Her- 
ausgabe eigener Titel oder durch Übernahme dort 
erscheinender Titel auf das benachbarte Ausland aus- 
dehnen. Wegen der eher geringen Inlandsverbreitung 
und der nur begrenzten Verwertbarkeit neu gewon- 
nener Ressourcen im Inland sind diese Zusammen- 
schlüsse, wie z. B. der Erwerb der französischen 
Frauenzeitschrift „Marie -France" durch die Verlags- 
gruppe Bauer, unproblematisch. 28) Bauer engagierte 
sich gleichfalls mit der Herausgabe der deutschen 
Ausgabe des „Wiener". 

Zur Herausgabe einer deutschen Ausgabe der Zeit- 
schrift „Elle" gründete die Burda GmbH mit dem fran- 
zösischen Verlag France Edition et Publication S. A, 
ein wegen seiner wettbewerbsbelebenden Wirkung 
nicht zu beanstandendes Gemeinschaftsunterneh- 
men. Dies gilt gleichfalls für das Gemeinschaftsimter- 
nehmen von Grüner & Jahr AG & Co. und Marie Claire 
Album S. A., Paris, das die deutsche Ausgabe der Zeit- 
schrift „Marie Claire", eine gleichfalls hochpreisige 
Frauenzeitschrift herausgibt. 

Ähnliches gilt auch für das Engagement ausländi- 
scher Verlage, die dem gleichen Trend folgend wie- 
derum in der Bimdesrepublik Deutschland Titel oder 
Verlage übernommen haben. Zu nennen sind hier der 
Erwerb mehrerer Zeitschriften durch Schweizer Ver- 
lagshäuser. Die „Bergwelt" wurde durch die Rin- 
gier AG übernommen. Die OMNI-Holding erwarb 
den HPB Welthandelsverlag, der Fachmagazine für 
Wirtschaft imd Handel herausgibt. Die zur Marguard- 
Gruppe gehörende Merlin Media AG erwarb von zwei 
Münchener Agenturen drei Kimdenzeitschriften aus 
dem Musikbereich. Eine 75 %ige Mehrheitsbeteüi- 
gung am Kinoverlag sowie an zwei weiteren Verlagen 
der Manthey- Gruppe hat die RCS Editori SpA erwor- 
ben. 

602 . Zusammenschlüsse unter Beteiligung von in- 
ländischen Publikumszeitschriften mit speziellem 
Themenkreis und von Fachzeitschriften wurden vom 
Bundeskartellamt ebenfalls nicht untersagt. Auf den 
betroffenen Märkten bestehen entweder trotz relativ 
hoher Marktanteüe niedrige Marktzutrittsschranken 


28) Vgl. Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit in 
den Jahren 1987/1988, BT-Dnicksache 11/4611, S. 93. 


oder den sachlich relevanten Märkten kommt ledig- 
lich eine geringe Bedeutimg zu oder es herrscht star- 
ker Substitutionswettbewerb. Nach Ansicht der Mo- 
nopolkommission hat die Pressefusionskontrolle den- 
noch auch auf diesen beiden Teilmärkten, die über- 
wiegend mittelständisch geprägt sind, ihre Berechti- 
gung. Dies gilt insbesondere in Hinblick darauf, daß 
die Mehrheit dieser Zusammenschlußfälle imter Be- 
teüigimg der großen Zeitschriftenverlage zustande 
kamen. 

603 . Keiner der nachstehend aufgeführten Zusam- 
menschlüsse unter Beteihgung von Fachzeitschriften- 
verlagen wurde imtersagt: 

Die Bertelsmann AG erwarb über ihre 100 %ige Toch- 
ter Gabler die Fachzeitschrift „Information für den 
Bankjunior". Ein ähnlicher Titel „Schulungsbriefe für 
junge Kaufleute" wurde von der Verlag Moderne In^ 
dustrie AG erworben. Die ASV AG erwarb die natio- 
nalen und internationalen Rechte an der Fachzeit- 
schrift „Medical Tribüne", New York. Von der Sebah 
dus-Gruppe wurde der Stabil Zeitschriften Verlag 
übemonunen. Der Deutsche Fachverlag übernahm 
den m -ha Verlag für Messen. Der Media-Daten Verlag 
(Mac Lean Hunter) erwarb jeweils Mehrheitsbeteüi- 
gungen am Bauverlag und am Verlag Schirmer & 
Zeh. 

604 . Zusammenfassend läßt sich für die Fusionsfälle 
im Zeitschriftenbereich feststellen, daß diese teüweise 
zu einem Wegfall aktuellen oder potentiellen Wettbe- 
werbs geführt haben. Es erscheint zumindest fraglich, 
ob diese wettbewerblich negativen Auswirkungen 
durch Verlagsneugründimgen oder Neuerscheinun- 
gen kompensiert werden können. 


3.1.2 Entscheidungen des Kammergerichts und des 
Bundesgerichtshofes 

605 . Bereits 1985 hatte das Bimdeskartellamt 
den Zusammenschlußfall Weiss-Druck und Verlag 
GmbH & Co. KG/S-W Verlag GmbH & Co. KG für 
Lokalinformationen imtersagt. Die Beschwerde der 
Beteüigten beim Kammergericht hatte keinen Erfolg, 
da das Kammergericht die Untersagungsverfügung 
des Bimdeskartellamtes in seiner Entscheidung vom 
15. Januar 1988 bestätigte. 29) Bei der Prüfung des Fal- 
les folgte das Kammergericht der Einschätzung des 
Bundeskartellamtes, daß der Zusammenschlußtatbe- 
stand durch den Anteüserwerb am S-W Verlag, Witt- 
lich, und seiner persönlich haftenden Gesellschafterin 
der S-W Verlag, Neuwied, durch H.-G. Weiss und der 
Erwerb von Anteilen in Höhe von jeweils 10 % an die- 
sen beiden Unternehmen durch die Weiss-Druck KG 
erfüllt ist. Aufgrund der wirtschaftlichen Identität zwi- 
schen H.-G. Weiss und der Weiss-Druck KG werden 
von diesem tatsächlich 30 % der Anteüe am S-W Ver- 
lag gehalten, die voll zu seinem Vermögen gehören 
und seiner alleinigen Verfügungsmacht unterliegen. 
Daraus ergibt sich, daß durch Aufspaltung wirtschaft- 
lich einheitlicher Erwerbsvorgänge auf lediglich 
rechtlich getrennte Erwerber die Fusionskontrolle 
nicht umgangen werden kann. Zudem wurden 20 % 
der Anteüe von G. Weiss, persönlich haftender Gesell- 


29) AG 1988, S. 306. 
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Schalter der Weiss & Sohn KG, erworben. Das Kam- 
mergericht ging auch von einer gemeinsamen Beherr- 
schung infolge der Interessenübereinstimmungen von 
Weiss-Gruppe imd W+i Verlag aus. Untermauert 
WTirde dies noch von den Vereinbarungen in Gesell- 
schafts-, Druck- und Verlagsverträgen, die dem S- 
W Verlag nicht die MögÜchkeit erhalten, als eigen- 
ständige wirtschaftiiche Einheit zu handeln. 

Die Verflechtung des W-fi Verlags mit der Mittel- 
Thein-Verlag GmbH, Koblenz, hat durch überwie- 
gende Personengleichheit der Gesellschafter nach 
Meinimg des Kammergerichts keine die Fremdbe- 
stimmung des S-W Verlages unterbindende Wirkung. 
Der Mittelrhein-Verlag ist als Verleger der Tageszei- 
tung „Rhein- Zeitung" daran interessiert, das Anzei- 
genaufkommen dieser Zeitung nicht durch die Anzei- 
genblätter des S-W Verlages beeinträchtigen zu las- 
sen. 

Im Gegensatz zum Bundeskartellamt zog das Kam- 
mergericht in den sachlich relevanten Markt der An- 
zeigenblätter auch regionale Abonnements-Tageszei- 
timgen und gemeindliche Mitteüungsblätter ein. In 
der Beurteüimg der Marktstruktur gelangte man je- 
doch zu weitgehend übereinstimmenden Ergebnis- 
sen. Nach Ansicht des Kammergerichts führte der Zu- 
sammenschluß der Weiss- Gruppe mit dem S-W Ver- 
lag zur Verstärkung eines marktbeherrschenden Oh- 
gopols, ohne daß dadurch überwiegende Verbesse- 
rungen der Wettbewerbsbedingimgen eingetreten 
wären. Angesichts des hohen Marktanteüs, über den 
die beiden Unternehmen gemeinsam verfügten, und 
im Hinbhck auf die Ressourcen, die der Mittelrhein- 
Verlag durch die redaktionelle Ausstattimg und ho- 
hen Anzeigenerlöse der Tageszeitimg aufweist, hat- 
ten die am Zusammenschluß beteiligten Verlage ge- 
genüber ihren Wettbewerbern zumindest eine über- 
ragende MarktsteUung inne. Für die Verstärkung die- 
ser Marktstellung durch die Fusion ist insbesondere 
entscheidend, daß die selbständige Wettbewerbstä- 
tigkeit der Anteüserwerber nicht nur eingestellt wor- 
den ist, sondern daß das Gemeinschaftsunternehmen 
durch Nutzimg der Herausgeber- imd Titelrechte an 
die frühere Marktstellimg des Erwerbers anknüpft. 

606. Das Kanunergericht hob ün Zusammenschluß- 
fall Flensburger Zeitungsverlag GmbH/ Schleswig- 
Holsteinische Landeszeitung H. Möller KG die vom 
Bundeskartellamt wegen Verstärkimg marktbeherr- 
schender Stellung ausgesprochene Untersagimgsver- 
fügung auf. Die Aüfhebung erfolgte, da das Kam- 
mergericht zu der Auffassung gelangte, daß der Zu- 
sammenschluß nur geringfügig kausal für die Verstär- 
kung marktbeherrschender Stellungen ist imd die von 
diesem bewirkten Verbesserungen der Wettbewerbs- 
bedingungen im hochgradig konzentrierten schles- 
wig-holsteinischen Zeitungsmarkt die Nachteüe 
überwiegen. Gefolgt ist das Kammergericht dem Be- 
schluß des Bundeskartellamtes insoweit, als es den 
Zusammenschlußtatbestand und die Erwartung der 
Verstärkung marktbeherrschender Stellungen sowohl 
der Zeitimgen des früheren Flensburger Zeitungsver- 
lages als auch der von ihr erworbenen schleswig-hol- 
steinischen Landeszeitung in ihrem Kemverbrei- 


30) Vgl. Tz. 588; das Urteil wurde am 1. März 1990 verkün- 
det. 


tungsgebiet bestätigte. Ebenso bestätigte es die Ein- 
schätzung des Bundeskartellamtes, daß der vom Zu- 
sammenschluß ausgehende Ressourcenzuwachs die 
betroffenen Teilmärkte gegen den Marktzutritt ande- 
rer Zeitungsverlage absicherte. Aufgewogen wurden 
die Wettbewerbsnachteüe aus dieser Sanierungsfu- 
sion jedoch durch die Tatsache, daß mangels anderer 
potentieller Erwerber die schleswig-holsteinische 
Landeszeitung KG unweigerhch den in angrenzen- 
den Teilmärkten angesiedelten Zeitungsverlagen der 
Springer-Gruppe zugef allen wäre. Die Fusion mit der 
Flensburger Zeitimgsverlag GmbH stellte auch nach 
Ansicht der Monopolkommission die für die Wettbe- 
werbsbedingungen des betroffenen Pressemarktes 
günstigere Lösung dar. 

607. Im Fall Lübecker Nachrichten GmbH/Storma- 
ner Tageblatt Verlag und Druckerei J. Schüthe 
GmbH & Co, KG 31) ist das Gericht noch zu keiner 
abschüeßenden Entscheidung gelangt. Das Kanuner- 
gericht äußert Bedenken gegen die Untersagimgsver- 
fügung des Bimdeskartellamtes (vom 18. Fe- 
bruar 1988), die sich im wesentlichen auf die mitbe- 
herrschende Stellimg der ASV AG bei der Lübecker 
Nachrichten GmbH stützt imd die diese beiden Unter- 
nehmen als wirtschaftiiche Einheit ansieht. Hieraus 
folgerte das Bundeskartellamt, daß durch den Zusam- 
menschluß mit dem „Stormaner Tageblatt" die Lü- 
becker Nachrichten GmbH auf dem Lesermarkt eine 
marktbeherrschende Stellung erlangt und daß die 
marktbeherrschende Stellung auf dem Anzeigen- 
markt verstärkt wird. Zweifel bestehen für das Kam- 
mergericht hinsichtiich der Kauscdität des Zusammen- 
schlusses für die Entstehung bzw. Verstärkung der 
marktbeherrschenden Stellung. 

608. Der Bundesgerichtshof erklärte den Fall 
AS KG/Kieler Zeitung Verlags- und Druckerei KG- 
GmbH & Co. 32) in der Hauptsache für erledigt, da die 
Axel Springer Gesellschaft für Publizistik KG ihre An- 
teüe an den „Kieler Nachrichten" im August 1988 an 
die F+F Burda Gesellschaft für Beteiligung GmbH & 
Co. KG veräußerte. Damit folgte der BGH dem Antrag 
der gegen die Untersagungsverfügung des Bundes- 
kartellamtes besch werdeführenden Parteien. Demge- 
genüber hatte das Kammergericht im Dezember 1987 
die Untersagungsverfügung des Bundeskartellamtes 
bestätigt. Der Bundesgerichtshof ging in seinem Be- 
schluß vom Dezember 1989 davon aus, daß die Grund- 
lage der Untersagungsverfügung mit der Anteüsüber- 
nahme durch Burda weggefallen ist, auch wenn die 
ASV AG weiterhin ihre Anteüe ein den „Kieler Nach- 
richten" hält. Mit dem Ausscheiden der AS KG aus 
dem Gesellschafterkreis der „Kieler Nachrichten" ist 
keine Mitbeherrschung durch die ASV AG mehr ge- 
geben und danüt ist der Sachverhalt, auf dessen Be- 
seitigung die Untersagungsverfügung gerichtet war, 
weggefallen. Die Untersagungsverfügung wird ge- 
genstandslos, weü ihr zudem nicht zu entnehmen ist, 
daß der Anteüserwerb durch die ASV AG auch dann 
zu untersagen ist, wenn die Anteüe der AS KG durch 
ein drittes unabhängiges Unternehmen übernommen 
werden. 


31) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 497. 

32) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 503 sowie Tz. 596. 
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3.2 Kartellrechtliche Entscheidungen im Bereich 
der Neuen Medien 

609. Im Berichtszeitraiun haben Medienkonzeme 
wie auch reine Presseimtemehmen ihr Engagement 
im Bereich des privaten Hörfimks und Fernsehens 
erweitert. Im Vordergrund der Überlegungen steht 
dabei neben dem Vergabemodus von technischen 
Frequenzen und Satellitenkanälen die Frage der Aus- 
wirkungen auf den Pressebereich, Die branchenüber- 
greifende Konzentration zwischen Presse- und Hör- 
funkuntemehmen, aber auch intramediäre Konzen- 
trationstendenzen tragen dazu bei, daß der bei der 
Einführung privaten Rundfunks gewünschte Wettbe- 
werb immer stärker kanahsiert und in einigen Bun- 
desländern, gestützt durch dortige Mediengesetze, 
sogar neutralisiert wird. Für die Fusionskontrolle des 
GWB ist der in der öffentiichen Diskussion um den 
Zugang der Presse zu den Neuen Medien häufig vor- 
herrschende Pimkt „publizistische Vielfalt" kein ei- 
genständiges Prüfkriterium. Entscheidend für die 
Wirkimg der hier stattfindenden Zusammenschlüsse 
ist die Wirkung derartiger Verflechtungen auf den 
wirtschaftiichen Wettbewerb und die unter Umstän- 
den hieraus resiütierende Verschlechtenmg bzw. 
Verkrustung der Medien-Marktstruktur in der Bun- 
desrepubhk Deutschland. 

3.2.1 Entscheidungen des Bundeskartellanrites 

610. Das BundeskarteUamt hat in der Fallpraxis aus 
dem Bereich Neue Medien im Berichtszeitraum ledig- 
hch in einem Fall eine Untersagimg ausgesprochen. In 
einigen anderen Fällen kam es allerdings zur Abän- 
derung der Beteüigungsmodahtäten bzw. zur Auf- 
gabe des Zusammenschlußvorhabens. 

Bei den meisten der Zusammenschlußfälle von Print- 
medien mit Hörfunkuntemehmen sind an den Gesell- 
schaften, die private Regionalsender betreiben wer- 
den, Zeitungsverlage beteiligt, deren Erscheinimgs- 
gebiet, in dem sie eine marktbeherrschende Stellung 
innehaben, im Ausstrahlungsgebiet des betreffenden 
Regionalsenders liegt. Das BundeskarteUamt ging je- 
doch in diesen FäUen davon aus, daß der mitbeherr- 
schende Einfluß des Zeitungsverlages auf das Verhal- 
ten im Rundfunkmarkt nur dann zu Schutzstrategien 
für die eigene Zeitung genutzt werden kann, wenn 
der Sender zugleich über eine so starke SteUung im 
Rundfunkmarkt verfügt, die ihm eine Steuenmg oder 
Konzessionsgestaltung des Werbemarktes ermög- 
hcht. Davon kann jedoch in den vorUegenden Fällen 
nicht ausgegangen werden. Das BundeskarteUamt 
sieht außerdem die Verbesserung der Wettbewerbs- 
bedingungen im re0oncLlen Rundfunkmarkt durch 
das Hinzutreten des neuen Anbieters als ausschlagge- 
bend dafür an, diese Zusammenschlüsse nicht zu un- 
tersagen. Gerade diese FäUe von intermediärer Ver- 
flechtung verdeutiichen aber die Forderung der Mo- 
nopolkommission, bei aUer wettbewerbspoUtisch zu 
begrüßenden Förderung privater Rundfunkveranstal- 
ter als Konkurrenz zu den öffentiich-rechtiichen An- 
stalten, die Offenhaltung der Märkte für Newcomer 
— insbesondere für verlegerfreie Rundfunkuntemeh- 
men — in den Vordergrund der Überlegungen zu stel- 
len. 


611. So hat das Bundeskartellamt im FaU der 
50%igen BeteUigung der Welle Fidelitas GmbH 
an der Welle Fidelitas privater Rundfunk 
GmbH & Co, KG trotz wettbewerbUch bedenkUcher 
Auswirkungen des Zusammenschlußvorhabens keine 
Untersagung ausgesprochen. An der Welle Fidelitas 
GmbH ist mit 49 % die Badische Neueste Nachrichten 
Baden-Druck GmbH (BNN) beteiligt. Auf dem Rund- 
funkmarkt ist ausreichende Konkurrenz durch die 
überregionalen Hörfunkveranstalter im Sendegebiet 
in und um Karlsruhe gewährleistet. 

Anders stellt sich jedoch die Frage auf dem Printme- 
dienmarkt dar. Der BNN bietet sich durch die Mitwir- 
kung am privaten Rundfimk in Karlsruhe zumindest 
die Möghchkeit zur Absicherung ihrer marktbeherr- 
schenden SteUung auf den Leser- und Anzeigenmärk- 
ten ihres Verbreitungsgebietes. Da die MitgeseU- 
schafter bei der Fidelitas GmbH wesentiich geringere 
Anteüe halten und man von einem mitbeherrschen- 
den Einfluß ausgehen kann, könnten die BNN somit 
ihren Einfluß im Rimdfunkuntemehmen geltend ma- 
chen, so daß der Substitutionswettbewerb zwischen 
beiden Medien eingeschränkt würde. In Anbetracht 
der GeseUschaftsstruktur der WeiJe Fidelitas KG (die 
restiichen 50 % werden von der PKR Beteiligungs- 
und Private Rundfunk Betriebs GmbH gehalten, deren 
14 GeseUschafter nicht mit einem Zeitungsverlag ver- 
bunden sind) kann man kaum davon ausgehen, daß 
solche Schutzstrategien der BNN durch die MitgeseU- 
schafter unterlaufen werden, solange das Unterneh- 
men einen wirtschaftiichen Erfolg erzielt. 

612. Ähnhch gelagert war der Zusammenschluß 
Dr. Haas GmbH/PPG 1 Radio Regenbogen GmbH & 
Co. Programm-Produktions-Gesellschaft KG, Mann- 
heim, 33) sowie die Beteiligung der drei großen Tages- 
zeitungsverlage der „Rhein-Zeitung", der „Mainzer 
AUgemeine Zeitung" und der „Rheinpfalz" zusam- 
men mit anderen, verlegerisch nicht tätigen GeseU- 
schaftem an der RPR (Rheinland-Pfälzische Rundfimk 
GmbH & Co. KG). 34) 

613. Im Zusammenhang mit der mehrheitiichen Be- 
teiligung von Verlegern an den BetriebsgeseUschaf- 
ten für Lokalfunk in Nordrhein-Westfalen prüft das 
BundeskarteUamt derzeit in mehreren FäUen die 
Beteüigimg von Zeitungsverlagen an der Presse- 
funk & Co. Ausgehend von einem mitbeherrschenden 
Einfluß einer Gruppe von GeseUschaftem in der Pres- 
sefunk Nordrhein-Westfalen GmbH & Co. untersucht 
das Amt u. a. die Beteiligung der Westdeutsche Allge- 
meine Zeitungsverlagsgesellschaft E. Brost J. Funke 
GmbH & Co (WAZ, 21 %) imd der Rheinisch- Ber- 
gische Druckerei- und Verlagsgesellschaft mbH 
(RBDV, 7,9 %). Auch die Neusser Zeitungsverlag 
GmbH, an der die RBDV mit 50 % beteiligt ist, erwarb 
eine Beteiligung von 1,1 % an der Pressefunk & Co. 
Gegenstand der Prüfung ist, ob den Zeitungsverlagen 
durch die BeteUigung an der HoldingsgeseUschaft 
Pressefunk & Co. sowie deren mittelbarer Mehrheits- 
beteiligung (55 %) an der Radio NRW auf den Anzei- 
genmärkten im Verbreitungsgebiet ihrer Tageszei- 


33) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz, 508. 

34) Vgl. ausführliche Falldarstellung in Tz. 518 ff. dieses Gut- 
achtens. 
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tungen eine marktbeherrschende Stellung erwächst 
oder diese verstärkt wird. Fraglich ist dabei, ob durch 
die indirekte Beteiligimg an der Radio NRW die Akti- 
vitäten im Bereich der Hörfunkwerbtmg zumindest 
für Markenartikel und Imagewerbung dergestalt be- 
einflußt werden können, daß eine starke Substitu- 
tionskonkurrenz zur Anzeigenwerbimg in den Zeitun- 
gen wenn nicht vermieden, so doch zumindest be- 
grenzt wird. 

614 . In zwei Fällen ging das Bundeskartellamt in sei- 
ner Beurteilung trotz der Marktstellung der beteilig- 
ten Verlage von einer Verbesserung der Wettbe- 
werbsbedingungen auf dem jeweiligen Rundfimk- 
markt aus. Die Gründung der Radio 7 Programm- und 
Werbegesellschaft mbH & Co. KG durch mehrere re- 
gionale Zeitungsverlage und der Burda GmbH, Mün- 
chen, wurde nicht untersagt. Die Programmgesell- 
schaft soll Mantelprogramme an lokale baden-würt- 
tembergische Rundfunksender 35) hefem, selbst je- 
doch keinen Rundfunk betreiben. Die Neue Presse 
Gesellschaft mbH & Co. KG und der Schwäbische Ver- 
lag KG, zwei größere regionale Zeitungsverlage im 
südlichen Baden-Württemberg, erwarben dabei Be- 
teüigrmgen von je über 25 % und unterlagen somit der 
Fusionskontrolle. Das BundeskcirteUamt ging davon 
aus, daß die Lieferung eines Mantelprogramms an 
mehrere Lokalsender diesen einen verbesserten Zu- 
gang zu dem regionalen Werbemaxkt verschafft. In 
der betroffenen Region werden jedoch im Rimdfunk- 
werbemaxkt oder in den Anzeigenmärkten der betei- 
ligten Zeitungsverlage keine marktbeherrschende 
Stellxmgen geschaffen oder verstärkt. Für den Markt 
der Hörfunkrahmenprogramme besteht wirksamer 
Wettbewerb insbesondere durch größere, bundesweit 
operierende Anbieter, z. B. Ufa Radio (Bertelsmann), 
AV Euromedia (Holtzbrinck), Burda, aber auch durch 
regionale Sender. 

615 . Ebenso wurde der Beteüigungserwerb der 
Stadt Wuppertal an der Lokalfunk Wuppertal 
GmbH & Co. KG nicht untersagt. Die Lokalfunk Wup- 
pertal KG ist als 100 %ige Tochtergesellschaft vom 
Verlag W. Girardet, Düsseldorf gegründet worden. 
Somit ist der Zusammenschluß zwischen der Stadt 
und der Lokalfimk Wuppertal KG nicht ursächlich für 
die marktbeherrschende Stellung im dortigen Lokal- 
funkwerbemarkt. Bei der Gründung durch Girardet 
handelte es sich nicht um einen Zusammenschluß, 
sondern um internes Untemehmenswachstum. Damit 
hätte die Untersagung des Beteüungserwerbs durch 
die Stadt Wuppertal lediglich zur Folge gehabt, daß 
der Verlag W. Girardet wiederum alleiniger Gesell- 
schafter der Lokalfimk Wuppertal gewesen wäre. 

616 . In einem weiteren Fall wurden die Beteiligun- 
gen neu geordnet, nachdem das Bundeskartellamt 
Bedenken gegen die Beteiligungsmodalitäten des Ge- 
sellschaftervertrages zwischen insgesamt 42 in Hes- 
sen publizistisch tätigen Unternehmen geäußert 
hatte, die die Privat-Funk & Fernsehen Hessen GmbH 
& Co. Betriebs KG (FFH) gegründet haben. Nunmehr 
sind an der FFH sechs Gesellschafter einschließlich 


35) Da das ursprüngliche, den lokalen Rundfunk bevorzugende 
Rundfunkkonzept als gescheitert angesehen wird, ist eine 
NoveUierung des Landesmediengesetzes für das Frühjahr 
1990 geplant. 


der mit ihnen verbundenen Unternehmen mit Kom- 
manditanteüen unter 15 % beteiligt, deren Zeitungen 
in Hessen Auflagen von mehr als 90 000 Stück errei- 
chen (u. a. FAZ-Gruppe 14,99 %; ASV AG 14,97 %; 
Druck- und Verlagshaus Frankfurt GmbH 11,74 %; 
Verlag Dierichs GmbH & Co. KG 10,07 %). Somit er- 
füllte die Untemehmensgründung den Zusammen- 
schlußtatbestand nicht und unterlag daher nicht der 
Fusionskontrolle. 36) Ebenfalls schloß das Bundeskar- 
tellamt eine gemeinsame Beherrschung durch die 
sechs größten Gesellschafter aus. 

617 . Das Gemeinschaftsunternehmen Weser Rund- 
funk GmbH, Bremen, der vier Tageszeitungsverlage 
Bremer Tageszeitung AG, Ditzen Druck- und Verlags- 
GmbH, Nordwest-Zeitung Druck und Pressehaus 
GmbH und Riek KG bemüht sich derzeit in der Han- 
sestadt, welche als letztes Bundesland den Privatfunk 
einführt, um eine Sendegenehmigung. Von dem Zu- 
sammenschlußvorhaben gehen noch keine direkten 
Marktwirkungen aus. Nach Erhalt der Hörfunklizenz 
ist jedoch nicht auszuschließen, daß damit eine Ver- 
stärkimg der mutmaßlich marktbeherrschenden Stel- 
lung der Verlage in ihrem jeweüigen Verbreitungsge- 
biet bewirkt wird. Dadurch könnte der Substitutions- 
wettbewerb als Restwettbewerb eingeschränkt wer- 
den. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

618 . Vier größere Zeitungsverlage haben sich zu- 
dem nicht nur an privaten Hörfunkuntemehmen, son- 
dern auch im Bereich des Privatfernsehens beteiligt. 
Dabei wurden zwei Zusammenschlüsse zur Erstellung 
von regionalen Fensterprogrammen, einer zur Pro- 
duktion eines Spartenprogramms und einer zur allge- 
meinen Programmherstellung verzeichnet. 

619 . Die Rheinische Presse Rundfunk GmbH & 
Co. KG (RPR) hat sich mit 38 % an der neu gegründe- 
ten Tele West beteiligt, die Beteiligung der Westfäli- 
sche Presse Rundfunk GmbH beträgt 19 %, die der 
Westfüm Medien GmbH (WAZ-Gruppe) 38%. Das 
von Tele West zu erstellende regionale Fensterpro- 
gramm wird in Nordrhein- Westfalen von RTL plus 
ausgestrahlt. Zur Erstellung eines regionalen Fenster- 
programms für Rheinland-Pfalz erwarb die Mainzer 
Verlagsanstalt und Druckerei Will & Rothe GmbH & 
Co. KG (MVA) über ihre Tochtergesellschaft Rhein- 
Main-Tele-GmbH eine Minderheitsbeteüigimg von 
25,1 % an einem Gemeinschaftsunternehmen mit 
SAT 1 Satelliten-Fernsehen GmbH (74,9%), über de- 
ren Frequenzen das Programm ausgestrahlt wird. 

Obwohl beide Zeitungsverlage in ihren jeweiligen 
Kemverbreitungsgebieten marktbeherrschende Stel- 
lungen innehaben, erging in beiden Fällen keine Un- 
tersagungsverfügung. Das Bundeskartellamt mußte 
davon ausgehen, d^ beide Zusammenschlüsse zur 
Verbesserung der Wettbewerbssituation auf dem je- 
weils regionalen Teümarkt des Werbefernsehens füh- 
ren würden, da dieser bislang von den öffentlich- 
rechtlichen Regionalprogrammen dominiert wird. 

620 . Die Handelsblatt GmbH (Holtzbrinck- Gruppe) 
erhöhte ihre Beteiligung an der Börsenfernsehen 
GmbH von 22 % auf 27,5 %. Die restlichen Anteile 
werden von verschiedenen Banken gehalten, die 


36) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O,, Tz. 577 
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ASV AG ist mit unter 25 % gleichfalls beteihgt. Da die 
Zutrittsschranken zum Markt für die Produktion von 
Börsenprogrammen für das Fernsehen aufgrund des 
geringen Finanzierungsbedarfs als sehr niedrig anzu- 
sehen sind, untersagte das Bundeskartellamt die An- 
teilserhöhung nicht. 

621 . Die Madsack GmbH & Co, meldete gemeinsam 
mit der Multimedia GmbH die Gründimg der Multi- 
media Hannover Film- und Fernseh GmbH & Co. KG 
an. Die Gesellschaft soll im Bereich Film- und Fem- 
sehproduktionen tätig werden. Da der Marktanteil 
nicht anstaltsgebundener Produktionen vergleichs- 
weise niedrig ist und ebenfalls eine verstärkende Wir- 
kung auf die Position von Madsack im Zeitungsmarkt 
nicht zu erwarten ist, wurde dieser noch nicht vollzo- 
gene Zusammenschluß nicht untersagt. Zudem veräu- 
ßerte Madsack eine 30 %ige Beteiligung an der TVN- 
Television Programm- und Nachrichtengesellschaft 
mbH & Co. an die Studio Hamburg Atelier GmbH, 
eine 100 %ige Tochter der NDR Werbefernsehen und 
Werbefunk GmbH. Da der Markt für Femsehproduk- 
tionen als expansiv angesehen werden kann, wurde 
auch dieses noch nicht vollzogene Zusammenschluß- 
vorhaben nicht untersagt, obwohl hier im Vergleich 
zum vorstehenden FaU die Beteiligung eines Tochter- 
unternehmens einer öffentlich-rechtlichen Femseh- 
anstalt kritisch zu beurteüen ist. 

622 . Um einer weiteren Konzentration im Bereich 
der audiovisuellen Medien entgegenzuwirken, ist 
nicht nur der privilegierte Zugang marktbeherrschen- 
der Zeitimgsverlage zu privaten Rimdfimkgesell- 
schaften kritisch zu hinterfragen, sondern auch die 
mittelbare bzw. unmittelbare Beteiligung öffentlich- 
rechtlicher Anstalten. Nach Ansicht der Monopol- 
kommission handelt es sich dabei um eine die Grund- 
gedanken des dualen Rundfunksystems konterkarie- 
rende und ordnungspolitisch höchst bedenkliche Ent- 
wicklimg. 

623 . In diesem Zusammenhang erging im Fall des 
intra- und intermediären Zusammenschlußvorhabens 
zwischen dem Westdeutschen Rundfunk (WDR), der 
Pressefunk NRW und der Bertelsmann AG bei Grün- 
dung der Radio NRW GmbH, einer Gesellschaft zur 
Erstellung eines Hörfimkrahmenprogrammes, wegen 
der Verhinderung des Wettbewerbs zwischen öffent- 
lich-rechtlichem und privatem Rundfunk eine Unter- 
sagung. Gegen diese Entscheidung des Bundeskar- 
tellamtes haben die beteiligten Parteien Rechtsmittel 
beim Kammergericht eingelegt. 

An der Radio NRW GmbH sind die Pressefunk Nord- 
rhein-Westfalen Beteiligungsgesellschaft mbH mit 
55 %, der WDR mit 30 % sowie Bertelsmann mit 15 % 
beteihgt. Die Pressefimk & Co. wurde von nordrhein- 
westfähschen Zeitungsverlegem (WAZ- Gruppe 21 % 
der Gesellschaftsanteile; sonstige Tageszeitungsver- 
lage 67 %) und der ASV AG (12 %) gegründet, um die 
gemeinsamen Interessen innerhalb der Radio NRW 
wahrzunehmen. Zu den bedeutensten Zeitungsver- 
lagen gehören neben der WAZ-Gruppe die Rhei- 
nisch-Bergische Druckerei- und Verlagsgesell- 
schaft mbH, 37) Düsseldorf ( „ Rheinische Post " ) und die 
M. DuMont Schauberg Expedition der Kölnischen Zei- 

37) Vgl Tz. 613. 


tung GmbH & Co. KG („Kölner Stadt-Anzeiger"). Das 
Zusammenschlußvorhaben war auch auf seine Rück- 
kopplungswirkung im Markt für regionale und lokale 
Tageszeitungen zu prüfen, nicht zuletzt im Hinbhck 
auf die Regelungen des Landesrundfunkgesetzes 
(LRG) in NRW, 38) das den Zeitungsverlagen bevor- 
rechtigten Zugang zu den Betriebsgesellschaften für 
private Lokalradios einräumt. 

624 . Im Gegensatz zu den am Zusammenschluß Be- 
teüigten geht das Bundeskartellamt in seiner Prüfung 
von der vollen Anwendbarkeit der Fusionskontrolle 
des GWB auch auf die gemeinschaftiiche Gründung 
von Rundfunkuntemehmen aus. Selbst wenn diese 
den Formalansprüchen des LRG genügen, begrenzt 
das GWB die durch Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 GG ge- 
schützte Rundfunkfreiheit und die nmdfunkrechthche 
Gestaltungsfreiheit des Landesgesetzgebers. Somit 
unterhegen auch öffenthch-rechthche Rundfunkan- 
stalten der FusionskontroUe,39) die bei einem Zusam- 
menschluß mit privaten Rundfunkuntemehmen un- 
ternehmerisch, im Sinne des Unternehmensbegriffs 
des GWB, handeln. Eine Privüegiemng der unterneh- 
merisch und wettbewerbhch handelnden öffenthch- 
rechthchen Rundfunkanstalten in der Fusionskon- 
troUe beim Beteihgungserwerb an privaten Rund- 
funkanbietem ist nicht denkbar. 

Das BundeskarteUamt wertet in diesem Zusammen- 
hang Gebühreneinnahmen als Umsatzerlöse, so daß 
der Zusammenschluß der materieUen Fusionskon- 
troUe unzweifelhaft unterhegt. Es würde das Konkur- 
renzverhältnis zwischen öffenthch-rechthchen und 
privaten Rundfunkveranstaltem zu Lasten der priva- 
ten Wettbewerber verzerren, heße man diese unbe- 
rücksichtigt. Gebühren sind die Gegenleistung der 
Rezipienten für die Versorgung mit Rundfunkleistun- 
gen und stehen zudem den größten Einnahmeblock 
und damit die ökonomische Basis der öffenthch-recht- 
hchen Anstalten dar. 

625 , Das BundeskarteUamt sieht den WDR keinem 
wesenthchen Wettbewerb auf dem Markt für Hör- 
funkwerbung ausgesetzt. Der WDR betreibt seit No- 
vember 1987 im 1., 2. und 4. Hörfunkprogramm Wer- 
bung und ist bislang nur in Teilgebieten des Landes 
dem Wettbewerb durch die privaten Sender RTL, ra- 
dio ffn und SWF (die von außerhalb der Landesgren- 
zen senden) ausgesetzt. Hörfunkwerbimg wird vom 
BimdeskarteUamt als eher komplementär zur Fem- 
seh- und Tageszeitimgswerbimg angesehen. Einen 
Substitutionswettbewerb konstatierte das Bundeskar- 
teUamt dabei nur bei Markenartikelwerbung, die je- 
doch ledighch durchschnitthch 6 % des Anzeigenvo- 
lumens der Tageszeitungen ausmacht. Somit ergeben 
sich aus dem Zusammenschluß Rückwirkungen so- 
wohl auf dem Rundfunkwerbemarkt als auch auf den 
Zeitungsmärkten. 

Mit der 30 %igen Beteüigung an Radio NRW, einem 
potentieUen Wettbewerber, kann der WDR seine we- 
senthchen Unternehmensstrategien im nordrhein- 
westfähschen Werbemarkt abstimmen und so seine 


38 ) Vgl. Tz. 656 f. 

38) Damit fallen sie unter die Wettbewerbsregeln des EWG- 
Vertrages. Nach § 85 Abs. 3 EWG- Vertrag haben die ARD 
Anstalten auch eine Freistellung für den Globalvertrag 
(vgl. Tz. 635) erhalten. 
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derzeit marktbeherrschende Stellung absichem. Dies 
wird insbesondere ermöghcht durch die gemeinscime 
Herstellimg des Mantelprogramms, für das vorrangig 
Material des WDR genutzt werden soll, und durch die 
gemeinsame Werbeakquisition. Zudem will der WDR 
zukünftig mit Rücksicht auf das Gemeinschaftsunter- 
nehmen auf eigene lokale und regional unterteilte 
Werbesendungen verzichten. Hinzu kommt, daß die 
Zeitungsverleger über eine 55 %ige Beteüigung der 
Pressefunk NRW an Radio NRW beteüigt sind und als 
Hauptgesellschafter der lokalen Betriebsgesellschaf- 
ten über den Bezug des jeweihgen Mantelprogramms 
mitentscheiden. Auf diese Weise kann der Bezug des 
Mantelprogramms von Radio NRW sichergestellt wer- 
den, was wiederum andere potentielle Anbieter von 
Mantelprogramm vom Marktzutritt abhalten dürfte. 
Damit wird dieser potentielle Wettbewerb von vorn- 
herein unterbunden. 

626 . Das Bundeskartellamt nahm in seiner Untersa- 
gungsverfügung außerdem eine gemeinsame Beherr- 
schung der Pressefunk & Co. zunündest durch die grö- 
ßeren der beteüigten Zeitungsverlage an. Eine weit- 
gehende Interessenidentität liegt zwar gnmdsätzlich 
bei allen Gesellschaftern der I^essefunk & Co. vor, 
wird aber bei den Verlegern der drei regionalen oder 
überregionalen Tageszeitungen vom Bundeskartell- 
amt als größer bewertet als bei den Lokalzeitungsver- 
lagen. Nach Einschätzung des Bimdeskartellcuntes 
könnte die Beteüigung der größeren flächendecken- 
den Tageszeitimgsverlage an Radio NRW zur Absi- 
cherung der marktbeherrschenden Stellungen dieser 
Verlage auf regionalen Anzeigenmärkten führen. Et- 
waige Verbesserungen der Wettbewerbsbedingun- 
gen, die die Nachteüe der aus dem Zusammenschluß 
resultierenden Verschlechterung der wettbewerbh- 
chen Voraussetzungen im nordrhein-westfäüschen 
Hörfunksektor aufwiegen, waren nicht erkennbar. 

Bis zu einer höchstrichterÜchen Entscheidung über 
die Wirksamkeit der Untersagungsverfügung beab- 
sichtigt das Bundeskartellamt nicht, Entflechtungs- 
meißnahmen durchzuführen, so daß Radio NRW seine 
gerade aufgenommene Tätigkeit uneingeschränkt 
ausüben kann. Nachdem die Landesanstalt für Rund- 
funk (LfR) Radio NRW die Lizenz für das Rahmenpro- 
gramm in sieben Verbreitimgsgebieten erteüt und be- 
reits an einigen Standorten Lokalradiolizenzen verge- 
ben hat, startete im Frühjahr 1990 der Betriebsversuch 
LokcQradio in Nordrhein-WestfcQen. 

627 . In einem weiteren Fall untersucht das Bundes- 
kartellamt gleichfalls die Beteiligung einer öffenthch- 
rechtlichen Rundfunkanstalt an einem privaten Hör- 
funkprogramm. Der Saarländische Rundfunk ist Mit- 
gesellschafter der Euro-Radio Saar GmbH, die die ein- 
zige für das Saarland vergebene private Rundfunkli- 
zenz von der Landesanstalt für Rundfunk (LAR) erhal- 
ten hat. Hauptanteüseigner mit 45 % ist über die Ra- 
dio-Europa 1 AG, der französische Medienkonzem 
Hachette. Kleinere Beteüigimgen hegen bei den An- 
zeigenblattverlagen Union Druck- und Zeitungsver- 
lag GmbH und Leismann oHG sowie bei der Paulinus 
Druckerei. Die 20%ige Beteüigung des Saarländi- 
schen Rundfimks ermöghcht diesem aufgrund geseU- 
schaftsvertraghcher Vereinbarungen verschiedene 
Sperrmöghchkeiten. Begründet wurde die Lizenzver- 
gabe an Euro-Radio Saar danüt, daß ansonsten die 


Privat-Radio Saar GmbH, deren Großgesellschafter 
die „Saarbrücker Zeitung" ist, die Lizenz erhalten 
hätte. Unter diesen Umständen wäre der marktbe- 
herrschenden Zeitimg danüt auch der Markt für pri- 
vate Hörfunkwerbung zugefaUen. Zudem verweist 
die LAR darauf, daß der Saarländische Rundfunk be- 
reits von ebenfaUs im gesamten Saarland zu empfan- 
genden Sendern (Südwestfunk, Süddeutscher Rund- 
funk, Radio Luxemburg) einem nicht unerhebhchen 
Wettbewerb ausgesetzt sei. Es hätten weder mehrere 
konkurrierende Privatsender eine Chance auf Werbe- 
finanzienmg, noch sei ein konkurrierender Sender 
zum Saarländischen Rundfunk sinnvoU. 

628 . Als wettbewerbhch bedenklich ist auch die Ko- 
operation des Norddeutschen Rundfunks (NDR) mit 
dem privaten Hörfimksender Radio 107 beim Verkauf 
von Werbezeit einzustufen. Radio 107 überläßt gegen 
einen Pauschalbetrag einen Großteü seiner täghchen 
Sendezeit der NDR-Werbetochter NDR Plus und 
strahlt nahezu zeitgleich mit NDR 2 die dort gesende- 
ten Werbespots gleichfaüs aus. Das BundeskarteUamt 
prüft derzeit, ob dies eine Wettbewerbsbeschränkung 
im Sinne des § 1 GWB darsteUt. Die Beteüigten ver- 
treten den Standpimkt, daß beide Sender keine Wett- 
bewerber im Markt für Hörhmkwerbimg seien. Vom 
NDR werden hauptsächhch Markenartikel beworben, 
wogegen Radio 107 vorrangig bei im Stadtgebiet 
Hamburgs ansässigen Einzelhändlern und Dienstlei- 
stungsbetrieben Werbezeit akquiriere. Die Hambur- 
gische Anstalt für Neue Medien hat aus medienrecht- 
hcher Sicht keine Bedenken gegen diese Werbeko- 
operation geäußert. 

629 . Im Berichtszeitraum waren zudem mehrere Zu- 
sammenschlüsse von privaten Medienuntemehmen 
im Bereich Hörfunk und Fernsehen zu verzeichnen, 
die sämtiich vom BundeskarteUamt nicht imtersagt 
wurden. Ein Zusammenschlußvorhaben wurde je- 
doch von den Beteüigten aufgegeben, nachdem das 
BimdeskarteUamt Bedenken geäußert hatte. 

Mit der Anmeldung eines Zusammenschlussvorha- 
bens der Kirch-Gruppe mit der Axel Springer Ver- 
lag AG (ASV AG) soUten die kartellrechtlichen Fragen 
des Erwerbs einer mehr als 25 %igen Schachtelbetei- 
hgung durch die Taurus Film GmbH & Co. am Grund- 
kapital der ASV AG geklärt werden. Das Bundeskar- 
teUamt prüfte in diesem Zusammenhang u. a. den Ein- 
fluß von Leo Kirch bei der privaten FemsehgeseU- 
schaft SAT 1, an der er über die ProgrammgeseU- 
schaft PKS nach Angaben des BundeskarteUamts mit 
40 % beteüigt ist. Bei SAT 1 hält die ASV AG eine 
direkte Beteüigung von 15 %, ein weiterer GeseU- 
schafter ist die APF, an der die ASV AG wiederum zu 
36 % beteüigt ist. Bereits in den vergangenen Jahren 
konnte die Kirch-Gruppe ihre Position bei SAT 1 im- 
mer weiter ausbauen, zudem bestreitet der Sender 
sein Spielfilmprogramm fast ausschüeßUch mit Ktrch- 
Filmen. Daher war gleichfaüs Gegenstand der Prü- 
hmg, ob die MarktsteUung von Kirch bei Fümrechten 
durch den ZusammenschliüJ weiter abgesichert wer- 
den könnte. Im Ergebnis gelangte das BundeskarteU- 
amt zu der Auffassung, daß bei einer Minderheitsbe- 
teüigung von Kirch an Springer keine Verstärkung 
seiner Position bei SAT 1 zu erwarten sei. Hintergrund 
dieser Entscheidung war zum einen der Verkauf 
des Burda-Aktienpakets an die Springer-Erben 
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(AS KG),^o) wodurch auch bei einer Ausweitung der 
Kirch-Beteihgung an der ASV AG eine stärkere Be- 
einflussung des Springer-Vorstandes bei SAT 1 aus- 
zuschließen ist. Zum anderen bestätigte das Bundes- 
kartellamt zwar die derzeit relativ starke Marktstel- 
lung Kirchs auf dem Markt für Filmrechte, ging aber 
davon aus, daß diese sich in den kommenden Jahren 
abschwächen würde. Praktische Auswirkungen sind 
von der Genehmigung dieses Zusammenschlusses 
bisher nicht ausgegangen und aufgrund der Aktien- 
mehrheit der Springer-Erben bei der ASV AG wohl 
auch nicht zu erwarten. 

630 . Die Bertelsmann-Tochter Ufa-Film und Fernse- 
hen GmbH gründete gemeinsam mit der Canal Plus 
S. A., Paris, die Canal Plus GmbH, Frankfurt, an der 
beide Unternehmen jeweüs mit 50 % beteiligt sind. 
Untemehmenszweck ist das Betreiben eines Pay-TV- 
Kanals nach französischem Vorbüd in der Bundesre- 
publik Deutschland, also ein reines Spartenprogramm 
für Spielfilme und exklusive Sportereignisse ohne 
jede Werbung. Für die Prüfung des Zusammenschluß- 
vorhabens war der Markt für Fernsehen und insbe- 
sondere der Pay-TV-Markt Gegenstand der Prüfung 
durch das Bundeskartellamt. 

Für den allgememen Femsehmarkt ging man davon 
aus, daß es angesichts der Marktstellimg öffentlich- 
rechtlicher imd privater Femsehanbieter auch unter 
Berücksichtigung der Bertelsmann-Beteüigung bei 
RTL Plus zu keinem Entstehen oder zur Verstärkung 
einer marktbeherrschenden Stellung kommt. Für den 
Pay-TV-Markt ging man sowohl von Wettbewerb 
durch den bislang einzigen Anbieter Teleclub GmbH 
(Kirch-Gruppe) aus als auch von erheblicher Substitu- 
tionskonkurrenz von seiten des allgememen Fernse- 
hens, der Videoauswertimg und des Kinos. Durch das 
Hinzutreten der Canal Plus GmbH war somit eine 
Wettbewerbsbelebung im Bereich Abonnements- 
Femsehen zu erwarten und der Zusammenschluß 
wurde daher nicht untersagt. 

Zeitungsmeldungen zufolge wird sich nxm Teleclub 
mit 25 % an Canal Plus beteiligen. Unter dem Namen 
„Premiere" soll das Gemeinschaftsunternehmen ab 
Frühjahr 1991 einen neuen Pay-TV- Kanal betreiben. 
Begründet wird dieses neuerliche gemeinscune Enga- 
gement von Bertelsmemn und Kirch, die vor einigen 
Jahren zusammen mit Springer auch den Teleclub 
gründeten damit, daß der Markt derzeit wegen zu 
geringer Reichweite der bislang nur über Satellit und 
Kabel verbreiteten Abonnements- Kanäle, lediglich 
Platz für einen Anbieter lasse. Eine neue Quaütät ge- 
winnt dieser Zusammenschluß durch jetzt publik ge- 
wordene Kooperationsvereinbamngen zwischen ZDF 
und der Bertelsmann AG, u. a. auf dem Gebiet der 
Beschaffimg und Verwertung von audiovisuellen 
Rechten. 

631 . Bei der MehrheitsbeteÜigimg von Capital Ci- 
ties/ABC Video Enterprises Worldwide Holdings, Inc., 


40) Vgl. Tz. 596. 

41) Val. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 581. 


USA, an der Tele-München Fernseh GmbH & Co. Pro- 
duktionsgesellschaft ging man im Bundeskartellamt 
bei der wettbewerblichen Beurteilung des Zusam- 
menschlußvorhabens davon aus, daß auf dem Markt 
der Produktion imd Verwertimg von Filmen das Ent- 
stehen einer marktbeherrschenden Stellxmg auszu- 
schließen ist. Da gleichzeitig auf dem Markt für pri- 
vate Femsehanbieter, der aufgrund einer 45 %igen 
Beteiligung der Tele-München an der KMP Kabel 
Media Programmgesellschaft (Tele 5) in die Beurtei- 
lung einfließt, durch den Ressourcenzuwachs von ei- 
ner wettbewerbsfördemden Wirkung gegenüber 
SAT 1, RTL Plus sowie den öffentiich-rechtlichen 
Femsehanstalten ausgegeingen werden kann, wurde 
der Zusammenschluß nicht untersagt. Das ähnlich ge- 
lagerte Zusammenschlußvorhaben von Tele-Mün- 
chen und der im Verleih von Heim- Videofilmen täti- 
gen Vestron Pictures Germany GmbH wurde aus den 
genarmten Gründen ebenfalls nicht untersagt. Der 
Zusammenschluß wurde im Berichtszeitraum nicht als 
vollzogen gemeldet. 

632 . Bereits in dem Fall Tele-München/Capital Ci- 
ties/ABC nahm das Bundeskartellamt eine gemein- 
same Beherrschung der Tele-München durch die 
Kloiber-Gruppe und Capital Cities/ABC an. Beim Be- 
teüigimgserwerb der Compagnie Luxembourg eoise 
de Telediffusion (24 %) an der KMP, sowie dem Er- 
werb der Publitel Gesellschaft für Fernsehwerbung 
GmbH durch KMP ging das Bundeskartellamt jedoch 
davon aus, daß trotz der 46,1 %igen Beteüigxmg der 
CLT an RTL Plus kein wesentlicher Wettbewerb auf 
dem Markt für Fernsehwerbung verhindert wird. Da- 
her wurden auch diese beiden Zusammenschlüsse 
nicht untersagt. 

633 . Auf dem Markt der Femseh- und Filmproduk- 
tionen gründete RTL Baden-Württemberg gemeinsam 
mit der Lufthansa Design Center GmbH und der Tau- 
nus Film GmbH ein Gemeinschaftsunternehmen zur 
Herstellung von Special-Interest- Videos. Eine Unter- 
sagung erfolgte nicht, da die Marktzutrittsschranken 
des entsprechenden Teilmarktes äußerst gering 
sind. 

634 . Das Vorhaben der Südwestdeutsche Medfenge- 
sellschaft mbH (SWM), Stuttgart, eine Minderheitsbe- 
teiligimg an der Bürgerradio Studiogesellschaft mbH 
zu erwerben, wurde von den Beteiligten aufgegeben, 
nachdem das Bundeskartellamt Bedenken gegen die- 
sen Zusammenschluß geäußert hatte. Gegen die 
Gründung der RTL Baden-Württemberg GmbH & Co. 
KG durch die Compagnie Luxembourg eoise de Tele- 
diffusion (RTL/CLT), Luxemburg (70 %) und die Bür- 
gerradio Studio GmbH (24 %) bestanden dagegen 
keine Bedenken. Infolge der Übernahme durch RTL 
wird weder bei Hörfunkrahmenprogrammen noch 
beim Markt für Rundfimkwerbung eine marktbeherr- 
schende Stellung erreicht und oder gar verstärkt. Die 
drei Sender, welche bereits in Baden- Württemberg 
Verträge zur Übernahme von RTL-Radioprogrammen 
abgeschlossen haben, liegen im nordbadischen 
Raum, so daß eine räumliche Trennung zu dem neu 
hinzugewonnenen Markt in der Region Stuttgart vor- 
üegt. 
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3.2.2 Entscheidung des Kammergerichts und des 
Bundesgerichtshofes 

635. Der Globalvertrag des Deutschen Sportbun- 
des sowie einer Reihe von Sportverbänden mit den 
öffentlich-rechtlichen Rimdfimkanstalten von ARD 
und ZDF ist vom Bundeskartellamt rechtskräftig un- 
tersagt worden. Das Kammergericht hatte die Ent- 
scheidung 1988 bestätigt.43) Öffentlich-rechtliche 
Rimdfunkanstalten sind bei der Nachfrage nach Sen- 
derechten als Unternehmen tätig imd werden inso- 
weit vom GWB erfaßt. Auch stellen Verwertungs- 
rechte „Waren“ im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 2 GWB 
dar. Das Kammergericht kam zu dem Ergebnis, daß 
der Globalvertrag nach Inhalt, Umfang und Dauer 
darauf angelegt ist, die privaten Femsehveranstalter 
von einem wesentlichen Teil des Programmbeschaf- 
fungsmarktes femzuhalten. Dabei war die Ver- 
schlechterung der Bezugsmöglichkeiten vor allem 
darin zu sehen, daß es sich bei den betroffenen Sport- 
veranstaltungen um besonders publikumswirksame 
handelte, die für die Gestaltimg von Sportsendungen 
vorrangig sind. Es erkannte darauf, daß Exklusivver- 
träge im Bereich der Programmbeschaffung eine nor- 
male wirtschaftliche Erscheimmg sind, hat aber klar- 
gestellt, daß die Sperrwirkimg solcher Verträge von 
§ 18 GWB erfaßt ist. Der Argumentation der öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten, ihnen stehe wegen 
des verfassimgsrechtlich begründeten Grundversor- 
gimgsauftrages ein bevorrechtigter Zugang zum Pro- 
grammaterial zu, hielt das Kammergericht für uner- 
heblich. Der Globalvertrag würde auch ohne die vom 
Bundeskartellamt beanstandete Prioritätsklausel den 
Zugang zu den Sportveranstaltungen sichern. Die 
Aufhebimg dieser Vereinbarungen beschränkt die 
Rimdfunkfreiheit nicht imverhältiüsmäßig. 

Im März 1990 bestätigte der Bundesgerichtshof in sei- 
ner Entscheidung das Urteil des Kammergerichts imd 
damit die Untersagungsverfügung des Bundeskartell- 
amtes. Danüt hatten ARD imd ZDF auch in dieser 
Instanz keinen Erfolg mit der von ihnen vertretenen 
Auffassung, daß die angefochtene Untersagungsver- 
fügung auf den Bereich Programmbeschaffung und 
-gestaltung abstellt, der der alleinigen Gesetzge- 
bungskompetenz der Bundesländer obliege. 


4. Europäisches Medienrecht 

4.1 Karteilrecht der Europäischen Gemeinschaften 

636. Die Problematik der Definition und Abgren- 
zung rundfunk- und wettbewerblicher Regelungszu- 
ständigkeiten setzt sich im Kontext der fortschreiten- 
den Intemationalisierung der Medien auch auf euro- 
päischer Ebene fort. 

So ergab die kartellrechtliche Prüfung des Vertrages 
der Degeto mit MGM/United Artists durch die EG- 
Generaldirektion für Wettbewerb 1986, daß durch die 
ausschließlichen Rechte der ARD-Anstalten der Zu- 
gang zu den Filmen für Dritte unangemessen er- 

42) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 515. 

43) WuW/E OLG 4267. 


Schwert wurde.^^) im Anschluß an diese Entscheidung 
erklärte sich die ARD bereit, eine Lizensierung der 
Filme an andere Femsehanstalten unter bestimmten 
Bedingungen zu gestatten und zudem im gescunten 
Lizenzgebiet die Vergabe von Lizenzen für fremd- 
sprachige Ausstrahlung der Filme an andere Femseh- 
anstalten zu ermöglichen. Aufgrund dieser neuge- 
schaffenen Zugangsmöglichkeiten für Dritte zu den 
Filmen hat die EG-Kommission 1989 das Vertrags- 
werk gemäß Artikel 85 Abs. 3 EWGV vom Kartellver- 
bot freigestellt.^^) Diese Entscheidung machte erst- 
mals deutlich, daß Verträge über ausschließliche 
Femsehrechte im Hinblick auf Anzahl und Dauer der 
betroffenen Rechte gegen die EG-Wettbewerbsregeln 
verstoßen können und daß eine Freistellung nur dann 
in Betracht kommt, wenn angemessene Zugangsmög- 
lichkeiten für Dritte bestehen. 

637. Im Kabelregeling-Fäil entschied der Europäi- 
sche Gerichtshof (EuGH) 1988 über die Vereinbar- 
keit niederländischer Rundfunluregelungen mit der 
Dienstleistungsfreiheit des EWG Vertrages. Die nie- 
derländische Kabelregeling von 1984 beschränkt das 
Werbefernsehen auf eine öffentlich-rechtliche Stif- 
tung STER, deren Werbeaufkommen zum Betreiben 
kulturpolitischer Programme verwendet und zu einem 
geringen Teil auch zur Pressesubventionienmg her- 
angezogen wird. Mit dem Verbot der Werbung und 
des Untertitels bei einer Verbreitung von Rundfimk- 
und Fernsehprogrammen aus anderen Mitgliedsstaa- 
ten durch Kabel sollte STER gegen ausländische Kon- 
kurrenz durch Privatsender mit Werbebotschaften, 
die sich direkt an das niederländische Publikum rich- 
ten, abgeschirmt werden. Ausgenommen sind dem- 
gegenüber unmittelbar ausgestrahlte Programme, die 
sich nicht speziell an Niederländer richten und die von 
Teilen der Bevölkerung auch direkt zu empfangen 
sind. 

Der EuGH hat die Vorschriften über den freien Dienst- 
leistungsverkehr (Artikel 59 ff. EWGV) so ausgelegt, 
daß diese Vorschrift der Kabelregeling mit dem Ge- 
meinschaftsrecht unvereinbar ist. Denn das Free- 
Flow-Prinzip gibt den in den EG-Mitgliedstaaten zu- 
gelassenen Sendeuntemehmen das Recht, unbehin- 
dert ihre Programme in andere EG-Staaten abzustrah- 
len, wobei auch der Empfang solcher Sendungen 
durch öffentliche Eingriffe weder beschränkt noch 
verboten werden darf. Der EuGH bestätigte damit 
seine bisherige Rechtsprechung, daß die öffentlich- 
rechtliche Struktur des Rundfunks die Anwendbarkeit 
der Dienstleistungsfreiheit grundsätzlich nicht aus- 
schließt. Auch stellen die Werbesendungen hier 
Dienstleistungen gegen Entgelt von grenzüberschrei- 
tendem Charakter dar, wobei die Finanzierungsform 
letztlich nicht maßgeblich ist. Der Schutzzweck der 
Dienstleistungsfreiheit richtet sich insbesondere auf 
den potentiellen Marktzutritt bzw. den potentiellen 
Empfang. Der Gerichtshof ist also nicht der Argumen- 
tation der Niederlande gefolgt, daß die Regelung le- 
diglich Inlandsbezug habe. Für die Frage der Diskri- 


44) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 516. 

45) Vgl. Wirtschaft und Wettbewerb, Jg. 39, 1989, S. 994 f. 

4®) EuGH, Urteü vom 26. April 1988, Rs. 352/85, Bond van 
Adverteerders u. a. /Niederländischer Staat, Slg. 1988, 
S. 2085. 


284 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


minierung befand der EuGH, daß das Werbeverbot 
der Kabelregeling die ausländischen Privatsender dis- 
kriminiert, die speziell an das niederländische PubU- 
kum gerichtete (ggf. imtertitelte) Werbebotschaften 
senden, während niederländische Femsehveranstal- 
ter durch STER Werbesendungen ausstrahlen dür- 
fen.'*’^) Das letztlich aus kulturpoütischen Erwägungen 
implizierte Einnahmemonopol der STER kann nach 
Ansicht des EuGH allein nicht die als unverhältnismä- 
ßig bewerteten Werbebeschränkungen rechtfertigen. 
In seiner Entscheidung ist der Gerichtshof jedoch 
nicht wie erwartet auf die Anwendbarkeit des Arti- 
kel 10 der Menschenrechtskonvention eingegangen, 
so daß die Frage des wirtschaftsrechtlichen Gehalts 
dieser Norm noch nicht in letzter Instanz geklärt ist. 

638. Im Fall Magill TV Guide erging eine Entschei- 
dung der EG -Kommission 46) im Zusammenhang mit 
gewerblichen Schutzrechten. Die Ausübung eines na- 
tionalen Schutzrechtes durch Rundfunkanstalten auf 
dem Markt für Femsehprogrammführer sah die 
EG-Kommission als Mißbrauch im Sinne des Arti- 
kel 86 EWG -Vertrag, verhängte jedoch kein Bußgeld. 
Independent Television Publications Ltd. (FTP), British 
Broadcasting Corporation (BBC und British Enterpri- 
ses Ltd.) und Radio Telefis Eireann (RTE) geben in 
Irland tmd Nordirland selbst oder über Unternehmen, 
ein die sie die Programmrechte übertragen haben, drei 
verschiedene Programmführer nur für ihr jeweüs ei- 
genes Programm heraus. Die drei Femsehanstalten 
nüßbrauchen nach Auffassung der EG-Kommission 
ihre marktbeherrschende Stellung dazu, die Eüifüh- 
nmg eines umfassenden wöchentlichen Programm- 
führers zu verhindern. Das faktische Monopol der 
Fernsehgesellschaften, welches sich aus der „Kuppel- 
produktion" von Programmzusammenstellung und 
Programmübersichten ergibt, werde im Vereinigten 
Königreich sowie in Irland durch den den Anstalten 
zustehenden Urheberrechtschutz zu einem rechtli- 
chen Monopol verstärkt. Hierdurch werde dem 
Marktzutritt und damit dem Wettbewerb durch Dritte 
bereits vorab die Grundlage entzogen. Die EG-Kom- 
mission gelangte zu der Auffassung, daß die von FTP, 
BBC imd RTE verfolgte Praxis unangemessen restrik- 
tiv und darauf ausgerichtet ist, die Marktstellimg der 
eigenen Programmführer zu schützen, die weder un- 
tereincinder noch sonst dem Wettbewerb ausgesetzt 
sind. Durch die Verhinderung umfassender Fernseh- 
programmübersichten, in denen dann auch die zu- 
sätzlich empfangbaren Kabel- und Satellitenpro- 
gramme enthalten wären, werde der Wettbewerb zum 
Nachteü der Verbraucher eingeschränkt. 


4.2 Errichtung eines gemeinsamen Marktes für 
den Rundfunk 

639. Die fortschreitende technologische Entwick- 
lung mit einer durch Satelliten- und Kabeltechnologie 
vorangetriebenen grenzüberschreitenden Signal- 
übertragung erforderte im Zusammenhang mit dem 


47) Demgegenüber hatte der EuGH im Urteil vom 
18. März 1980, Rs. 62/79, Slg. 1980, S. 881, die Zulässigkeit 
des totalen aber nicht diskriminierenden Werbeverbots im 
belgischen Kabelfemsehen bestätigt. 

48) WuW/E EV 1447. 


geplanten Binnenmarkt ein einheitliches europäi- 
sches Regelwerk insbesondere zur Koordinienmg von 
Fernsehsendungen in den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft. 

Artikel 59 und 62 EWG-Vertrag schließen zwar förm- 
hch alle Restriktionen gegen den freien Rundfunk 
über die Grenzen der Mitgliedstaaten hinweg aus und 
nationale Regulierungen, die Rundfunk bzw. Pro- 
gramme aus anderen Mitgliedstaaten diskriminieren, 
waren hierdurch — zumindest prinzipiell — bereits 
nicht statthaft. Allerdings erlauben Artikel 6 und 56 
EWG-Vertrag, bestätigt durch die Judikatur des Euro- 
päischen Gerichtshofs, drei Ausnahmen von diesem 
Prinzip. Diese Ausnahmen stützen sich auf staatspoli- 
tische Gründe, öffentliche Sicherheit oder Gesund- 
heit. Dies bietet den Mitgtiedstaaten die Möglichkeit 
zur Abschottung der nationalen Rundfunkmärkte. Da- 
her endet der kulturelle Einflußbereich von Medien 
noch häufig an den jeweiligen Staatsgrenzen, ziunin- 
dest jedoch an den Sprachraumgrenzen innerhalb Eu- 
ropas. Zur Zeit werden ca. 80 % aller in der EG her- 
gesteUten Füme nur national ausgewertet. Neben den 
Sprachbarrieren grenzen regioncile, mentale bzw. 
kulturelle Gegebenheiten die Vermarktungsmöglich- 
keit von Medienprodukten weiter ein. Diese Akzep- 
tanzbarrieren sind es, die in einem grenzenlosen euro- 
päischen Fernsehmcirkt noch für längere Zeit ziel- 
gruppenorientierte Programmangebote erforderlich 
machen. Die fortschreitende Integration Europas in 
den 90er Jahren wird auf die Entwicklung der Me- 
dienmärkte imd auf die Unternehmensstrukturen in 
der Medienindustrie demnach geringeren Einfluß 
nehmen, als dies zunächst angenommen wurde. Es ist 
anzunehmen, daß der staatliche Einfluß im Bereich 
des terrestrischen Rundfunks in den Ländern der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften auch nach 1992 ähnlich 
groß ist und daß öff entiich-rechtliche Rundfunkunter- 
nehmen in der Medienlandschaft eine vergleichbar 
dominierende RoUe spielen werden wie heute. 

Dies gilt nicht zuletzt deshcilb, weil in Europa bislang 
erst durchschnittlich ca. 23 % der Haushalte an Kabel- 
netze angeschlossen sind, allerdings mit erheblichen 
regionalen und nationalen Unterschieden. In den 90er 
Jahren ist hier mit einer wachsenden Zahl für den 
Zuschauer verfügbarer nationaler Programme sowie 
mit signifikanten grenzüberschreitenden Programm- 
angeboten zu rechnen. Der direkt zu empfangende 
Satellitenrundfunk wird ständig an Bedeutung hinzu- 
gewinnen. 

640. Am 3. Oktober 1989 hat der Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaften die Richtlinie zur Koor- 
dinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgüedsstaaten über die Ausübung der 
Fernsehtätigkeit 49) (EG-Fernsehrichtlinie) erlassen. 
Die EG-Fernsehrichtlinie muß im Zusammenhang mit 
der Europäischen Konvention über grenzüberschrei- 
tendes Fernsehen des Europarats^^) vom 16. März 
1989 gesehen werden. Die Europaratskonvention 
schließt in das Regelwerk auch die Drittstaaten Euro- 
pas mit ein. Auf der Grundlage des Beschlusses vom 

49) ABI. 1989 Nr. L 298, S. 23. 

50) Vgl. European Convention on Transfrontier Television, Dok. 

CM (89/72), abgedruckt in Rundfunk und Fernsehen 1989, 

S. 335-345. 
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Gipfel in Rhodos am 3. Dezember 1988 wurden EG- 
Fernsehrichtlinie imd Europaratskonvention inhalt- 
hch koordiniert. Die Mitghedstaaten der EG sind der 
Konvention unter Wahrung der Pflichten aus dem 
EWG -Vertrag beigetreten. 

Die EG-Femsehrichtlinie, die sich im Gegensatz zu 
früheren Entwürfen nimmehr nicht auch auf Hörfunk- 
sendungen bezieht, soll als Teil des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs (Artikel 59 EWG-Vertrag) die Freiheit 
der Ausstrahlung und Verbreitung von Fernsehsen- 
dungen innerhalb der EG gewährleisten.^!) Zentrales 
Ziel ist die Schaffung eines Fernsehbinnenmarktes, in 
dem die Märkte der Mitghedstaaten für Femsehpro- 
grammanbieter aus der EG offen sind. Die EG-Fem- 
sehrichtlmie regelt bzw. harmonisiert nur das notwen- 
dige Mindestmaß, um den grenzüberschreitenden 
Programm- imd Sendeverkehr in der Gemeinschaft zu 
verwirklichen. Als Kontrollinstanz fimgiert das jewei- 
üge Herkunftsland. Nicht berührt wird die Zuständig- 
keit der Mitghedstaaten bzw. deren Unterorganisatio- 
nen für die Organisation und Finanzierung von Pro- 
grammen; dagegen sind die Programme in ihrer Her- 
kimft und Herstehimg, Zusammensetzimg bzw. Aus- 
gestaltung teilweise durch die Richtlinie reglemen- 
tiert. 

641 . Die Mitghedstaaten haben den freien Empfang 
und die xmgehinderte Weiterleitung von Fernsehsen- 
dungen aus anderen Mitghedstaaten zu gewährlei- 
sten. Der Sendestaat hat sicherzustehen, daß Fernseh- 
sendungen, die von Femsehveranstaltem gesendet 
werden imd die entweder der Rechtshoheit des Mit- 
ghedstaates unterworfen sind oder eine diesem zuge- 
teilte Satehitenfrequenz nutzen, dem geltenden Recht 
des Mitghedstaates entsprechen, das seinerseits der 
EG-Femsehrichtlinie entsprechen muß. Mitghedstaa- 
ten bleibt es unbenommen, für die ihrer Rechtshoheit 
unterworfenen Ferasehveranstalter strengere oder 
detailhertere Normen zu erlassen; ahe Programme, 
die den Normen der Richtlinie entsprechen, müssen 
jedoch frei zirkuheren köimen. 

642 . Die EG-Femsehrichtlinie enthält neben den Ju- 
gendschutzbestimmungen und Bestimmungen zum 
Gegendarstehungsrecht insbesondere einen umfang- 
reichen und detailherten Katalog von Werbe- und 
Sponsoring-Regelungen, die teilweise noch über die 
derzeit in der Bundesrepublik geltenden Vorschriften 
hinausgehen. 

Im einzelnen gilt die grundsätzhche Trennung von 
Werbung und Programmen sowie der Gmndsatz der 
Blockwerbung; Schleichwerbung ist ebenso untersagt 
wie jede Form der Werbung für Tabakerzeugnisse 
sowie die Werbung für Arzneimittel und ärzthche Be- 
handlungen, die verordnungspflichtig sind. Ebenso 
reglementiert sind Unterbrechungen von Sendungen 
durch Werbung und Sponsoring. Es gilt eine maxi- 
male Sendezeit für Werbung von 15 % von der tägh- 
chen Gesamtsendedauer bzw. von höchstens 20 % in 
der Stunde (eine Regelung die der Rundfunkstaats- 
vertrag von 1987 nicht vorsieht). 


5!) Die politische und rechtliche Einordnung der elektronischen 
Medien ist seit Mitte der 70er Jahre in der EG geklärt; Fern- 
sehsendungen sind ihrer Nato nach Dienstleistungen, so 
daß für sie Artikel 59 EWG-Vertrag gilt. 


Die Regelungen zur Werbimg stellen nach Ansicht der 
Monopolkommission einen weiteren Schritt zur Ver- 
festigtmg der Werbezeitregelung für die öffentlich- 
rechtlichen Femsehanstalten dar. Nach der EG-Fem- 
sehrichtlinie verbleibt für die erlaubte Werbezeit von 
ARD und ZDF eine Berechmmgsgmndlage von zwei 
Stimden, woraus eine täghche Werbezeit von 24 Mi- 
nuten folgt (jeweils 20 % je Stimde). Demgegenüber 
läßt der Rundfunkstaatsvertrag eine Gesamtwerbe- 
zeit von 20 Minuten täghch im Jahresdurchschnitt zu, 
wobei zusätzlich eine Kompensation nicht genutzter 
Werbeminuten bis auf max. 25 Minuten täghch mög- 
hch war, wovon ARD und ZDF insbesondere im Win- 
terhalbjahr Gebrauch machen. 

643 . Neben der Liberaüsierung des Fernsehmarktes 
in der EG zielt die Femsehrichtlinie über eine Ouoten- 
regelung für europäische Werke auf eine Fördemng 
der bislang kaum international konkurrenzfähigen 
europäischen Programmindustrie ab. Die in der EG- 
Fernsehrichtlinie nunmehr gefundene Formuhemng 
enthält keine bezifferte Quote, die der auf Betreiben 
Frankreichs zustande gekommene Richtlinienvor- 
schlag von 1986 noch vorsah.53) Jetzt haben die Mit- 
ghedstaaten im Rahmen des praktisch Durchführba- 
ren und mit angemessenen Mitteln dafür Sorge zu tra- 
gen, daß die Femsehveranstalter den Hauptteil ihrer 
Sendezeit aiißerhalb der Nachrichten, Sportberichte, 
Spielshows oder Werbe- und Teletextleistungen der 
Sendimg von europäischen Werken Vorbehalten. 
Hiervon sind wiedemm 10 % der Sendezeit oder 10 % 
der Programmbudgets für Werke unabhängiger Pro- 
grammproduzenten zu verwenden. 

Während die EG-Femsehrichtlinie als Ganzes bei ei- 
nigen Bimdesländem auf Widerstand stieß,^^) kriti- 
sierte die Bundesregiemng vorrangig eine verbindh- 
che Quotenregelung und damit eine industriepohti- 
sche Zielausweitung der Richtlinie. Die Zustimmung 
der Bundesregiemng gründete sich dann auch auf 
eine „Protokoherklärung^' zur EG-Femsehrichtlmie, 
nach der die umstrittene Quotenregelung ledighch als 
pohtische Absichtserklärung zu werten sei. Welche 
Wertigkeit dieser ProtokoUerklärung jedoch bei ei- 
nem eventuellen Rechtsstreit vor dem Europäischen 
Gerichtshof zukommt, ist noch fragüch. Im Zusam- 
menhang mit der Quotenregelung ist die Definition 
europäischer Werke der wohl strittigste Punkt. Neben 
Werken aus der DDR gelten auch solche Programme 
als europäisch im Sinne der Richtlinie, die entweder in 
einem Vertragsstaat der Europaratskonvention oder 
in einem europäischen Drittstaat produziert wurden, 
der ledighch ein Abkommen nach dem in Artikel 228 
EWG-Vertrag vorgesehenen Verfahren geschlossen 
hat. 

644 . Neben der vorrangig von den USA vorgetrage- 
nen Kritik, die die Richtlinie als protektionistisch und 
diskriminierend wertet, kommt zudem ein Verstoß ge- 
gen bestehende GATT-Regeln in Betracht. Zweifel 
bestehen auch im Hinbhck auf die Vereinbarkeit der 


52) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 529. 

53) 60 % der gesendeten Füme sollten in Europa produziert und 
mindestens 10 % der Programmbudgets sollten Erstsendun- 
gen unabhängiger Veranstalter Vorbehalten werden. 

54) Vgl. Tz. 670. 
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EG-Femsehrichtlinie mit der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention (EMRK). Während die Rege- 
lungen zur Öffnung der audiovisuellen Märkte der 
Mitgliedstaaten einer Vereinbarkeit mit Artikel 10 
i.V.m. Artikel 14 EMRK nicht entgegenstehen, ist die 
Quotenregelung mit Artikel 10 EMRK kaum verein- 
bar. 

Die EG bleibt im Hinblick auf die Marktöffnung inner- 
halb ihrer Regelungskompetenz. Die Öffnung des 
Femsehmarktes erfolgt nicht bedingungslos, sondern 
erst nach Harmonisierung der Mindeststandards. 
Strittig ist allenfalls, ob die EG hierbei weit genug 
gegangen ist. Da der für die Finanzierung der privaten 
Anbieter unerläßliche Werbebereich harmonisiert ist, 
können durch die Werbegrundsätze nur insoweit noch 
Wettbewerbsverzerrungen ausgelöst werden, als den 
öffentlich-rechtlichen Anstalten (z. B. in der Bundes- 
republik) zusätzlich Gebühreneinnahmen als Finan- 
zierungsquelle offenstehen. Die Harmonisierung der 
Programmgrundsätze erlaubt den Wettbewerbern nur 
wenig Spielraum bei der Bindung von Zuschauern. 
Zusätzlich erkennt auch die EMRK grundsätzlich 
Empfängern wie ausländischen Sendern ein Recht auf 
Marktöffnung zu. 

Der Schutzbereich von Artikel 10 EMRK wird aus vier 
Gründen durch die aus der Quotenregelung resultie- 
renden Beschränkimg der Rundfunkveranstalterfrei- 
heit berührt: 

— Einschränkung der Freiheit zur inhaltlichen Pro- 
grammgestaltung 

— Erhöhung der Produktionskosten für Programm- 
yeranstalter 

— Verschlechterung der Werbeeinnahmen 

— Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen gegen- 
über in die EG abstrahlende bzw. sendende dritt- 
staatliche Programmveranstalter. 

Die wesentliche Aufgabe von Artikel 10 EMRK liegt 
darin, den Rahmen zu sichern, in dem sich öffentliche 
Meinung bilden kann. Das Fernsehen ist heute eines 
der wichtigsten Medien zur Meinungsbildung, Des- 
halb sind weitreichende staatliche Eingriffe mit dem 
hierin liegenden Grundkonzept nicht zu vereinba- 
ren. 

Von allen Menschenrechten, die einen Schrankenvor- 
behalt umfassen, enthält Artikel 10 Abs. 2 EMRK den 
umfangreichsten Katalog von Zielen, um derentwillen 
in das Recht eingegriffen werden darf. Wirtschaftliche 
Ziele, wie die Quotenregelung zur Fördenmg der eu- 
ropäischen Progranunindustrie, sind darin nicht ent- 
halten. Unter Berücksichtigung der Kompetenzen der 
EG ist ein Rückgriff auf die kulturpolitische Begrün- 
dung der Quotenregelung gleichfalls zurückzuwei- 
sen. Artikel 4 bis 6 der EG-Femsehrichtlinie sind 
schwerlich vereinbar mit der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention. 

646 . Es bestehen von Seiten der Monopolkommis- 
sion zudem erhebliche Zweifel an der Effektivität der 
EG-Fernsehrichtlinie. So wirkt insbesondere der Kon- 
troUaiifwand prohibitiv. Da die Definition auf in Mit- 
gliedstaaten niedergelassene Programmproduzenten 
abzielt, könnte jeder derzeit „ausgeschlossene" Me- 


dienkonzem durch Errichtung von Tochtergesell- 
schaften oder über Gemeinschaftsproduktionen mit in 
Europa ansässigen Unternehmen die Richtlinie umge- 
hen. Da die Quotenregelung keinerlei Prime-time- 
Bindung enthält, bietet sich für jeden Femsehveran- 
stalter die Nutzung unattraktiver Sendezeiten zur 
Quotenerfüllung an, womit der eigentliche Zweck der 
Regelung unterlaufen würde. 

Abschließend ist für die Quotenregelung von Fem- 
seh- und auch Rundfimkprogrammen festzustellen, 
daß eine solche Regelung ordnungspolitisch bedenk- 
lich und darüber hinaus unvereinbar mit dem in der 
KSZE-Akte von Helsinki normierten freien Ruß von 
Ideen, Informationen und Meinungen ist. Eine frei- 
heitliche Medienlandschaft ist nach Ansicht der Mo- 
nopolkommission unvereinbar mit kultiirpolitischem 
Protektionismus. Inwieweit der nun ermöglichte in- 
nergemeinschaftliche Wettbewerb eine Homogeni- 
siemng des europäischen Medienmarktes bewirken 
wird bleibt fraglich, denn entscheidend für die Hete- 
rogenität der audiovisuellen Märkte sind die Nachfra- 
geunterschiede in den Mitgliedstaaten. 

646 . Bis zum 3. Oktober 1991 sind von den Mitglied- 
staaten die erforderhchen nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung der EG- 
Femsehrichtlinie zu erlassen. Die EG-Femsehrichtli- 
nie ist zwar nicht durch den Bundestag zu ratifizieren, 
eine Angleichung des deutschen Rechts ist dennoch 
erforderlich. Die föderale Struktur der Bundesrepu- 
blik Deutschland und die Kompetenzfestlegung ver- 
pflichten die Bundesländer zur Umsetzung. Eine er- 
neute Novelliemng des Rundfunkvertrages ist damit 
absehbar. Der Rundfunkstaats vertrag sieht zwar eine 
„Quotenregelung" vor — allerdings lediglich für die 
privaten Veranstalter von Rundfunkvollprogrammen. 
Bimdesweit ausgestrahlte private Vollprogramme sol- 
len danach einen wesentlichen Anteü an Eigen- und 
Auftragsproduktionen (inklusiv Gemeinschaftspro- 
duktionen) aus dem deutschsprachigen und europäi- 
schen Raum enthalten. Bis auf die Mediengesetze der 
Länder Baden-Württemberg, Bremen und Schleswig- 
Holstein sind diese Regelimgen in die Gesetzgebung 
der Länder bereits aufgenommen. Hier besteht also 
ebenfalls legislativer Handlungsbedarf wie auch bei 
den Programmanteüsregelungen für öffentlich-recht- 
liche Anstalten innerhalb des Rundfunkstaatsver- 
trags. 

647 . Zusätzlich zu der EG-Femsehrichtlinie unter- 
nahm die EG weitere Schritte hin zum gemeinsamen 
audiovisuellen Markt. 

1988 begann das EG-Modellvorhaben MEDIA zur Un- 
terstützung der audiovisuellen Industrie. 1989 ver- 
ständigten sich die Mitgliedstaaten auf eine gemein- 
schaftliche Strategie zur Fördenmg des hochauflösen- 
den Fernsehens (HDTV). Die europäische Norm soll 
weltweit für Herstellung und Austausch von HDTV- 
Programmen durchgesetzt werden. Die zuständige 
Generaldirektion arbeitet an Leitlinien zur Anwen- 
dung des EG -Wettbewerbsrechts auf den audiovisuel- 
len Sektor. Gnmdsätzlich gilt die im September 1990 
inkrafttretende EG -Fusionskontrolle auch für den Me- 
dienbereich. Doch erreichen Unternehmen dieser 
Branche in den seltensten Fällen das dabei zugnmde 
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gelegte Umsatzvolumen von 5 Milliarden ECU (das 
Gesamtmarktvolumen 1990 wird geschätzt auf 25 Mil- 
hcirden ECU). 


5. Rahmenbedingungen des Wettbewerbs der 
elektronischen Medien 

5.1 Infrastiiikturelle Entwicklung des Marktes 

648. Der Hörfunk- und Femsehsektor ist auch sie- 
ben Jcihre nach Einführung des privaten Rundfunks in 
der Bundesrepublik durch einschneidende Wettbe^ 
werbsverzerrungen zugunsten des öffentlich-rechtli^ 
chen Rundfunks gekennzeichnet. Neben rechtlichen 
sind es ökonomische und technische Faktoren, die bis- 
lang eine Entwicklung zum gleichberechtigten Ne- 
beneinander der beiden Untemehmensformen im Be- 
reich der elektronischen Medien verhindert haben. 

Die Judikatur des Bundesverfassungsgerichts, insbe- 
sondere das 5. Rundfunkurteil,55) und die den Rund- 
funkbereich regelnden Landesgesetze sowie der 
Rundfunkstaatsvertrag von 1987 haben einen rechtli- 
chen Rahmen geschaffen, der vielfach die Entwick- 
lung der Neuen Medien behindert hat. Daneben tra- 
ten auch im Berichtszeitraum 1988/1989 erneut infra- 
strukturelle Entwicklungen auf der Distributions- 
ebene auf, die für private Rundfunk- und Femsehver- 
anstalter (wie für die Medienindustrie) und letztlich 
auch für die Rezipienten Planungsunsicherheiten be- 
wirkt haben. 

649. Zur technischen Übermittlung von Rundfunk- 
und Fernsehprogrammen stehen drei unterschiedli- 
che Distributionswege zur Verfügung: 

— terrestrische Frequenzen (bis heute am weitesten 
verbreitet), 

— Breitband-Kabelnetz, 

— DBS (direktempfangbare Satelliten). 

Die terrestrischen Übertragungsmöglichkeiten sind in 
der Mehrzahl den öffentlich-rechtlichen Rundfunkan- 
stalten Vorbehalten. Strukturelle Markteintrittsbarrie- 
ren und Wettbewerbsnachteile für private Anbieter 
resultieren insbesondere daraus, daß weiterhin bei 
der Vergabe freier Frequenzen den öffentlich-rechtli- 
chen Anstalten Vorrang ^7) eingeräumt wird. Gleich- 
zeitig geht der Ausbau der Breitband-Kabelnetze in 
der Bundesrepublik nach der Verkabelung der Bal- 
lungszentren eher schleppend voran. Dabei kommt 
dem Kabelnetz gerade im Hinblick auf den durch die 
Entwicklung im Mobilfunkbereich ständig steigenden 
Frequenzbedarf für Individualkommunikation er- 
höhte Bedeutung zu. Derzeit bleibt die Akzeptanz des 
Kabelfemsehens und -hörfunks noch hinter den Er- 
wartungen zurück. Weniger als 50 % der Haus- 
halte, ^ß) die bereits heute die technische Möglichkeit 

55) Vgl. Monopolkommission, Haupt gutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 532. 

56) Vgl. Abschnitt 5.2. 

57) Vgl. Tz. 658 ff. 

58) Die Anschlußdichte (Zahl der bis zum Übergabepunkt ver- 
kabelten Haushalte im Verhältnis zu denen, die sich tatsäch- 
lich anschÜeßen lassen) betrug im 1. Quartal 1989 41,5 % 
und im 1. Quartal 1990 47,2 %. 


zum Anschluß an ein Kabelnetz haben, machen auch 
Gebrauch davon (vgl. Tabelle 9 und 10). Insgesamt 
sind derzeit in der Bundesrepublik Deutschland bezo- 
gen auf die Gesamtzahl der Haushalte ca. 25 % aller 
Haushalte an das Kabelnetz angeschlossen. 

Demgegenüber ist in Westeuropa eine steigende Ak- 
zeptanz der Satelliten-Direktempfänger bei Privat- 
haushalten zu konstatieren. Für die infrastrukturelle 
Entwicklung der Neuen Medien ist es dabei auch im 
Hinblick auf 1992 von besonderer Bedeutung, wel- 
chen staatlichen Regulierungen bzw. Genehmigungs- 
verfahren der private Empfang von Satellitenrund- 
funk ausgesetzt ist. 

650. In der Bundesrepublik konzentriert sich der Di- 
rektempfang auf den privaten luxemburgischen TV- 
Satelliten ASTRA, der 16 Programme europaweit in 
PAL-Norm ausstrahlt. Seit Ende März 1990 ist über 
ASTRA neben privaten Fernsehprogrammen auch 3- 
Sat als erstes öffentlich-rechtliches Programm von 
8 Millionen Haushalten in Europa zu empfangen. 
Dem 3-Sat-Vertrag ist nach ZDF, ORF und SRG nun- 
mehr auch der Deutsche Fernsehfunk (DFF) der DDR 
beigetreten. Der Individualempfang wird sich wohl 
auch zukünftig stark auf das luxemburgische System 
stützen, da bereits für Ende 1990 der Start eines zwei- 
ten ASTRA- Satelliten geplant ist. 

651. Der deutsche TV-Sat 2 der Ende September 
1989 seinen Sendebetrieb auf genommen hat, verfügt 
hingegen nur über fünf Übertragungskanäle und sen- 
det ebenso wie sein französischer Schwestersatellit 
TDF in der neuen Femsehnorm D2-MAC, für deren 
Empfang spezielle Fernsehgeräte bzw. Receiver (zur 
Umwandlung in PAL) erforderlich sind. TV-Sat 2 soll 
mittelfristig die veralteten Systeme Intelsat und ECS 
ablösen. D2-MAC gilt als Zwischenlösung zu 
HD-MAC, der europäischen Femsehnorm für HDTV 
(High Definition Tele Vision). ^9) Da in der Bundesre- 
publik alle 5 Programme, die derzeit von TV-Sat ge- 
sendet werden, auch mit herkömmlichen Antennen in 
PAL zu empfangen sind, besteht kaum Nachfrage 
nach geeigneten SateUitenempfangsanlagen oder 
D2-MAC geeigneten Fernsehgeräten. D2-MAC er- 
weist sich daher Wettbewerbs- und medienpolitisch 
als bedenklich, da durch die derzeitige Belegxmg des 
TV-Sat Frequenzen durch Programme mit geringen 
Reichweiten blockiert werden. 

Fragüch ist darüber hinaus, ob sich D2-MAC auch 
technisch durch die Weiterentwicklung zu HD-MAC 
überholt hat. Für 1995 ist bereits die Einführung die- 
ses neuen Übertragungsstandards geplant, der wie- 
derum speziell genormte Fernsehgeräte und darüber 
hinaus auch vollkommen neue Aufnahmetechniken 
erfordert. 

652. Im Jahre 1988 wurden RTL plus und SAT 1 
einige terrestrische Frequenzen neu zugeteüt, die je- 
doch regional sehr unterschiedlich über die Bundesre- 
publik verteilt sind. Wie wichtig diese Frequenzen 
beim derzeitigen Stand der Verkabelung für die 

58) Die amerikanischen Alternativen zu HD-MAC liegen zur 
Zeit in der voU zur bisher übüchen NTSC-Norm kompatiblen 
ACTV-I (Advanced Compatible Television System) und zum 
anderen in ACTV-II sowie in „Spectrum-Compatible- 
HDTV", 
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Tabelle 9 


Statistik der Kabelanschlüsse Stand: 31. März 1990 


Bundesland 

Wohnungen 

insgesamt 

Wohnungen 

Versorgungs- 
grad') (%) 

Anschluß- 
dichte 2) (%) 

anschließbar 

angeschlossen 

Baden- Württemberg 

3 855 000 

1 817 000 

926 000 

47.1 

50,9 

Bayern 

4 589 000 

2 413 000 

1 219 000 

52,5 

50,5 

Berlin 

1 083 000 

1 013 000 

536 000 

93,5 

52,9 

Bremen 

325 000 

313 000 

149 000 

96,3 

47,6 

Hamburg 

792 000 

644 000 

218 000 

81,3 

33,8 

Hessen 

2 363 000 

1 065 000 

555 000 

45,0 

52,1 

Niedersachsen 

2 961 000 

1 841 000 

839 000 

62,1 

45,5 

Nordrhein- Westfalen 

7 229 000 

3 717 000 

1 623 000 

51,4 

43,6 

Rheinland-Pfalz 

1 516 000 

766 000 

360 000 

50,5 

46,9 

Saarland 

438 000 

180 000 

87 000 

41,0 

48,3 

Schleswig-Holstein 

1 128 000 

684 000 

319 000 

60,6 

46,6 

Bundesweite 

ca. 26,3 Mio. 

14 453 000 

6 831 000 

55,0 

47,2 


1) Versorgungsgrad = 

2) Anschlußdichte = 


anschließbare Wohnung 
Gesamtzahl der Wohnungen 
angeschlossene Wohnungen 


anschließbare Wohnungen 
Quelle: Telekom Deutsche Bundespost 


Tabelle 10 


Entwicklung der Kabelanschlüsse seit 1982 Stand: 31. März 1990 


Jahr 

anschließbare 

angeschlossene 

Versorgungs- 

grad2)3) 

Anschlußdichte 4) 

Haushalte 
(in 1 000) 

(%) 

(%) 

Bestandsdaten 

MM 

6395) 


2 

47 


■IH 

1 733 


7 

34 


1984 

2 896 


11 

35 


1985 

4 710 


18 

33 


1986 

6 752 


26 

34 


1987 

8 859 

3 210 

34 

36 


1988 

11 700 

4 600 

45 

39 


1989 

14 100 

6 300 

53 

45 

Planungsdaten 

1990 

15 600-16 000 

-6 

-6 

-6 


1991 

17 000-17 500 

-6 

-6 

-6 


1) Angaben für Ende Dezember des jeweiligen Jahres. 

, anschließbare Wohnungen 

2) Versorgungsgrad = — — — — — ; 

Gesamtzahl der Wohnungen. 

3) Nach Berechnungen durch die Deutsche Bundespost. 

angeschlossene Wohnungen 
anschheßbare Wohnungen. 

5) Hochgerechnete Daten; alle Auswertungen früherer Jahre bezogen sich auf Übergabepunkte. 

6) Keine Angaben. 

Quelle: Telekom Deutsche Bundespost 
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Reichweite — und damit für die Wettbewerbsfähig- 
keit — privater Femsehveranstalter sind, verdeutli- 
chen die folgenden Zahlen.^O) RTL plus imd SAT 1 
erreichten Ende 1989 terrestrisch imd per Kabel ins- 
gesamt 13,19 Millionen imd 12,06 Mühonen Haus- 
halte, von denen jeweüs mehr als die Hälfte die bei- 
den Programme über herkömmliche Dachantennen 
empfingen (RTL plus: 7,26 Millionen; SAT 1: 6,09 Mü- 
lionen). Während RTL plus und SAT 1 zusammen 
Mcirktanteüe von 19,4 % an der täglichen Sehdauer 
bei der Gesamtheit der Femsehhaushalte verbuchten, 
lag ihr Marktanteü bei Kabelhaushalten zusammen 
bei 32,8 %. Bei der Gruppe von Haushalten, die die 
beiden Programme terrestrisch empfangen können, 
verbuchten sie einen Mcirktanteü von zusam- 
men 32,6 %. 

653. Für die strukturelle Entwicklung des Hörfunk’ 
Sektors ist kennzeichnend, daß im Berichtszeitraum 
von insgesamt ca. 100 privaten Hörfunksendem nur 
drei Veranstalter von landesweit ausgestrahlten Voll- 
programmen waren (Radio Schleswig-Holstein, 
Funk & Fernsehen Nordwestdeutschland und An- 
tenne Bayern). Dies resultiert nicht zuletzt daraus, daß 
die Anzahl öffentiich-rechtlicher Hörfunkprogramme 
weiter erhöht wurde, so daß für private Hörfunkpro- 
gramme kaum die erforderlichen UKW-Frequenzen 
bereitgesteUt werden konnten. Damit blieben die lu- 
krativen überregionalen Werbeaufträge in der Mehr- 
zahl der Bundesländer öffentlich-rechtlichen Anbie- 
tern Vorbehalten, während von den privaten Lokal- 
und Regionalanbietem kaum Gewinne realisiert wur- 
den. 

Der Ende September 1989 in Betrieb genommene 
FemmeldesateUit Kopernikus ermöglicht in der Bun- 
desrepubhk neben 12 TV- auch den Direktempfang 
von 16 Programmen Digitalen Satelliten Rundfunks, 
die auch in das Kabelnetz der Bundespost eingespeist 
werden. TV-Sat 2 strahlt die 16 Hörfunkprogramme 
gleichfalls aus, allerdings nur zwischen 1.00 Uhr und 
18.00 Uhr. 


5.2 Die Mediengesetzgebung der Bundesländer im 
Bericbtszeitraum 

654. Der Rundfunkstaatsvertrag der Bundesländer 
von 1987 regelt einheitliche Mindestgrundsätze für 
den Bereich Hörfimk und Fernsehen mit bundeswei- 
ter Verbindlichkeit. Er büdet den rechtiichen Ord- 
nungsrahmen für bundesweiten privaten Rundfunk 
und enthält Werberegelungen sowie Grundsätze der 
Finanzierung der öff entiich-rechtiichen Anstalten und 
des privaten Rundfunks. Letztere wurden durch den 
am 1. Januar 1990 in Kraft getretenen Rundfunkfinan- 
zierungsstaatsvertrag noveUiert.61) 

Die Gesetzgebimgskompetenz für den Rundfunksek- 
tor hegt bei den 11 Bundesländern, die für diesen 
Bereich jeweüs eigene Mediengesetze erlassen haben 


Vgl. Neueste Daten der GfK-Femsehforschung vom 1. De- 
zember 1989, in: Neue Medien, Jg. 4, Nr. 1, 1990, S. 46 ff. 
^') Staatsvertrag über die Höhe der Rundfunkgebühr und zur 
Änderung des Staatsvertrages über einen Finanzausgleich 
zwischen den Rundfunkanstalten; abgedruckt im GVBl. 
Niedersachsen 1988, S. 225. 


und von denen zum Teü recht unters chiedhche Ord- 
nungsmodeUe verwirkÜcht wurden.®^) 

655. Die Mediengesetze der Bundesländer regeln 
nicht nur das Verhältnis von öffentiich-rechtiichem 
und privatem Rundfimk, sondern sie haben erhebh- 
che Bedeutung für die Vermeidimg bzw. das Entste- 
hen ähnhch verkrusteter Marktstrukturen wie auf den 
Zeitungsmärkten, da von den Mediengesetzen auch 
die Zugangsvoraussetzungen zu den Neuen Medien 
definiert werden. Bislang ist es den verschiedenen 
Landesgesetzgebem nicht gelungen, dagegen wirk- 
same Beschränkungen aufzubauen. Die intermediäre 
Verflechtung zeigt insbesondere im Bereich des Hör- 
funks steigende Tendenz, wogegen im Femsehbe- 
reich eine Konstanz zu verzeichnen ist. Diese Kon- 
stanz läßt sich aus einem ungleich höheren Investi- 
tionsbedarf beim Fernsehen erklären. 

656. Das Rundfunkgesetz für das Land Nordrhein- 
Westfalen vom 11. Januar 1988^3) steUt die Rahmen- 
ordnung für den privaten Rimdfunk dar. Grundlage 
dieser Rahmenordnung ist die Trennung von wirt- 
schaftiicher und publizistischer Kompetenz. Dieses 
Mediengesetz basiert somit auf dem sogenannten 
Zwei-Säulen-Modell, dessen Prinzip es ist, den Finan- 
ziers keinen Einfluß auf Programminhcüte und den 
Programmgestaltem keinen Zugriff auf die Finanzen 
zu gestatten. Zudem wurde den finanzieU weniger 
attraktiven privaten Lokalsendem der Vorrang vor 
landesweit ausstrahlenden Privatprogrammen einge- 
räumt. In der praktischen Ausgestaltung steUt sich das 
Zwei-Säulen-ModeU so dar: 

Die Lizenzerteüung durch die Landesanstalt für Rund- 
funk (LfR) erfolgt nur, wenn eine Veranstalter- und 
eine BetriebsgeseUschaft sich vertraglich aneinander 
gebunden haben. Einzelveranstalter werden also 
nicht zugelassen. Die Veranstaltergemeinschaften, 
zuständig für die publizistische Seite, müssen Zusam- 
menschlüsse geseUschaftlich relevanter Gruppen sein 
(beispielsweise Parteien, Verbände, Arbeitgeber, Ge- 
werkschaften, Wohlfahrtsverbände etc.). In den für 
die wirtschaftliche Seite des Privatfunks zuständigen 
BetriebsgeseUschaften dürfen Unternehmen mit einer 
oder mehreren Tageszeitungen bis zu 75 % der An- 
teüe halten. Die restlichen Anteüe sind den Kommu- 
nen Vorbehalten. Verleger können nicht zugleich Ver- 
anstalter oder Betreiber sein. Der private Lokalfunk 
soU sich ausschließlich aus Werbimg finanzieren, wor- 
aus sich die besondere Bedeutung der Größe und an- 
derer Kennfaktoren für die Bestimmung der 45 einzel- 
nen Verbreitungsgebiete ergibt. Das landesweite 
Netz lokaler Sender wird durch ein landesweites, von 
Radio NRW ersteUtes Rahmenprogramm ergänzt.®^) 
Die jeweilige BetriebsgeseUschaft muß aber im Ein- 
zelfaU den Verträgen zur Übernahme eines Rahmen- 
programms durch die VeranstaltergeseUschaft zu- 
stimmen. 

Das nordrhein- westfälische Rundfimkgesetz enthält 
mit der genereUen Mindestanforderimg von acht 
Stunden Sendezeit (nur in einigen Gebieten reduziert 

Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 560 ff. 

63) GVBl. Nordrhein-Westfalen 1988, S. 6. 

64) Die zusätzliche fünfte Hörfunkfrequenz in NRW wurde nicht 
an private Veranstalter sondern an den WDR für ein kultu- 
relles Wortprogramm vergeben. 
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auf fünf Stunden/Tag) eine weitere den Aufbau von 
wettbewerbsfähigem Lokalfimk behindernde Rege- 
lung. Durch strikt voneinander abgegrenzte Sendege- 
biete ist den einzelnen Lokalsendem auch die Mög- 
hchkeit einer Kooperation verwehrt. 

657 . In Übereinstimmung mit der Einschätzimg des 
Bundeskartellamtes sieht die Monopolkommission 
wettbewerbsrechtlich bedenkliche Aspekte in der 
Ausgestaltung des nordrhein-westfälischen Rund- 
funkgesetzes: 

Öffenlich-rechtliche Rundfrmkanstcdten dürfen sich 
bis zu einem Drittel der Kapital- und Stimmrechtsan- 
teile an den Veranstaltergemeinschaften beteiligen, 
dies jedoch nur im Rahmen der für sie geltenden ge- 
setzlichen Bestimmungen.®^) Dazu gehört auch das 
GWB. Bei einer Beteiligung von über 30 % ist mit 
einer wettbewerbsbeschränkenden Wirkung sowohl 
auf dem Programm- als auch auf dem Werbemarkt 
auszugehen. Die Einbeziehung von Tageszeitimgsun- 
temehmen in die Betriebsgesellschaften kann allen- 
falls für Zweit- und Drittzeitungen positiv bewertet 
werden. Da das Anzeigengeschäft der Zeitungen und 
der Rundfunkwerbemarkt zwei verschiedenen, aber 
benachbarten Märkten zuzuordnen ist, keinn eine 
Doppelbeteüigung zur Absicherung lokaler Monopol- 
stellungen führen. Zudem ist denkbar, daß die Zei- 
tungskooperaüon im Hörfimk letztlich auch den Wett- 
bewerb der Print-Medien im Anzeigengeschäft beein- 
trächügt. 

658 . Die Kritik am Bremischen Landesmedienge- 
sefz®7) setzt bei der Zuteilung terrestrischer Frequen- 
zen für Fernsehprogramme imd Rundfimkprogramme 
an. Das Bremische Landesmediengesetz räumt dabei 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten Radio 
Bremen und ZDF Vorrang vor privaten Anbietern ein. 
Den privaten Femsehveranstaltem bleiben durch 
diese Regelung ledighch unattraktive Sendezeiten. 
Eine dritte Frequenz, die den Privaten Vorbehalten 
bleiben soll, ist technisch noch nicht betriebsbereit. Im 
Gespräch ist eine Aufteilung der Sendezeit unter den 
überregionalen privaten Femsehveranstaltem. Eine 
vierte Frequenz wird noch geprüft. In einem „Be- 
triebsversuch" sind nunmehr in Bremen die Satelh- 
tenprogramme der öffentlich-rechtlichen Anstalten 
(Eins Plus und 3 Sat) über Hausantenne zu empfan- 
gen. Wettbewerbsverzerrend wirken darüber hinaus 
auch die den Hörfunk betreffenden Regelungen, die 
eine Vorrangstellung für Radio Bremen sowohl bei 
terrestrischen als auch bei Übertragungskapazitäten 
für digitalen, per Satellit verbreiteten Hörfunk fest- 
schreiben. 


65) Vgl. BKartA B6-71/88 sowie Tz. 624 ff. 

66) Ebenfalls vom 11. Januar 1988 datiert das Gesetz über den 
„Westdeutschen Rundfunk Köln" (WDR-Gesetz), dessen 
Neufassung u. a. auch die Beteiligung an anderen — sowohl 
gewerbüchen als auch gemeinnützigen — Unternehmen zur 
Herstellung und zur wirtschaftiichen Verwertung von Rund- 
funkproduktionen vorsieht. Das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über den WDR und das Rimdfunkgesetz 
für das Land Nordrhein -Westfalen (2. Rundfunkänderungs- 
gesetz), GVBl. Nordrhein- Westfalen 1990, S. 138, behält die 
oben kritisierten Bestimmungen bei und beschränkt sich im 
wesentiichen auf Anpassungen zur unentgeltiichen Kurzbe- 
richterstattimg (vgl. Tz. 666). 

67) Bremisches Landesmediengesetz (BremLMG), GVBl. Bre- 
men 1989, S. 77. 


659 . Am 18. Dezember 1989 novellierte das Land 
Schleswig-Holstein das Landesmediengesetz, wel- 
ches im Januar 1990 üi Kraft trat. Das neue Landes- 
mediengesetz enthält wesentliche, die Wettbewerbs- 
chancen privater Anbieter verschlechternde Regelun- 
gen. Diese resultieren beispielsweise aus den erheb- 
lich gestiegenen Programmanforderungen für Voll- 
programme (Verpflichtung zum „Binnenpluralis- 
mus") und der Verkürzung der erteilten Lizenzdauer. 
Die Zuordnimg der ohnehin knappen terrestrischen 
Lizenzen bzw. der Kanäle erfolgt nimmehr durch den 
Landtag, nicht mehr durch die Unabhängige Landes- 
anstalt für das Rundfunkwesen (ULR), und diese kön- 
nen zudem auch für werbetreibenden Lokalfunk frei- 
gegeben werden. 

660 . Aus dem nordrhein-westfälischen Rimdfunkge- 
setz sowie den bremischen und schleswig-holsteini- 
schen Landesmediengesetzen wird die Bestrebung 
deutlich, den strukturellen Wettbewerbsvorsprung 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten abzusi- 
chern. Diese Regelungen verdeuthchen, wie die vom 
BVerfG im Fünften Rundfunkurteü ausgesprochene 
Bestands-, Entwicklungs- und Finanzierungsgarantie 
zur Ausweitung öffentlich-rechtlicher Programme im 
Sinne einer Höchstversorgung ausgenutzt wird. Die 
Landesmediengesetze wurden hier eingesetzt zu ei- 
ner Zementierung überkommener Medienstrukturen, 
die in einem „Europa des Fernsehens ohne Grenzen" 
ihre Existenzberechtigung bald endgültig vertieren 
dürften. 

661 . Ähnliche Zielsetzungen verfolgten auch die 
Bundesländer Hamburg, Niedersachsen und Schles- 
wig-Holstein, die 1989 dem NDR weitere UKW-Fre- 
quenzen zur Nutzung überlassen haben.®^) Diese Fre- 
quenzen sollen der Schließung von Versorgungslük- 
ken für die drei niedersächsischen Hörfunkpro- 
gramme und das schleswig-holsteinische 1. Hörfunk- 
programm dienen. Zusätzlich schlossen die drei Bun- 
desländer einen Staatsvertrag über die Konkursunfä- 
higkeit des NDR."^®) 

662 . Das Hessische Privatrundfunkgesetz’^^) dage- 
gen beinhaltet u. a. eine Festschreibung der öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten auf die ihnen bei 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Verfügimg stehenden 
Übertragimgskapazitäten. Das Konzept für privaten 
Hörfunk stützt sich auf eine landesweite Senderkette, 
ein in anderen Bundesländern praktiziertes Fre- 
quenzsptitttng ist nicht vorgesehen. Die Finanzierung 
erfolgt durch landesweite Werbung, wodurch dem 
privaten Rundfimk wirtschaftlicher Wettbewerb mit 
dem gleichfalls landesweit Werbezeit anbietenden 
Hessischen Rundfimk ermöglicht wird. Eine Klausel 
für Sendrmgen mit lokcdem oder regionedem Bezug 
schränkt den Einfluß von Verlegern auf Zutieferpro- 
gramme ein. 


68) »Neufassung des Rundfunkgesetzes für das Land Schleswig- 
Holstein (Landesrundfunkgesetz-LRG), GVBl. Schleswig- 
Holstein 1989, S. 225. 

69) Gesetz zum Staatsvertrag über die Nutzung von UKW-Fre- 
quenzen im Bereich 100 bis 108 MHz durch den NDR vom 
15. November 1988, GVBl. Hamburg 1988, S, 221. 

70) Gesetz zum Staats vertrag über die Konkursunfähigkeit des 
NDR vom 19. Dezember 1988, GVBl. Hamburg 1988, 
S. 313. 

71) Gesetz über den privaten Rundfunk (Hessisches Privatrund- 
funkgesetz), Hess. GVBl. Teil I, 1988, S. 385. 
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663. Das Landesmediengesetz Baden-Württem- 
bergs’^^) wurde kurz vor dem Berichtszeitraum dieses 
Hauptgutachtens noveUiert. Positiv zu bewerten ist, 
daß das Verhältnis zwischen Öffentlich-rechthchen 
Rimdfunkanstaiten und privaten Rimdfunkveranstal- 
tem im Vergleich zu dem Gesetz von 1985 eine neue 
Quahtät durch ein Werbeverbot für alle lokalen und 
regionalen Programme der Landesrundfunkanstalten 
erhält. Allerdings hat das durch die Gesetzesnovelle 
eingeführte Sphtting für privatwirtschaftiich genutzte 
Frequenzen erhebhche Nachteile für kleinere lokale 
Sender mit sich gebracht. Zur Sicherung der Mei- 
nimgsvielfalt wurde nur eine wenig greifende Klausel 
zur Vermeidung von Verlegerbeteüigungen auf ge- 
nommen. 

Da sich das Modell des Privatfunks auf eine Vielzahl 
unabhängiger Lokal- und Regionalsender stützt, ohne 
daß bei der Lizenzvergabe wirtschaftiiche Planimgs- 
größen oder die technische Optimierung des Konzepts 
berücksichtigt wurden, sind viele der Sender auf- 
gnmd unzureichender Reichweiten imd Werbeein- 
nahmen in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten. 
Die Landesregierung diskutiert daher eine Verände- 
rung des Landesmediengesetzes, z. B. in Richtung ei- 
ner Hörfunkkette. 

664. Die Novellierung des Landesrundfunkgesetzes 
in Rheinland-Pfalz’^^) gründet sich auf die Anpassung 
landesgesetzhcher Regelungen an den Rundfimk- 
staatsvertrag von 1987. Das Rundfunkgesetz für das 
Saarland wurde nur marginal, das Bayerische Me- 
diengesetz sowie die rundfunkrechtiichen Regelun- 
gen für das Land Berlin wurden im Berichtszeitraum 
nicht geändert. 

665. Von den Bundesländern Bremen, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen und Saarland wurde der West- 
schienen- Staatsvertrag’^^) ratifiziert. Der Vertrag, der 
am 1. Januar 1990 in Kraft trat, regelt die Nutzung 
eines Femsehkanals auf dem TV-SAT 2 durch eine 
private Veranstaltergemeinschaft sowie deren Beteili- 
gung an terrestrischen Frequenzen. Der Westschie- 
nen- Staats vertrag orientiert sich an Zulassungsvor- 
aussetzungen und Programmgrundsätzen des Rimd- 
funkstaatsvertrages. Die Zulassung soll im Konsens 
mit den Landesmedienanstalten der beteiligten Bun- 
desländer erfolgen. 


5.3 Femsehkurzberichterstattung 

666. Im Dezember 1989 haben sich die Ministerprä- 
sidenten der Länder auf eine Ergänzung des Rund- 
funkstaatsvertrages von 1987 im HinbUck auf die 
Femsehkurzberichterstattung geeiiügt. Im März 1990 
Unterzeichneten die Miiüsterpräsidenten nunmehr 
die entsprechenden Artikel 10 a— f über die unent- 
geltiiche Kurzberichterstattung von 90 Sekunden 
auch bei exklusiver Vergabe der Senderechte von 

^2) Landesmediengesetz Baden-Württemberg (LMedienG) vom 
14. Dezember 1987, GVBl. Baden-Württemberg 1987, 
S. 728. 

Landesrundfunkgesetz für das Land Rheinland-Pfalz vom 
5. Juli 1988, GVBl. Rheinland-Pfalz 1988, S. 123. 

Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Veranstaltung von 
Fernsehen über SateUit (Satellitenfemseh-Staatsvertrag) 
GVBl,, Bremen 1989, S. 387. 


Sportveranstaltungen imd -ereignissen. Die Regelun- 
gen beziehen sich generell auf Veranstaltungen und 
Ereignisse, die öffentlich zugänghch tind von allge- 
meinem Interesse sind. Diese Ergänzung des Rund- 
funkstaatsvertrages muß noch von den Länderparla- 
menten ratifiziert werden. Landesrechtiiche Regelun- 
gen zur Kurzberichterstattung gab es bereits in den 
Bundesländern Bremen, Hamburg, Schleswig-Hol- 
stein, Nordrhein-Westfalen und Saarland. 

Mit dem Staatsvertrag wird zugleich dem Auftrag des 
Artikel 9 der Europarats-Konvention über grenzüber- 
schreitendes Fernsehen nachgekommen, wonach bei 
Bestehen exklusiver Senderechte die rechtiichen 
Maßnahmen zu prüfen sind, mit denen das Recht der 
Öffentiichkeit auf Information über bedeutende Er- 
eignisse sichergestellt werden kann. In der Begrün- 
dung der Ändenmg des Rundfimkstaatsvertrages 
heißt es u. a., daß das Informationsrecht der Zuschauer 
ein höher zu wertendes Rechtsgut sei als der Besitz (an 
Senderechten). Aus der Abwägung der Berichterstat- 
tungs- und Meinungsbildungsfreiheit nach Artikel 5 
GG mit dem nach Artikel 14 GG geschützten Verwer- 
tungsrecht des Veranstalters oder Ereignisträgers er- 
gebe sich, daß eine unentgeltliche Berichterstattung 
nur als Nachricht, d. h. auf 90 Sekunden begrenzt, 
unentgeltlich zulässig sein müsse. 

667. Nach Auffassung der Monopolkommission tie- 
fert die Tatsache, das Senderecht für aktuelle Ereig- 
nisse als Bestandteil des „Grundversorgungsauftra- 
ges" der öffentlich-rechtlichen Rundfimkanstalten 
anzusehen, keine ausreichende Begründung dafür, 
daß dieses vom Veranstalter bzw. Erstrechteinhaber 
unentgeltiich eingeräumt werden muß. Fraghch kann 
nur sein, ob ein solcher Eingriff in das immaterielle 
Eigentum auf seiten der Veranstalter sich im Rahmen 
der Sozialpflichtigkeit des Eigentums hält imd ent- 
schädigiingslos hinzfinehmen ist. Zeitungsmeldun- 
gen zufolge will der Deutsche Sportbimd eine verfas- 
sungsgerichtliche Klärung über die imentgeltliche 
Femsehkurzberichterstattung herbeiführen. 


5.4 Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts 

668. Im Berichtszeitraum ist kein weiteres Rund- 
funkurteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 
ergangen. Für 1990 wird jedoch mit einer neuen Ent- 
scheidung in Bezug auf die von Artikel 5 Absatz 1 
Satz 2 GG gewährleistete Rundfunkfreiheit gerech- 
net. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat am 10. Fe- 
bmar 1988 eine NormenkontroUklage gegen das 
nordrhein-westfälische Landesrundfunkgesetz beim 
Bundesverfassungsgericht eingereicht. Nach Ansicht 
der CDU/CSU verstößt das Landesrundfunkgesetz 
gegen die von Artikel 5 GG garantierte Rundfunkfrei- 
heit. Verleger und Kommunen komme durch die ih- 
nen zugewiesene Rolle als Finanziers der Betriebsge- 
sellschaften für Lokcilfunk zu wenig Einfluß auf die 
Programmgestaltung zu. Auch die Zusammenarbeit 
des WDR mit nordrhein-westfäüschen Zeitungsverla- 
gen bei Radio NRW *^5) ist Gegenstand der Klage. 


?5) Vgl. Tz. 623 ff. 
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669 . Die Monopolkommission steht einer größeren 
Einflußnahme von Verlegern auf die Programmge- 
staltung im privaten Rundfimk eher kritisch gegen- 
über. Die derzeitige Praxis, bei der Lizenzvergabe für 
den Lokalfimk gezielt Zeitimgsverlage mit lokalen 
oder regionalen Monopolstellungen zu bevorzugen, 
stößt auf erhebliche Bedenken. Eine Bevorzugung von 
Verlegern vor anderen gesellschaftlichen Gruppen ist 
auch ökonomisch nicht zu rechtfertigen. Von einer 
Ausweitimg der Verlegerbeteiligungen kann eine Be- 
schränkimg des Substitutionswettbewerbs zwischen 
Printmedien und audiovisuellen Medien ausgehen, 
woraus wiederum PluraÜtätsbeschränkungen der Me- 
dieninhalte resultieren. 

Dagegen würde es die Monopolkommission begrü- 
ßen, wenn das Bundesverfassungsgericht in seinem 
ausstehenden 6. Rundfunkurteil der fortdauernden 
Expansiorisstrategie öffentlich-rechtlicher Rundfimk- 
anstalten Grenzen setzte. Die Monopolkommission 
hatte bereits in ihrem letzten Hauptgutachten auf 
die Gefahren der Bestands-, Entwicklungs- und Fi- 
nanzierungsgarantie für die öffentlich-rechtlichen 
Anstalten hingewiesen. Wie die Entwicklung im Be- 
richtszeitraum gezeigt hat, sind die diesbezüglichen 
Befürchhmgen voll bestätigt worden. Die öffentlich- 
rechtlichen Anstalten sahen sich durch die bisherige 
Rechtsprechung des Bimdesverfassungsgerichts nicht 
nur berechtigt, sondern offenbar sogar verpflichtet, 
auf den Wettbewerb mit Erweiterung des Programm- 
spektrums bis hin zu Beteiligungserwerben an priva- 
ten Rundfunkgesellschaften zu reagieren. Mit der 
Entscheidung über das nordrhein-westfälische Lan- 
desrundfunkgesetz bietet sich die Möglichkeit, bishe- 
rige Unklarheiten in Richtung auf ein stärker wettbe- 
werbsorientiertes Ordnungsmodell für den Rimdfunk- 
markt zu beseitigen. 

670 . Der zweite Senat des Bundesverfassungsge- 
richtes hat am 11. Januar 1989 einen Antrag der Baye- 
rischen Landesregierung auf Erlaß einer Einstweili- 
gen Anordnung gegen die Zustimmung der Bundes- 
regierung zur EG-Femsehrichtlinie abgewiesen.'^^) 
Die Bayerische Lcindesregierung vertrat in ihrem An- 
trag die Ansicht, daß der Beschluß der Bundesregie- 
nmg vom 8. März 1989, wonach sie gnmdsätzlich ei- 
ner EG-Regelung der Rundfimkmaterie zustimme, die 
in Artikel 30 GG normierte Rundfunkhoheit des Frei- 
staates Bayern verletze. Das Hauptsacheverfahren, 
dem sechs andere Bundesländer beigetreten sind, be- 
findet sich derzeit noch in der Schwebe. Da der Bund 
als Adressat der Richtlinie im Falle einer Weigerung 
der Bimdesländer, der Richtlinie innerstaatliche Gel- 
tung zu verschaffen, einem Vertragsverletzungsver- 
fahren der EG ausgesetzt ist, folgt daraus die Pflicht 
der Länder,7ö) die Richtlinie durchzuführen. Das Prin- 
zip der Bundestreue beschränkt deshalb die den 
Ländern nach dem Grundgesetz zustehende Kompe- 
tenz für den Rundfunkbereich. 


’6) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 531 f. 

’7) BVerfG 11. April 1989, ZUM 1989, 235 f. 

Innerstaatlich besteht die Rundfunkhoheit der Bundeslän- 
der; eine Bundeskompetenz ist allenfalls als Sicherungs- 
kompetenz mittelbar aus Artikel 37 GG ableitbar. 


6. Zusammenfassung und Empfehlungen 

671 . Die Übersicht über Konzentration imd Wettbe- 
werb im Medienbereich hat deutlich gemacht, daß in 
diesem Sektor ordnungspolitische Defizite unverän- 
dert fortdauern. Von Konsumentensouveränität auf 
den Rundfunkmärkten kann keine Rede sein. Das 
Angebot der öffentlich-rechtlichen Anstalten wird 
zwangsfinanziert (Gebühren). Für private Anbieter ist 
der Rimdfunkhörer oder der Fernsehzuschauer vor- 
nehmlich als Konsument von Werbung interessant. 
Der Zugang zu den Märkten ist nicht offen. Hörfunk 
und Fernsehen sind vielmehr hochreguliert. Dieser 
Befund gilt, obwohl die ursprünglichen Gründe für 
solchen wettbewerblichen Ausnahmebereich heute 
weitgehend entfallen sind (Frequenzmangel, beson- 
derer Finanzierungsaufwand für einen Marktzu- 
gang). Diese Defizite sind aus drei Gründen schwer- 
wiegend: 

— Der Medienbereich ist wirtschaftlich von großem 
Gewicht. 

— In ihm vollzieht sich politische Aufklärung und 
Willensbildung. 

— Angesichts einer nicht optimalen Ordnungsstruk- 
tur könnten deutsche Anbieter im sich abzeich- 
nenden grenzüberschreitenden Wettbewerb zu- 
nehmend ins Hintertreffen geraten. 

Die Monopolkommission hält es deshalb für wichtig, 
daß die einschlägige Reformdiskussion nicht abbricht, 
sondern weitergeführt wird. 

672 . Die überkommenen öffentlich-rechtlichen 
Strukturen haben sich eher weiter verfestigt. Die öf- 
fentlich-rechtlichen Rundfimkanstalten verstehen 
sich unverändert so, daß sie im Grundsatz außerhalb 
der Wettbewerbsgesetze stehen. Ihre Argumentation 
im Verfahren Globalvertrag'^^) und im Zusammen- 
schlußfall WDR/Radio NRW^^) hat dies erneut belegt. 
Auf das Aufkommen privater Konkurrenz haben sie 
durch Ausdehnung und Regionalisierung ihres Pro- 
grammangebotes reagiert. Marktnischen werden auf 
diese Weise verstopft. Die Beschaffung wichtiger Pro- 
grammteüe (Filme, Sportsendungen) versuchten sie 
durch Ausschließlichkeitsvereinbarungen abzusi- 
chem. Gleichzeitig wurden dadurch die Beschaf- 
fungsmöglichkeiten privater Anbieter entsprechend 
erschwert. Kartellrecht, das solche Entwicklungen 
korrigieren kann, stößt hier aus konzeptionellen wie 
praktischen Gründen vielfach an die Grenzen seiner 
Leistimgsfähigkeit. Wo private Konkurrenz nicht ver- 
hindert werden kann, versucht man, sie durch Koope- 
ration einzubinden. Der Fall WDR/Radio NRW gehört 
hierher. Auch die jüngst bekannt gewordene umfäng- 
liche Kooperationsvereinbarung zwischen dem ZDF, 
der größten öffentlich-rechtlichen Femsehanstalt Eu- 
ropas, und der Bertelsmann-Gruppe, dem größten pri- 
vaten Medienkonzem Europas, ist zu nennen.®^) Die 
spezielle Aufsicht über die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten ist unverändert kaum in der Lage, 
ihre Aufgaben wirksam zu erfüllen: Im wirtschaftlich- 
organisatorischen Bereich sind die Aufsichtsorgane 


79) Vgl. Tz. 635. 

80) Vgl. Tz. 623 ff. 

81) Vgl. Tz. 630. 
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dem speziellen Sachverstand der Anstalten hoff- 
nungslos unterlegen. Im Programmbereich, wo 
Staatsfeme verfassimgsrechtlich besonders gefordert 
ist, machen sich poütische Einflußstmkturen immer 
wieder bemerkbar. 

673. Das Angebot privater Konkurrenten wird dem- 
gegenüber nachhaltig erschwert. In einzelnen Bun- 
desländern entsteht der Eindruck, daß dies bewußte 
Politik ist.®2) In anderen Bimdesländem hat hypertro- 
phe Reguüemng, auch ein wirtschaftiich nicht tragfä- 
higer Zuschnitt einzelner Sendebereiche, de facto zu 
solchen Ergebnissen geführt. Namentlich kleine imd 
mittelständische Anbieter sind in ihren Entwicklungs- 
möglichkeiten nachhaltig gehemmt. Einzelne Lan- 
desgesetzgeber haben angesichts dieser Umstände 
lokalen imd regionalen Zeitungsverlegem einen weit- 
gehenden Zugriff auf die elektronischen Medien- 
märkte eingeräumt. Die Kehrseite davon ist, daß der 
Substitutionswettbewerb, der hier zwischen Zeitimgs- 
märkten (Anzeigenmärkte wie Lesermärkte) und 
Rundfunkmärkten entstehen könnte, weiter ge- 
schwächt wird. Die Monopolkommission hat frühzei- 
tig vor dieser Entwicklung gewarnt. Diese ist um so 
bedenklicher, als auf den lokalen Leser- imd Anzei- 
genmärkten aus strukturellen Gründen vielfach keine 
wirksame Konkurrenz möglich ist (sog. Einzeitungs- 
kreise). Diese Entwicklung auf dem Rundfunkmarkt ist 
nach Auffassung der Monopolkommission nicht so 
sehr Ausdruck von Wettbewerbsversagen als von Re- 
gulierungsversagen. Bei der Fusionskontrolle nach 
dem GWB schlägt dieser Defekt in der Weise durch, 
daß intermediäre Zusammenschlüsse zur Veranstal- 
tung von privatem Rundfunk regelmäßig nicht unter- 
sagt werden können, da sie als „Aufholfusion " gegen- 
über den dominanten öffentiich-rechtiichen Anbie- 
tern positiv gewertet werden.®^) 

674. Die Monopolkommission sieht angesichts der 
deutsch-deutschen Entwicklung eine Chance zur Re- 
form auch im westhchen Teil Deutschlands. Der Auf- 
trag des Deutschlandfunks wird ohnehin neu definiert 
werden müssen. Vergleichbare Aufgaben stellen sich 
in Berlin (Sender Freies Berlin, RIAS). Die Rundfunk- 
ordnimg im östlichen Teil Deutschlands ist in der Er- 
wartimg einer Vereinigung des geteilten Landes neu 
zu gestalten. All dies vollzieht sich in der Perspektive 
zunehmenden internationalen Wettbewerbs und ei- 
nes sich abzeichnenden Überflusses an Übertra- 
gungsmöglichkeiten, namentiich aufgrund der sich 
stürmisch entwickelnden Satellitentechnik. 

675. Die Monopolkommission erinnert deshalb 
daran, daß die überkommene Rundfunkordnung in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht verfassungs- 
rechtlich festgeschrieben ist. Sie war immer nur eine 
mögliche und nicht die ausschließlich geforderte Ord- 
nimg. Auch ein sogenanntes außenplurales Modell ist 
möghch. Die Garantie der Rundfunkfreiheit nach Arti- 
kel 5 Gnmdgesetz erfordert im wesentiichen dieses: 


82) Vgl, Tz. 656 ff. 

83) Vgl. Tz. 609. 


-- Der Rundfunk ist von staaüicher Beherrschung 
und Einflußnahme freizuhalten. 

— Er darf nicht von einer gesellschaftiichen Gruppe 
vereinnahmt werden. 

— Der Gesetzgeber muß eine positive Rahmenord- 
nung Vorhalten. Er darf die Märkte nicht völlig 
unkontrolliert dem freien Spiel der Kräfte ausset- 
zen. 

Die duale Rundfunkordnung, wie sie sich gegenwär- 
tig auf der Ebene der einzelnen Landesmedienge- 
setze und des Rundfunkstaatsvertrages zwischen den 
Ländern herausgebildet hat, kann in Richtung einer 
außenpluralen Konzeption im Sinne eines Marktmo- 
dells, fortentwickelt werden. Die vielbeschworene Be- 
stands-, Entwicklungs- und Finanzierungsgarantie der 
öffentlich-rechthchen Anstalten steht nicht entgegen. 
Denn sie hat keinen Verfassungsrang. 

676. Die Monopolkommission kann bei ihren Vor- 
schlägen an frühere Stellungnahmen anknüpfen: Sie 
rät erneut dazu, die Märkte für Rundfunkleistungen 
durch veränderte Rahmenbedingungen zu wirklichen 
Märkten zu machen, in welchen der Abnehmer durch 
seine individuelle Kaufentscheidung das Angebot be- 
einflußt. Dies güt namentlich für das Fernsehen (Pay- 
TV, Pay per view).®^) Der Bezug von Programmen in 
einer Art Abonnement bleibt dabei natürhch möglich. 
Die Monopolkommission hat darauf hingewiesen, daß 
in einer solchen Ordnungsstruktur der Auftrag der 
öffentiich-rechtiichen Anstalten als ein speziell-kul- 
turpolitischer zu begreifen ist. Er rechtfertigt dann 
auch eine Gebührenfinanzierung. Eine teilweise Fi- 
nanzierung über Werbung ist für diese Anstalten nicht 
ordnungskonform und wäre folgerichtig abzuschaf- 
fen. Wenn man dies nicht will, dann liegt eine konse- 
quente Lösung darin, den Sonderstatus der öffentiich- 
rechtiichen Anstalten aufzuheben und einen von den 
Gesetzgebern definierten kulturpolitischen Auftrag 
auf andere Weise sicherzustellen, etwa durch Stif- 
tungslösungen, durch Anlehnung an die Praxis bei der 
Fümförderung und ähnliches. Detaillierte Vorschläge 
in dieser Richtung hat der Kronberger Kreis gemacht. 
Die hypertrophen Regulienmgen der landesrechtii- 
chen Mediengesetze zu Lasten privater Anbieter soll- 
ten in jedem Falle, das heißt unabhängig von einer 
vollständigen Umgestaltung der überkommenen 
Strukturen, entschlackt werden. Soweit sie Wettbe- 
werb unnötig behindern, wirken diese Regulierungen 
kontraproduktiv. Die Monopolkommission erneuert 
desgleichen ihren Vorschlag, die Erteilung einer lan- 
desrechtlichen Rundfunklizenz als Zusammenschluß- 
tatbestand nach dem GWB zu fassen.®^) Dies erlaubt 
eine bimdeseinheitliche Berücksichtigung des Wett- 
bewerbsgedankens. Der Bundesgesetzgeber sollte 
auch seine Kompetenz Verantwortung wahmehmen, 
die er wirtschaftsrechtlich — ähnlich wie im Pressebe- 
reich — bei den elektronischen Medien hat. 


84) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 539. 

85) Vgl. zuletzt Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/ 
1987, a.a.O., Tz. 541. 
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KAPITEL VI 


Wettbewerb und Regulierung in der Verkehrswirtschaft 


1. Gegenstand der Untersuchung 


677 . Die Verkehrswirtschaft der Bundesrepubhk 
Deutschland ist von einem Netz staatlicher und priva- 
ter Wettbewerbsbeschränkungen überzogen. StaaÜi- 
che Behörden und (kartellrechtliche privilegierte) pri- 
vate Kartelle beschränken in weiten Teilen Marktzu- 
gang, Kapazitätserweiterung und Preisbildung. Dies 
gilt in unterschiedlichen Ausprägungen für den inner- 
deutschen Verkehr, den grenzüberschreitenden Ver- 
kehr und die Kabotage. 

678 . Gerechtfertigt werden die Wettbewerbsbe- 
schränkungen seit jeher mit dem Argument, der Wett- 
bewerb in der Verkehrswirtschaft sei nicht funktions- 
fähig, weder der (intermodale) Wettbewerb zwischen 
den Verkehrsträgern noch der (intramodale) Wettbe- 
werb innerhalb der einzelnen Verkehrssektoren. 
Hinzu kommt die klassisch-protektionistische Forde- 
rung, daß das inländische bzw. vom Inland ausge- 
hende Verkehrsaufkommen inländischen Verkehrs- 
untemehmen zu reservieren sei. Die solcherart ge- 
rechtfertigten Wettbewerbsbeschränkungen dienen 
letztlich vor allem dem Schutz der etablierten Ver- 
kehrsanbieter: dem Schutz der Deutschen Bundes- 
bahn vor konkurrierenden Verkehrsträgern, dem 
Schutz der etabüerten Anbieter im Straßen-, Binnen- 
schiffahrts- und Luftverkehr vor der Konkurrenz ihres 
eigenen Gewerbes, dem Schutz inländischer Ver- 
kehrsuntemehmen vor ausländischen Wettbewer- 
bern. 

679 . Es Avird zunehmend bezweifelt, daß die Wettbe- 
werbsbeschränkungen auch den Fahrgästen und der 
verladenen Wirtschaft dienen. Kritisiert wird, daß die 
deutsche Verkehrswirtschaft ein überhöhtes Preis- 
und Kostenniveau sowie eine unzureichende Innova- 
tionsdynamik aufweise. Die Zugangsbeschränkun- 
gen und die verzerrten Preisstrukturen verhinderten 
eine effizientere Arbeitsteilung der Verkehrsträger. 
Die staatliche Reguherung imd kartellrechtliche Privi- 
legierung mindere damit letztlich auch die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Industrie. 

680 . Die Monopolkommission hält eine Überprü- 
fung der staatlichen Regulierung und kartellrechtli- 
chen Privilegierung der Verkehrswirtschaft für gebo- 
ten. Sie setzt damit ihr in den letzten Hauptgutachten 
begonnenes Untersuchungsprogramm wettbewerbh- 


1) Durchführung innerdeutscher Transporte durch ausländi- 
sche, nicht in der Bundesrepublik niedergelassene Unterneh- 
men. 


eher Ausnahmebereiche fort. 2) Die folgende Untersu- 
chung will das Ausmaß der staatheh verursachten 
bzw. kartellrechtlich privilegierten Wettbewerbsbe- 
schränkungen (Abschnitt 2 und 3) und ihre negativen 
Auswirkungen (Abschnitt 4) verdeuüichen. Die Kom- 
mission spricht sich für einen konsequenten Abbau 
der Wettbewerbsbeschränkungen aus (Abschnitt 5). 
Die Dereguhenmgsvorschläge halten kritischen Ein- 
wänden stand (Abschnitt 6), Die britischen und ame- 
rikanischen Erfahrungen mit freien Verkehrsmärkten 
verweisen auf die Vorteilhaftigkeit einer Deregulie- 
rung (Abschnitt 7 und 8). 3) 


2. Durch die Regulierung verursachte 
Wettbewerbsbeschränkungen 


2.1 Durch die Regulierung verursachte 
Wettbewerbsbeschränkungen im 
innerdeutschen Verkehr 

681 . Die Verkehrsmarktordnungen haben sich unter 
insbesondere zwei Annahmen entwickelt, unter de- 
nen Wettbewerb als wenig wünschenswert angese- 
hen wurde. Erstens erschien die Erfüllung der der 
Bahn zugewiesenen wirtschaftspolitischen Auflagen 
gefährdet, wenn sie einem unbeschränkten intermo- 
dalen Wettbewerb mit (insbesondere) dem Verkehrs- 
träger Straße ausgesetzt worden wäre. Zu diesen Auf- 
lagen zählte die Verkehrsanbindung verkehrsauf- 
kommensschwacher Regionen sowie die Versorgung 
von Landwirtschaft und Montanindustrie mit preis- 
günstigen Schienenverkehrsleistungen. Um die Auf- 
lagen erfüllen zu können, sollten der Bahn durch in- 
termodale Wettbewerbsbeschränkungen interne Sub- 
ventionsmöghehkeiten eingeräumt werden; Der 
Schienenverkehr auf verkehrsaufkommensstarken 
Relationen sollte den Schienenverkehr in der Fläche 
subventionieren können; die Beförderung geringwer- 
tiger Massengüter aus Landswirtschaft und Mon- 
tanindustrie sollte aus dem Transport höherwerti- 


2) Vgl. Monopolkommission, Gesamtwirtschaftliche Chancen 
und Risiken wachsender Untemehmensgrößen, Hauptgut- 
achten 1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 29 ff. und dies.. Die 
Wettbewerbsordnung erweitern, Hauptgutachten 1986/ 
1987, Baden-Baden 1988, Tz. 542 ff. 

3) Weitgehend ausgeklammert bleiben in dieser Untersuchimg 
die folgenden Verkehrsbereiche: der innerstädtische öffentli- 
che Personenverkehr, der Personenverkehr auf Binnenge- 
wässern, die Beförderung von Personen und Gütern im See- 
verkehr, der Brief- und Paketdienst der Deutschen Bundes- 
post, der Luftfracht-Verkehr sowie der Rohrleitimgsverkehr. 
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ger Güter der übrigen Industrie subventioniert wer- 
den. 4) 

682 . Zweitens wurde der Wettbewerb auf Verkehrs- 
märkten als nicht funktionsfähig angesehen. Ver- 
kehrsmärkte seien inhärent instabil, da sie periodisch 
zum Aufbau von Überkapazitäten tendierten, die nur 
im Wege von Preiskämpfen und Untemehmenskon- 
kursen wieder abgebaut werden würden. 

683 . Die xmter diesen Annahmen entstandenen 
Marktordnungen im Straßenpersonen-, Straßengü- 
ter-, Binnenschiffs- imd Luftverkehr ähneln einander, 
wie im folgenden gezeigt wird. Die einzelnen Ver- 
kehrsbereiche sind in Abhängigkeit von ihrer Substi- 
tutionsbeziehung zum Schienenverkehr der Deut- 
schen Bundesbahn segmentiert. Zum Schutz der Bahn 
unterliegt der Zutritt zu jenen Segmenten, die in einer 
engen Substitutionsbeziehung zur Schiene stehen, 
mengenmäßigen Marktzutrittsbeschränkungen, die 
auch den intramodalen Wettbewerb einschränken. 
Hinzu tritt eine Tarifregulierung, die den Preiswettbe- 
werb innerhalb des betroffenen Marktsegments und 
mit der Bahn weitgehend beschränkt. In jenen Seg- 
menten, die eine weniger enge Substitutionsbezie- 
hung zur Schiene aufweisen, finden sich in der Regel 
weniger restriktive staatliche Wettbewerbsbeschrän- 
kimgen. 


(1) Omnibusverkehr 

684 . Zum Schutz der Deutschen Bundesbahn läßt 
das Personenbefördenmgsgesetz (PBefG) allgemei- 
nen Omnibuslinienverkehr^) durch private Unterneh- 
men nur auf Strecken zu, die in keiner Wettbewerbs- 
beziehung zu einer Schienenverbindung stehen.®) 
Dieses Verbot von Schienenparallelverkehr wird rela- 
tiv restriktiv gehandhabt, so daß auch Omnibuslinien, 
die Schienenstrecken der Bahn nur teilweise berüh- 
ren, schon als unzulässig angesehen werden. In der 
Bundesrepublik konnte sich deshalb kein Netz von 
regionalen und überregionalen Städteschnellverbin- 
dimgen mit Omnibussen etablieren, und auch der 
überörtliche Personennahverkehr mit Omnibussen 
wird vielfach unterbunden. Legt die Bundesbahn 
Schienenstrecken still, hat sie darüber hinaus ein Vor- 
rangrecht beim Betrieb solcher Strecken mit Omni- 
bussen (Verbot von Schienenersatzverkehr). 

Auf Strecken, wo allgemeiner Omnibuslinienverkehr 
durch private Unternehmen genehmigt ist, weil die 
Bimdesbahn auf ihre Vorrangrechte verzichtet oder 
weil keine Substitutionsbeziehung zur Schiene vor- 
liegt, verleihen die Genehmigungsbehörden in der 


4) Die zugrundeliegenden Tarifprinzipien sind unter den Be- 
zeichnungen „ Tarif einheit im Raum" und „wertorientierte 
Tarifbildimg" bekannt geworden. 

5) Linienverkehr ist durch ein regelmäßiges \md vom Umfang 
der jeweiligen Nachfrage unabhängiges, an feste Fahrpläne 
gebundenes Angebot von Beförderungsleistungen auf fest- 
gelegten Strecken gekennzeichnet (Betriebs-, Befördenmgs-, 
Fahrplan- und Tarif pflicht). 

6) Vgl. § 13 Abs. 2 Nr. 2 lit. b und c PBefG. 

7) Vgl. § 13 Abs. 2 Nr. 2 lit. c PBefG. 


Regel Ausschließlichkeitsrechte. ®) Es besteht faktisch 
ein Besitzstandsschutz, da nach Ablauf der Gültig- 
keitsdauer der erteilten Konzessionen diese in der 
Regel erneuert werden. 

685 . Die Tarife im überörtlichen Omnibuslinienver- 
kehr unterliegen der Genehmigungspflicht bei der 
zuständigen lokalen Genehmigungsbehörde, die sie 
in der Regel akzeptieren wird, wenn das Busunter- 
nehmen sie durch Kosten rechtfertigt. 9) Im Unter- 
schied zu privaten Busuntemehmen sind die Tarife 
des Omnibusverkehrs der Deutschen Bxmdesbahn 
vom Bundesverkehrsminister zu genehmigen. ^®) 

686 . Als eine Sonderform des Linienverkehrs imter- 
liegt der Arbeiterlinienverkehr ebenfalls dem Verbot 
von Schienenparallelverkehr. Um zu verhindern, daß 
von den Sonderformen des Linienverkehrs Wettbe- 
werb auf die Bahn bzw. — dort wo zugelassen — auf 
den allgemeinen Omnibuslinienverkehr privater Un- 
ternehmen ausgeht, stehen die Sonderformen des Li- 
nienverkehrs darüber hinaus ausschließlich genau 
abgegrenzten Personenkreisen (Berufstätige, Schü- 
ler) zu genau definierten Zwecken (Beförderung zwi- 
schen Wohnung und Arbeitsstätte bzw. Schule) zur 
Verfügung. ^^) Andere Personengruppen dürfen nicht 
befördert imd sonstige Beförderungszwecke dürfen 
nicht verfolgt werden. 

687 . Der Marktzugang zum Gelegenheitsverkehr 
unterliegt keinen quantitativen Beschränkvmgen, und 
die Tarife können sich frei bilden. Um die Bahn xmd 
den allgemeinen Omnibuslinienverkehr zu schützen, 
steht der Gelegenheitsverkehr allerdings nur Perso- 
nen mit demselben Reisezweck offen, die an den Aus- 
gangspunkt der Reise zurückkehren (Rückkehr- 
pflicht). Es ist unzulässig, imterwegs Fahrgäste aufzu- 
nehmen (Zusteigeverbot). ^2) 


(2) Luftverkehr 

688. Die Regulierung des Marktzutritts zum inner- 
deutschen Linienflugverkehr steht in jüngster Zeit 
nicht mehr auschließlich im Zeichen eines Schutzes 
der Deutschen Lufthansa. Das Bundesverkehrsmini- 
sterium erteilt inzwischen auch privaten Wettbewer- 
bern der Lufthansa die Genehmigung zum Betrieb 
von Linienflugverkehr. Dies gilt nicht nur für den 
Regionalluftverkehr (seit 1984), sondern auch für den 
Verkehr zwischen deutschen Knotenpunktflughäfen 
(seit 1988/89). Von einem freien Marktzutritt kann 
jedoch nach wie vor nicht die Rede ein; ein gewisses 
Maß an Bestandsschutz für die Deutsche Lufthansa 


8) Vgl. § 13 Abs. 2 f. Nr. 2 lit. a PBefG. Das Personenbeförde- 
rungsgesetz sieht vor, daß weitere Genehmigungen zu ver- 
sagen sind, solange „der Verkehr mit den vorhandenen Ver- 
kehrsmitteln befriedigend bedient werden kann". 

9) Vgl. § 39 PBefG. 

10) Vgl. § 45 Abs. 2 PBefG. 

11) Vgl. § 43 PBefG. 

12) Vgl. § 48 PBefG. 

13) Die Bestimmung des § 21 Abs. 1 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG), die die Erteilung einer Genehmigimg für Linien- 
flugbetrieb daran knüpft, daß öffentliche Interessen nicht 
beeinträchtigt werden, wird inzwischen nicht mehr nüt ei- 
nem Monopolrecht für die Deutsche Lufthansa gleichge- 
setzt. 
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sowie für die neu zugelassenen Unternehmen dürfte 
nach wie vor bestehen. 

689 . Die T arif e im Linienflugverkehr unterüegen der 
Genehmigungspflicht, Das Bunde sverkehrsmini- 
sterium achtet insbesondere darauf, daß der Intercity- 
Verkehr der Bundesbahn nicht durch günstige Tarife 
auf parallelen Linienflugverbindungen gefährdet 
wird. Auf den Strecken, auf denen auch private Wett- 
bewerber der Lufthansa zugelassen sind, genehmigt 
das Verkehrsministerium bisher — in einem gewissen 
Rahmen — Unterbietungen der Lufthansa-Tarife. 

690 . Im Gelegenheitsverkehr (Charterverkehr) be- 
steht keine Genehmigungspflicht für die beflogenen 
Strecken, und auch die Tarife können sich frei büden. 
Das Luftverkehrsgesetz sichert allerdings nach einer 
verbreiteten Rechtsauffassung den Bestand des Li- 
nienflugverkehrs und ermöglicht der Behörde, mit Be- 
dingungen, Auflagen und Untersagungen einzugrei- 
fen, wenn dieser durch den Charterverkehr gefährdet 
wird. 15) Um zu verhindern, daß vom Charterverkehr 
Wettbewerb auf den Linienflugverkehr ausgeht, ist 
dieser zudem einer Reihe einschränkender Bestim- 
mungen unterworfen: Die Rugreise muß durch einen 
Reiseveranstalter mit einem zusätzhchen Arrange- 
ment verbunden und vermittelt werden (Paketzwang 
und Verbot direkten Verkaufs), i®) 


(3) Straßengüterverkehr 

691 . Auch die Reguherung des gewerblichen Stra- 
ßengüterfernverkehrs dient dem Schutz der Deut- 
schen Bundesbahn sowie der etablierten Transport- 
wirtschaft vor Wettbewerbern. Die Genehmigungen 
zum Marktzutritt betreffen dabei einzelne Lkw und 
nicht bestimmte Strecken, so daß nicht zwischen Li- 
nien- und Gelegenheitsverkehr unterschieden wird. 
Genehmigungen werden nur erteilt im Rahmen der 
vom Bundesverkehrsministerium festgesetzten Kon- 
tingente für Bezirksgüterfernverkehr (Entfermmgsra- 
dius um den Standort: 50 bis 150 km) bzw. Allgemei- 
nen Güterfernverkehr (Entfernungsradius: über 
150 km).i®) Die Entwicklung der Kontingente kann 
Tabelle 1 entnommen werden. Da die Genehmi- 
gungen nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer übhcher- 
weise an die bisherigen Inhaber wiedererteüt werden, 
wenn diese eine hinreichende Nutzung nachweisen, 
besteht faktisch ein Bestandsschutz. i9) Der Handel 
mit Konzessionen ist im übrigen ebenso wie das Ver- 
mieten von Fuhrkapazitäten unzulässig, da die Ge- 


14) Vgl § 21 Abs. 1 Satz 2 LuftVG. 

15) Nach § 22 LuftVG kann die Behörde mit Bedingungen, Auf- 
lagen und Untersagungen eingreifen, wenn der Charterver- 
kehr die öffentlichen Verkehrsinteressen nachhaltig beein- 
trächtigt. 

1®) Im Charterverkehr tätige Luftfahrtgesellschaften erhalten 
darüber hinaus nur im Ausnahmefall Genehmigungen für 
Frachtzuladungen. Die Beförderung von Post auf Passagier- 
chcirterflügen ist verboten. 

17) Unter Güterfernverkehr versteht das Güterkraftverkehrsge- 
setz (GüKG) Beförderungen, die — ausgehend vom Standort 
des Fahrzeuges — über einen Entfemungsradius von 50 km 
(Luftliiüe) hinausgehen. Vgl. §§ 2, 3 GüKG. 

^8) Vgl. § 9 GüKG. 

19) Vgl. § 10 Abs. 5 GüKG. 


nehmigung dem Unternehmer nur ad personam erteüt 
wird. 

Tabelle 1 

Anzahl der Genehmigungen zum gewerblichen 
Straßengüterverkehr 
in der Bundesrepublik Deutschland 



Allgemeiner 

Güter- 

fernverkehr 

Bezirksgüter- 

femverkehr 

Möbel- 

femverkehr 

ab April 1964 . 

17 336 

6 536 

4 427 

ab Juli 1970 . . 

18 215 

6 942 

4 658 

ab 19861) .... 

21464 

9 059 

— 


1) Seit 18. November 1984 ist der Transport von Möbeln in den 
Güterfernverkehr etngegliedert. 

Quelle: Der Bundesminister für Verkehr (Hrsg.): Verkehr in 
Zahlen 1989, S. 114 

692 . Der Tarifwettbewerb ist weitgehend aus- 
geschaltet. Die Unternehmen haben sich an die im 
Güterfemverkehrstarif (GFT) auf geführten Richtsätze 
zu halten, von denen nur innerhalb enger Margen (+/ 
-10%) abgewichen werden darf. Festgelegt werden 
die Margentarife durch ein privates Preiskartell, der 
sogenannten Tarifkommission, die ausschheßüch mit 
Vertretern des Transportgewerbes besetzt ist, und die 
der Verladerseite ledighch die Möglichkeit zu einer 
Stellungnahme einzuräumen hat. Die vorgeschlage- 
nen Tarife werden in der Regel vom Bundesverkehrs- 
ministerium genehmigt und dann durch Rechtsver- 
ordnung für alle Anbieter verbindhch gemacht. 20 ) 
Überwacht wird die Einhaltung der Tarife durch die 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr, die über \im- 
fangreiche Kontrollrechte verfügt. 21 ) Lediglich für 
den Seehafenhinterlandverkehr wurden 1986 die 
Möghchkeiten zum Abschluß von Sonderabmachun- 
gen erleichtert. 22 ) 

693 . Im Gegensatz zum Güterfernverkehr bestehen 
im Güternahverkehr nur geringe Substitutionsbezie- 
hungen zwischen Schiene und Straße. Der gewerbli- 
che Güternahverkehr wird deshalb nicht kontingen- 
tiert. 23) Die Tarife werden zwar auch im Nahverkehr 
reguliert. Im Unterschied zum Fernverkehr wird der 
Güternahverkehr starif (GNT) aber von einer Tarif - 
kommission festgelegt, in der neben dem Verkehrsge- 
werbe die Verladerseite gleich stark vertreten ist. Au- 
ßerdem dürfen die im GNT genannten Richtsätze in 
einem höheren Umfang — bis zu 30 % — unterschrit- 
ten werden. Wie im Fernverkehr treten die Beschlüsse 
der Tarifkommission durch staatliche Genehmigung 
und Verkündigung in Kraft. 24) 

694 . Um zu verhindern, daß mit für den Güternah- 
verkehr zugelassenen Fahrzeugen auch Ferntrans- 
porte durchgeführt werden (und umgekehrt), besteht 
für jedes Fahrzeug eine Pflicht zur Standortbestim- 


20) Vgl. § 20 aff. GüKG. 

21) Vgl. § 53 ff. GüKG. 

22) Vgl. § 22 a Abs. 1 GüKG. 

23) Vgl. § 81 GüKG. 

24) Vgl. § 84 ff. GüKG. 


297 





Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


mung.25) Die Lkw dürfen im Regelfall nur für den 
genehmigten Zweck — Nah- oder Fernverkehr — ein- 
gesetzt werden. 

695. Beim Werkverkehr — der Beförderung von Gü- 
tern für Eigenzwecke — wird nicht nach Entfemungs- 
zonen unterschieden. Der Werkverkehr ist, im Unter- 
schied zum gewerblichen Verkehr, nicht genehmi- 
gungspflichtig und wird auch nicht kontingentiert. Er 
wird aber dadurch beschränkt, daß Güter nur für das 
eigene Unternehmen mit eigenem Personal befördert 
werden dürfen (Verbot von Transporten für Dritte) 
und daß Transporte nur zwischen Betrieben desselben 
Unternehmens vorgenommen werden dürfen (Verbot 
von Konzern verkehr). 26) 

696. Vom Allgemeinen Güterverkehr ist der Spezial- 
fall des Umzugsverkehrs zu unterscheiden. Da kaum 
Substitutionsbeziehungen zur Schiene bestehen, gibt 
es keine Kontingentierung. 2?) Ähnlich wie im Stra- 
ßengüterfemverkehr werden im Umzugsverkehr von 
einer Tarif kommission des Gewerbes Margentarife 
festgelegt, die vom Bundesverkehrsminister geneh- 
migt und durch Rechtsverordnungen für verbindlich 
erklärt werden. 28) 


(4) Binnenschiffsverkehr 

697. Zwischen Schiene und Binnenschiffahrt beste- 
hen enge Substitutionsbeziehungen. Daß trotzdem 
zum Rheinstromgebiet (einschließlich des Wechsel- 
verkehrs mit den Häfen des westdeutschen Kanalnet- 
zes bis zur Linie Dortmund/Hamm) ein freier Zugang 
besteht, ist auf die Mannheimer Rheinschiffahrtsakte 
des Jahres 1868 zurückzuführen. Auch auf den übri- 
gen Wasserstraßen besteht für Gebietsansässige ein 
freier Zugang. 

Um einen Anreiz zur Kapazitätsbeschränkung zu ge- 
ben, verpflichtete das Gesetz über den gewerblichen 
Binnenschiffahrtsverkehr (BSchVG) seit 1969 alle Bin- 
nenschiff ahrtsuntemehmer, einen bestimmten Pro- 
zentsatz ihrer Frachteinnahmen in einen Fonds einzu- 
zahlen, aus dem jenen Unternehmen eine Prämie ge- 
währt wurde, die technisch veralteten Schiffsraum ab- 
wrackten. Die Zahlung der Abwrackprämie war mit 
einem Reininvestitionsverbot verbunden. 29) Die na- 
tionale Ab Wrackaktion ist inzwischen durch eine EG- 
weite Aktion ersetzt worden, ^o) 

698. Die Tarife im innerdeutschen Verkehr werden 
reguhert. Frachtenausschüsse, die paritätisch mit Ver- 
tretern des Schiffahrtsgewerbes imd der Verlader be- 
setzt sind, legen nach Relation, Gutart und Menge dif- 
ferenzierte Fest- und Margentarife fest, die nach Ge- 
nehmigung durch das Bundesverkehrsmiiüsterium 
durch Rechtsverordnung verbindlich werden. 3i) Die 


25) Vgl. § 6 GüKG. 

26) Vgl. § 48 GÜKG. 

27) Vgl. § 38 GÜKG. 

28) Vgl. § 40 GÜKG. 

29) Vgl. §§ 32 a, 32 b BSchVG. 
36) Vgl. dazu Abschnitt 2.2. 

31) Vgl. § 21 ff. BSchVG. 


Einhaltung der Tarife wird von den Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen überwacht. ^2) 


2.2 Durch die Regulierung verursachte 
Wettbewerbsbeschränkungen im 
internationalen Dienstleistungsverkehr 

699. Der internationale Dienstleistungsverkehr ist 
ein klassisches Feld protektionistischer Bestrebun- 
gen. Aus Leistimgsbilanzgründen sollen Beförderun- 
gen zwischen zwei Ländern den Unternehmen dieser 
Staaten Vorbehalten bleiben und das zwischenstaatii- 
che Verkehrsaufkommen möglichst hälftig aufgeteilt 
werden. Das Bestreben, Angehörige von Drittstaaten 
von zwischenstaatiichen Transporten auszuschließen, 
erklärt auch, daß der internationale Verkehr vorwie- 
gend durch ein Geflecht bilateraler Verträge und nur 
selten durch multilaterale Abkommen geregelt wird. 

700. Die für den innerstaatlichen Verkehr vorge- 
brachten Reguherungsbegründungen waren beim 
grenzüberschreitenden Verkehr nur von nachrangi- 
ger Bedeutung. Das Argument, ein freier Zugang zum 
internationalen Verkehr könnte zu Marktinstabilitä- 
ten und ruinöser Preiskonkurrenz führen, hat keine 
wesentiiche Rolle gespielt. Die völkerrechtlichen Ver- 
kehrsverträge legen das Schwergewicht auf die ge- 
genseitige Einräumung von Verkehrsrechten. Tarifre- 
gelungen sind in vielen dieser Verträge nicht enthal- 
ten. 

Darüber hinaus ist der grenzüberschreitende Schie- 
nenverkehr nie in einem Maße schutzbedürftig ange- 
sehen worden wie der inner staathche Eisenbahnver- 
kehr. Dafür war der internationale Schienenverkehr 
zu wenig entwickelt. Streng genommen kann bis 
heute von einem Markt für grenzüberschreitende 
Schienentransporte nicht gesprochen werden. Da die 
nationalen Eisenbahngesellschaften auf ihren Gleis- 
netzen de facto über ein Traktionsmonopol verfügen, 
sind grenzüberschreitende Schienentransporte nur in 
Form sukzessiver Beförderungsvorgänge möglich, an 
denen die Eisenbahngesellschaften aller berührten 
Länder beteiligt sind. Die Kopplung von Infrastruktur 
und Transportbetrieb führt letztlich zu einer Segmen- 
tierung des europäischen Marktes in nationale Teil- 
märkte mit Gebietsmonopolen, was zu einem erhebli- 
chen Koordinierungsbedarf bei grenzüberschreiten- 
den Transporten führt. 

701. Aus protektionistischen Gründen blieb erst 
recht die zweite Dimension der Dienstleistungsfrei- 
heit — das Recht ausländischer Unternehmen zur 
Durchführung innerstaatlicher Transporte (Kabo- 
tage) — weitgehend imverwirklicht. Der innerstaatli- 
che Verkehr ist in der Bundesrepublik wie in allen 
anderen Staaten weitgehend Inländern Vorbehalten. 

Der Ausschluß ausländischer Unternehmen dient dar- 
über hinaus der außenwirtschaftlichen Absicherung 
der inländischen Marktordnungen. Gerade in der 
Bundesrepublik haben die Kabotageverbote auch das 
Ziel, die Bahn im intermodalen Wettbewerb zu schüt- 


32) Vgl. § 31aff. BSchVG. 


298 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


zen und die Wettbewerbsintensität in den einzelnen 
Sektoren zu begrenzen, 

702 . Erst in jüngerer Zeit gewinnen multilaterale 
Vereinbarungen über den internationalen Verkehr 
gegenüber bilateralen Abkonmien an Gewicht. Bei 
weitem die stärksten Impulse gehen dabei vom EWG- 
Vertrag aus, der in Artikel 59 die Verwirklichung der 
Dienstleistungsfreiheit innerhalb der Gemeinschaft 
gebietet. Nach Artikel 75 Abs. 1 EWG- Vertrag hat der 
Rat gemeinsame Regeln über den internationalen 
Verkehr der Mitgliedstaaten zu erlassen sowie die 
Bedingimgen festzulegen, unter denen Verkehrsun- 
temehmer Transporte innerhalb anderer Mitghed- 
staaten (Kabotage) durchführen dürfen. 

703 . Für den Landverkehr auf Schiene und Straße 
sowie für die Binnenschiffahrt hätten die erforderli- 
chen Maßnahmen innerhalb einer Übergangsfrist ge- 
mäß Artikel 8 Abs. 1 EWG-Vertrag spätestens bis zum 
31. Dezember 1969 erlassen werden müssen. Die For- 
derung einiger Mitghedstaaten, darunter der Bundes- 
republik Deutschland, nach vorheriger Harmoiüsie- 
rung der Wettbewerbsbedingxmgen (insbesondere 
der verkehrsspezifischen Steuern und sonstigen Ab- 
gaben sowie der technischen und der Sozialvorschrif- 
ten) verhinderte aber die notwendigen Ratsbe- 
schlüsse. Wegen seiner Untätigkeit bei der Verwirkli- 
chung der Dienstleistungsfreiheit wurde der Rat im 
Jahre 1985 vom Europäischen Gerichtshof in einem 
Verfahren nach Artikel 175 EWG-Vertrag auf Klage 
des Europäischen Peirlaments verurteilt. 33) in dem er- 
gangenen Urteil hat der Gerichtshof betont, daß die 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedingimgen nicht 
zu einer Vorbedingxmg der Verwirklichung der 
Dienstleistungsfreiheit gemacht werden dürfe. Zum 
Erlaß der nach Artikel 75 Abs. 1 EWG-Vertrag erfor- 
derlichen Maßnahmen räumte der EuGH dem Rat 
noch einmal einen „angemessenen Zeitraum" ein. 34) 
Über die Länge dieses Zeitraums sind in der Literatur 
unterschiedliche Auffassungen vertreten worden. 
Klar scheint jedoch zu sein, daß höchstens die nach 
Artikel 8 Abs.l EWG-Vertrag ursprünglich einge- 
räumte Frist von zwölf Jahren noch einmal gewährt 
werden kann. Damit sollte im Landverkehr auf 
Schiene und Straße sowie in der Binnenschiffahrt spä- 
testens bis Mai 1997 die Dienstleistungsfreiheit ver- 
wirklicht werden müssen. 

704 . Für die Seeschiffahrt und den Luftverkehr gilt 
diese Bindimg nicht. Gemäß Artikel 84 Abs. 2 EWG- 
Vertrag ist es dem Rat überlassen, darüber zu ent- 
scheiden, „ob, inwieweit und nach welchen Verfah- 
ren geeignete Vorschriften. . . zu erlassen sind". Eine 
zeitliche Festlegung für Seeschiffahrt und Luftverkehr 
ergibt sich nach Auffassung der Monopolkommission 
aber aus der Einheitlichen Europäischen Akte von 
1986. Der damals neu eingeführte Artikel 8a EWG- 
Vertrag schafft durch den Verweis auf Artikel 84 für 
Seeschiffeihrt und Luftverkehr eine Verpflichtung zur 
Marktintegration bis zum 31. Dezernber 1992, die frü- 


33) EuGH, Urteü vom 22. Mai 1985, Rs. 13/83, Slg. 1985, S. 1513; 
zu den Entscheidimgsgründen siehe auch: Neue Juristische 
Wochenschrift, 1985, S. 2080; Europarecht, 1985, S. 393. 

34) EuGH, Urteil vom 22, Mai 1985, Erwägung Nr. 69. 


her weder aus Artikel 3 ht. e noch aus Artikel 84 Abs. 2 
EWG-Vertrag zu entnehmen war. 35) 

705. Insbesondere das Untätigkeits-Urteil des Euro- 
päischen Gerichtshofes hat den Rat veranlaßt, Schritte 
zur Verwirklichimg der Dienstleistimgsfreiheit zu un- 
ternehmen. Die rechtlichen Vorgaben des EWG-Vertra- 
ges sind jedoch bei weitem noch nicht erfüllt, wie aus 
den folgenden Einzeldarstellungen zu ersehen ist. 


(1) Omnibusverkehr 

706 . Für den Zugang zum grenzüberschreitenden 
Omnibuslinienverkehr bestehen zwar EG-einheitii- 
che, gemeinseime Regeln. 36) Diese schließen aber 
nach wie vor mengenmäßige Zugangsbeschränkun- 
gen sowie eine Diskriminierung ausländischer Ver- 
kehrsuntemehmer nicht aus. Für grenzüberschrei- 
tende Omnibuslinienverkehre besteht eine Doppel- 
genehmigungspflicht. Der Niederlassungsstaat des 
Antragstellers kann die Genehmigung verweigern, 
wenn die Verkehrsbedienung bereits zufriedenstel- 
lend gewährleistet ist. Die deutsche Seite hat in der 
Vergangenheit nur der Deutschen Touring, einer 
Tochtergesellschaft der Deutschen Bundesbahn, eine 
Genehmigung erteilt. Im Linienverkehr unterliegen 
auch die Tarife der Genehmigungspflicht. 

707 . Im innergemeinschaftlichen grenzüberschreL 
tenden Pendelverkehr, der weitgehend mit dem 
Ferienziel-Reiseverkehr im Sinne des Personenbeför- 
derungsgesetzes übereinstimmt, bestehen eben- 
falls mengenmäßige Zugangsbeschränkungen. 37) 
Der Pendelverkehr unterliegt einer Genehmigxmgs- 
pflicht, wobei für jene Busreisen, die nicht mit einer 
Hotelunterkunft verbunden sind, die Genehmigung 
verweigert werden kann, wenn die Verkehrsbedie- 
nimg schon zufriedenstellend gewährleistet ist. Die 
Tarife sind — im Gegensatz zum Linienverkehr — 
dagegen nicht genehmigungspflichtig. 

708 . Nur im Gelegenheitsverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft fehlen mengenmäßige 
Zugangsbeschränkimgen sowie Tarifregelungen. 38) 
Die Genehmigung zur Zulassung wird dabei einseitig 


35) Für den Landverkelir auf Straße und Schiene sowie für die 
Binnenschiffahrt bleibt es dagegen bei dem im Untätigkeits- 
urteil des EuGH für die Verwirklichung der Dienstleistungs- 
freiheit gesetzten „angemessenen Frist". 

36) Vgl. Verordnung Nr. 117/66/EWG des Rates vom 28, Juli 
1966 über die Einführung gemeinsamer Regeln für den 
grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibus- 
sen, ABI. 1966 Nr, 66, S, 2688; in Verbindung mit Verord- 
nung Nr. 517/72/EWG des Rates vom 28. Februar 1972 über 
die Einführung gemeinsamer Regeln für den Unienverkehr 
und die Sonderformen des Linienverkehrs mit Kraftomni- 
bussen zwischen den Mitgliedstaaten, ABI. 1972 Nr. L 67, S. 
19. Vgl. auch § 52 Abs. 2 PBefG. 

37) Vgl. § 52 Abs. 3 PBefG sowie Verordnung Nr. 117/66/EWG 
des Rates vom 28. Juli 1966 in Verbindung mit Verordnung 
Nr. 516/72/EWG des Rates vom 28. Februar 1972 über die 
Einfühnmg gemeinsamer Regeln für den Pendelverkehr mit 
Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten, ABI. 1972 
Nr. L 67, S. 13. 

38) Vgl. § 52 Abs. 3 PBefG sowie die Ratsverordnimg Nr. 1 17/ 
66/EWG. 
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vom Zulassungsstaat des Omnibusses erteilt. Diese 
Regelimg für den Gelegenheitsverkehr ist für den 
weiteren Bereich der Vertragsstaaten der Europäi- 
schen Verkehrsministerkonferenz übernommen wor- 
den. 39) 

709 - Die dem Rat vorliegenden Vorschläge der EG- 
Kommission zielen darauf ab, für den grenzüber- 
schreitenden Verkehr endlich eine diskriminiemngs- 
freie Zugangsregelung zu schaffen, Nach dem Vor- 
schlag sollen alle Verkehrsuntemehmer Zugang ha- 
ben, die in einem Mitgliedstaat niedergelassen sind, 
dort eine Genehmigimg zum grenzüberschreitenden 
Verkehr erhalten haben und die subjektiven Berufs- 
zugangsvoraussetzungen erfüllen. Diese Zugangsre- 
gelung führt gleichwohl nicht zur Abschaffung aller 
mengenmäßigen Beschränkungen. Im grenzüber- 
schreitenden Linienverkehr soll nach dem Kommis- 
sionsvorschlag die Doppelgenehmigungspflicht bei- 
behalten werden. Das lüiterium, daß eine Genehmi- 
gung versagt werden kann, wenn bereits eine befrie- 
digende Verkehrsbedienung besteht, ist immerhin 
entfallen. Im Pendelverkehr bleibt es ebenfalls bei der 
Doppelgenehmigimgspflicht. Es soll aber einen An- 
spruch auf Erteüamg der Genehmigung geben, wenn 
die Reise mit einer Unterbringung verbunden ist. An- 
derenfalls kaim die Genehmigung noch versagt wer- 
den, wenn der Verkehr zu den bereits angebotenen 
Diensten „in einem unlauteren Wettbewerb" steht. 
Eine vollständige Deregulierung schlägt die EG-Kom- 
mission nur für den Gelegenheitsverkehr vor. Für die- 
sen soll die Genehmigungspflicht gänzlich entfallen. 

710 . Die zweite Dimension der Dienstleistungsfrei- 
heit — der diskriminierungsfreie Zugang zur Kabo- 
tage — blieb bislang unverwirklicht. Der vorliegende 
Vorschlag der EG-Kommission sieht für den Zugang 
von EG-Ausländem zur Kabotage die gleichen Vor- 
aussetzimgen vor wie für den Zugang zum grenzüber- 
schreitenden Verkehr (Niederlassung in einem Mit- 
gliedstaat, dort Erteilung einer Genehmigung zum 
grenzüberschreitenden Verkehr und Erfüllung der 
subjektiven Berufszwangsvoraussetzungen). ^i) Eine 
Verwirklichimg der Kabotagefreiheit ist rechtlich ver- 
einbar mit der Beibehaltimg der mengenmäßigen Zu- 
gangsbeschränkungen im innerdeutschen Omnibus- 
verkehr. Kabotagefreiheit impliziert lediglich, daß die 
nationeilen Rechtsvorschriften diskriminierungsfrei 
angewendet werden müssen. 

711 - Die EG-Regelungen sehen — ähnlich wie im 
innerdeutschen Verkehr — eine Marktsegmentierimg 
vor. Um zu verhindern, daß vom Pendel- und Gele- 
genheitsverkehr Wettbewerb auf den Linienverkehr 


39) Vgl. Dubliner Übereinkommen vom 26. Mai 1982, ABI. 1982 
Nr. U30, S. 38. 

^9) Vgl. Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur 
Einführung gemeinsamer Reg^ für den grenzüberschrei- 
tenden Verkehr mit Kraftomnibussen, KOM (87) 79 endg. 
vom 15. April 1987, ABI. 1987 Nr. C 120, S. 9. 

^1) Vgl, Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur 
Festlegung der Bedingungen für die Zulassimg von Ver- 
kehrsuntemehmen zum Personenverkehr mit Kraftomnibus- 
sen innerhalb eines Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansäs- 
sig sind, KOM (87) 31 endg. vom 27. Februar 1987, ABI. 1987 
Nr. C 77, S. 13; geändert durch KOM (88) 596 endg. vom 
26. Oktober 1988. 


ausgeht, stehen die in diesen Verkehren eingesetzten 
Busse ausschließlich geschlossenen Reisegruppen of- 
fen. Es ist unzulässig, unterwegs Fahrgäste aufzuneh- 
men oder abzusetzen. 


(2) Luftverkehr 

712 . Der Zugang zum grenzüberschreitenden Li- 
nienluftverkehr wird durch eine Vielzahl bilateraler 
Luftverkehrsabkommen geregelt, die sich an das Ber- 
muda-I- Abkommen zwischen den USA imd Großbri- 
tannien anlehnen. In diesen Abkommen werden die 
Fluglinien (die berührten Flughäfen) festgelegt und 
danut das Recht der Luftfahrtuntemehmen, Trans- 
porte vom Heimatstaat in den anderen Vertragsstaat 
auszuführen (Dritte Freiheit), Transporte von dem 
fremden Vertragsstaat in den Heimatstaat zu über- 
nehmen (Vierte Freiheit), sowie Transporte zwischen 
zwei ausländischen Vertragsstaaten durchzuführen, 
wenn dieser Verkehr Teil einer Fluglinie ist, die im 
Heimatstaat beginnt bzw. endet (Fünfte Freiheit). 

713 . Die Vertragsstaaten benennen jeweils eine 
oder mehrere Fluggesellschaften, die ausschließlich 
die Verkehrsrechte erhalten. Der Zutritt zu einer Li- 
nienverbindung bedarf der Genehmigimg beider 
Staaten (Doppelgenehmigungspflicht). Damit sich das 
bilaterale Verkehrsaufkommen möglichst hälftig auf 
die designierten Fluggesellchaften der beiden betei- 
ligten Länder aufteilt, beschränken die Abkommen 
zumeist auch den Kapazitätswettbewerb. 

714 . Die Tarife sind nach den Luftverkehrsabkom- 
men von beiden Vertragsstaaten zu genehmigen 
(Doppelgenehmigungspflicht). Es wird dabei in der 
Regel vereinbart, die Preise gemäß den Tarifen der 
International Air Transport Association (lATA), einem 
Kartell internationaler Fluggesellschaften, festzule- 
gen. Erst in neuerer Zeit ist in einigen Luftverkehrs- 
abkommen das Prinzip der Doppelgenehmigung auf- 
gegeben worden. Dort müssen die Tarife daim nur 
noch vom Abflugland genehmigt werden (co\mtry-of- 
origin-Regel) oder — noch weitergehend — sie wer- 
den ohne hoheitliche Billigxmg wirksam, solange 
nicht beide Vertragsstaaten ihnen widersprechen 
(double-disapproval-Regel) . 

715 . Auf multilateraler Ebene brachte 1982 auch das 
Memorandum of imderstanding zwischen den USA 
und einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Zivil- 
luftfahrtkonferenz (ECAC) eine gewisse Liberalisie- 
rung der Tarifbildrmg im Nordatlantikverkehr. Die 
beteiligten Staaten haben sich verpflichtet, die bean- 
tragten Tarife automatisch zu genehmigen, wenn 
diese innerhalb bestimmter Margen liegen. 

716 - Im Unterschied zum Luftiinienverkehr hat der 
Charter-(G€legenh€its)-Verkehr erst in neuerer Zeit 
Aufnahme in einige bilaterale Luftverkehrsabkom- 
men gefimden. Zumeist wird der Charterverkehr aber 
nach wie vor durch die jeweiligen nationalen Rechts- 
vorschriften geregelt. Für eine grenzüberschreitende 
Charterverbindung bedarf es deshalb der Genehmi- 
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gung der einzelnen betroffenen Staaten, wobei je- 
weils eine Ausflugerlaubnis für inländische Luftfahr- 
zeuge ^2) und eine Einflugerlaubnis für ausländische 
Luftfahrzeuge erforderlich ist. ^3) in der Bundesrepu- 
blik bedarf es außerdem einer besonderen Genehmi- 
gung für den Gelegenheitsverkehr. ^4) 

Die Kriterien für die Erteilung von Ein- bzw. Ausflug- 
genehmigungen wurden im Rahmen der Europäi- 
schen Zivilluftfahrtkonferenz weitgehend vereinheit- 
licht. Bei Verkehrsrechten der Dritten und Vierten 
Freiheit verfolgt das Bundesministerium für Verkehr 
eine liberale Position. Für den Fall, daß die Kapazitäts- 
anteile der deutschen Unternehmen nicht mehr in ei- 
nem vertretbaren Verhältnis zum eigenen Verkehrs- 
aufkommen stehen, hat das Ministerium sich jedoch 
eine restriktivere Haltung Vorbehalten. Verkehrs- 
rechte der Fünften Freiheit werden in der Regel nur 
sehr zurückhaltend und dann nur auf Gegenseitigkeit 
gewährt. 

Die Tarife im Charterverkehr werden nicht reguliert. 
Der Vorbehalt der Ein- und Ausfluggenehmigungen 
erlaubt dirigistische Eingriffe, zu denen im allgemei- 
nen aber nicht gegriffen wird. 

717 . Im Zuge der Verwirklichung des Binnenmark- 
tes in der Europäischen Gemeinschaft sollen die bila- 
teralen Luftverkehrsabkommen zwischen den EG- 
Mitgliedstaaten durch eine multilaterale Ordnung ab- 
gelöst werden, die stufenweise zu einer weitgehen- 
den Liberalisierung des Linienverkehrs in der EG füh- 
ren soll. Eine erste, den interregionalen Linienluftver- 
kehr in der Gemeinschaft betreffende Liberalisierung 
wurde vom Rat bereits 1983 beschlossenes) (vgl. auch 
Schaubild 1). Seither bedarf es für die Errichtxmg 
neuer Relationen zwischen Regionalflugplätzen mit 
einer Streckenlänge von mehr als 400 km nur noch der 
Genehmigimg des Heimatstaates der Luftfahrtgesell- 
schaft. Eine besondere Genehmigung des Ziellandes 
ist nicht mehr erforderlich. 

718 . Die Luftfahrtgesellschaften haben darüber hin- 
aus bei solchen interregionalen Ruglinienverbindim- 
gen einen Anspruch auf Genehmigung ihrer Tarife 
durch die betroffenen Staaten, wenn sie in einem „an- 
gemessenen Verhältnis zu den Betriebskosten“ für 
diesen Verkehr stehen, eine „angemessene Kapital- 
verzinsung erlauben" und „nicht den Charakter von 
Dumpingtarifen" haben. 

719 . Die mit dem 1. Januar 1988 in Kraft getretene 
erste Liberalisierungsstufe, die den Linienflugverkehr 
insgesamt betrifft, sieht für Verkehrsrechte der Drit- 
ten und Vierten Freiheit die folgenden Regelungen 


^2) Vgl. für die Bundesrepublik § 2 Abs. 6 LuftVG. 

43) Vgl. für die Bundesrepublik § 2 Abs. 7 LuftVG. 

44) Vgl. § 22 LuftVG. 

45) Richtlinie des Rates vom 25. Juli 1983 über die Zulassung des 
interregionalen Linienflugverkehrs zur Beförderung von 
Personen, Post und Fracht zwischen den Mitgliedstaaten 
(83/416/EWG), ABI. 1983 Nr. L 237, S. 19; zuletzt geändert 
durch Richtlinie des Rates vom 26. Mai 1986 zur aufgnmd 
des Beitritts Portugals erforderlichen Änderung der Richtli- 
nie 83/416/EWG (86/216/EWG), ABI. 1986 Nr. L 152, 
S. 47. 


vor 46) (vgl. dazu wieder Schaubild 1). Die Mitglied- 
staaten erhalten einen Anspruch, auf den verkehrs- 
aufkommenstarken Verbindungen mehrere Luftfahrt- 
gesellschaften zu benennen. Ab dem Jahr 1990 be- 
steht dieser Anspruch schon, wenn entweder mehr als 
180 000 Ruggäste im Vorjahr befördert wurden oder 
jährlich mehr als 1 000 Hin- und Rückflüge stattfin- 
den. Die Luftverkehrsgesellschaften erhalten für 
Strecken zwischen Knotenpunktflughäfen und Regio- 
nalflugplätzen einen erleichterten Anspruch auf 
Marktzutritt. Es genügt nunmehr die Genehmigung 
des Heimatstaates. Bei Strecken zwischen Knoten- 
punktflughäfen sowie den bestehenden interregiona- 
len Verbindungen bleibt es allerdings bei der restrik- 
tiven Doppelgenehmigungspflicht. 

Im Linienverkehr zwischen den Ländern der Gemein- 
schaft dürfen die Luftfahrtgesellschaften eines Landes 
nunmehr ihren Anteil an der Gesamtkapazität bis auf 
60% erhöhen. 47) Der Kapazitätswettbewerb kann 
durch die EG-Kommission allerdings wieder be- 
schränkt werden, wenn er zu einer „erheblichen fi- 
nanziellen Schädigung" eines Luftfahrtuntemehmens 
führt. 

720 . Es bleibt zwar bei der Doppelgenehmigungs- 
pflicht für die Tarife, es werden allerdings erstmals 
Kriterien formuliert, imter denen ein Rechtsanspruch 
auf Genehmigung besteht. Eine Unterbietung der Ta- 
rife einer konkurrierenden Ruggesellschaft kann 
nicht mehr zu einer Versagung der Genehmigung 
führen, wenn die Tarife in einem „angemessenen 
Verhältnis zu den langfristig voll zugewiesenen Ko- 
sten stehen". Dabei sind auch die „Bedürfnisse der 
Verbraucher, die Notwendigkeit einer angemessenen 
Kapitalverzinsung, die Wettbewerbslage, einschließ- 
lich der Tarife anderer, dieselbe Strecke bedienender 
Luftfahrtuntemehmen, und die Notwendigkeit der 
Vermeidung von Dumpingpreisen" zu berücksichti- 
gen. 

Bei Sondertarifen mit eingeschränkten Anwendungs- 
voraussetzungen besteht innerhalb bestimmter Zonen 
ein Anspruch auf automatische Genehmigung. Die 
Zone beträgt bei Rabatt-Tarifen 65 bis 90% des ge- 
nehmigten Economy-Tarifs und bei Superrabatt-Tari- 
fen (für die zusätzliche Anwendungsbeschränkungen 
hinsichtlich Vorausbuchung, Stornogebühren, etc. 
gelten) 45 bis 65 % dieses Bezugstarifs. 

721 . Die erste Liberalisierungsstufe bringt auch eine 
begrenzte Liberahsierung auf dem Gebiet der Fünften 


46) Entscheidung des Rates vom 14. Dezember 1987 über die 
Aufteilung der Kapazitäten für die Personenbefördenmg 
zwischen Luftfahrtuntemehmen im Fluglinienverkehr zwi- 
schen Mitghedstaaten und über den Zugang von Luftfahrt- 
untemehmen zu Strecken des Fluglinienverkehrs zwischen 
Mitghedstaaten (87/602/EWG), ABI. 1987 Nr. L 374, S. 19; 
Richtlinie des Rates vom 14. Dezember 1987 über Tarife im 
Fluglinien verkehr zwischen Mitghedstaaten (87/60 1/EWG), 
ABI. 1987 Nr. L 374, S. 12. Die EG-Regelungen formuheren 
nur Mindestvoraussetzungen. Auf einigen Relationen wie 
zwischen der Bundesrepubhk und Großbritannien bestehen 
hberalere Regelungen, die in Memoranden zu den beste- 
henden Luftverkehrsabkommen verankert wurden. 

47) Die Begrenzung auf einen Kapazitätsanteil von 60 % ist seit 
dem 1. Oktober 1989 in Kraft. Zwischen dem 1. Januar 1988 
und dem 31. September 1989 war der Anteil auf 55% be- 
grenzt. 
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Schaubild 1 

Die Liberalisierung des grenzüberschreitenden innergemeinschaftlichen Personen-Linienflugverkehrs 

in der 1. Stufe 


Strecke 


Verkehrsrechte der Dritten und Vierten Freiheit 


Ansprüch eines 
Mitgliedstaates 
auf Mehrfach- 
benennung 


Anspruch der Luftfahrtuntemehmen auf 


Marktzutritt 
zu der Strecke 


Kapazitäts- 
erweiterung 
auf der Strecke 


T arif genehmigung 
auf der Strecke 


Anspruch der 
Liiftfahrtuntemehmen 
auf Verkehrsrechte 
der Fünften Freiheit 


Zwischen 

Regional- 

flughäfen 


Zwischen 
Knotenpunkt- 
und Regional- 
flughäfen 


Für Strecken 
mit im Ver- 
gleich zum 
Vorjahr min- 
destens 
180 000 Flug- 
gästen oder 
mindestens 
1 000 Hin- und 
Rückflügen 


Bei Genehmi- 
gung durch 
Heimatstaat, 
sofern es sich 
um eine neue 
Strecke han- 
delt. 


Bei Genehmi- 
gung durch 
Heimatstaat 


(Keine Rege- 
lung) 


Solange der 
Anteil der 
designierten 
Luftfahrtunter- 
nehmen eines 
Landes an der 
Gesamtkapa- 
zität 60% 
nicht über- 
schreitet 


Für Economy- 
Tarife bei ei- 
nem angemes- 
senen Verhält- 
nis zu den 
langfristigen 
Kosten. 

Für Rabatt-Ta- 
rife im Bereich 
zwischen 
65 und 90% 
des Economy- 
Tarifs. Für 
Superrabatt- 
Tarife zwi- 
schen 45 und 
65 % des Eco- 
nomy-Tarifs. 


Als Erweiterung 
von Verkehrs- 
rechten der Drit- 
ten und Vierten 
Freiheit, sofern 
nicht mehr als 
30 % der Jahres- 
kapazität des be- 
treffenden Luft- 
fahrtunterneh- 
mens eingesetzt 
werden. 


Zwischen 

Knotenpunkt- 

flughäfen 


(Keine Libera- 
hsierung) 


(Keine Liberah- 
sierung) 


Quelle: Richtlinie des Rates vom 25. Juli 1983 über die Zulassimg des interregionalen Linienflugverkehrs zur Beförderung von 
Personen, Post und Fracht zwischen den Mitgliedstaaten (83/416/EWG); Richtlinie des Rates vom 26. Mai 1986 zur auf- 
grund des Beitritts Portugals erforderlichen Änderung der Richtlinie 83/416/EWG (86/216/EWG); Entscheidung des Rates 
vom 14. Dezember 1987 über die Aufteilung der Kapazitäten für die Personenbefördenmg zwischen Luftfahrtuntemeh- 
men im Fluglinienverkehr zwischen Mitgliedstaaten und über den Zugang von Luftfahrtuntemehmen zu Strecken des 
Fluglinienverkehrs zwischen Mitgliedstaaten (87/602/EWG); Richthnie des Rates vom 14. Dezember 1987 über die Tarife 
im Fluglinienverkehr zwischen Mitghedstaaten (87/601/EWG) 


Freiheit Luftfahrtgesellschaften mit Verkehrsrechten 
der Dritten und Vierten Freiheit bedürfen zur Erwei- 
terimg eines Liniendienstes nur noch der Genehmi- 
gung des Registrierungsstaates, wenn die Erweite- 
rung von einem Regionalflugplatz ausgeht. Geht die 
Erweiterung von einem Knotenpunktflughafen aus, 
darf sie allerdings nur zu einem Regionalflugplatz 
führen. Bei Erweiterungen, die einen Knotenpunkt- 
flughafen mit einem weiteren Knotenpunktflughafen 
verbinden, ist weiterhin die Genehmigung aller betei- 
hgten Regienmgen erforderhch. 

LFm den auf der Verlängerung konkurrierenden Ge- 
sellschaften einen gewissen Bestandsschutz zu ge- 
währen, dürfen Unternehmen im Rahmen der Fünften 
Freiheit allerdings nicht mehr als 30 % ihrer Jahreska- 
pazität auf der betreffenden Strecke für die Beförde- 
rung von Fluggästen einsetzen. 

722. Keine Liberahsierungsschritte wurden bisher 
auf dem Gebiet der Siebten Freiheit (Recht zum Ver- 


kehr zwischen ausländischen Staaten, der nicht 
Teil einer Linie ist, die im Heimatstaat beginnt oder 
endet) und der Achten Freiheit (Kabotage) unter- 
nommen. 

723. Sowohl die Richthnie über die Fugtarife als 
auch die Entscheidung über die Kapazitätsaufteilung 
sehen eine Überprüfung der Liberahsierungsmaß- 
nahmen bis zum 30. Juni 1990 vor. Die EG-Kom- 
mission hat dem Rat hierzu am 8. September 1989 
Vorschläge unterbreitet.^®) Im Hinbhck auf eine 
zweite Liberalisierungsstafe empfiehlt sie darin xmter 
anderem das Prinzip der doppelten Ablehnung bei der 
Tarifgenehmigimg und die schrittweise Einführung 
der Kabotage. Außerdem spricht sie sich für eine dis- 
kriminierungsfreie Zulassung inländischer Flugge- 
sellschaften zuminnergemeinschaftiichen Linienflug- 

^®) KOM (89) 373 endg. vom 8, September 1989. Die Vorschläge 
waren bis zum Redaktionsschluß für das Achte Hauptgut- 
achten (1. Juni 1990) noch in der Beratimg. 
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verkehr aus. Die bisher von den meisten nationalen 
Luftfahrtbehörden praktizierte Bevorzugung einzel- 
ner Luftfahrtuntemehmen soll damit abgebaut wer- 
den. 


(3) Straßengüterverkehr 

724. Auch der Wettbewerb im grenzüberschreiten- 
den Straßengüterverkehr ist seit jeher stark be- 
schränkt, In bilateralen Verträgen werden Kontin- 
gente für Transporte zwischen den Vertragsstaaten 
(Wechselverkehr) festgelegt. Um grenzüberschrei- 
tende Transporte innerhalb dieser Kontingente durch- 
führen zu dürfen, bedarf es der Genehmigung des 
ausländischen Vertragsstaates, Die bilateralen Ver- 
kehrsverträge enthalten darüber hinaus Kontingente 
für den Transit- und Dreiländerverkehr (Kombination 
zweier Wechselverkehre). 

Bei Verkehren mit Ländern außerhalb der EG gilt für 
die deutsche Teilstrecke deutsches Tarif recht (geneh- 
migungspflichtige Margentarife). Wenn die Tarife auf 
der ausländischen Teilstrecke nicht kontroUiert wer- 
den, läuft die deutsche Tarifreguherung allerdings ins 
Leere. Der Tarif für die Gesamtstrecke kann faktisch 
frei vereinbart werden. 

725. Multilaterale Vereinbarungen bestehen seit 

1973 auf der Ebene der Europäischen Verkehrsmini- 
sterkonferenz (CEMZ). Dort wurde ein — allerdings 
sehr schmales — multilaterales Kontingent vereinbart, 
das die Genehmigungsinhaber zum grenzüberschrei- 
tenden Güterkraftverkehr zwischen allen Mitghed- 
staaten der CEMT berechtigt, CEMT-Kontin- 

gent umfaßte 1989 385 Genehmigungen, wovon 54 
auf die Bundesrepubhk entfielen. Die Genehmigun- 
gen werden im Zulassungsstaat des Lastkraftwagens 
erteilt. 

726. Auf EG-Ebene ist ein vergleichbares Gemein- 
schaftskontingent schon 1968 geschaffen worden, ^o) 
Gemeinschaftsgenehmigungen berechtigen ihre In- 
haber zum grenzüberschreitenden gewerblichen Gü- 
terkraftverkehr zwischen allen Mitgliedstaaten der 
EG, jedoch nicht zur Kabotage. Für das Jahr 1989 sind 
24 021 Gemeinschaftsgenehmigungen vorgesehen, 
darunter 3 324 für die Bundesrepubhk (vgl. Ta- 
belle 2). 


49) Resolution Nr. 26 des Ministeirats der Europäischen Konfe- 
renz der Verkehrsminister (CEMT) vom 14. Juni 1973 über 
die Einführung eines multilateralen Kontingents für den in- 
ternationalen Straßengüterverkehr. 

59) Verordnung Nr. 1018/68/EWG des Rates vom 19. Juli 1968 
über die Bildimg eines Gemeinschaftskontingents für den 
Straßengüterverkehr zwischen den Mitgliedstaaten, ABI. 
1968 Nr. L 175, S. 13; Verordnung Nr. 2829/72/EWG des 
Rates vom 28. Dezember 1972 über das Gemeinschaftskon- 
tingent für den Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten, ABI. 1972 Nr. L 298, S. 16; Verordnung Nr. 3164/ 
76/EWG des Rates vom 16. Dezember 1976 über das Ge- 
meinschaftskontingent für den Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten, ABI. 1976 Nr. L 357, S. 1. 


Tabelle 2 


Anzahl der Genehmigungen zum Güterkraftverkehr 
zwischen den EG -Mitgliedstaaten 


Jahr 

EG 

davon: BRD 

1982 

4 038 

727 

1985 

5 268 

914 

1986 

7 437 

1 112 

1987 

9 446 (11 535)1) 

1441 (1 735)1) 

1988 

17 153 

2 374 

1989 

24 021 

3 324 


1) Die erste Genehmigungszahl geht auf die Ratsentscheidung 
vom 16. Dezember 1986 zurück, nach der für 1987 eine Stei- 
geumg von „15% + Korrektur" anzusetzen war (diese Ge- 
nehmigungszahl war gültig für die erste Hälfte 1987); die 
zweite Zahl entspricht der Ratsentscheidung vom 
30. Juni 1987, die sich auf eine Steigerung von „40% + Kor- 
rektur" bezog (gültig für die zweite Hälfte 1987). 

Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Eu- 
ropa Transport, Beobachtung der Verkehrsmärkte, 
Analyse und Aussichten 1988, Luxemburg 1988 

727. Erst aufgrund des Untätigkeitsurteils des Euro- 
päischen Gerichtshofs vom 22. Mai 1985 sah sich der 
Rat im Jahr 1988 gezwungen, eine schrittweise Besei- 
tigung aller mengenmäßigen Beschränkungen des 
grenzüberschreitenden Straßengüterverkehrs in der 
Gemeinschaft bis zum 1. Januar 1993 zu beschhe- 
ßen, 51) Zu diesem Zeitpunkt sollen für Transportun- 
ternehmer der Gemeinschaft die Gemeinschaftskon- 
tingente, die bilateralen Kontingente zwischen den 
Mitghedstaaten sowie die Kontingente für den Tran- 
sitverkehr nach oder aus Drittländern aufgehoben 
werden. In der Übergangszeit werden die bilateralen 
Kontingente verringert und das Gemeinschaftskon- 
tingent schrittweise erhöht. Für 1988 und 1989 wurde 
eine jeweils 40%ige Erhöhung des Gemeinschafts- 
kontingents beschlossen (vgl. auch Tabelle 2); für die 
Jahre 1990 bis 1992 stehen diesbezüghche Ratsbe- 
schlüsse noch aus. 

728. In die Tarifbildung wird seit dem 1. Januar 1990 
nicht mehr eingegriffen. Die Preise im grenzüber- 
schreitenden Straßengüterverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft können sich frei bil- 
den. 52) 

729. Gemäß der Ratsverordnung vom 21. Dezember 
1989 wird zum 1. Juni 1990 auch das bislang beste- 
hende Kabotageverbot fallen. 53) Demnach dürfen Un- 
ternehmen des gewerbhchen Güterkraftverkehrs, die 
in einem Mitghedstaat niedergelassen sind und dort 


51) Verordmmg Nr. 1841/88/EWG des Rates vom 21. Juni 1988 
zur Änderung der Verordnung Nr. 3164/76 über das Ge- 
meinschaftskontingent für den Güterverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten, ABI. 1988 Nr. L 163, S. 1. 

52) Verordnung Nr. 4058/89/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1989 über die Preisbildung im Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten, ABI. 1989 Nr. L 390, S. 1. 

53) Verordnung Nr. 4059/89/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1989 zur Festiegung der Bedingungen für die Zulassimg von 
Verkehrsuntemehmen zum Güterkraftverkehr innerhalb ei- 
nes Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansässig sind, ABI. 1989 
Nr. L 390, S. 3. 
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eine Genehmigung für den grenzüberschreitenden 
Güterverkehr erhalten haben, Transporte auch inner- 
halb anderer Mitgliedstaaten durchführen. Der Um- 
fang der Kabotage wird allerdings zunächst auf 15 000 
Kontingente begrenzt, die für jeweils zwei Monate 
gelten. ^4) 

Die Verteilung der Kontingente auf die Mitgliedstaa- 
ten steht in Relation zu ihrem inländischen Verkehrs- 
aufkommen. Mit 2 073 Genehmigungen entfällt auf 
die Bundesrepublik als Transitland die größte Menge. 
Es folgen die Niederlande mit 1 842 und Frankreich 
und Italien mit je 1 767 Kontingenten. ^5) Die Kontin- 
gentierung ist als Übergangslösung gedacht und soll 
durch eine jährliche Anhebung des Gesamtkontin- 
gents im Umfang des Wachstums des durchschiüttli- 
chen inländischen Verkehrsaufkommens, mindestens 
aber um 10%, gelockert werden. 

730 . Die Kabotageregelung ist ein weiterer Schritt 
zur Verwirklichxmg der Dienstleistungsfreiheit. Die 
davon ausgehenden Wettbewerbswirkungen auf den 
inländischen Güterverkehr werden jedoch neben der 
Kontingentierung vor allem dadurch begrenzt, daß 
die Tarife für Kabotagedienste den Vorschriften des 
Aufnahmelandes unterliegen. ^6) Zwar ist es aufgrund 
des Gebots der Nichtdiskriminierung nicht möglich, 
ausländischen Unternehmen hierbei weniger Gestal- 
tungsfreiheit einzuräumen als inländischen Konkur- 
renten; Verbote der Preisunterbietung, die formal mit 
dem Grundsatz der Gleichbehandlung vereinbar sind, 
genügen jedoch, um potentielle Konkurrenten im 
Marktzugang zu behindern. 

Die Kabotageregelung wird ihre Wettbewerbswir- 
kungen erst dann voll entfalten können, wenn das 
inländische Preiskartell beseitigt ist, das der staatli- 
chen Tarif festsetzung zur Zeit vorgeschaltet ist und 
nach Auffassung der Monopolkommission gegen gel- 
tendes europäisches Wettbewerbsrecht verstößt. ^7) 
Sofern sich aus einer Verknüpfung grenzüberschrei- 
tender und inländischer Transportleistungen Mög- 
lichkeiten zur Mischkalkiüation ergeben, wird die zu- 
sätzliche Kapazität im Kabotageverkehr bei einem 
überhöhten staatlichen Tarifniveau einen verstärkten 
Preisdruck auf die nicht mehr regulierten Tarife des 
grenzüberschreitenden Güterverkehrs ausüben, 

731 . Trotz der Deregulierung von Marktzugang und 
Preisbildung im grenzüberschreitenden Verkehr wir- 
ken Zweifel an der Funktionsfähigkeit des Wettbe- 
werbs auf europäischer Ebene fort. Die Verwirkli- 
chung der Dienstleistungsfreiheit schließt nicht aus, 
daß — wie es die EG-Kommission vorgeschlagen 
hat 5®) zur Bekämpfung gravierender Marktstörungen 


54) Auf Antrag eines Mitgliedstaates kann ein zweimonatiges 
Kontingent auch in zwei einmonatige Genehmigungen um- 
gewandelt werden. 

55) Siehe zur Aufteüimg Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung 
Nr. 4059/89/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989, 
a.a.O. 

56) Artikel 5 Abs, 1 (a) der Verordnimg Nr. 4059/89/EWG des 
Rates vom 21. Dezember 1989, a.a.O. 

57) Siehe Tz. 755, 

58) Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Zu- 
gang zum Markt im Güterkraftverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten, KOM (86) 595 endg. vom 13. November 
1986. 


auf europäischer Ebene kurzfristige Kapazitäts- und 
Preisregulierungen eingeführt werden könnten. Als 
Grundlage für solche Maßnahmen, über die der Rat 
noch zu entscheiden hat, könnte das bereits einge- 
führte Marktbeobachtungssystem der EG-Kommis- 
sion dienen, 59) 


(4) Binnenschiffahrt 

732 . Im Unterschied zu anderen Verkehrsträgern 
besteht für die Rheinschiffahrt seit der Mannheimer 
Akte von 1868 ein multilaterales Regime, das freien 
Zugang für alle Anbieter und Nichtdiskriminierung 
von Ausländern gewährleistet. Seit dem Jahre 1979 ist 
die Schiffahrtsfreiheit auf dem Rhein allerdings auf 
„die zur Rheinschiffahrt gehörigen Schiffe" be- 
schränkt, d. h. auf Schiffe, die eine enge Verbindung 
mit einem Vertragsstaat der Mannheimer Akte oder 
einem EG-Staat haben. ®®) Im grenzüberschreitenden 
Schiffsverkehr dürfen die Preise frei gesetzt werden. 

Für andere Gewässer brauchen ausländische Binnen- 
schiffe eine Genehmigung, deren Erteilung in bilate- 
ralen Verkehrs Verträgen näher geregelt ist. Die Preis- 
bildung grenzüberschreitender Schiff stransporte wird 
auch dort nicht reguliert. 

733 . Auf die Mannheimer Rheinschiffahrtsakte von 
1868 ist auch zurückzuführen, daß für das Rheinstrom- 
gebiet und den Wechselverkehr mit den Häfen des 
westdeutschen Kanalnetzes bis zur Linie Dortmund- 
Hamm keine Kabotagevorbehalte existieren. Ledig- 
lich auf den übrigen Wasserstraßen ®i) besteht eine 
Genehmigungspflicht für Gebietsfremde mit Kabota- 
gevorbehalt. Dabei dürfen sich, unabhängig von der 
Nationalität des Schiffeigners, Schiffe beteiligen, die 
in ein deutsches Schiffsregister eingetragen sind. 

Der bisher noch nicht im Ministerrat angenommene 
Vorschlag der EG-Kommission aus dem Jahre 1985 
sieht — ähnlich wie für den Straßenpersonen- und 
-güterverkehr — vor, daß alle Unternehmen Zugang 
zur Kabotage im Binnenschiffsverkehr erhalten sol- 
len, die in einem Mitgliedstaat der EG niedergelassen 
und dort zum grenzüberschreitenden Verkehr zuge- 
lassen sind. ®2) 


59) Vgl. EG-Kommission, Bericht über die Einführung eines 
Marktbeobachtimgssy Sterns im Binnenverkehr, KOM (80) 
785 endg. vom 5. Dezember 1980, 

69) Die Zugehörigkeit zur Rheinschiffahrt wird in den Ausfüh- 
rungsvorschriften der Zentralkommission für die Rhein- 
schiffahrt geregelt. Diese Vorschriften wurden durch eine 
Ratsverordnimg für alle Mitgliedstaaten der EG, also auch 
für solche, die nicht zugleich Vertragsstaaten der Mannhei- 
mer Akte sind, für verbindlich erklärt. Vgl. Verordnimg 
Nr. 2919/85/EWG des Rates vom 17. Oktober 1985 zur Fest- 
legimg der Bedingungen für die Inanspruchnahme der Re- 
gelung, die aufgrund der revidierten Rheinschiffahrtsakte 
den Schiffen der Rheinschiffahrt Vorbehalten sind, ABI. 1985 
Nr. L 289, S. 4. 

61) Kanalnetz östlich der Linie Dortmund/Hamm imd Main- 
Donau-Kanal. 

62) Vgl. Vorschlag für eine Verordnung des Rates (EWG) zur 
Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von Ver- 
kehrsuntemehmem zum Güter- und Personenverkehr in der 
Binnenschiffahrt innerhalb eines Mitgliedstaates, in dem sie 
nicht ansässig sind, KOM (85) 610 endg. vom 4. Dezember 
1985, ABI. 1985 Nr. C 331, S. 2. 
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734. Trotz des — formal — weitgehend freien Zu- 
gangs zur Binnenschiffahrt und der freien Preisbil- 
dung im grenzüberschreitenden Verkehr bestehen 
auf europäischer Ebene Eingriffe in den Kapazitäts- 
wettbewerb, Seit Januar 1990 werden die einzelstaat- 
lichen Abwrackaktionen auf europäischer Ebene 
koordiniert. Die vier Mitgliedstaaten mit einem 
Binnenwasserstraßennetz (Bundesrepublik, Nieder- 
lande, Frankreich und Belgien) haben nationale Ab- 
wrackfonds für Trockenladungsschiffe, Tankschiffe 
und Schubboote eingerichtet, an die die Schiffseigner 
für jedes Schiff Beiträge zu entrichten haben. Bei Stil- 
legung oder Verschrottung von Schiffsraum erhält der 
Eigentümer aus dem Fonds eine Abwrackprämie. Für 
einen Zeitraum von fünf Jahren gilt für Investitionen 
das Prinzip „neu für alt". Eigentümer eines neu in 
Dienst zu stellenden Schiffes müssen gleichwertigen 
Schiffsraum, ohne eine Prämie zu beanspruchen, ab- 
wracken, oder einen Sonderbeitrag für das neue 
Schiff an den Fond zahlen, der der Abwrackprämie für 
ein Schiff dieser Größe entspricht. Die Höhe der Bei- 
träge und der Abwrackprämien werden ebenso wie 
die^ Dauer der Abwrackaktion von der EG -Kommis- 
sion festgelegt. Ziel ist es, die Flottenkapazität bei 
Trockenladungsschiffen und Schubbooten um 10% 
und bei Tankschiffen um 15 % zu vermindern. 


3. Die Privilegierung privater 

Wettbewerbsbeschränkungen durch das 
Wettbewerbsrecht 

3.1 Die Ausnahmeregelung des § 99 GWB 

735. Die Tarife und Bedingimgen eines Verkehrsun- 
temehmens unterliegen nicht den Vorschriften des 
GWB, sobald sie hoheitlich festgesetzt oder geneh- 
migt werden. Sie sind damit insbesondere auch 
einer kartellbehördhchen Mißbrauchsaufsicht nach 
§ 22 GWB entzogen. Keine Anwendimg findet das 
GWB auch auf Absprachen zwischen Verkehrsunter- 
nehmen im Vorfeld der hoheitlichen Preis- und Bedin- 
gimgsreguherung. Solche vorgeschalteten Kartelle 
imterliegen weder dem Kartellverbot des § 1 GWB 
noch einer Mißbrauchsaufsicht nach § 104 GWB. Für 
die Nicht- Anwendbarkeit des GWB bedarf es dabei 
keiner expliziten Freistellung im GWB. Die in § 99 
Abs. 1 GWB a.F. enthaltene Formuherung war über- 
flüssig und ist deswegen durch die Fünfte Kartell- 
novelle zu Recht gestrichen worden. 

736. Der Katalog der vom GWB freigestellten wett- 
bewerbsbeschränkenden Absprachen, die nicht im 
Vorfeld einer staatlichen Preis- und Bedingungsregu- 
lierung getroffen werden, ist durch die Fünfte Kartell- 
novelle verkürzt worden. § 99 Abs. 1 GWB n.F. enthält 
nur noch drei Ausnahmen vom Kartell- imd Empfeh- 
limgsverbot der §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 11 GWB: Interna- 
tionale Kartelle in der Luftfahrt und Binnenschiffahrt 


63) Vgl. Verordnung Nr. 1101/89/EWG des Rates vom 27. April 
1989 über die Strukturbereinigimg in der Biimenschif fahrt, 
ABI. 1989 Nr. L 116, S. 25; sowie Verordnung Nr. 1102/89/ 
EWG der Kommission vom 27. April 1989 mit Durchfüh- 
rungsbestimmungen zur Verordnung Nr. 1101/89/EWG des 
Rates über die Strukturbereinigimg in der Binnenschiffahrt, 
ABI. 1989 Nr. L 116, S. 31. 


für Verkehre mit Ländern außerhalb der EG (Nr. 1), 
Verkehrsverbünde und -gemeinschaften (Nr. 2) sowie 
Preis- und Konditionenkartelle von Eisenbahnunter- 
nehmen untereinander sowie zwischen Eisenbahn- 
und anderen Verkehrsuntemehmen (Nr. 3). Darüber 
hinaus erlaubt § 99 Abs. 2 GWB n.F. Preisempfehlun- 
gen im Spediteursammelgutverkehr (Nr. 1) sowie für 
bestimmte Dienstleistungen auf Flug-, See- imd Bin- 
nenhäfen (Nr. 2). 

737. Die Auswirkimgen der Neufassung des § 99 
GWB durch die Fünfte Kartellnovelle sind nur be- 
grenzter Natur. Das größere Gewicht der wettbe- 
werbsbeschränkenden Absprachen hegt eindeutig 
bei jenen, die im Vorfeld der staathchen Preis- und 
Bedingungsreguherung stattfinden. Der Handlungs- 
bedarf ist deswegen dort am größten. Trotzdem hätte 
nach Auffassung der Monopolkommission auch im 
Bereich der kartellrechthch privilegierten privaten 
Wettbewerbsbeschränkungen ein deuthcheres Signal 
für mehr Wettbewerb gegeben werden können. Die 
im Rahmen der Fünften Kartellnovelle vorgenom- 
mene Einengung des Freistellungsbereiches kann 
dieser Forderung nicht gerecht werden. Sie be- 
schränkt sich darauf, Freistellungen zu streichen, die 
keine Anwendimg mehr finden, weil dem europäi- 
schen Wettbewerbsrecht eindeutig Vorrang zu- 
kommt, oder die keine größere praktische Bedeu- 
tung mehr haben. 

Der folgende Überbhck zeigt, in welchem Umfang in 
den hier behandelten Verkehrssektoren auch in Zu- 
kunft Kartellabsprachen möghch sind, entweder weil 
sie — als der staathchen Preis- und Bedingungsregu- 
herung vorgeschaltet -- der Anwendung des GWB 
entzogen sind oder weil sie — bei fehlender staath- 
cher Reguherung — durch § 99 GWB privilegiert 
sind. 


(1) Omnibusverkehr 

738. Bedeutung haben insbesondere drei Kooperati- 
onsformen: Tarif gemeinschaften, in denen einheith- 
che Tarife und Bedingungen abgesprochen werden? 
Verkehrsgemeinschaften, in denen sich die Vereinba- 
rungen darüber hinaus auch auf Liniennetze und 
Fahrpläne erstrecken und schheßhch Verkehrsver- 
bünde, die Gemeinschaftsunternehmen der beteihg- 
ten Verkehrsunternehmen darsteUen. Die Zusam- 
menarbeit der Verkehrsuntemehmen wird von den 
Verkehrsbehörden unterstützt. Nach § 8 PBefG haben 
die Genehmigungsbehörden vor allem die Schaffung 
zusammenhängender Liniennetze sowie die Abstim- 
mung der Fahrpläne und Beförderungsentgelte be- 
sonders zu fördern. 

739. Soweit diese Absprachen hoheitlich geneh- 
migte Tarife und Bedingungen zum Gegenstand ha- 
ben, sind sie von der Anwendung des GWB von vorn- 
herein freigestellt. Alle anderen Vereinbarungen sind 
nach § 99 Abs, 1 Nr. 2 GWB n.F. nur vom Kartell- und 
Empfehlungsverbot freigestellt, „wenn und soweit sie 
der aus öffenthchen Verkehrsinteressen erforderh- 


64) Vgl. dazu aber den folgenden Abschnitt 3.2. 
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chen Einrichtung und befriedigenden Bedienung, Er- 
weiterung oder Änderung von Verkehrsverbindun- 
gen im Sinne des § 8 Abs. 3 des Personenbeförde- 
rungsgesetzes dienen. " Darunter können z. B. Verein- 
barungen über die Gebietsabgrenzung, die Verein- 
heitlichung der Fahrzeugbestände oder die Organisa- 
tion eines Verkehrsverbundes fallen. 


(2) Luftverkehr 

740 . Die Privilegierung von Kartellabsprachen im 
Weltluftverkehr stand ganz offensichtlich imter der 
Annahme, daß erst diese einen regelmäßigen inter- 
nationalen Luftverkehr ermöglichten. Ein weiterer 
Grund liegt darin, daß bilaterale Staatsverträge die in 
der Vergangenheit erwünschte Preisgleichheit zwi- 
schen den auf einer Linienflugverbindung tätigen Ge- 
sellschaften nicht gewährleisten können imd deshalb 
die Preisfestsetzung den multilateralen Tarif koordi- 
nierungskonferenzen der International Air Transport 
Association (lATA) überlassen. Die dort abgespro- 
chenen Linienverkehrstarife unterliegen nicht der 
Anwendung des GWB, da die Tarife anschlie- 
ßend vom Bundesverkehrsministerium genehmigt 
werden. 

741 . Auch innerhalb oder außerhalb der LATA ge- 
troffene Vereinbarungen von Linienfluggesellschaf- 
ten, die keiner verkehrsrechtlichen Genehmigung be- 
dürfen, werden durch § 99 Abs. 1 Nr. 1 GWB n.F. vom 
Kartell- imd Empfehlungsverbot freigestellt, soweit 
sie den Verkehr über die Grenzen der EG hinaus zum 
Gegenstand haben. Dazu zählen z. B. lATA-Be- 
schlüsse über die Mindestanforderungen, die ein Rei- 
severanstalter beim Angebot einer IT (Inclusive Tour)- 
Charterreise erfüllen muß, damit die günstigeren Be- 
förderungspreise gewährt werden. Ebenfalls freige- 
stellte, außerhalb der lATA getroffene Vereinbarun- 
gen umfassen z. B. solche über die gegenseitige Ab- 
fertigimg der Passagiere, die Wartung der Flugzeuge, 
die Abstimmung von Flugplänen, sowie den gemein- 
samen Betrieb einer Streckenverbindung. Im innerge- 
meinschaftlichen Linien verkehr kommt dagegen dem 
europäischen Wettbewerbsrecht Vorrang vor einer 
Anwendung des GWB zu, weswegen entsprechende 
Freistellungen durch die Fünfte Kartellnovelle gestri- 
chen wurden.®^) 

742 . Vom Anwendungsbreich des GWB ausgenom- 
men sind auch wettbewerbsbeschränkende Abspra- 
chen zwischen Betreibergesellschaften von Flughäfen 
über Preise und Bedingungen von Flughafendiensten, 
wenn diese hoheitlich genehmigt werden. So erarbei- 
ten die Flughafengesellschaften in der Arbeitsge- 
meinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen (ADV) ge- 
meinschaftlich die Gebührentarife für das Landen imd 
Abstellen von Flugzeugen. Diese werden dann den 
nach § 43 Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung (Luft- 
VZO) zuständigen Landesluftfahrtbehörden zur Ge- 
nehmigung vorgelegt und nach gemeinsamer Bera- 
tung zwischen den Behörden von diesen genehmigt. 


Zum europäischen Wettbewerbsrecht für den Luftverkehr 
vgl. Abschnitt 3.2. 


(3) Straßengüterverkehr 

743 . Der weitaus überwiegende Teil der Wettbe- 
werbsbeschränkimgen im Straßengüterverkehr ist 
staatlich verursacht. Nicht in den Anwendungsbe- 
reich des GWB fallen insbesondere die Tarifkartelle 
des Straßengüterfem- und Straß engütemahverkehrs- 
gewerbes, in denen die Margentarife abgesprochen 
werden, die dem Bundesminister für Verkehr zur Ge- 
nehmigung vorgelegt werden. 

744 . Der novellierte § 99 GWB enthält in Abs. 2 Nr. 1 
nur noch eine einzige Freistellimg für das Straßen- 
güterverkehrsgewerbe: Auf Preisempfehlungen im 
Spediteursammelgutverkehr mit Kraftwagen (ebenso 
wie mit Eisenbahnen) findet das Empfehlungsverbot 
des § 38 Abs. 1 Nr. 11 GWB keine Anwendung. 


(4) Binnenschiffsverkehr 

745 . Wie im Straßengüterverkehr fallen auch im Bin- 
nenschiffsverkehr die Tarifkartelle (die sogenannten 
Frachtenausschüsse), in denen im Vorfeld der staatli- 
chen Genehmigung obligatorische Tarife ab gespro- 
chen werden, nicht in den Anwendungsbereich des 
GWB. Der novellierte § 99 GWB stellt in Abs. 1 Nr. 1 
rein private wettbewerbsbeschränkende Kartelle und 
Empfehlungen nur noch dann von §§1, 38 Abs. 1 
Nr. 11 GWB frei, wenn sie die internationale Binnen- 
schiffahrt über die Grenzen der EG hinaus betreffen. 
Die Novellierung berücksichtigt damit, daß bei der 
Regelung des innergemeinschaftlichen Binnen- 
schiffsverkehrs dem europäischen Recht Vorrang zu- 
kommt. 


(5) Intermodale Absprachen zwischen der 
Deutschen Bundesbahn und anderen 
Verkehrsträgern. 

746 . Intermodale Absprachen zwischen der Deut- 
schen Bundesbahn und den anderen Verkehrsträgern 
gelten als verkehrspolitisch erwünscht. Nach dem All- 
gemeinen Eisenbahngesetz (AEG) sind die Verkehrs- 
behörden gehalten, solche Absprachen besonders zu 
fördern, ®®) imd das Personenbeförderungsgesetz ver- 
pflichtet den Bundesminister für Verkehr und die Lan- 
desregierungen, „darauf hinzuwirken, daß die Inter- 
essen der verschiedenen Verkehrsträger im Perso- 
nenverkehr ausgeglichen und ihre Leistungen und 
ihre Entgelte aufeinander abgestimmt werden, "ß^) 
Soweit auf intermodalen Absprachen beruhende Ent- 
gelte und Tarife staatlich festgesetzt oder genehmigt 
werden, sind sie von vornherein dem Anwendungsbe- 
reich des GWB entzogen. Es ist deshalb überflüssig, 
wenn im Rahmen der Fünften Kartellnovelle durch 
§ 99 Abs. 1 Nr. 3 GWB intermodale Preis- und Bedin- 
gungskartelle, die einer staatlichen Preis- und Bedin- 
gungsgenehmigung bzw. -festsetzung vorgeschaltet 
sind, noch einmal explizit freigestellt werden. 


66) Vgl. §§ 6, 8 AEG. 

67) Vgl. § 8 Abs. 1 PBefG. 
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3.2 Die Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages 


747 . Im Unterschied zum GWB ist eine Bereichsaus- 
nahme für den Verkehr im europäischen Wettbe- 
werbsrecht nicht vorgesehen. Das Kartellverbot des 
Artikel 85 EWG-Vertrag gilt ebenso wie das Verbot 
des Mißbrauchs marktbeherrschender Stellungen des 
Artikel 86 EWG-Vertrag auch für den Verkehr. Als der 
Rat 1962 in der Verordnung Nr. 17 die ersten Durch- 
führungsbestimmungen zu Artt. 85 und 86 EWG-Ver- 
trag erließ,®®) stellte er allerdings noch den gesamten 
Verkehr im Hinbhck auf seine Besonderheiten von 
der Anwendung der Verordnung frei.®^) Erst 1968 
wurde eigens für die Binnenverkehre — Binnen- 
schiffahrt, Eisenbahn und Straßenverkehr — eine An- 
wendungsverordnung erlassen.’®) Durchführungsbe- 
stimmungen für den See- und den Luftverkehr kamen 
sogar erst 1986 bzw. 1987 hinzu,’i) nachdem der 
EuGH in seiner „Nouvelles Frontieres "-Entscheidung 
von 1986 die Anwendbarkeit der Wettbewerbsregeln 
auf den Luftverkehr (und implizit auch auf den See- 
verkehr) ausdrücklich festgestellt hatte.’^) 

748 . Alle sektoralen Anwendungsverordnungen 
lockern das Kartellverbot durch generelle Freistellun- 
gen für technische Vereinbarungen sowie Freistellun- 
gen nach Artikel 85 Abs. 3 EWG-Vertrag auf. Abwei- 
chend vom allgemeinen Wettbewerbsrecht der Ver- 
ordnung Nr. 17 verlangen die Verordnungen für den 
Verkehr allerdings nicht die Anmeldung der wettbe- 
werbsbeschränkenden Absprachen als Vorausset- 
zung für ihre Freistellung.’®) Daraus erwächst die Ge- 
fahr, daß der in Artikel 85 Abs. 1 EWG-Vertrag veran- 
kerte Verbotsgrundsatz faktisch durch das schwä- 
chere Mißbrauchsprinzip ersetzt wird. Wenn nämlich 
auch unangemeldete Vereinbarungen privilegiert 
sind, besteht nur ein geringer Anreiz, die EG-Kom- 
mission über Absprachen zu informieren. Es kommt 
daher letzthch nur in Beschwerdefällen zu einer Prü- 
fung ihrer Freistellbarkeit. 


68) Verordnung Nr. 17/62/EWG des Rates vom 6. Februar 1962 
— Erste Durchfühnmgsverordnung zu den Artikeln 85 und 
86 des Vertrages, ABI. 1962 Nr. 13, S. 204. 

68) Vgl. Verordnung Nr. 141/62/EWG des Rates vom 26. No- 
vember 1962 über die Nichtanwendung der Verordnung 
Nr. 17 des Rates auf den Verkehr, ABI. 1962 Nr. 124, 
S. 2751. 

^6) Vgl. Verordnung Nr. 1017/68/EWG des Rates vom 
19. Juli 1968 über die Anwendung von Wettbewerbsregeln 
auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs- 
verkehrs, ABI. 1968 Nr. L 175, S. 1. 

^1) Vgl. Verordnung Nr. 4056/86/EWG des Rates vom 22. De- 
zember 1986 über die Einzelheiten der Anwendung der Arti- 
kel 85 und 86 des Vertrages auf den Seeverkehr, ABI. 1986 
Nr. L 378, S. 4; Verordnung Nr. 3975/87/EWG des Rates vom 
14. Dezember 1987 über die Einzelheiten der Anwendimg 
der Wettbewerbsregeln auf Luftfahrtuntemehmen, ABI. 
1987 Nr. L 374, S. 1; Verordnung Nr. 3976/87/EWG des Rates 
vom 14. Dezember 1987 zur Anwendung von Artikel 85 
Abs. 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppen von Vereinba- 
rungen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen 
im Luftverkehr, ABI. 1987 Nr. L 374, S. 9. 

72) EuGH, Urteü vom 30. April 1986, Rs, 209-213/84, Slg. 1986, 
S, 1425; Neue Juristische Wochenschrift, 1986, S. 2182. 

73) Artikel 5 der Verordnung 1017/68 sieht sogar ausdrückhch 
eine rückwirkende Freistellung vor. 


749 . Der räumliche Anwendungsbereich des Arti- 
kel 85 EWG-Vertrag schheßt grundsätzhch neben 
dem Verkehr zwischen den Mitghedstaaten der Ge- 
meinschaft auch den Verkehr mit Drittstaaten und 
den innerstaatiichen Verkehr mit ein, soweit der Han- 
del zwischen den Mitghedstaaten beeinträchtigt wer- 
den kann. ’^) Dies gilt unabhängig vom räumhchen 
Anwendungsbereich der Durchführungsverordnun- 
gen zu Artikel 85 (und 86) EWG-Vertrag, der teilweise 
enger gezogen ist. Für Kartellabsprachen über Ver- 
kehre, die außerhalb des räumhchen Anwendungsbe- 
reichs einer Durchführungsverordnung hegen, gelten 
die Übergangsbestimmungen der Artt. 88, 89 EWG- 
Vertrag. Danach können die nationalen Gerichte Arti- 
kel 85 EWG-Vertrag anwenden, wenn zuvor die na- 
tionale KarteUbehörde oder die EG-Kommission einen 
Verstoß gegen das KarteUverbot festgesteUt oder das 
Karten nach Artikel 85 Abs. 3 EWG-Vertrag freige- 
steUt haben. ’®) 

750 . Dem europäischen Wettbewerbsrecht kommt 
grundsätzhch Vorrang vor der Anwendung des GWB 
zu. Eine FreisteUung von KarteUen im Luft- und Bin- 
nenschiffsverkehr mit Drittstaaten, wie sie immer 
noch § 99 Abs. 1 Nr. 1 GWB vorsieht, ist deshalb wenig 
sinnvoll. Es ist Aufgabe des Bunde skarteUamtes, sol- 
che KarteUe auf ihre Vereinbarkeit mit Artikel 85 
EWG-Vertrag zu überprüfen, solange der räunüiche 
Anwendungsbereich der Wettbewerbsverordnungen 
nicht auch auf den Verkehr mit Drittstaaten ausgewei- 
tet worden ist. 

751 . Artikel 85 EWG-Vertrag hat nicht nur Auswir- 
kungen auf die im Rahmen des § 99 GWB privilegier- 
ten KarteUe, sondern auch auf die Tarifkartelle, die 
einer staatlichen Tariffestsetzung oder -genehmigung 
vorgeschaltet sind und deswegen erst gar nicht in den 
Anwendimgsbereich des GWB faUen. Mit der hoheit- 
hchen Genehmigung solcherart zustandegekomme- 
ner Tarife verletzt die Bundesrepubhk ihre Verpflich- 
tung, KarteUab sprachen, die gegen Artikel 85 EWG- 
Vertrag verstoßen, weder vorzuschreiben noch zu 
erleichtern oder sonst in ihren Auswirkungen zu 
verstärken. Artikel 5 EWG-Vertrag untersagt den 
Mitghedstaaten nämlich aUe Maßnahmen, die Ver- 
tragsziele wie die Verwirkhchung eines unverfälsch- 
ten Wettbewerbs (Artikel 3 f. EWG-Vertrag) ge- 
fährden. 

Die folgenden EinzeldarsteUungen geben einen Über- 
bhck über die Behandlung von VerkehrskarteUen im 
europäischen Wettbewerbsrecht. 


74) Zum räumlichen Anwendungsbreich der Artikel 85 ff. EWG- 
Vertrag vgl. Urteil des EuGH vom 14. Juh 1972, Rs. 48/69, 
Slg. 1972, S. 619; sowie Urteil des EuGH vom 11. April 1989, 
Rs. 66/86; Neue Juristische Wochenschrift, 1989, S. 2192; 
WuW/E EWG/MUV 84 1. 

75) Nach dem EuGH-Urteil vom 11, April 1989 ist Artikel 86 
hingegen auch dann unmittelbar von den nationalen Ge- 
richten anwendbar, wenn keine Durchführungsverordnung 
nach Artikel 87 EWG-Vertrag oder keine Maßnahmen einer 
nationalen KarteUbehörde bzw. der EG-Kommission nach 
Artikel 88 bzw. 89 vorhegen. 
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(1) Straßen- und Binnenschiffsverkehr 

752 . Das Kartellverbot findet nach der Anwen- 
dungsverordnung zum Straßen- und Binnenschiffs- 
verkehr keine Anwendung auf technische Vereinba- 
rungen^®) wie 

— die einheitliche Anwendung von Normen und 
Typen, 

— die gemeinsame Verwendung von Personal, Mate- 
rial, Fahrzeugen und technischen Einrichtungen, 

— die Zusammenarbeit bei Anschluß- imd Ersatzbe- 
förderungen sowie kombinierten Beförderungen, 

— die Abstimmung der Fahrpläne bei aufeinander- 
folgenden Strecken, 

— die Zusammenfassung von Einzelladungen, 

— die Entwicklung von (unverbindlichen) Tarif Struk- 
turen und Beförderungsbedingungen. 

763 . Eine sehr weitgehende Ausnahme vom Kartell- 
verbot in Verbindung mit einer Mißbrauchsaufsicht 
besteht für Mittelstandskartelle, die der Durchfüh- 
rimg von Beförderungsaufträgen einschließlich der 
gemeinsamen Finanzierung oder Anschaffung von 
Transportmaterial dienen. Für den Fall von Krisenzu- 
ständen eröffnet die Verordnung Freistellungsmög- 
lichkeiten für Strukturkrisenkartelle. Voraussetzung 
ist, daß der Rat selbst einen Krisenzustand auf einem 
wesentlichen Teil des Verkehrsmarktes festgestellt 
hat. Dabei dürfen im Rahmen von Strukturkrisenkar- 
tellen keine Absprachen privilegiert werden, die für 
die Behebung der Marktstörungen nicht unerläßlich 
sind. Auch darf es den beteiligten Unternehmen 
nicht ermöglicht werden, für einen wesentlichen 
Teil des Verkehrsmarktes den Wettbewerb auszu- 
schalten. 

754 . Einzelfreistellimgen vom Kartellverbot in Ver- 
bindung mit einer Mißbrauchsaufsicht sind vorgese- 
hen, wenn die Absprachen zur Verbesserung der 
Qualität der Verkehrsleistungen, zur Förderung einer 
größeren Kontinuität und Stabilität der Befriedigung 
des Verkehrsbedarfs bei starken zeitlichen Angebots- 
imd Nachfrageschwankungen, zur Steigerung der 
Produktivität der Unternehmen oder zur Förderung 
des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts bei- 
tragen. Den beteiligten Verkehrsuntemehmen dürfen 
keine Beschränkungen auferlegt werden, die für die 
Verwirklichung dieser Ziele nicht unerläßlich sind. 
Die Kartelle dürfen auch keine Möglichkeiten 
eröffnen, für einen wesentlichen Teil des betref- 
fenden Verkehrsmarktes den Wettbewerb auszu- 
schalten. 

755 . Das Kartellverbot des Artikel 85 EWG-Vertrag 
ist nach Auffassung der Monopolkommission auch auf 


Vgl. Verordnung Nr. 1017/68/EWG des Rates vom 
19. Juli 1968, a.a.O. 


private Tarifkartelle anwendbar, die der staatlichen 
Tarif festsetzung bzw. -genehmigung vorgeschaltet 
sind. In Betracht kommen in der Bimdesrepublik so- 
wohl die Tarif kommission des Straßengüterfernver- 
kehrs als auch die Frachtausschüsse in der Binnen- 
schiffahrt. Diese Tarifkartelle haben zweifellos mittel- 
bare Auswirkimgen auf den Handel zwischen der 
Bundesrepublik und den anderen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft. Mit der hoheitlichen Genehmigung 
und Durchsetzung solcher Tarife verletzt die Bundes- 
republik nach Auffassung der Monopolkommission 
ihre Verpflichtung, gegen Artikel 85 EWG-Vertrag 
verstoßende Kartellabsprachen weder vorzuschreiben 
noch zu erleichtern, und verstößt damit gegen Arti- 
kel 5 EWG-Vertrag. 


(2) Luftverkehr 

766 . Die Ratsverordnung zur Anwendung der Wett- 
bewerbsregeln auf den Luftverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten nimmt ebenso wie die Verordnung zum 
landgebundenen Verkehr technische Vereinbarun- 
gen vom Kartellverbot aus, wie z. B.:^^) 

— gemeinsame Normen und Typen für Flugzeuge, 
Ersatzteile, feste Einrichtungen etc., 

— die Zusammenarbeit bei Ersatz-, Anschluß- oder 
Zusatzbeförderungen, 

— die Zusammenfassung von Einzelladungen, 

— Regeln für die Struktur der Beförderungstarife, 

— Interlining. 

757 . Die Ratsverordnung zur Anwendimg von Arti- 
kel 85 Abs. 3 EWG-Vertrag sieht darüber hinaus für 
den Luftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten die fol- 
genden Gruppenfreistellungen vom Kartellverbot 
vor: ^®) 

— gemeinsame Planung und Koordinierung der Ka- 
pazität, 

— Aufteilimg der Einnahmen, 

— Tarif konsultationen, 

— Konsultationen über die Zuweisung von Zeitni- 
schen und Planung von Flugzeiten, 

— computergesteuerte Buchimgssysteme, 

— Versorgimgsleistungen auf Flughäfen. 

Die Kommission hat dazu Gruppenfreistellimgsver- 
ordnungen erlassen. Diese sind bis zum 31. Ja- 


77) Vgl. Verordnung Nr. 3975/87/EWG des Rates vom 14. De- 
zember 1987, a.a.O. 

78) Vgl. Verordnung Nr. 3976/87/EWG des Rates vom 14. De- 
zember 1987, a.a.O. 
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nuar 1991 befristet und sollen den Luftfahrtuntemeh- 
men während dieser Zeit die Anpassung an die Auf- 
hebung der staatlichen Reguherungen erleich- 
tern. ^9) 


768 - Eine Gruppenfreistellimg für Tarif ab sprachen 
im iimergemeinschaftlichen Luftverkehr ist ausdrück- 
hch ausgeschlossen. Auch die Gruppenfreistellung für 
Vereinbarungen über die Durchführung von Tarif- 
konsultationen gilt nur, wenn diese Konsultationen 
nicht zu Vereinbarungen über Entgelte für Agenturen 
oder sonstige Tarifbestandteile führen, und die Tarif- 
vorschläge die Beteihgten nicht binden. Eine Freistel- 
lung von Tarif absprachen im nationalen Kartellrecht 
wäre wirkungslos, weshalb eine solche in der novel- 
herten Fassung des § 99 Abs. 1 Nr. 1 GWB nicht mehr 
vorgesehen ist. 


759 . Die Kommission kann schheßlich auch Einzel- 
freistellungen nach Artikel 85 Abs. 3 EWG-Vertrag 
aussprechen. Diese sind auf längstens sechs Jahre 
begrenzt. 8^) 


760 - Für den Luftverkehr innerhalb eines Mit- 
gliedstaates oder zwischen Mitgliedstaaten und 
Drittländern fehlt bislang noch eine Durchfüh- 
rungsverordnung zur Anwendung der Wettbe- 
werbsregeln. Es kann aber auf die Übergangsvor- 
schriften der Artt. 88, 89 EWG-Vertrag zurückgegrif- 
fen werden, was die in der noveUierten Fassung 
des § 99 Abs. 1 Nr. 1 GWB nach wie vor enthaltene 
Freistellung von Kartellen im Luftverkehr zwischen 
EG-Staaten und Drittländern schon jetzt als nicht 
mehr sinnvoll erscheinen läßt. Nach den Über- 
gangsvorschriften der Artt. 88, 89 EWG-Vertrag sind 
Tarif- und sonstige Kartellabsprachen dann 
nichtig, wenn zuvor die nationale Kartellbehörde 
oder die EG-Kommission ihre Unvereinbarkeit 
mit Artikel 85 EWG-Vertrag festgestellt haben. 


79) Vgl. Verordnung Nr. 2671/88/EWG der Kommission vom 
26. Juli 1988 zur Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 des Ver- 
trages auf Gruppen von Vereinbanmgen zwischen Unter- 
nehmen, Beschlüssen von Untemehmensvereinigungen 
oder aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen zur ge- 
meinsamen Planung und Koordinierung der Kapazität, der 
Aufteilung von Einnahmen, der Tarifkonsultationen im 
Fluglinienverkehr sowie der Zuweisung von Zeitnischen auf 
Flughäfen, ABI. 1988 Nr. L 239, S. 9; Verordnung Nr. 2673/ 
88/EWG der Kommission vom 26. Juli 1988 zur Anwendung 
von Artikel 85 Abs, 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppen 
von Vereinbanmgen zwischen Unternehmen, Beschlüssen 
von Untemehmensvereinigungen und aufeinander abge- 
stimmten Verhaltensweisen bezügUch Versorgungsleistun- 
gen auf Flughäfen, ABI. 1988 Nr. L 239, S, 17; Verordnung 
Nr. 2672/88/EWG der Kommission vom 26. Juli 1988 zur 
Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 des Vertrages auf Verein- 
barungen zwischen Unternehmen über computergesteuerte 
Buchungssysteme für den Luftverkehr, ABI. 1988 Nr. L 239, 
S. 13. 

99) Vgl. Verordnung Nr. 3975/87/EWG des Rates vom 14. De- 
zember 1987, a.a.O. 


Überflüssig würde die in § 99 Abs. 1 Nr. 1 GWB ent- 
haltene Freistellung erst recht, wenn der Rat dem Vor- 
schlag der Kommission folgen würde und Durchfüh- 
rungsbestimmungen auch für diesen Verkehr erlas- 
sen würde. 


761 , Die staatiiche Genehnügung und Durchsetzung 
von Tarifen, die zuvor in der lATA zwischen den Flug- 
gesellschaften abgesprochen wurden, verstößt gegen 
Artikel 5 EWG-Vertrag. Für den Luftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten ergibt sich dies schon daraus, daß 
in der betreffenden Wettbewerbsverordnung eine 
Gruppenfreistellung für Tarif ab sprachen im innerge- 
meinschaftlichen Luftverkehr ausdrücklich ausge- 
schlossen ist. Wie der Europäische Gerichtshof in zwei 
Urteilen festgestellt hat, ist auch die staatiiche Geneh- 
migung von Tarifen für den Luftverkehr innerhalb 
eines Mitghedstaates oder zwischen Mitgliedstaaten 
und Drittstaaten vertragswidrig, wenn diese auf Kar- 
tellabsprachen beruhen imd wenn die nationale Kar- 
tellbehörde oder die EG-Kommission ihre Unverein- 
barkeit mit Artikel 85 EWG-Vertrag festgestellt ha- 
ben. 82) 


762 . Regierungen können im übrigen auch — wie 
der Europäische Gerichtshof in seinem „Flugtarife "- 
Urteil festgestellt hat — gegen Artikel 90 Abs. 1 EWG- 
Vertrag verstoßen, wenn sie auf Absprachen beru- 
hende Tarife genehimgen und durchsetzen. Nach die- 
sem Artikel dürfen die nationalen Behörden in bezug 
auf Unternehmen, denen sie besondere oder aus- 
schheßliche Rechte verleihen, wie etwa das Recht, 
allein oder gemeinsam mit einem und zwei anderen 
Unternehmen eine Strecke zu befliegen, keine mit 
den Artt. 85 und 86 EWG-Vertrag xmvereinbare Maß- 
nahmen treffen oder beibehalten. 


763 . Das Kartellverbot des Artikel 85 EWG-Vertrag 
ist schließhch auch auf Kartelle von Flughafengesell- 
schaften anwendbar, in denen die Preise für Lande- 
rechte (Landegebühren) abgesprochen werden. Im 
Unterschied zu Beförderungsleistungen sind solche 
nur mittelbaren Verkehrsleistungen im Jahre 1962 
nicht von der Verordnung Nr. 17/62 zur Anwen- 


91) Vgl, Anwendung der Wettbewerbsregeln auf den Luftver- 
kehr (Memorandum der Kommission), KOM (89) 417 endg. 
vom 8. September 1989: Vorschlag für eine Verordnung 
(EWG) des Rates zur Ändenmg der Verordnung (EWG) 
Nr. 3975/87 über die Einzelheiten der Anwendung der Wett- 
bewerbsregeln auf Luftfahrtimtemehmen; Vorschlag für 
eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ändenmg der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 3976/87 zur Anwendung von Artikel 85 
Abs. 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppen von Vereinba- 
nmgen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen 
im Luftverkehr; Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates zur Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 des Vertrages 
auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen und aufeinan- 
der abgestimmten Verhaltensweisen im Luftverkehr. 

92) Vgl. das „Nouvelles Frontieres "-Urteil des EuGH vom 
30. April 1986, a.a.O.; sowie das „Flugtarife "-Urteil des 
EuGH vom 11. April 1989, a.a.O. 
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düng der Wettbewerbsregeln ausgenommen wor- 

den.®3) 

Artikel 9 Abs. 3 dieser Verordnung überläßt den Be- 
hörden der Mitgliedstaaten die Anwendung von Arti- 
kel 85 Abs. 1 und 86 EWG-Vertrag nach Artikel 88 bis 
zur Einleitung eines Verfahrens durch die EG-Kom- 
mission. Nachdem das Kammergericht in seinem Ur- 
teil vom 4. November 1988 feststellte, daß der Bundes- 
gesetzgeber die Zuständigkeit des Bundeskartellam- 
tes für die Anwendung des europäischen Wettbe- 
werbsrechts nach Artikel 88 EWG-Vertrag noch nicht 
geregelt habe, wurde im Rahmen der Fünften Novelle 
des GWB das Versäumnis nachgeholt.^^) In dem 
neuen § 47 GWB wird das Bundeskartellamt ermäch- 
tigt, die den nationalen Behörden zur Durchsetzung 
des europäischen Wettbewerbsrechts übertragenen 
Aufgaben wahrzimehmen. 


4. Die gesamtwirtschaftlichen Nachteile der 
Wettbewerbsbeschränkungen 

764 . Die staatlichen \ind (kartellrechtlich) privile- 
gierten privaten Wettbewerbsbeschränkungen verur- 
sachen beträchtliche volkswirtschaftiiche Nachteile. 
Der innerstaatliche Omnibus-, Luft-, Straßengüter- 
und Binnenschiffsverkehr ist in weiten Bereichen ge- 
kennzeichnet durch ein überhöhtes Preis- und Ko- 
stenniveau für Transportleistungen, durch unzurei- 
chende Wahlmöglichkeiten zwischen alternativen 
Preis-Qualitäts-Optionen und eine geringe Innovati- 
vität bei neuen Transportangeboten sowie durch eine 
Verzerrung der Transportströme zu Lasten der deut- 
schen See- und Hughäfen und der deutschen Indu- 
strie. 

Die restriktiven, Dienstleistungsfreiheit bisher nur 
sehr beschränkt gewährenden zwischenstaatlichen 
Abkommen behindern eine weitergehende Speziali- 
sierung nach dem Prinzip der komparativen Kosten- 
vorteüe zwischen den Ländern. Im innergemein- 
schaftlichen Verkehr könnte bei einer Verwirklichiing 
der Dienstleistungsfreiheit das Preis- und Kostenni- 
veau geringer und die Qualität und Vielfalt des Trans- 
portangebotes besser sein. 

765 . Die Wettbewerbsbeschränkungen verhindern 
darüber hinaus, daß die einzelnen Verkehrsträger 
ihre spezifischen Vorteile voll zur Geltung bringen 
können, so daß die Arbeitsteilung zwischen ihnen 
ineffizient bleibt und volkswirtschaftliche Ressourcen 
verschwendet werden. Der Schutz der Bahn begün- 


83) Vgl. Verordnung Nr. 17/62/EWG des Rates vom 6. Februar 
1962 — Erste Durchführungsverordnung zu den Artt. 85 imd 
86 des Vertrages, a.a.O.; sowie Verordnung Nr. 141/62/ 
EWG des Rates vom 26. November 1962 über die Nichtan- 
wendung der Verordnimg Nr. 17 des Rates auf den Verkehr, 
a.a.O. In den Erwägungsgründen zur Verordmmg Nr. 141/ 
62/EWG heißt es: «Die Besonderheiten des Verkehrs recht- 
fertigen die Nichtanwendung der Verordnung Nr. 17 nur auf 
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte 
Verhaltensweisen, die immittelbar die Erbringung von Ver- 
kehrsleistungen betreffen". Unmittelbare Verkehrsleistim- 
gen erbringen Flughafengesellschaften aber gerade nicht. 

84) WuW/E OLG 4291. Fünftes Gesetz zur Änderung des Geset- 
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 22. Dezem- 
ber 1989, BGBl. I, S. 2468. 


stigt ein überhöhtes Preis- und Kostenniveau bei 
Schienenverkehrsleistungen, einschließlich der Er- 
halttxng unrentabler Schienenverbindtmgen, sowie 
eine unzureichende Qualität und Innovativität. 


(1) Omnibusverkehr 

766 . In der Bundesrepublik hat sich wegen des Ver- 
bots von Schienenpar^el verkehr ein Netz von Omni- 
bus-Linienfernverkehrsverbindungen nicht entwik- 
keln können. Da, wo Omnibuslinienverkehr in der 
Bundesrepublik zugelassen ist, also vor allem im Per- 
sonennahverkehr, bewirkt die Regulierung ein über- 
höhtes Preis- und Kostenniveau. Die Verleihung von 
Ausschließlichkeitsrechten und der weitgehende Be- 
standsschutz machen es unmöglich, daß Linienver- 
kehre von effizienter arbeitenden, preisgünstigeren 
Unternehmen übernommen werden. 

767 . Zu einer unzureichenden Kapitalnutzung und 
damit zu einem höheren Kosten- und Preisniveau füh- 
ren auch die Beförderungsbeschränkungen für die 
Sonderformen des Linienverkehrs in der Bundesrepu- 
blik. Da Leerkapazitäten im Arbeiter- oder Schüler- 
verkehr nicht dazu benutzt werden dürfen, um auch 
andere Fahrgäste zu befördern, wird vielfach die glei- 
che Strecke zur gleichen Zeit von mehreren unausge- 
lasteten Bussen befahren. 

768 . Ein überhöhtes Preis- und Kostenniveau weist 
vermutlich auch der internationale Omnibuslinienver- 
kehr auf. Die nach wie vor bestehenden Zugangs- 
beschränkungen verhindern eine stärkere Rationali- 
sienmg der länderüb ergreifenden Netzstrukturen 
nach ökonomischen Kriterien. Territoriale Zusteige- 
verbote (als Folge der Nichtverwirklichung der Kabo- 
tagefreiheit) und das Verbot, gleichzeitig Fahrgäste 
im Linien- und Gelegenheitsverkehr zu transportie- 
ren, mindern die Kapitalnutzung. 


(2) Luftverkehr 

769 . Die Regulierung des innerdeutschen und 
grenzüberschreitenden Luftlinienverkehrs führte in 
der Vergangenheit ebenfalls zu einem überhöhten 
Preisniveau. Da die Wirtschaftlichkeitsanreize bei 
Streckenmonopolen bzw. -dyopolen, denen aus- 
kömmliche Tarife genehmigt werden und deren Be- 
stand gesichert wird, gering sind, besteht eine hohe 
Wahrscheinlichkeit dafür, daß die Linienverkehrslei- 
stungen zu überhöhten Kosten erstellt werden. Die 
Teilliberalisienmg — die Zulassung privater Wettbe- 
werber im innerdeutschen und grenzüberschreiten- 
den Verkehr — hat indes zu einer Einschränkung der 
Verhaltensspielräume der etablierten Luftfahrtunter- 
nehmen geführt. 

770 . Die Regulierung führt weiterhin dazu, daß den 
Ruggästen nur unzureichende Wahlmöglichkeiten 
zwischen alternativen Preis-Qualitäts-Optionen ange- 
boten werden. Bei Inlandsflügen war in der Bundes- 
republik bis vor einigen Jahren nur die Lufthansa zu- 
gelassen. Bei Auslandsflügen sind auf vielen Verbin- 
dungen nur die Lufthansa und die designierte natio- 
nale Luftfahrtgesellschaft des Ziellandes zugelassen. 
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Tabelle 3 


Frachten für grenzüberschreitende und innerdeutsche Straßengütertransporte 

(Beispiel: 1 000 kg Gasöl, Heizöl oder Diesel) 


nach 

von 

Gelsenkirchen 

DM/T 

Köln 

DM/T 

Koblenz 

DM/T 

Frankfurt 

DM/T 

Karlsruhe 

DM/T 

Rotterdam/NLi) 

33,50 

34,30 

43,50 

48,70 

58,90 

Duisburg 2) 3) 

12,50/8,30 

18,90/13,90 

37,60/- 



Gelsenkirchen 2) 3) 

— 

21,70/16,20 

41,20/- 

50,70/- 

75,50/- 


1 ) DNST 23 T - 15 % Marge, ab 1989 Referenztarif. 

2) RKT AT204 bzw. Regeltarif — 10% Marge (Femverkehrstarif). 

3) GMT 24 T — 40% Marge (Nahverkehrstarif). 

Quelle: Mineralölwirtschaftsverband (entnommen aus: Bundesverband der Deutschen Industrie, Europäische Verkehrsmärkte 
gestalten, Köln, 1988, S. 27) 


Dies bedeutet zumeist, daß im Linienflugverkehr nur 
ein relativ teures hohes Quahtätsniveau angeboten 
wurde, d. h. Flüge mit hohem Bedienimgskomfort, 
hoher Flugfrequenz und geringen Auslastungsquo- 
ten. Dagegen fehlte es an Linienflugverbindungen, 
die bei eingeschränkter Qualität günstigere Tarife 
bieten. Die Zulassung privater Wettbewerber zum in- 
nerdeutschen und grenzüberschreitenden Verkehr 
hat bereits eine wesentliche Verbesserung gebracht. 

771 . Das nationalstaatliche Interesse an eigenen, 
von nationalen Luftfahrtuntemehmen dominierten 
Flughafendrehscheiben und davon ausgehenden Di- 
rektverbindungen in alle Welt verhindert die Optimie- 
rung der Streckennetze. In Europa bestehen — aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht — tendenziell zu viele 
nationale Drehscheiben. Für einige Länder wäre es 
möglicherweise kostengünstiger, den Rugverkehr 
mit Umsteigeflügen über Drehscheiben benachbarter 
Staaten zu leiten, als von ihrem Territorium aus alle 
Flughäfen der Welt anzufliegen. Hinderlich für die 
Optimierung der Streckennetze ist dabei die unzurei- 
chende bzw. fehlende Verwirklichung der Fünften 
und Siebten Freiheit, wodurch die Staaten ausländi- 
sche Fluggesellschaften daran hindern, auf ihrem Ter- 
ritorium Knotenpunkte einzurichten. Dadurch werden 
diese Fluggesellschaften gezwungen, von ihrem Hei- 
matland aus alle Ziele direkt anzufliegen. 

772 . Durch die divergierende Regulierungsintensi- 
tät in Europa ist es auch zu einer Verzerrung der 
Transportströme gekommen. Deutsche Passagiere 
weichen häufig auf grenznahe ausländische Flughä- 
fen wie Straßburg, Skydstrup (Dänemark), Salzburg, 
Maastrich (Niederlande), Luxemburg, Basel, bei In- 
terkontinentalflügen auch nach Zürich, Brüssel und 
Amsterdam aus, um von günstigeren Tarifen zu profi- 
tieren. 

(3) Straßengüterverkehr 

773 . Die Regulierung führt vor allem im innerdeut- 
schen Straßengüterfernverkehr zu einem überhöhten 
Preisniveau für Transportleistungen, wie sich an den 
folgenden Indikatoren zeigt: 

— Das Preisniveau für grenzüberschreitende Stra- 
ßengütertransporte, die zwar ebenfalls kontingen- 
tiert werden, deren Tarife sich in der Vergangen- 


heit aber zunehmend freier bilden konnten, liegt 
unter dem Niveau für innerstaatliche Straßen- 
güterferntransporte. Wie Tabelle 3 beispielhaft 
zeigt, ist es im Jahre 1988 wesentlich billiger gewe- 
sen (grenzüberschreitend) eine Tonne Heizöl von 
Rotterdam nach Karlsruhe zu transportieren als 
(innerstaatlich) von Duisburg nach Karlsruhe. 

— Das Preisniveau für Güternahverkehrstransporte, 
deren Tarife zwar reguliert werden, die aber kei- 
nen mengenmäßigen Zugangsbeschränkungen 
unterliegen, ist niedriger als im Straßengüterfem- 
verkehr. Während beispielsweise der Transport ei- 
ner Tonne Heizöl 1988 von Duisburg nach Köln mit 
Nahverkehrsunternehmen 13,90 DM kostete, lag 
das Tarifniveau im Fernverkehr bei 18,90 DM (vgl. 
Tabelle 3). 

— Daß die regulierten Tarife im Güterverkehrsge- 
werbe keine Wettbewerbspreise sind, zeigt sich 
weiterhin an den beim Kauf von Unternehmen für 
Konzessionen gezahlten Preisen, die nach Schät- 
zungen bis zu 300.000 DM betragen. 

— Hinweise auf ein überhöhtes Preisniveau im Stra- 
ßengüterfemverkehr ergeben sich schheßlich dar- 
aus, daß der überwiegende Teil der nach dem 
Reichskraftwagentarif abgerechneten Beförde- 
rungsfälle am unteren Margenrand abgerechnet 
werden. Darüber hinaus wird die Tarif regulierung 
— legal — vielfach durch die Kombination preisge- 
bundener innerdeutscher Fernverkehrsleistungen 
mit nicht preisgebundenen Leistungen wie grenz- 
überschreitenden Transporten oder Speditionslei- 
stxmgen umgegangen. Auch illegale Preisunter- 
schreitungen sind offenbar an der Tagesord- 
nung. 

Der Sachverständigenrat hat im Jahre 1985 nach ihm 
vorliegenden Schätzungen das Tarifniveau im Stra- 
ßengüterfemverkehr als um 30 bis 40 % überhöht be- 
zeichnet. ®5) Neuere Schätzungen führen zu niedrige- 
ren Werten. Die Deutsche Bundesbahn geht gegen- 
wärtig davon aus, daß eine Deregulierung des inner- 
deutschen Straßengüterfemverkehrs zu einer Sen- 
kung des Preisniveaus um 20 % führen würde. 


85) Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung, Auf dem Weg zu mehr Beschäfti- 
gung, Jahresgutachten 1985/1986, Stuttgart/Mainz 1985, 
Tz. 325. 
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774. Das Tarifniveau im innerdeutschen Güternah- 
verkehr sowie im grenzüberschreitenden Verkehr ist 
— wie schon der Vergleich mit den innerdeutschen 
Güterfemtarifen zeigt — in geringerem Maße über- 
höht. Dies ist im Güternahverkehr Folge des nicht 
mengenmäßig beschränkten Marktzutritts sowie des 
Mitspracherechts der Verlader in der Tarifkommis- 
sion. Im grenzüberschreitenden Verkehr ist die Preis- 
bildimg zunehmend liberalisiert worden, imd die 
Kontingentienmg diente immer stärker der Auftei- 
lung des Beförderungsaufkommens zwischen den be- 
teiligten Ländern als der Beschränkung der im Markt 
insgesamt angebotenen Kapazität. 

775. Die Regulierung führt zu einer übermäßigen 
Eigenproduktion von Gütertransportleistungen. Wie 
Tabelle 4 zeigt, betrug im innerstaatlichen Straßen- 
güterfemverkehr im Jahr 1988 der Anteü des Werk- 
verkehrs 32,3%, während er im Jahre 1970 noch bei 
20,5 % lag. Im Straßengütemahverkehr hat sich der 
mit über 50 % sehr hohe Anteil des Werkverkehrs in 
den ?0er und 80er Jahren dagegen nicht weiter er- 
höht. Indem die Regulienmg den Produktionsimter- 
nehmen einen Anreiz gibt, selbst Güterverkehrslei- 
stungen zu erstellen, bleiben die produktivitätsstei- 
gemden Wirkungen der Arbeitsteilung imausge- 
schöpft und Ressourcen werden verschwendet. 


Tabelle 4 


Aufteilung der Verkehrsleistung im 
innerdeutschen Straßengütemah- und -femverkehr^) 
auf gewerblichen Verkehr und Werkverkehr 


Jahr 

Straßengüter- 

femverkehr 

Straßengüter- 

nahverkehr 

Gewerb- 

licher 

Verkehr 

(%) 

Werkver- 

kehr 

(%) 

Gewerb- 

licher 

Verkehr 

(%) 

Werkver- 

kehr 

(%) 

1970 

79,5 

20,5 

46,8 

53,2 

1975 

69,9 

30,1 

47,7 

52,3 

1980 

70,1 

29,9 

48,0 

52,0 

1985 

67,6 

32,4 

48,3 

51,7 

1988 

67,8 

32,2 

47,9 

52,1 


1) Gemessen in Tonnen-km. 

2) Ohne ausländische Lkw. 

Quelle: Der Bimdesminister für Verkehr (Hrsg.), Verkehr in 
Zahlen 1989, Bonn 1989, S. 202 ff. 

776. Das für den Werkverkehr geltende Transport- 
verbot für Dritte führt zu einem relativ hohen Anteil an 
Leerfahrten und zu einer geringeren Kapitalnutzung 
als im gewerblichen Verkehr, der die Möglichkleit 
besitzt, Rückfrachtgelegenheiten zu nutzen. 

Das Verbot der Kabotage bei gewerbhchen grenz- 
überschreitenden Beförderungen (die sogenannte 
Anschlußkabotage) wirkt ähnlich wie das Verbot von 
Transporten für Dritte im innerdeutschen Werkver- 
kehr. Es führt zu einem hohen Leerfahrtenanteil, zu 
einer suboptimalen Kapitalnutzimg und zu einer ver- 


meidbaren zusätzlichen Belastung von Straßennetzen 
und Umwelt, 

777. Die Regulienmg bewirkt auch eine übermäßige 
Integration von reinen Transport- und Speditionslei- 
stungen. Fast alle Spediteure praktizieren heute bei 
Massenfracht den Selbsteintritt. Viele mittelständi- 
sche Spediteure vernachlässigen ihre eigentliche Spe- 
ditionsfunktion, die Bündelung imd Organisation der 
Verkehrsströme für Stückgutsendungen und Teilpar- 
tien und das Angebot besorgender und beratender 
Logistikdienstleistungen. Der Anreiz, Transport- und 
Speditionsleistimgen gleichermaßen anzubieten, liegt 
in der Möglichkeit zur Mischkalkulation zwischen 
preisgebundenen Transportleistungen und nicht 
preisgebimdenen Speditionsleistungen, wodurch sich 
vielfältige Möglichkeiten der Umgehimg der Preisre- 
gulierung ergeben. 

778. Die Regulierung führt weiterhin zu einer Ver- 
zerrung der Preisstrukturen und Transportströme im 
Güterverkehr imd damit verbunden zu Wettbewerbs- 
verzerrungen zu Lasten der deutschen Seehäfen. Ver- 
zerrt ist insbesondere, wie schon dargestellt, die Preis- 
relation zwischen grenzüberschreitenden und inner- 
deutschen Transporten. Dies hat in der Vergangen- 
heit dazu geführt, daß Stückguttransporte in bzw. aus 
der Bimdesrepublik nicht mehr über die deutschen 
Seehäfen (Hamburg, Bremen) sondern über nieder- 
ländische und belgische Seehäfen (Amsterdam, Rot- 
terdam, Antwerpen) abgewickelt wurden. Wie Ta- 
belle 5 zeigt, gingen im Jahr 1987 vom seewärtigen 
deutschen Import nur noch 42,8 % imd vom seewärti- 
gen deutschen Export nur noch 49,5 % über deutsche 
Seehäfen. Dieser Anteü ist als Folge der gespalteten 
Tarife im innerdeutschen und grenzüberschreitenden 
Landtransport kontinuierlich gesunken. Erst die Ein- 
führung von Sondertarifen für den Seehafenhinter- 
landverkehr hat der Verlagerung des deutschen see- 
wärtigen Außenhandels auf ausländische Seehäfen 
Einhalt geboten, 

779. Das hohe Tarifniveau für innerdeutsche Trans- 
porte führt schließlich auch zu einer Wettbewerbsver- 
zerrung zu Lasten der deutschen Industrie. Zu den 
Branchen, die transportkostenintensive Güter herstei- 
len und die von dem hohen innerdeutschen Tarif ni- 
veau besonders belastet werden, zählen die Grund- 
stoffindustrie, die Holz- und Sägewerkindustrie, die 
Eisen- und Stahlindustrie, die Chemische Industrie 
sowie Gießereien, Glas- und Papierindustrie. 

780. Die Beschränkungen des grenzüberschreiten- 
den Verkehrs ebenso wie die Kabotageverbote ver- 
hindern vor allem eine stärkere Spezialisierung zwi- 
schen den EG-Ländern nach dem Prinzip der kompa- 
rativen Vorteüe. Darüber hinaus werden durch die 
Büateralisierung des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs Unternehmen beim Aufbau europäischer Gü- 
tertransportnetze behindert. 


Sondertarife der deutschen Bundesbahn und erweiterte 
Margentarife der Binnenschiffahrt für den Hinterlandver- 
kehr der deutschen Seehäfen haben dazu ebenfalls beige- 
tragen. 


312 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


Tabelle 5 


Verteilung des seewärtigen deutschen Außenhan- 
dels auf deutsche und ausländische Seehäfen 


Jahr 

Ausfuhren 
nach Übersee 
(Mrd. DM) 

davon 

über deutsche 
Seehäfen 
(%) 

über 

ausländische 

Seehäfen 

(%) 

1970 

46,87 

63,5 

36,5 

1975 

88,18 

54,1 

45,9 

1980 

133,96 

49,4 

50,6 

1985 

235,50 

41,8 

58,2 

1986 

219,57 

43,0 

57,0 

1987 

211,64 

42,8 j 

1 

57,2 


Jahr 

Einfuhren im 
Seeverkehr 
(Mrd. DM) 

davon 

unmittelbare 
Einfuhr über 
deutsche 
Seehäfen 
(%) 

mittelbare 
Einfuhr über 
ausländische 
Seehäfen 
(%) 

1977 

101,9 

54,4 

45,6 

1980 

152,1 

50,8 

49,2 

1985 

193,2 

47,4 

52,6 

1986 

154,7 

49,5 

50,4 

1987 

152,4 

49,5 

50,5 


Quelle; Zentralverband der Deutschen Seehafenbetriebe 


(4) Binnenschiffsverkehr 

781. Auch die Regulierung des Innerdeutschen Bin- 
nenschiffsverkehrs führt zu einem überhöhten Preis- 
niveau, wie die folgenden Indikatoren — ähnlich wie 
im Straßengüterfemverkehr — erkennen lassen; 

— Die Frachten im grenzüberschreitenden Verkehr, 
die sich frei bilden können, hegen erhebhch unter 


den Frachten, die die Frachtenkommission für den 
innerdeutschen Verkehr festlegt. Wie Tabelle 6 
beispielhaft zeigt, kostete im Jahr 1988 die Beför- 
derung einer Tonne Gasöl von Rotterdam nach 
Köln trotz der längeren Entfernung ebenso viel wie 
die von Duisburg nach Köln. 

— An der Vielzahl der Umgehungen zeigt sich auch, 
daß das innerdeutsche Tarif niveau überhöht ist. 
Dabei werden preisgebundene nationale Trans- 
porte mit nicht preisgebundenen grenzüberschrei- 
tenden Transporten oder Speditions- rmd Logistik- 
diensten kombiniert und zusammen verkauft. 

782. Das auskömmhche Frachtenniveau im inner- 
deutschen Binnenschiffsverkehr mindert die Wirt- 
schaftlichkeitsanreize. Die Frachtenreguherung för- 
dert geradezu den Aufbau von Überkapazitäten, da 
sie es ermöghcht, die Kosten ungenutzter Kapazitäten 
auf die produzierten Transportleistungen umzulegen. 
Die nationale Abwrackaktion sorgt darüber hinaus 
dafür, daß die Kosten eines Kapazitätsabbaus auf die 
Konkurrenten und letzthch die Verladerseite teilweise 
wieder ab gewälzt werden können. 

783. Die Frachtenreguherung hat zu einer übermä- 
ßigen Eigenproduktion von Transportleistungen ge- 
führt. Eine Reihe von Großunternehmen auf der Ver- 
laderseite ist kapitalmäßig mit den großen Reedereien 
verbunden, wodurch diese faktisch Werkverkehr be- 
treiben. Besonders bedenkhch ist, daß solche mitein- 
ander verbundenen Unternehmen in den Frachten- 
ausschüssen sowohl auf Seiten der Verlader als auch 
auf Seiten der Binnenschiffsuntemehmer repräsen- 
tiert sind. Bei einer Absenkrmg des innerdeutschen 
Frachtenniveaus nach einer Dereguherung wäre zu 
erwarten, daß die Verflechtung von Verlader- und 
Transportunternehmen zurückgeht. 


(5) Eisenbahnverkehr 

784. Der Schutz der Bahn führt sowohl im Personen- 
ais auch im Güterverkehr dazu, daß die volkswirt- 
schaftlichen Vorteile der Arbeitsteilung zwischen den 
Verkehrsträgern nur unzureichend genutzt werden. 


Tabelle 6 


Frachten für grenzüberschreitende und innerdeutsche Binnenschiffstransporte im Jahr 1988 

(Beispiel: 1 000 kg Gasöl, Heizöl oder Diesel) 


nach 

von 

Gelsenkirchen 

DM/T 

Köln 

DM/T 

Koblenz 

DM/T 

Frankfurt 

DMrr 

Karlsruhe 

DM/T 

Basel 

DM/T 

Rotterdam/NL i) 

6,50 

5,30 

6.30 

8,50 

9,30 

12,50 

Duisburg 2) 

5,40 

5,30 

9,60 

15,40 

17,70 

11,50 

Gelsenkirchen 2) 

— 

8,00 

12,20 

18,10 

20,30 

— 


1) Marktpreise einschließlich Nebenkosten Mittelwert 1. Halbjahr 1988. 

2) FTB (Z) ~ 20 % Marge/Rabatt einschließlich Kanalabgaben (Basel S.’l + innerdeutsche Kanalabgaben). 

Quelle; Mineralölwirtschaftsverband (entnommen aus; Bundesverband der Deutschen Industrie, Europäische Verkehrsmärkte 
gestalten, Köln 1988, S. 27) 
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Einerseits bleibt die Bahn in Bereichen tätig, in denen 
andere Verkehrsträger kostengünstiger und zu einem 
niedrigeren Preisniveau anbieten könnten. Anderer- 
seits verzögert die Bahn Modemisierungsinvestitio- 
nen in jenen Bereichen, in denen sie über Systemvor- 
teile gegenüber anderen Verkehrsträgern verfügt. 
Dort könnte das Preis- imd Kostenniveau für Schie- 
nenverkehrsleistungen niedriger und die Produkt- 
quahtät höher sein. 


785. Im Personennahverkehr in der Fläche hält die 
Deutsche Bundesbahn sowohl betriebswirtschaftiich 
unrentable als auch volkswirtschaftlich nicht mehr 
sinnvolle Schienenverbindungen aufrecht.ö^) Der Ko- 
stendeckungsgrad der Deutschen Bundesbahn im 
Schienenpersonennahverkehr lag 1986 — vor Berück- 
sichtigung der Bundesleistungen — gerade noch bei 


Tabelle 7 


Kostendeckungsgrad der Deutschen Bundesbahn 
im Schienenpersonennahverkehr 



Kostendeckungsgrad (%) 

Jahr 

ohne 

Bundesleistungen 

mit 

Bundesleistungen 

1982 

30,5 

82,7 

1983 

32,2 

85,9 

1984 

32,2 

88,5 

1985 

35,1 

88,3 

1986 

35,5 

90,2 


Quelle: Aberle, G., Zukunftsperspektiven der Deutschen Bun- 
desbahn, Heidelberg 1988, S. 35 


35,5 % (vgl. Tabelle 7). Das Verbot von Schienenparal- 
lelverkehr verhindert, daß unrentable Schienenver- 
bindungen schneller durch betriebswirtschaftiich ren- 
table Omnibusverbindimgen ersetzt werden, die auch 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht vorteilhaft wären. 
Möglicherweise wäre auch die Verlagerung vom öf- 
fentlichen Verkehr auf den Individualverkehr gerin- 
ger ausgefallen, wenn das Verbot von Schienenparal- 
lelverkehr nicht die Ersetzung von Schienenverkehrs- 
durch kostengünstigere Omnibusverbindungen un- 
terbunden hätte. 


786. Der Schutz der Bahn mindert die Anreize zum 
Ausbau ihrer Systemvorteile im Personenfernverkehr: 
im Transport großer Personenzahlen über lange 
Strecken mit hohen Geschwindigkeiten (Knoten- 
punktverkehre wie IC- oder EC- Verbindungen). 
Auch im Interregionalverkehr liegen Marktchancen, 
wenn er gezielt als Zubringerverkehr zu IC- und EC- 
Verkehren eingesetzt wird. Dort ist die Produkt quah- 
tät wegen des Einsatzes veralteter Wagen (D-Züge) 
und der ständigen Verringerung der Reisegeschwin- 


®^) Eine Ausnahme stellt der S-Bahn-Verkehr in Ballungsgebie- 
ten dar. 


digkeit durch Vermehrung der Haltepunkte lange 
Zeit gesunken. Wäre die Bahn im Fernverkehr dem 
Wettbewerbsdruck von Omnibuslinienuntemehmen 
ausgesetzt gewesen, wäre sie vermutlich schon sehr 
viel früher zu Modernisierungen gezwungen wor- 
den. 


787. Im Gütertransport liegen komparative Vorteile 
der Bahn traditionellerweise im Massengutverkehr, 
also bei geringwertigen, transportkostenempfindh- 
chen Gütern wie Eisen- und Stahlhalbzeug, festen 
mineralischen Brennstoffen (insbesondere Kohle), Er- 
zen, Metallabfällen, Mineralöl, Mineralölerzeugnis- 
sen und Düngemitteln. In diesen Bereichen konkur- 
riert die Bahn vor allem mit der Binnenschiffahrt, we- 
niger mit dem Lkw. Eine Zunahme des Einsatzes von 
Ganzzügen, der mit geringerem Rangieraufwand ver- 
bunden ist, könnte die Position der Bahn gegenüber 
der Binnenschiffahrt stärken. 


788. Im Halb- und Fertigproduktbereich, also bei hö- 
herwertigen, weniger transportkostenempfindhchen 
Gütern mit kleinen Versendungsgrößen, kommt der 
Stückgutverkehr der Bahn gegenüber dem Sammel- 
gutverkehr auf der Straße zimehmend ins Hintertref- 
fen. Im Nahverkehrsbereich hält die Bahn betriebs- 
wirtschaftlich unrentable und volkswirtschaftlich un- 
sinnige Schienenverkehrsverbindungen aufrecht. 
Aufgrund der hohen Streuung des Güterverkehrsauf- 
kommens imd der relativ geringen Partiengrößen lie- 
gen die komparativen Vorteile beim Stückgutverkehr 
ganz eindeutig beim Lkw. Die Margentarife für Lkw- 
Transporte haben nicht verhindert, daß der Güternah- 
verkehr sich weitgehend von der Bahn auf den Lkw 
verlagert hat. 


Im Fernverkehr, wo die Bahn gewisse Vorteile auf- 
weist, haben die Wettbewerbsbeschränkungen für 
den Straßengüterverkehr den Druck auf die Bahn ver- 
mindert, Modernisierungen durchzuführen. Kompa- 
rative Vorteile, die die Bahn stärker zu nutzen hätte, 
bestehen im Knotenpunktverkehr mit Ganzzügen 
über längere Entfernungen, wobei der Zubringer- 
und Verteilerverkehr dem Lkw überlassen werden 
sollte. 


789. Der Schutz der Bahn mindert generell die Wirt- 
schaftlichkeitsanreize. Die Bahn verfügt über zuviel 
Personal, und auch die Kapitalbindung könnte durch 
rationelleren Einsatz der Fahrzeuge reduziert wer- 
den. 


790. Die Wettbewerbsbeschränkungen zum Schutz 
der Bahn haben sich als nicht ausreichend erwiesen. 
Marktanteilsverluste an die anderen Verkehrsträger 
haben zu erhebhchen Bahnverlusten geführt, was zu 
einer zunehmenden Verschuldung der Bahn und zu 
einer erheblichen Subventionslast für den Bund führte 
(vgl, Tabelle 8). 
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Tabelle 8 


Wirtschaftliche Entwicklung der Deutschen Bundesbahn 


Jahr 

eigene Erträge 

Bundesleistungen 

Jahresfehlbetrag 

Kreditverbindhch- 

keiten 

(31. Dezember) 

erfolgswirksam ') 
Mio. DM) 

erfolgsneutral 2) 
(Mio. DM) 

1965 

8 932 

1 147 

1 662 

1 278 

14 638 

1970 

10 761 

2 603 

943 

1251 

17 005 

1975 

13 380 

6 251 

2 713 

4 362 

26 261 

1980 

16 873 

8 839 

3 304 

3 605 

32 595 

1985 

18 253 

9 318 

3 921 

2 909 

36 153 

1988 

19 355 1 

9 622 

4 313 

3 935 

38 717 


1) Ausgleichszahlungen des Bundes bezogen auf betriebliche Erträge und Aufwendungen sowie Zinsen. 

2) Bilanzierte Leistlingen, im wesentlichen Investitionszuschüsse. 

Quelle: Deutsche Bundesbank, Monatsberichte Juli 1977, August 1980, August 1983, August 1986; Deutsche Bundesbahn, 
Geschäftsberichte 1985, 1988 


5. Vorschläge für einen konsequenten Abbau 
der Wettbewerbsbeschränkungen in der 
Verkehrswirtschaft 


5.1 Deregulierung der Verkehrswirtschaft und 
Schaffung eines integrierten europäischen 
Verkehrsmarktes 

791. Die auf gezeigten gesamtwirtschaftlichen 
Nachteile der Reguherung der Verkehrswirtschaft 
sprechen nach Auffassung der Monopolkommission 
für eine Neuorientierung der deutschen Verkehrspo- 
htik. Die Kommission spricht sich dafür aus, im inner- 
deutschen Verkehr alle intermodalen und intramoda- 
len Wettbewerbsbeschränkungen aufzugeben. Die 
Deutsche Bundesbahn und alle anderen Verkehrsun- 
ternehmen sollten jene Aufgaben übernehmen, die 
ihnen der Wettbewerb zuweist. 

Neben der Dereguherung des innerstaathchen Ver- 
kehrs sollte, wie es auch durch Artikel 75 Abs. 1 EWG- 
Vertrag geboten ist, der freie Dienstleistungsverkehr 
in der EG verwirklicht werden. Der grenzüberschrei- 
tende Verkehr muß bis Ende 1992 liberalisiert und alle 
Kabotageverbote und -Vorbehalte müssen aufgeho- 
ben werden. 

792. Die Bundesrepublik sollte möglichst im Ein- 
klang mit anderen Mitghedstaaten einen aktiven Bei- 
trag zum Aufbau eines integrierten europäischen Ver- 
kehrsmarktes leisten. Der Marktzutritt im innerstaatii- 
chen sowie im grenzüberschreitenden Verkehr sollte 
nur noch von der Erfüllung einheithcher subjektiver 
Berufszugangsvoraussetzimgen abhängig gemacht 
werden. Marktsegmentierende Bestimmungen wie 
Beiladungsverbote im Güterverkehr oder Zusteige- 
verbote im Personenverkehr sollten sämtiich aufgeho- 
ben werden. Die Preise sollten sich frei bilden können. 

Im einzelnen sind die im folgenden aufgeführten Re- 
gulierungen abzubauen. 


(1) Omnibusverkehr 

793. Das Verbot von Schienenersatz- und Schienen- 
parallelverkehr sollte ebenso wie das Konzessionsver- 
gabesystem mit Einspruchs- und Vortrittsrechten der 
Betreiber bestehender Verkehrsdienste aufgehoben 
werden. Der Zutritt zum Personenfernverkehr als 
auch zum überörtlichen Personennahverkehr mit 
Linienomnibussen sollte keinerlei quantitativen 
Marktzugangsbeschränkungen mehr unterliegen, 
und die Tarife sollten sich frei bilden können. Bei im 
öffentiichen Verkehrsinteresse hegenden, aber pri- 
vatwirtschaftiich unrentablen Busverbindungen im 
öffentlichen Personennahverkehr sollten Strecken- 
konzessionen öffenthch ausgeschrieben werden. Da- 
bei sollten jene Unternehmen ermittelt werden, die 
bereit sind, die in Quahtät und Menge festgelegten 
Mindestleistungen zu den günstigsten Bedingungen 
(Höhe der Fahrpreise, Höhe der Subventionen) anzu- 
bieten. Die Streckenkonzessionen sollten auf Zeit er- 
teilt werden ohne Vorrangbestimmungen und Besitz- 
standsklauseln. 

794. Die Segmentierung des Marktes in Linien- und 
Gelegenheitsverkehre sollte abgeschafft werden. Die 
Omnibusuntemehmer sollten selbst darüber entschei- 
den können, inwieweit sie gleichzeitig Fahrgäste im 
Linien- und Gelegenheitsverkehr befördern. Die Son- 
derformen des Linienverkehrs (Schüler- und Berufs- 
verkehr) sollten anderen Fahrgastgruppen geöffnet 
werden. 

795. Im grenzüberschreitenden Linienverkehr sollte 
die Doppelgenehmigungspflicht aufgehoben werden. 
Der Vorschlag der EG -Kommission für eine neue Rats- 
verordnung, der eine Beibehaltung der Doppelgeneh- 
migungspfhcht vorsieht, geht hier nicht weit genug. 
Im übrigen sollte, wie es auch der Kommissions- Vor- 
schlag vorsieht, jegliche Diskriminierung aufgrund 
von Staatsangehörigkeit oder Niederlassung des Ver- 
kehrsunternehmens entfallen und der Zugang zum 


88) Der iimerstädtische Personennahverkehr ist nicht Gegen- 
stand dieser Untersuchung. 
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grenzüberschreitenden Verkehr zwischen zwei EG- 
Mitgliedstaaten grundsätzhch auch Unternehmern 
aus anderen EG-Staaten geöffnet werden. Dies würde 
auch das Ende des Monopols der Deutschen Touring 
im ausgehenden grenzüberschreitenden Omnibusli- 
nienverkehr bedeuten. 

Im grenzüberschreitenden Pendelverkehr sollte eben- 
falls die Doppelgenehmigungspflicht aufgehoben 
werden. Sowohl im Pendel- als auch im Gelegenheits- 
verkehr sollten Leereinf ährten möglich sein. 

796 . Die für den Pendel- und Gelegenheitsverkehr 
geltenden Beschränkungen wie Rückkehrpflicht, Zu- 
steigeverbot oder die Verbindung der Beförderung 
mit einem Arrangement sollten aufgehoben werden. 

797 . Der Zugang zum innerstaatlichen Omnibusver- 
kehr sollte, gemäß dem Vorschlag der EG-Komnüs- 
sion, für Unternehmen aller EG-Staaten geöffnet wer- 
den, und die Kabotagevorbehalte sollten aufgehoben 
werden. 


(2) Luftverkehr 

798 . Das Bundesnünisterium für Verkehr sollte seine 
liberale Haltung bei der Zulassimg privater Wettbe- 
werber beibehalten und diesen gegenüber keine 
mengenmäßige Zugangsbeschränkung für den inner- 
deutschen Linienflugverkehr mehr ausüben. Die Ge- 
nehmigungspfücht für die Flugtarife sollte aufgelok- 
kert werden. Eingriffsrechte in die Flugtarife sollte das 
Bimdesministerium für Verkehr nur noch für den Fall 
behalten, daß die Linienfluggesellschaften ihre Tarife 
im innerdeutschen Verkehr aus den auf reguherten 
und kartellierten internationalen Verbindungen er- 
zielten Gewinnen quersubventionieren. 

799 . Die Liberalisierung des Linienluftverkehrs zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sollte 
weiter vorangetrieben werden. Für Verkehrsrechte 
der Dritten und Vierten Freiheit sollte folgendes gel- 
ten: Der Anspruch auf Mehrfachdesignienmg sollte 
auch für Strecken mit geringerem Verkehrsaufkom- 
men eingeführt werden. Die Doppelgenehmigungs- 
pflicht sollte für alle Relationen abgeschafft werden, 
also auch für Verbindungen zwischen Knotenpunkt- 
flughäfen sowie für interregionale Verbindungen? für 
den Flugbetrieb sollte die Genehmigung des Heimat- 
staates ausreichen. Die den Kapazitätswettbewerb 
einschränkenden Bestimmungen sollten prinzipiell 
entfallen. 

800 . Außerdem soUte die Doppelgenehmigungs- 
pflicht für Tarife aufgehoben werden. Sie sollte, wie 
dies schon in einigen bilateralen Luftverkehrsabkom- 
men vereinbart wurde, durch die double disapproval- 
Regel ersetzt werden, nach der Tarife ohne hoheitli- 
che Büligung solange wirksam bleiben, wie nicht 
beide betroffenen Staaten widersprechen. 

801 . Schließlich sollte die Fünfte Freiheit einschrän- 
kungslos verwirklicht werden. Das bedeutet, daß sie 
auch zwischen Knotenpunktflughäfen gewährt wer- 
den sollte. Auch sollten alle kapazitätsmäßigen Be- 


Vgl. dazu Abschnitt 6.3. 


Schränkungen für die im Rahmen der Fünften Freiheit 
betriebenen Flugverbindungen entfallen. 

Die Verwirklichung der Dienstleistungsfreiheit gebie- 
tet schließlich auch die Verwirklichung der Siebten 
und Achten Freiheit der Luft. 


(3) Straßengüterverkehr 

802 . Die Kontingentierung des innerdeutschen Stra- 
ßengüterfernverkehrs sollte aufgehoben werden. Da- 
durch kann auch die Segmentierung in Gütemah- 
und Güterfernverkehr entfallen. Die qualitativen Vor- 
aussetzimgen für den Zugang zum Straßengüterver- 
kehr sollten vereinheitlicht werden und an jenen Be- 
dingungen ausgerichtet werden, die heute für den 
Fernverkehr und den zwischenstaatlichen Verkehr 
gelten (persönliche Zuverlässigkeit, finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit, fachliche Eignung). Für Fahrzeuge 
bis zu einem bestimmten Gesamtgewicht (etwa: 7,5 t) 
könnte die Genehmigungspflicht ganz aufgehoben 
werden. Für Fahrzeuge mit einem höheren Gewicht 
sollte sie beibehalten werden. Mit der Genehmi- 
gxmgspflicht würde jedoch keine mengenmäßige Be- 
schränkung mehr ausgeübt, sondern lediglich 
— durch die Androhimg des Entzugs der Genehmi- 
gung — dafür gesorgt, daß ihre Inhaber die Verkehrs-, 
Sozial- und technischen Vorschriften strikt beach- 
ten. 

Das Verbot von Transporten für Dritte im Werkver- 
kehr sollte aufgehoben werden. Hinsichtlich der Ge- 
nehmigungspflicht und der subjektiven Zulassungs- 
voraussetzungen sollte der Werkverkehr aber den 
gleichen Bedingungen wie der gewerbliche Verkehr 
unterstellt werden. 

Die Genehmigungspflicht für Tarife sollte im Fem- 
wie im Nahverkehr abgeschafft, die Tarif kommission 
sollte aufgelöst werden. 

803 . Im grenzüberschreitenden Straßengüterver- 
kehr ist die Verwirklichung der Dienstleistungsfrei- 
heit bis Anfang 1993 vom Rat bereits beschlossen. 
Nach einer stufenmäßigen Anhebung der mengen- 
mäßigen Zugangsbeschränkungen wird der Marktzu- 
tritt dann nur noch von der Erfüllung qualitativer Vor- 
aussetzungen abhängig sein. Demgegenüber steht 
die Verwirklichung der Kabotagefreiheit noch aus. 

804 . Die Monopolkommission spricht sich gegen die 
Einführung eines europäischen „Krisenmanage- 
ments" für den Fall „gravierender Marktstönmgen" 
aus, wie es von der EG-Kommission vorgeschlagen 
wurde. Ein Krisenmechanismus auf europäischer 
Ebene ist überflüssig und könnte nur mißbraucht wer- 
den. Die auf nationaler Ebene gemachten negativen 
Erfahrungen mit Marktzugangs-, Kapazitäts- und 
Preiskontrollen sollten als warnendes Beispiel be- 
trachtet werden. Für Strukturkrisen könnte im übri- 
gen auf Strukturkrisenkartelle des Artikel 6 der Wett- 
bewerbsordnung Nr. 1017/68 zurückgegriffen wer- 
den, bei denen die Gefahr eines Mißbrauchs sehr viel 
geringer ist. 
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(4) Binnenschiffsverkehr 

805- Im innerdeutschen Binnenschiffsverkehr sollte 
die Genehmigungspflicht für Tarife aufgehoben und 
die Frachtenausschüsse aufgelöst werden. Im grenz- 
überschreitenden Binnenschiff sverkehr ist die Dienst- 
leistungsfreiheit seit langem verwirklicht. Auf dem 
westdeutschen Kanalnetz sind aber noch Kabotage- 
vorbehalte abzubauen. 

806. Die koordinierte europäische Abwrackaktion, 
die die nationalen Aktionen zum Abbau von Überka- 
pazitäten abgelöst hat, sollte möghchst schnell been- 
det werden. 


5.2 Streichung der kartellrechtlichen Privilegierung 
der Verkehrswirtschaft 

807. Nach Auffassung der Monopolkommission 
sollte die Ausnahmeregelung des § 99 GWB ganz ge- 
strichen werden und die Verkehrswirtschaft vollstän- 
dig den allgemeinen Bestimmungen des Kartellrechts 
unterworfen werden. Dafür spricht erstens, daß dem 
europäischen Wettbewerbsrecht grundsätzlich Vor- 
rang zukommt, wenn der innergemeinschaf fliehe 
Handel tangiert ist. In den Anwendungsbereich der 
Artikel 85 und 86 EWG-Vertrag fallen dabei nicht nur 
der grenzüberschreitende innergemeinschafthehe 
Verkehr, für den der Rat Wettbewerbsverordnun- 
gen erlassen hat. Auch auf den internationalen 
Luft- und Binnenschiffsverkehr mit Staaten außerhalb 
des Gemeinsamen Marktes sind die Artikel 85, 86 
EWG-Vertrag — wenn auch nur durch die nationale 
Kartellbehörde oder die EG-Kommission — anwend- 
bar. Die in § 99 Abs. 1 Nr. 1 GWB nach wie vor auf- 
geführte Freistellung solcher Verkehre ist deshalb 
überflüssig. 

Zweitens erscheint die in § 99 Abs. 2 GWB enthaltene 
Freistellung von Preisempfehlungen im Speditions- 
sammelgutverkehr und bei bestimmten Hafenleistun- 
gen als nicht begründet. Auch sie sollte gestrichen 
werden. 

808. Eine Streichimg des § 99 GWB hätte im übrigen 
vielfach nicht die befürchtete Einengung der unter- 
nehmerischen Handlungsspielräume zur Folge. Wie 
das europäische Wettbewerbsrecht, böte auch das 
GWB — dort wo es zur Anwendung kommt — nach 
einer Aufhebung der Bereichsausnahme noch eine 
Fülle von Legalisierungsmöglichkeiten für Kartelle 
imd Empfehlimgen. Bei Abreden und sonstigen Ab- 
sprachen zur Förderung durchgehender Transporte 
im Personenlinienverkehr könnte eine Legahsierung 
als Rationahsierungskartell nach § 5 GWB oder — so- 
weit nur kleinere und mittlere Unternehmen beteihgt 
sind — als Mittelstandskartell nach § 5 b GWB in 
Frage kommen. Das gleiche gilt auch für Abreden 
über gemeinsame, flächendeckende Niederlassungs- 
imd Kommunikationsnetze im Speditionsgewerbe. 
Wenn Unternehmen sich für durchgehende Trans- 
porte im Personenlinienverkehr ausschheßheh anein- 
ander binden, könnte dies der Mißbrauchsaufsicht 


Mit Ausnahme des Rohrleitungsverkehrs. 


Über Ausschließhchkeitsbindungen durchaus stand- 
halten. 

Nicht legahsierbar sind dagegen in der Verkehrswirt- 
schaft Strukturkrisenkartelle. Nach § 4 GWB kommen 
hierfür nur Unternehmen aus dem Produzierenden 
Gewerbe in Frage. Die Monopolkommission gibt des- 
halb zu erwägen, den Anwendungsbereich des § 4 
GWB grundsätzheh auf den Verkehrssektror auszu- 
weiten. Damit entfiele die Notwendigkeit einer ent- 
sprechenden Sonderreguherung für die Verkehrs- 
wirtschaft im Rahmen des § 99 GWB. 

809. Auf der Ebene des europäischen Wettbewerbs- 
rechts wird es nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion künftig darum gehen, die zu Artikel 85 und 
86 EWG-Vertrag erlassenen Anwendungsverordnun- 
gen in der Praxis kritisch zu überprüfen. Problema- 
tisch ist insbesondere die faktische Ersetzung des Ver- 
bots- durch das Mißbrauchsprinzip als Folge der feh- 
lenden Anmeldepflicht und der rückwirkenden Lega- 
hsierbarkeit von Verkehrskartellen. Die schon seit 
1968 bestehende Anwendungsverordnung für den 
landgebundenen Verkehr ist deshalb bisher kaum an- 
gewandt worden. Problematisch sind darüber hinaus 
die sehr weitgehenden Gruppenfreistellungsverord- 
nungen im Luftverkehr. Diese vorläufig bis zum 
31. Januar 1991 befristeten Verordnungen sollten vor 
einer Verlängerung kritisch überprüft werden. 


6. Zu den Argumenten gegen eine 
Deregulierung der Verkehrsmärkte 

6.1 Gefährdung einer gemeinwirtschaftlichen 
Verkehrsbedienung 

810. Die intermodalen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen zum Schutz der Bahn werden nach wie vor mit 
dem Argument begründet, daß sie eine gemeinwirt- 
schaftliche Verkehrsbedienung ermöghehten. Würde 
die Bahn im profitablen Personenfem verkehr nicht 
vor dem Wettbewerb anderer Verkehrsträger ge- 
schützt, könnte sie dort nicht jene Gewinne erzielen, 
die erforderüch seien, um die unrentablen Schienen- 
verbindungen im öffenthehen Personennahverkehr 
intern zu subventionieren. 

811. Auch nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion wird ein Wegfall der internen Subventionie- 
rungsmöghehkeiten die Bahn dazu zwingen, Schie- 
nennahverkehrsverbindungen einzustellen. Dies ist 
aber nicht weiter nachteilig, wenn die Beförderungs- 
bedürfnisse durch andere Verkehrsträger, insbeson- 
dere den Omnibus, kostendeckend befriedigt werden 
können. Ledighch Verkehrs Verbindungen, die von 
keinem Verkehrsträger profitabel betrieben werden 
könnten, müßten ohne staatliche Subventionen einge- 
stellt werden. 

812. Liegt die Aufrechterhaltung einer nicht rentab- 
len Verkehrsverbindung im öffentlichen Interesse, 
sollte sie öffentlich subventioniert werden. Diese Ver- 
kehrsverbindungen sollten, wie es auch der Wissen- 
schaftliche Beirat beim Bundesminister für Verkehr 
vorgeschlagen hat, öffentlich ausgeschrieben werden. 
Der Zuschlag sollte dem Unternehmen erteilt werden. 
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das die geforderten Leistungen mit dem geringsten 
Zuschuß zu erbringen bereit ist.^i) Bei der Ausschrei- 
bung könnten auch Angebote für alternative Bedie- 
nungsbedingungen vorgesehen werden, um die 
Mehrkosten oder Erspamismöghchkeiten bei Vari- 
ation der Bedienungsbedingungen offen zu legen, 
und den staathchen Entscheidungsträgem die Mög- 
hchkeit zu geben, zwischen alternativen Preis-Quah- 
täts-Optionen zu wählen. 

Wenn das günstigste Angebot von einem Bieter 
kommt, der vom Staat subventioniert wird oder der in 
Monopolbereichen anbietet, ist zu prüfen, ob dieser 
über interne Subventionsmöghchkeiten verfügt, die 
zu einer Wettbewerbsverzermng führen. Ein preispo- 
litischer Ausgleich zwischen Aktivitäten, die dem 
Wettbewerb unterhegen, ist dagegen marktgerecht. 

813. Ein wettbewerbhches Ausschreibungsverfah- 
ren mit ex ante bestimmten staathchen Subventionen 
ist gesamtwirtschafthch effizienter als eine interne 
Subventioniemng oder eine nachträghche pauschale 
Defizitübemahme durch den Staat. Das Verfahren 
führt dazu, daß die im öffenthchen Interesse hegen- 
den Verkehrsleistungen mit einer größeren Wirt- 
schafthchkeit ersteht und zu niedrigeren Preisen und/ 
oder in höherer Quahtät angeboten werden. 

814. Es gibt Fähe, in denen ein wettbewerbhches 
Ausschreibungsverfahren nicht anwendbar ist. Die 
geforderte Leistung mag nur von einem Monopoh- 
sten, z. B. der Deutschen Bundesbahn, erbracht wer- 
den können. Es kann auch der FaU auftreten, daß ein 
wettbewerbsgerechtes Ausschreibungsergebnis nicht 
zustande kommen kann, weil Wettbewerbsverzermn- 
gen durch interne Subventionen nicht hinreichend 
ausgeschlossen werden können. In solchen Fähen 
sohten, wie es der Vorschlag des Wissenschafthchen 
Beirats beim Bundesminister für Verkehr vorsieht, öf- 
fenthche Unternehmen zur Leistung verpflichtet wer- 
den können. Diese sohten dafür ein Entgelt nach dem 
Prinzip der speziehen Entgelthchkeit erhalten. Auf- 
träge für genau definierte Verkehrsleistungen gegen 
eine vereinbarte Bezahlung führen zu einer höheren 
Wirtschaftiichkeit und einem niedrigeren Preisniveau 
als die gegenwärtig praktizierte nachträghche pau- 
schale Defizitübemahme. 

Auch die EG-Kommission hat 1984 vorgeschlagen, 
daß über gemeinwirtschaf fliehe Verpflichtungen der 
Eisenbahnuntemehmen konkrete vertraghehe Rege- 
lungen mit den Gebietskörperschaften getroffen wer- 
den sohten. Staafliche Auflagen an die Betriebsfüh- 
mng der Bahn sohten von jenen Gebietskörperschaf- 
ten entgolten werden, die die Bahn damit beauftragt 
haben. 


6.2 Marktinstabilität und ruinöse Konkurrenz 

815. Nach dem zweiten klassischen Argument für 
die Reguhemng der Verkehrsmärkte weisen diese 
eine Tendenz zu Überkapazitäten auf, die nur über 


91) Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister für Verkehr 
— Gruppe Verkehrswirtschaft — , Gemeinwirtschaftlichkeit 
der Deutschen Bundesbahn, Zeitschrift für Verkehrswissen- 
schaft 59 (1988), S. 81 ff. 


minöse Preiskämpfe wieder der Marktnachfrage an- 
gepaßt werden könnten. Überkapazitäten entstünden 
z. B. als Ergebnis starker saisonaler und konjunkturel- 
ler Nachfrageeinbrüche oder — partieh — als Folge 
unpaariger Verkehrsströme, die für die Rückfahrten 
ein unzureichendes Verkehrsaufkommen bereithiel- 
ten. Solche Überkapazitäten müßten marktweit bzw. 
partieh zu einem Preisverfah führen, da die kurzfri- 
stige Preiselastizität der Nachfrage sehr gering sei 
und zudem die die Marktstmktur in Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkehr prägenden Ein-Mann-Untemeh- 
men eine hohe Neigung zur Selbstausbeutung auf- 
wiesen. 

816. Die These der Marktinstabüität und ruinösen 
Konkurrenz basiert imphzit auf der Annahme eines 
wirtschafflich irrationalen Verhaltens der Verkehrs- 
anbieter: Sie berücksichtigten in ihrer Kapazitätspla- 
nung und Preispohtik nicht die Mögüchkeit, für die 
Rückfahrt keine Ladung zu finden. Dafür, daß sich die 
Transporteure auf Verkehrsmärkten dauerhaft öko- 
nomisch irrational verhalten, gibt es aherdings keinen 
Beleg. 

817. Festzustehen ist hingegen, daß sich eine Ten- 
denz zu Überkapazitäten als Ergebnis einer einzel- 
wirtschafflich rationalen Verhaltensanpassung an die 
gegenwärtige Reguliemng einstehen kann. Die Tarif- 
reguliemng, die letzflich dazu da ist, ein kostendek- 
kendes Preisniveau am Markt durchzusetzen, ermög- 
hcht es, die Kosten von Überkapazitäten zumindest 
teüweise auf die produzierte Transportleistung umzu- 
legen und auf die Marktgegenseite abzuwälzen. Die 
Transporteure brauchen sich bei Erweitemngsinvesti- 
tionen weniger vorsichtig zu verhalten. Soweit Über- 
kapazitäten aufgebaut worden sind, sinkt der Anreiz 
für Desinvestitionen. Was als Argument für eine Regu- 
hemng gebraucht wird, ist also letztheh erst Ergebnis 
der Reguhemng. 


6.3 Entstehung und Verstärkung 
marktbeherrschender Stellungen 

818. Eine Dereguhemng der Verkehrs Wirtschaft 
wird vielfach deswegen abgelehnt, weh sie zu einer 
Verdrängung mittelständischer Unternehmen, zu ei- 
nem Konzentrationsanstieg und zur Entstehung und 
Verstärkung marktbeherrschender Stellung führen 
müsse. Ein Konzentrationsanstieg ist nach Auffassung 
der Monopolkommission möglich, aber nicht zwangs- 
läufig, da gegenläufige Tendenzen zu erwarten sind. 
Tendenzieh konzentrationsmindernd wirkt die De- 
reguhemng in zweifacher Hinsicht. Um auf reguher- 
ten Märkten wachsen zu können, sind Unternehmen 
erstens darauf verwiesen, andere Unternehmen zu 
kaufen, die über die künstheh verknappten Konzes- 
sionen oder Verkehrsrechte verfügen. In der Regel 
kaufen die großen etabherten Unternehmen die klei- 
nen und mittleren auf. Zweitens konkurrieren auf re- 
guherten Märkten Unternehmen mit unreguherten 
Leistungen. Dazu sind zumeist die größeren Unter- 
nehmen eher in der Lage als die kleinen und mittleren 
Unternehmen. Dereguhemng beseitigt diese konzen- 
trationsfördernden Tendenzen. 
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Tendenziell konzentrationssteigernd wirkt eine De- 
reguherung vor allem, wenn die Regulierung zum Er- 
halt ineffizienter Untemehmensstrukturen geführt 
und die Realisienmg von Größenerspamissen verhin- 
dert hat. Die mit einer Dereguherung einhergehende 
Wettbewerbsintensivierung führt dann zwangsläufig 
zu einer Phase von Marktzutritten, aber auch Kon- 
kursen und Unternehmensübernahmen, während der 
sich effiziente Unternehmensstrukturen herausbil- 
den. Damit sind volkswirtschaftliche Vorteile in Form 
eines effizienteren Ressourceneinsatzes verbunden. 


(1) Omnibusverkehr 

819. Der überregionale Omnibusverkehr ist in der 
Bundesrepublik wegen des Verbotes von Schienen- 
parallelverkehr bisher kaum entwickelt. Eine Beseiti- 
gung dieses Verbotes würde vermutlich dazu führen, 
daß nach einer Anpassungsphase das Angebot sich 
auf eine geringe Zahl landesweit tätiger Unterneh- 
men konzentrieren würde. Dafür sprechen die Grö- 
ßenvorteile, die mit dem Aufbau überregionaler Netz- 
strukturen verbunden sind. 

820. Auch bei einer hohen Konzentration im überre- 
gionalen Omnibuslinienverkehr ist allerdings nicht zu 
erwarten, daß marktbeherrschende Stellungen entste- 
hen. Dagegen spricht, daß zwischen Bus und Bahn 
enge intermodale Wettbewerbsbeziehungen beste- 
hen. Langfristig von besonderer Bedeutung erscheint 
darüber hinaus, daß in einem integrierten europäi- 
schen Verkehrsmarkt zimehmend auch ausländische 
Anbieter als potentielle Konkurrenten auf deutschen 
Omnibushnienstrecken anzusehen sein werden. 

821. Im Nahverkehr würde der freie Marktzutritt 
bzw. — bei subventionierten Linien — die wettbe- 
werbliche Ausschreibung dazu führen, daß die bishe- 
rigen Konzessionsinhaber von Neuanbietem abgelöst 
würden, die — weil effizienter — niedrigere Preise 
verlangen bzw. weniger Subventionen beanspruchen 
könnten. Es mag dabei durchaus auch zu einer höhe- 
ren regionalen Konzentration kommen. Das ist jedoch 
wettbewerbspohtisch improblematisch, solange die 
subventionierten Omnibuslinien in regelmäßigen Ab- 
ständen unter Wettbewerbsbedingungen neu ausge- 
schrieben werden und der wettbewerbliche Verstei- 
gerungsprozeß Beförderungspreise und Subventio- 
nen minimiert. 


(2) Luftverkehr 

822. Eine vollständige Deregulierung wird auch 
nach Auffassung der Monopolkommission zu größe- 
ren strukturellen Veränderungen führen. Zunächst ist 
eine Phase verstärkter Marktzu- und langfristig mög- 
licherweise auch Marktaustrittsaktivitäten zu erwar- 
ten. Die Konzentration auf einzelnen grenzüber- 
schreitenden Strecken kann dabei nur abnehmen, da 
bislang häufig aufgrund der bilateralen Luftverkehrs- 
abkommen noch Streckenduopole bestehen. Die Ge- 
samtkonzentration in Europa mag aber langfristig 
durchaus ansteigen. Der Luftverkehr ist durch erheb- 
liche Größenerspamisse gekennzeichnet, die aus dem 


Aufbau von Netzstrukturen — insbesondere Dreh- 
scheiben-Strukturen — resultieren. Gegenüber Non- 
stop- (Punkt-zu- Punkt) Verbindungen ermöghchen 
Drehscheiben die Bündelung des Transportaufkom- 
mens und damit den Einsatz kostengünstiger, größe- 
rer Rugzeuge.92) Da die Netzstrukturen in Europa bis- 
lang vor allem Ergebnis bilateraler Luftverkehrsab- 
kommen waren und sich nicht nach ökonomischen 
Effizienzkriterien herausbilden konnten, sind erhebli- 
che Umstrukturierungen zu erwarten. Der mit einer 
Herausbildung Ökonomisch effizienter Netzstruktu- 
ren möglicherweise einhergehende Konzentrations- 
anstieg ist gesamtwirtschafthch vorteilhaft und für 
sich genommen wettbewerbspolitisch unbedenklich. 

823. Wettbewerbspolitische Gefahren drohen vor al- 
lem von zwei Seiten: 

— von der quasi-vertikalen Integration der etablier- 
ten Luftfahrtgesellschaften in die Rughäfen als 
Folge der zeitlich unbegrenzten Einräumung von 
knappen Start- und Landerechten (slots), 

— von der vertikalen Integration der größeren eta- 
blierten Luftfahrtgesellschaften in die elektroni- 
schen Vertriebssysteme {Computerreservierungs- 
systeme). 

824. Marktbeherrschende Stellungen im Luftver- 
kehr werden sich auf Dauer nur vermeiden lassen, 
wenn es gehngt, den Zugang zu Rughafenkapazitä- 
ten und elektronischen Vertriebssystemen offen zu 
halten. Dies setzt vor allem voraus, daß Start- und 
Landerechte stärker nach marktmäßigen Kriterien 
vergeben werden, etwa in Form eines wettbewerbh- 

chen Ausschreibungsverfahrens.93) 

825. Dies setzt darüber hinaus voraus, daß alle Rug- 
gesellschaften in nicht diskriminierender Weise Zu- 
gang zu den großen Computerreservierungssystemen 
erhalten. Diskriminierungen entstehen insbesondere 
durch 

— die Bevorzugimg von Abonnenten (Reisebüros), 
die Rüge bei den Luftfahrtunternehmen buchen, 
die am Computerreservierungssystem beteüigt 
sind (umsatzabhängige Provisionen); 

— eine Bevorzugung der Luftfahrtuntemehmen, 
die am Computerreservierungssystem beteiligt 
sind, bei der Sichtanzeige und der Eingabe von 
Informationen; 

— langfristige vertraghche Bindungen der Abonnen- 
ten; 

— höhere Systemnutzungsgebühren für Luftfahrtun- 
ternehmen, die nicht am System beteiligt sind. 

826. Betreiber von Computerreservierungssystemen 
besitzen darüber hinaus einen überlegenen Zugang 
zu Marktdaten. Luftfahrtunternehmen, die nicht an 
einem Computerreservierungssystem beteiligt sind, 
können Wettbewerbsprozesse — im Unterschied zu 
Luftfahrtuntemehmen mit System — erst später ab- 


^2) Ein weiterer Grund, weshalb Netzstrukturen zu Größenvor- 
teilen führen, liegt in der Möglichkeit, die wegen schwan- 
kender Verkehrsnachfrage vorzuhaltende Reservekapazität 
kleiner zu halten. 

Vgl. dazu Abschnitt 6.4. 
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Tabelle 9 


Entwicklung der Untemehmensstruktur im gewerblichen Straßengüterfernverkehr 


Genehmigungen 
je Unternehmung 

Anzahl der Unternehmungen 

Anteil an der Gesamtzahl 
der Genehmigungen {%) 

1960 

— 

1982 

1986 

1960 

1970 

1982 

1986 

1 

5 838 


2 715 

3 061 

22,7 

12,8 

7,5 

9,0 

2 

2 655 


2 028 

1702 

20,6 

15,7 

11,2 

10,1 

3 

1 114 


1 181 

1 098 

13,0 

12,4 

9,8 

9,7 

4-6 

1 138 


1 826 

1724 

20,9 

22,6 

24,1 

24,5 

7-10 

352 

554 

773 

731 

11,0 

15,2 

17,6 

17,8 

11 und mehr 

192 

346 

567 

513 

11,8 

21,3 

29,7 

28,9 

Summe 

11 289 

9 614 

9 090 

8 829 

100 

100 

100 

100 


Quelle: Bundesminister für Verkehr (Hrsg.), Verkehr in Zahlen 1989, Bonn 1989, S. 114 


schätzen und sind in ihren wettbewerbhchen Reak- 
tionsmöglichkeiten eingeschränkt. 

827. Die Bestimmungen der Gruppenfreistellungs- 
verordnimg der EG-Kommission für Computerreser- 
vierungssysteme 9^) sowie der von ihr vorgeschlagene 
Verhaltenskodex 95) erscheinen geeignet, Diskrimi- 
nierungen weitgehend zu unterbinden. Sollten sich 
die Verhaltensauflagen allerdings nicht bewähren, 
wäre nach Auffassung der Monopolkommission aus 
wettbewerbspolitischen Überlegungen langfristig 
eine Trennung von Luftfahrtgeschäft und elektroni- 
schen Vertriebssystemen zu erwägen. 96) 


(3) Straßengüterverkehr 

828. Im reinen Transportgeschäft wird eine Deregu- 
lienmg anfänglich dazu führen, daß ineffiziente Un- 
ternehmen von leistungsfähigeren Anbietern ersetzt 
bzw. übernommen werden. Da die Größenerspamisse 
jedoch vergleichsweise gering sind, ist ein höherer 
Anstieg der Untemehmenskonzentration nicht zu er- 
warten. Größenerspamisse resultieren vor allem aus 
der Notwendigkeit einer hinreichend großen Fahr- 
zeugflotte, die eine Touren- und Einsatzplanung er- 
möglicht, die zu einer optimalen Auslastung der ein- 
gesetzten Fahrzeuge führt. Kleinere Transporteure, 
die nur über wenige Fahrzeuge verfügen, werden nur 
noch überlebensfähig sein, wenn sie miteinander ko- 
operieren oder sich langfristig vertraglich an größere 
Transporteure anbinden. 


®'‘) Verordnung Nr. 2672/88/EWG der Kommission vom 
26. Juli 1988 zur Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 des Ver- 
trages auf Vereinbarungen zwischen Unternehmen über 
computergesteuerte Buchimgssysteme für den Luftverkehr, 
a.a.O. 

®®) Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über einen 
Verhaltenskodex im Zusammenhang mit computergesteu- 
erten Buchungssystemen, KOM (88) 447 endg. vom 14. Ok- 
tober 1988. 

®®) Nach europäischem Recht wäre eine Entflechtung prinzi- 
piell möglich. 


829. Eine Tendenz zur Konzentration zeigt sich im 
übrigen schon unter der gegenwärtigen Reguliemng, 
die aber den weitgehend mittelständisch geprägten 
Charakter des Transportgewerbes noch nicht gefähr- 
det. Wie Tabelle 9 zeigt, ist zwischen 1960 und 1986 
die Zahl der Unternehmen mit einer einzigen Geneh- 
migung für den Straßengüterfemverkehr von 5 338 
auf 3 061 zurückgegangen, während die Zahl der 
Großunternehmen mit elf und mehr Genehmigungen 
von 192 auf 513 stieg. In der gleichen Zeit sank der 
Anteil der Unternehmen mit einer einzigen Genehmi- 
gung an der Gesamtzahl der Genehmigungen von 
22,7% auf 9%. Der Anteil der Unternehmen mit elf 
und mehr Genehmigungen stieg von 11,8% auf 
28,9%. Die Regulierung hat dabei selbst zur Konzen- 
tration beigetragen. Da das interne Wachstum der 
Unternehmen durch die Kontingentienmg behindert 
wird, haben viele Großunternehmen den Weg exter- 
nen Wachstums beschritten, um dadurch zusätzliche 
Konzessionen zu erwerben. Zu diesem externen 
Wachstum sind aber gerade mittelständische Unter- 
nehmen nicht in der Lage. Auch die besseren Mög- 
lichkeiten der Großunternehmen, die Preisregulie- 
rung durch Koppelgeschäfte mit einer Mischkalkula- 
tion von preisgebundenen und nicht preisgebunde- 
nen Leistungen zu umgehen, hat die Konzentration 
beschleimigt. Auch zu diesen Koppelgeschäften sind 
mittelständische Unternehmen nicht in der Lage. 

830. Daß in einem deregulierten Transportmarkt die 
Konzentration zur Entstehung marktbeherrschender 
Stellungen führt, ist nicht zu erwarten. Angesichts der 
geringen Marktschranken in einem deregulierten 
Markt würden die Verhaltensspielräume der etabher- 
ten Transporteure hinreichend durch potentielle Kon- 
kurrenten (Neuanbieter, Selbsteintritt durch Spedi- 
teure, Werkverkehr durch Verlader) begrenzt. Hinzu 
kommt, daß im Gemeinsamen Binnenmarkt auch aus- 
ländische Anbieter im Rahmen der Kabotagefreiheit 
innerdeutsche Transporte werden ausführen dürfen. 
Schließlich ist zu berücksichtigen, daß im Fernverkehr 
der intermodale Wettbewerb zwischen Lkw und Bahn 
für eine gewisse Beschränkung der Verhaltensspiel- 
räume sorgt. 
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831. Im Speditionsbereich sind die Größenvorteile 
im Unterschied zum Transportbereich dagegen be- 
trächtlich, so daß hier ein Konzentrationsanstieg zu 
erwarten ist. Logistik- und Informationsdienste setzen 
ein flächendeckendes, europaweites Netz von Lägern 
und Umschlagstationen sowie eine Kommunikations- 
infrastruktur voraus. Je mehr die Fahrzeuge zu be- 
weghchen Zwischenlagern werden, um so wichtiger 
werden mobile Informationsnetze. 

832. Im Unterschied zum reinen Transportgewerbe 
besteht im Speditionsbereich bereits heute eine hohe 
Konzentration. Der Umsatzanteil der drei größten 
Spediteure beträgt 60%. 

833. Im Speditionsbereich kann die — unabhängig 
von einer Deregulierung des Transportbereichs zu er- 
wartende — weiter ansteigende Konzentration eher in 
die Nähe der Marktbeherrschung führen. Grenzen 
werden, wenn auch wegen der höheren Marktschran- 
ken in geringerem Umfang, durch die Werkspeditio- 
nen der großen Verlader und im internationalen Wett- 
bewerb durch Spediteure aus dem EG-Ausland ge- 
setzt. 

834. Die wettbewerbspohtisch nachteüige Integra- 
tion von Transport- und Speditionsbereich wird sich 
nach einer Deregulierung vermutlich vermindern. Es 
besteht dann keinerlei Anreiz mehr, den Preiswettbe- 
werb im Transportbereich durch Preiswettbewerb im 
Speditionsbereich zu substitxiieren. 


(4) Binnenschiffahrt 

835. Ein Konzentrationsanstieg wird von Gegnern 
einer Deregulierung auch in der Binnenschiffahrt be- 
fürchtet. Dabei ist zu berücksichtigen, daß auch die 
Regulierung Marktaustritte nicht verhindern konnte. 
So sank die Zahl der deutschen Binnenschiffsunter- 
nehmen von ca. 4 000 im Jahr 1968 auf ca. 1 400 im 
Jahr 1986. Die Verfügungsmacht über (deutschen) 
Schiffsraum ist heute schon auf relativ wenige Einhei- 
ten konzentriert: Der größte Teil der mittelständi- 
schen Partikuliere hat entweder als Hauspartikuliere 
langfristige Beschäftigungsverträge mit den größeren 
Reedereien abgeschlossen oder sich einer der großen 
Genossenschaften angeschlossen. Nur wenige Parti- 
kuliere sind noch als freie Partikuliere am Markt tä- 
tig. 

836. Konzentrativ wirkte der produktivitätsstei- 
gernde Übergang von Motorschiffen (Selbstfahrern) 
zu Schubschiffen. Vor allem die Reedereien haben in 
großem Umfang Motorschiffe an Partikuhere verkauft 
und durch Schubschiffe ersetzt. Die Partikuliere ha- 
ben ihrerseits seit 1969 von der Abwrackaktion in gro- 
ßem Umfang Gebrauch gemacht, was ein erhebliches 
Sinken der Zahl von Binnenschiffsuntemehmem zur 
Folge hatte. 

837. Die bisherige Reg\iherung hat zu dem Konzen- 
trationsanstieg aktiv beigetragen. Die Möghchkeit zur 
Quersubventionierung grenzüberschreitender Trans- 
porte durch innerdeutsche Transporte konnten vor al- 
lem Großunternehmen nutzen. Eine Deregulierung 
würde deshalb die preispolitische Flexibihtät gerade 


der Partukuliere erhöhen und ihre Marktchancen ver- 
größern. 

838. Angesichts der ausländischen Konkurrenz be- 
stünde allerdings auch dann nicht die Gefahr von 
marktbeherrschenden Stellungen, wenn sich die Kon- 
zentration der deutschen Schiffskapazitäten weiter er- 
höhen würde. Auch bei innerdeutschen Schiffstrans- 
porten wären die Verhaltensspielräume der etabher- 
ten Anbieter bei Wegfall der teilweise noch bestehen- 
den Kabotagevorbehalte nur gering. 


6.4 Überlastung der Verkehrsinfrastruktur 

839. Ein weiteres Argument gegen eine Deregulie- 
rung ist, daß sie zu einem Zuwachs an Verkehrsauf- 
kommen führen müsse, der von der vorhandenen In- 
frastruktur nicht mehr aufgenommen werden könne. 
Kapazitätsengpässe führten zu Staus, Umwegbeför- 
derungen, sinkenden Beförderungsgeschwindigkei- 
ten und damit zu erhebhchen volkswirtschaftlichen 
Kosten in Form von Zeitverlusten, höheren Treib Stoff - 
kosten und stärkerer Umweltbelastung. 


(1) Straßenverkehr 

840. Indem die Deregulierung Transportleistungen 
verbilligt, führt sie tendenziell zu einer Erhöhung des 
Verkehrsaufkommens aller Verkehrsträger, also auch 
des Straßenverkehrs. Neben diesem Preiseffekt be- 
wirkt die Deregulierung aber noch einen Substitu- 
tionseffekt, der zu einer volkswirtschaftlich sinnvolle- 
ren ArbeitsteUung zwischen den Verkehrsträgern und 
zu einer Entlastung des Straßennetzes führt. 

841, So können im Personenverkehr folgende, die 
Straßenbelastung tendenziell vermindernde Substitu- 
tionsprozesse erwartet werden: 

— Die Aufhebung der Marktsegmentierung im inner- 
staatlichen und grenzüberschreitenden Busver- 
kehr (Nebeneinander von allgemeinem Linienver- 
kehr, Sonderformen des Linienverkehrs und Gele- 
genheitsverkehrs) wird zum Wegfall von Leerfahr- 
ten und zu einer besseren Auslastung der Busse 
führen. 

— Im Wettbewerb qualitativ und preishch attraktiver 
werdende Busnetze werden zu einer Verlagerung 
von Individualverkehr auf öffentlichen Busverkehr 
führen. 

— Eine im intermodalen Wettbewerb ihre komparati- 
ven Vorteile über mittlere und lange Entfernungen 
nutzende Deutsche Bundesbahn (höhere Reisege- 
schwindigkeiten, Taktzeiten, hohe Quahtät, at- 
traktive Preise) würde den Straßenverkehr (Indivi- 
dualverkehr und Busverkehr) entlasten. Auch im 
grenzüberschreitenden Verkehr könnte die Bahn 
Verkehrsaufkommen von der Straße auf sich verla- 
gern, wenn die politischen Schwierigkeiten beim 
Ausbau des europäischen Hochgeschwindigkeits- 
netzes sowie die Probleme der Koordination zwi- 
schen den nationalen Eisenbahngesellschaften 
überwunden werden. 
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842. Im Güterverkehr sind ähnhche Substitutions- 
prozesse zu erwarten, die die Straßen tendenziell ent- 
lasten: 

— Ein Wegfall der Marktsegmentierung (im Güter- 
nah- und Güterfernverkehr) sowie des Transport- 
verbots für Dritte wird tendenziell im gewerbli- 
chen wie im Werkverkehr zu einer höheren Ausla- 
stung und zu weniger Leerfahrten führen. Eine 
Aufhebung der Anschlußkabotageverbote im 
grenzüberschreitenden Verkehr sowie die Mög- 
lichkeit zu Transit- und Dreiländerverkehr würde 
ebenfalls den Leerfahrtenanteü vermindern. 

— Ein preislich vmd qualitativ attraktiver werdendes 
Transport- und Speditionsgewerbe wird die Verla- 
der dazu veranlassen, den Werkverkehr einzu- 
schränken und Transportleistungen über den 
Markt zu beziehen. 

— Eine im intermodalen Wettbewerb ihre komparati- 
ven Vorteile im Knotenpunktverkehr über mittlere 
und lange Entfernungen nutzende Bahn würde zu- 
mindest die Verlagerung von Transportaufkom- 
men von der Bahn auf die Straße abschwächen. 

843. Die zu erwartenden Kapazitätsengpässe im 
Straßenverkehr sind weniger auf die Deregulierung 
als vielmehr — unabhängig davon — auf die mit ei- 
nem zunehmenden Einkommens- und Produktionsni- 
veau wachsende Nachfrage nach Verkehrsleistungen 
zurückzuführen. Eine steigende wirtschafüiche Ent- 
wicklung führt vor allem zu einem Nachfrageanstieg 
beim Verkehrsträger Straße. Im Personenverkehr geht 
ein steigendes Wohlstandsniveau mit einer Verlage- 
rung vom off entiichen Verkehr auf den Individualver- 
kehr einher. Im Güterverkehr führt die zimehmende 
interregionale und internationale Arbeitsteilung und 
Spezialisierung sowie die Verlagerung der Produk- 
tion von relativ geringwertigen Massengütern zu 
hochwertigen, leichteren, in kleineren Mengen ver- 
sandten Halb- und Fertigprodukten zu einer zuneh- 
menden Substitution von Bahn und Binnenschiff 
durch den Lkw. 

844. Wie Tabelle 1 0 zeigt, führen die beschriebenen, 
seit langem wirkenden Effekte zu einer zunehmenden 
Verkehrsbelastung, insbesondere der Bundesauto- 
bahnen. Seit 1960 hat sich die durchschnittiiche tägh- 
che Verkehrsstärke verdreifacht. 

845. Die zunehmende Knappheit des vorhandenen 
Fernstraßensystems sollte Anlaß sein, verstärkt die 
Einführung von Knappheitspreisen für die Straßenbe- 
nutzimg zu erwägen. Dies hätte den Vorteil, daß die 
Straßenbenutzer in ihrem wirtschaftlichen Kalkül 
auch die durch die eigene Verkehrsteilnahme den 
anderen Verkehrsteilnehmern aufgebürdeten Stau- 
kosten berücksichtigen müßten. Dadurch würde den 
Verkehrsteilnehmern ein Anreiz geboten, auf Fahrten 
zu verzichten, die nur einen geringen ökonomischen 
Gewinn bzw. individuellen Nutzen versprechen, bzw. 
auf andere Verkehrsträger auszuweichen. 

846. Die Steuerung des Zugangs zu knappen Stra- 
ßenverbindungen über den Preis erfordert die Ein- 
richtung von Zahlstellen und setzt voraus, daß 


Tabelle 10 


Verkehrsbelastung der Bundesautobahn 


Jahr 

durch- 
schnittliche 
tägliche 
Verkehrsstärke 
(in Kfz 
je 24 Std.)i) 

davon 

Personen- 

verkehr 

(%) 

Güter- 

verkehr 

(%) 

1960 

10 710 

75,5 

24,5 

1965 

16 568 

75,3 

24,7 

1970 

22 385 

80,8 

19,2 

1975 

25 687 

85,3 

14,7 

1980 

29 917 

84,3 

15,7 

1985 

31 385 

84,6 

15,4 


1) Bezogen auf die Straßenlängen zum 1. Januar des jeweiligen 
Jahres. 

Quelle: Bundesanstalt für Straßenwesen, Straßenverkehrs- 
zählung, Heft 38/1986 

„Schwarzfahrerverhalten " hinreichend kontrolliert 
werden kann. Angesichts der Dichte der Zubringer- 
und Abfahrtswege der Bundesautobahnen dürfte die 
Einrichtung von Zahl- und Kontrollstellen an den Auf- 
und Abfahrtswegen auch wegen der dadurch entste- 
henden Verkehrsbehinderung mit unverhältnismäßig 
hohen Kosten verbunden sein. Dies ist aber nicht die 
einzige Lösung. Wesentlich einfacher und weniger 
aufwendig wäre die Ausgabe von Fahrscheinen für 
die Benutzung bestimmter Strecken in Spitzenver- 
kehrszeiten. Die Fahrscheine könnten an Tankstellen, 
evtl, auch in Reisebüros, ausgegeben werden. Neue 
Zahlstellen wären dazu nicht erforderhch. Eine vorge- 
schriebene von außen sichtbare Befestigung des Fahr- 
scheins würde stichprobenweise durchgeführte Ver- 
kehrskontrollen erleichtern. 

Die verkehrspohtische Steuerung könnte auf zweier- 
lei Art und Weise erfolgen. Es könnte einerseits der 
Preis für die Benutzung der Strecken staatlich festge- 
setzt werden ohne eine Kontingentierung der Fahr- 
scheine. Es kann andererseits aber auch die Anzahl 
der Fahrscheine vorgegeben werden, wobei dann der 
Preis durch die Nachfrage bestimmt würde. Die Ko- 
sten der Fahrscheinlösung verhielten sich im wesent- 
lichen proportional zum Umfang der Reguherung. 
Dies erlaubte gerade auch im Hinblick auf die Erpro- 
bung eine flexible Handhabung des Steuerungsin- 
struments. 

In der selektiven Steuerimg liegt auch der entschei- 
dende Vorteil gegenüber dem Instrument der Mine- 
ralölsteuer. Diese verteuert generell die Benutzung 
des Autos. Sie führt jedoch nicht zu einer gleichmäßi- 
geren Auslastung des Straßennetzes, was aus umwelt- 
und verkehrssicherheitspohtischen Erwägungen 
ebenfalls nützhch wäre. Ein teilweiser Ersatz des um- 
weltpohtischen Einsatzes der Mineralölsteuer durch 
die Fahrscheinlösxmg würde aufgrund der höheren 
Steuerungseffizienz des Fahrscheinpreises bedeuten, 
daß dasselbe Umwelt- und Verkehrssicherheitsniveau 
mit einer geringeren Kostenbelastung des Autofah- 
rens erreicht werden kann. 
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(2) Luftverkehr 

847. Eine Dereguherung des Luftverkehrs führt in 
zweifacher Weise zu einem Anstieg der Inanspruch- 
nahme von Flugplatz- und Luftraumkapazitäten. Er- 
stens bewirkt die Senkung des Tarifniveaus — vor 
allem im internationalen Flugverkehr — einen An- 
stieg der Nachfrage nach Flugreisen. Im innerdeut- 
schen Verkehr, insbesondere über Entfernungen von 
weniger als 400 km, wird der Nachfrageanstieg dage- 
gen nur gering sein. Dort verfügt die Bahn über kom- 
parative Vorteile und könnte einen Großteil des 
zusätzhchen Verkehrsaufkommens an sich ziehen. 
Zweitens führt die Öffnung des Marktzutritts zumin- 
dest kurzfristig zu einer Erhöhung der Zahl der Anbie- 
ter im innerdeutschen wie im grenzüberschreitenden 
Verkehr und bei Einsatz kleineren Fluggerätes bzw. 
niedrigerer Auslastungsfaktoren zu einem Anstieg 
der Flugbewegungen. 

848. Stärker noch als der Preiseffekt einer Deregu- 
herung wirkt langfristig die mit steigender wirtschaft- 
hcher Entwicklung zunehmende Nachfrage nach Ge- 
schäfts- und Urlaubsreisen. Auch davon sollte der in- 
ternationale Verkehr wieder stärker betroffen sein als 
der innerdeutsche. Diese Entwicklung ist weitgehend 
unabhängig von einer Dereguherung und zeichnet 
sich bereits seit vielen Jahren ab. Sie führt bereits jetzt 
schon zu Engpässen bei Flugraum- und Flughafen- 
kapazitäten. 

849. Um diesen Engpässen zu begegnen, soUten die 
technischen Rationalisierungsmöglichkeiten mög- 
hchst umgehend genutzt werden. Der der zivilen Luft- 
fahrt zur Verfügung stehende Luftraum heße sich er- 
weitern durch eine Neuverteilung des Luftraumes auf 
zivilen und mihtärischen Verkehr, durch ein Überden- 
ken der starren Luftkorridore und einen Übergang zur 
Flächennavigation. Eine bessere Nutzung der vorhan- 
denen Flughäfen könnte erreicht werden durch eine 
bessere KontroUe und Koordination der Flugzeuge auf 
den Pisten und RoUwegen sowie an den Terminals 
und Rampen. Verbunden mit einer Verbesserung der 
Flugsicherung bei An- und Abflug (MikroweUen-Lan- 
desysteme) könnte die Zahl der möghchen Starts und 
Landungen erhöht werden. 

850. Letzthch werden technische Rationahsierungen 
aUein aber nicht verhindern können, daß die Flug- 
häfen an ihre Kapazitätsgrenze stoßen. Wettbewerbs- 
pohtisch problematisch und ein Argument gegen eine 
Deregulierung ist dies allerdings nicht per se. Proble- 
matisch ist ledighch die bisherige Vergabe des Rechts, 
zu einem bestimmten Zeitpunkt auf einem Flughafen 
zu landen oder zu starten (Airport Slot). 

Die slots werden auf der Basis einer Prioritätenformel 
vergeben, nach der Flüge, die über die gleiche Strek- 
kenführung, zu den gleichen Flugzeiten und Ver- 
kehrstagen bereits in früheren Flugplanperioden 
durchgeführt wurden, grundsätzhch Vorrang vor neu 
eingeführten Flügen haben.^^) Solche „Großvater- 
rechte" schränken bei Kapazitätsengpässen den 
Wettbewerb erhebhch ein. Die Position der privile- 


9’) Die Prioritätenforaiel wird mit dem Zehnten Gesetz zur Än- 
denmg des Luftverkehrsgesetzes erstmals auch gesetzhch 
fixiert; vgl. § 27b LuftVG n.F. 


gierten Inhaber der Rechte ist durch außenstehende 
Konkurrenten praktisch nicht anfechtbar. 

861. Die aufgrund der Knappheit der Start- und 
Landekapazitäten nicht zuletzt auch aus sicherheits- 
politischen Erwägungen notwendige Zugangsbe- 
schränkung ist mit dem Prinzip des Wettbewerbs im 
Lxxftverkehr durchaus vereinbar. Erforderhch ist nur, 
daß die Zuteilung knapper Start- und Landerechte 
nicht den Wettbewerb zwischen den Fluggesellschaf- 
ten behindert. Das wettbewerbskonformste Zutei- 
lungssystem ist der Preismechanismus. Er verschafft 
denjenigen Unternehmen Zugang, die am effiziente- 
sten mit den knappen Rechten wirtschaften und die 
daher den höchsten Preis bieten können. 

Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit des Preis- 
mechanismus ist die Handelbarkeit der Start- und 
Landerechte. Der Handel kann dadurch erzwungen 
werden, daß die Geltungsdauer der Rechte zeithch 
begrenzt wird, etwa auf eine Flugsaison. Zur Unter- 
stützung der Allokationsfunktion ist aber auch der pri- 
vate Handel der Rechte und die Stückelung der Gel- 
tungsdauer in kleinere Zeitabschnitte zuzulassen. Die 
letztgenannte Möghchkeit würde unter anderem die 
Gleichbehandlung des Gelegenheitsverkehrs ge- 
währleisten. 

852. Die Einführung des Wettbewerbs um knappe 
Lande- und Startrechte läßt das Verkehrsaufkommen 
unverändert. Dieses wird einseitig durch die vorgege- 
bene Anzahl an slots je Zeitabschnitt festgelegt. Von 
der Preisstruktur werden allerdings Anreize zu einer 
gleichmäßigen Auslastung der Kapazitäten ausgehen, 
da die stärkere Nachfrage nach begehrten Lande- und 
Startzeiten deren Preis gegenüber weniger knappen 
Zeiten anheben wird. 

Mit den Einnahmen aus dem regelmäßigen Verkauf 
der Rechte könnte der Ausbau des Sicherheitssystems 
und die Bezahlung qualifizierten Sicherheitspersonals 
finanziert werden. Eine entsprechende Bindung der 
Einnahmen würde gegenüber dem gegenwärtigen 
System auch Anreize zu einer effizienteren Flugplan- 
koordination schaffen. Da häufige Verspätungen den 
Preis der Zeitnischen und damit die Einnahmen sen- 
ken, würden die Kosten der Unpünkhchkeit nicht 
mehr wie bisher allein von den Fluggesellschaften 
bzw. deren Kunden getragen sondern auch von den 
Betreibern der Flugsicherung. 

853. Die von einem freien Handel der slots befürch- 
teten Fahrplanturbulenzen sind unbegründet. Ähn- 
hch wie bei der administrativen Vergabe kann der 
Verkauf neuer Rechte vor den Beginn des Geltungs- 
zeitraums vorgezogen werden. Letzthch erfolgt auch 
unter dem aktuellen Regime die Streckenplanung de- 
zentral durch die einzelnen Fluggesellschaften. Die 
Handelbarkeit bietet ledighch mehr Freiheit in der 
Planung und Optimierung des Streckennetzes. 

854. Gefahren einer verstärkten Monopolisierung 
der Luftverkehrsmärkte sind mit der Handelbarkeit 
der Start- und Landerechte nicht notwendigerweise 
verbunden. Sie sind jedoch nicht auszuschheßen, 
wenn es privilegierten Unternehmen, die auf nicht 
hberahsierten Verbindungen Monopolgewinne erzie- 
len oder staathch subventioniert werden, möghch ist, 
diese Mittel einzusetzen, um nicht privilegierte Kon- 
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kurrenten im Wettbewerb um knappe Start- und 
Landerechte zu überbieten. 

Die staatliche Privilegienmg nationaler Fluggesell- 
schaften führt bereits im jetzigen System zu Wettbe- 
werbsverfälschungen und birgt gleichermaßen die 
Gefahr einer zunehmenden Monopohsierung bei ei- 
ner Teilliberahsierung des Streckenzugangs und der 
Tarifbildung. Die Einführung des Handels knapper 
Start- und Landerechte baut in erster Linie beste- 
hende Privüegien ab und schafft damit eine Chance 
für mehr Wettbewerb durch Außenseiter. Diese Chan- 
cen sind bei der Beurteüung der Wettbewerbswirkun- 
gen den von weiterhin bestehenden Wettbewerbsver- 
fälschungen möglicherweise ausgehenden Gefahren 
entgegenzuhalten. Letztere werden um so geringer zu 
veranschlagen sein, je mehr Länder bei der Zuteilung 
knapper slots zu einem marktmäßigen Verfahren 
übergehen. 

Der Preis einer Ressource steigt mit zunehmendem 
Knappheitsgrad. Die Zuteüung der slots über den 
Preis wird die Tarife für Flüge zu begehrten Zeiten 
erhöhen, da die derzeitigen Inhaber bisher wahr- 
scheirdich nicht die Opportunitätskosten einer Inan- 
spruchnahme knapper Start- und Landerechte in 
üuren Preisen berücksichtigt haben. Tatsächlichen 
Knappheitsrelationen entsprechende Preise schaffen 
Anreize auf weniger knappe Kapazitäten auszuwei- 
chen. Davon könnte auch die Bahn im intermodalen 
Wettbewerb um Zubringerdienste profitieren. 

856. Angesichts der zunehmenden Knappheit von 
Start- und Landekapazitäten und angesichts der von 
der derzeitigen administrativen Vergabe der Rechte 
ausgehenden Wettbewerbsverfälschungen im Hin- 
bhck auf eine weitere Liberalisienmg des Luftver- 
kehrs hält es die Monopolkommission für notwendig, 
marktorientierte Zuteüungsverfahren im Rahmen ei- 
ner europäischen Marktordnung einzuführen. Der auf 
büateralen Abkommen beruhende Luftverkehr mit 
Drittländern wäre in ein entsprechendes Regelungs- 
system zu integrieren. 


6.5 Gefährdung der Verkehrssicherheit 

866. Gegner der Deregulierung befürchten eine Ge- 
fährdung der Verkehrssicherheit. Die zunehmende 
Wettbewerbsintensität erzeuge einen Kostensen- 
kungsdruck, der dazu führe, daß der Verkehrssicher- 
heit dienende Maßnahmen auf das gesetzlich gefor- 
derte Minimum eingeschränkt bzw. dieses mißachtet 
werde. Einige Unternehmen würden zunehmend dar- 
auf verzichten, überalterte Verkehrsmittel durch neue 
zu ersetzen \md die Wartungs- und Instandsetzungs- 
arbeiten bei älteren Verkehrsmitteln einschränken. 
Sie würden zudem unzureichend ausgebildetes Per- 
sonal einsetzen bzw. dieses dazu anhalten, überhöhte 
Verkehrsrisiken einzugehen. 

867. Auch dieses Argument kann nicht überzeugen. 
Es ist Aufgabe des Staates, ein ausreichendes Sicher- 
heitsniveau (durch Berufszugangsvoraussetzungen, 
technische Standards, Sozialvorschriften) gesetzhch 
festzulegen und dessen Einhaltung zu kontrolheren. 


858. Im übrigen haben die Verkehrsuntemehmen 
von sich aus ein langfristiges Eigeninteresse an einem 
sicheren Verkehrsbetrieb, weil dieser den Goodwill 
bei ihren Kunden erhöht. Die Unternehmen werden 
deshalb einen besonders hohen, über dem gesetzli- 
chen Minimum hegenden Sicherheitsstandard als 
Werbeargument benutzen, etwa wenn sie das mo- 
dernste und neueste Verkehrsgerät einsetzen oder 
häufige und strenge technische Kontrollen vorneh- 
men. 


(1) Straßenverkehr 

859. Die technischen Vorschriften für die Fahrzeuge 
und die Sozialvorschriften für die Beschäftigten (ins- 
besondere Lenk- und Ruhezeiten) sowie die Kontrolle 
dieser Vorschriften gelten in der Bundesrepubhk als 
hochstehend. Verbesserungen heßen sich noch erzie- 
len, wenn im Personen- und Güterverkehr die Geneh- 
migungspfhcht mit einem abgestuften System von 
Sanktionen (bis zum Entzug der Genehmigung) für 
die Verletzung von Vorschriften verbimden werden 
würde. Die Voraussetzungen für die Berufsausbü- 
dung (persönhche Zuverlässigkeit, fachhche Eignung 
und finanzielle Leistungsfähigkeit) gelten ebei^alls 
als hochstehend und hegen über dem EG-weiten Min- 
deststandard. Es ist nicht zu erwarten, daß eine Dere- 
guherung des Omnibus- und Lkw- Verkehrs zu einer 
Gefährdung der Sicherheit im Straßenverkehr führen 
würde. 

860. Die zunehmend ansteigenden Anforderungen 
der Verlader an den Straßengüterverkehr sorgen im 
übrigen, unabhängig von staatiichen Mindestnormen, 
für einen hohen Sicherheitsstandard. Im Straßen- 
güterverkehr wird die zuverlässige Anheferung der 
Transportgüter wegen der häufig fehlenden Lager- 
puffer (just-in-time-Produktion) zu einem wichtigen 
Wettbewerbsargument. Unternehmen, deren Fahr- 
zeuge unfallträchtig sind, hätten nur schlechte Wett- 
b ewerbschancen. 

861. Es ist auch zu bedenken, daß von der zur Zeit 
praktizierten Tarif- und Kapazitätsreguherung ein 
deuthcher Anreiz zu einem Verstoß gegen die Lenk- 
und Ruhezeiten und zu einer Überauslastung der 
Fahrzeuge ausgeht. Die zur Absicherung der Kartell- 
tarife notwendige Kontingentierung beschränkt die 
Zahl der Fahrzeuge, mit denen die Gewinne aus dem 
Transportgeschäft erwirtschaftet werden können. Im 
Bestreben, ihren Gewinn zu erhöhen, steht den Unter- 
nehmen daher nicht die Alternative offen, mehr Fahr- 
zeuge gleichzeitig einzusetzen. Höhere Gewinne sind 
stattdessen nur durch eine häufigere Benutzung der 
Lizenzen möghch. Dies übt einen im Vergleich zur 
Nichtkontingentierung zusätzhchen Druck auf die 
Fahrer aus, die Fahrzeuge rasch für neue Transport- 
leistungen zur Verfügung zu stellen. Die sicherheits- 
gefährdenden Anreize der Regulierung zeigen sich in 
der deutlich höheren Verstoßquote des gewerbhchen 
Güterverkehrs gegen Sozialvorschriften und Höchst- 
geschwindigkeiten im Vergleich zum Werkverkehr, 
der keinen Kapazitätsbeschränkungen unterhegt. 
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(2) Luftverkehr 

862. Nach Auffassung der Vereinigung Cockpit sind 
die behördlichen Sicherheitsauflagen nicht ausrei- 
chend und im übrigen die nationalen Luftfahrtbehör- 
den zu einer ausreichenden Überprüfung des Stan- 
dards auch nicht in der Lage. Die personelle Ausstat- 
tung des Luftfahrtbundesamtes sei unzureichend, so 
daß bisher schon Überprüfungsaufgaben an Mitarbei- 
ter von Flugzeugherstellem imd Luftfahrtuntemeh- 
men abgetreten worden seien. Die Sanktionsmöglich- 
keiten bei Verstößen seien zudem unzureichend. 

863. Die Monopolkonmüssion kann diese Lage- 
beschreibungen nicht im einzelnen überprüfen. Ein 
Argument gegen eine Deregulierung kann hieraus 
jedoch nicht abgeleitet werden. Unabhängig von der 
Regelung des Zugangs zu knappen Start-, Durchflug- 
und Landerechten liegt es in der Verantwortung des 
Gesetzgebers zu entscheiden, wieviele dieser Rechte 
unter Berücksichtigung vorgegebener Sicherheitsab- 
stände in einem Zeitabschnitt maximal vergeben wer- 
den dürfen. Die nach verkehrssicherheitspolitischen 
Überlegimgen gewählte Beschränkung der Ange- 
botsmenge steht insbesondere nicht im Widerspruch 
zu einer wettbewerbsmäßigen Zuteilung der Rechte 
auf die nachfragenden Luftfahrtuntemehmen. Unab- 
dingbar erscheint lediglich, daß die gesetzlichen Si- 
cherheitsstandards auf ein befriedigendes Niveau an- 
gehoben werden und die nationale Luftfahrtbehörde 
zur Wahmehmvuig ihrer KontroUaufgaben personell 
und materiell hinreichend ausgestattet wird sowie 
ausreichende Sanktionsmöghchkeiten erhält. 


6.6 Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der 
deutschen Verkehrswirtschaft 

864. Ein Haupteinwand gegen die Verwirklichxmg 
der Dienstleistungsfreiheit in der Gemeinschaft lau- 
tet, daß die Wettbewerbsbedingungen zu Lasten der 
deutschen Verkehrs Wirtschaft verzerrt seien und 
Dienstleistimgsfreiheit folglich eine Verdrängimg 
deutscher Verkehrsimtemehmen durch Konkurren- 
ten aus anderen EG-Ländem nach sich ziehen müsse. 
Als harmonisienmgsbedürftig werden insbesondere 
die verkehrsspezifischen Steuern und Abgaben, die 
Vorschriften über die Berufszugangsvoraussetzungen 
für Transportimtemehmer, die Vorschriften für Ver- 
kehrsfahrzeuge und Besatzungen und die Sozialvor- 
schriften sowie die staatliche Kontrolle und Einhal- 
tung all dieser Vorschriften angesehen. 

865. Der EWG-Vertrag sieht — nach Einfügung der 
Art. 8 a, 100 a und 100 b durch die Einheitliche Euro- 
päische Akte — im Prinzip eine Harmonisierung bis 
Ende 1992 vor. Eine Verzögerung der Harmonisie- 
rungsmaßnahmen über das Jahr 1992 hinaus ist aller- 
dings — wegen der Erfordernis, Beschlüsse im Rat 
einstimmig zu fassen — nicht ausgeschlossen. Die 
Dienstleistungsfreiheit ist jedoch nach dem Untätig- 
keitsiirteil des EuGH unabhängig vom Stand der Har- 
monisierung zu verwirklichen. Nach 1992 könnten 
nicht angeglichene nationale Regeln überdies auch 
als gleichwertig anerkannt werden, was zu einem 
Wettbewerb der Rechtssysteme führen würde. 


866 . Nach Auffassmig der Monopolkommission ist 
eine Angleichung der Wettbewerbsbedingungen in 
der EG vor Verwirklichung der Dienstleistungsfrei- 
heit wünschenswert, aber keinesfalls unabdingbare 
Voraussetzimg. Die künftige Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Verkehrswirtschaft im europäischen 
Verkehrsmarkt wird entscheidend von ihrer Lei- 
stimgs- und Innovationsfähigkeit abhängen. Nachtei- 
lig hierfür sind weniger die genannten Rahmenbedin- 
gungen, sondern vielmehr die durch staatliche und 
private Wettbewerbsbeschränkungen jahrzehntelang 
geförderten vuitemehmerischen Ineffizienzen. Unab- 
dingbar, um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Verkehrswirtschaft nach Verwirkhchung der Dienst- 
leistungsfreiheit zu sichern, erscheint deshalb vorran- 
gig eine Deregulierung des innerdeutschen Ver- 
kehrs. 

In den einzelnen Verkehrszweigen ist der im folgen- 
den beschriebene Stand der Harmonisierung er- 
reicht. 


(1) Omnibusverkehr 

867. Harmonisienmgsbedürftig sind im Omnibus- 
verkehr, wie im übrigen Straßenverkehr, vor allem 
noch die verkehrsspezifischen Steuern (Kfz-Steuer, 
Mineralölsteuer). 98) Alle anderen relevanten Wettbe- 
werbsbedingimgen sind inzwischen weitgehend an- 
geglichen. Dies gilt für die Berufszugangsvorausset- 
zimgen, für die Teilnahme am innerstaatlichen und 
grenzüberschreitenden Verkehr (persönliche Zuver- 
lässigkeit, finanzielle Leistimgsfähigkeit imd fachti- 
che Eigmmg),99) die Sozialvorschriften für den Stra- 
ßenverkehr (insbesondere Lenk- imd Ruhezeiten der 
Busfahrer) und die Kontrolle ihrer Einhaltung i^O) so- 
wie die technischen Zulassungsnormen für die Fahr- 
zeuge ^^i) und deren technische Überwachung. ^ 82 ) 


9®) Vgl. dazu die Ausführungen über den Straßengüterver- 
kehr, Tz. 869 ff. 

®®) Vgl. Richtlinie des Rates vom 12. November 1974 über den 
Zugang zum Beruf des Personenkraftverkehrsimtemeh- 
mers im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Ver- 
kehr (74/562/EWG), ABI, 1974 Nr. L 308, S. 23; zuletzt geän- 
dert durch die Richtlinie des Rates vom 21. Juni 1989 (89/ 
438/EWG). 

100 ) Vgl Verordnimg Nr. 3820/85/EWG des Rates vom 20. De- 
zember 1985 über die Harmonisienmg bestimmter Sozial- 
vorschriften im Straßenverkehr, ABI. 1985 Nr. L 370, S.. 1; 
Verordnimg Nr. 3821/85/EWG des Rates vom 20. Dezem- 
ber 1985 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr, ABI. 
1985 Nr. L 370, S. 8; Richtlinie des Rates vom 23. Novem- 
ber 1988 über einheitliche Verfahren zur Anwendung der 
Verordnung über die Harmonisierung bestimmter Sozial- 
vorschriften im Straßenverkehr und der Verordnung über 
das Kontrollgerät im Straßenverkehr (88/599/EWG), ABI. 
1988 Nr. L 325, S. 55. 

101 ) Vgl. Richtlinie des Rates vom 25. Juni 1987 zur Ändenmg 
der Richtlinie 70/156/EWG zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (87/358/EWG), 
ABI 1987 Nr. L 192, S. 51. 

102 ) Vgl. Richtlinie des Rates vom 29. Dezember 1976 zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitghedstaaten über 
die technische Überwachung der Kraftfahrzeuge imd Kraft- 
fahrzeuganhänger (77/143/EWG), ABI. 1977 Nr. L47, S. 47; 
zuletzt geändert durch Richtlinie des Rates vom 
26. Juni 1988 (88/449/EWG), ABI 1988 Nr. L222, S. 10. 
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(2) Luftverkehr 

868. Im Luftverkehr steht, im Unterschied zu den 
anderen Verkehrsträgern, die Harmonisierung der 
Wettbewerbsbedingungen noch am Anfang. Größere 
Diskrepanzen bestehen insbesondere noch bei den 
Zulassimgsvoraussetzimgen für die Luftfahrtberufe 
(insbesondere Piloten und Wartungspersonal). Der 
Vorschlag der EG -Kommission aus dem Jahre 1989 
sieht eine gegenseitige Anerkennung der Befähi- 
gungszeugnisse und beruflichen Qualifikationen des 
in der Zivilluftfahrt tätigen Personals vor, wobei Min- 
destvoraussetzungen erfüllt sein müssen, die denjeni- 
gen im Abkommen von Chicago entsprechen. 
krepanzen bestehen darüber hinaus in den Sozialvor- 
schriften im Luftverkehr, insbesondere bei den Flug- 
zeiten für das fliegende Personal. 


(3) Straßengüterverkehr 

869 . Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten deutscher 
Transportunternehmer bestehen bei der Kfz- und 
Mineralölsteuer, wie Tabelle 11 zeigt. Während die 
Kraftfahrzeugsteuerbelastung für beispielsweise ei- 
nen 38 t-Zug in der Bundesrepublik 9 364 DM/Jahr 
beträgt, liegt sie bei dem Hauptkonkurrenten, der 
Niederlande, nur bei 3 307 DM/Jahr. Auch die Mine- 
ralölsteuer auf Dieselkraftstoff liegt in der Bundesre- 
publik mit 0,4420 DM/1 wesentlich über dem nieder- 
ländischen Niveau, das bei 0,2574 DM/1 liegt. 

870 . Bei der Schaffung gleicher Wettbewerbsbedin- 
gungen kann es allerdings nicht um eine Harmonisie- 
nmg von Kfz- imd Mineralölsteuer auf mittlerem euro- 
päischem Niveau gehen. Kfz- und Mineralölsteuer 
stellen aus ökonomischer Sicht, ebenso wie Straßen- 
benutzungsgebühren, Preise für die Wegenutzung 
dar und haben zur Deckung der Wegekosten beige- 
tragen. Da die Wegekosten in den Mitgliedstaaten der 
EG aber unterschiedlich hoch sind, wäre eine Harmo- 
nisierung der Wegekosten auf mittlerem Niveau öko- 
nomisch unsinnig. Eine adäquate Wegekostenanla- 
stung erfordert, daß die Wegekostenabgaben nicht 
mehr im Zulassimgsstaat eines Lastkraftwagens erho- 
ben werden, sondern dort wo dieser Transportleistun- 
gen erbringt (Anwendung des Territorialitätsprinzips 
statt des Nationalitätsprinzips). Alle Mitgliedstaaten 
sollten deshalb durch Gemeinschaftsrecht verpflichtet 
werden, die bisherige (nach dem Nationalprinzip er- 
hobene) Straßenbenutzungsgebühr zu ersetzen. Um 
intermodale Wettbewerbsverzerrungen zugxmsten 
der Eisenbahnen zu vermeiden, sollten die Straßenbe- 
nutzungsgebühren verbindlich für den Zweck der 
Deckung der Kosten des Straßennetzes bestimmt wer- 
den. 

871 . Ein Vorschlag der EG-Kommission aus dem 
Jahre 1988 geht in diese Richtung, ^o^) Die Kommission 
hat vorgeschlagen, die Kfz-Steuersätze für schwere 


103) Vgl. Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Rates 
zur gegenseitigen Akzeptierung der Befähigxmgszeugnisse 
für die Ausübung von Tätigkeiten in der Zivilluftfahrt, KOM 
(89) 479 endg. vom 1. Dezember 1989. 

104) Vgl. Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anlastimg 
der Wegekosten an schwere Nutzfahrzeuge, KOM (87) 716 
endg. vom 8. Januar 1988, ABI. 1988 Nr. C 79, S. 8. 


Tabelle 11 


Kfz- und Mineralölsteuersätze ln der EG 


Land 

Kraftfahrzeug- 

steuer 

Mineral- 

Ölsteuer 

auf 

Diesel- 

kraftstoff 

38-t-Zug 

DM/Jahr 

40-t-Zug 

DM/Jahr 

DM/Liter 

Bundesrepublik 
Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Frankreich 

Griechenland 

Großbritannien 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Spanien 

9 364 

2 0701) 
7 9622) 

1193) 

968 

9 688 

1 025 

858 

1 044 

3 307 

1 042 

677 

10 504 

2 0701) 
8 2242) 

1193) 
1 038 

-'*) 

-“) 

858 

1044 

3 307 

1 221 

677 

0,4420 

0,2513 

0,4642 

0,4474 

0,0961 

0,5403 

0,5972 

0,4269 

0,2058 

0,2574 

0,4447 

0,2725 


1 ) Abzüghch 40 % bei mehr als zwei Lkw über 7 1 Leerge- 
wicht. 

2) Abzüghch bis zu 55% Erstattimg bei regelmäßigen Aus- 
landsverkehren. 

3) Evtl. zuzügUch Achslaststeuer. 

4) Nicht erlaubt. 

Quelle: Güterkraftverkehrsverbände, Bundesministerium für 
Wirtschaft, Bundesministerium der Finanzen, Bundes- 
ministerium für Verkehr 

Nutzfahrzeuge an den Wegekosten zu orientieren, die 
nach Abzug der Einnahmen aus Mineralölsteuer und 
Autobahngebühren noch zu decken sind. Transport- 
unternehmen sollen die Kfz-Steuer nicht mehr im Zu- 
lassungsstaat des Lastkraftwagens sondern in jenem 
Land, deren Straßennetz sie benutzen, entrichten. 
Nach einem weiteren Vorschlag der Kommission soll- 
ten die am internationalen Straßengüterverkehr teü- 
nehmenden Lastkraftwagen in den jeweiligen Ein- 
fuhrländern eine Vignette erwerben müssen, in deren 
Preis die Wegekosten des Staates berücksichtigt 
sind. 

872 . Da im Rat bisher keine Einigung über eine Har- 
monisierung zu erzielen war, hat die Bimdesrepublik 
vom 1. Juli 1990 an für Lastwagen über 18 t Gesamt- 
gewicht eine Straßenbenutzimgsgebühr eingeführt 
(vgl Tabelle f2j.io5) Um die Gesamtbelastung deut- 
scher Transportunternehmen in etwa konstant zu hal- 
ten, ist die Kfz-Steuer gleichzeitig gesenkt worden. 
Die steuerliche Minderbelastung der von der Straßen- 
benutzungsgebühr betroffenen Lkw reicht von 
4 960 DM/Jahr bis zu 7 500 DM/Jahr. Die Maßnah- 
men kommen einer einseitigen Harmonisierung 
gleich und sollen den Rat unter politischen Druck set- 
zen, eine kompromißfähige Lösung zu finden. 


105) Gesetz über Gebühren für die Benutzung von Bundesfem- 
straßen nüt schweren Lastwagen vom 30. April 1990, 
BGBl. I S. 826. 
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Tabelle 12 


Straßenbenutzungsgebühr für Lkw 
über 18 t Gesamtgewicht 



Straßen- 

Zahl der Achsen/Gesamtgewicht 

benutzung- 

gebühr 


Dlvl/Jahr 

drei Achsen/zwischen 18 t und 22 t . 

1 000 

drei Achsen/über 22 t 

2 000 

vier und mehr Achsen/zwischen 18 t 
und 24 t 

1 000 

vier und mehr Achsen/zwischen 24 t 
und 30 t 

2 000 

zwischen 30 t und 34 t 

4 000 

zwischen 34 t und 37 t 

5 500 

zwischen 37 t und 40 t 

7 000 

über 40 t 

9 000 


873. Auf allen anderen relevanten Gebieten ist der 
Harmonisierungsbedarf weitgehend befriedigt. Die 
Mindestvoraussetzimgen für den Zugang zum Beruf 
des Güterkraftverkehrsuntemehmers im innerstaat- 
lichen imd grenzüberschreitenden Verkehr (persön- 
liche Zuverlässigkeit, finanzielle Leistimgsf^gkeit 
imd fachliche Eigmmg) sind inzwischen ebenso ange- 
glichen wie die Sozialvorschriften (insbesondere 
Lenk- imd Ruhezeiten der Lkw-Fahrer) und die Kon- 
trollen zu ihrer Einhaltung oder die Zulassungs- 
voraussetzungen für die großen Nutzfahrzeuge 
imd die Mindeststandards für die technische Überwa- 
chung der Fahrzeuge. 109) 


106 ) Ygi Richtlinie des Rates vom 12. November 1974 über den 
Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrsuntemehmers 
im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Verkehr 
(74/561/EWG), ABI. 1974 Nr. L 308, S. 18; zuletzt geändert 
durch Richtlinie des Rates vom 21. Juni 1989 (89/438/EWG), 
ABI. 1989 Nr. 212, S. 101. 

Vgl. Verordnung Nr. 3820/85/EWG des Rates vom 20. De- 
zember 1985 über die Harmonisierung bestimmter Sozial- 
vorschriften im Straßenverkehr, a.a.O.; Verordnung 
Nr. 3821/85/EWG des Rates über das Kontrollgerät im Stra- 
ßenverkehr, a.a.O.; Richtlinie des Rates vom 23. Novem- 
ber 1988 über einheitliche Verfahren zur Anwendung der 
Verordnung über die Harmonisierung bestimmter Sozial- 
vorschriften im Straßenverkehr und der Verordnung über 
das Kontrollgerät im Straßenverkehr (88/599/EWG), 
a.a.O.. 

108 ) Vgl Richtlinie des Rates vom 25. Juni 1987 zur Änderung 
der Richtlinie 70/156/EWG zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (87/358/EWG), 
a.a.O.; Richtlinie des Rates vom 19. Dezember 1984 über die 
Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere technische 
Merkmale bestimmter Fahrzeuge des Güterkraftverkehrs 
(85/3/EWG), ABI. 1985 Nr. L2, S. 14; zuletzt geändert durch 
Richtlinie des Rates vom 27. April 1989 (89/338/EWG), ABI. 
1989 Nr. L 142, S. 3. 

109) Vgl. Richtlinie des Rates vom 29. Dezember 1976 zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die technische Überwachung der Kraftfahrzeuge imd Kraft- 
fahrzeuganhänger (77/143/EWG), a.a.O.; zuletzt geändert 
durch Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1989 (88/449/EWG), 
a.a.O.. 


(4) Binnenschiffahrt 

874. Bezüglich der verkehrsspezifischen Steuern be- 
stehen in der Gemeinschaft noch Differenzen. Die 
subjektiven Voraussetzungen für den Zugang zum 
Beruf des Binnenschiffsuntemehmers sind harmoni- 
siert, ^i®) 


6.7 Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der 
Deutschen Bundesbahn 

875. Ein besonderes Schutzbedürfnis der Bahn im 
intermodalen Wettbewerb wird aus der Existenz für 
die Bahn nachteiliger Wettbewerbsbedingungen ab- 
geleitet. Diese resultieren insbesondere aus 

— dem in der Vergangenheit gegenüber dem Stra- 
ßennetz vernachlässigten Ausbau der Schienen- 
wege, 

— einer im Vergleich zu anderen Verkehrsträgern 
höheren Wegekostenanlastung bei der Bahn. 

876. Während die Bereitstellung der Infrastruktur 
für die Verkehrsträger Straße, Binnenschiffahrt und 
Rugverkehr eine staathche Aufgabe ist, trägt die 
Deutsche Bundesbahn die Verantwortung für die Be- 
reitstellung des Schienennetzes formal selbst. Der 
Bund als Eigentümer bzw. Länder und Kommunen 
behalten sich bei allen wichtigen Investitionen sowie 
Streckenstillegungen aber die letzte Entscheidung 
vor. Die staathche Verkehrspohtik hat in der Vergan- 
genheit den Ausbau des Straßennetzes favorisiert. 
Seit 1960 ist das Straßennetz des überörüichen Ver- 
kehrs (Bimdesautobahnen, Bundesstraßen, Landes- 
straßen und Kreisstraßen) von 135 000 km auf 
173 000 km im Jahre 1989 gewachsen.^) Gleichzeitig 
ist die Straßenquahtät (Fahrbahnbreite, Trassierung) 
wesentiich angestiegen. Dagegen fährt die Eisenbahn 
noch auf Trassen, die weitgehend im vergangenen 
Jahrhundert geplant worden sind. Die Quahtätsver- 
besserung hat sich auf die Elektrifizierung der wich- 
tigen Hauptabfuhrstrecken beschränkt, was nur dort 
zu einer spürbaren Steigerung der Beförderungsge- 
schwindigkeiten geführt hat. Defizite bestehen neben 
dem Nah- und Interregionalverkehr im grenzüber- 
schreitenden Verkehr. Die sehr viel stärkere Erhö- 
hung der Beförderungsgeschwindigkeit auf der 
Straße hat die Verlagerung von Verkehrsaufkommen 
auf die Straße, auf Lkw und Pkw, begünstigt. 

877. Zur Herstellung gleicher Wettbewerbsbedin- 
gungen gehört deshalb, daß der Staat die Qualität des 
Schienennetzes erhöht, und insbesondere die bereits 
im Bau befindhchen Nebenbaustrecken durch Ver- 
bindungstrassen ergänzt. Weitgehend akzeptiert ist 
auch der beabsichtigte Ausbau des europäischen 
Hochgeschwindigkeitsnetzes für den grenzüber- 


110) Vgl. Richtlinie des Rates vom 9. November 1987 über den 
Zugang zum Beruf des Unternehmers im innerstaatlichen 
und grenzüberschreitenden Binnenschiffsgüterverkehr 
und über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für 
diesen Beruf (87/540/EWG), ABI. 1987 Nr. L322, S. 20. 

111) Vgl. Der Bundesminister für Verkehr (Hrsg.): Verkehr in 
Zahlen 1989, Bonn 1989, S. 98. 
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schreitenden Verkehr. Als Ergebnis dieser Infrastruk- 
hirmaßnahmen könnte die Geschwindigkeit im Perso- 
nenverkehr auf 200 bis 250 km/h, im Güterverkehr bis 
auf 160 km/h angehoben werden. Die Bahn köimte 
daim ihre komparativen Vorteile im Entfemimgsbe- 
reich bis 400/500 km gegenüber dem Pkw und dem 
Flugzeug nutzen. 

878. Im Straßenverkehr, in der Binnenschiffahrt imd 
in der Luftfahrt trägt der Bund die Aufwendungen für 
Betrieb, Unterhalt und Ausbau der Verkehrswege. 
Die Verkehrsträger leisten dazu Wegekostenbeiträge 
(Kfz- und Mineralölsteuer, Wasserstraßenbefahrungs- 
abgaben, Flugsicherungsgebühren), wobei eine 
Zweckbindung der Abgaben allerdings nicht immer 
besteht. Bei der Bahn besteht — formal — eine wirt- 
schaftliche Eigenverantwortiichkeit für den Verkehrs- 
weg Schiene. Da die Bahn nicht in der Lage war, nen- 
nenswerte Beiträge zur Finanzierung ihrer Wege- 
kosten zu erwirtschaften, wurden diese letztlich zu 
einem großen Teü vom Bund übernommen. 

879. Nach Auffassung des Wissenschaftiichen Beira- 
tes beim Verkehrsministerium ist eine Wettbewerbs- 
Verzerrung gegenüber dem Straßengüterschwerver- 
kehr zu Lasten der Bahn nicht nachweisbar. ^^ 2 ) gs 
fehle an verläßlichen Wegekostenrechnungen sowie 
Informationen über den Kostendeckungsgrad im Stra- 
ßengüterschwerverkehr sowie dem substitutionsrele- 
vanten Güterverkehrssegment bei der Bahn. Nach 
Auffassung anderer Autoren deuten die vorliegenden 
Erkeimtnisse darauf hin, daß der Straßengüterverkehr 
eine wesentlich höhere Beteiligung an den Wegeko- 
sten als die Bahn erbringt. Werden zunächst die Be- 
triebskosten voll durch die Erlöse abgedeckt und der 
daim verbleibende Erlösrest als Deckungsbeitrag für 
die Wegekosten angesehen, dann betrugen die We- 
gekostendeckungsgrade im Güterverkehr der Bahn 
Anfang der 80er Jahre nur noch 13,5 % (ohne Bundes- 
leistung) und 19,7 % (mit Bundesleistung) und lagen 
damit wesentlich imter den Wegekostendeckimgs- 
graden des Lkw- Verkehrs. 

880. Unbestritten ist dagegen eine Wettbewerbsver- 
zerrung gegenüber der Binnenschiffahrt Nachteüe 
im substitutionsrelevanten Güterverkehrssegment 
entstanden für die Bahn insbesondere durch den Aus- 
bau des Neckars, des Mains und der Mosel sowie 
durch den Bau des Elbe-Seiten-Kanals. Die dort ver- 
langten Befahnmgsabgaben decken nicht einmal die 
laufenden Betriebskosten dieser Wege. Die Rhein- 
schiffahrt ist aufgrund internationaler Verträge von 
allen Abgaben befreit. 

881. Das Problem imgleicher Wegekostenanlastun- 
gen läßt sich letztlich nur dadurch lösen, daß — wie es 
die EG-Kommission vorgeschlagen hat^^^j _ auch 
beim Verkehrsträger Eisenbahn die Verantwortung 
für die Infrastruktur dem Staat übertragen wird. Für 
deren Nutzung hätte die Bahn dann eine Wegenut- 
zungsgebühr zu zahlen. 


112) Wissenschaftlicher Beirat beim Bimdesminister für Verkehr 
— Gruppe Verkehrswirtschaft — , Stellimgnahme zur Frage 
der Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der Deutschen 
Bimdesbahn vom 10. Dezember 1983. 

113) Vorschlag der EG-Kommission, KOM(83) 764 endg. vom 
9. Januar 1984. 


Der Beschluß der Bundesregierung vom 1. Fe- 
bruar 1989 geht in diese Richtung. Fahrwege und 
Betrieb sollen rechnerisch getrennt und Fahrwegrech- 
nungen entwickelt werden, die für jede Strecke der 
Bundesbahn die Kapazitätskosten ermitteln. Die ein- 
zelnen Produktbereiche der Bahn (IC/EC- Verkehr, 
kombinierter Verkehr, Intercargo, etc.) sowie Fremd- 
benutzer sollen dann entsprechend ihrer tatsächli- 
chen Inanspruchnahme der Streckenkapazität in Ab- 
hängigkeit vom Auslastungsgrad Wegekosten tra- 
gen. 


7. Die britischen Erfahrungen mit der 
Deregulierung von Verkehrsmärkten 

882. Die mit einer Deregulierung des innerstaatli- 
chen Verkehrs verbundenen Vorteüe zeigen sich im 
Vergleich mit den britischen Verkehrsmärkten, in de- 
nen der Marktzutritt für Inländer keinerlei mengen- 
mäßigen Beschränkungen mehr unterliegt und in de- 
nen die Preise sich frei büden köimen. Heute besteht 
in Großbritannien sowohl im Personen- als auch im 
Güterverkehr ein unbeschränkter intermodaler Wett- 
bewerb zwischen dem nationalen Eisenbahnunter- 
nehmen British Rail und den konkurrierenden Ver- 
kehrsträgern. 


(1) Omnibusverkehr 

883. Der Omnibusfernverkehr (express coach) 
wurde durch den Transport Act von 1980 dereguliert. 
Die Genehmigungspflicht für den Betrieb bestimmter 
Linienverbindungen wurde ebenso aufgehoben wie 
die Pflicht zur Genehmigung der Tarife. Der intermo- 
dale Wettbewerb zwischen dem Omnibusfemverkehr 
und British Rail unterliegt damit keinen Beschränkun- 
gen mehr. 

Vollständig dereguliert wurde mit dem Transport Act 
von 1985 auch der Omnibusnahverkehr (local stage 
bus) mit Ausnahme von London. Die Genehmigungs- 
pflicht für den Linienbetrieb auf bestimmten Strecken 
wurde durch eine bloße Registrierungspflicht ersetzt. 
Anstelle der früher übhchen Praxis, für einzelne 
Strecken oder ganze Gebiete Ausschließhchkeits- 
rechte zu verleihen, besteht nun ein freier Marktzu- 
tritt. Die Tarife können sich frei büden. 

Aufgehoben wurde durch den Transport Act 1980 
auch die Protektion der lokalen Verkehrsdienste vor 
Wettbewerbern aus dem Fernverkehr. Die lokalen Zu- 
und Aussteigerestriktionen für den Fernverkehr wur- 
den ebenso abgeschafft wie die Mindesttarife. 

884. Die Deregulierung hat dem Fahrgast im Omni- 
busfernverkehr ein preislich und qualitativ attraktive- 
res Angebot gebracht. Da sich neben dem bisherigen, 
früher staatlichen Monopoluntemehmen National Bus 
(in Schottland: Scottish Bus Group) ein weiterer lan- 
desweit tätiger Anbieter nicht dauerhaft etabheren 
konnte, spielte sich der Wettbewerb im Personenfem- 
verkehr allerdings vorrangig auf der intermodalen 
Ebene ab. Der Wettbewerb konzentrierte sich auf die 
verkehrsaufkommensstarken Städte Verbindungen 
mit London und führte dort — insbesondere als Folge 
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einer verstärkten Preisdifferenzierung mit Sondertari- 
fen — zu einem Absinken des Preisniveaus. Auch 
Quahtät (Schnelligkeit, Fahrplandichte, Ausstattung) 
und Service haben sich, sowohl beim Bus als auch bei 
der Bahn, verbessert. Im Unterschied dazu sind die 
Auswirkungen auf den verkehrsaufkommenschwä- 
cheren Nebenstrecken gering gewesen. 

Im Busnahverkehr hat die Öffnung des Marktzutritts 
und die Freigabe der Tarifbildung nicht zu einer 
(realen) Verringerung des Preisniveaus geführt, da 
die öffentlichen Subventionen gleichzeitig gekürzt 
wurden. Der Wettbewerb führte zu einer (realen) Ver- 
minderung der Betriebskosten, wie Tabelle 13 zeigt. 
Die Kostensenkung war dabei neben einer (realen) 
Senkung der Lohnkosten auf die Erhöhung des Aus- 
lastungsfaktors der Fahrzeuge zurückzuführen. Eine 
bessere Fahrzeugnutzung wurde erzielt durch eine 
Straffung der Fahrpläne und durch den Einsatz von 
Minibussen (mit weniger als 35 Sitzplätzen), die in- 
zwischen rd. 20% der im Nahverkehr eingesetzten 
Fahrzeuge ausmachen. 


Tabelle 13 


Entwicklung der Betriebskosten im britischen 
Omnibusnahverkehr nach dem Transport Act 1985 



Betriebskosten pro Fahrzeug-km i) 



England 



London 

Stadt. 

öffentl. 

Verkehrs- 

unter- 

nehmen 

andere 

Schottland 

und 

Wales 

1985/86 

1.7 

1.3 

0,9 

0,9 

1987/88 

1,5 

0,9 

0,7 

0,8 


1) Betriebskosten zu konstanten Preisen in 1987/1988 in £. 
Quelle: Department of Transport, Bus and Coach Statistics 
Great Britain 1987/88, HMSO, London 1989 


885. Die Deregulierung des britischen Omnibusver- 
kehrs hat gezeigt, daß die von Deregulierungskriti- 
kem befürchteten negativen Auswirkungen weitge- 
hend gegenstandslos sind. Erstens ist eine gemein- 
wirtschaftliche Verkehrsbedienung in der Fläche nicht 
gefährdet worden. Der Transport Act von 1985 sieht 
vor, daß imrentable Verkehrsverbindungen, deren 
Betrieb im öffentlichen Interesse hegt, von den regio- 
nalen Verkehrsbehörden ausgeschrieben werden 
können. Den Zuschlag erhält dann jenes Gebot, das 
den effizientesten Einsatz der öff entheben Gelder ver- 
spricht (geringste Zuschußforderung). Durch eine sol- 
che Form direkter Subventionierung konnten die mei- 
sten der gefährdeten unrentablen Liiüen aufrecht er- 
halten werden. Nicht weiter betrieben wurden ledig- 
hch einige ländhehe Verbindungen mit äußerst gerin- 
gem Verkehrsaufkommen sowie einige hoch subven- 
tionierte innerstädtische Dienste. Insgesamt verbes- 
serte sich die Verkehrsbedienung wie Tabelle 14 
zeigt. Die Zahl der gefahrenen Fahrzeug-km nahm 
von 1985/86 auf 1987/88 um ca. 14 % zu. 


Ein freier Marktzutritt verbunden mit einer Ausschrei- 
bung unrentabler subventionierter Linien hat sich ge- 
genüber dem bisherigen Regime als vorteilhaft her- 
ausgesteUt. Die bisherigen Verkehrsdienste konnten 
weitgehend zum bisherigen Preisniveau aufrechter- 
halten werden. Da der Wettbewerb aber zu einer 
deutlichen Kostenreduktion führte, sank gleichzeitig 
die Subventionsbelastung (vgl. Tabelle 15). 

886. Zweitens haben sich keine Anhaltspunkte für 
die These ergeben, daß unregulierte Märkte struktu- 
rell zu Instabilität und ruinöser Konkurrenz tendier- 
ten. Wie zu erwarten war, ist es allerdings anfänglich 
zu einer Phase gekommen, während der die etabher- 
ten Anbieter gegenüber den Neuanbietem ihre Lei- 
stungsstärke unter Beweis stellen mußten. Im Omni- 
bussfernverkehr konnte sich der etabherte Anbieter 
National Bus gegen ein neu gegründetes, ebenfalls 
landesweit tätiges Konsortium (British Coachways) 
behaupten, das nach einem Jahr wieder aufgelöst 
wurde. Im ßusnah verkehr mußten die etabherten Un- 
ternehmen dagegen Marktanteilseinbußen gegen- 
über Neuanbietem hinnehmen. 

887. Die Dereguhemng hat drittens nicht zu mehr 
Marktmacht geführt. Im Omnibusfernverkehr behielt 
zwar National Bus seine bisherige dominierende Stel- 
lung. Entscheidend dafür war wohl vor allem der Wett- 
bewerb spohtisch durchaus problematische exklusive 
Zugang des Unternehmens zu den großen innerstäd- 
tischen Busterminals. Überragende Verhaltensspiel- 
räume sind dem Unternehmen aber nicht zugefallen, 
da diese durch den intermodalen Wettbewerb mit Bri- 
tish Rail und durch den Individualverkehr begrenzt 
werden. 

Auch die lokalen Busnahverkehrsmärkte sind zumeist 
wettbewerbheh strukturiert. Auf einigen Relationen 
bietet das geringe Verkehrsaufkommen zwar nur ei- 
nem oder zwei Anbietern Platz. Auch hier werden die 
Unternehmen allerdings in ihren Preissetzungsspiel- 
räumen durch den Individualverkehr wesentlich be- 
schränkt. 

888. Negative Auswirkungen hatte die Deregulie- 
rung ledigheh, viertens, auf die Sicherheitsstandards 
im öffenthehen Personennahverkehr. Ein Argument 
gegen eine Dereguhemng läßt sich aber hieraus nicht 
ableiten. Das Problem unzureichender Sicherheits- 
standards heße sich durch eine einfache Anhebung 
der gesetzheh geforderten Mindeststandards auf ein 
befriedigendes Niveau lösen. Die bisherige britische 
Diskussion läßt erwarten, daß es zu einer solchen 
Maßnahme kommen wird. 


(2) Luftverkehr 

889. Die Liberahsierung des innerbritischen Linien- 
luftverkehrs erfolgte innerhalb des bestehenden Ge- 
setzesrahmens durch eine Verändemng der Verwal- 
tungspraxis der Civil Aviation Authority, Anfang der 
80er Jahre ist die Behörde vom Prinzip der Strecken- 
monopole abgegangen und läßt seither auf den von 
London ausgehenden Hauptrouten neben British Air- 
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Tabelle 14 


Entwicklung der Verkehrsbedienung i) im britischen Busnabverkehr 2) nach dem Transport Act 1985 



English 

metropolitan 

counties 

English shire 
counties 

Scotland 

Wales 

Gesamt 

1985/86 

575 

848 

285 

95 

1 805 

1987/88 

617 

1 013 

330 

105 

2 064 


1) Gemessen in Millionen Fahrzeugkilometem. 

2) Außer London. 

Quelle: Department of Transport, Bus and Coach Statistics Great Britain 1987/88, HMSO, London 1989 


Tabelle 15 

Entwicklung der Subventionen im britischen Busnahverkehr vor und nach der Deregulierung i) 



English 

metropolitan 

counties 

Enghsh shire 
coimties 

Scotland 

Wales 

Gesamt 

1977/78 

142 

74 

23 

13 

25 

1980/81 

182 

90 

55 

13 

340 

1981/82 

249 

97 

49 

14 

409 

1982/83 


111 

43 

12 

426 

1983/84 

245 

109 

30 

12 

396 

1984/85 

237 

107 

34 

13 

391 

1985/86 

218 

94 

29 

12 

353 

1986/87 

174 

77 

29 

9 

289 

1987/88 

117 

67 

22 

8 

213 


1) Gemessen zu konstanten Preisen in 1987/1988 (Millionen £). 

Quelle: Department of Transport, Bus and Coach Statistics Great Britain 1987/88, HMSO, London 1989 


ways weitere Wettbewerber zu. Mitte der 80er Jahre 
hat die Behörde auch von staatlich genehmigten Fest- 
preisen Abschied genommen. Tarife gelten nun auto- 
matisch als genehmigt, wenn die Behörde innerhalb 
von zehn Tagen nicht widerspricht. Für Tarife, die 
lediglich den niedrigeren Tarifen eines Wettbewer- 
bers angeglichen werden, besteht sogar nur noch eine 
Vorlagepflicht. 

890. Die gegenüber regulierten Märkten preisdämp- 
fende Wirkung eines freien Marktzugangs zeigt sich 
deutlich in Großbritannien. Nach der Liberalisierung 
des innerbritischen Verkehrs ist, wie Tabelle 1 6 zeigt, 
das Preisniveau auf den von London-Heathrow ausge- 
henden innerbritischen Strecken im Durchschnitt 
deuüich weniger angestiegen als auf den grenzüber- 
schreitenden Verbindimgen. Der Wettbewerb rich- 
tete sich dabei weniger auf die Economy-Tarife als auf 
die Sondertarife. Wie Tabelle 16 veranschaulicht, 
nahm bei den innerbritischen Strecken das Ausmaß 
der Preisdifferenzierung, gemessen an der Spanne 
zwischen Economy- imd billigsten Sondertarifen, we- 
sentlich stärker zu als auf den westeuropäischen 
Strecken. 


Die Deregulierung hat sich positiv auf die Qualität 
ausgewirkt. Langfristig haben sich sowohl die Fahr- 
plandichte als auch der Service verbessert. 

891. Die Deregulierung des innerbritischen Luftli- 
nienverkehrs hat nicht zu negativen Auswirkungen 
geführt. Erstens ist es nicht zu Marktinstabilität und 
ruinöser Konkurrenz gekommen. British Airways, die 
etablierte Luftfahrtgesellschaft, hat die Tarifunter- 
breitung durch den Neuanbieter British Midland weit- 
gehend hingenommen und setzt vor allem den Ak- 
tionsparameter Qualität ein (Angebot von Pendel- 
diensten). Es ist anzunehmen, daß auch die nach wie 
vor bestehende Mißbrauchsaufsicht der Civil Aviation 
Authority über die Tarif gestaltung verhindert hat, daß 
British Airways zu Verdrängungsstrategien griff. 

892. Zweitens wirkte die Öffmmg des Marktzugangs 
konzentrationsmindernd. Der Marktanteil von British 
Airways im innerbritischen Verkehr ist von 1982 bis 
1986 von 54% auf 46% gesunken. Der wichtigste 
Wettbewerber, British Midland, konnte seinen Markt- 
anteil bis 1986 auf rd. 20% erhöhen. British Airways 
sieht sich auf allen Hauptrouten nunmehr mindestens 
einem Wettbewerber gegenüber. 
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Tabelle 16 


Prozentuale Veränderung des Tarifniveaus 
und Passagieraufkommens 1980/1985 
im Verlauf der Liberalisierung 



Economy- 
Tarif 1) 
(%) 

Billigster 

Sonder- 

traif 

(%) 

Passagier- 

aufkom- 

men 

(%) 

innerbritischer Verkehr 

Heathrow-Glasgow . . . 

+31,9 

- 9,5 

+40,4 

Heathrow-Edinburgh . . 

+31,9 

- 9,5 

+58,3 

Heathrow-Belfast 

+41,9 

+45,62) 

+30,7 

Heathrow-Manchester . 

+45,5 

- 3,8 

+41,9 

Heathrow-Aberdeen . . 

+29,2 

“ 2,0 

+34,5 

Heathrow-Newcastle . . 

+38,8 

+ 10,9 

+ 18,4 

Heathrow-Leeds 

+45,9 

+72,0 

+25,2 

grenzüberschreitender 

westeuropäischer 

Verkehr 

London-Paris 

+63,2 

+64,4 

+ 17,1 

London-Amsterdam . . . 

+38,5 

- 8,3 

+24,1 

London-Dublin 

+72,6 

+39,1 

+ 2,8 

London-Frankfurt 

+43,2 

- 6,3 

+40,4 

London-Brüssel 

+43,6 

+ 16,0 

+20,4 


1) Im grenzüberschreitenden Verkehr Club-Tarif. 

2) Nach der Einfühnmg eines APEX-Tarifes ergibt sich auch auf 
der Heathrow-Belfast-Strecke eine ährüiche Preissenkung 
beim günstigsten Sondertarif wie auf den anderen liberali- 
sierten Strecken. 

Quelle: Civil Aviation Authority, Competition on the main 
domestic trunk routes, London 1987 


893. Problematisch für die Dereguherung hat sich 
bisher lediglich drittens die Knappheit der Start- und 
Landerechte für den wichtigsten Rughafen London- 
Heathrow herausgestellt. Weiterer Marktzutritt er- 
scheint dort deswegen ausgeschlossen. Marktmäßige 
Allokationsverfahren für Start- und Landerechte wer- 
den bisher, ebenso wie in der Bundesrepubhk, nicht 
erwogen. Es besteht noch die Möglichkeit von Heath- 
row auf andere, weniger günstig gelegenen Flughä- 
fen auszuweichen. Die dereguherungsbedingten 
Wachstumsraten des innerbritischen Luftverkehrs ge- 
ben Anhaltspunkte dafür, in welchem Umfang bei 
einer Liberahsierung des europäischen Luftverkehrs 
ein Zuwachs des Passagieraufkommens und damit 
auch eine Verknappxmg der Infrastruktur erwartet 
werden kann. Wie Tabelle 1 7 zeigt, hat das Passagier- 
aufkommen auf den vier liberalisierten Hauptrouten 
zwischen 4,7 und 7,8 % zugenommen. Auf den stärker 
regulierten grenzüberschreitenden westeuropäischen 
Strecken lagen die Wachstumsraten dagegen nur zwi- 
schen 0,5 und 5,8%. Die Civil Aviation Authority hat 
daraus den Schluß gezogen, daß etwa die Hälfte des 
Nachfragewachstums im innerbritischen Verkehr auf 
dessen Liberahsierung zurückzuführen ist. 


(3) Straßengüterverkehr 

894. Der innerbritische Straßengüterverkehr wurde 
durch den Transport Act von 1968, dessen wichtigste 
Bestimmungen 1970 in Kraft traten, vollständig de- 
reguhert. Seither ist der Marktzutritt nur noch von der 
Erfüllung quahtativer Berufszugangsvoraussetzun- 
gen abhängig. Auch die Unterscheidung zwischen 
gewerbhchem Verkehr und Werkverkehr wurde auf- 
gehoben; Werkverkehr treibende Unternehmen dür- 
fen nun auch gewerbhche Transporte für Dritte durch- 
führen. Abgesehen von den einschränkenden Rege- 


Tabelle 17 


Jährliche prozentuale Veränderung des Passagieraulkommens im Verlauf der Liberalisierung 



1981 


1983 

1984 

1985 

1980-1985 

innerbritische Strecken 

London-Glasgow 

-8,7 

9,8 

6,3 

14,7 

6,9 

5,5 

London-Edinburgh 

-6,8 

10,7 

6,2 

19,2 

9,1 

7,3 

London-Belfast 

-5,6 

- 1,2 

5,2 

26,0 

1.7 

4,7 

London— Manchester 

-5,2 

17,5 

- 1,7 

17,0 

13,7 

7,8 

sonstige 

2,1 

8,7 

- 5,6 

6,5 

7,6 

3,7 

grenzüberschreitende 
westeuropäische Strecken 







London-Paris 

4,5 

- 0,1 

- 1,3 

6,9 

6,4 

3,2 

London-Amsterdam 

-4,6 

5,5 

1,6 

14,3 

6,2 

4,4 

London-Dublin 

-4,1 

- 4,2 

- 1.3 

5,7 

7,0 

0,5 

London-Frankfurt 

-6,7 

- 5,0 

15,0 

19,2 

9,2 

5,8 

London-Brüssel 

-1.7 

— 

4,3 

12,3 

4,7 

3,8 


Quelle: Civil Aviation Authority, Competition on the main domestic trunk routes, London 1987 
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lungen für den Werkverkehr bestand im innerbriti- 
schen Straßengüterverkehr schon zuvor ein relativ li- 
berales Regime. Die Zugangsbeschränkungen für den 
gewerblichen Verkehr wirkten sich faktisch schon seit 
dem Transport Act von 1953 nicht mehr mengenmäßig 
beschränkend aus, imd die Tarife konnten sich schon 
immer frei bilden. 

895 . Die Vorteüe einer Deregulierung zeigen sich 
deutlich im Vergleich zwischen dem deutschen und 
britischen Straßengüterverkehrsmarkt. Das Tarifni- 
veau für innerstaatliche Transporte ist in Großbritan- 
nien wesentlich niedriger. Dieser Befund bleibt auch 
dann bestehen, wenn man das höhere Niveau der 
Löhne, Sozialabgaben und Steuern in der Bundesre- 
publik berücksichtigt. Da mit Ausnahme des Werk- 
verkehrs schon vor dem Transport Act von 1968 fak- 
tisch ein vergleichsweise liberales Regime bestand, 
konnte die Auswirkxmg der 68er Deregidienmg auf 
das Preisniveau notwendigerweise nur noch gering 
sein. 

896 . Vorteilhaft ausgewirkt hat sich auch die Aufhe- 
bxmg des Verbots von gewerblichen Transporten für 
Dritte im Werkverkehr. In Großbritannien ist der An- 
teil des gewerblichen Verkehrs am gesamten Straßen- 
güterverkehr — gemessen am Anteil der beförderten 
Tonnenkilometer — von 58 % im Jahre 1966 auf 63 % 
im Jahre 1976 angestiegen, xmd der Anteil des Werk- 
verkehrs entsprechend gefallen. Trotz des fehlenden 
Transportverbots für Dritte hat der Werkverkehr nur 
in sehr geringem Maße gewerbliche Verkehre auf sich 
gezogen. Der Wegfall der Regulierung führte in erster 
Linie zu einer volkswirtschaftlich vorteilhaften Verla- 
genmg des Werkverkehrs auf den gewerblichen Ver- 
kehr seitens der verladenden Wirtschaft. 

897 . Die von Deregidienmgsgegnem befürchteten 
negativen Wirkxmgen sind in Großbritannien nicht 
eingetreten. Die Deregulienmg des Straßengüterver- 
kehrs hat zwar, erstens, zu Marktzu- und -austritten 
geführt, von ruinöser Konkurrenz als Ergebnis des 
Aufbaus von Überkapazitäten kann jedoch nicht ge- 
sprochen werden. Nach einer Phase verstärkter 
Martzu- und -austrittsaktivitäten kam es Ende der 
70er Jahre zu einer Beruhigung. Im übrigen ist er- 
kennbar, daß die zunehmende Bedeutung von Quali- 
tätsfaktoren (Zuverlässigkeit und Schnelligkeit des 
Transports) Preiskämpfe immer weniger wahrschein- 
lich macht. 

898 . Die Deregulierung führte zweitens nur zu ei- 
nem geringen Konzentrationsanstieg im Straßen- 
güterverkehrsgewerbe. Das Konzentrationsniveau ist 
— verglichen mit dem Produzierenden Gewerbe — 
nach wie vor niedrig. Der Anteil der vier größten Un- 
ternehmen betrug — gemessen an der Beschäftigten- 
zahl “ im Jahr 1973 4,6%. Im Jahr 1977 vereinigten 
die 100 größten Unternehmen mit einem Fahrzeugbe- 
stand von jeweils mehr als hundert Fahrzeugen schät- 
zungsweise knapp 9 % des Gesamtfahrzeugbestandes 
sowie 11% der Gesamttonnage aller Fahrzeuge auf 
sich. 

899 . Drittens lassen sich negative Auswirkungen auf 
die Sicherheitsstandards im Straßengüterverkehr im 
Gegensatz zum Omnibusnahverkehr nicht feststellen. 
Die Unfallrate im Straßengüterverkehr — gemessen 


an der Zahl der in Unfälle verwickelten Fahrzeuge auf 
100 Mio. Fahrzeugkilometer — ist gesunken. Wie Ta- 
belle 1 8 zeigt, ist sie sogar stärker zurückgegangen als 
diejenige im Pkw-Verkehr. Negative Auswirkungen 
auf die Sicherheitsstandards im Straßengüterverkehr 
sind schon deshalb nicht zu befürchten gewesen, da 
— im Unterschied zum öffentlichen Personennahver- 
kehr — Berufszugangsvoraussetzungen sowie die 
technischen und sozialen Vorschriften auf einem ho- 
hen Niveau sind. 

Tabelle 18 


Entwicklung der Unfallrate in Großbritannien vor 
und nach dem Transport Act von 1968 


Jahr 

Unfallrate i) 

Lkw über 1,5 tons 

Pkw (einschl. Taxis) 

1963 

190 

223 

1966 

168 

200 

1967 

163 

180 

1968 

151 

163 

1969 

157 

162 

1970 

145 

160 

1971 

123 

146 

1972 

114 

146 

1973 

109 

137 

1974 

96 

130 

1975 

92 

126 

1976 

86 

127 

1977 

88 

128 


Anzahl der in Unfäüe verwickelten Fahrzeuge je 100 Mio. 
Fahrzeugkilometer. 

Quelle: Department of Transport; Road Haulage Operators’ 
licensing, Report of the Independent Committee of 
Inquiry, HMSO, London 1978 


8. Die amerikanischen Erfahrungen mit der 
Deregulierung von Verkehrsmärkten 

900 . Die mit den Beschränkungen des Dienstlei- 
stungsverkehrs in der EG verbundenen gesamtwirt- 
schaftlichen Nachteile zeigen sich bei einem Ver- 
gleich mit den weitgehend liberalisierten Märkten für 
grenzüberschreitende Verkehre zwischen verschie- 
denen amerikanischen Bundesstaaten (interstate- 
Verkehre). 


(1) Luftverkehr 

901 . Der zwischenstaatliche inneramerikanische 
Luftlinienverkehr wurde durch den Airline Deregula- 
tion Act von 1978 schrittweise dereguliert. Seit An- 
fang 1982 ist der Marktzutritt für Inländer nur noch 
von der Erfüllung qualitativer Voraussetzungen ab- 
hängig. Die Preise können sich seit Anfang 1983 völlig 
frei bilden. Die Aufsichtsbehörde, der Civil Aeronau- 
tics Board, wurde 1984 aufgelöst. 


332 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


902 . Das Flugpreisniveau im inneramerikanischen 
Verkehr ist als Folge der Deregulierung wesentlich 
geringer als das Preisniveau in Europa, Das Preis- 
gefälle bleibt auch dann bestehen, wenn man die teil- 
weise höheren Landegebühren und die höheren 
Treibstoffpreise in Europa berücksichtigt. Im Charter- 
verkehr besteht dagegen kaum ein Unterschied zwi- 
schen dem europäischen imd amerikanischen Preisni- 
veau. 

Das durchschnittliche {inflationsbereinigte) Tarifni- 
veau im Linienverkehr hat sich zwischen 1978, dem 
Jahr der Verabschiedimg des Airline Deregulation 
Act und Juni 1988 um 13% verringert, Die Sen- 
kung des Tarifniveaus ist anfangs noch stärker ausge- 
fallen: Von 1978 bis 1985 haben sich die Flugpreise 
(konstante Dollarwerte) um ca. 15,7% verringert. In 
der zweiten Hälfte der 80er Jahre gab es vor allem auf 
Streckenverbindungen, die zu über 75% von einer 
Fluggesellschaft bedient werden, Tarifanhebungen. 

Verbilligt haben sich vor allem die Preise für jene 
Fluggastgruppen, die bereit sind, bestimmte Ein- 
schränkungen bei der Produktqualität in Kauf zu neh- 
men (z. B. Vorausbuchung, Festbuchung, Mindestauf- 
enthalt, bestimmte Tages- oder Nachtflugzeiten etc.). 
Das amerikanische Beispiel zeigt, daß freier Wettbe- 
werb mit einer Zimahme der Preisdifferenzienmg 
zwischen den Fahrgästen, insbesondere auf den 
Strecken mit hohem und wachsendem Verkehrsauf- 
kommen, einhergeht. 

In den USA führte die Deregulierung dazu, daß sich 
das Spektrum der Wahlmöglichkeiten zwischen alter- 
nativen Preis-Oualitäts-Optionen beträchtlich erwei- 
tert hat. Neben high-cost-Fluggesellschaften haben 
sich low-cost-Fluggesellschaften herausgebildet, die 
bei eingeschränkter Qualität günstige Tarife anbie- 
ten. 

903 . Empirische Studien zeigen deutlich die produk- 
tivitätssteigemde Wirkung einer Deregulierung. Die 
Arbeitsproduktivität der europäischen Liiüenflugge- 
sellschaften liegt unter derjenigen der US-Linienflug- 
gesellschaften. Bei Chartergesellschaften, die auch in 
Europa keiner weitergehenden Regulienmg unterlie- 
gen, bestehen dagegen keine Unterschiede. Die ame- 
rikanischen Erfahrungen zeigen, daß eine Beseiti- 
gung der Regulierung zu einem deutlichen Anstieg 
der Arbeitsproduktivität führen kann: Von 1978 auf 
1984 stieg die Arbeitsproduktivität um ca. 35%. Die 
amerikanischen Verhältnisse sind allerdings nur be- 
dingt und in einzelnen Aspekten nicht auf Europa 
übertragbar. Drastische Einsparungen bei den Perso- 
nalkosten wurden teilweise durch Lohnkürzungen er- 
reicht. Bei Neugründungen von Luftfahrtgesellschaf- 
ten wurde vorrangig auf nicht gewerkschaftlich orga- 
nisiertes Personal zurückgegriffen. In EinzelfäUen 
(Continental Airlines) wurde — unter Rückgriff auf 


11^) Vgl. Civil Aviation Authority, A Comparison between Euro- 
pean and US Fares, London 1983. 

115) Testimony of James Bumley, Secretary of Transportationn, 
before the Senate Committee on Commerce, Science and 
Transportation, Sept. 22, 1988, reported in 55 ATRR (BNA) 
511 (Sept. 29, 1988). 


Konkursgesetze — die Firma liquidiert und die beste- 
henden Tarif- und Arbeitsverträge gekündigt, an- 
schließend der Betrieb unter Neueinstellung des Per- 
sonals zu erheblich geringeren Gehältern und flexibi- 
lisierten Arbeitsbedingungen weiter geführt. Schließ- 
lich kam es auch zur Einführung von gespalteten 
Lohnskalen, bei denen Lohnkürzungen beim beste- 
henden Personal vermieden wurden, Neueinstellun- 
gen aber zu niedrigeren Löhnen erfolgten. 

Neben einer Steigerung der Arbeitsproduktivität ist es 
nach der Deregulierung auch zu einer Zunahme der 
Kapitalproduktivität gekommen. Der Anreiz, die ei- 
gene Flotte stärker zu optimieren und die vorhande- 
nen Maschinen besser auszulasten, hat zugenommen. 
In den USA wurden im Nah- und Zubringerverkehr 
von den vermehrt auftretenden Commuter Airlines 
zunehmend kleinere Propellermaschinen eingesetzt 
und auch im Mittelstreckenverkehr kam es teilweise 
zum Einsatz kleinerer Maschinen. 

904 . Im Unterschied zu Europa bestanden in den 
USA vor der Deregulierung tendenziell zu viele, un- 
tereinander unkoordinierte Non- stop -Verbindungen. 
Erst die Deregulierung führte zu einer verstärkten 
Herausbildung von Drehscheiben-Netzen (hub and 
spokes-Netzen), bei denen ein Zentralflughafen mit 
allen übrigen Städten des Netzes durch direkte Pen- 
delflüge verbunden ist. Reisen zwischen zwei peri- 
pheren Flughäfen führen über den Zentralflughafen 
und erfordern dort eine Zwischenlandung mit Umstei- 
gen. Einige wenige Fluggesellschaften verfügen über 
zwei Zentralflughäfen; eine solche Netzstruktur er- 
möglicht es, etwa den transkontinentalen Verkehr 
vorwiegend zwischen zwei Flughäfen abzuwickeln. 

Drehscheibennetze ermöglichen gegenüber den frü- 
her üblichen, untereinander kaum koordinierten non- 
stop-Verbindungen eine Bündelung der Passagier- 
ströme, damit die Erzielung höherer Ladefaktoren 
bzw. die Einsetzbarkeit größerer Flugzeuge und einen 
effizienteren Kapital- und Personaleinsatz. Die Fre- 
quenzen lassen sich erhöhen, und zusätzliche Flughä- 
fen mit geringem Verkehrsaufkommen lassen sich ko- 
stendeckend in das Netz integrieren. Gegenüber 
Non-stop-Flügen entstehen den Passagieren durch 
Umsteigeflüge zwar Zeitverluste. Diese werden je- 
doch mehr als aufgewogen durch die Frequenzaus- 
weitung und die Verringerung des Preisniveaus so- 
wie die Integration peripherer Flughäfen in das 
Netz. 

906 . Die Deregulierung des inneramerikanischen 
Luftverkehrs hat eine Reihe von Problemen aufgewor- 
fen, die bei der Liberalisiemng des europäischen Luft- 
verkehrs berücksichtigt werden sollten. Die sich in 
den letzten Jahren beschleunigte Konzentration birgt 
wettbewerbspolitische Gefahren. Die Zahl der zuge- 
lassenen Luftfahrtuntemehmen hat sich von 1978 auf 
1987 zwar mehr als verdoppelt (vgl. Tabelle 19). Die 
Zunahme betrifft jedoch lediglich kleine auf Zubrin- 
gerdienste spezialisierte Unternehmen. Unter den 
größeren Fluggesellschaften kam es dagegen nach 
1984 durch Fusionen und Aufkäufe zu einer deutli- 
chen Konsolidierung. Der Anteil der vier größten Un- 
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temehmen am Personenbeförderungsaufkommen er- 
höhte sich entsprechend von 57,4% auf 66,4% (vgl. 
Tabelle 19). 

Tabelle 19 


Die Entwicklung der Konzentration 
in der US-Luftfahrtindustrie 



Zahl der 



Jahr 

zugelassenen 

Unternehmen 

CR41) 

CR81) 

1978 

36 

57,4 

80,9 

1987 

93 

66,4 

90,3 


1) Anteil der vier bzw. acht größten Unternehmen an der ge- 
samten Beförderungsleistimg gemessen in Personenkilome- 
tem. 

Quelle: US Department of Commerce, Bureau of Census, Sta- 
tistical Abstracts, 1989, S. 611. Federal Trade Commis- 
sion, Bureau of Economics, The Deregulated Airline 
Industry: A Review of the Evidence, 1988, S. 18 

Zunehmend werden auch einzelne Rughäfen und 
Rugrelationen von einem oder wenigen Unterneh- 
men dominiert. Unmittelbar nach der Deregulierung 
war die Zahl der amerikanischen Linienfluggesell- 
schaften noch erheblich angestiegen; 1984 waren 123 
Unternehmen zugelassen. Die meisten der 1978 eta- 
bherten Unternehmen sowie der seither neu gegrün- 
deten Unternehmen sind aber durch Konkurse, insbe- 
sondere als Folge eines harten Preiswettbewerbs, wie- 
der aus dem Markt ausgeschieden bzw. von anderen 
Unternehmen auf gekauft worden. Seit 1985 ist der 
Konzentrationsanstieg insbesondere durch Zusam- 
menschlüsse verursacht worden. 

Ein Teil der Konzentrationsentwicklung im innerame- 
rikanischen Luftverkehr war durchaus unbedenklich 
und reflektierte lediglich die Ersetzung kostenineffi- 
zienter durch effiziente Unternehmen sowie die Ratio- 
nalisierung der Netzstrukturen (Ersetzung von non- 
stop-Verbindungen durch Drehscheibenverbindun- 
gen). Problematisch ist die Konzentrationsentwick- 
limg vor allem wegen zweier Faktoren. Erstens ist es 
lange Zeit nicht gelungen, einen diskriminierungs- 
freien Zugang zu den Computerreservierungssyste- 
men der Marktführer zu schaffen, Zweitens — xmd 
langfristig noch wichtiger — gibt es trotz der Möglich- 
keit des Slot- Handels — keinen nicht- diskrüninier en- 
den Zugang zu den Landerechten. 

906. Nur durch die unzureichende Kontrolle der 
Unternehmenszusammenschlüsse im Luftverkehr 
konnte die Konzentrationsentwicklvmg allerdings 
derart weit voranschreiten. Bis Ende 1984 war das 
Civü Aeronautics Board für die Fusionskontrolle ver- 
antwortlich, danach bis Ende 1989 das Verkehrsmini- 


116) Marktführer sind (mit einem mengenmäßigen Marktanteil 
von insgesamt 68 %) die Systeme Apollo und Sabre, die von 
United Airlines bzw. American Airlhies kontrolliert werden. 
Danach folgen System One (Texas Air mit den Töchtern 
Eastem und Continental Airlines) imd Pars (Northwest Air- 
lines imd TWA). In den USA benutzen inzwischen 95 bis 
98% aller Reisevermittler solche Systeme und 90% aller 
Flugscheine werden über sie verkauft. 


sterium (Department of Transportation). ^i^) Alle 26 
geprüften Zusammenschlüsse sind als nicht wettbe- 
werbsbeschränkend eingestuft und genehmigt wor- 
den. Dabei ging man von der Annahme aus, daß an- 
dere Luftfahrtuntemehmen leicht in die von Zusam- 
menschlüssen betroffenen Streckenmärkte eintreten 
bzw. von den betroffenen Rughäfen aus Rugdienste 
einrichten könnten. Die Knappheit der Start- und 
Landerechte, die einem Aufbau konkurrierender 
Drehscheibennetze entgegensteht, ist dabei regelmä- 
ßig übersehen worden. Wegen solcher Fehleinschät- 
zungen kam es zu Zusammenschlüssen wie jenem 
zwischen Northwest Airlines und Repubhc Airlines, 
der dazu führte, daß das neue Unternehmen 78 % der 
Kapazität des Minneapolis-St. Paul-Rughafens imd 
72 % der aus- und eingehenden Rüge kontrollierte. 

907. Nach Auffassung der Monopolkommission 
kann aus den amerikanischen Erfahrungen nicht die 
Schlußfolgerung gezogen werden, daß auf eine De- 
regulierung des europäischen Luftverkehrs zu ver- 
zichten wäre. Die Deregulierung sollte vielmehr ein- 
hergehen mit einer marktmäßigen Vergabe zumin- 
dest eines Teiles der Start- und Landerechte sowie 
einer strengen Kartellaufsicht über die Zugangsbe- 
dingungen zu Computerreservierungssystemen. Zu- 
sammenschlüsse und Kooperationen in einem de- 
regulierten Markt sollten darüber hinaus einer strik- 
ten Kontrolle unterworfen werden, die davon auszu- 
gehen hat, daß Luftverkehrsmärkte keine vollständig 
anfechtbaren Märkte darstellen, solange kein diskri- 
minierungsfreier Zugang zu Start- und Landerechten 
und Computerreservierungssystemen besteht. 

908. Das nur teilweise deregulierungsbedingte 
Wachstum des inneramerikanischen Luftverkehrs hat 
zu einer zunehmenden Knappheit der Flughafen- 
kapazitäten geführt. Die Federal Aviation Authority 
(FAA) hat hierauf im Jahr 1982 mit der Zulassung 
eines sechswöchigen Slot-Handels reagiert. Damals 
wechselten 190 Landerechte, teilweise zu Preisen von 
über 1 Mio. $ den Besitzer. Der Austausch von Lande- 
rechten verhalf den Ruggesellschaften zu einer Opti- 
mierung ihrer Netzstrukturen. Auch neu zugelassene 
Ruggesellschaften und Commuter Carriers konnten 
Landerechte erwerben. Aufgrund der Widerstände 
der Luftfahrt ge Seilschaften wurde eine regelmäßige 
Versteigerung der slots nicht institutionalisiert. Unter- 
nehmen, die auf ausgelasteten Rughäfen neue Rechte 
erwerben wollen, können diese lediglich eingesesse- 
nen Unternehmen abkaufen. Die Einführung eines 
marktbezogenen Allokationsverfahrens hält die Mo- 
nopolkommission auch für innereuropäische Rüge für 
erforderlich, um den Marktzugang offen zu halten, i^®) 
Der amerikanische Ansatz, obwohl zukimftsweisend, 
scheint aber noch verbesserungsfähig. Insbesondere 
sollte eine regelmäßige Auktion der Rechte erwogen 
werden. 

909. Seit der Deregulierung des inneramerikani- 
schen Rugverkehrs haben sich einige aufsehenerre- 
gender Unfälle ereignet, die teilweise auch auf Verlet- 
zung von Sicherheitsbestimmungen zurückzuführen 
waren. Es wurde auch eine Reihe von Bußgeldern 


117) Seit Anfang 1989 ist das Justizministerium (Department of 
Justice) zuständig. 

118) Siehe Tz. 855. 
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erteilt. Möglicherweise ist die Federal Aviation Admi- 
nistration nicht immer in der Lage gewesen, für eine 
umfassende Einhaltung der Sicherheitsvorschriften zu 
sorgen und bedarf deshalb einer besseren Ausstat- 
tung. Die Unfallstatistiken zeigen jedenfalls keine 
Verringerung der Luftverkehrssicherheit Die Unfall- 
raten für die Liniendienste der größten Fluggesell- 
schaften sind nach der Deregulierung (1979 bis 1987) 
im Durchschnitt niedriger als davor (1970 bis 1978). 
Dies gilt imabhängig von der gewählten Bezugsgröße 
(Unfallhäufigkeit je Start, je Flugmeile oder je Flug- 
stunde). Angesichts der parallel verlaufenen techni- 
schen Entwicklung auf dem Gebiet der Flugsicherung 
lassen sich aus den Zahlen nur begrenzt Rückschlüsse 
auf den Einfluß der Deregulierung ziehen. 


(2) Straßengüterfemverkehr 

910 . Der Güterverkehr zwischen den Bundesstaaten 
(interstate-Verkehr) ist seit 1978 im Rahmen der be- 
stehenden Gesetze durch eine veränderte Verwal- 
tungspraxis der Interstate Commerce Commission 
(ICC), seit 1980 auch durch Gesetzesänderung — den 
Motor Carrier Act (MCA) — liberalisiert worden. Die 
neue Marktordnung unterscheidet zwischen Common 
Carrier und Contract Carrier, Common Carrier sind 
wie bisher verpflichtet, Nachfrage nach Transportlei- 
stungen in einer nichtdiskriminierenden Weise zu be- 
friedigen. Die Aktivitäten des neu konstruierten Typs 
des Contract Carriers beschränken sich auf das Ange- 
bot spezieller Transportdienste, die nicht unter die 
Bedienungspflicht eines Common Carriers fallen. 

91 1 . Unternehmen erhalten eine Lizenz als Common 
Carrier, wenn sie subjektive Zugang svoraussetzun- 
gen erfüllen. Die ICC kann die Genehmigung nur 
noch verweigern, wenn Dritte nachweisen, daß damit 
Nachteile für die Allgemeinheit verbunden sind. Für 
den Marktzugang als Contract Carrier sind neben 
subjektiven Kriterien Referenzen erforderlich, die 
eine potentielle Nachfrage von Verladern für das be- 
absichtigte Dienstangebot belegen. 

Die Grenzen zwischen den Marktsegmenten der 
Common und Contract Carrier sind offen. Ein Unter- 
nehmen kann zugleich beide Genehmigungen erwer- 
ben und für beide Geschäftsbereiche dieselben Kapa- 
zitäten einsetzen. Außerdem ist es möglich, als Com- 
mon Carrier auch Marktnischen zu bedienen, wobei 
allerdings das Nichtdiskriminierungsgebot beachtet 
werden muß. 

912 . Mit der Liberahsierung des Marktzugangs für 
Common Carrier entfielen auch weitgehend die strek- 
kenbezogenen und güterspezifischen Beschränkun- 
gen der Transportgenehnugungen. Wenig geändert 
wurden dagegen die Regelungen für den Werkver- 
kehr. Die sogenannten Private Carrier dürfen nach 


den „intercorporatehauling" Bestimmungen lediglich 
für Unternehmen innerhalb des eigenen Konzerns 
Transportleistungen erbringen. 

Ein Common Carrier muß seine Tarife der ICC weiter- 
hin vorlegen, die prüft, ob sie angemessen sind. Aller- 
dings gewährt der MCA Tarif Spielräume, von +/- 
10% um das Vorjahresniveau, innerhalb derer keine 
besondere Prüfung mehr vorgenommen wird. Die so- 
genannte „Zone of rate freedom" wurde mittlerweile 
auf +/~ 20 % erweitert. Eine entscheidende Belebung 
des Preiswettbewerbs brachte die Einschränkung des 
„coUective ratemaking"' in den „rate bureaus". Ge- 
meinsame Vereinbarungen sind nur noch bei Trans- 
portgeschäften möglich, an denen mehr als ein Unter- 
nehmen beteiligt ist. Sie beschränken sich hier auf 
Tarifniveau- und Tarif Strukturänderungen und Ände- 
rungen der Güterklassifikation, die zudem nicht bin- 
dend sind. Im Gegensatz zum Common Carrier unter- 
liegt der Contract Carrier seit 1983 nicht mehr der 
Tarif auf sicht. 

913 . Die Liberalisierung des Interstateverkehrs 
führte zu deuüichen Veränderungen in der Markt- 
struktur. Bis Mitte der 80er Jahre kam es zu einer Ver- 
doppelung der Anzahl der Unternehmen. Die Zu- 
nahme betraf vor allem Kleinuntemehmen. Demge- 
genüber nahm die Bedeutung mittlerer Untemeh- 
mensgrößen ab, während größere Unternehmen, die 
ihre Aktivitäten zimehmend auf das Speditions- und 
Sammelgutgeschäft konzentrierten, ihre Umsatzan- 
teile erhöhen konnten. Eine wettbewerbsgefähr- 
dende Konzentration wurde damit allerdings nicht er- 
reicht. 

914 . Die Erweiterung des Spektrums der angebote- 
nen Transportdienste und die Senkung des Tarif- 
niveaus reduzierten die Vorteile des Werkverkehrs. 
Nach allgemeiner Einschätzung hat er relativ an Be- 
deutung verloren. 

916 . Deutliche Verschiebungen gab es in der Tarif - 
Struktur. Während im Stückgutverkehr (truckload 
traffic) die Preise deutlich nachgaben, kam es im Sam- 
melgutverkehr (less-than-truckload traffic) zu Tarif- 
anhebungen. Diese dürften im wesentlichen auf den 
Abbau der Quersubventionierung zwischen den bei- 
den Marktsegmenten und auf das verbesserte Lei- 
stungsangebot im Sammelgutverkehr zurückzufüh- 
ren sein. 

916 . Die Entwicklung nach der Liberalisierung hat 
die Befürchtungen einer ruinösen Konkurrenz nicht 
bestätigt. Nach rezessionsbedingten Ertragseinbußen 
zu Beginn der 80er Jahre trat eine spürbare Konsoli- 
dierung ein. Wie der stetige Rückgang der Unfallrate 
bei Straßengütertransporten pro gefahrener Meile 
zeigt, haben sich auch keine negativen Auswirkun- 
gen auf die Verkehrssicherheit ergeben. 
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KAPITEL VII 

Kooperation in Forschung und Entwicklung 


1. Vorbemerkungen 


917. Marktprozesse führen in industrialisierten 
Volkswirtschaften ständig zum Angebot neuer oder 
verbesserter Produkte oder kostengünstigerer Her- 
stellungsverfahren. Forschungs- und Entwicklungs- 
anstrengungen haben für Unternehmen deshalb 
einen gewichtigen Stellenwert, um eine Marktstel- 
lung zu erwerben oder die einmal erworbene Position 
zu behaupten oder auszubauen. Ihre Wettbewerbsfä- 
higkeit hängt maßgeblich davon ab, ob es ihnen ge- 
lingt, neues Wissen zu erarbeiten und dieses Wissen in 
marktgängige Produkte oder in effiziente Produk- 
tionsverfahren umzusetzen. Eine wichtige untemeh- 
menspolitische Strategie, die Risiken und Kosten der 
Forsdiungs- und Entwicklungsaufgaben zu begren- 
zen oder zu vermindern und dabei Synergievorteile 
zu nutzen, bietet die Vergemeinschaftung dieser 
Aktivitäten zwischen zwei oder mehreren Unter- 
nehmen. Der Kooperation in Forschung und Entwick- 
lung kommt daher in vielen Industriestaaten inzwi- 
schen eine große und weiterhin wachsende Bedeu- 
tung zu. 

918. Die nüt Forschungs- und Entwicklungskoope- 
rationen (F+E-Kooperationen verbimdenen Wettbe- 
werb spolitischen und kartellrechtlichen Fragen ha- 
ben dementsprechend in den letzten Jahren zuneh- 
mende Beachtung gefunden. Dies hat sich zum Teil in 
neuen Rechtsvorschriften niedergeschlagen, wie der 
1984 in den USA erlassene „National Cooperative 
Research Act" und die 1985 in Kraft getretene EG- 
Gruppenfreistellungsverordnung für Forschung und 
Entwicklving i) dokumentieren. Diese Regelungen 
lassen erkennen, daß man unternehmerischer Koope- 
ration im Bereich von Forschung und Entwicklung 
unter kartellrechtlichen Gesichtspunkten wohlwol- 
lend gegenübersteht und vor allem ihre positiven 
Funktionen für die Durchsetzung des technischen 
Fortschritts betont. Daneben wird eine solche Zusam- 
menarbeit häufig auch aus mittelstands- und indu- 
striepohtischen Gründen gewünscht. 

919. Eine den Kooperationswünschen letztlich ent- 
gegenkommende Auffassung vertritt auch das Bun- 
deskartellamt.2) Es formuliert als Leitlinie einer „inno- 
vationsf ordernden " Kartellrechtsanwendung, daß 
Forschungskooperationen und Gemeinschaftsunter- 
nehmen ermöglicht werden müßten, die der Erschlie- 


1) Vgl. dazu 4.3. 

2) Vgl. Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit in 
den Jahren 1983/1984 sowie über Lage imd Entwicklung axif 
seinem Aufgabengebiet (§ 50 GWB), BT-Drs. 10/3550, S. 5. 


ßung neuer Märkte und der Entwicklung neuer Pro- 
dukte dienen. Zugleich sei aber für eine Offenhaltung 
der Märkte für den künftigen potentiellen Wettbe- 
werb zu sorgen. Bedenken hegt es denn vor allem bei 
Beteiligung von Großunternehmen, die die For- 
schungsleistungen auch allein erbringen können, und 
bei einer Ausdehnung der Kooperation auf Produk- 
tion und Vertrieb.3) 

920. In der praktischen Wettbewerbspolitik hat sich 
weitgehend die Auffassung durchgesetzt, daß die 
Vorteile gemeinschaftlicher Forschung und Entwick- 
lung im Regelfälle ohne wesentliche Beeinträchti- 
gung des Wettbewerbs genutzt werden können, wenn 
dafür gesorgt wird, daß sich die Kooperationspartner 
später auf den Produktmärkten als Wettbewerber ge- 
genüberstehen. Allerdings zeigen sich in der Praxis 
bei Beantwortung verschiedener Einzelfragen noch 
erhebliche Auffassungsunterschiede. Daneben ist 
dieser wettbewerbspolitischen Beurteilung — vor 
allem von seiten der Wissenschaft — auch aus grund- 
sätzlichen Überlegungen widersprochen worden, so 
daß erhebliche Bewertungsunsicherheiten verblei- 
ben. 

921. Die Monopolkommission hält es daher für ge- 
boten, sich mit den Problemen der wettbewerbspoliti- 
schen Beurteilung von Forschungskooperationen aus- 
einanderzusetzen. Hierzu bedarf es zunächst der Klä- 
rung, in welchen Formen gemeinschaftliche For- 
schung und Entwicklung betrieben wird, welche Be- 
stimmungsgründe für eine solche unternehmerische 
Zusammenarbeit maßgebend sind oder einer solchen 
Kooperation entgegenstehen. Zudem müssen die Zu- 
sanunenhänge von Produkt- und Forschungswettbe- 
werb analysiert werden, um die wettbewerbspoliti- 
schen Wirkungen von Forschungs- und Entwick- 
lungsgemeinschaften abschätzen zu können. Schließ- 
hch soll neben der Kartellamtspraxis zu Forschvings- 
und Entwicklungskooperationen die Entwicklung des 
EG-Kartellrechts dargestellt werden. Dies dient zwei 
Zwecken: Zum einen geht mit der Schaffung der 
rechtlichen Voraussetzungen eines einheitlichen Bin- 
nenmarktes eine wirtschaftliche Integration einher, so 
daß die europäische Wettbewerb spohtik für Unter- 
nehmen wie nationale Kartellbehörden von zuneh- 
mend größerer praktischer Bedeutung ist. Zum ande- 
ren kann der Rechtsvergleich Hilfestellung dazu bie- 
ten, angemessene wettbewerbsrechtliche Beurtei- 
lungskriterien für Forschungs- und Entwicklimgsko- 
operationen bei Anwendung der Normen des GWB zu 
ermitteln. 


3) Ebenda, S. 13. 
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2. ökonomische Orundlagen 

2.1 Einzelwlitschafttiche Aspekte von 
F+E-Kooperationen 

2.1.1 Vorbemerkungen 

922. Forschung und Entwicklung wird von den Un- 
ternehmen in aller Regel unter ertragswirtschaftiichen 
Gesichtspunkten betrieben. Die Entscheidung, die für 
ein F+E-Projekt notwendigen Ressourcen aufzubrin- 
gen, richtet sich folglich wie bei anderen Investitionen 
danach, ob eine hinreichende Rendite zu erwarten ist. 
Die Erarbeitung neuen technischen Wissens sowie die 
darauf aufbauende Einführung von Neuerungen am 
Markt sind mit spezifischen Risiken behaftet. Sie re- 
sultieren aus der Ungewißheit, ob das gesuchte Wis- 
sen überhaupt erreichbar ist. Neben diesen technolo- 
gischen Risiken bestehen Marktrisiken. So ist einmal 
unsicher, ob sich die Neuerung am Markt durchsetzen 
lassen wird. Zudem kann die Rentabilität des F+E- 
Projektes aber auch dadurch gefährdet werden, daß 
ein Wettbewerber bereits früher das gleiche oder gar 
ein besseres Entwicklungsziel erreicht. 

Eine Möglichkeit, diesen Unsicherheiten zu begeg- 
nen, besteht in der Entscheidung für eine Zusammen- 
arbeit mit einem oder mehreren Unternehmen zur 
Durchführung der F+E- Aktivitäten. 

923. Die Art der Zusammenarbeit wird insbesondere 
von den konkreten Anforderungen des gemeinsamen 
F+E-Projektes, daneben aber auch von den Bedürfnis- 
sen auf den Absatzmärkten bestimmt. Die Abstim- 
mung beider Bereiche bedeutet dann eine Entschei- 
dung über die Gestaltungsform der F+E- Kooperation 
und über die Intensität der Zusammenarbeit. Neben 
der Festlegung der konkreten Ausgestaltung der Zu- 
sammenarbeit im Bereich von Forschung und Ent- 
wicklung werden zugleich häufig weitere Vereinba- 
rungen getroffen. Sie betreffen zum einen die Verwer- 
tung der von der Kooperation erarbeiteten Ergeb- 
nisse, zum anderen die Absicherung der Kooperation 
durch Verhaltensbeschränkungen der beteiligten Un- 
ternehmen. 

924. Da der Entscheidungsspielraum der Beteiligten 
maßgebhch von der Intensität der Zusammenarbeit 
abhängt, werden die verschiedenen Kooperationsfor- 
men unterschiedlich häufig in Anspruch genommen. 
Insbesondere gegenüber engeren Kooperationsfor- 
men besteht bei vielen Unternehmen eine große Zu- 
rückhaltimg, da diese eine weitgehende Offenlegung 
von technischem Wissen und Unternehmensstrate- 
gien gegenüber Konkurrenten erfordern und somit 
langfristig ein autonomes Marktverhalten gefährden 
können. Es zeigt sich auch, daß im zeithchen Ablauf 
der Zusammenarbeit eine zunächst geplante Intensi- 
tät je nach den erlangten Teilerfolgen zu- oder abneh- 
men kann. Letzteres ist um so wahrscheinlicher, je 
mehr konkrete Nutzanwendungsmöglichkeiten eines 
F+E-Projektes sich heraussteilen und je weniger Ver- 
wertungsvereinbarungen getroffen wurden. 

925. Für die beabsichtigte Form und Intensität der 
Zusammenarbeit spielt daneben die Unternehmens- 
größe der Kooperationspartner eine maßgebliche 
Rolle, da kleine und große Unternehmen zumeist un- 


terschiedliche forschimgspolitische Unternehmens- 
Strategien verfolgen. So neigen kleinere Unterneh- 
men eher dazu, ihre F+E- Aktivitäten eng an die Her- 
stellung anzubinden und die Ergebnisse möglichst 
schnell in marktfähige Angebote zu transformieren. 
Sie sind deshalb auch seltener als Großimtemehmen 
zur Zusammenarbeit mit externen Stellen bereit. 
Wenn sie eine F+E-Kooperation eingehen, so bevor- 
zugen sie zudem kurzfristig angelegte, lockere Ko- 
operationsformen. Bei größeren Unternehmen wird 
die F+E- Planung hingegen vielfach stärker unter 
strategischen Zielsetzungen vorgenommen. Länger- 
fristige und technologische Gesichtspiinkte spielen 
daher eine größere Rolle. Im Rahmen einer solchen 
auf grundsätzlichen untemehmenspolitischen Ziel- 
setzungen basierenden F+E-Strategie werden regel- 
mäßig auch die vielfältigen Möglichkeiten einer Zu- 
sammenarbeit mit anderen Unternehmen geprüft, um 
die F+E-Ziele schneller oder kostengünstiger errei- 
chen zu können. Große forschungsintensive Unter- 
nehmen bedienen sich dabei nicht nur häufiger einer 
Kooperation zur Erarbeitung neuen technischen Wis- 
sens, sondern nutzen auch sehr viel stärker die wei- 
tergehenden Möglichkeiten intensiver Kooperations- 
beziehungen. 


2.1.2 Formen gemeinsamer Forschung und Entwicklung 

926. Nach der Intensität der Zusammenarbeit lassen 
sich folgende Grundtypen von F+E-Kooperationen 
unterscheiden: 

— organisierter Erfahrungs- und Ergebnisaustausch 
ohne direkte Zusammenarbeit, 

— koordinierte Einzelforschung ohne Zusammenle- 
gung der F+E-Aktivitäten, 

— gemeinschaftliche Forschung mit Zusammenle- 
gung der F+E-Aktivitäten. 

927. Der organisierte Erfahrungs- und Ergebnisaus- 
tausch stellt die lockerste Form der Zusammenarbeit 
im F+E-Bereich dar, wobei die autonomen For- 
schungsaktivitäten der beteiligten Unternehmen in 
der Regel nicht direkt berührt werden. Die Mitarbeit 
setzt zumindest keine strikte Verpflichtung zur Offen- 
legung der gegenwärtigen oder geplanten F+E-Pro- 
jekte voraus. Ein zielgerichteter Austausch von unter- 
nehmensindividuellen F+E-Ergebnissen findet daher 
bei dieser Kooperationsform nur selten und auf weni- 
gen eng abgegrenzten Teilgebieten statt. Zumeist 
wird allgemeines Erfahrungswissen über gewisse Pro- 
dukte oder Technikbereiche ausgetauscht, dessen In- 
formationswert unter untemehmensstrategischen Ge- 
sichtspunkten gering ist. Kommt es zum Austausch 
von F+E-Ergebnissen, so kann dies auf rechtlich un- 
terschiedliche Weise erfolgen. Die Kooperationspart- 
ner können sich wechselseitig einfache oder aus- 
schließliche Lizenzen einräumen (sogenannte einfa- 
che Patentgemeinschaften), oder sie können die 
Schutzrechte auf ein Gemeinschaftsorgan übertragen, 
das wiederum Lizenzen an die Mitglieder verteilt (so- 
genannte durchgeführte Patentgemeinschaften). 


4) Vgl. auch Tabelle 1. 


337 




Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


928. Eine besondere Bedeutung kommt der koordi- 
nierten Einzelforschung mit Erfahrungs- und Ergeb- 
nisaustausch in der Praxis zu. Die Kooperationspart- 
ner spezialisieren sich nach ihren jeweiligen Fähig- 
keiten auf bestimmte F+E-Bereiche. Häufig werden 
darüber hinaus weitergehende Spezialisierungsver- 
einbarungen getroffen, bei denen die beteiligten Un- 
ternehmen auch für die Herstellung und den Vertrieb 
bestimmter Produktarten oder -teile eine Aufteilung 
vorsehen. 


Tabelle 1 


Häufigkeit der Inanspruchnahme der verschiedenen 
Gestaltungsformen von F+£-Kooperationen 


Formen der 

Häufigkeit der (Unter- 
nehmens-)Meldungen 
(%) 

Zusammenarbeit 

häufig 

selten 

über- 

haupt 

nicht 

ohne 

Angabe 

— Organisierter Er- 
gebnis- tmd Er- 
fahrungsaus- 
tausch (ohne di- 
rekte Zusam- 
menarbeit) 

26 

27 

28 

29 

— Koordinierte 
„Einzel" -For- 
schung für ein 
gemeinsames 
F+E-Projekt 
(ohne Zusam- 
menlegung der 
F+E- Aktivitä- 
ten) 

30 

31 

32 

33 

— Gemeinsame 
Durchführung 
der F+E- Aktivi- 
täten (mit Zu- 
sammenlegung) 

34 

35 

36 

37 

— Gemeinsame 

F + E- Aktivitäten 
in einem dafür 
gegründeten 
Gemeinschafts- 
unternehmen 

38 

39 

40 

41 


1) Mehrfachnennungen waren möglich. 

Quelle: Erhebungen des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung 
1987 


Die Erfahrungen tmd Ergebnisse werden fortlaufend 
ausgetauscht. Die koordinierte Einzelforschung er- 
möglicht es den Unternehmen, ein spezielles F+E- 
Problem kurzfristig gemeinsam zu lösen, zugleich 
aber die eigenen F+E- Aktivitäten weitgehend unab- 
hängig voneinander zu gestalten. Diese Koopera- 
tionsform wird deshalb vielfach von Unternehmen in 
Anspruch genommen, die komplementäre Güter her- 
stellen oder in einem Zuliefer- oder Abnehmerver- 
hältnis zueinander stehen. In der Bundesrepublik 


überwiegen die letztgenannten vertikalen For- 
schungskooperationen, die häufig in längerfristige 
Lieferbeziehungen eingebettet sind. Besonders im 
Bereich des Straßenfahrzeugbaus, der feinmechani- 
schen Industrie, der Kunststoff- und Gummiindustrie 
sowie der Eisen-, Blech-, Metallwaren-Industrie 
(EBM-Industrie) sind vertikale Kooperationen im Be- 
reich von Forschung und Entwicklung verbreitet. 

929. Die engste Form der F+E-Kooperation stellt die 
Gemeinschaftsforschung dar, bei der die Beteiügten 
das angestrebte Forschungsziel gemeinsam erarbei- 
ten und die anfallenden Ergebnisse gemeinschaftiich 
verwerten wollen. Bei der Gemeinschaftsforschung 
lassen sich folgende Kooperationsformen unterschei- 
den: 

— die ständige und enge Zusammenarbeit der For- 
schungsabteilungen der Partner, 

— die Gründung eines Gemeinschaftsunterneh- 
mens, 

— die Systemgemeinschaft. 

930. Eine recht intensive und oft langfristig ange- 
legte Form der Gemeinschaftsforschung stellt die 
enge und ständige Zusammenarbeit der Forschungs- 
abteilungen zweier oder mehrerer Unternehmen dar. 
Anders als bei der koordinierten Einzelforschung, bei 
der die Partner ihre Forschungsaufgaben völlig selb- 
ständig bearbeiten, ist die Kooperation hier auf die 
arbeitsteilige Erzielung eines gemeinschaftiichen For- 
schungs- und Entwicklungserfolges gerichtet. Dies 
zieht es nach sich, daß die Beteiligten ihre Kenntnisse 
und die ihnen zur Verfügung stehenden Forschungs- 
kapazitäten zu Beginn der Kooperation offenlegen 
müssen und auch während der Dauer des FH-E-Pro- 
jektes ihren Wissensstand über die bearbeitete Tech- 
nologie vereinheitlichen. Es besteht daher ein beson- 
deres Interesse der beteiligten Unternehmen, auch 
Vereinbarungen über aktuelle und künftige FH-E-Ak- 
tivitäten sowie über das sonstige Wettbewerbsverhal- 
ten der Partner zu treffen. 

931. Sehr eng sind die Kooperationsbeziehungen 
auch bei Gründung eines rechtlich selbständigen Ge- 
meinschaftsunternehmens, dessen Untemehmens- 
zweck zumeist darin besteht, bis dahin individuelle 
F+E- Aktivitäten zielgerichtet und systematisch zu- 
sammenzuführen. Die beteiligten Unternehmen ge- 
ben dabei ihre individuellen F-l-E- Aktivitäten zugun- 
sten des neu gegründeten Unternehmens zumeist 
ganz auf. Häufig ist damit beabsichtigt, ganze Pro- 
duktlinien auf das Gemeinschaftsunternehmen zu 
übertragen. Reine F+E-Gemeinschaftsunternehmen 
sind deshalb recht selten,^) meist werden auch Pro- 
duktion und Vertrieb der neuen Erzeugnisse in dem 
gemeinsamen Unternehmen zusammengefaßt. Die 
Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens kommt 
vor allem für umfangreiche und auf gewisse Dauer 
angelegte Projekte in Betracht, da die Etablierung ei- 
nes rechtlich selbständigen Unternehmens ein gewis- 
ses Volumen an Investitionsmitteln beansprucht und 
laufende Kosten verursacht. Gemeinschaftsunterneh- 
men werden dementsprechend sehr viel häufiger von 
Großimtemehmen als von kleineren und mittleren 


5) Vgl. dazu auch unter 3,2.1. zur Kartellamtspraxis. 
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Unternehmen als Kooperationsform gewählt. Sie spie- 
len zwar zahlenmäßig eine recht geringe Rolle gegen- 
über den Kooperationsformen auf vertraglicher Basis, 
doch sind sie zumeist von größerer wirtschafthcher 
Bedeutung als weniger intensive Kooperationsfor- 
men. 

932 . Eine sehr intensive Kooperation entsteht in der 
Regel auch bei der Bildung sogenannter Systemge- 
meinschaften, die auf die Forschung, Entwicklung, 
Herstellung und Wartung eines ganzen, meist kom- 
plexen technischen Systems gerichtet sind. Sie spie- 
len vor allem im Bereich der Wehrtechnik sowie in der 
Luft- und Raumfahrtindustrie eine Rolle.®) Aufgrund 
der Komplexität der Projekte sind mehrere Unterneh- 
men aus verschiedenen Branchen (z. B. der Elektro- 
technik imd dem Maschinenbau) beteiligt. Die von 
Systemgemeinschaften bearbeiteten Projekte unter- 
liegen regelmäßig nur begrenzt marktwirtschaftli- 
chen Steuerungsmechanismen. Die Entwicklung ei- 
nes neuen Projekts wird oft vom Staat als Auftragge- 
ber initiiert, der dann wegen des hohen Investitions- 
volumens auch einen erheblichen Teil der F+E- Auf- 
wendungen selbst trägt. StaaÜiche Institutionen sind 
vielfach nicht bereit, Parallelforschung betreiben zu 
lassen und haben daher ein erhebliches Interesse an 
der Zusammenarbeit in einem Gemeinschaftsunter- 
nehmen. Oft bestehen auch Regierungsvereinbarun- 
gen mit anderen Staaten, die die gemeinsame Ent- 
wicklung eines neuen Systems vorsehen, so daß Un- 
ternehmen aus mehreren Ländern an der Forschungs- 
und Entwicklungskooperation beteiligt werden. Ne- 
ben wettbewerbspolitischen werden also auch sicher- 
heits- und außenpolitische Aspekte für die Beurtei- 
lung solcher Kooperationen eine Rolle spielen. 

933 . Als Sonderform der Gemeinschaftsforschung 
können die gemeinsame Vergabe von Forschungsauf- 
trägen (Auftragsforschung) und die Verbandsfor- 
schung in Forschungsgemeinschaften angesehen 
werden. Die gemeinschafüiche Vergabe eines For- 
schung sauf trag es an ein unabhängiges Forschungsin- 
stitut (z. B. an private Forschungsuntemehmen, ge- 
meinnützige Forschungsinstitute, Hochschulen o. ä.) 
führt nicht zu einer Koordination der Aktivitäten im 
F+E-Bereich, vielmehr stimmen sich die Koopera- 
tionspartner hinsichtlich der Nachfrage nach For- 
schungsleistungen ab."^) Fehlende Spezialkenntnisse 
oder ein Mangel an F+E-Kapazitäten veranlassen Un- 
ternehmen dazu, externe Institute mit der Durchfüh- 
rung eines F+E-Projektes zu beauftragen. Die erar- 
beiteten Ergebnisse werden den Auftraggebern zur 
Verfügung gestellt, die von dem erworbenen Wissen 
in ihrem Sinne Gebrauch machen können. 

934 . Unter Gemeinschaftsforschung werden im all- 
gemeinen auch die in sogenannten Forschungsver- 


6) Vgl. dazu auch Monopolkommission, Zusammenschlußvor- 
haben der Daimler-Benz AG mit der Messerschmitt-Bölkow- 
Blohm GmbH, Sondergutachten 18, Baden-Baden 1989, 
Tz. 30 ff., 55, 168 ff. 

Der Aufwand für externe Auftragsforschung und -entwick- 
lung betrug in den achtziger Jahren insgesamt rund 7 % am 
gesamten industriellen Aufwand für Forschimg imd Entwick- 
lung. Vgl. dazu Bundesminister für Forschung und Technolo- 
gie, Faktenbericht 1986 zum Bundesbericht Forschung, Bonn 
1986, S. 64. 


einigungen erbrachten Forschungsaktivitäten ver- 
standen. Diese Forschungseinrichtungen werden von 
Industrieverbänden getragen. Sie bearbeiten in der 
Regel technologische Probleme, die für alle Unterneh- 
men einer Branche von Interesse sind. Die Ergebnisse 
stehen allen Verbandsmitgliedem offen und werden 
durch besondere Informationsmaßnahmen verbreitet. 
Die Forschungsvereinigungen sind in Deutschland in 
der Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsver- 
einigungen (AIF) organisiert. Die AIF vertritt gegen- 
wärtig 96 industrielle Forschungsvereinigungen, de- 
nen etwa 26 000 fast ausschließlich kleinere und mitt- 
lere Unternehmen angehören. Die Forschungsver- 
einigungen unterhalten 64 eigene Forschungsinsti- 
tute, beauftragen daneben aber auch zahlreiche an- 
dere Einrichtungen mit Gemeinschaftsforschungsauf- 
gaben.®) Die Forschungsvereinigungen werden vom 
Bimdeswirtschaftsministerium und teilweise auch 
vom Bundesforschungsministerium unterstützt. 


2.1.3 Einzelwirtschaftliche Bestimmungsgründe für und 
gegen F+E-Kooperationen 

2.1. 3.1 Grundbedingungen für kooperationspolitische 
Entscheidungen im F+E-Bereich 

935 . Für die grundsätzhche Entscheidung zugun- 
sten einer Zusammenarbeit im F+E-Bereich müssen 
einige Vorbedingungen erfüllt sein, die zentrale un- 
temehmenspolitische Interessen berühren und somit 
die Kooperationsneigung wesentlich beeinflussen. 

Besonders bedeutsam ist das Interesse der Unterneh- 
men, ihre technologische und wettbewerbliche Unab- 
hängigkeit zu wahren. Dieses existentielle Ziel kann 
insbesondere bei engeren F+E-Kooperationen in Ge- 
fahr geraten, wenn die Zusammenarbeit ohne einen 
wesentlichen Informationsfluß zwischen den Beteilig- 
ten und einen Verzicht auf bestimmte Entscheidungs- 
spielräume nicht praktiziert werden kann. Unterneh- 
men, die sich für eine enge Zusammenarbeit entschei- 
den, werden daher nur dann bereit sein, einen Teil 
ihrer Unabhängigkeit für die Dauer der Durchführung 
des Gemeinschaftsvorhabens aufzugeben, wenn sie 
dafür einen insgesamt vergleichsweise höheren Wett- 
bewerbsvorteil auf den relevanten Märkten zu errei- 
chen hoffen, der im „Alleingang" nur unter Aufbrin- 
gung erheblicher Mittel oder überhaupt nicht erreicht 
werden könnte. 

936 . Eine intensive F-HE-Zusammenarbeit, durch die 
ein marktreifes Ergebnis entstehen soll, wird von den 
Unternehmen darüber hinaus nur dann als sinnvoll 
erachtet, wenn auch über die Produktion und den 
Vertrieb eine Abstimmung möglich ist.®) Für Projekte 
der Grundlagenforschung oder bei gemeinsamer Ent- 
wicklung von Halbfertigprodukten mag dieser Ge- 
sichtspunkt weniger wichtig sein; beziehen sich die 
gemeinsamen Aktivitäten jedoch auf marktfähige Er- 
zeugnisse, so wird die grundsätzliche Möglichkeit so- 
wie die Art der Verwertungsabreden den entschei- 


®) Vgl. Bundesminister für Forschung und Technologie, Fakten- 
bericht 1990 zum Bundesbericht Forschung 1988, BT-Drs. 1 1/ 
6886, S. 265. 

9) Vgl. dazu auch 3.1. 
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denden Ausschlag für oder gegen den Abschluß eines 
Kooperationsvertrages bilden. 

937 . Die Unternehmen werden darüber hinaus zu- 
meist nur dann intensive Forschungskooperationen 
eingehen, wenn sie über ein ähnhches Potential an 
Forschungsressourcen verfügen und ein vergleichba- 
res technologisches Niveau besitzen. Einer solchen 
gleichberechtigten Partnerschaft wird eine erhebliche 
Bedeutung zugemessen. Zum einen will man den Ge- 
fahren einer möglichen technologischen Abhängig- 
keit von einem größeren oder marktstärkeren Unter- 
nehmen begegnen. Andererseits soll sichergestellt 
werden, daß die Verteilung der Vorteile und Lasten 
aus der Zusammenarbeit angemessen ist, Trittbrett- 
fahrerverhalten also ausgeschlossen werden kann. 
Schheßhch können Unternehmen gleicher wirtschaft- 
hcher Stärke am ehesten erwarten, daß der Koopera- 
tionspartner ähnliche Interessen hat und einen ähnli- 
chen Forschungsstil bevorzugt. Die Bedeutung der 
vergleichbaren wirtschaftlichen Stärke dokumentiert 
sich auch daran, daß Ungleichgewichte zwischen den 
Kooperationspartnern in kritischen Phasen häufiger 
zur Beendigung der Zusammenarbeit führen, 

938 . Ob es bei einem konkreten F+E-Projekt zur 
Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen kommt, 
hängt außer von diesen skizzierten Grundbedingun- 
gen von einer Reihe weiterer Vor- und Nachteile ab, 
die im Entscheidimgsprozeß für das einzelne Unter- 
nehmen teils ausschlaggebende, teils weniger wich- 
tige Gründe für oder gegen eine Kooperationsverein- 
barung darstellen. 

2.1. 3.2 Untemehmenspolftische Gründe für F+E-Kooperationen 

939 . Eindeutige Aussagen über die einzelwirtschaft- 
hchen Bestimmungsgründe für die Nutzung der ver- 
schiedenen Kooperationsmöghchkeiten im F+E-Be- 
reich sind kaum möghch, da dem unternehmerischen 
Handeln zumeist ein ganzes Zielbündel zugrunde 
hegt; zudem wird sich aus Untemehmensbefragun- 
gen nur ein begrenztes, den Interessen der Befragten 
entsprechendes Bild ermitteln lassen. Dennoch erge- 
ben sich aus den durch die Untemehmensbefragun- 
gen gewonnenen Ergebnissen gewisse Tendenzaus- 
sagen über die Gründe für das Zustandekommen von 
FH-E-Kooperationen (vgl. auch Tabelle 2): 

— Von besonderer Bedeutung für die Zusammme- 
narbeit in einer F+E-Ko Operation sind technologi- 
sche Gründe, Die Unternehmen sind häufig der 
Auffassung, daß sich das geplante F-l-E- Vorhaben 
nur sinnvoll in Zusammenarbeit mit einem Koope- 
rationspartner abwickeln läßt; die Zusammenfüh- 
rung des technologischen Know-hows der beteihg- 
ten Unternehmen wird also als entscheidende Vor- 


10) So wurde die Auflösung eines bedeutsamen Gemeinschafts- 
unternehmens von einem Kooperationspartner gegenüber 
dem Bundeskartellamt damit begründet, daß man trotz er- 
heblicher Mittelaufwendungen große Schwierigkeiten ge- 
habt habe, ein gemeinsames Konzept zu finden, um sich in 
der Zusammenarbeit zu koordinieren. Hierbei hätten die 
unterschiedUchen Interessen der beiden Unternehmen und 
die spezifischen Schwierigkeiten eines Konsenses zwischen 
einem Großunternehmen und einem mittelständischen Un- 
ternehmen eine zentrede Rolle gespielt. Arbeitsweise und 
Forschungsstil seien zu verschieden gewesen. 


aussetzung angesehen, um das F-hE-Projekt er- 
folgreich durchzuführen. Für Großimtemehmen 
spielt dieser Grund eine größere Rolle als für kleine 
und mittlere Unternehmen. Dies dürfte daran lie- 
gen, daß Großunternehmen häufiger an der For- 
schung und Entwicklung von technologischen 
Großprojekten beteüigt sind. Technolo0sche 
Aspekte sind vor allem für Unternehmen aus der 
Grundstoffindustrie sowie für Unternehmen der 
Luft- und Raumfahrtindustrie von besonderem Ge- 
wicht für eine Vergemeinschaftung ihrer F+E-Ak- 
tivitäten. 

Tabelle 2 


Rangfolge von Gründen für F+£-Kooperationen im 
Urteil von Industrieunternehmen^) 



Bedeutung der Gründe (%) 

Gründe 

aus- 

schlag- 

gebend 

wichtig 

nicht so 
wichtig 

keine 

Urteils- 

meldung 

1. Geplantes F-l-E- 
Projekt konnte 
nur in einer Ko- 
operation in An- 
griff genommen 
werden 

39 

26 

23 

12 

2. Angestrebter 
Erfolg kann 
schneller er- 
reicht werden 

29 

44 

14 

13 

3. Nutzvoller Erfah- 
rungs- und Er- 
gebnisaustausch 
mit dem Partner 
auch in der Zu- 
kunft 

22 

48 

18 

12 

4. Engpaß in den 
FH- E-Kapazitäten 

22 

38 

6 

14 

5. Minderung des 
F-l-E- Aufwands 

17 

43 

24 

16 

6. Anstoß durch 
staathche Tech- 
nologiepohtik 

7 

25 

46 

22 

7. Kooperations- 
partner kann 
nicht schneller 
am Markt sein 

1 

7 

66 

26 

8. Sonstige Gründe 

2 

2 

6 

90 


1) Mehrfachmeldungen waren möglich; Zahl der Unternehmen 
bzw. Melder: 308. 

Quelle: Erhebungen des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung 
1987 

— Weitere wichtige Gründe, sich für ein gemeinsa- 
mes Vorgehen zur Bearbeitung eines F+E-Vorha- 
bens zu entscheiden, ergeben sich für die Unter- 
nehmen vor allem aus Kostenüberlegungen. Die 
Minderung des F+E- Aufwandes durch Aufteilung 
der Kosten unter den Kooperationspartnern spielt 
für die Unternehmen aller Größenklassen eine er- 
hebhche Rolle, ist für kleine Unternehmen aller- 
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dings besonders bedeutsam. Ebenfalls beeinflus- 
sen Engpässe in den F+E-Kapazitäten die Koope- 
rationsneigung; vor allem von Unternehmen der 
unteren und mittleren Größenklassen wird dies als 
wichtiger Grund angesehen. Aus branchenwirt- 
schafthcher Sicht werden Kapazitätsprobleme sehr 
häufig von Unternehmen der feinmechanischen 
Industrie, aber auch in zahlreichen anderen In- 
dustrien wie z. B. der Elektrotechnik, dem Fahr- 
zeugbau und der Luft- und Raumfahrt genannt. 

— Eine wichtige Gruppe von Gründen für eine F+E- 
Kooperation ergibt sich auch aus marktstrategi’ 
sehen bzw. wettbewerblichen Erwägungen. Be- 
deutsam ist für viele Unternehmen, daß das ange- 
strebte Ergebnis durch eine Kooperation schneller 
erreicht werden kann und die Zusammenarbeit bei 
einem F+E-Projekt eine gute Grundlage dafür bie- 
tet, künftig in einen nutzvollen Erfahrungs- und 
Ergebnisaustausch mit dem Partner einzutreten. 
Diesen Gründen wird von Unternehmen aller 
Größenklassen und aus verschiedenen Branchen 
eine ähnlich hohe Bedeutung zugemessen. Dem- 
gegenüber spielt die Erwägxmg, daß der Koopera- 
tionspartner nicht schneller am Markt sein kann, 
nach Auskunft der befragten Unternehmen nur 
selten eine wichtige oder gar ausschlaggebende 
Rolle. Sie hat für Großimtemehmen einen etwas 
höheren Stellenwert als für kleine und mittlere 
Unternehmen. Als wichtigem Grund für eine Ko- 
operationsentscheidung kommt diesem Argument 
in der pharmazeutischen Industrie im Vergleich zu 
anderen Branchen eine erheblich höhere Bedeu- 
tung zu. 

— Unterschiedlich wird die Bedeutung der For- 
schungs- und Technologiepolitik^^) auf die Entste- 
hung von F+E-Kooperationen eingeschätzt. Auf- 
fallend sind Branchen- und größenspezifische 
Aspekte. So zeigt eine branchenbezogene Be- 
trachtung, daß insbesondere Unternehmen aus der 
Grundstoff-, der EBM- und der feinmechanischen 
Industrie sowie aus den Bereichen Fahrzeugbau 
und Luft- und Raumfahrt die finanzielle Förderung 
des Staates als wichtigen Einflußfaktor ansehen. 
Für Unternehmen der pharmazeutischen Industrie 
ist der staathehe Einfluß hingegen ohne Bedeu- 
tung. Vermutlich sind gerade Unternehmen aus 
solchen Wirtschaftszweigen häufiger an verschie- 
denen Formen von F+E-Kooperationen beteiligt, 
für die staathehe Förderprogramme aufgelegt wer- 
den. ^ 2 ) Dies läßt daraxif schheßen, daß die Koope- 
ration häufig durch finanzielle Zuschüsse angeregt 
oder veranlaßt wird, die einen Teil der Projektko- 


“) Vgl. in diesem Zusammenhang auch die Untersuchung der 
Monopolkommission zur untemehmensgrößenspezifischen 
Verteilung von Subventionen für Forschungs- und Entwick- 
lungszwecke, in: Monopolkommission, Fortschritte bei der 
Konzentrationserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Ba- 
den-Baden 1982, Tz. 786 ff. 

12) In jüngster Zeit ist es Ziel des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie, Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben vor allem dann zu fördern, wenn sie in Koopera- 
tion von Wissenschaft und Wirtschaft oder im Verbund von 
mehreren Industrieunternehmen erbracht werden; vgl. dazu 
Bundesminister für Forschung und Technologie, Bundesbe- 
richt Forschung 1988, Boim 1988, S. 95 f. 


sten abdecken. Mit zunehmender Größe des Un- 
ternehmens wird die staathehe F+E-Pohtik ein 
wichtigerer Einflußfaktor für die Entstehung von 
F+E-Kooperationen; so sieht die Hälfte aller gro- 
ßen Unternehmen mit mehr als 2 000 Beschäftigten 
die staathehe Förderung als wichtig an, hingegen 
ist dies für einen wesentheh geringeren Prozent- 
satz von kleinen imd mittleren Unternehmen der 
FaU. Dies hängt vermutheh damit zusammen, daß 
die staathehe Forschungsförderung mit ihrem In- 
strumentarium in unterschiedheher Weise beein- 
flussend auf die Entscheidungen der Unternehmen 
wirkt; während größere Unternehmen eher in den 
Genuß direkter projektorientierter Förderung ge- 
langen, spielen für kleine und mittlere Unterneh- 
men indirekte Forschungsförderungsmaßnahmen 
eine größere Rohe. 

2.1. 3.3 Untemehmenspolitische Gründe gegen 
F+E-Kooperationen 

940 . Wesenthehe Kooperationshemmnisse im F+E- 
Bereich ergeben sich aus dem Bestreben der Unter- 
nehmen, die eigene Marktposition nicht durch eine 
Zusammenarbeit und damit verbundene Verhaltens- 
beschränkungen zu gefährden, um sich einen mög- 
hchst großen Freiraum bei den Entscheidungen über 
das künftige Innovations- und Marktverhalten zu be- 
wahren. Die möghehe Beeinträchtigung der Unter- 
nehmensautonomie bei wichtigen Entscheidungen, 
die Notwendigkeit, sensible unternehmerische Daten 
preiszugeben, sowie Unsicherheiten über die künfti- 
gen Wettbewerbswirkungen der geplanten F+E- Vor- 
haben bilden maßgebliche Faktoren, die die Unter- 
nehmen von einer Zusammenarbeit im F+E-Bereich 
abhalten können. 

941 . Die Unternehmen nennen in der Hauptsache 
vier Gründe, die nach ihrer Auffassung gegen das 
Zustandekommen einer F+E- Kooperation sprechen 
können. ^3) 

Etwa zwei Drittel aller befragten Unternehmen hält 
die Probleme, die sich durch die Offenlegung der 
F+E-Strategien gegenüber den Beteiligten ergeben 
können, die befürchtete Aufgabe der technologischen 
Unabhängigkeit sowie die Nachteile, die mit der 
Preisgabe bisheriger F+E-Ergebnisse an den Partner 
möglicherweise verbunden sind, für so gravierend, 
daß eine ins Auge gefaßte Kooperation letztiieh nicht 
zum Abschlixß gebracht wird. Einschränkungen im 
künftigen Marktverhalten sehen dagegen weniger als 
die Hälfte der Unternehmen als wichtiges bzw. aus- 
schlaggebendes Kooperationshemmnis an. 

942 . Unter branchenspezifischen Gesichtspunkten 
wird die Offenlegung von Innovations- und Marktstra- 
tegien gegenüber dem Partner vor allem von Unter- 
nehmen der Grundstoffindustrie, der EBM-Industrie, 
der Feinmechanik und Optik sowie der Kunststoff- 
und Gumnüindustrie besonders häufig als Hinde- 
rungsgrund angeführt; das Argument spielt für Unter- 
nehmen aller Beschäftigtengrößenklassen, abgese- 
hen von Kleinimtemehmen bis 100 Beschäftigte), die 
dieses Argument nicht so oft nennen, eine wichtige 
Rolle. 


13) Vgl. TabeUe 3. 


341 




Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 3 


Rangfolge von Gründen gegen F+E-Kooperationen 
im Urteil von Industrieunternehmen i) 



Bedeutung der Gründe (%) 

Gründe 

aus- 

schlag- 

gebend 

wichtig 

nicht so 
wichtig 

keine 

Urteils- 

meldung 

1. Offenlegung von 
Innovations- imd 
Produktstrate- 
gien gegenüber 
dem Partner 

29 

39 

23 

9 

2. Bewahrung der 
technologischen 
Unabhängigkeit 

26 

42 

21 

11 

3. Preisgabe bishe- 
riger F+E-Er- 
gebnisse und 
-Verfahren 

22 

41 

23 

14 

4. Einschränkun- 
gen im künfti- 
gen Marktver- 
halten infolge 
kooperativer 
Vereinbarungen 
im Vertrieb 

12 

30 

. 

40 

18 

5. Sonstige Gründe 

5 

30 

6 

87 


1) Mehrfachmeldungen waren möglich; Zahl der Unternehmen 
bzw. Melder: 316. 

Quelle: Erhebungen des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung 
1987 

943. Auch das Ziel der Bewahrung der technologi- 
schen Unabhängigkeit hat keinen ausgeprägten 
Größenbezug; es wird überdurchschnittlich oft von 
der feinmechanischen, daneben aber auch von der 
Luft- und Raumfahrt-, der Maschinenbau- und Stahl- 
bau- sowie der Grundstoffindustrie als Kooperations- 
hemmnis genannt. 

944. Die Preisgabe bisheriger F+E-Ergebnisse und 
-Verfahren, die häufig notwendig für die Durchfüh- 
rung des geplanten F+E-Projektes ist, wird von grö- 
ßeren Unternehmen etwas häufiger als Hinderungs- 
grund gesehen. Besonders oft wird dieser Gesichts- 
pimkt von Unternehmen der Kunststoff- und Gummi- 
industrie, der Papier-, Holz- und Möbelbranche sowie 
der Pharmaindustrie genannt. 

945. Das Argument einer möglichen Einschränkung 
im künftigen Marktverhalten infolge kooperativer 
Vereinbarungen im Vertrieb wird von mittelgroßen 
Unternehmen (250 bis 500 Beschäftigte) eher als von 
Großunternehmen als ausschlaggebend für das Nicht- 
zustandekommen einer F+E-Kooperation angeführt. 
Vor allem in der EBM-Industrie sowie der Papier-, 
Holz- und Möbelbranche sehen Unternehmen diesen 
Gesichtspimkt als Kooperationshemmnis an. Auffal- 
lend geringe Bedeutung wird Marktverhaltensbe- 
schränkungen in der chemischen und der Mineralöl- 
industrie zugesprochen. Da gerade in der chemischen 
Industrie recht zahlreiche kooperative F-hE-Projekte 


nüt Zusatzabreden über die gemeinsame Verwertung 
durchgeführt werden, scheint der absehbare Koope- 
rationserfolg hier sehr häufig eine günstigere Ein- 
schätzung zu erfahren als mögliche Verhaltensbe- 
schränkungen. 


2.2 Gesamtwirtschaftliche Aspekte von 
Forschungskooperationen 

2.2.1 Die Bedeutung des technischen Fortschritts für den 
Wettbewerb und das Wachstum in der Wirtschaft 

946. Die Beschäftigung mit den Ursachen des Wirt- 
schaftswachstums hat gezeigt, daß der unterschiedli- 
che Entwicklungsstand von Volkswirtschaften nur zu 
einem geringen Teil durch den unterschiedlichen 
Grad der Kapitalakkumulation erklärt werden kann. 
Vielmehr spielen auch der Ausbildungsstand der Ar- 
beitskräfte, vor allem aber der technische Fortschritt 
als Erklänmgsfaktoren eine entscheidende Rolle. Das 
Wachstum einer Volkswirtschaft hängt wesentlich 
von der Produktion und Durchsetzung neuen techni- 
schen Wissens ab. 

947. Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen 
zur Erlangung neuen technischen Wissens kommt 
dementsprechend aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
ein bedeutsamer und im Rahmen der Intemationali- 
sieruiig von Märkten weiterhin wachsender Stellen- 
wert zu. Dies dokumentieren in besonderer Weise die 
für Forschungs- und Entwicklungszwecke aufgewen- 
deten Ausgaben in den westlichen Industrieländern. 
Der Anteü dieser Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt 
liegt gegenwärtig für die USA, Japan und die Bundes- 
republik bei nahezu 3%. Er ist in allen Industrielän- 
dern während der letzten Jahre erheblich angestie- 
gen. Die gesamten Forschungs- und Entwicklungs- 
aufwendungen haben sich beispielsweise zwischen 
1971 und 1985 in Japan versechsfacht und in der Bun- 
desrepublik und den USA vervierfacht, 

948. Allerdings wäre es verfehlt, aus diesen gesamt- 
wirtschaftlichen Zusammenhängen den Schluß zu 
ziehen, staatliche Wirtschaftspolitik könne allein mit 
Hilfe hoher Ausgaben für Forschungs- und Entwick- 
lungszwecke auch die Wachstumskräfte der Wirt- 
schaft erheblich stimulieren. Eine solche Auffassung 
würde verkennen, daß sich die Produktion und Um- 
setzung von neuem technischen Wissen überwiegend 
an den bestehenden Marktbedingungen ausrichten 
muß, die von einer aktiven Forschungs- und Techno- 
logiepolitik nur begrenzt gesteuert werden können 
imd aufgrund möglicher wachstumsmindemder 
Effekte auch nur begrenzt beeinflußt werden soll- 
ten, 

949. Aus ordnungs- und wettbewerbspolitischer 
Sicht ist es daher folgerichtig, daß neues technisches 
Wissen in marktwirtschaftlichen Systemen primär 


14) Vgl. Bundesminister für Forschung und Technologie, Bun- 
desbericht Forschung 1988, Bonn 1988, S. 13, 25; Höheres 
Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik Deutschland zu 
mehr Forschung imd Entwicklung nutzen, in: DlW-Wochen- 
bericht, Jg. 55, 1988, S. 541 ff. 

15) Vgl. dazu auch Bundesministerium für Wirtschaft, Positive 
Anpassungspohtik, BMWi Studien-Reihe 42, Bonn 1984. 
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durch Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen 
der Unternehmen hervorgebracht wird. Diese Aktivi- 
täten sind entsprechend den Herausforderungen des 
Marktes nicht mehr eher zufällig wie noch überwie- 
gend im letzten Jahrhundert, sondern werden syste- 
matisch betrieben und unterliegen dabei denselben 
Effizienzüberlegungen wie der Prozeß der Erstellung 
von anderen Gütern und Dienstleistungen auch. Die 
Generierung neuen technischen Wissens dient den 
Unternehmen zur Herstellung neuer oder verbesser- 
ter Produkte (Produktinnovationen) oder zur Umge- 
staltung bzw. Substitution bislang genutzter Produk- 
tionsverfahren (Prozeßinnovationen) und ist somit für 
die Unternehmen entscheidender Handlungsparame- 
ter, um in einen Markt eintreten oder die erreichte 
Marktposition ausbauen oder absichern zu können. 

950 . Das Bestehen eines wettbewerbhchen Markt- 
systems schafft günstige Voraussetzungen für die 
Durchsetzung des technischen Fortschritts. Es setzt 
Anreize für die Unternehmen, mit Hilfe von Innovatio- 
nen wettbewerbliche Vorstöße am Markt zu erzielen. 
Mit der Kreation neuer oder verbesserter Produkte 
oder dem Einsatz effizienterer Produktionsverfahren 
lassen sich die Absatz- und/oder Kostensituation posi- 
tiv beeinflussen. Dies begründet die Aussicht auf tem- 
poräre Vorsprungsgewinne und dient damit als we- 
sentlicher Leistxmgsanreiz in einem marktwirtschaftli- 
chen System. Die erfolgreiche Einführung eines 
neuen Produktes oder Produktionsverfahrens erzeugt 
dann wiederum stimulierende Effekte für andere Un- 
ternehmen oder setzt diesen gewisse Zwänge, auf den 
wettbewerbhchen Vorstoß zu reagieren. Potentielle 
oder aktuelle Konkurrenten werden daher versuchen, 
die Innovation zu imitieren oder eigene Innovationen 
hervorzubringen, um an den Neuerungsgewinnen zu 
partizipieren oder um bereits eingetretenen bzw. er- 
warteten Verlusten entgegenzuwirken. Dieser Wir- 
kungsmechanismus des nachstoßenden Wettbewerbs 
hat einmal zur Folge, daß es zu einer schnelleren Ver- 
breitung von Neuerungen im Marktsystem kommt. 
Imitatives Verhalten der Konkurrenten bedingt also 
eine breitflächige Durchsetzung des technischen Fort- 
schritts. Die imitierenden Unternehmen sorgen zum 
anderen dafür, daß die Erlangung eines Leistimgsmo- 
nopols und damit verbundener Monopolrenten regel- 
m^ig nur vorübergehend ist, so daß es jeweils erneu- 
ter innovatorischer Leistungen bedarf, um eine beson- 
dere Rendite zu reahsieren. Es ist deshalb zu erwar- 
ten, daß der Wettbewerb die Unternehmen ständig 
dazu anregt, Forschxmgs- und Entwicklungsanstren- 
gungen auf sich zu nehmen, um den technischen Fort- 
schritt voranzutreiben. 


2.2.2 Beziehungen zwischen Produkt- und F+E-Wettbewerb 

961 . Um die ökonomischen Wirkungen von Unter- 
nehmenskooperationen im Bereich von Forschung 
und Entwicklung beurteilen zu können, bedarf es zu- 
nächst einer eingehenderen Analyse des Zusammen- 
hanges von Forschungsaktivitäten und Wettbewerb. 
Es sind die möglichen Interdependenzen zwischen 
dem Wettbewerb auf den gegenwärtigen Gütermärk- 
ten, dem Wettbewerb um die Erforschung neuer Gü- 
ter und Produktionsverfahren sowie dem Wettbewerb 


auf den künftigen Gütermärkten nach erfolgreichen 
F+E-Aktivitäten genauer zu beleuchten. Damit wer- 
den die Voraussetzungen geschaffen, einen Beurtei- 
lungsrahmen für den wechselseitigen Einfluß von 
Neuenmgsaktivitäten und Wettbewerbsprozessen zu 
entwickeln. Dies ist erforderlich, um die Auswirkun- 
gen von F-hE-Kooperationen auf die verschiedenen 
Wettbewerbsebenen bewerten zu können. 

2.2.2.1 Besonderheiten des F+E-Wettbewerbs und ihre 

Bedeutung für eine wettbewerbspoiitische Beurteiiung 

952 . Im F+E-Wettbewerb vollzieht sich die Erfor- 
schung und Entwicklung neuer Güter und Produk- 
tionsverfahren für zukünftige Gütermärkte. Dieser 
Wettbewerb ist durch einige Besonderheiten geprägt. 
Sie ergeben sich zum einen deshalb, weil sich die Pro- 
duktion neuen technischen Wissens in einigen Punk- 
ten erhebhch von der Produktion anderer Güter unter- 
scheidet. Sie resultieren zum anderen daraus, daß der 
F+E-Wettbewerb in besonderer Weise eingebunden 
ist in das Geflecht aktueller und erwarteter zukünfti- 
ger Produktmärkte. Die Intensität des F+E-Wettbe- 
werbs läßt sich daher nur unter Berücksichtigimg die- 
ser jeweihgen Interdependenzen angemessen beur- 
teilen, i^) 

953 . Bei der Produktion neuen technischen Wissens 
treffen mehrere Besonderheiten zusammen. So hat 
zwar die Erweiterung des naturwissenschaftlich- tech- 
nischen Wissens im letzten Jahrhundert die Suche 
nach neuen technischen Erkenntnissen von zahlrei- 
chen Zufallselementen befreien können, dennoch 
sind F+E- Aktivitäten weiterhin Vorgänge, die wegen 
ihrer Einmaligkeit nur begrenzt nach allgemeinen Re- 
geln imd programmierten Entscheidungsmustern ab- 
ge wickelt werden können. Die Suchverfahren bleiben 
stark von intuitiven und heuristischen Merkmalen ge- 
prägt. Dies erschwert es, angemessene Indikatoren 
zur Messung und Bewertung von Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen zu entwickeln. Die 
Dxirchführung eines F+E-Vorhabens gestaltet sich 
darüber hinaus häufig als ein recht komplexer Prozeß 
sequentieller Informations Sammlung und Entschei- 
dung mit einem erhebhchen Zeitbedarf. Hieraus er- 
geben sich zusätzhche Prognose Schwierigkeiten. 
Schließlich nutzen die Unternehmen des produzieren- 
den Gewerbes zumeist die Vorteile der vertikalen In- 
tegration mit der „Erfindungsindustrie". Anbieter von 
F+E-Leistungen ohne herstellerisches Verwertungs- 
potential spielen demgegenüber im F+E-Wettbewerb 
eine untergeordnete Rolle, so daß sich Preise und 
Umsätze für Forschungsleistungen zumeist nicht am 
Markt ergeben. Der Wert von F+E-Leistungen läßt 
sich dann allenfalls unzureichend und indirekt über 
aktuelle Preise und Umsätze am Gütermarkt ermit- 
teln. Diese vorgenannten Faktoren erschweren es in 
ihrer Zusammenschau, die für den Wettbewerb an 
aktuellen Gütermärkten angemessenen wettbe- 
werbspolitischen Beurteilungsmaßstäbe zu entwik- 
keln. 

954 . Die US-amerikanischen Antitrustbehörden ver- 
suchen, die Intensität des F+E- Wettbewerbs dadurch 
zu messen, daß sie Forschungsmärkte abgrenzen und 
die Wettbewerbsverhältnisse auf diesen Märkten be- 


16) Vgl. dazu 2.2.2.2 und 2.2.2.3. 
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stimmen. 1^) In den relevanten F+E-Markt sind alle 
Unternehmen einzubeziehen, die allein oder in Zu- 
sammenarbeit mit anderen Unternehmen bereit und 
in der Lage sind, F+E- Aktivitäten durchzuführen. Zur 
Ermittlung von Marktanteilen wird auf absolute For- 
schungsaufwendungen abgestellt, ergänzend werden 
jedoch die unterschiedüchen Fähigkeiten der Markt- 
teilnehmer zur Durchführung eines entsprechenden 
F+E-Projektes berücksichtigt. 

955. Ein solcher Beurteilungsansatz ist mit erhebli- 
chen Unsicherheiten behaftet. Zunächst stellen sich 
schon erhebliche praktische Probleme bei der Ermitt- 
lung von absoluten F+E- Ausgabengrößen, wenn die 
Forschungsleistungen — wie oben schon hervorgeho- 
ben — ganz überwiegend von vertikal integrierten 
Unternehmen erbracht werden. Bedeutsamer ist noch, 
daß eine enge Beziehung zwischen den getätigten 
Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen und 
den erzielten F+E-Ergebnissen nicht bestehen 
muß. 18) Die Forschungseffizienz wird vielmehr im Ein- 
zelfall durch zahlreiche Faktoren bestimmt, die sich 
für eine Kartellbehörde vermutlich nur schwer ermit- 
teln lassen. Schließlich hängt der Wert der F+E-Lei- 
stungen auch von der Fähigkeit und den Möglichkei- 
ten ab, die Ergebnisse erfolgreicher F+E- Aktivitäten 
am Gütermarkt zu verwerten. Hierfür sind die Wett- 
bewerbsverhältnisse auf den gegenwärtigen imd zu- 
künftigen Gütermärkten von besonderer Bedeu- 
tung. i8) Auch dies kann in diesem Ansatz nicht zurei- 
chend berücksichtigt werden. Für eine angemessene 
wettbewerbspolitische Prüfung kann daher das von 
den US- Antitrustbehörden genutzte Konzept vielfach 
nur ein erster grober Anhaltspunkt sein. Vielmehr 
wird es häufig einer umfassenderen wettbewerbspoli- 
tischen Analyse bedürfen; hierbei ist neben der Be- 
achtung der Interdependenzen von Güterwettbewerb 
und Forschungswettbewerb auf zwei weitere Eigen- 
arten des Aktionsparameters Forschung und Entwick- 
lung für die Wettbewerb spoütische Beurteilung hinzu- 
weisen. 

— So sind einerseits die besonders schwerwiegenden 
Gefahren einer Beschränkung des Innovations- 
wettbewerbs zu berücksichtigen; sie ergeben sich 
daraus, daß längerfristig der Wettbewerb mit 
neuen Produkten und Produktionsverfahren für 
die Dynamik des Wirtschaftsgeschehens und des 
Wachstums der Wirtschaft von erheblich größerer 
Bedeutung ist als der Einsatz eher kurzfristig wirk- 
samer Aktionsparameter wie Preis, Werbung oder 
Service. Die frühzeitige Ausschaltung alternativer 
Entwicklungslinien durch Wettbewerbsbeschrän- 
kungen kann — ex ante allerdings kaum meß- 
bare — zukünftige Wettbewerbsimpulse zunichte 
machen. Andererseits sind Verhaltensabstimmun- 
gen zwischen voneinander unabhängigen Unter- 
nehmen im Bereich von Forschung und Entwick- 
lung im Normalfall weniger wahrscheinlich als 
koUusive Verhaltensweisen beim Einsatz anderer 


1^) Diese Vorgehensweise, relevante Forschungs- und Entwick- 
lungsmärkte abzugrenzen imd die Wettbewerbsverhältnisse 
für diese Technologiemärkte zu bestimmen, wurde 1984 
durch Sec. 3 National Cooperative Research Act gesetzlich 
festgeschrieben. 

18) Vgl. ausführhch dazu unter 2.2.2.2. 
lö) Vgl. dazu unter 2.2. 2. 2 und 2. 2. 2.3. 


Aktionsparameter. Da F+E-Projekte zumeist er- 
heblich voneinander differieren und geheim abge- 
wickelt werden können, sind Verhaltensabstim- 
mungen nur schwer durchsetzbar. Zum anderen 
werden Unternehmen aber auch weniger bereit 
sein zu einem koUusiven Verhalten oder zur Ver- 
zögerung ihrer Forschungsaktivitäten, selbst wenn 
dies möglich sein sollte. Eine Einschränkung mög- 
licher F+E-Anstrengungen kann die technologi- 
sche Unabhängigkeit eines Unternehmens länger- 
fristig gefährden, so daß ein autonomes Marktver- 
halten nicht mehr möglich wäre. Solche existen- 
tiellen Gefahren werden die Unternehmen nur sel- 
ten in Kauf nehmen wollen. 

~ F + E- Wettbewerb wird sich zudem häufig weltweit 
abspielen, so daß zur Bestimmung der Intensität 
des F+E- Wettbewerbs auch die auf den betroffe- 
nen Technologiefeldem tätigen ausländischen Un- 
ternehmen mit zu berücksichtigen sind. Hierfür 
spricht einmal, daß für die Wirtschaftszweige, in 
denen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
eine besondere Bedeutung zukommt, eine hohe 
und weiter zunehmende Intemationalisierung der 
Märkte festzustellen ist. Vor allem innovative Un- 
ternehmen versuchen, ihre Produkte über Exporte 
oder mit Hilfe von Direktinvestitionen oder Joint 
Ventures auch auf ausländischen Märkten zu ver- 
treiben, um eine angemessene Rendite für ihre 
F+E-Investitionen zu erzielen. In diesen Fällen 
stimmen die räumlichen Marktgrenzen für den 
F+E-Wettbewerb und für den Wettbewerb am 
Gütermarkt also tendenziell überein. Daneben 
kann das technische Wissen aber auch selbständig 
transferiert werden, z. B. in Form von Blaupausen, 
Konstruktionsplänen oder Designs. Die lizenz- 
weise Weitergabe von Informationen über F+E- 
Ergebnisse wird häufig zu geringen Transaktions- 
kosten möglich sein. Sind die Forschungsleistun- 
gen in diesem Sinne handelbar, ist auch dann von 
einem weltweiten Technologie Wettbewerb auszu- 
gehen,wenn dem Wettbewerb an den Produkt- 
märkten räumlich engere Grenzen gesetzt sind. 
Allerdings kann die Ubiquität technischen Wis- 
sens nicht ohne weiteres unterstellt werden. Viel- 
mehr ist zu beachten, daß es wegen Aneignungs- 
problemen an der Bereitschaft zum Transfer neuen 
technischen Wissens fehlen kann, im Einzelfall 
aber auch die Übertragbarkeit schwierig und mit 
erheblichen Kosten verbunden sein kann, z.B. 
dann, wenn das neue technische Wissen nur ver- 
wertbar ist, wenn es gleichzeitig zu einem erhebli- 
chen Know-how-Transfer kommt. 

2.2.2.2 Beziehungen zwischen gegenwärtiger 

Gütermarktstruktur und dem F+E-Wettbewerb 

956. Von besonderem wettbewerbspolitischen Inter- 
esse ist einmal, ob und gegebenenfalls welche Ein- 
flüsse vom Wettbewerb an den gegenwärtigen Güter- 
märkten auf die Forschungsaktivitäten der Unterneh- 
men ausgehen. Es stellt sich mithin die Frage, ob es 
gewisse Untemehmensgrößen und/oder Marktstruk- 
turen gibt, die besonders geeignet sind für die 
schnelle Durchsetzung des technischen Fortschritts. 

957, Die Frage nach einer optimalen Unternehmens- 
größe für Forschungs- und Entwicklungsanstrengun- 
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gen ist lange Zeit umstritten gewesen. Zahlreiche Ar- 
gumente wurden dafür angeführt, daß vor allem Groß- 
unternehmen in der Lage seien, den technischen Fort- 
schritt voranzutreiben. Forschungsvorhaben seien zu- 
meist recht kostspielig und zugleich besonders risiko- 
behaftet. Großunternehmen könnten den erforderli- 
chen Finanzierungsaufwand hierfür am ehesten tra- 
gen; zudem erlaube ihnen ein größeres Forschungs- 
budget, mehrere Projekte gleichzeitig durchzuführen 
und damit die Risiken aus einzelnen Vorhaben zu 
diversifizieren. Weiterhin könnten Forschungspro- 
jekte im Großunternehmen kostengünstiger durchge- 
führt werden, da in einer großen Forschungs- imd Ent- 
wicklungsabteilung Größenerspamisse (z, B. durch 
die Nutzxmg spezialisierter Ausrüstimgsgegenstände) 
und Synergievorteile (z.B. durch weitgehende Ar- 
beitsteilung und fruchtbaren Gedankenaustausch bei 
Wissenschaftlern) realisiert werden könnten. Schließ- 
lich besitze ein großes Unternehmen Vorteile bei der 
Verwertung von Forschungsergebnissen. Wenn uner- 
wartete Ergebnisse anfallen würden, so könnten diese 
in einem diversifizierten größeren Unternehmen eher 
als in einem kleineren Unternehmen mit engem Pro- 
duktprogramm genutzt werden. Ein gut organisierter 
Absatzbereich erlaube es den Großunternehmen 
schließlich eher als einem kleinen Unternehmen, 
einen solchen Marktanteil zu erlangen, der das neue 
oder verbesserte Produkt in die Gewinnzone führt. 

958 . Die Hypothese von der Überlegenheit des 
Großunternehmens bei der Durchsetzung des techni- 
schen Fortschritts ist indessen gravierenden Einwän- 
den ausgesetzt. Einmal ist darauf hinzuweisen, daß 
große Organisationen wie insbesondere große For- 
schungslaboratorien in besonderer Weise der Gefahr 
unterliegen, durch bürokratische Entscheidungs- 
strukturen und durch die Mitwirkung einer Vielzahl 
anderer Unternehmenssparten gelähmt zu werden. 
Dies fördert inflexible und demotivierte Verhaltens- 
weisen, die „diseconomies of scale" zur Folge haben 
können. Zudem zeigen die Ergebnisse zahlreicher 
empirischer Studien, daß es erhebliche Zweifel an den 
Überlegungen zur generellen Vorteilhaftigkeit ein- 
zelner Untemehmensgrößen gibt: 

— Die Analyse des tatsächhchen Ablaufs zahlreicher 
Forschungsprojekte hat gezeigt, daß die mit ihnen 
verbundenen Risiken und Kosten zumeist typische 
Verläufe auf weisen. Die Anfangsphasen sind nut 
den größten Unsicherheiten hinsichtlich der Reah- 
sierbarkeit eines Forschungsvorhabens verbun- 
den, doch ist der Erwerb des erforderhchen neuen 
Wissens in diesen Phasen häufig mit recht gerin- 
gen Aufwendungen zu bewältigen. Während die 
technologischen Risiken im Verlauf der Durchfüh- 
rung des Projektes schnell abnehmen, steigen die 
Kosten in der Entwicklungsphase stark an. Es sind 
also vor allem die praktische Nutzbarmachung von 
Inventionen und die Reduktion der aus dem 
Marktprozeß erwachsenden Risiken, die den ent- 
scheidenden Anteil der Kosten von Neuerungs- 
aktivitäten ausmachen. Da Unternehmen bei der 
Durchführxing von Forschungs- und Entwick- 
lungsprogrammen sequentiell Informationen sam- 
meln und Entscheidungen treffen, die jeweils sehr 
unterschiedhche Anforderungen stellen und nüt 
imterschiedhchen Kosten verbunden sind, ist dem- 


entsprechend nicht zu erwarten, daß es eine opti- 
male Unternehmensgröße für alle Phasen eines 
F+E-Projektes gibt. Insbesondere ist nicht zu er- 
warten, daß kleine Unternehmen in den ersten 
Phasen des Forschungsvorhabens unterlegen 
sind. 

— Unbestritten ist, daß manche F+E-Projekte einen 
erheblichen Kapitalaufwand erfordern imd nur 
von Großunternehmen vorangetrieben werden 
können. Einige Vorhaben überschreiten selbst die 
finanziellen Möglichkeiten von Großunterneh- 
men, Allerdings zeigen verschiedene empirische 
Studien, die die Häufigkeitsverteilung der Kosten 
realisierter F+E- Vorhaben untersuchen, daß eine 
Mehrheit von Projekten nur geringe Kosten verur- 
sacht, die auch von kleinen und mittleren Unter- 
nehmen getragen werden können. Zudem belegen 
Längsschnittstudien von F+E- Projekten in einzel- 
nen Großunternehmen, daß diese zumeist nur 
einen mäßigen finanziellen Aufwand erforderten. 

— Weiterhin zeigen die Industriestudien, daß viele 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben nur mit 
relativ geringen Risiken verbunden sind, so daß 
die Ex-ante-Wahrscheinlichkeit des technischen 
und kommerziellen Erfolgs erheblich über 50% 
liegt. 

Aus diesen Ergebnissen folgt, daß kleinere und mitt- 
lere Unternehmen durchaus eine wichtige Rolle im 
Innovationsprozeß spielen können. Zumindest für die 
ersten Phasen eines F+E-Projektes existieren unter 
Risiko- und Finanzierungsgesichtspunkten nur selten 
Marktzugangsbarrieren. Die aufzuwendenden Res- 
sourcen können zumeist in Grenzen gehalten werden. 
Aber auch die Entwicklungskosten, die vielfach er- 
hebhch höher sind als die Forschungsaufwendungen, 
können zumeist von kleinen und mittleren Unterneh- 
men noch verkraftet werden, 

969 . Daneben versuchen zahlreiche empirische Stu- 
dien direkt zu ermitteln, ob große Unternehmen mehr 
zur Durchsetzung des technischen Fortschritts beitra- 
gen als kleine Unternehmen. Um näheren Einbhck in 
diese Problemstellung zu gewinnen, können der F+E- 
Aufwand oder der F+E-Ausstoß als Indikatoren für 
das Engagement im F+E-Bereich in Beziehung zu 
Kennzahlen für die Untemehmensgröße gesetzt wer- 

den.20) 

— Die Studien zeigen für verschiedene Länder auf, 
daß nur relativ wenige kleine Unternehmen, hin- 
gegen die ganz überwiegende Mehrzahl von 
Großunternehmen Forschungs- und Entwick- 
lungsaktivitäten entfalten. Ebenso ist die Unter- 
nehmensgröße für die Höhe der absoluten F+E- 
Ausgaben — neben anderen Faktoren — ein be- 
deutsamer Bestimmungsgrund. Allerdings unter- 
nehmen in zahlreichen Industrien die kleineren 
Unternehmen relativ höhere F+E- Anstrengungen 
als ihre größeren Konkurrenten. Für die USA wei- 
sen verschiedene empirische Studien darauf hin, 
daß zumindest ab einer gewissen Untemehmens- 


20) Daneben finden sich zahlreiche Studien mit anderen metho- 
dischen Ansätzen. Ein weiterer bedeutsamer Typus von FaU- 
studien ist der, bei dem eine Auswahl wichtiger Inventionen 
zusammengestellt wird imd dann danach gefragt wird. 
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große, die von Branche zu Branche allerdings er- 
hebhch variiert, keine wachsenden Anteile für 
F+E- Ausgaben mehr zu verzeichnen sind. Das 
Bundesforschungsministerium berichtet in seinem 
jüngsten Forschungsbericht, daß die relativen 
F+E- Auf Wendungen gemessen am Umsatz bei 
den kleinsten F+E-treibenden Unternehmen be- 
sonders hoch sind und sich in jeder folgenden Un- 
temehmensgrößenklasse verringern. Erst bei 
Großunternehmen mit mehr als 10 000 Beschäftig- 
ten erhöht sich der relative Anteil wieder kräftig.^i) 
Werden auch die kleinsten Unternehmen mit in 
den Vergleich einbezogen, so ist allerdings zu be- 
achten — worauf auch das Bundesforschungsmini- 
sterium hinweist daß die Forschungs- und Ent- 
wicklungsaktivitäten häufig ein Minimum an Auf- 
wand erfordern werden, der auch von kleinen Un- 
ternehmen nicht unterschritten werden kann. 

~ Studien über den Zusammenhang von Patentaus- 
stoß der Unternehmen — als Indikator für die Effi- 
zienz des Forschungsoutputs — und Untemeh- 
mensgröße weisen ebenfalls keinen Beleg für die 
Überlegenheit des Großunternehmens auf. So zei- 
gen US-amerikanische Studien, daß die Gruppe 
der größten Industrieunternehmen keinen höhe- 
ren Anteü an den insgesamt erteilten Patenten 
hält, als es ihren aggregierten Umsätzen gemessen 
am Umsatz des gesamten industriellen Bereichs 
der amerikanischen Wirtschaft entspricht. Da 
Großunternehmen erheblich mehr für F+E- An- 
strengungen ausgeben, ist sogar zu vermuten, daß 
der Patentausstoß gemessen an den aufgewende- 
ten Ausgaben bei großen Unternehmen ungünsti- 
ger ist als bei kleinen und mittleren Unternehmen. 
Diese Unterschiede für einzelne Unternehmens- 
größenklassen müssen zwar nicht auf geringerer 
Effizienz im F+E-Bereich beruhen. Sie können 
z. B. auch auf unterschiedliche Patentierungsnei- 
gung oder auf die unterschiedliche Größe von 
F+E-Projekten zurückführbar sein. Ein Hinweis 
auf höhere Effizienz von F+E- Aktivitäten in klei- 
neren und mittleren Unternehmen ist indessen 
dem Umstand zu entnehmen, daß diese Unterneh- 
men ihre patentierbaren Erfindungen zu einem 
wesentlich höheren Maße nutzen als große Unter- 
nehmen. 

960 . Auch wenn die begrenzte Aussagekraft empiri- 
scher Untersuchungen für die aufgeworfenen Frage- 
stellungen beachtet wird, lassen die gefundenen Er- 
gebnisse doch zumindest den Schluß zu, daß es keine 
bestimmte Untemehmensgröße gibt, die für die Her- 
vorbringung und Durchsetzung des technischen Fort- 
schritts besonders förderlich ist. Dies erscheint auf- 
grund der oben erwähnten theoretischen Überlegun- 
gen unmittelbar einsichtig. Da F+E-Projekte ver- 
schiedene Phasen der Informationssammlung umfas- 
sen, ist zu erwarten, daß für die verschiedenen Teil- 
schritte unterschiedliche Organisationsstrukturen ef- 
fizient sind und diese unterschiedliche Finanzierungs- 
bedürfnisse nach sich ziehen. Dieser Aspekt gewinnt 
zusätzhche Bedeutung dadurch, daß die einzelnen 
F+E-Projekte ein sehr unterschiedliches Maß an 


21) Vgl. Bundesminister für Forschung und Technologie, Bun- 
desbericht Forschung 1988, a.a.O., S. 99. 


Größe und Komplexität aufweisen. Eine optimale Un- 
temehmensgröße hinsichtlich all dieser Anfordemn- 
gen wird es daher nur selten geben. Hieraus ist zu 
schließen, daß die Existenz verschiedener Untemeh- 
mensgrößen in einer Branche die Durchsetzimg des 
technischen Fortschritts eher begünstigt; sie werden 
aufgmnd der unterschiedhchen Erfordernisse von 
F+E-Projekten jeweüs eine eigenständige und kom- 
plementäre Rolle im Innovationsprozeß spielen kön- 
nen. Ein gewisser, mit der Technologiebasis variieren- 
der Mindestaufwand wird zwar erforderlich sein, da- 
mit ein Unternehmen eigenständige F+E-Anstren- 
gungen vornehmen kann. Oberhalb solcher Schwel- 
lenwerte wird es allerdings einen weiten Bereich öko- 
nomisch sinnvoller Größen für forschende Unterneh- 
mensorganisationen geben. 

961 . Auch einen engen Zusammenhang zwischen 
marktstrukturellen Faktoren und Innovationsaktivitä- 
ten der Unternehmen in einem Markt wird man nicht 
erkennen können, so daß sich die Frage nach beson- 
ders günstigen Marktkonstellationen für die Durch- 
setzung des technischen Fortschritts nicht zureichend 
beantworten läßt. Dies folgt daraus, daß die Marktge- 
gebenheiten die F+E-Neigung der Unternehmen in 
verschiedener, zum Teü gegenläufiger Weise beein- 
flussen, so daß sich eindeutige Aussagen verbieten. 
Als solche Einflußfaktoren sind insbesondere zu nen- 
nen 

— die Erwartung, durch innovatorisches Verhalten 
zusätzhche Marktanteile zu erzielen, 

“ die Gefahr, bei Unterlassen von F+E- Aktiv! täten 
aus dem Markt gedrängt zu werden, 

die Gefahr, bei Einfühnmg neuen technischen 
Wissens im Markt von den Konkurrenten schnell 
imitiert zu werden. 

Hinzu kommt, daß andere wichtige Bestimmungs- 
gründe, wie z. B. die technologische Basis einer Indu- 
strie und die Einstellung der Unternehmensleitung 
gegenüber der Durchsetzung neuen Wissens, die 
F+E -Anstrengungen eines Unternehmens ebenfalls 
erhebhch beeinflussen. 

962 . Allerdings wird man aus wettbewerbspohti- 
scher Sicht gewissen Marktgegebenheiten eher skep- 
tisch gegenüberstehen müssen. So ist zu erwarten, 
daß es der Durchsetzung des technischen Fortschritts 
eher hinderhch ist, wenn es auf einem Markt bereits 
einen dominierenden Anbieter gibt und dieser durch 
Marktzutrittsschranken geschützt ist. Zwar ist es 
durchaus möglich, daß monopolistische Gewinne und 
Möghchkeiten zur Bildimg von „organizational slack" 
marktmächtige Unternehmen dazu veranlassen, ihre 
F+E- Anstrengungen zu intensivieren, zumal es bei 
diesen Marktgegebenheiten für einen Innovator am 
ehesten möglich ist, die Früchte des techiüschen Fort- 
schritts weitgehend zu intemahsieren. Andererseits 
besteht für ein marktmächtiges Unternehmen nur ein 
geringer Anreiz zu einem solchen Verhalten, wenn es 
sich dadurch nicht die Eröffnung neuer erheblicher 
Marktpotentiale verspricht und die bereits getätigten 
Investitionen nicht frühzeitig entwerten will. Es wird 
deshalb eher versuchen, den Forschungsaufwand zu 
verringern und zeitlich zu strecken. Ein solches Ver 
halten ist insbesondere dann plausibel, wenn das Un- 
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ternehmen imstande ist, auf innovatorische Vor- 
sprünge kleinerer Wettbewerber schnell zu reagieren, 
um seinen Marktanteil zu erhalten. Dämpfende Wir- 
kungen auf Innovationsaktivitäten kleinerer Unter- 
nehmen sind zudem dann zu erwarten, wenn diese 
auf eine eigene Innovation mit besonderen Anstren- 
gungen des dominierenden Anbieters rechnen müs- 
sen. So zeigen einige Fallstudien, daß der Marktführer 
zwar nur ein langsamer Innovator, aber ein potenter 
und schneller Imitator ist. 

Ebenso weisen verschiedene empirische Untersu- 
chungen darauf hin, daß die Existenz wettbewerbsbe- 
schränkender Vereinbarungen auf einem Markt wie 
auch ein enges Ohgopol auf einem ausgereiften 
Markt die Durchsetzung des technischen Fortschritts 
verzögern können. Allerdings werden für eine Be- 
schränkung des F+E-Wettbewerbs im Ohgopol be- 
sondere Umstände gegeben sein müssen. KoUusives 
Verhalten läßt sich beim Aktionsparameter Forschung 
und Entwicklung anders als beim Parameter Preis nur 
schwer durchsetzen, da F+E-Projekte zumeist in zahl- 
reichen Aspekten voneinander differieren. Dies er- 
schwert die für ein ab gestimmtes Verhalten erforder- 
hchen Lemprozesse.22) 

963 . Demgegenüber sind Aussagen über die Vorteil- 
haftigkeit anderer marktstruktureller Bedingungen 
schwierig. So mögen polypohstische Marktstrukturen 
den Vorteil besitzen, daß aufgrund der Vielzahl der 
Marktteilnehmer eher eines der am Markt tätigen Un- 
ternehmen eine den Verbraucherbedürfnissen beson- 
ders entgegenkommende Innovation hervorbringt. 
Zudem können sich aufgrund der geringen Reaktions- 
verbundenheit der Unternehmen und der möghchen 
Marktanteilszuwächse für den Innovator besondere 
Gewinnaussichten ergeben, die stimuherend für die 
F+E- Aktivitäten in dieser Marktform sind. Anderer- 
seits kann aber auch in ohgopohstischen Märkten ein 
besonderer Anreiz für F+E- Anstrengungen vorhan- 
den sein, da das Existenzrisiko für ein passives Unter- 
nehmen bei einem Innovationsvorstoß eines Konkur- 
renten groß ist, dem nur mit eigenen Neuerungen 
begegnet werden kann. Theoretische Überlegungen 
geben also nur begrenzt Aufschluß, da das unterneh- 
merische Verhalten im Bereich von Forschung und 
Entwicklung nicht wesentlich von der Marktstruktur 
determiniert, sondern daneben von zahlreichen ande- 
ren Faktoren beeinflußt wird. 

964 . Empirische Untersuchungen beseitigen diese 
Ungewißheiten nicht entscheidend. Sie zeigen auf, 
daß in konzentrierten Märkten mehr F+E- Aufwand 
betrieben wird als in weniger konzentrierten Indu- 
strien. Ein solcher Zusammenhang besteht auch dann 
noch, wenn die unterschiedliche technologische Basis 
der jeweiligen Märkte mit als Erklärungsfaktor be- 
rücksichtigt wird, allerdings ist die Korrelation dann 
sehr schwach.23) Bei niedrigen Konzentrationsraten 
für die ersten vier Unternehmen war die F+E- Aktivi- 
tät sehr gering, 24) während bei mittleren Konzentra- 


22) Vgl. dazu schon 2.2.2. 1. 

23) Der Zusammenhang von Konzentration und F+E-Engage- 
ment ist gerade in weniger innovativen Industrien sehr aus- 
geprägt. 

24) Fallstudien weisen aber auch hier auf etliche Gegenbei- 
spiele hin, z. B. in der elektrotechnischen Industrie. 


tionsgraden (CR4 = 50% bis 55%) die F+E-Intensität 
— gemessen an den Beschäftigten — am höchsten war 
und bei noch höheren Konzentrationsgraden wieder 
absank. Auch zeigte sich in diesen Studien, daß die 
technologisch fortschrittlichsten Industrien zugleich 
die höher konzentrierten waren. Doch wird man diese 
Ergebnisse nicht in dem Sinne interpretieren dürfen, 
daß manche Industrien progressiver sind, weil sie hö- 
her konzentriert sind. Plausibler erscheint ein umge- 
kehrter Kausalzusammenhang. Vor allem in Indu- 
striezweigen mit reichen technologischen Möglich- 
keiten sehen sich die Unternehmen recht gewinn- 
versprechenden F+E-Potentialen gegenüber. Weit- 
reichende, erfolgreiche Neuerungen werden da- 
her eine erhebliche Variabilität des Unternehmens- 
wachstums bedingen. Diese größenunabhängigen 
Unterschiede in den Wachstumsraten führen ge- 
mäß dem Gibratschen Gesetz vom proportionalen 
Effekt 25) zu steigender Untemehmenskonzentration. 
Die Konzentration ist dann das Ergebnis eines in- 
tensiven Wettbewerbs, nicht aber dessen Vorausset- 
zung. 

965 . Die F+E- Aktivitäten der Unternehmen werden 
durch die Wettbewerbssituation am gegenwärtigen 
Gütermarkt mit beeinflußt, doch sind diese Zusam- 
menhänge recht lose. Umgekehrt sind aber auch 
Rückwirkungen vom F+E- Wettbewerb auf das Ver- 
halten an den aktuellen Gütermärkten zu erwarten. 
Der F+E-Wettbewerb muß von den etabherten Unter- 
nehmen als wichtige Form potentiellen Wettbewerbs 
angesehen werden. Er begrenzt mithin die Verhal- 
tensspielräume am aktuellen Gütermarkt. Die führen- 
den Produzenten am aktuellen Gütermarkt werden 
ihre Preisspielräume nicht ausnutzen, um Anreize für 
andere Unternehmen zu vermindern, mit Neuerun- 
gen in einen Quahtätswettbewerb zu treten. Aller- 
dings sind diese Verhaltensmuster nur dann zu erwar- 
ten, wenn sich alle beteihgten Unternehmen von ihren 
F+E- Anstrengungen keine entscheidenden techni- 
schen Durchbrüche versprechen, die zu erhebhchen 
Umwälzungen der Märkte führen können. Für dyna- 
mische Märkte mit reicher technologischer Basis ist 
die Wirkung des F+E-Wettbewerbs auf die Verhal- 
tensmuster am aktuellen Gütermarkt weniger offen- 
sichtlich. In diesem Falle werden auch die gegenwär- 
tigen Produzenten ihre F+E- Anstrengungen forcie- 
ren, zugleich aber vermutlich versuchen, ihre Preis- 
spielräume voll zu nutzen, um bis zur Einführung 
neuer Produkte möglichst hohe Gewinne zu erzie- 
len. 26) Allerdings werden sich solche preispohtischen 
Strategien nur in bestimmten Marktsituationen 
durchsetzen lassen. Insbesondere bei hoher Preis- 
reagibilität der Nachfrager wird ein solches Verhalten 
kaum möghch sein. 


25) Das Gibratsche Gesetz geht davon aus, daß die für das 
Wachstum von Unternehmen relevanten Zufallseinflüsse 
nicht normal verteilt sind, sondern sich multiplikativ auf die 
absolute Größe eines Unternehmens auswirken. Kleine xmd 
große Unternehmen haben nicht die gleiche Chance, um 
einen absolut, sondern um einen prozentual gleich großen 
Betrag zu wachsen. 

26) Solche Verhaltensmuster ließen sich z. B. für die US-ameri- 
kanische pharmazeutische Industrie in den sechziger Jahren 
zeigen. Eine ähnliche Situation ergab sich in der Bimdesre- 
publik in den siebziger Jahren. 
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2.2.2.3 Beziehungen zwischen dem F+E-Wettbewerb und 
künftigen Gütermärkten 

966. Dem F+E- Wettbewerb kommt eine entschei- 
dende Bedeutung für die zukünftigen Gütermärkte 
zu. Mit Hilfe von Innovationen werden neue Märkte 
kreiert oder die Datenkonstellationen auf bereits exi- 
stierenden Märkten erheblich verändert. Der erfolg- 
reiche Ausgang von F -HE- Aktivitäten trägt folglich er- 
hebliche Wettbewerbsimpulse in bestehende Märkte 
hinein oder schafft Grundlagen für weitere Marktpro- 
zesse in neuen Märkten. In welchem Ausmaß diese 
Neuerungsimpulse die Gütermärkte beeinflussen, ist 
von der Intensität des F-HE- Wettbewerbs abhängig. 

967. Voraussetzung für einen intensiven F-HE-Wett- 
bewerb ist es, daß das Innovationspotential zur Schaf- 
fung eines neuen Marktes oder zur Veränderung der 
gegenwärtigen Marktsituation vorhanden ist und eine 
Internalisierung der aus einer erfolgreichen Neue- 
rung resultierenden Vorteile zumindest teilweise 
möglich ist. Wenn die Neuerung ohne nennenswerte 
Kosten und ohne zeitliche Verzögerung von einer gro- 
ßen Anzahl Konkurrenten imitiert werden könnte, 
wäre von dem verstoßenden Unternehmen keine an- 
gemessene Rendite auf seine F-HE-Investitionen zu 
erzielen. Unternehmen werden also nur dann F-HE- 
Anstrengungen auf sich nehmen, wenn sie erwarten 
köimen, damit temporäre Leistungsvorsprünge zu er- 
zielen. 

968. Staatliche Ordnungspolitik hat die Möglichkeit, 
mit Hilfe verschiedener Instrumente ein angemesse- 
nes Anreizsystem für potentielle Innovatoren zu 
schaffen. Für eine Reihe von Wirtschaftszweigen ist 
die mit staatlichen Sanktionen geschützte Verleihung 
exklusiver Eigentumsrechte für neues Wissen von be- 
sonderer Bedeutung (z. B. in Form von Patenten, Ge- 
brauchs- und Geschmacksmustern). Das Patent ge- 
währt dem Erfinder das Recht, seine Erfindung für 
einen bestimmten Zeitraum allein zu nutzen. Wäh- 
rend dieser Schutzfrist ist der Innovator also vor Nach- 
ahmungen und insoweit auch vor Wettbewerb ge- 
schützt.27) Die Reaktionszeit für imitierende Unter- 
nehmen wird also künstlich erhöht, um Inventionen 
sowie die Entwicklung und kommerzielle Nutzung 
der Erfindxmgen zu fördern. Daneben stehen dem 
Staat weitere Mittel, z. B. die direkte oder indirekte 
finanzielle Förderung von F-HE- Aktivitäten, zur Ver- 
fügung, um Anreize für Innovationen zu schaffen oder 
zu verstärken. 

969. Allerdings werden in vielen Fällen aus dem 
Marktprozeß selbst hinreichende Impulse für Innova- 
tionen erwachsen, ohne daß es einer besonderen 
staatlichen Förderung mit Hilfe der eben angespro- 
chenen Instrumente bedarf. Hier sind drei Faktoren 
von besonderer Bedeutung, die sich als Imitations- 
hemmnisse erweisen können und damit zugleich An- 
reize für innovatives Verhalten schaffen. 

— Zum einen beansprucht die Imitation regelmäßig 
Zeit. Dies gilt besonders bei Verfahrensfortschritt; 
aber auch Produktneuerungen können während 
der Entwicklungsphase vielfach geheimgehalten 


27) Vgl. in diesem Zusammenhang auch Monopolkommission, 
Fortschreitende Konzentration bei Großunternehmen, 
Hauptgutachten 1976/1977, Baden-Baden 1978, Tz. 636 ff. 


werden wie auch die Details nach der Marktein- 
führung nicht offensichtlich sein müssen. Zudem 
erwachsen dem innovierenden Unternehmen in 
der Produktion und Vermarktxmg eines neuen Gu- 
tes oder bei der Anwendung eines neuen Produk- 
tionsverfahrens regelmäßig Lemkurvenvorteile. 
Hieraus entstehen jeweils Anreize, neues techni- 
sches Wissen möglichst vor den Konkurrenten am 
Markt einzusetzen. 

— Weiterhin wird ein Unternehmen mit einer Innova- 
tion häufig Image- bzw, Reputationsprämien er- 
langen können. Die Nachfrager werden auf dyna- 
mischen Märkten wegen des ständigen Angebots 
neuer Güter einen erheblichen Informationsbedarf 
haben. Innovatorische Unternehmen können dann 
durch gute und gleichbleibende Qualität einen 
Goodwill bei den Nachfragern aufbauen, der ih- 
nen auch dann noch gewisse Preisspielräume er- 
öffnet und hohe Marktanteile verschafft, wenn 
Konkurrenten mit vergleichbaren Produkten an 
den Markt herantreten. Auch dieser Effekt kann zu 
hohen Renditen von F-HE-Investitionen beitragen, 
die zu F-HE- Anstrengungen Anlaß gäben. 

— Schließlich können Innovationen auch deshalb als 
ertragreich anzusehen sein, wenn für den Markt- 
zutritt Hemmnisse bestehen, die sich aus anderen 
Gründen als dem Patentwesen ergeben. So wäre 
beispielsweise ein Mangel an effizienten Produkti- 
onskapazitäten oder Vertriebskanälen bei New- 
comern denkbar. Haben solche Zutrittshemmnisse 
zur Folge, daß nur wenigen Unternehmen auf- 
grund ihrer sachlichen xmd personellen Kapazitä- 
ten der Markteintritt erlaubt ist, so wird nach der 
Imitation häufig kein heftiger Preiswettbewerb 
einsetzen; auch dies kann zu angemessenen Inno- 
vationsgewinnen führen. 


2,2.3 Gesamtwirtschaftliche Beurteilung von 
F+E-Kooperationen 

2,2.3.1 Gesamtwirtschaftliche Vor- und Nachteile 

gemeinschaftlicher Forschung und Entwicklung 

970. F-HE-Kooperationen erbringen nicht nur Vor- 
teile für die beteiligten Unternehmen. Sie können 
auch im gesamtwirtschaftlichen Interesse liegen. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn das gemeinsame Vor- 
gehen der Kooperationspartner nicht zu einer wesent- 
lichen Beeinträchtigung des Wettbewerbs führt. Be- 
deutsam sind vor allem die folgenden positiven Wir- 
kungen: 

— F-HE-Kooperationen können zu einer effizienteren 
Ressourcenallokation in der Volkswirtschaft bei- 
tragen. Der F-HE- Aufwand zur Gewinnung neuen 
technischen Wissens kann durch ein gemein- 
schaftliches Vorgehen reduziert werden. Parallele 
Forschungsanstrengungen sind zwar im Regelfälle 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht wünschens- 
wert,28) da sie zu unterschiedlichen Ergebnissen 
führen können und somit den Verbrauchern diffe- 
renziertere Möglichkeiten der Bedarfsbefriedi- 
gung bieten. Suchen jedoch die an einer Koopera- 


28) Vgl. dazu auch 2.2,1. 


348 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


tion beteiligten Unternehmen selbständig nach ei- 
ner ähnlichen Problemlösung, muß mit einem un- 
abhängigen Vorgehen objektiv kein Erkenntnis- 
fortschritt verbunden sein, so daß Aufwendungen 
für unnötige Parallelentwicklungen in solchen 
— allerdings vermutlich seltenen — Fällen unter- 
bleiben können. Zudem können economies of 
scale und economies of scope genutzt werden, 
wenn die Zusammenarbeit die Anschaffung teu- 
rer, aber besonders leistungsfähiger Produktions- 
mittel erlaubt oder die Forschungsaktivitäten brei- 
ter angelegt und damit die Kosten auf eine größere 
Zahl komplementärer Projekte verteilt werden 
können. Die Zusammenführung sich ergänzender 
Fähigkeiten und technischer Kenntnisse kann wei- 
terhin zu einer Minderung des Ressourcenaufwan- 
des führen, da nun in dem Suchprozeß nach neuen 
technischen Lösungen Fehlentwicklungen eher 
vermieden werden können. Schließlich kann die 
Beteiligung an F+E-Kooperationen es den Unter- 
nehmen im Einzelfall erlauben, ihr Forschungs- 
budget auf eine größere Anzahl von Projekten zu 
verteilen. Diese Streuung der Forschungsaktivitä- 
ten kann auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu 
einer sinnvollen Reduktion von Risiken führen. 

— Können die Unternehmen durch ein gemeinsames 
Vorgehen Synergieeffekte nutzen und/oder ge- 
wisse Suchprozesse vermeiden und sich damit ver- 
stärkt anderen Forschungsprojekten zuwenden, so 
ist zudem mit einer Beschleunigung der Durchset- 
zung des technischen Fortschritts zu rechnen. For- 
schimgsprojekte können schneller abgewickelt 
werden. Dies ist insbesondere in Branchen mit ra- 
schem technischen Wandel bedeutsam, in denen 
der Wettbewerbsparameter Forschung und Ent- 
wicklung eine wichtige Rolle spielt. Die Erhöhung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Kooperationspart- 
ner stimuliert somit zugleich das Wettbewerbsge- 
schehen in den betreffenden Märkten. 

— F+E-Kooperationen können zudem zu einer Ver- 
breiterung der Wissensbasis der beteiligten Unter- 
nehmen führen. Nehmen die Kooperationspartner 
einen Austausch von Patenten und technischem 
Know-how vor, um eine vertrauensvolle und effek- 
tive Zusammenarbeit zu gewährleisten, kann die 
Zusammenarbeit die Diffusion neuen technischen 
Wissens in einer Volkswirtschaft fördern. Dies 
dürfte für weitere Innovationsaktivitäten von be- 
sonderer Bedeutung sein, da sich aus der Erweite- 
rung der Wissensbasis bei den kooperierenden 
Unternehmen jeweils Chancen für weitere Innova- 
tionen ergeben können. 

— Schließlich ist von gesamtwirtschaftlicher Bedeu- 
tung, daß ohne die Möglichkeit, Forschungsvorha- 
ben gemeinschaftlich durchzuführen, ein Teil der 
F-f-E-Aktivitäten vermutlich unterbleiben würde. 
Durch die Zusammenarbeit von zwei oder mehre- 
ren Unternehmen kann das Ausmaß der insgesamt 
betriebenen Forschung in einer Volkswirtschaft 
also erhöht werden. Zwei Gründe sind von prakti- 
scher Bedeutung. Die Kooperationspartner sind 
teüweise allein nicht in der Lage, das F+E-Projekt 
durchzuführen, z. B. weil es den beteiligten Unter- 
nehmen für ein individuelles Vorgehen an den not- 


wendigen Forschungsressourcen oder an ange- 
messenen Verwertungskapazitäten fehlt. Die Un- 
ternehmen werden dann erst durch die Beteili- 
gung an der Kooperation zu Teünehmern am Wett- 
bewerb. 29) Ein Kooperationsbedürfnis kann sich 
weiterhin aus der Besonderheit von neuem techni- 
schen Wissen als — zumindest teilweise — öffent- 
lichem Gut ergeben, die Produktion des neuen 
technischen Wissens führt also zur Entstehung von 
positiven externen Effekten. Dies gilt zwar in be- 
sonderem Maße für die Grundlagenforschung, 
aber auch bei angewandter Forschung können po- 
sitive externe Effekte auftreten, die mit Hilfe ex- 
klusiver Eigentumsrechte, wie dem Patentrecht, 
nicht in jedem Falle vollständig intemalisiert wer- 
den können.30) Die mögliche Produktion solcher 
externer Effekte bei Durchführung bestimmter 
Forschungsprojekte kann den unternehmerischen 
Anreiz zu individueller Erfindertätigkeit erheblich 
beeinträchtigen oder beseitigen. Mit Hilfe einer 
Kooperation kann das aus möglichem Trittbrett- 
fahrerverhalten resultierende Anreizversagen un- 
terbunden werden, da die Unternehmen, die von 
der Produktion des neuen technischen Wissens 
profitieren, vertraglich zu entsprechender Beteili- 
gung an der Finanzierung herangezogen werden 
können. 

971 . F-I-E-Gemeinschaften weisen aus gesamtwirt- 
schaftlicher Sicht allerdings nicht nur Vorteüe auf. 
Durch die Zusammenarbeit kann aktueller oder po- 
tentieller Wettbewerb zwischen den Kooperations- 
partnern beschränkt oder die Marktposition anderer 
Unternehmen beeinträchtigt werden. Hieraus resul- 
tieren zum Teil erhebliche Gefahren für den Wettbe- 
werb. 

— Die Vergemeinschaftung von Forschung imd Ent- 
wicklung führt im Regelfälle dazu, daß die Koope- 
rationspartner ihre eigenen F+E- Anstrengungen 
auf dem Gebiet des gemeinsamen Projektes ein- 
stellen. Es kommt deshalb je nach Anzahl der be- 
teiligten Unternehmen zu einem Wegfall unab- 
hängiger Quellen von Neuerungsaktivitäten. Die 
Suche nach alternativen Problemlösungen wird 
damit unter Umständen erheblich eingeschränkt 
oder unterbunden. Dies kann langfristig erhebli- 
che Wettbewerbsbeeinträchtigungen und Wohl- 
fahrtsverluste zur Folge haben, da die Aktionspa- 
rameter Forschung und Entwicklung vor allem für 
zukünftige Wettbewerbsprozesse besondere Be- 
deutung besitzen. Wird die Entdeckung mehrerer 
Problemlösungen durch F+E-Kooperationen ver- 
hindert, so können auch darauf aufbauende weite- 
re Innovationsaktivitäten nicht stattfinden. Wich- 
tige Wettbewerbs- und Wachstumsimpulse blei- 
ben damit unter Umständen ungenutzt. Ebenso ist 
zu beachten, daß der Verzicht auf Mehrfachfor- 
schung zu einem relativ homogenen Produktange- 
bot führen kann, das den Bedürfnissen der Ver- 
braucher nur in sehr unzulänglicher Weise ent- 


29) Vgl. dazu ausführlich 5.2. 

30) Allerdings kann auch bei Existenz externer Effekte ein ei- 
genständiges Vorgehen aus gesamtwirtschaftlicher Sicht er- 
wünscht sein, weil die Suche nach Umgehungspatenten den 
technischen Fortschritt fordern kann. 
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spricht. Die Beschränkung möglicher Produktviel- 
falt durch gemeinschaftliche Forschungsaktivitä- 
ten kann daneben günstige Voraussetzungen für 
weitere Wettbewerbsbeschränkungen schaffen. 

— Die Vergemeinschaftung von F+E- Aktivitäten be- 
deutender Marktteilnehmer kann weiterhin zur 
Verlangsamung oder Verminderung der Produk- 
tion und Umsetzung von neuem technischen Wis- 
sen führen. Die Kooperation bedingt eine Anglei- 
chung des Wissensstandes unter den Mitgliedern. 
Dies wird den Anreiz zu besonderen Forschungs- 
anstrengungen vermindern, da die beteüigten Un- 
ternehmen sich gegenüber ihren Kooperations- 
partnern keine Wettbewerb svorsprünge mehr er- 
hoffen können. Besteht kein wesentiicher Außen- 
seiterwettbewerb, so werden sie deshalb versu- 
chen, ihre F+E- Aktivitäten zu vermindern oder zu 
verzögern, um bereits getätigte Sachinvestitionen 
in den von der Kooperation tangierten Märkten 
nicht frühzeitig zu entwerten. Von der Gründung 
einer F+E-Kooperation durch ressourcenstarke 
Partner können zudem Außenseiter entmutigt 
werden, eigenständig intensive Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen auf sich zu nehmen, 
um den technischen Fortschritt voranzutreiben. 

~ Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die tech- 
nischen und finanziellen Anforderungen an F+E- 
Abteilungen sowohl zwischen den einzelnen F+E- 
Projekten als auch in den einzelnen Phasen eines 
solchen Projektes differieren.^^) Es ist folglich nicht 
zu erwarten, daß mit der gemeinschaftlichen 
Durchführung eines F+E- Vorhabens jeweils Ska- 
leneffekte oder Synergievorteile verbunden sein 
müssen. Selbst wenn Möglichkeiten zur Nutzung 
solcher Vorteile im konkreten Fall vorhanden sind, 
folgt daraus nicht notwendig, daß diese Vorteile 
auch tatsächlich realisiert werden. Andererseits ist 
aber zu beachten, daß ein gemeinschaftliches Vor- 
gehen erhebliche Koordinationsprobleme mit sich 
bringen kann, die den Nutzen der Kooperation 
gegenüber einer eigenständigen Abwicklung des 
F+E-Programms überwiegen können. Solche Ab- 
stimmungsprobleme sind insbesondere dann zu 
erwarten, wenn an der Kooperation zahlreiche Un- 
ternehmen beteiligt sind und die Kooperations- 
partner unterschiedhche Forschungsstile bevorzu- 
gen oder verschiedene Interessen mit dem ge- 
meinsamen Projekt verbinden. 

— Schheßlich sind mögliche wettbewerbsbeschrän- 
kende Effekte der Forschungsgemeinschaft auf 
den von der Kooperation betroffenen Gütermärk- 
ten sowie auf Drittmärkten zu beachten. Die Zu- 
sammenarbeit kann zu sogenannten „Gruppen- 
effekten" führen, durch die sich die Intensität des 
Wettbewerbs zwischen den beteüigten Unterneh- 
men verringert.32) Auch wenn Produktion und Ver- 
trieb nach erfolgreicher Durchführung eines F+E- 
Vorhabens nicht vergemeinschaftet und Verwer- 
tungsbeschränkungen nicht vertraglich fixiert 
werden, unterlassen es die F+E-Partner vermut- 


31) Vgl. dazu 2.2.2.2. 

32) Vgl. dazu Monopolkommission, Fusionskontrolle bleibt vor- 
rangig, Hauptgutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980, 
Tz. 530 ff. 


lieh, offensiv auf dem Markt der neu entwickelten 
Produkte in Wettbewerb zueinander zu treten, um 
die Rendite ihrer F+E-Investitionen nicht zu 
schmälern. Ein gleichförmiges Verhalten der Ko- 
operationspartner auf anderen Märkten, die keine 
Berührungspunkte mit den von der F+E-Koopera- 
tion betroffenen Märkten haben, wird demgegen- 
über weniger wahrscheinlich sein, aber auch nicht 
ausgeschlossen werden können. Der Eintritt eines 
Gruppeneffektes auf diesen Märkten ist zumindest 
dann denkbar, wenn die Beteiligten einen wesent- 
hchen Teübereich ihrer gesamten unternehmeri- 
schen Aktivitäten in die Kooperation eingebracht 
haben oder schon auf anderen Märkten intensiv 
Zusammenarbeiten. 

2.2.3.2 Wettbewerbspolitische Beurteilungskriterien von 
F+E-Kooperationen 

972. Mit F+E-Kooperationen können aus gesamt- 
wirtschaftlicher Sicht also vorteilhafte und nachteüige 
Wirkungen verbunden sein. Eine wettbewerbspohti- 
sche Würdigung muß dieser Besonderheit von F+E- 
Kooperationen Rechnung tragen. Es wird deshalb 
grundsätzlich eine umfassende Prüfung aller mögh- 
chen Wirkungen erforderlich sein, um eine angemes- 
sene Entscheidung treffen zu können. Man wird für 
ein Beurteüungsraster indes drei typische Fallkonstel- 
lationen unterscheiden können: 

— Relativ unproblematisch sind die Fälle, in denen 
die Kooperationspartner allein nicht am F+E- 
Wettbewerb teünehmen können. Dies kann der 
Fall sein, weil den Unternehmen für eine selbstän- 
dige Aufnahme des F+E-Projektes die notwendi- 
gen Ressourcen nicht zur Verfügung stehen. Es ist 
aber auch denkbar, daß den beteüigten Unterneh- 
men die Mittel fehlen, um die F+E-Ergebnisse 
nach erfolgreichen Forschungsbemühungen sinn- 
voU verwerten zu können. Durch die Zusammenar- 
beit kommt es zu einem zusätzhehen Marktzutritt 
beim F+E- Wettbewerb, da von den Beteiligten 
F+E- Aktiv! täten ohne die Kooperation nicht auf- 
genommen worden wären. Die gemeinsame 
Durchführung des F+E-Projektes erhöht somit die 
F+E- Wettbewerbsintensität und eröffnet die 
Chance, daß es zur Beschleunigung bei Produktion 
und Durchsetzung des neuen Wissens auf den Gü- 
termärkten kommt. 

Schwieriger wird eine wettbewerbspohtische 
Empfehlung aUerdings dann, wenn überhaupt 
kein Unternehmen am Markt in der Lage ist, das 
beabsichtigte F+E-Projekt aUein durchzuführen 
und die Kooperationspartner die einzigen Markt- 
teilnehmer nach erfolgreichem Abschluß der F+E- 
Arbeiten sein werden. Die an der F+E-Gemein- 
schaft beteüigten Unternehmen erlangen dann un- 
ter Umständen eine marktbeherrschende SteUung, 
die vor Erosion durch nachfolgende Wettbewerber 
weitgehend geschützt ist. Unter gesamtwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten wird man eine solche Ko- 
operation dennoch grundsätzheh ziüassen müssen, 
da Marktbeherrschung auf einem neuen Markt 
Wettbewerbs- und wohlfahrtspohtisch positiver zu 
bewerten ist, als wenn der Markt überhaupt nicht 
geschaffen würde. Hier wird man indes jeweüs zu 
prüfen haben, ob nicht weniger wettbewerbsbe- 
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schränkende Alternativen zur Verfügung stehen, 
das neue technische Wissen bereitzustellen und 
am Markt einzuführen. Zudem wird man bei Zu- 
lassung der Kooperation sicherstellen müssen, daß 
die Durchsetzung des technischen Fortschritts 
nicht behindert wird. 

— Die Zusammenarbeit in einer F+E-Kooperation 
kann weiterhin auch im gesamtwirtschaftlichen In- 
teresse liegen, wenn die Kooperationspartner al- 
lein nicht in der Lage wären, das beabsichtigte 
F+E-Projekt durchzuführen. Dies gilt zumindest 
dann, wenn mit der gemeinschafthchen Durchfüh- 
rung des F+E- Vorhabens einzelwirtschafthche Ef- 
fizienzgewinne realisiert werden können, die eine 
schnellere Durchsetzung des technischen Fort- 
schritts am Markt ermöghchen. Auch wenn die 
Zusammenarbeit den Kooperationspartnern tem- 
porär Marktmacht verleiht, weil sie aufgrund des 
gemeinsamen Vorgehens mit ihrer Neuerung vor 
ihren Konkurrenten auf dem Markt auftreten kön- 
nen, ändert sich dadurch nicht notwendig die wett- 
bewerbspolitische Beurteilung. Die Aussicht auf 
besondere Leistungsgewinne, die sich aus der Er- 
wartung ergibt, Innovator am Markt zu sein, kann 
vielmehr ein besonderer Anreiz zu zügiger und 
effizienter Durchführung der F+E- Arbeiten sein. 
Voraussetzung ist allerdings, daß wesentiicher 
Wettbewerb von dritten Unternehmen zu erwarten 
ist und von der Kooperation keine Entmutigungs- 
effekte auf kleinere Unternehmen ausgehen. Bei 
diesen Marktgegebenheiten werden die Verhal- 
tensspielräume der Kooperationspartner so hinrei- 
chend durch den Wettbewerb kontrolliert, daß 
nachteilige Wirkungen auf die Durchsetzung des 
technischen Fortschritts nicht zu erwarten sind. Al- 
lerdings bleibt zu beachten, daß durch die Koope- 
ration die Palette möghcher Neuerungslösungen 
im Einzelfall erheblich eingeschränkt werden 
kann. Wohlfahrtsverluste können also dadurch 
entstehen, daß die Produktvielfalt reduziert wird 
und den Nachfragern gewisse Optionen der Be- 
darfsbefriedigimg genommen werden. Diese 
Nachteile gilt es bei Betrachtung der möglichen 
Vorteüe einer effizienteren und schnelleren 
Durchsetzung der Neuerungen am Markt im Auge 
zu behalten. 

— Wettbewerbspolitisch bedenklich sind insbeson- 
dere solche Vorhaben, bei denen sich die bedeut- 
samsten (aktuellen oder potentiellen) Wettbewer- 
ber für eine neue Technologie in einer Kooperation 
zusammenfinden. In diesen Fällen werden wesent- 
hche Wettbewerbsimpulse durch die Zusammen- 
arbeit beseitigt, womit vor allem die Gefahr ver- 
bunden ist, daß das Innovationstempo von den Be- 
teihgten verlangsamt wird. Besonderes Gewicht 
erhält hier zudem der Aspekt, daß die Suche nach 
verschiedenen Neuerungslösungen von den Ko- 
operationsbeteiligten beseitigt wird. Es besteht in 
besonderem Maße die Gefahr einer dauerhaften 
Vermachtung des zukünftigen Gütermarktes 
durch einen oder wenige Anbieter mit einem ho- 
mogenen Produktangebot bzw. einer donünieren- 
den Produktionstechnik. Diese Gefahren werden 
im Regelfälle nicht dadurch aufgewogen, daß die 
Kooperationspartner erhebliche Effizienzgewinne 


durch die Zusammenarbeit erzielen können, wie 
sie durch die Zusammenfassung komplementärer 
F+E-Ressourcen oder die Nutzung von Skalenvor- 
teilen entstehen können. Da ohne hinreichenden 
Wettbewerbsdruck nicht gewährleistet ist und 
nicht einmal erwartet werden kann, daß es zur 
Wahrnehmung von Kostenersparnissen durch die 
Beteiligten kommt oder ein F+E-Projekt schnell 
abgeschlossen wird, überwiegen die Gefahren ei- 
ner solchen F+E-Kooperation im Regelfälle. 

973. Bei Vereinbarung einer F+E-Kooperation wer- 
den zumeist weitere Abreden getroffen, die über den 
koordinierten Einsatz von F+E-Ressourcen hinausge- 
hen. Diese zusätzlichen Absprachen dienen der Absi- 
cherung der Durchführung der F+E- Aktivitäten und 
der Verwertung der anfallenden F+E-Ergebnisse. Da- 
mit soll einmal sichergestellt werden, daß die Koope- 
rationspartner sich nicht opportunistisch verhalten; 
sie können weiterhin erforderhch sein, um ein Enga- 
gement der beteiligten Unternehmen in dem Arbeits- 
feld des F+E-Projektes rentabel zu machen. Anderer- 
seits können mit solchen Zusatzvereinbarungen aber 
auch primär wettbewerbsbeschränkende Anliegen 
verfolgt werden. Es bedarf deshalb ebenfalls der Ana- 
lyse des Einzelfalles, ob die getroffenen Vereinbarun- 
gen aus wettbewerbspolitischer Sicht angemessen 
sind; dabei wird man folgende Leitiinien formulieren 
können: 

— Als wettbewerbspohtisch unproblematisch wird 
man im Regelfall den Verzicht auf eigenständige 
Forschung oder auf Forschung mit anderen Unter- 
nehmen (sogenannte Wettbewerbsverbote) sowie 
den Verzicht auf Weitergabe von F+E-Ergebnis- 
sen an Dritte ansehen können, soweit für diese 
Verhaltensbeschränkungen angemessene zeitii- 
che und sachhche Begrenzungen ab gesteckt sind. 
Mit diesen Absprachen wollen die Unternehmen 
verhindern, daß einer der Beteiligten sich durch 
taktisches Verhalten Vorteile zu Lasten der Koope- 
rationspartner verschafft. Ohne die Möglichkeit, 
solche Absprachen zu treffen, käme deshalb für 
die Beteiligten eine Zusammenarbeit häufig nicht 
in Betracht. 

— Auch verhaltensbeschränkende Abreden über die 
Einbringung und Bewertung von bereits vorhan- 
denem technischen Wissen werden häufig not- 
wendig sein, damit eine F+E-Kooperation zu- 
stande kommt. Diese sind aus wettbewerbspoliti- 
scher Sicht gerechtfertigt, sofern die Zusammen- 
fassung des technischen Know-hows der Koopera- 
tionsbeteüigten als Ausgangsbasis dafür dient, ge- 
genüber den Wettbewerbern bei der Erarbeitung 
neuen technischen Wissens einen Vorsprung zu 
erzielen. Allerdings sind zwei Begrenzungen zu 
beachten, um den Wettbewerb nicht zu gefährden. 
Zum einen darf nur solches Wissen Gegenstand 
von Nebenabreden zur F+E-Kooperation sein, das 
als Grundlage für die Entwicklung neuen techni- 
schen Wissens erforderhch ist. Zum anderen dür- 
fen die Vereinbarungen über dieses vergemein- 
schaftete Wissen den Handlungsspielraum der Be- 
teiligten nicht weitergehend einschränken, als es 
für den Kooperationszweck notwendig ist. So wäre 
beispielsweise eine Vereinbarung über die aus- 
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schließhche Nutzung technischen Wissens durch 
die Kooperation dann wettbewerbspohtisch schäd- 
hch, wenn dieses auch für andere, von der Koope- 
ration nicht abgedeckte Anwendungsbereiche be- 
nötigt würde. 

— Eine Vergemeinschaftung von Herstellung und 
Vertrieb kann im Einzelfall erf orderhch sein, damit 
die Kooperationspartner das neue technische Wis- 
sen überhaupt profitabel verwerten können. Aller- 
dings wird jeweils zu überprüfen sein, ob solche 
Abreden notwendig sind, um den Erfolg der F+E- 
Kooperation zu gewährleisten. Ist ein gemein- 
schaftiiches Vorgehen in den Bereichen Herstel- 
lung und Vertrieb nicht erf orderhch, wird man 
diese Absprachen ähnhch wie andere Produkti- 
ons- und Vertriebsgemeinschaften zu beurteilen 
haben. Hier wird man eine Zulassung nur gestat- 
ten, wenn mit der gemeinsamen Verwertung der 
F + E-Ergebnisse wesenthche Rationahsierungs- 
vorteile verbunden sind, die anders nicht zu erzie- 
len wären und wegen des Vorhandenseins von 
wesenthchem Wettbewerb an die Nachfrager wei- 
tergegeben werden müssen. ^3) Ähnhch sind sach- 
hche und räumhche Speziahsierungsvereinbariin- 
gen zu beurteilen. 

— Wettbewerbspohtisch bedenkhch sind hingegen 
aUe sonstigen Abreden der Vertragspartner, die 
nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit der 
F+E-Kooperation stehen oder die für deren Erfolg 
nicht notwendig sind. Hier sind insbesondere zwei 
Arten von vertraghchen Nebenabreden bedeut- 
sam. So werden Absprachen, die das Verhalten 
bezüghch solcher Produkte oder Märkte regeln, 
die von der F+E-Kooperation nicht unmittelbar 
berührt sind, vor aUem der Beschränkung des 
Wettbewerbs auf anderen Märkten dienen. Ähn- 
hch sind Verpflichtungen, die das Verhalten auf 
dem Gebiet des F+E-Vorhabens nach erfolgrei- 
chem Abschluß des Projektes betreffen (z. B. die 
Verpflichtung zur Unterlassung von individueUer 
Anschlußforschung), geeignet, den künftigen 
F+E- Wettbewerb zu beschränken. Sie sind hinge- 
gen nicht notwendig, um eine sinnvoUe Durchfüh- 
rung des F+E-Vorhabens zu ermöghchen. 


3. Bisherige Kartellamtspraxis 

3.1 Einführung 

974. Das BundeskarteUamt beschäftigt sich schon 
seit längerer Zeit mit den kartellrechthchen Proble- 
men der Vergemeinschaftung von Forschung und 
Entwicklung; dennoch werden die für die karteU- 
rechthche Würdigung tragenden Grundsätze in der 
KarteUamtspraxis nicht immer deuthch. Ein Grund 
dafür mag sein, daß Aspekte der Forschung und Ent- 
wicklung bei der Beurteilung des konkreten Einzelfal- 
les selten im Vordergrund stehen, da die Kooperation 
im Bereich von Forschung und Entwicklung häufig 
nur Nebenzweck ist und mit umfassenden Abspra- 
chen bei Herstellung und Vertrieb einhergeht. Diesen 


33) Vgl. auch § 5 Abs. 2 und 3 GWB und Artikel 85 Abs. 3 EWGV 
sowie unter 5.4. 


Abreden gilt dann vorrangig das kartellrechtiiche In- 
teresse. Bedeutsamer dürfte noch sein, daß aufgrund 
der Besonderheiten von Forschungs- und Entwick- 
lungsaktivitäten eine angemessene Einordnung der 
Zusammenarbeit in diesem Bereich schwerer fällt als 
die Beurteilung von Absprachen bezüghch anderer 
Handlimgsparameter wie Preise, Produktquahtäten 
oder Werbung. So wurden Forschung und Entwick- 
lung wegen der häufig nicht unmittelbaren Auswir- 
kungen auf den Marktprozeß lange Zeit als präkom- 
petitive und ledighch betriebsinteme Maßnahmen 
angesehen,34) so daß sich die kartellrechtiiche Rele- 
vanz von Forschimgskooperationen nicht stellte. Hier 
setzt sich nur allmähhch eine dem Leitbild des dyna- 
mischen Wettbewerbs angemessene Auffassung 
durch. Weitere Unsicherheiten entstehen daraus, daß 
die Produktion und Umsetzung neuen Wissens teil- 
weise Eigenschaften eines öffentiichen Gutes auf- 
weist. Eine Zusammenarbeit im F+E-Bereich wird 
deshalb häufig für die wirtschaftiiche und technische 
Entwicklung als besonders förderhch angesehen, 
ohne daß eine eingehende wettbewerbspohtische 
Analyse vorgenommen wird.35) 

975. Für die unterschiedhchen Formen unternehme- 
rischer Zusammenarbeit im Bereich von Forschung 
und Entwicklung können Kartellkriterien wie fusions- 
kontroUrechtiiche Beurteilungsmaßstäbe bedeutsam 
sein. Bei lockeren Formen der Kooperation, wie z. B. 
der koordinierten Einzelforschung mit Erfahrungs- 
und Ergebnisaustausch, wird zu überprüfen sein, ob 
ein Verstoß gegen das Kartellverbot (§ 1 GWB) vor- 
hegt und welche Legahsierungsmöghchkeiten sich 
bei Bejahung des Kartelltatbestandes gegebenenfalls 
ergeben (§§ 5 ff. GWB). Wird von den beteüigten 
Unternehmen zur Durchführung der Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben ein Gemeinschaftsunterneh- 
men gegründet, so finden die Vorschriften über die 
Zusammenschlußkontrolle (§§23 ff. GWB) Anwen- 
dung. Daneben bleibt für die Errichtung eines Ge- 
meinschaftsunternehmens weiterhin das Kartellver- 
bot einschlägig, soweit mit ihm auch die Abstimmung 
der Gesellschafter untereinander bezweckt ist.^ß) 
Hiervon wird häufig auszugehen sein. 

976. Die Frage der kartellrechthchen Zulässigkeit 
von Forschungskooperationen hat im Gegensatz zur 
Entscheidungspraxis der EG-Kommission^^) in der 
deutschen KarteUamtspraxis nur eine geringe RoUe 
gespielt. Zumindest Kooperationen, die ledighch die 
gemeinsame Forschung und Entwicklung von Er- 
zeugnissen oder Verfahren zum Gegenstand haben 
(sogenannte reine Forschungskooperationen), wer- 
den dem BundeskarteUamt regelmäßig überhaupt 
nicht gemeldet. Dem BundeskarteUamt werden daher 
entsprechende Sachverhalte häufig nur über Presse- 
berichte und Rückfragen bei den beteüigten Unter- 
nehmen bekannt.38) Reine Forschungskooperationen 
werden offensichthch von den Unternehmen nicht als 
kartellrechtsrelevant angesehen. Diese Auffassung 


34) Vgl. z. B. WuW/E BKartA 434, 439 „ Superphosphat 

35) Vgl. z. B. BKartA TB 1983/1984, a.a.O., S. 12 f. 

36) Vgl. WuW/E BGH 2169 „Misch werke" sowie Monopolkom- 
mission, Hauptgutachten 1984/1985, a.a.O., Tz. 484 ff. 

37) Vgl. dazu 4.2. 

38) Vgl. BKartA, B7-168/84 „Phüips/Siemens", S. 28. 


352 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


findet eine maßgebliche Stütze in der „Kooperations- 
fibel" des Bundeswirtschaftsministeriums. Diese be- 
tont zwar, daß bei vertraghchen Abreden über die 
Einstellung oder Einschränkung der Eigenforschung 
im Einzelfall ein Verstoß gegen § 1 GWB vorliegen 
kann, im Regelfälle sollen jedoch ausschließhch die 
gemeinschaftliche Forschung betreffende Abreden 
nicht dem Kartellverbot unterfallen. „Unter dem Ge- 
sichtspunkt des Kartellverbots (§ 1 GWB) sind For- 
schungs- und Entwicklungsgemeinschaften nur dann 
kartellrechtlich relevant, wenn die zugrundehegen- 
den Vereinbarungen nicht ausschüeßhch innerbe- 
triebliche Vorgänge regeln, sondern geeignet sind, 
die Marktverhältnisse bei den betreffenden Produk- 
ten durch eine Einschränkung des autonomen Wett- 
bewerb sverhaltens der beteihgten Unternehmen zu 
beeinflussen. Eine solche ,Außenwirkung' kommt vor 
allem bei Absprachen in Betracht, die sich auf die Ver- 
wertung der Forschungs- und Entwicklungsergeb- 
nisse beziehen. "39) Auch hier klingt die Auffassung 
von der „vorwettbewerbhchen" Natur der Forschung 
an. 

977. Vereinbarungen zwischen Unternehmen wer- 
den dem Bundeskartellamt also eher gemeldet, wenn 
diese neben der technologischen Zusammenarbeit 
auch die Verwertungsebene betreffen. Allerdings ist 
die Zahl der von den Kartellbehörden nach den 
§§ 5 ff. GWB zugelassenen Forschungskooperationen 
ebenfalls nicht sehr groß, zumal die Vergemeinschaf- 
tung der Forschung in den bekannt gewordenen Ent- 
scheidungen häufig nicht im Mittelpunkt der Koope- 
ration steht. Diese geringe Zahl legalisierter For- 
schungskooperationen erstaunt deshalb, weil empiri- 
sche Untersuchungen auf eine erhebliche praktische 
Bedeutung von solchen Kooperationen hindeuten, die 
nicht zur Gründung eines eigenständigen Unterneh- 
mens führen, bei denen aber über Forschung und Ent- 
wicklung hinausgreifende Verhaltensabstimmungen 
erfolgen. 

978. Eine umfangreiche Praxis des Bundeskartell- 
amtes gibt es demgegenüber inzwischen für F+E- 
Kooperationen, die im Rahmen von Gemeinschaftsun- 
ternehmen vollzogen werden sollen. Sie müssen von 
den Gründern angemeldet oder angezeigt werden, 
sobald die relativ niedrigen Aufgreifschwellen des 
§ 23 Abs. 1 GWB überschritten werden. 


3.2 Kartellrechtliche Beurteilungskriterien 

3.2.1 Reine Forschungskooperationen und Karteilverbot 

979. Das Bundeskartellamt hatte nur selten Koope- 
rationen zu beurteilen, die sich ausschließhch auf eine 
Vergemeinschaftung im Bereich von Forschung und 
Entwicklung beziehen.^®) Eine solche reine For- 
schungs- und Entwicklungskooperation aus den letz- 


39) Bundesminister für Wirtschaft, Zwischenbetriebliche Zu- 
sammenarbeit im Rahmen des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen, Kooperationsfibei, Neuaufl. Bonn 
1976, S. 26. 

40) Vgl. neben den hier angesprochenen Fällen auch Bericht 
des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit im Jahre 1969, 
BT-Drs. VI/950, S. 83. 


ten Jahren stellt die (staathch geförderte) Zusammen- 
arbeit von Phihps imd Siemens für Bauelemente der 
Mikroelektronik dar.^t) beiden Unternehmen ar- 
beiten bei der Entwicklung hochentwickelter Compu- 
terchips zusammen; sie speziahsieren sich jeweils auf 
einen Teil der Produktpalette, koordinieren ihre Akti- 
vitäten durch einen gemeinsamen Ausschuß und stel- 
len sich gegenseitig die erworbenen Kenntnisse ko- 
stenlos zur Verfügung. Eine Vergemeinschaftung der 
Produktion ist hingegen nicht vorgesehen. Allerdings 
wollen sich die Unternehmen gegenseitig in der Pilot- 
fertigung unterstützen, um die Massenproduktion 
auf nehmen zu können. Philips und Siemens behalten 
sich in ihren vertraghchen Abmachungen zudem vor, 
auch unabhängig voneinander Forschimgs- imd Ent- 
wicklungsaktivitäten zu entfalten. ^2) 

980. Das Bundeskartellamt sieht in der Vergemein- 
schaftung ledighch der Forschungs- und Entwick- 
lungsaktivitäten offensichthch keine Ansatzpunkte 
für eine Beschränkung des Wettbewerbs, da in der 
Zusammenarbeit ohne nähere Prüfung des Projektes 
eine § 1 GWB nicht berührende Forschungskoopera- 
tion gesehen wird. Es prüft demgemäß nur, ob die 
Vereinbarungen der Unternehmen über eine eben- 
falls vereinbarte Pilotfertigung zu wettbewerbsbe- 
schränkenden Wirkungen im Produktionsbereich füh- 
ren können. 

981. Diese Auffassimg zeigt sich teilweise auch bei 
der Beurteilung von Kooperationsfällen, in denen die 
Beteihgten nicht nur Abreden über die Zusammenar- 
beit bei Forschung und Entwicklung getroffen haben, 
sondern darüber hinausgehende Verpflichtungen für 
die Verwertungsebene. Teilweise werden die vertrag- 
hchen Vereinbarungen zur Forschungszusammenar- 
beit und die begleitenden Nebenabsprachen jeweils 
einer getrennten Beurteilung unterworfen.43) Dies 
zeigt sich z. B. bei Würdigung eines Kooperationsver- 
trages, der von zwei Unternehmen des Maschinen- 
baus abgeschlossen wurde, die auf dem Sektor der 
Entwicklung und HersteUung von aktivierten Bohr- 
werkzeugen Zusammenarbeiten und einen Erfah- 
rungsaustausch vornehmen woUen, Das Bundeskar- 
teUamt steUte fest, daß es sich bei den Absprachen 
zwischen den beteihgten Unternehmen um eine kar- 
tellfreie Forschungs- und Entwicklungskooperation 
handele; solche Kooperationen fielen grundsätzhch 
nicht unter das KarteUverbot des § 1 GWB. Demge- 
genüber seien über die Forschungs- und Entwick- 
lungszusammenarbeit hinausgehende Verpflichtun- 
gen für die Verwertungsphase gemäß den Regeln für 
Austauschverträge (§18 GWB) zu behandeln. Die Be- 
teihgten hatten hier zahlreiche Nebenabreden getrof- 
fen. Sie gingen für die Vertragserzeugnisse aus- 
schheßhche Bezugs- und Lieferbindungen ein. Ein 
Partner verpflichtete sich zudem, die Vertragsgegen- 
stände nicht selbst herzusteUen bzw. hersteUen zu las- 
sen oder zu vertreiben sowie das bei Durchführung 
des Vertrages erworbene eigene und fremde Know- 


41) Vgl. BKartA, B7-168/84. 

42) Inzwischen ist auch das japanische Unternehmen Toshiba 
Partner in dieser Kooperation. 

43) Grundsätzlich dazu bereits Bericht des Bundeskartellamtes 
über seine Tätigkeit im Jahre 1966, BT-Drs. V/1950, S. 71 ff. 
und dass., TB 1974, BT-Drs. 7/3791, S. 89. 
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how nicht an Dritte weiterzugeben. Schließlich sollte 
nach Vertragsbeendigung die Herstellungsbeschrän- 
kung für diesen Kooperationsbeteiligten über einen 
gewissen Zeitraum weiter gelten. Diese zusätzhchen 
Klauseln wurden von der Kartellbehörde nicht bean- 
standet.44) 

982 . In einem neueren Fall, der die gemeinsame Ent- 
wicklung für ein mobiles, digitales Funkkommunika- 
tionssystem betraf, 45) blieb die Frage offen, inwieweit 
die einzelnen Abreden der Kooperationspartner je- 
weils einer getrennten kartellrechtlichen Würdigxmg 
hinsichtlich der horizontalen und vertikalen Aspekte 
zu unterziehen sind. Die Kooperationsvereinbarun- 
gen beinhalteten zugleich lizenzrechtliche Bestim- 
mungen; so wurden Schutzrechterwerb und -Verwer- 
tung bei gemeinsamen Erfindungen geregelt und 
Verwertungsabreden über das vom jeweils anderen 
Partner mittels Lizenzvergabe erworbene Wissen ge- 
troffen. Es vrurde zunächst eine getrennte Würdigung 
des Abkommens nach § 1 und §§ 20 f. GWB vorge- 
nommen; die Absprachen über die Zusammenarbeit 
im F+E-Bereich wurden daraufhin überprüft, ob sie 
nach § 1 GWB zu beurteilende Einschränkungen des 
Wettbewerbsverhaltens beinhalten. Die Vereinbarun- 
gen über gewerbhche Schutzrechte vrurden bezüg- 
lich ihres wettbewerbsbeschränkenden Gehalts an 
§ 20 GWB gemessen. Die hiermit zusammenhängen- 
den Fragen wurden indessen nicht abschließend ge- 
klärt, da der Fall vom Bundeskartellamt als kartell- 
freie Kooperation angesehen wurde. 

983 . Auch in der Forschungskooperation zwischen 
Siemens und Hoechst^ß) auf dem Gebiet der Hoch- 
temperatursupraleiter wird kein Verstoß gegen 
§ 1 GWB gesehen, da ein individueller Forschungs- 
verzicht von den Kooperationspartnern nicht verein- 
bart vnirde. Beide Unternehmen sind bei der Verwen- 
dung der durch die Zusammenarbeit erzielten Ergeb- 
nisse frei; allerdings ist die Lizenzvergabe auf Unter- 
nehmen beschränkt, an denen Siemens und Hoechst 
zumindest 50% Anteile halten. An dritte Unterneh- 
men dürfen Lizenzen erst nach Ablauf von sechs Jah- 
ren nach Inkrafttreten des Vertrages vergeben wer- 
den. Auch diese Vertragsklausel wird vom Bundes- 
kartellamt liicht als Verstoß gegen das Kartellverbot 
des § 1 GWB gewertet, da sich eine Freistellung dieser 
Vereinbarung aus Artikel 5 Abs. 1 Ziffer d) der Grup- 
penfreistellungsverordnung für F+E-Kooperatio- 
nen47) vom Verbot des Artikel 85 Abs. 1 EWGV er- 
gebe. 

984 . Die Praxis des Bundeskartellamtes zeigt, daß 
die Anwendbarkeit des Kartellverbots bei reinen For- 
schungs- und Entwicklungskooperationen im Grund- 
satz verneint wird. Dies gilt zumindest dann, wenn die 
Unternehmen keine vertraglichen Bindungen einge- 
hen, in denen sie explizit auf eigenständige For- 
schungsaktivitäten verzichten. Eine solche Beurtei- 
lung ist nach Auffassung der Monopolkommission 


44) Vgl. BKartA, B5-79/78 und Bericht des Bundeskartellamtes 
über seine Tätigkeit in den Jahren 1979/1980, BT-Drs. 9/565, 
S. 57. 

45) Vgl. dazu BKartA, B7-38/88 „Siemens/Ericsson". 

46) Vgl. BKartA, B7-52/88. 

47) Vgl. zur Gruppenfreistellungsverordnimg für Forschungs- 
und Entwicklungskooperationen imter 4.3. 


nicht sachgerecht. Wie oben bereits ausgeführt, sind 
Forschung und Entwicklung keine unternehmeri- 
schen Aktivitäten, die sich im „vorwettbewerblichen 
Bereich" abspielen. Sie sind vielmehr entscheidende 
Handlimgsparameter für die Unternehmen, um ihre 
Wettbewerbsfähigkeit zu wahren oder zu stärken.^S) 
Die Zusammenarbeit darf daher auch dann nicht von 
vornherein der Kartellaufsicht entzogen sein, wenn 
die Kooperationspartner sich auf Abreden über die 
Vergemeinschaftung ihrer Forschungs- und Entwick- 
lungsanstrengungen beschränken. Es bedarf viel- 
mehr auch hier einer Analyse der Gesamtumstände 
des Einzelfalles, um die Vereinbarkeit der Koopera- 
tion mit dem Kartellverbot des § 1 GWB beurteilen zu 
können. 

985 . Darüber hinaus ergeben sich Bedenken gegen- 
über der teilweise zu beobachtenden Praxis, den Zu- 
sammenarbeitsvertrag und damit verbundene Neben- 
abreden getrennt nach § 1 GWB für die „kooperativen 
Elemente" und nach §§15 ff. GWB für die „vertikalen 
Elemente" des Vertragswerks zu beurteilen. Diese 
Betrachtungsweise wird den rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Besonderheiten einer Forschungskoope- 
ration nicht gerecht. Wird der einheitliche Sachverhalt 
in rechtlich unabhängige und voneinander isolierte 
Teüe auf gespalten und gewürdigt, so wird verkannt, 
daß sich die einzelnen Absprachen nur unter Berück- 
sichtigung des Kontextes interpretieren lassen; die 
insgesamt mit der Zusammenarbeit verfolgten Wett- 
bewerbsstrategien der Beteiligten werden auf diese 
Weise nicht erkennbar. Es ist folghch das Gesamtwerk 
im Rahmen von § 1 GWB daraufhin zu überprüfen, 
welche wettbewerbsbeschränkenden Wirkungen die 
F+E-Kooperation insgesamt nach sich ziehen kann. 

986 . Hingegen wird man der Bundeskartellamtsent- 
scheidung im Falle Siemens/Hoechst im Ergebnis zu- 
stimmen können. Das EG -Kartellrecht ist in der Bun- 
desrepublik unmittelbar geltendes Recht und daher 
vom Bundeskartellamt zu berücksichtigen. Zwar hegt 
eine Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV gemäß 
Artikel 9 Abs. 1 EWG-KartVO (VO 17) ausschheßhch 
in der Kompetenz der EG-Kommission. Dies gilt je- 
doch nicht für eine Gruppenfreistellung, da diese in 
Form einer Verordnung erfolgt ist und somit unmittel- 
bare Geltimg erlangt. Allerdings hätte das Bundes- 
kartellamt in diesem Falle prüfen müssen, ob und in- 
wieweit ein Vorrang des Gemeinschaftsrechts hier 
eingreift.49) 


3.2.2 Legalisierungen von Forschungs- und 

Entwicklungskooperationen nach den §§ 5ff. GWB 

987 . Die Kartellamtspraxis gegenüber F-HE-Koope- 
rationen mit umfassenderen Nebenabreden ist ange- 
sichts des geringen Fallmaterials ebenfalls nur unter 
Schwierigkeiten zu würdigen. Aufschluß über die 
Haltung des Bundeskartellamtes ergeben sich vor al- 
lem bei zwei kartellrechthchen Fragestellungen, zum 
einen bei der Beurteilung, ob imd inwieweit ^e Abre- 
den über die Zusammenarbeit im F+E-Bereich eine 


48) Vgl. dazu oben unter 2.2.1; zur F^raxis der EG-Kommission 
vgl. unter 4.2. 

48) Vgl. dazu auch unter 5.1. 
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Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 GWB 
darstellen, und zum anderen bei der Prüfung der Ra- 
tionahsierungswirkungen, die sich aus einer gemein- 
schafüichen Hervorbringung neuen technischen Wis- 
sens ergeben können und die wesentliche Vorausset- 
zung für die Legalisierung eines Kartells nach 
§§ 5ff. GWB sind. 

988 . Zumeist beschränkt sich das Bundeskartellamt 
im Legalisierungsverfahren bei der Frage, ob die 
Zusammenarbeit der Kooperationspartner unter 
§ 1 GWB fällt, auf eine summarische Prüfung. Es wird 
häufig nur festgestellt, ob das gesamte Vertragswerk 
einen Verstoß gegen das Kartellverbot darstellt. Es 
wird also nicht der wettbewerbsbeschränkende Ge- 
halt einzelner vertraghcher Abreden näher unter- 
sucht. Eine solche Vorgehensweise ergibt sich für die 
Kartellbehörde aus Zweckmäßigkeitsgründen zumin- 
dest dann, wenn die Unternehmen eine ganze Reihe 
von Absprachen getroffen haben. Dies gilt z. B. für die 
zahlreichen legalisierten Kooperationen für die Bau- 
stof fbranche.^®) Die getroffenen Regelungen bezie- 
hen sich häufig auch auf Forschung und Entwicklung; 
diese Tätigkeitsbereiche stehen allerdings zumeist 
nicht im Vordergrund des Interesses der Koopera- 
tionsbeteiligten, so daß hierauf nicht das Hauptaugen- 
merk der Kartellbehörden gerichtet ist. Im Vorder- 
grund stehen vielmehr Absprachen bei Produktion 
und Vertrieb, Weiterhin erfolgt dann keine Überprü- 
fung der kartellrechtlichen Tatbestandsmäßigkeit des 
Vertrags Werkes, wenn die Unternehmen selbst ein 
Kartell nach §§ 5 ff. GWB anmelden und eine Legah- 
sierung anstreben. In manchen Fällen mag der Kar- 
tellverstoß offensichtlich sein, so z. B. bei der Anmel- 
dung eines Spezialisierungskartells nach § 5a GWB 
von Carl Zeiss und Sokkisha.^^) Die — in Teilberei- 
chen aktuellen — Konkurrenten planten eine Produk- 
tionsaufteilung bei geodätischen Instrumenten und 
beabsichtigten zudem eine Abstimmung bei For- 
schung und Entwicklung sowie eine gegenseitige Li- 
zenzerteilung. In zwei anderen Kooperationsfällen 
wurde die Frage, ob die Entwicklungszusammenar- 
beit eine Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des 
§ 1 GWB darstellt oder als kartellfreie Kooperation 
anzusehen ist, jedoch ausdrückhch offengelassen. 
Beide Fälle betrafen die Entwicklung eines mobilen, 
digitalen Funkkommunikationssystems. Im ersten 
Falle wurde dies lediglich damit gerechtfertigt, daß 
die Kooperation jedenfalls eine nach § 5a GWB lega- 
hsierungsfähige Speziahsierung darstellt, so daß es 
einer abschließenden Klärung nicht bedarf.52) Hinge- 
gen wurde diese Frage ausführhcher in dem zweiten 
Fall erörtert. Die beteiligten Unternehmen wollten in 
Vorgesprächen abklären, inwieweit das von ihnen ge- 
plante Vorhaben einer Forschimgs-, Entwicklungs-, 
Herstellungs- und Vertriebskooperation als kartell- 
freie Kooperation anzusehen sei. Die Kooperationsbe- 
teiligten trugen dazu vor, daß jedes Unternehmen 
über gewisse Entwicklungsdefizite bei einzelnen Sy- 


50) Vgl. z. B. BKartA TB 1974, a.a.O., S. 47 f.i TB 1975, 
BT-Drs. 7/5390, S. 46; TB 1978, BT-Drs. 8/2980, S. 78; TB 
1979/1980, a.a.O., S. 50. 

51) Vgl. BKartA, B4-65/81 und Bericht des Bundeskartellamtes 
über seine Tätigkeit in den Jahren 1981/1982, BT- 
Drs. 10/243, S. 55. 

52) Vgl. BKartA, B7-80/88 „AEG/Alcatel/Nokia". 


stemkomponenten verfüge und das Vorhaben auch 
für ein Großunternehmen ein beträchüiches wirt- 
schafüiches Risiko in sich berge. Zudem müsse die 
Entwicklungsphase relativ schnell ab gewickelt wer- 
den, da der Auftraggeber sehr bald eine Einführung 
des Systems plane; angesichts ausgelasteter Kapazi- 
täten könnten die Unternehmen diesen Vorstellungen 
nicht entsprechen. Das Bundeskartellamt betonte 
demgegenüber, daß zumindest die Verwertungsver- 
einbarungen nicht mit einer kartellfreien Kooperation 
vereinbar seien; aber auch hinsichtlich der auf die 
Forschung und Entwicklung bezogenen Abreden be- 
ständen gewisse kartellrechüiche Bedenken. Ange- 
sichts der Größe und der Finanzkraft der beteiligten 
Unternehmen könne vermutiich davon ausgegangen 
werden, daß die Kooperationspartner die unterneh- 
merischen Risiken der weiteren Entwicklimg allein 
tragen könnten; auch der Hinweis auf die gegenwär- 
tig hohe Kapazitätsauslastung spreche noch nicht für 
die Beurteilung der Kooperation im Sinne des Arbeits- 
gemeinschaftsgedankens. Die Kooperationspartner 
meldeten daraufhin das Vorhaben als Spezialisie- 
rungskartell nach § 5 GWB an, dem das Bundeskar- 
tellamt nicht widersprach.53) 

989 . Ausführlicher überprüfte das Bundeskartellamt 
die Vertragsvereinbarungen bei einer Forschungsko- 
operation von Volkswagen und MAN im Jahre 1977, 
für die nach § 5 Abs. 2 und 3 GWB zunächst bis 1984 
und nunmehr bis 1998 die Genehmigimg erteilt 
wurde. 54) Hier waren beide Unternehmen zum Zeit- 
punkt der Antragstellung nicht im Markt für Lkw der 
Gewichtsklasse von 6 bis 9 t tätig, auf dem sie ein 
gemeinsames Vorgehen planten. Das Bundeskartell- 
amt kam nach eingehender Prüfung zu der Auffas- 
sung, daß beide Unternehmen potentielle Wettbewer- 
ber auf dem relevanten Markt seien, so daß eine Wett- 
bewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 GWB gege- 
ben sei. Dies wird damit begründet, daß beide Unter- 
nehmen aufgrund ihrer Finanzkraft und ihrer organi- 
satorischen imd technischen Erfahrung in der Lage 
seien, ihr Nutzfahrzeugprogramm selbständig auszu- 
weiten. 

990 . Im allgemeinen erfahren die möglichen Ratio- 
nalisierungswirkungen der Zusammenarbeit bei For- 
schung und Entwicklung im Rahmen des kartellrecht- 
lichen Legalisierungsverfahrens eine positive Bewer- 
tung. Auch in den Fällen, in denen die Zusammenar- 
beit letztendhch nicht erlaubt wurde, wie in zwei län- 
ger zurückliegenden Syndikatsentscheidungen, 55) 
wurde nicht die Vergemeinschaftung der Forschung 
und Entwicklung als kartellrechtlich bedenklich her- 
vorgehoben. Vielmehr wurden die umfassenden Ver- 
wertungsabsprachen angegriffen. Diese seien für die 
in Frage stehenden Forschungs- und Entwicklungsar- 


53) Vgl. BKartA, B7-85/88 „Phüips/Bosch". 

54) Vgl. BKartA, B7- 137/77; BKartA TB 1978, a.a.O., S. 55 und 
BKartA, B7-184/84. 

55) WuW/E BKartA 434, 438 „Superphosphat" ; WuW/E BKartA 
773, 776 „Montanzement". Daneben wurde die Anmeldung 
einer Kooperation nach § 5a GWB zur Entwicklung und Ver- 
marktung eines Schweißgenerators nach Bedenken des 
Bundeskartellamtes zurückgenommen. Hier konnten die 
Beteiligten nicht nachweisen, daß sie weiterhin wesentli- 
chem Wettbewerb ausgesetzt sind. Vgl. BKartA TB 1981/ 
1982, a.a.O., S. 54 und BKartA, B7-55/81. 
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beiten nicht notwendig und könnten schon deshalb 
nicht als Rechtfertigung dienen, weil die technische 
Entwicklung nicht nur in einer Kooperation, sondern 
auch von im Wettbewerb unabhängig agierenden 
Marktteilnehmern vorangetrieben werden könne.^®) 

991 . Zumeist wurde vom Bundeskartellamt ange- 
nommen, daß die Zusammenarbeit bei Forschung und 
Entwicklung erhebhche Rationahsierungsvorteile mit 
sich bringe. Allerdings wurde dies selten ausführhch 
und auf den Einzelfall bezogen begründet. In der Re- 
gel war ausschlaggebender Gesichtspunkt, daß durch 
das gemeinsame Handeln Kostenersparnisse erzielt 
werden könnten.^^) So wurde bei Legahsierung eines 
der nach § 5a GWB angemeldeten Speziahsierungs- 
kartelle für die Entwicklung mobiler Telefonsysteme 
darauf hingewiesen, daß Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten nur an einer Stelle erbracht werden 
müssen und damit vorhandene Kapazitäten besser 
ausgelastet werden und der Investitionsbedarf so ins- 
gesamt verringert werden könne.^S) Im Falle Zeiss/ 
Sokkisha wurde festgestellt, daß Zeiss zwar bei Ver- 
messungsinstrumenten bereits über eine dominie- 
rende Marktstellung verfüge. Doch waren die Ratio- 
nahsierungsvorteüe für die Kartellbehörde im Bereich 
von Forschung und Entwicklung offensichtiich und 
wurden damit begründet, daß bei kooperativem Vor- 
gehen ein rationellerer Mitteleinsatz erfolgen können, 
da jedes Unternehmen sich auf seine bisherigen 
Schwerpunkte konzentrieren könne. 

992 . Eingehender ist die Begründung hingegen im 
Falle der Kooperation von Volkswagen und MAN.®^) 
Hier wird darauf hingewiesen, daß aufgrund der ar- 
beitsteihgen Entwicklung jeder Kooperationspartner 
die Baugruppen bearbeiten könne, für die er aufgrund 
bereits vorhandener Bauteile und Einrichtungen so- 
wie seiner technischen Fertigkeiten mit möglichst ge- 
ringem Aufwand zur Fertigungsreife gelangt. Auf 
konkrete Beispiele wird in der Begründung Bezug 
genommen. Die mit der Kooperation verbundene 
Wettbewerbsbeschränkung wird auch als angemes- 
sen angesehen, um den Rationahsierungserfolg her- 
beizuführen. Die Wettbewerbsbeschränkung sei rela- 
tiv gering, da es sich bei den beiden Kooperationspart- 
nern nur um potentielle Wettbewerber handele. Zu- 
dem verfüge ein auf dem Markt bereits tätiges Unter- 
nehmen über eine marktbeherrschende Stellung, so 
daß die Zusammenarbeit von Volkswagen und MAN 
zu einer Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen 
führen werde. Die sich aus der Zusammenarbeit erge- 
benden Kosteneinspanmgen seien, auch wenn es sich 
hier nur um Schätzungen handele, demgegenüber 
beträchthch. 

993 . Die Monopolkommission stimmt den in der 
Amtspraxis erkennbaren Beurteilungsgrundsätzen 
bei der Behandlung von F-hE-Kooperationen nach 


5®) Vgl. WuW/E BKartA 434, 439 „Superphosphat"; WuW/E 
BKartA 773, 784 „Montanzement". 

Vgl. z. B. auch WuW/E BKartA 668, 672 „Bleiweiß" ; WuW/E 
BKartA 695, 698 f. „Kah 11" sowie BKartA, B2-108/81 „Be- 
tonschalungsplatten " . 

58) Vgl. BKartA, B7-80/88 „AEG/Aicatel/Nokia". 

59) Vgl. BKartA, B4-65/81. 

89) Vgl. dazu auch die Hinweise auf die Entscheidung der EG- 
Kommission zu diesem Fall unter 4.2. 


§ § 5 ff . GWB weitgehend zu. Sie ist allerdings der Auf- 
fassung, daß die Prüfung des Kartellverstoßes wie der 
Rationahsierungswirkungen von F-hE-Kooperationen 
in einigen Fällen eingehender hätte erfolgen müssen. 
Das Gesetz fordert, daß die durch die Zusammenar- 
beit bewirkte Rationahsierung zu einer Steigerung 
der Leistungsfähigkeit oder Wirtschafthchkeit der be- 
teihgten Unternehmen führt. Es muß also konkrete 
Anhaltspunkte dafür geben, daß die Kooperation zu 
einer Verbesserung des Verhältnisses von Aufwand 
und Ertrag führt. Ein Hinweis allein darauf, daß die 
Zusammenarbeit wegen der Vermeidung von Dop- 
pelforschung zu Kostenersparnissen führt, kann als 
Begründung für möghche Rationahsierungsvorteile 
nicht genügen. Vielmehr muß für jeden EinzelfaU be- 
stimmt werden, ob und inwieweit tatsächhch Kosten- 
ersparnisse erwartet werden können und ob diese Er- 
sparnisse durch den Mehraufwand, der durch die Ko- 
ordination der Aktivitäten der Partner entsteht, nicht 
zunichte gemacht werden. Die Monopolkommission 
ist sich allerdings bewußt, daß die Beantwortung die- 
ser Fragen erhebhche praktische Schwierigkeiten 
aufwirft. Dies gilt insbesondere deshalb, weil es sich 
bei der Durchführung eines F-hE- Vorhabens häufig 
um einen langwierigen und komplexen Prozeß han- 
delt, der selbst für die Beteihgten bei Inangriffnahme 
mit erheblichen Unsicherheiten hinsichthch der Er- 
folgsaussichten, des Zeitbedarfs und der Kosten ver- 
bunden ist. Das BundeskarteUamt als außenstehende 
Behörde wird daher sein Urteil häufig auf recht vage 
Erwägungen stützen müssen. 


3.2.3 Kartellrechtliche Beurteilung von 
F+E-Gemeinschaftsuntemehmen 

3.2.3. 1 F+E-Gemeinschaftsuntemehmen und 
Zusammenschlußkontrolle 

3.2.3. 1.1 Fallpraxis 

994 . Die Mehrzahl der vom Bundeskartellamt zu be- 
urteilenden F -h E-Gemeinschaf tsuntemehmen war 
nach Auffassung des Amtes konzentrativer Natur.®^) 
Im Vordergrund der Amtspraxis stand deshalb die 
Prüfung, ob durch den Zusammenschluß marktbe- 
herrschende Stellungen entstehen oder verstärkt wer- 
den. Die überwiegende Zahl der vom Bundeskartell- 
amt geprüften Kooperationsvorhaben wurde als Wett- 
bewerb srechthch unproblematisch angesehen und 
bheb unbeanstandet. In einigen Fällen äxißerte das 
Bundeskartellamt jedoch kartellrechthche Bedenken. 
Vier geplante Gemeinschaftsunternehmen sind seit 
der Einführung der Fusionskontrolle aus kartellrecht- 
hchen Gründen gescheitert. Dabei kam es zu einer 
Untersagung; in drei Fällen wurde die beabsichtigte 
Kooperation von den beteihgten Unternehmen wieder 
aufgegeben, nachdem das Bundeskartellamt kartell- 
rechthche Bedenken gegen die Gemeinschaftsgrün- 
dung geäußert hatte. Schheßhch wirkte die KarteUbe- 
hörde in drei Fähen auf eine erhebhche Umgestaltung 


81) Vgl. dazu auch die vom Bundeskartellamt aufgestellten Ver- 
waltungsgrundsätze über die Anwendung des Kartellver- 
botes gegenüber Gemeinschaftsunternehmen (BKartA 
TB 1978, a.a.O., S. 23 f.), die nach der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes (WuW/E BGH 2169 „Mischwerke") 
allerdings der Anpassung bedürfen. 
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des ursprünglich angemeldeten Zusammenschluß- 
vorhabens hin, so daß wettbewerbsrechtiiche Ein- 
wände entfielen. Zwei noch nicht abschheßend beur- 
teilten Kooperationsvorhaben steht das Bundeskar- 
tellamt ebenfalls kritisch gegenüber. 

996. Untersagt wurde vom Bundeskartellamt die 
Gründung der Gesellschaft für Lichtwellenleiter (GfL) 
durch Siecor (einer Tochtergesellschaft von Siemens 
und Coming), Philips, AEG, Standard Elektrik Lorenz 
und Kabelmetal electro; 62 ) die GfL sollte Glasfasern 
erzeugen, die von den Gesellschaftern zu Femmelde- 
kabeln verarbeitet werden sollten. Vorrangiger 
Zweck der Gründung der GfL sollte also die Verge- 
meinschaftung der Produktion sein, Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben auf dem Gebiet der Glasfaser- 
technologie wollten die an dem Gemeinschaftsunter- 
nehmen beteüigten Unternehmen weiterhin selbst 
betreiben. Der Aspekt einer Vergemeinschaftung von 
Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen hätte 
nur insoweit eine Rolle gespielt, als das Gemein- 
schaftsunternehmen zwei verschiedene Fertigungs- 
verfahren anwenden und erproben sollte. 

Die wettbewerbsrechtliche Prüfung des Vorhabens 
nach § 24 GWB ergab, daß die Stellung des marktbe- 
herrschenden Ohgopols der Unternehmensgründer 
auf dem Markt für Fernmeldekabel verstärkt worden 
wäre,^) Der Nachfrage Wettbewerb beim Einkauf des 
für die Herstellung von Femmeldekabeln benötigten 
Vorprodukts Glasfaser zwischen den Ohgopohsten 
wäre beseitigt und der Substitutionswettbewerb zwi- 
schen Kupfer- und Glasfaserkabeln beschränkt wor- 
den. Daneben hätte die Vergemeinschaftung der 
Glasfaserproduktion durch die führenden Kupferka- 
belhersteller potentielle Konkurrenten abgeschreckt, 
die Glasfaserproduktion aufzunehmen oder auf dem 
nachgelagerten Markt für Femmeldekabel tätig zu 
werden. Schheßhch würde die Gemeinschaftsproduk- 
tion aller führenden Kabelhersteller die Möghchkeit 
für ein Wiederaufleben des technologischen Wettbe- 
werbs zwischen den Ohgopohsten verhindern. Dane- 
ben wurde in der Gründung der GfL auch ein Verstoß 
gegen das KarteUverbot des § 1 GWB gesehen. Die 
von den GfL-GeseUschaftern bezweckte Verhaltens- 
abstimmung, nicht selbständig als Wettbewerber vor- 
zugehen, hätte zu einer spürbaren Beeinflussung der 


62) WuW/E BKartA 2143 „Glasfaserkabel". 

63) Vgl. auch BKartA TB 1983/1984, a.a.O., S. 13. 

64) Der Fall zeigt die Problematik der BagateUklausel des § 24 

Abs. 8 Nr. 3 GWB auf. Auf die Entstehung einer marktbe- 
herrschenden Stellimg im Glasfasermarkt konnte die Unter- 
sagung nicht gestützt werden, da Glasfasern bereits fünf 
Jahre auf dem Markt angeboten wurden imd die Umsätze 
weniger als 10 Mio. DM betrugen (WuW/E BKartA 2144). 
Der Entscheidung des Gesetzgebers, daß gesamtwirtschaft- 
lich unbedeutende Märkte von der Fusionskontrolle freige- 
stellt werden sollten, ist zwar zuzustimmen. Andererseits ist 
es jedoch wichtig, die Entstehung neuer Märkte vor frühen 
Monopolisierungstendenzen zu schützen (vgl. auch die Be- 
gründimg zum Regierungsentwurf der Zweiten Novelle zum 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkimgen, BT-Drs. W 
2520, S, 30), Die in § 24 Abs. 8 Nr. 3 GWB vorgesehene 
uneingeschränkte Prüfimgsmöglichkeit nach § 24 

Abs. 1 GWB bei kleinen neuen Märkten für einen Fünfjah- 
reszeitraum mag deshalb zu kurz bemessen sein, da dem 
Glasfasermarkt trotz geringer Umsätze in der Entstehungs- 
phase des Marktes auf lange Sicht erhebliche Wachstums- 
chancen beigemessen werden. 


Marktverhältnisse für den Verkehr mit der Ware Glas- 
faser geführt, da der Marktzugang für andere Anbie- 
ter faktisch versperrt worden wäre. 

996. Siemens beabsichtigte, sich an der VDO-Toch- 
tergesellschaft VDO Mikroelektronik und Display- 
technik GmbH zu beteüigen.®^) In diesem Gemein- 
schaftsunternehmen, das schon als Tochter von VDO 
LCD-Displays (Flüssigkristallanzeigen) entwickelte, 
sollten nach dem Beteiligungserwerb von Siemens die 
Entwicklimg, die Herstellung und der Vertrieb von 
LCD-Displays von VDO und Siemens zusammenge- 
faßt werden. 

Nach Auffassung des Bundeskartellamtes war zu er- 
warten, daß in Zukunft auch die Anzeigendarstellung 
bei Kfz-Kombünstrumenten mittels Digitalanzeige in 
Displaytechnik erfolgen würde. Von dem Zusammen- 
schlußvorhaben wäre daher vor allem der Markt für 
Kfz-Kombünstrumente betroffen gewesen. Hier besaß 
VDO bereits eine marktbeherrschende Stellung, die 
nach Auffassung des Bundeskartellamts durch den 
Zusammenschluß verstärkt worden wäre; nach der 
Beteüigung von Siemens an der VDO Mikroelektro- 
nik und Displaytechnik GmbH wäre kaum zu erwar- 
ten gewesen, daß Siemens als eigenständiger Anbie- 
ter von Kfz-Kombünstrumenten mit Displaytechnik 
aufgetreten wäre; damit wäre potentieller Wettbe- 
werb für VDO durch Siemens beseitigt oder zumin- 
dest vermindert worden. Die beteiligten Unterneh- 
men nahmen die Anmeldung des Zusammenschluß- 
vorhabens zurück. 

997. Ebenfalls zu einer Rücknahme der Anmeldung 
kam es im Falle Daimler-Benz und Iveco,^^) einer 
Tochtergesellschaft von Klöckner-Humboldt-Deutz 
und Fiat, nachdem das Bundeskartellamt wettbe- 
werbsrechtliche Bedenken vorgebracht hatte. Daim- 
ler-Benz und Iveco planten die Gründung eines Ge- 
meinschaftsunternehmens, dem Entwicklung, Ferti- 
gung und Vertrieb bestimmter automatischer Nutz- 
fahrzeuggetriebe übertragen werden sollten. Die Ge- 
triebe sollten als Vorprodukte für die Mütter herge- 
stellt werden, daneben aber auch anderen Herstellern 
von Nutzfahrzeugen angeboten werden. 

Die Prüfung des Zusammenschlußvorhabens ergab, 
daß die überragende Marktstellung von Daimler- 
Benz auf einigen Nutzfahrzeugmärkten verstärkt 
worden wäre, da die Zusammenarbeit bei einem so 
wichtigen Vorprodukt wie Getrieben eine weitere 
wettbewerbsdämpfende Wirkung für die Mutterun- 
ternehmen auf dem Endproduktmarkt zur Folge ge- 
habt hätte. Daneben hätten die Beteiligten auf den 
Märkten des Gemeinschaftsunternehmens eine über- 
ragende Marktstellung erlangt. 

Neben den Untersagungsvoraussetzungen nach 
§ 24 GWB hätte vermutlich auch ein Verstoß gegen 
das Kartellverbot nach § 1 GWB Vorgelegen, da die 
Kooperationspartner über das Gemeinschaftsunter- 
nehmen eine laufende Verhaltenskoordination an- 
strebten und zusätzhche wettbewerbsbeschränkende 


65) Vgl. BKartA, B7-57/80. 

66) Vgl. BKartA, B7-131/76 und BKartA TB 1978, a.a.O., 
S. 54 f. 
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Nebenabreden treffen wollten. Diese Fragen wurden 
nicht abschließend geklärt. 

998 . Aufgrund kartellrechthcher Bedenken von sei- 
ten des Bundeskartellamtes nahmen auch Bertels- 
mann und IBM von ihrem Vorhaben Abstand, eine 
Kooperation für Entwicklimg, Herstellung und Ver- 
trieb optoelektronischer Speicher- und Archivie- 
rungssysteme einzugehen.67) Zunächst war die Grün- 
dung eines paritätischen Gemeinschaftsunterneh- 
mens vorgesehen, in das Bertelsmann eine 100%ige 
Tochtergesellschaft einbringen wollte, die in den zu 
bearbeitenden Marktfeldem bereits tätig ist; IBM war 
hingegen bislang auf den betroffenen Märkten nicht 
aktiv. 

Das Bimdeskartellamt erwartete, daß auf dem sehr 
jungen, aber stark expandierenden Markt für CD- 
ROM-Software (einschließhch Beratungs- und sonsti- 
ger Dienstleistungen) durch den Zusammenschluß 
eine marktbeherrschende Stellung für das Gemein- 
schaftsunternehmen entstehen würde. Hierfür spre- 
che einmal der hohe Marktanteil von 43 % des Toch- 
terunternehmens von Bertelsmann. Dem Marktanteil 
sowie dem Marktanteilsabstand komme wegen der 
häufig zu beobachtenden starken Anteüsverschie- 
bungen in expandierenden Märkten zwar nur eine 
eingeschränkte wettbewerbspohtische Aussagekraft 
ZU; allerdings sei die Bedeutung dieses Marktstruk- 
turmerkmales auch nicht zu unterschätzen, da die 
Nachfrager bei Kaufentscheidimgen den Marktanteil 
als gewichtiges Indiz für Quahtät imd Erfahrung eines 
Anbieters ansähen; zudem sei der Marktanteil in frü- 
hen Marktphasen auch im Hinbhck auf das Folgege- 
schäft von erhebhcher Bedeutung. Daneben spreche 
für eine marktbeherrschende Stellung, daß die Zu- 
sammenschlußbeteüigten gegenüber ihren Konkur- 
renten über eine besondere Finanzkraft verfügten 
und aufgrund ihrer Verflechtxmgen mit anderen Un- 
ternehmen einen besonderen Zugang zu wichtigen 
Verbundmärkten hätten. 

Aufgrund der kartellrechtiichen Bedenken beabsich- 
tigten Bertelsmann und IBM eine Umstrukturierung 
ihres Vorhabens; IBM sollte sich nur noch mit 24,5 % 
an der Tochtergesellschaft von Bertelsmann beteüi- 
gen.®®) Nachdem das Bimdeskartellamt auch dagegen 
Einwände geltend gemacht hatte, weil es in dem An- 
teüserwerb einen Verstoß gegen das Kartellverbot des 
§ 1 GWB sah, gaben die Beteiligten ihr Vorhaben end- 
gültig auf. 

999 . Bosch und die Deutsche Vergaser Gesell- 
schaft^^) hatten dem Bundeskartellamt die Gründung 
eines 50:50-Gemeinschaftsimtemehmens angezeigt, 
das die Forschung imd Entwicklung eines elektro- 
nisch gesteuerten Vergasers übernehmen sollte. 
Nachdem die beteüigten Unternehmen auf Veranlas- 
sung des Bundeskartellamtes ihre Zusammenarbeit in 


67) Vgl. BKartA, B7- 146/78 sowie den Bericht des Bundeskar- 
tellamtes über seine Tätigkeit in den Jahren 1987/1988, BT- 
Drs. 11/4611, S. 11, 73 f. 

68) Vgl. BKartA, B7-74/88. 

69) Vgl. Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit im 
Jahre 1977, BT-Drs. 8/1925, S. 57; kritisch dazu bereits 
Monopolkommission, Fortschreitende Konzentration bei 
Großimtemehmen, Hauptgutachten 1976/1977, Baden-Ba- 
den 1978, Tz. 448 ff. 


dem Gemeinschaftsunternehmen auf höchstens zehn 
Jahre begrenzten, wurde das Zusammenschlußvorha- 
ben nicht untersagt, obwohl beide Unternehmen über 
marktbeherrschende Stellungen auf Kraftfahrzeug- 
teilmärkten verfügten. Das Bundeskartellamt erwar- 
tete nunmehr keine Verstärkimg der Marktstellungen 
der beiden Unternehmen durch die Gründung des 
Gemeinschaftsunternehmens. Ein Verstoß gegen das 
Kartellverbot wurde ebenfalls verneint, weil zwischen 
den Gründern ein potentielles Wettbewerbs Verhältnis 
nicht vorhanden und die Zusammenarbeit mit Dritten 
auf dem gleichen Gebiet so unwahrscheinhch sei, daß 
daraus keine spürbare Wettbewerbsbeschränkung er- 
wachse. 

1000 . Wettbewerbsrechtiiche Bedenken äußerte das 
Bundeskartellamt gegenüber der von Gelsenberg 
(einer Tochter der Deutsche BP) und Saarbergwerke 
geplanten Gründung der GfK-Gesellschaft für Kohle- 
verflüssigung. Gegenstand der Zusammenarbeit 
sollte der gemeinsame Betrieb einer Pilotanlage für 
Kohleverflüssigung sowie gegebenenfalls der Bau 
weiterer großtechnischer Anlagen zur Kohleverflüssi- 
gung für Vergaserkraftstoffe sein. 

Das Bundeskartellamt erwartete, daß durch den beab- 
sichtigten Zusammenschluß die Stellung von BP auf 
dem Markt für Vergaserkraftstoffe und damit das 
Ohgopol der führenden Mineralölgesellschaften ins- 
gesamt gegenüber Außenseitern, d. h. gegenüber den 
übrigen Raffineriegesellschaften und den freien Mi- 
neralölhändlern, verstärkt werden würde. Die markt- 
beherrschende Stellung des Ohgopols werde dadurch 
verfestigt, daß BP als Ohgopolmitghed durch die Be- 
teihgung an der GfK Zugang zu neuen Technologien 
der Kohleveredelung erhalte und dadurch in der Lage 
sei, den möghcherweise einsetzenden Substitutions- 
wettbewerb zwischen herkömmhchem Benzin und 
Hydrierbenzinzu „kanahsieren". 

Das Bundeskartellamt sah von einer Untersagung 
nach § 24 GWB ab, nachdem die beteiligten Unter- 
nehmen mit dem Bundeskartellamt eine „ Öffnungs- 
zusage" vereinbart hatten. Darin verpflichteten 
sich Gelsenberg und Saarberg, sobald die GfK markt- 
fähige Kraftstoffe oder Heizöl zu wettbewerbsfähigen 
Preisen herstellen könne, eine Vertriebs gesellschaft 
zu gründen, deren Anteile zu einem Drittel mittelstän- 
dischen Unternehmen angeboten werden müßten, um 
diesen die Beteüigung am Vertrieb der Produkte zu 
ermöghchen. Damit soll Dritten der Zugang zu den 
Liefermärkten offengehalten werden. 

1001 . Eine kritische Haltung nimmt das Bundeskar- 
tellamt inzwischen auch gegenüber Kooperationen im 
Bereich der Wehrtechnik ein.^^) So hat es in einem 
1988 entschiedenen Zusammenschlußfall in Abstim- 
mung mit dem Bundesamt für Wehrtechnik und Be- 
schaffung darauf hingewirkt, daß die Kooperations- 


70) Vgl. dazu auch Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/ 
1981, a.a.O., Tz. 634, 643 ff. und dies., Die Wettbewerbsord- 
nung erweitern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Ba- 
den 1988, Tz. 421. 

71) In den siebziger Jahren hatte das Bundeskartellamt zum Teil 
Zusammenschlußfälle ohne zureichende Sachaufklärung 
mit einer Nichtuntersagung abgeschlossen, obwohl die Ko- 
operationspartner über dominierende Marktpositionen ver- 
fügten (vgl. BKartA, B7-79/77 „MBB/Diehl“). 
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Partner ihr ursprünghch beabsichtigtes Vorhaben we- 
sentiich modifizierten. Zunächst war die Kooperation 
von drei Unternehmen angemeldet worden, wobei ei- 
ner der Kooperationspartner seinerseits eine gemein- 
same Tochter eines anderen Beteiligten sowie eines 
weiteren bedeutenden Anbieters von Rüstungsgütem 
ist. Von einer Einbeziehung dieses Tochterunterneh- 
mens in die Kooperation haben die Beteiligten Ab- 
stand genommen, nachdem das Bundeskartellamt 
hiergegen kartellrechtiiche Bedenken geäußert hatte. 
Zudem wurde die Konsortialvereinbanmg dahinge- 
hend abgeändert, daß den Kooperationspartnern bei 
der Vergabe von Unteraufträgen keine bevorzugte 
Stellung eingeräumt werden darf. Damit soll dem An- 
liegen des Auftraggebers Rechnung getragen wer- 
den, daß alle leistungsfähigen Unternehmen am Wett- 
bewerb um einzelne Baugruppen teilnehmen kön- 
nen. 

1002 . Erhebliche kartellrechtiiche Probleme wirft 
ein immer noch nicht abschließend von den Kartellbe- 
hörden beurteilter Kooperationsfall auf.^2) vier Ma- 
schinenbauhersteller, von denen einer seinen Sitz in 
der Bundesrepublik hat, planen die Gründung eines 
Gemeinschaftsunternehmens, das einige Komponen- 
ten des Endproduktes aus einem neuen Material ent- 
wickeln soll. Zudem soll die mit einem neuen Verfah- 
ren erfolgende Herstellung dieser Komponenten ver- 
gemeinschaftet werden, da sich aus der gemeinsamen 
Produktion erhebhche Kostenvorteile ergeben. Der 
Wert der Komponenten soll bei etwa 10—15% des 
Wertes des Gesamtproduktes liegen. 

Das Gemeinschaftsunternehmen hat einen kooperati- 
ven Charakter. Zwei Gründer übertragen das bei ih- 
nen bereits vorhandene Know-how für Konstruktion 
und Herstellung der Komponenten auf das Gemein- 
schaftsunternehmen; dieses wird sodann die notwen- 
digen weiteren Entwicklungsarbeiten noch bei einem 
der Mutteruntemehmen vornehmen lassen. Die Her- 
stellung erfolgt dann bei einem der beteiligten Grün- 
derunternehmen, die Endmontage verbleibt bei den 
Mutteruntemehmen. 

Das Zusammenschlußvorhaben erfüllt nach Auffas- 
sung des Bundeskartellamtes die Untersagungsvor- 
aussetzungen des § 24 Abs. 1 GWB. Es hat die Betei- 
hgten bereits ab gemahnt. Das an dem Zusammen- 
schluß beteihgte deutsche Unternehmen hatte an dem 
weitgehend mittelständisch strukturierten Markt mit 
einem Marktanteil von ca. 26 % und einem ausgebau- 
ten Vertriebs- und Servicenetz eine starke Marktstel- 
lung. Die anderen am Zusammenschluß beteiligten 
Hersteller sind auf dem sachlich relevanten Markt in 
der Bundesrepublik nur mit geringen Marktanteilen 
vertreten. Durch den Zusammenschluß würde sich die 
Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Unternehmens 
aufgrund der erwarteten Kosteneinsparungen und der 
Quahtätssteigerungen des Endproduktes erheblich 
verstärken. Zudem würde der Preis- und Quahtäts- 
wettbewerb vermindert. Das Bundeskartellamt er- 
wartete daher, daß das deutsche Unternehmen durch 
den Zusammenschluß eine marktbeherrschende Stel- 


72) Das Zusammenschlußvorhaben wurde bereits im Okto- 
ber 1986 von den Zusammenschlußbeteiligten angemeldet. 
Vgl. BKartA, B4- 128/86 „Klein, Schanzlin und Becker/ITT/ 
Goulds Pumps/Lowara". 


lung erlangt. Zudem stellt die Gründung des Gemein- 
schaftsunternehmens nach Auffassung des Bundes- 
kartellamtes einen Verstoß gegen § 1 GWB und Arti- 
kel 85 Abs. 1 EWGV dar. 

Die Kooperationsbeteiligten haben daraufhin die An- 
meldung des Zusammenschluß Vorhabens zurückge- 
nommen und die Kooperation derart umgestaltet, daß 
kein Zusammenschlußtatbestand im Sinne des § 23 
Abs. 2 GWB verwirkhcht ist. Die Kooperation soll sich 
jedoch nach Auffassung der Beteiligten materiell 
nicht von dem ursprünghch geplanten unterscheiden. 
Die Vertragsvereinbarungen wurden demgemäß mo- 
difiziert, um auch ohne Gründung eines Gemein- 
schaftsunternehmens die beabsichtigten Ziele zu er- 
reichen. Zugleich wurde das Vorhaben bei der EG- 
Kommission angemeldet, um diese zu einer Erklärung 
zu veranlassen, daß die geplante Kooperation unter 
die von der Kommission erlassene Gruppenfreistel- 
lungsverordnung für Forschung und Entwicklung 
falle und somit nicht dem Kartellverbot des Arti- 
kels 85 EWGV unterhege. Da die EG-Kommission Be- 
denken hinsichtiich der Anwendbarkeit der Gruppen- 
ausnahme hat, plant sie nunmehr eine Einzelfreistel- 
lung der Kooperation.^^) 

1003 . Schheßhch ist zu vermuten, daß zwei bedeu- 
tende HersteUer von Rückbhckspiegeln für Kraftfahr- 
zeuge die beabsichtigte Gründung eines F+E-Ge- 
meinschaftsunternehmens inzwischen wieder aufge- 
geben haben, nachdem das Bundeskartellamt in Vor- 
gesprächen erhebhche kartellrechtiiche Bedenken 
gegen dieses Vorhaben angemeldet hatte.^^) Gegen- 
stand der Zusammenarbeit soUen die Entwicklung, 
die HersteUung und der Vertrieb eines Elektrochrom- 
spiegels für Kraftfahrzeuge sein, bei dem sich die Re- 
flexionswerte entsprechend dem LichteinfaU elektro- 
nisch gesteuert automatisch verändern. Bislang ist für 
diese Spiegel noch kein Markt vorhanden, da die bis- 
her angebotenen Produkte noch keine Serienreife be- 
sitzen. 

Das BundeskarteUamt ist der Auffassung, daß das Ge- 
meinschaftsunternehmen aufgrund der optimalen 
Lizenzkombination der beiden Mutterunternehmen 
eine marktbeherrschende SteUung im Sinne des 
§ 24 GWB erlangen würde, da potentieUe Wettbewer- 
ber in absehbarer Zeit nicht in der Lage wären, blend- 
freie Rückbhckspiegel herzusteUen. Von dem Ge- 
meinschaftsunternehmen wäre daher ein Abschrek- 
kungseffekt auf andere Unternehmen zu erwarten. 
Zudem bestehe nach Gründung des Gemeinschafts- 
unternehmens die Gefahr einer Verringerung der 
Wettbewerbsintensität zwischen den Kooperations- 
partnern auf dem Markt für herkömmliche Spiegel- 
gläser (sogenannter Gruppeneffekt), da beide Unter- 
nehmen auf diesem Markt eine starke Stellung inne- 
haben. Schließhch seien beide Unternehmen auch al- 
lein in der Lage, derartige Spiegel herzustellen. 

3.2.3.1.2 Probleme bei der Ermittlung einer 
marktbeherrschenden Stellung 

1004 . Bei Errichtung eines F-fE-Gemeinschaftsun- 
temehmens ergeben sich für das Bundeskartellamt 
bei der Prüfung nach § 24 Abs. 1 GWB häufig beson- 


73) Ausführlicher dazu unter 4.3.2. 

74) Vgl. BKartA, B5-245/89 „FLABEG/DES AG". 
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ders gravierende Beurteilungsprobleme. Sie resultie- 
ren zum einen daraus, die Bedeutung der F+E- An- 
strengungen für den Markt abzuschätzen, da diese 
häufig für die Unternehmen selbst mit besonderen 
Ungewißheiten behaftet sind.^^) So ist zum Zeitpunkt 
der kartellbehördhchen Entscheidung zum Teil nicht 
absehbar, ob die Forschungs- und Entwicklungsko- 
operation überhaupt zu erfolgversprechenden Lösun- 
gen und damit zu marktfähigen Ergebnissen führen 
kann. Eine weitere, häufig nicht zureichend beant- 
wortbare Frage ist, ob sich die Neuerung nach erfolg- 
reichem Abschluß der Entwicklungsaktivitäten auf 
dem Markt durchsetzen wird. Eng damit zusammen 
hängen die Probleme, die sich aus der Notwendigkeit 
ergeben, die zukünftigen Wettbewerbsverhältnisse 
für innovative Märkte abzuschätzen. F+E-Gemein- 
schaftsimtemehmen werden häufig im Hinblick auf 
solche Märkte gegründet, für die die Aktionsparame- 
ter Forschung und Entwicklung eine besondere Be- 
deutung besitzen und die deshalb eine erhebliche 
Wettbewerbsdynamik aufweisen. Die im Gesetz zur 
Umschreibung einer marktbeherrschenden Stellung 
aufgeführten Marktstrukturkriterien besitzen für sol- 
che Märkte jedoch nur eingeschränkte Relevanz, da 
sie im Zeitablauf teilweise erheblichen Veränderun- 
gen unterliegen und daher Verhaltensspielräume 
nicht in gleichem Maße prägen wie auf reifen 
Märkten.^®) 

1005 . Die hier angesprochenen Probleme dokumen- 
tieren sich in der Kartellamtspraxis vor allem bei zwei 
eng miteinander verbundenen Fragestellungen. Zum 
einen tauchen Schwierigkeiten bei der Abgrenzung 
der von dem Zusammenschluß betroffenen sachlich 
relevanten Märkte auf. Hier zeigt sich, daß die techni- 
sche Entwicklung in manchen Wirtschaftszweigen zu 
einer laufenden Veränderung der Marktgrenzen 
führt. Das Bundeskartellamt ist daher gezwungen, 
Produktmärkte im Zeitablauf in sachlicher Hinsicht 
neu abzugrenzen,^^) ohne sicher zu sein, daß es der 
Dynamik der Märkte hinreichend gerecht wird, da es 
an einschlägigem Erfahrungswissen fehlt. Bei Grün- 
dung eines Gemeinschaftsunternehmens von Sie- 
mens und Intel,^®) das Entwicklung, Herstellung und 
Vertrieb von Datenverarbeitungssystemen des mittle- 
ren Leistungsbereichs zum Gegenstand haben 
sollte,^^) wies das Bundeskartellamt darauf hin, daß 
der Markt für Datenverarbeitungssysteme durch eine 
Tendenz zur Multifunktionalität der neuen Rechner- 
generation gekennzeichnet sei. Das mache es erfor- 
derlich, relevante Einzelmärkte nicht mehr nach 
Funktionskriterien (z. B. Bürocomputer, Prozeßrech- 
ner usw.), sondern nach Größen- und Preiskriterien 
abzugrenzen. Ähnliche Marktabgrenzungsschwierig- 
keiten ergaben sich bei Gründung eines Gemein- 
schaftsunternehmens für Entwicklung, Herstellung 
und Vertrieb von Leistungshalbleitern durch Siemens 


Vgl. dazu bereits oben unter 2.1.1. und 2.2.2. 1. 

76) Vgl, dazu auch oben unter 2.2.2. 1 und sogleich im Text. 

77) Vgl. zu diesem Problem bereits Monopolkommission, 
Hauptgutachten 1986/1987, a.a.O., Tz. 386. 

78) Vgl. BKartA, B7-61/88. 

79) Das Gemeinschaftsunternehmen ist bereits nach einem Jahr 
mangels hinreichender Rentabilitätserwartungen wieder 
aufgegeben worden. 


und AEG.®0) Der Markt für Leistungshalbleiter habe 
sich in den letzten Jahren spnmghaft weiterentwik- 
kelt, so daß neben herkömmliche Leistungshalbleiter 
zunehmend innovative Produkte träten. Dies mache 
eine klare Abgrenzung von Teilmärkten im Sinne des 
Bedarfsmarktkonzepts unmöglich. Die Grenzen zwi- 
schen herkömmlichen und innovativen Produkten 
seien unscharf und würden sich wegen der schnellen 
technischen Entwicklung laufend verschieben, so daß 
nunmehr auf einen Gesamtmarkt für Leistungshalb- 
leiter abzustellen sei. Daneben ist der Tatsache Rech- 
nung zu tragen, daß eine F+E-Kooperation verschie- 
dene Märkfe betreffen kann, die miteinander in einem 
engen sachlichen Zusammenhang stehen. Die Koope- 
ration wirkt sich einmal auf die Erforschung und Ent- 
wicklung neuer Güter und Produktionsverfahren aus. 
Es kann daher im Einzelfalle zweckmäßig sein, von 
einem eigenständigen sachlich relevanten Markt für 
Forschungs- und Entwicklungsleistungen auszuge- 
hen.®^) Dies gilt insbesondere dann, wenn die Wettbe- 
werbsverhältnisse des zukünftigen Produktmarktes, 
auf den die F+E-Kooperation ausgerichtet ist, noch 
nicht absehbar sind, erfolgreiche F+E- Anstrengun- 
gen aber auch nicht nur zu unwesentlichen Verbesse- 
rungen eines gegenwärtigen Produktangebotes füh- 
ren, so daß die Beurteilung der Gemeinschaftsunter- 
nehmensgründung anhand der gegenwärtigen 
Marktverhältnisse gerechtfertigt wäre. Zugleich be- 
dingt die Kooperation häufig auch Rückwirkungen 
auf die existierenden Produktmärkte.®^) Die Stellung 
der beteiligten Unternehmen auf ihren etablierten 
Märkten kann durch die Gründung verfestigt werden, 
so daß sich hieraus ein Anlaß zur Untersagung des 
Zusammenschlusses ergeben kann, Schheßlich ist die 
Kooperation bedeutsam für die künftigen Produkt- 
märkte, da mit ihr die Position der Kooperationspart- 
ner wie auch Dritter als Marktteilnehmer in erhebli- 
chem Maße mitbestimmt werden kann, 

1006 . Das Bundeskartellamt hat diesen Zusammen- 
hängen bei Beurteilung von Gemeinschaftsuntemeh- 
mensgründungen für F+E-Zwecke in unterschiedli- 
chem Maße Rechnung getragen. Die Monopolkom- 
mission stimmt daher den in der Amtspraxis zu Tage 
tretenden Beurteilungsgrundsätzen nicht in allen Fäl- 
len zu. 

1007 . Relativ unproblematisch sind die Fälle, in de- 
nen das Bundeskartellamt bei seiner Beurteilung auf 
einen eigenen Markt für Forschungs- und Entwick- 
lungsleistungen abstellte und sich bei seiner wettbe- 
werbspolitischen Beurteilung auf die Überprüfung 
der Bedeutung des Gemeinschaftsunternehmens für 
diesen Markt beschränkte. 

— Dies gilt für die Gründung des Instituts für Aggre- 
gattechnik und Verkehrsfahrzeuge durch Volks- 
wagen, Gottlieb Anwärter und die Studiengesell- 
schaft Nahverkehr.®®) Das Unternehmen soll sich 
mit neuen Stadtfahrzeugkonzepten beschäftigen. 
Das Bundeskartellamt legte bei seiner Prüfung den 


80) Vgl. BKartA, B7-140/88 „AEG/Siemens". 

81) Vgl. dazu oben unter 2.2.2. 1. 

82) Vgl. BKartA, B5-245/89 „FLABEG/DES AG" sowie dazu un- 
ter 3.2.3.I.I. 

83) Vgl. BKartA, B7- 126/83. 
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Forschungs- und Entwicklungsmarkt für energie- 
sparende und umweltschonende Aggregat- und 
Fahrzeugtechniken zugrunde und stellte fest, daß 
hier keine marktbeherrschende Stellung des neu- 
gegründeten Unternehmens zu erwarten sei, weil 
es über eine relativ geringe personelle und sachli- 
che Ausstattung verfüge und zudem zu erwarten 
sei, daß auch andere Pkw- und Lkw-Hersteller auf 
diesem Markt tätig würden. 

— Die Deutsche Bundesbahn, die Deutsche Luft- 
hansa und die Industrieanlagenbetriebsgesell- 
schaft haben die MVP- Versuchs- und Planungsge- 
sellschaft gegründet, die eine Versuchsanlage für 
ein Magnetbahnsystem bauen lassen und dabei 
Entwicklungs- und Planungsaufgaben wahrneh- 
men soll.ö^) Das Bundeskartellamt hat auch hier 
die Auswirkungen des Zusammenschlusses vor- 
rangig für den Forschungsmarkt und daneben für 
die eventuell von dem Zusammenschluß betroffe- 
nen Dienstleistungsmärkte überprüft und die Ent- 
stehung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung auf beiden Märkten verneint. 
Die Stellung des Gemeinschaftsunternehmens auf 
dem Markt für Forschungsleistungen sei ange- 
sichts der begrenzten Bedeutung des Projekts kei- 
neswegs überragend, die Marktzutrittsbarrieren 
zudem gering. Da das Unternehmen sich auf die 
Tätigkeit im Bereich Entwicklung beschränken 
soll, also nicht auf die Markteinführung des 
Magnetbahnsystems gerichtet ist, wird auch die 
Stellung der Untemehmensgründer — die zum 
Teil marktbeherrschende Stellungen auf ihren 
Märkten halten — nicht berührt, insbesondere 
wird ein künftiger Substitutionswettbewerb zwi- 
schen Flugverkehr und Magnetbahnsystem durch 
das neue System nicht beeinträchtigt. 

1008 . Bedenkhch erscheint es der Monopolkommis- 
sion hingegen, eine Kooperation auch im Hinblick auf 

den künftigen Gütermarkt zu beurteilen, solange nur 

die Verhältnisse des Forschungs- und Entwicklimgs- 

marktes für das Bundeskartellamt erkennbar sind. 

— Die Stahlwerke Südwestfalen und Diehl haben die 
Gründung der Metallspezialrohr GmbH angemel- 
det, die Forschung und Entwicklung, Fertigung 
und Vertrieb auf dem Gebiet der Erzeugung von 
Spezialrohren aus Stahl und anderen Werkstoffen 
unter Verwendung der Fließ drücktechnik und 
der Technik des Austenitformhärtens betreiben 
soU.85) 

Das Bundeskartellamt prüfte, ob durch den Zu- 
sammenschluß auf dem künftigen Markt für Spe- 
zialrohre nach dem zu entwickelnden Fertigungs- 
verfahren eine marktbeherrschende Stellung er- 
langt werden könne. Es betonte, daß sich diese 
Frage nur aufgrund der Forschungsaktivitäten in 
diesem Bereich beantworten heße, und kam nach 
Analyse des Forschungs- und Entwicklungsmark- 
tes zu dem Ergebnis, daß eine wettbewerbspoh- 
tisch bedenkliche Konzentration der Forschungs- 
kapazitäten nicht zu erwarten sei. 


84) Vgl. BKartA, B3- 1005/84. 

85) Vgl. BKartA, B7-80/77. 


Das hier vom Bundeskartellamt gewählte Vorge- 
hen kann methodisch nicht voll befriedigen. Das 
Amt prüft die Bedeutung des Zusammenschlusses 
für den künftigen Produktmarkt, da sich die Ko- 
operation auch auf die Fertigung und den Vertrieb 
bezieht, stellt aber bei seiner Würdigung nur auf 
den Forschungsmarkt ab, ohne die Wettbewerbs- 
bedingungen für den künftigen Produktmarkt zu 
analysieren. Erlauben die vorhegenden Tatsachen 
jedoch nur eine Beurteilung der gemeinsamen Ko- 
operation im Bereich von Forschung und Entwick- 
lung, so kann sich eine inhalthche Überprüfung 
des Zusammenschlusses auch nicht weiter erstrek- 
ken, soU die KontroUe nicht spekulativ wer- 
den, ö®) 

1009 . Teilweise hat das Bundeskartellamt nur die 
Auswirkungen der F+E-Kooperation auf die aktuel- 
len und zukünftigen Gütermärkte gewürdigt, den 
Ausschluß des F-hE- Wettbewerbs jedoch nicht als 
eigenständiges wettbewerbspohtisches Problem an- 
gesehen. 

— Im Falle Bosch/Deutsche Vergaser Gesellschaft 
wird zunächst untersucht, ob durch die Gründimg 
des Gemeinschaftsunternehmens die Marktposi- 
tion der beiden Kooperationspartner verstärkt 
wird; die Betrachtung eines eigenen Marktes für 
Forschungs- und Entwicklungsleistungen wird 
hingegen exphzit abgelehnt. In der Entwicklungs- 
phase des neuen Produktes gäbe es im Bereich von 
Forschung und Entwicklung noch keine nach 
§ 24 GWB relevante Wettbewerbsbeschränkung, 
da noch kein Markt vorhanden sei. Erst wenn 
beide Unternehmen produzieren und verkaufen 
könnten, beginne che entscheidende Wettbe- 
werbsbeschränkung. Da sich zum Zeitpunkt der 
Kartellamtsentscheidung für die Behörde nicht ab- 
sehen ließ, ob die Beteiligten nach Ablauf der Ent- 
wicklungsphase auf dem neuen Markt für elektro- 
nische Einspritzpumpen eine marktbeherrschende 
Stellung erlangen würden, sah das Bundeskartell- 
amt von einer Untersagung des Vorhabens erst ab, 
nachdem die Beteihgten sich verpflichtet hatten, 
ihre Zusammenarbeit auf die Forschung und Ent- 
wicklung zu beschränken. 

Dem Bundeskartellamt ist zwar insoweit zuzustim- 
men, als es keine Prognose zur Marktstellung der 
Kooperationspartner am künftigen Gütermarkt ab- 
gibt. Eine solche Vorausschau der Marktverhält- 
nisse am künftigen Gütermarkt war hier nicht 
mögüch. Dem Forschungswettbewerb ist bei dieser 
Beurteilung jedoch nicht hinreichend Beachtung 
geschenkt worden. Er wird nicht als eigens tän- 


88) Die Monopolkommission hat deshalb bereits früher betont, 
daß die Beurteilung eines Zusammenschlusses sich nicht 
weiter erstrecken soUe, als es die vorliegenden Tatsachen 
erlauben. Vielmehr sei dann eine erneute Überprüfung un- 
erläßhch, wenn weitere Tätigkeitsbereiche — wie hier Fer- 
tigung und Vertrieb — in die Zusammenarbeit einbezogen 
werden sollen, die für den zukünftigen Gütermarkt bedeut- 
sam sind. Die Monopolkommission hatte deshalb damals 
eine Auflagenkompetenz für das Bundeskartellamt befür- 
wortet. Vgl. dies., Mehr Wettbewerb ist mögüch, Hauptgut- 
achten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 905. 

87) Vgl. BKartA, B7-38/77 und oben unter 3.2.3.I.I. 
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dige, beschränkungsfähige Form von Wettbewerb 
aufgefaßt, was der Bedeutung von Forschung und 
Entwicklung als Handlungsparameter für Unter- 
nehmen nicht gerecht wird. Da die Kooperations- 
partner hier auch allein in der Lage gewesen wä- 
ren, den Entwicklungsaufwand zu tragen, und zu- 
dem auf den mit der Neuerung in Substitutionsbe- 
ziehungen stehenden Märkten jeweils bereits über 
eine dominierende Marktposition verfügten, hätte 
der Beschränkung des Innovationswettbewerbs im 
Rahmen der Zusammenschlußprüfung eine beson- 
dere Bedeutung zukommen müssen.®®) 

1010 . Die Probleme bei Anwendung des Fusions- 
kontroUinstrumentariums werden zum anderen bei 
der Prognose deuüich, ob durch den Zusammenschluß 
eine marktbeherrschende Stellung entsteht oder ver- 
stärkt wird. Angesichts der besonderen Offenheit des 
Wettbewerbsprozesses in jungen expandierenden 
Märkten ist der Vergleich der Wettbewerbsbedingun- 
gen vor dem Zusammenschluß mit den durch den 
Zusammenschluß hervorgebrachten schwierig. Dies 
wird an den beiden folgenden Fällen deutiich. 

— Von AEG-Telefunken, Etudes Techniques et Con- 
structions Aerospatiale, Messerschmitt-Bölkow- 
Blohm (MBB), Societe Nationale Industrielle Aero- 
spatiale und Thomson-CSF wurde 1980 auf Initia- 
tive des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie (BMFT) und des französischen For- 
schungsministeriums (CNES) die Gründung der 
Eurosatellite GmbH angemeldet;®®) Gegenstand 
des neugegründeten Unternehmens sollte die Ak- 
quisition von Aufträgen und der Abschluß von Ver- 
trägen zur Entwicklung und Herstellung von zivi- 
len AnwendungssateUiten nüt direktsendenden 
Fernsehkomponenten sein. 

Das Bundeskartellamt wies in seiner Entscheidung 
darauf hin, daß gegenwärtig noch kein Markt für 
direktsendende Rundfunk- bzw. Fernsehsatelhten 
existiere. Es legte deshalb zur Beurteilung der zu- 
künftigen Wettbewerbsverhältnisse auf diesem 
Markt hilfsweise den bereits bestehenden größe- 
ren Markt für geostationäre SateUiten zugrunde, 
auf dem bereits US-amerikanische Unternehmen 
erhebliche Marktanteile besitzen. Es unterstellte 
dann, daß diese Marktstrukturen auch auf dem 
engeren, künftigen Markt für direktsendende 
Rundfunk- bzw. Fernsehsatelhten gegeben sein 
würden, und erwartete unter diesen Voraussetzun- 
gen durch den Marktzutritt von EurosateUite eine 
Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen. Pro- 
bleme bei der Beurteilimg dieses FaUes ergaben 
sich daraus, daß der Gütermarkt, auf dem sich die 
F+E- Kooperation auswdrkt, noch nicht existiert. Es 
kann deshalb bei der FaUprüfung keine angemes- 
sene Vergleichsbasis zugrunde gelegt werden, um 
die Wettbewerbsverhältnisse vor dem Zusammen- 
schluß und die mit den Zusammenschluß herbei- 
geführten Veränderungen der Marktbedingungen 
würdigen zu können. Die Bezugnahme auf einen 
„größeren'', bereits existierenden Markt ist aus 
wettbewerbspohtischer Sicht nicht befriedigend, 


Vgl, dazu auch die Ausführungen oben unter 2. 2.3. 2. 
8®) Vgl. B7-111/80 und auch unter 3.3.3. 2.1. 


da dieser nicht die Wettbewerbssituation für den 
„sachhch relevanten Markt“ widerspiegeln muß. 

— Bei der Beurteilung der Gemeinschaftsuntemeh- 
mensgründung von Bertelsmann und IBM®®) für 
die Entwicklung von CD-ROM-Software hat die 
Frage, welche Faktoren bei der nach § 24 
Abs. 1 GWB erforderhchen Prognose berücksichti- 
gungsfähig sind, für die KarteUbehörde eine be- 
sondere Rohe gespielt. 

Die Untemehmensvertreter hatten darauf hinge- 
wdesen, daß sowohl bei CD-ROM-Software als 
auch im Bereich anderer Speichermedien, die zur 
CD-ROM-Technik in mehr oder weniger enger 
Substitutionsbeziehung stehen, mit erheblichem 
technischen Fortschritt zu rechnen sei. Der hohe 
aktuelle Marktanteil der Bertelsmann-Tochter auf 
dem Softwaremarkt lasse daher keine Rück- 
schlüsse auf die künftige Marktstellung des Ge- 
meinschaftsunternehmens zu, zumal sich ein gro- 
ßer Marktanteil in den ersten Marktphasen not- 
wendigerweise immer dann ergebe, wenn ein Un- 
ternehmen als eines der ersten erfolgreich am 
Markt auftrete. Das Bundeskartellamt bringt zwar 
— insbesondere hinsichtiich des Marktanteils ~ 
zum Ausdruck, daß die wettbewerbsrechtliche Be- 
urteilung eines Zusammenschlußfalles anhand der 
in § 22 Abs. 1 GWB niedergelegten Kriterien für 
junge, wachsende Märkte schvderig sei, da eine 
Voraussage über die Entwicklung der Verhaltens- 
spielräume der Marktteilnehmer nicht auf empiri- 
sches Erfahrungswissen gestützt werden könne. 
Dies erlaube jedoch keine großzügigere Handha- 
bung der Zusammenschlußkontrolle als in anderen 
Fällen, da es ein besonderes Anliegen des Gesetz- 
gebers gewesen sei, neue Märkte in ihrer Entvsdck- 
lungsphase vor einer frühzeitigen Vermachtung zu 
schützen.®!) Dementsprechend heß das Amt sich 
bei der Fallbeurteilung von ähnhchen Erwägun- 
gen leiten, wie sie insbesondere für etabherte 
Märkte entv\rickelt worden sind. Es folgte dabei der 
Auffassung der Rechtsprechung, ®2) daß bei der 
Prognose nicht nur die unmittelbar mit dem Zu- 
sammenschluß verbundenen strukturellen Verän- 
derungen der Wettbewerbsbedingungen berück- 
sichtigt werden müssen, sondern auch möghche 
zukünftige Marktstrukturveränderungen und ihre 
Auswirkungen; an deren Einbeziehung seien je- 
doch besonders hohe Anforderungen zu stellen, 
um die Fusionskontrolle nicht willkürhch werden 
zu lassen. Solche Umstände könnten nur dann be- 
rücksichtigt werden, wenn ihre Erwartung auf 
konkreten Umständen beruht, eine hohe Wahr- 
schemhchkeit für die Veränderung der Markt- 
struktur besteht und ihr Eintritt alsbald erfolgen 
wird. Obwohl zahlreiche Unternehmen aus ande- 
ren Märkten die technischen Fähigkeiten zum 
Marktzutritt besaßen, sprachen hier jedoch nach 


8®) Vgl. dazu oben unter 3.3.3. 1.1. 

91) Vgl. dazu auch die Begründung zum Regierungsentwurf der 
Vierten GWB-Novelle, BT-Drs. 8/2136, S. 23. 

92) Vgl. WuW/E BGH 1507 f. „GKN/Sachs" mit Bezugnahme 
auf die Begründung zum Regienmgsentwurf der Zweiten 
GWB-Novelle, a.a.O., S. 29 f.; WuW/E OLG 3447 „EVS/ 
TWS“, 
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Auffassung des Amtes keine konkreten Umstände 
im vorgenannten Sinne für potentiellen Wettbe- 
werb, der die Marktposition des Gemeinschaftsun- 
ternehmens von Bertelsmann und IBM in absehba- 
rer Zeit relativieren könnte. 

Der Fall macht deutlich, daß die Kartellbehörde bei 
der Beurteilung von Zusammenschluß vor gangen 
auf sehr innovativen und expansiven Märkten vor 
einem Dilemma steht. Sie hat einerseits das be- 
rechtigte Anliegen zu berücksichtigen, künftige 
strukturelle Veränderungen nur dann in die Prü- 
fung mit einzubeziehen, wenn konkrete Anzei- 
chen dafür sprechen. Anderenfalls würde die Zu- 
sammenschlußkontrolle spekulativ und willkür- 
hch, worauf das Bundeskartellamt mit Recht auf- 
merksam macht. Andererseits ist die Analyse der 
Wettbewerb swirkungen eines Zusammenschlus- 
ses je nach Besonderheiten der relevanten Märkte 
mit einem unterschiedlichen Ausmaß an Unsicher- 
heit behaftet. Diese Unsicherheiten resultieren zu 
einem großen Teil daraus, daß die marktstrukturel- 
len Bedingungen in den einzelnen Entwicklungs- 
phasen des Marktes für die Verhaltensspielräume 
der Marktteilnehmer von unterschiedlicher Be- 
deutung sind. In ausgereiften Märkten sind die 
Möglichkeiten der Marktteilnehmer, durch beson- 
dere Wettbewerbsanstrengungen Vorsprünge am 
Markt zu erzielen, zumeist recht begrenzt. Sind die 
Expansionsspielräume aufgrund der technischen 
Entwicklung imd der vollzogenen Marktdurch- 
dringung ausgeschöpft, so reduziert sich der für 
wettbewerbliche Vorstöße notwendige Verhal- 
tensspielraum. Für solche Märkte wird man dem 
strukturbezogenen Ansatz in der Fusionskontrolle 
ohne Abstriche folgen können. Die Strukturdaten 
stellen dann die wichtigsten Einflußfaktoren für 
die Wettbewerbsverhältnisse und damit auch für 
die Marktergebnisse dar.^^j Hingegen sind die Zu- 
sammenhänge von Marktstruktur und Marktver- 
halten in jungen, dynamischen Märkten weniger 
eindeutig. Auch wenn die Merkmale einer überra- 
genden Marktstellung gegeben sind, kann hieraus 
nicht ohne weiteres geschlossen werden, daß dem 
dominierenden Anbieter durch den Wettbewerb 
nicht mehr hinreichend kontroUierte Verhaltens- 
spielräume am Gütermarkt offenstehen. Das große 
Entwicklungspotential von Märkten bedingt ver- 
mutlich ein wettbewerbliches Verhalten markt- 
starker Unternehmen auch dann, wenn sich die 
Auswirkungen des künftigen technischen Fort- 
schritts noch nicht genau absehen lassen. Ande- 
renfalls würden sie ihre Marktstellung besonders 
leichtfertig der Erosion durch Newcomer ausset- 
zen, da eine schnelle Reaktion auf erfolgreiche In- 
novationen von Marktaußenseitern im Regelfälle 
kaum mögüch sein dürfte. 


93) Vgl. in diesem Zusammenhang auch Monopolkommission, 
Gesamtv\rirtschaftliche Chancen und Risiken wachsender 
Untemehmensgrößen, Hauptgutachten 1984/1985, Baden- 
Baden 1986, Tz. 443 ff.; dies., Ökonomische Kriterien für die 
Rechtsanwendung, Haupt gutachten 1982/1983, Baden-Ba- 
den 1984, Tz. 469 ff. 

94) Vgl. auch oben unter. 2.2. 2. 2. 


3.2.3.1.3 Berücksichtigung des „Arbeitsgemeinschafts- 
gedankens“ in der Fusionskontrolle 

1011 . Die Nichtuntersagimg der oben erwähnten 
Gemeinschaftsgründung Eurosatelhte GmbH^^) hat 
das Bundeskartellamt (hilfsweise) auch auf den Ge- 
sichtspunkt gestützt, daß hier der „ Arbeitsgemein- 
schaf tsge danke" zur Anwendimg komme; keines der 
beteiligten Unternehmen wäre allein in der Lage, 
einen kompletten AnwendimgssateUiten anzubieten. 
Die Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens 
stelle also keine nach § 1 GWB relevante Wettbe- 
werbsbeschränkung dar. Durch die Zusammenarbeit 
werde vielmehr erst ein gemeinsamer Marktzutritt er- 
mögücht. Das Bundeskartellamt hat darauf aufbauend 
das Vorliegen der Untersagimgsvoraussetzungen 
nach § 24 Abs. 1 GWB verneint. Es führte dazu aus, 
daß § 24 GWB im vorliegenden Fall wahrscheinüch 
schon aus den Gesichtspunkten der Arbeitsgemein- 
schaft heraus keine Anwendung finden könnte. Die 
Bejahung als Arbeitsgemeinschaft schließt eine Eig- 
nung zur Verstärkung durch das Zusammenschluß - 
Vorhaben aus. 

1012 . Dieser Auffassung vermag die Monopolkom- 
mission nicht zu folgen. Es gibt im Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen keinen einheitlichen Begriff 
der „Wettbewerbsbeschränkung", wie er hier offen- 
sichüich zugrunde gelegt wird. Vielmehr bedarf es zur 
Ermittlung einer Wettbewerbsbeschränkung jeweils 
einer rechtsnormspezifischen Betrachtung. Das Kar- 
tellverbot will den Wettbewerb vor Beschränkungen 
der unternehmerischen Freiheit in der Verwendung 
der Aktionsparameter schützen, während die Zusam- 
menschlußkontrolle bezweckt, solche Marktstruktur- 
veränderungen zu verhindern, die die Funktionsfä- 
higkeit des Wettbewerbs nicht mehr gewährleisten. 
Selbst wenn durch die Zusammenarbeit der Unter- 
nehmen also keine Wettbewerbsbeschränkung im 
Sinne von § 1 GWB vorhegt, kann dennoch von der 
Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung auf 
dem Markt des Gemeinschaftsunternehmens auszu- 
gehen sein, so daß die Untersagungsvoraussetzungen 
des § 24 Abs. 1 GWB durchaus vorüegen können. Die 
möghchen Vorteile des Marktzutritts sind erst im Rah- 
men der Abwägimgsklausel berücksichtigungsfähig. 

3.2.3. 1.4 Die Begrenzung der Tätigkeit des 
Gemeinschaftsunternehmens auf Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten 

1013 . Das Bundeskartellamt hat die Gründung des 
Gemeinschaftsunternehmens „MVP Versuchs- und 
Planungsgesellschaft für Magnetbahnsysteme mbH" 
unter anderem deshalb nicht untersagt, weil sich die 
Aktivitäten des Gemeinschaftsimtemehmens im we- 
senthchen auf Entwicklungsaufgaben beschrän- 
ken. ^6) Das Bundeskartellamt hat die beteihgten Un- 
ternehmen allerdings darauf hingewiesen, daß die 
marktmäßige Einführung des Magnetbahnsystems 
durch das Gemeinschaftsunternehmen erneut der Fu- 
sionskontrolle unterliege, und zwar unabhängig von 
der gesellschaftsrechüichen Ausgestaltung — z.B. 
durch Gründung eines neuen Unternehmens oder 
durch Satzungsänderung derer man sich dabei 
bediene. 


95) Vgl. dazu auch oben unter 3.2. 3. 1.2. 

96) Vgl. dazu auch oben unter 3. 3. 3. 1.2. 
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1014 . Die Unternehmen werden also auf gef ordert, 
bei Erweiterung des gemeinschaftlichen Tätigkeits- 
bereichs ein neues Zusammenschlußvorhaben anzu- 
melden. Eine Freistellung der Kooperation soll also 
nur für die Tätigkeit auf dem Forschungsmarkt erfol- 
gen, nicht aber für den zukünftigen Dienstleistungs- 
markt, weil hier die künftigen Marktverhältnisse noch 
nicht absehbar und die Entstehung oder Verstärkung 
marktbeherrschender Stellungen auf den Märkten 
der Mutteruntemehmen durch die gemeinschaftliche 
Einführung des Magnetbahnsystems nicht unwahr- 
scheinlich seien. 

1016 . Probleme bereitet allerdings die Frage, welche 
rechtliche Handhabe das Bundeskartellamt hat, die 
Unternehmen zu veranlassen, gegebenenfalls ein 
neues Zusammenschlußvorhaben anzumelden, wenn 
sie z. B. nach Satzungsänderung ihre Zusammenar- 
beit ausdehnen. Es muß dann nicht notwendig ein 
neuer Zusammenschlußtatbestand im Sinne des § 23 
Abs. 2 GWB vorliegen. Das Bundeskartellamt sieht 
eine rechtliche Grundlage für ein solches Vorgehen in 
§ 24a Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 GWB, denn bei einer Aus- 
weitung des Tätigkeitsbereichs des Gemeinschafts- 
unternehmens sei der Zusammenschluß anders als 
angemeldet vollzogen worden; die Beschränkung des 
Gegenstandes auf Forschungs- und Entwicklungsauf- 
gaben sei nämlich ein wesentlicher Beurteüungsge- 
sichtspunkt für die fusionskontrollrechtliche Prüfung; 
werde diese Beschränkung aufgegeben, so lebe die 
Prüfungsbefugnis des Bundeskartellamtes erneut auf. 
Hier wird man indessen bei der fusionskontroUrecht- 
lichen Prüfimg auf zwei KontroUdefizite hinweisen 
müssen: 

— Der § 24a Abs. 2 Satz 2 GWB, der dem Bimdeskar- 
tellamt die Befugnis gibt, den Zusammenschluß 
unter gewissen Umständen auch nach Ablauf der 
normalen Prüfungsfrist zu untersagen, ist nur ein- 
schlägig für angemeldete Zusammenschluß Vorha- 
ben. Für Zusammenschlüsse, die nur einer nach- 
träglichen Anzeigepflicht unterworfen sind, exi- 
stiert eine entsprechende Norm nicht. Für anzeige- 
pflichtige Zusammenschlüsse, die nicht freiwillig 
vorher angemeldet werden müssen, kann sich 
demnach eine solche zweite Prüfungsmöglichkeit 
des Zusammenschlusses nicht auf die genannte 
Norm stützen. 

— Zudem werden auch angemeldete Zusammen- 
schlußvorhaben damit nicht in jedem Falle einer 
zureichenden Kontrolle unterstellt. Eine extensive 
Interpretation der Tatbestandsvoraussetzung „Ab- 
weichung zwischen Anmeldung und Vollzug" ist 
nach Sinn und Zweck der Vorschrift des § 24a 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 GWB nicht sachgerecht. Das 
Gesetz geht nämlich davon aus, daß es sich bei 
dem Zusammenschluß um einen zeitlich und ge- 
genständlich genau abgegrenzten einmaligen 
Vorgang handelt, der einen Zustand schafft, wel- 
cher vom Bundeskartellamt im Hinblick auf seine 
Marktwirkimgen vorausschauend zu beurteüen 
ist.9^) Würde man als Vollzug eines Zusammen- 
schlusses auch weit in die Zukimft gelagerte Akti- 


Vgl. auch Monopolkonmiission, Hauptgutachten 1973/1975, 
a.a.O., Tz. 900. 


vitäten der Unternehmensgründer zur Ausweitung 
des Geschäftsbereiches ansehen, so würden die 
Grenzen zu einer laufenden Verhaltenskontrolle 
überschritten. Für eine solche Verhaltenskontrolle 
ist aber im Rahmen der strukturorientierten Fu- 
sionskontrolle kein Raum. 9®) 

1016 . Aus denselben Erwägimgen heraus ist es da- 
her auch problematisch, Satzungsklauseln im Fu- 
sionskontroUverfahren zu berücksichtigen, die die 
Dauer der Kooperation befristen. So war im Falle 
Bosch/Deutsche Vergaser Gesellschaft wesentliche 
Voraussetzung für die Nichtuntersagung, daß das Ge- 
meinschaftsunternehmen auf höchstens zehn Jahre 
begrenzt wird, um danach ein unabhängiges Vorge- 
hen der Kooperationspartner bei Herstellung und 
Vertrieb zu gewährleisten.®®) Eine Möglichkeit, die 
Nichtuntersagung eines Zusammenschlusses zeitlich 
zu begrenzen, besteht jedoch nach § 24 GWB für das 
Bundeskartellamt nicht. 

3.2.3.2 F'fE’Gemeinschaftsuntemehmen und 
das Kartellverbot 

3.2.3.2.1 Überblick 

1017 . Bei der kartellrechtlichen Prüfung von Ge- 
meinschaftsunternehmensgründungen für den Be- 
reich von Forschung und Entwicklung ist der Frage 
eines Kartellverstoßes gemäß § 1 GWB nur selten ein- 
gehend nachgegangen worden. 

Bis zur Entscheidung des Bundesgerichtshofs im Falle 
„Mischwerke" hat sich das Bundeskartellamt da- 
bei auf die in seinem Tätigkeitsbericht von 1978 
entwickelten Grundsätze zur Behandlung von Ge- 
meinschaftsunternehmen gestützt, deren Ziel es war, 
die Problematik der Doppelkontrolle nach § 1 und 
§§23 ff. GWB teüweise zu lösen. Es hat deshalb zwi- 
schen konzentrativen und kooperativen Gemein- 
schaftsunternehmen unterschieden. Reine oder über- 
wiegend konzentrative Gemeinschaftsunternehmen 
sollten nur unter fusionskontrollrechtlichen Gesichts- 
punkten geprüft werden, somit also dem Anwen- 
dungsbereich des Kartellverbotes entzogen sein. Die 
Gründung von konzentrativen Gemeinschaftsunter- 
nehmen sowie damit verbundene Wettbewerbsver- 
bote und andere wettbewerbsbeschränkende Neben- 
abreden, soweit diese für die Funktionsfähigkeit des 
Gemeinschaftsunternehmens als erforderlich angese- 
hen wurden, sollten nicht anhand des Kartellverbotes 
überprüft werden. Das Amt hat diese Verwaltungs- 
grundsätze im allgemeinen recht großzügig gehand- 
habt. Die meisten Gemeinschaftsgründungen wurden 
nur unter fusionskontrollrechtlichen Gesichtspunkten 
überprüft, auch wenn in Einzelfällen die kooperativen 
Elemente des Vorhabens nicht zu übersehen wa- 


98) Hier zeigt sich die Notwendigkeit, F+E-Gemeinschaftsun- 
temehmen im Regelfälle auch einer Prüfung nach § 1 GWB 
zu unterwerfen, da Gemeinschaftsunternehmen für die 
Gründer als flexibles Organisationsinstrument nutzbar sind. 
Vgl. ausführhcher dazu unter 5.5. 

99) Vgl. dazu BKartA TB 1977, a.a.O., S. 57 und oben unter 
3,2.3.1.1. 

100) Vgl. WuW/E BGH 2169. 

101) Vgl. BKartA TB 1978, a.a.O., S. 23 f. 
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ren. ^^2) Allerdings ist in kartellrechthch besonders kri- 
tischen Fällen auch der Frage des Kartellverstoßes 
ausführlicher nachgegangen worden, ^^3) 

1018 . Nach der Mischwerke-Entscheidung des Bun- 
desgerichtshofs sieht das Bundeskartellamt seine Ver- 
waltungsgrundsätze für die kartellrechthche Behand- 
lung von Gemeinschaftsunternehmen als überholt an; 
nach dieser Entscheidung lasse sich der Anwen- 
dungsbereich des Kartellverbotes nicht von vornher- 
ein auf bestimmte Gruppen von Gemeinschaftsunter- 
nehmen begrenzen, vielmehr könne die Frage eines 
Kartellverstoßes nur in einer Betrachtung der Gesamt- 
umstände des Einzelfalles geklärt werden, Das 
Bundeskartellamt hat im Oktober 1986 einen Entwurf 
für neue Verwaltungsgrundsätze vorgelegt, diesen 
aber bislang nicht verabschiedet und veröffentlicht 
(§ 50 Abs. 1 Satz 3 GWB). Damit ist wohl auch nicht 
mehr zu rechnen. 

1019. Bislang ist in der Kartellamtspraxis kein ent- 
scheidender Wandel bei der Prüfung von Gemein- 
schaftsunternehmensgündungen erkennbar. Eine 
eingehende Prüfung von Forschungskooperationen in 
bezug auf die Tatbestandsmäßigkeit des § 1 GWB fin- 
det selten statt. Häufig findet sich nur der Hinweis, 
daß der der Gründung zugrundeliegende Gesell- 
schaftsvertrag keinen Anlaß zur Annahme eines Kar- 
tellverstoßes gebe, so daß sich eine nähere Prüfung 
erübrige. 

1020 . Soweit ersichtiich, hat das Bundeskartellamt 

bislang nur in zwei der zu beurteilenden F4-E-Ge- 
meinschaftsuntemehmensgründungen einen Kartell- 
verstoß bejaht, der für die weitere Entwicklung der 
Kooperation entscheidend war. So wurde die Grün- 
dung des Gemeinschaftsunternehmens „ Euro- 

satellit e" von den Muttergesellschaften MBB, 
S.N.I.A.S. und ETCA zunächst rückgängig gemacht, 
nachdem die Kartellbehörde hierin einen Verstoß ge- 
gen § 1 GWB gesehen hatte, und erst einige Zeit 
später in modifizierter Form erneut angemeldet. Wei- 
terhin sahen Bertelsmann und IBM auch von einer 
Umstrukturierung ihres ursprünghch geplanten Vor- 
habens ab, weil das Bundeskartellamt hierin einen 
Verstoß gegen das Kartellverbot gesehen hätte. 
Daneben gab es einige Fälle, die sowohl aus fusions- 
kontroUrechtlichen als auch aus kartellrechtlichen Er- 


102) Diese Auffassung teilt offensichtlich auch das Bundeskar- 
tellamt. So sagte der Präsident des Bundeskartellamtes, 
Herr Kartte, in einer Diskussion: „Viele Untemehmenszu- 
sammenschlüsse finden heute nicht wegen der damit ver- 
bimdenen Rationalisierungswirkxmgen statt, sondern sie 
sind, jedenfalls vielfach, ähnlich wie Kartelle ein Mittel zur 
Realisierung von Marktmacht. Man sieht z. B. an den Ge- 
meinschaftsimtemehmen, daß das Instrument Kartell oder 
Fusion austauschbar ist. Die Hälfte der Gemeinschaftsun- 
ternehmen sind ,nackte' Kartelle, die bei uns jedoch als 
Fusion durchlaufen." Vgl. FAZ vom 7. Mai 1988, S. 15. 

103) Vgl. dazu 3.2.3. 1.1. 

104) Vgl. Bericht des BxmdeskarteUamtes über seine Tätigkeit in 
den Jahren 1985/1986, BT-Drs. 11/554, S. 24 f. 

105) Vgl. Gemeinschaftsunternehmen; Deutsches und EG-Kar- 
tellrecht, FlW-Schriftenreihe 122, Köln u. a. 1987, S. 54 f. 

106) Vgl. BKartA, B7- 172/77. 

107) Vgl. dazu oben unter 3.2.3. 1.1. 


Wägungen beanstandet wurden. Bislang ist es bei 
Gründungen von F+E- Gemeinschaftsunternehmen 
noch zu keinem Legalisierungsverfahren nach den 
§§ 5 ff. GWB gekommen. 

3.2.3.2.2 Die Gründung von F+E-Gemelnschaftsuntemehmen als 
Verstoß gegen das Karteilverbot 

1021 . Bei etlichen F+E- Gemeinschaftsunterneh- 
mensgründungen hat die Frage eine Rolle gespielt, ob 
mit der Zusammenarbeit eine im Sinne des § 1 GWB 
relevante Wettbewerbsbeschränkung verbunden sei. 
Das Bundeskartellamt überprüfte deshalb, ob die Ko- 
operationspartner zumindest als potentielle Wettbe- 
werber für die fraglichen F+E-Arbeiten anzusehen 
sind. Dann ist bei Vorliegen der weiteren Tatbe- 
standsvoraussetzungen des § 1 GWB eine Wettbe- 
werbsbeschränkung zu bejahen. Sind die Koopera- 
tionspartner hingegen nicht allein in der Lage, das 
Forschungsvorhaben durchzuführen, so wird durch 
die Zusammenarbeit der Wettbewerb nicht ausge- 
schlossen, sondern durch den gemeinsamen Zutritt 
wird für die Beteiligten die Teilnahme am Wettbe- 
werb erst ermöglicht.^®®) Die Monopolkommission 
teilt die grundsätzhchen Erwägungen des Bundeskar- 
tellamtes, wie sie in der Fallpraxis deutiich werden. 
Sie ist jedoch der Auffassung, daß die Beurteilungskri- 
terien des Amtes teilweise recht großzügig zugunsten 
der Kooperationspartner interpretiert wurden. 

1022 . Bei der Gründung des Gemeinschaftsunter- 
nehmens „Eurosatellite" hatten die Muttergesell- 
schaften zunächst vereinbart, künftig außerhalb der 
Gesellschaft für Anwendungssatelliten grundsätzlich 
keine Angebote abzugeben oder Arbeiten zu über- 
nehmen. Hierin wurde zu Recht ein Kartellverstoß 
gesehen, weil die Kooperation von den Beteüigten 
nicht auf ein bestimmtes Projekt begrenzt und somit 
der Drittwettbewerb beschränkt wurde. Für die kar- 
tellrechtliche Prüfung blieb deshalb unbeachtiich, ob 
die beteüigten Unternehmen allein in der Lage gewe- 
sen wären, das erste gemeinsam zu bearbeitende Pro- 
jekt selbständig anzubieten, und ob der Auftraggeber 
entsprechende Aufträge nur an Unternehmenskon- 
sortien vergeben hätte. 

1023 . Eine Wettbewerbsbeschränkung unterstellte 
das Bundeskartellamt auch bei der Gemeinschaftsun- 
ternehmensgründung von MTU und Turbomeca, der 
MTU-Turbomeca S.A.R.L., die der Entwicklung und 
Fertigung einer Gasturbine für einen Panzerabwehr- 
hubschrauber dienen sollte. m) Selbst wenn die Ge- 
meinschaftsgründung nur für ein konkretes Projekt 
erfolgen sollte — die Vertragsbedingungen waren 
hinsichthch dieser Frage weit gefaßt — , hätten sich 
nach Auffassung des Amtes kartellrechtliche Beden- 
ken ergeben, da zu erwarten gewesen sei, daß die 
Entwicklung einer Gasturbine auch von einem der 
Partner hätte vorgenommen werden können. An die- 
ser kartellrechthchen Einschätzung ändere sich nach 


108 ) Vgl, dazu die oben bereits geschüderten Fälle WuW/E 
BKartA 2143 „Glasfaserkabel", BKartA, B7- 146/87 „Daim- 
ler-Benz/Iveco" und BKartA, B4-128/86 „Klein, Schanzlin 
\md Becker/nr/Goulds Pumps/Lowara unter 3.2.3. 1.1, 

109) Vgl. dazu auch 5,2. 

110) Vgl. BKartA, B7-172/77 und dazu bereits 3.2.3.I.2. 

111) Vgl. BKartA, B7-59/79. 
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Auffassung des Amtes auch dann nichts, wenn die 
Kooperation die Chancen einer Auftragserteilung ver- 
bessern sollte. Solange der Auftraggeber in einer Ko- 
operation keine unabdingbare Voraussetzung für die 
Auftragserteilung sehe, müsse von einer Wettbe- 
werbsbeschränkung ausgegangen werden. Aller- 
dings hat das Bundeskartellamt die Frage des Kartell- 
verstoßes in diesem Falle nicht weiterverfolgt. Es hat 
die weitere Prüfung zunächst zurückgestellt, um eine 
Entscheidung der EG-Kommission abzuwarten. Die 
EG-Kommission hat zu diesem Fall jedoch nicht Stel- 
lung bezogen. 112 )^ naj 

1 024 . Im Falle der Gründung der Mak-Krauss-Ma/fei 
Sondertechnik GmbH durch Krauss-Maffei und 
Krupp-Mak wurde das Vorhegen einer Wettbewerbs- 
beschränkung im Sinne des § 1 GWB hingegen ver- 
neint, Die Gründung des Gemeinschaftsunterneh- 
mens erfolgte, nachdem das Bundesverteidigungsmi- 
nisterium entschieden hatte, die Entwicklung eines 
Kampfpanzers einem paritätischen Gemeinschaftsun- 
ternehmen der beiden Unternehmen zu übertragen. 
Die Unternehmen waren deshalb nach Auffassung 
des Bundeskartellamtes für diesen Auftraggeber 
keine Wettbewerber, weil sie den Auftrag nur ge- 
meinsam übernehmen konnten. Auch bei interna- 
tionalen Kooperationen, die auf zwischenstaathchen 
Vereinbarungen beruhen, ergibt sich für die Kartell- 
behörden eine vergleichbare Situation. Die Gründung 
einer Projektgesellschaft durch die Hauptauftragneh- 
mer — teilweise auf nationaler Ebene und teilweise im 
internationalen Rahmen — erfolgt auf Wunsch der 
beteüigten Regierungen, 


112 ) Vgl. BKartA, B7-152/84. 

113) Bei der EG-Kommission gibt es eine informelle Regelung, 
daß Freistellungsanträge im militärpolitisch sensiblen Be- 
reich nicht unter Wettbewerbsgesichtspunkten entschie- 
den werden. Sie werden ohne Bearbeitung zur Seite gelegt. 
Das Bundeskartellamt hat zu dieser Position der EG -Kom- 
mission noch keine klare Linie gefunden, wie sich auch in 
zwei anderen Fällen von Gemeinschaftsuntemehmens- 
gründungen, an den MTU und Turbomeca beteihgt waren, 
dokumentiert. Teilweise nimmt es die Haltung der EG- 
Kommission zum Anlaß, selbst untätig zu bleiben, wie es 
z. B. der oben geschilderte Fall zeigt. Hingegen beurteilt es 
die zweite Gründung eines Gemeinschaftsuntemehmens 
durch MTU und Turbomeca auch im HinbUck auf den 
§ 1 GWB, kommt aber ohne nähere Überprüfung zu der 
Auffassung, daß es sich hier um eine kartellfreie Koopera- 
tion handele, weil die beteüigten Unternehmen die erfor- 
derhchen finanziellen, personellen und einrichtungsmäßi- 
gen Kapazitäten nicht besäßen (BKartA, B7- 152/84). Diese 
Auffassung wird daim ohne weitere Prüfung aufrechterhal- 
ten, als sich Rolls Royce 1988 an dem 1984 gegründeten 
Gemeinschaftsunternehmen von MTU und Turbomeca be- 
teüigt (BKartA, B7-73/88). Diese Kartellamtspraxis ist aus 
wettbewerbspolitischer Sicht wenig siimvoU. Insbesondere 
ist es im Hinblick auf die weitere Entfaltung von Kriterien 
für die künftige Amtspraxis nicht angezeigt, Kooperations- 
vorhaben im Bereich der Wehrtechnik ohne eingehende 
Prüfung als karteUfreie Kooperation anzuerkennen; ande- 
renfalls werden unter Umständen fragwürdige Präzedenz- 
wirkungen für andere Fallgruppen geschaffen. 

114) Vgl. BKartA, B7-12/80. 

113) Vgl. auch den ähnhch gelagerten Fall MAN Technologie/ 
Diehl (BKartA, B4-17/87). 

116) Vgl. z. B. BKartA, B7-130/89 „Siemens/General Electric/ 
Thomson-CSF/Thom-EMI-Euro Art Advanced Radar- 
Technology"; BKartA, B7-18/89 „Donüer/MBB-Deutsche 
Airbus"; BKartA, B7-68/88 „Domier/MBB". 


1025 . Problematisch ist die Ablehnung einer für 
§ 1 GWB relevanten Wettbewerbsbeschränkung im 
Falle Uni Cardan (einer Tochtergesellschaft von 
GKN)/Zahnrad/aörfk Friedrichshafen (ZF). Beide Un- 
ternehmen haben ein Gemeinschaftsunternehmen, 
die Visco-Drive GmbH, gegründet, das die Viskose- 
Kupplung (bzw. das Viskose-Sperrdifferential) zur Se- 
rienreife entwickeln sowie Herstellung und Vertrieb 
übernehmen soll. Die Viskose -Kupplung stellt eine 
Weiterentwicklung des herkömmlichen Sperrdiffe- 
rentials dar, für die ZF einen Marktanteil von 90% 
hat. 11^) Uni Cardan bzw. GKN sind im marktnahen 
Bereich bereits tätig. 

Für eine schnelle und effiziente Entwicklung der Vis- 
kose-Kupplung bedarf es einer Lizenz auf ein Patent 
eines dritten Unternehmens. Uni Cardan besitzt eine 
solche Lizenz; es hat mit dem Lizenzgeber allerdings 
vereinbart, daß es der einzige Lieferant der Automo- 
bilindustrie sein soll, der eine Lizenz erhält. ZF erhält 
folglich keine Lizenz. Hingegen verhandeln mehrere 
Pkw-Hersteller wegen einer Lizenz mit dem Patentin- 
haber. 

Da das Gemeinschaftsunternehmen zumindest im An- 
fangsstadium einen kooperativen Charakter haben 
sollte, prüfte das Bundeskartellamt auch einen mögli- 
chen Verstoß gegen § 1 GWB. Es lehnte jedoch das 
Vorliegen einer Wettbewerbsbeschränkung ab, da 
beide Unternehmen allein als Anbieter gegenüber der 
Automobilindustrie nicht in Betracht gekommen wä- 
ren. Uni Cardan besitze zwar die Lizenz, hätte aber 
keine Erfahrungen beim Bau von Getrieben. ZF wie- 
derum könne ohne Zugang zu den Patenten die Vis- 
kose-Kupplung nicht allein hersteilen. 

Der Auffassung des Bundeskartellamtes, daß die Un- 
ternehmen in keinem Wettbewerbsverhältnis stehen, 
kann nicht ohne weiteres zugestimmt werden. Zum 
einen sind die grundlegenden Entwicklungsleistun- 
gen für das neue Projekt bereits erbracht, so daß der 
noch zu leistende Entwicklungsaufwand begrenzt ist. 
Dies dokumentiert auch die geringe Finanzausstat- 
tung des neuen Unternehmens. Zudem haben bereits 
beide Muttergesellschaften den Automobiluntemeh- 
men eine eigene Entwicklung angeboten, wenn auch 
bislang erfolglos. Es ist also davon auszugehen, daß 
Uni Cardan als Tochtergesellschaft eines ressourcen- 
starken Großunternehmens vermutlich allein die Ent- 
wicklung des neuen Produktes hätte vornehmen kön- 
nen, während ZF eine eigenständige Entwicklung der 
Viskose-Kupplung zum serienreifen Produkt nur des- 
halb verwehrt ist, weil es wegen der Ausschließhch- 
keitsbindung im Lizenzvertrag zwischen Uni Cardan 
und dem Patentinhaber nicht in den Besitz der not- 
wendigen Lizenz gelangt. Die Anerkennung der Zu- 
sammenarbeit als kartellfreie Kooperation ist in die- 
sem Fall wettbewerbspolitisch bedenklich, da der kar- 
tellrechtlich privilegierte Sachverhalt durch den Ko- 
operationsbeteüigten Uni Cardan erst mit Hilfe re- 
striktiver Vertragspraktiken „geschaffen" wurde. 


11^) Die Automobilproduzenten als Abnehmer fertigen Sperr- 
differentiale allerdings auch selbst. Diese Eigenfertigung ist 
nicht in die Marktanteüsberechnung eingegangen. 
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3.2.3.2.3 Die kartellrechtliche Beurteilung ergänzender 

Abreden zur Durchführung der F+E-Kooperation 

1026 . Bei den meisten Gemeinschaftsuntemeh- 
mensgründungen treffen die Mutterunternehmen 
Vereinbarungen, die über die Zusammenarbeit im 
F+E-Bereich hinausgehen. Besonders bedeutsam 
sind solche Nebenabreden, die den Verzicht auf indi- 
viduelle Parallelforschung oder Forschung mit dritten 
Unternehmen festlegen, sowie Absprachen hinsicht- 
lich der Verwertung der zu erwartenden Ergebnisse 
der Kooperation. 118) Beschränken diese Absprachen 
die Handlungsspielräume des Tochterunternehmens 
oder der Muttergesellschaften, so können sie eben- 
falls einen Kartellverstoß im Sinne des § 1 GWB dar- 
stellen. Insbesondere können sie auch dann kartell- 
rechtlich bedenklich sein, wenn die Gründimg des 
Gemeinschaftsunternehmens selbst als kartellfreie 
Kooperation anzusehen ist. Das Bundeskartellamt hat 
bei der Beurteilung solcher Nebenabreden zumeist 
einen recht großzügigen Maßstab angelegt. 

1027 . Die Gründimg des Gemeinschaftsunterneh- 
mens „International Aero Engines" durch MTU 
und vier andere Unternehmen des Luftfahrzeugbaus, 
das für Entwicklung, Produktion und Vertrieb eines 
neuen Strahltriebwerkes zuständig sein sollte, wurde 
nicht als Verstoß gegen § 1 GWB angesehen. Die 
Kooperation stellte nach Auffassung des Bundeskar- 
tellamtes zumindest für MTU die einzige Möglichkeit 
dar, ein solches Triebwerk zu entwickeln, so daß die 
Zusammenarbeit als kartellfreie Kooperation beurteilt 
wurde. Daneben wurden auch zwei Vertragsbestim- 
mungen als kartellrechtlich unbedenklich beurteilt, 
die den Verhaltensspielraum der Mutteruntemehmen 
einschränken sollten. Die Kooperationspartner ver- 
einbarten, allein oder zusammen mit Dritten keine 
Entwicklung, Fertigung oder Vermarktung eines sol- 
chen Triebwerkes vorzunehmen. Zudem verpflichte- 
ten sich die Partner, vor Ablauf von fünfzehn Jahren 
nach Zulassimg eines Flugzeuges, das mit dem neu- 
entwickelten Triebwerk angetrieben wird, kein 
„nachgeordnetes" Triebwerk allein oder nüt Dritten 
anzubieten, ohne den anderen Vertragspartnern alle 
Unterlagen mit einem Angebot vorzulegen, um Ent- 
wicklung, Konstruktion usw. von dem Gemeinschafts- 
unternehmen durchführen zu lassen. Das Bundeskar- 
tellamt sieht diese begleitenden Abreden als für eine 
effiziente Zusammenarbeit erforderlich an. Ange- 
sichts der hohen Entwicklungskosten bedürfe es des 
gegenseitigen Vertrauens der beteiligten Unterneh- 
men, das durch solche Abreden sichergestellt werden 
könne. 

1028 . Wettbewerbsverboten wird man nicht ohne 
weiteres einen wettbewerbsbeschränkenden Charak- 
ter beimessen können, auch wenn sie die unterneh- 
merischen Verhaltensspielräume der Kooperations- 
beteiligten beschränken. Häufig sind solche Neben- 
abreden unabdingbar, um einen unerwünschten In- 
formationsfluß an dritte Unternehmen zu verhindern. 
Ist die Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens 
als kartellfreie Kooperation anzusehen, so kann auch 
ein Wettbewerbsverbot, das für eine effektive Durch- 
führung des Forschungsvorhabens erforderlich ist, mit 


dem Kartellverbot des § 1 GWB vereinbar sein. Aller- 
dings sind aus kartellrechtlicher Sicht Grenzen für sol- 
che Wettbewerbsverbote zu ziehen. So wird man in 
einer Vereinbarung, die eine Zusammenarbeit mit 
Dritten auf dem Gebiet des Gemeinschaftsprojektes 
verhindern soll, zumeist keinen Kartellverstoß sehen 
können; nüt einer solchen Regelung kann verhindert 
werden, daß ein beteiligtes Unternehmen die Koope- 
ration nutzt, um daraus Vorteile für eine andere For- 
schungsgemeinschaft mit ähnlicher Zielsetzimg zu 
ziehen. Kartellrechtlich bedenklich ist hingegen eine 
Nebenabrede, die — wie in dem oben geschilderten 
Fall — allen Kooperationspartnern einen individuel- 
len Forschungsverzicht auferlegt. Eine solche vertrag- 
liche Beschränkung der Gründerunternehmen dürfte 
vor allem dann bedeutsam sein, wenn Möglichkeiten 
bestehen, die vom Gemeinschaftsunternehmen zu er- 
bringenden Leistungen auch eigenständig zu erstel- 
len. Diese Klausel kann daher ein wichtiges Indiz da- 
für sein, daß auch ein getrenntes Vorgehen der Ko- 
operationspartner erfolgversprechend gewesen wäre, 
die Beteiligten also in einem für § 1 GWB relevanten 
Wettbewerbsverhältnis stehen. Besonders bedenklich 
ist die hier erfolgte Vereinbarung, die es den Gesell- 
schaftern untersagt, für eine erhebliche Zeitspanne 
auch nach erfolgreicher Beendigimg des Forschungs- 
projektes allein oder mit anderen Unternehmen ohne 
die Mitwirkimg des Gemeinschaftsunternehmens 
eine Weiterentwicklung des Triebwerkes vorzuneh- 
men. Es ist rucht einsichtig, daß solche langfristigen 
Verhaltensbeschränkungen der Kooperationspartner 
notwendig sind, um die gegenwärtige Zusammenar- 
beit der Beteiligten zu gewährleisten. Mit dieser Ab- 
rede werden vielmehr langfristig wichtige unterneh- 
merische Handlungsmöglichkeiten beseitigt; sie ist 
daher als wettbewerbsbeschränkend zu qualifizieren. 
Über ihre Zulassung wird man deshalb allenfalls im 
Legalisierungsverfahren nach den §§ 5 ff. GWB urtei- 
len können. 

1029 . BMW und Steyr^Daimler-Puch haben die 
Gründimg eines Gemeinschaftsunternehmens verein- 
bart, das für die Entwicklung, die Produktion und den 
Vertrieb von Dieselmotoren zuständig sein soll.^^O) 
Durch die Zusammenarbeit soll vor allem der künftige 
Bedarf der Mutteruntemehmen an Dieselmotoren ge- 
deckt werden. Der Gmndlagenvertrag enthält zahl- 
reiche Nebenabreden; sie betreffen unter anderem 
Wettbewerbsverbote, die zum Teil über die Dauer 
des Gemeinschaftsunternehmens hinausgehen, Ver- 
pflichtungen des Gemeinschaftsunternehmens, die 
Muttergesellschaften beim Einkauf von Vorproduk- 
ten bevorzugt zu berücksichtigen, soweit deren Kon- 
ditionen nicht schlechter als die anderer Zulieferer 
sind, und die Verpflichtung, bei der Preisbildung der 
Motoren auf eine angemessene Gewinnbildung bei 
dem Gemeinschaftsunternehmen sowie auf die 
Marktverhältnisse bei den Produkten der Mutterge- 
sellschaften Rücksicht zu nehmen. Schließlich wird 
den Muttergesellschaften die Pflicht auferlegt, sich im 
Verhältnis ihrer Kapitalanteile um den Absatz der Pro- 
dukte des Gemeinschaftsimtemehmens zu bemühen. 
Das Bundeskartellamt beanstandete diese Klauseln 
nicht, da es diese als erforderlich für die Funktionsfä- 


118) Vgl. dazu auch 2.2.3.2. 

119) Vgl. BKartA, B7-76/83. 


120) Vgl. BKartA, B7-74/78. 
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higkeit des Gemeinschaftsunternehmens ansah, das 
als überwiegend konzentrativ eingestuft und deshalb 
dem Kartellverbot nicht unterstellt wurde, 
sprachen lassen in ihrer Gesamtheit allerdings den 
Eindruck entstehen, daß es den Mutterunternehmen 
entscheidend auch darum ging, mit Hilfe des Gemein- 
schaftsunternehmens ihr Verhalten zu koordinieren. 
Es wäre deshalb aus kartellrechtlicher Sicht sinnvoll 
gewesen, das gesamte Vertragswerk nach § 1 GWB zu 
bevuteilen. Bei Annahme eines Kartellverstoßes wird 
die Bildung einer Forschungs- und Entwicklungsge- 
meinschaft weder notwendigerweise unmöghch ge- 
macht noch entscheidend erschwert, da die Unterneh- 
men ihre Zusammenarbeit bei Vorhegen der entspre- 
chenden Voraussetzungen nach den §§ 5 ff. GWB 
legahsieren können. ^22) 


4. Forschung und Entwicklung im 
Europäischen Kartellrecht 

4.1 Die Rechtsgrundlagen und ihre Präzisierung durch die 
EG-Kommission 

1030. Nach Artikel 85 Abs. 1 EWGV sind alle Ver- 
einbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von 
Untemehmensvereinigungen und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen verboten, die den Handel 
zwischen Mitghedstaaten zu beeinträchtigen geeig- 
net sind und eine Verhinderung, Einschränkung oder 
Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des Ge- 
meinsamen Marktes bezwecken oder bewirken. Von 
dieser Vorschrift werden ausdrückhch auch die unter- 
nehmerischen Verhaltensweisen erfaßt, die der Ein- 
schränkung oder Kontrolle der technischen Entwick- 
lung dienen (Artikel 85 Abs. 1 ht. b EWGV). Wettbe- 
werbsbeschränkende Vereinbarungen können je- 
doch gemäß Artikel 85 Abs. 3 EWGV unter bestimm- 
ten Voraussetzungen von dem Kartell verbot freige- 
stellt werden. Dies ist entweder durch Einzelentschei- 
dungen der EG-Kommission oder durch eine für be- 
stimmte Gruppen von Vereinbarungen geltende Ver- 
ordnung möglich. ^23) Freistellungsvoraussetzungen 
für Forschungskooperationen sind, daß sie einen Bei- 
trag zui Förderung des technischen oder wirtschaftii- 
chen Fortschritts erbringen und die Verbraucher an 
dem entstehenden Gewinn angemessen beteiligt wer- 
den; der Wettbewerb darf ferner durch die Koopera- 
tionen nicht für einen wesentlichen Teil der betreffen- 
den Waren ausgeschaltet werden; schließhch muß die 
Wettbewerbsbeschränkung unerläßhch sein. Den be- 
teiligten Unternehmen dürfen somit keine Beschrän- 
kungen auf erlegt werden, die für die Verwirklichung 
der Kooperationsziele nicht unabdingbar sind. Arti- 
kel 85 EWGV geht also davon aus, daß der technische 
und wirtschaftliche Fortschritt regelmäßig durch den 
Wettbewerb und nicht durch Wettbewerbsbeschrän- 
kungen erreicht wird. Es bedarf deshalb der Darle- 
gung besonderer Umstände durch die Kooperations- 
partner, daß ihre wettbewerbsbeschränkenden Ab- 
sprachen ausnahmsweise geeignet sind, günstigere 


121) Vgl. dazu auch oben unter 3.2. 3. 2.1. 

122 ) Vgl. dazu auch unter 5.4. 

123) Vgl. zur Gruppenfreistellungsverordnung für Forschung 
und Entwicklung unter 4.3. 


Ergebnisse als bei unbeschränktem Wettbewerb her- 
vorzubringen. 

1031. Diese Konzeption findet sich allerdings in der 
sogenannten Kooperationsbekanntmachung vom 
29. Juh 1968,124) in der die EG-Kommission erstmals 
ausführlich zu Forschungs- und Entwicklungskoope- 
rationen Stellung bezieht, weniger deutlich. For- 
schung und Entwicklung werden nicht als wettbe- 
werbspolitische Aktionsparameter angesehen, i25) de- 
ren Beschränkung als ein Verstoß gegen das Kartell- 
verbot zu werten wären. Für generell unbedenklich 
hält die Kommission den Erfahrungs- und Ergebnis- 
austausch auf dem Gebiet der Forschung, die gemein- 
same Durchführung von Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben oder die Aufteilung der Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zwischen den Beteiligten 
wie auch die gemeinsame Vergabe von Forschungs- 
und Entwicklungsaufträgen. Über die Vergemein- 
schaftung der Forschung und Entwicklung hinausge- 
hende Absprachen können hingegen als Wettbe- 
werbsbeschränkungen im Sinne des Artikels 85 
Abs. 1 EWGV zu verfolgen sein. Diese Vereinbarun- 
gen können sich auf die eigene Forschungs- und Ent- 
wicklungstätigkeit der Kooperationsbeteiligten oder 
auf die Verwertung der Ergebnisse der gemeinsamen 
Arbeit beziehen. So kann nach der Kooperationsbe- 
kanntmachung der Verzicht auf eigene Forschung, 
sofern nicht gerade auf diesem Gebiet gemeinsam 
geforscht wird, oder die Aufteilung von Forschungs- 
gebieten, wenn die Beteiligten sich gegenseitig kei- 
nen Zugang zu den Forschungsergebnissen gewäh- 
ren, einen Kartellverstoß darstellen. Wettbewerbsbe- 
schränkend können weiterhin Absprachen über die 
Auswertung der Ergebnisse sein, z. B. Verpflichtun- 
gen der Beteihgten, nur die gemeinsam entwickelten 
Produkte herzustellen oder die Produktion imterein- 
ander aufzuteilen. Dies gilt auch für Absprachen, 
durch die die Lizenzerteilung auf die Ergebnisse der 
gemeinsamen Forschung und Entwicklung ausge- 
schlossen wird. Die Vergabe von Lizenzen darf aller- 
dings an die Verpflichtung geknüpft werden, daß 
hierüber im Einvernehmen oder durch Mehrheitsbe- 
schluß entschieden werden muß. 

1032. Bedeutung für Forschungs- imd Entwick- 
lungskooperationen hat schließlich die mehrfach ge- 
änderte Bagatellbekanntmachung der EG-Kommis- 
sion. 126) Mit ihr soll der Anwendungsbereich des Arti- 
kels 85 Abs. 1 EWGV eingegrenzt werden, um kleine- 
ren und mittleren Unternehmen die Zusammenarbeit 


124) Vgl. Bekanntmachung der Kommission vom 29. Juli 1968 
über Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen, die eine zwischenbetrieb- 
liche Zusammenarbeit betreffen (Kooperationsbekanntma- 
chimg), ABI. 1968 Nr. C 75, S. 3, berichtigt in ABI. 1968 
Nr. C 93, S. 3. 

125) In ihrem ersten Wettbewerbsbericht weist die EG-Kommis- 
sion darauf hin, daß sie die Aussagen der Kooperationsbe- 
kanntmachimg insbesondere auf kleine und mittlere Unter- 
nehmen beschränkt sehen will. Vgl. Europäische Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl, Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft, Europäische Atomgemeinschaft, Kommission, Erster 
Bericht über die Entwicklung der Wettbewerbspohtik, 
Brüssel/Luxemburg 1972, Tz. 32. 

126) Vgl. Bagatellvereinbarungen, Bekanntmachimg der EG- 
Kommission vom 3. September 1986, ABI. 1986 Nr. C 231, 
S. 2. 
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ZU erleichtern. Werden gewisse quantitative Schwel- 
len nicht überschritten — 200 Mio. ECU Gesamtum- 
satz bei den beteiligten Unternehmen und 5 % Markt- 
anteil der von der Kooperation betroffenen Pro- 
dukte — , so werden Absprachen generell nicht als 
Verstoß gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verfolgt. For- 
schungs- und Entwicklungskooperationen kleiner 
Unternehmen können folglich mit jedweden zusätzli- 
chen Wettbewerbsbeschränkungen verbunden wer- 
den, ohne von der EG-Kommission angegriffen zu 
werden. 


4.2 Die Verwaltungspraxis der EG-Kommission 

1033. Seit Ende der sechziger Jahre bemüht sich die 
EG-Kommission um die Durchsetzung des Kartellver- 
bots für den Bereich der Forschungs- und Entwick- 
lungskooperationen. ^27) Inzwischen hat sie etliche 
Entscheidungen getroffen, in denen die Vergemein- 
schaftung der Aktionsparameter Forschung und Ent- 
wicklung als eine kartellrechtlich relevante Beschrän- 
kung angesehen wurde. Bislang hat die Kommission 
jedoch allen Anträgen, die auf eine F+E-Kooperation 
abzielten, eine Einzelfreistellung nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV gewährt; ^ 28 ) sie hat allerdings die Frei- 
stellungserklärungen häufig mit gewissen Auflagen, 
z. B. Berichts- und Informationspflichten, verbunden, 
um die wettbewerblichen Auswirkungen der Zusam- 
menarbeit kontrollieren zu können, ^29) oder hat auf 
eine Beseitigung unzulässiger Nebenabreden hinge- 
wirkt, 

1034. In der „Henkel/Colgate "-Entscheidung hat 
die EG-Kommission 1971 abweichend von der Koope- 
rationsbekanntmachung in der Zusammenarbeit von 
Forschung und Entwicklung erstmals eine Beschrän- 
kung des Forschungswettbewerbs angenommen. 
Angesichts der oligopolistischen Marktstruktur und 
der Homogenität der Märkte müsse die gemeinsame 
Forschung von Großunternehmen als Verstoß gegen 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV gewertet werden. Seitdem 
hat die Kommission einen zunehmend strengeren Be- 
urteilungsansatz vertreten. Die Forschung betref- 
fende Vereinbarungen können immer dann zu einer 
Wettbewerbsbeschränkung führen, wenn kein betei- 
ligtes Unternehmen in der Lage ist, sich einen techni- 
schen Vorsprung vor dem anderen zu sichern. Es 
kommt dabei nicht darauf an, daß zwischen den Betei- 
hgten ein ausdrücklicher Verzicht auf Parallelfor- 


127) Vgl. EG-Kommission, Erster Wettbewerbsbericht (1972), 
Tz. 32. 

128) In der „Siemens/Fanuc"-EntscheidLmg (WuW/E EV 1145) 
hat die EG-Kommission marktaufteilende Vertriebsverein- 
banmgen, die mit Absprachen über Forschung und Ent- 
wicklung verbunden waren, untersagt; daraufhin stellten 
die Unternehmen ihre Kooperationsaktivitäten ein. Vgl. 
dazu Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Fünf- 
zehnter Bericht über die Wettbewerbspolitik, Brüssel/Lu- 
xemburg 1986, Tz. 54 und Bull. EG 12-1985, S. 48 f. 

129) Vgl. z. B. WuW/E EV 397, 400 „Henkel/Colgate"; WuW/E 
EV 639,640,646 „Bayer/Gist-Brocades"; WuW/E EV 401, 
408 „MAN/SAVIEM". 

130) Vgl. z. B. WuW/E EV 733, 737 „GEC-Weir Natriumumwälz- 
pumpen". 

131) Vgl. WuW/E EV397, 398 „Henkel/Colgate" und EG-Kom- 
mission, Erster Wettbewerbsbericht (1972), Tz. 33. 


schung vereinbart ist. Vielmehr kann eine Wettbe- 
werbsbeschränkung bereits dann vorliegen, wenn 
aufgrund der gegebenen Umstände eigenständige 
Forschungsanstrengungen der Kooperationsbeteüig- 
ten mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nicht zu er- 
warten sind. ^32) Ein ausdrücklich vereinbartes Wett- 
bewerbsverbot der Kooperationspartner wird von der 
EG-Kommission deshalb als Absicherung der vorhan- 
denen Wettbewerbsbeschränkung angesehen. ^33) 

1035. Vereinbarungen über eine Zusammenarbeit 
in der Forschung und Entwicklung unterfallen auch 
dann dem Artikel 85 Abs. 1 EWGV, wenn die Markt- 
anteile der beteiligten Unternehmen auf den gegen- 
wärtigen Produktmärkten gering sind und einige 
große Anbieter am Markt sind, die bedeutende 
Marktanteile innehaben. ^34) Die EG-Kommission 
trägt damit dem Umstand Rechnung, daß die aktuelle 
Marktstellung zur Einschätzung möglicher Marktwir- 
kungen der auf die Zukunft gerichteten Forschungs- 
aktivitäten nur sehr bedingt geeignet ist. Dies zeigt 
sich besonders deutlich, wenn die Unternehmen die 
Entwicklung eines neuen Produktes anstreben, die 
Strukturen des künftigen Produktmarktes also noch 
nicht zureichend absehbar sind. Auch diese Art der 
Forschung wird, selbst wenn ihr Anwendungsbezug 
zum Teü noch nicht ersichtlich ist, unter ertragswirt- 
schafthchen Gesichtspunkten betrieben, so daß sie 
kartellrechtliche Relevanz besitzt. ^ 26 ) 

1036. Bei Ermittlung der Marktwirkungen stellt die 
EG-Kommission jedoch, wie in den eben erwähnten 
Fällen deutlich wurde, im Regelfälle auf die betroffe- 
nen, teilweise erst im Entstehen begriffenen Produkt- 
märkte ab; ^3^) es werden also für die Beurteilung 
wettbewerbsbeschränkender Absprachen nur die 
Auswirkungen der Beseitigung des aktuellen oder 
potentiellen Wettbewerbsverhältnisses der Koopera- 
tionspartner für den Produktwettbewerb betrachtet. 
Eine kartellrechtliche Würdigung der Kooperation für 
einen „Forschungsmarkt", wie es im amerikanischen 
Antitrustrecht geschieht, ^ 28 ) hingegen nicht vor- 
genommen. Besonders deutlich wird diese Bezug- 
nahme auf die betroffenen Produktmärkte in der 
Gruppenfreistellungsverordnung für Forschungs- und 
Entwicklungskooperationen, die Unternehmen (nur) 
dann den Vorteil der Gruppenausnahme verwehrt, 
wenn die beteiligten Unternehmen als aktuelle An- 
bieter zusammen bereits einen gewissen Marktanteii 
für das von der Zusammenarbeit betroffene Produkt 
auf sich vereinigt haben. ^39) 

1037. Zeitweise hat die EG-Kommission die Reich- 
weite des Kartellverbotes sehr weit gezogen. So 


132) Vgl. WuW/E EV 999, 1000 „Carbon Gas Technologie"; 
WuW/E EV 733, 734 „GEC-Weir Natriumum wälzpum- 
pen". 

133) Vgl. WuW/E EV 733, 734 „GEC-Weir Natriumumwälzpum- 
pen". 

134) Vgl. WuW/E EV 753, 754 „SOPELEMmckers"; WuW/E 
EV 401, 407 „MAN/SAVIEM". 

135) Vgl. WuW/E EV 799, 803, 806 „Beecham/Parke, Davis". 

136) Vgl. WuW/E EV 397, 398 „Henkel/Colgate", WuW/E 
EV 799, 800 f. „Beecham/Parke, Davis". 

137) Anders aber WuW/E EV 999, 1000 „Carbon Gas Technolo- 
gie". 

138) Vgl. dazu imter 2.2.2. 1. 

139) Vgl. dazu 4.3. 
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wurde die Zusanunenarbeit von Forschung und Ent- 
wicklung schon dann als Wettbewerbsbeschränkung 
im Sinne von Artikel 85 Abs. 1 EWGV angesehen, 
wenn die Unternehmen nur die technischen Voraus- 
setzungen besaßen, die betreffende Technologie zu 
nutzen oder die Vertragserzeugnisse herzustellen, 
Maßgebend für das Bestehen eines potentiellen Wett- 
bewerbsverhältnisses, das durch die Forschimgs- 
kooperation beseitigt werden kann, sind jedoch nicht 
nur die technischen, organisatorischen und finanziel- 
len Fähigkeiten für einen Markteintritt, sondern auch 
die Bereitschaft der Unternehmen, einen solchen 
Schritt zu vollziehen. Es ist deshalb auch zu prüfen, ob 
eine Markteintrittsbereitschaft nach den Grundsätzen 
der kaufmännischen Vernunft unterstellt werden 
kann, ein eigenständiges Vorgehen bei Berücksichti- 
gung der technischen und finanziellen Risiken also 
tragbar ist.^^i) 

1038 . Zwar hat die EG-Kommission Absprachen 
über die Zusammenarbeit im Bereich von Forschung 
und Entwicklung zum Teil sehr weitgehend als Ver- 
stoß gegen das Kartellverbot gewertet, ^^ 2 ) anderer- 
seits hat sie an die Freistellungsfähigkeit von Koope- 
rationen keine hohen Anforderungen gestellt. Dies 
gilt insbesondere für die Beurteilung des Beitrags der 
Kooperation zur Förderung des technischen Fort- 
schritts und der sich daraus ergebenden Vorteile für 
die Verbrauchen So wurde in einigen Freistellungs- 
entscheidungen ohne nähere Begründung angenom- 
men, daß die Kooperation eine höhere Forschungser- 
giebigkeit bewirke oder der Fortschritt durch die Ein- 
sparung paralleler Forschimgsaufwendungen geför- 
dert werde. Auch wurde nur selten exphzit über- 
prüft, ob sich durch die Wettbewerbsbeschränkung 
eine Verbesserung gegenüber der Situation ergebe, 
die ohne die Beschränkungen bestehen würde, 
Eine Abwägung zwischen den Vor- und Nachteilen 
eines selbständigen und eines kooperativen Vorge- 
hens unterbleibt zximeist. Mögliche Nachteile der Ko- 
operation, die sich z. B. aus einem weniger differen- 
zierten Produktangebot ergeben können, werden nur 
selten und nur kurz angesprochen, 

1039 . Überwiegend wohlwollend ist auch die Uner- 
läßlichkeitsprüfung im Rahmen der Einzelfreistel- 
lungsentscheidungen ausgefallen. Es muß hierbei un- 
tersucht werden, ob die der Kooperation zugrundehe- 


140) Vgl. WuW/E EV 670, 671 f. „KEWA"; WuW/E EV 701, 702, 
704 „Vacuum Intermpters ” . 

141) Diese Auffassung wird inzwischen allerdings auch von der 
EG-Kommission vertreten. Vgl. Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften, Dreizehnter Bericht über die Wett- 
bewerbspolitik, Brüssel/Luxemburg 1984, Tz. 55. 

142) Vgl. aber auch WuW/E EV 193 „Eurogypsum"; die Grün- 
dung einer branchenweiten Kooperation, die die For- 
schungsanstrengimgen der Mitglieder nicht tangiert, stellt 
keinen Verstoß gegen das Kartellverbot dar. 

143) Vgl. z. B. WuW/E EV 397, 399 „Henkel/Colgate"; WuW/E 
EV 387, 389 „SOPELEM/Langen”; WuW/E EV 701, 703 f. 
„Vacuum Interrupters"; WuW/E EV 1261, 1263 „BP/ 
Kellogg". 

144) Ausdrücklich nur in WuW/E EV 639, 642 „Bayer/Gist-Bro- 
cades"; WuW/E EV 999, 1000 „Carbon Gas Technolo- 
gie". 

145) Vgl. aber WuW/E EV 401, 406 „MAN/SAVIEM"; WuW/E 
EV 1003, 1004 „VW/MAN". 


genden Vereinbarungen hinsichtlich Gegenstand, In- 
tensität und Dauer zur Erreichtmg der angestrebten 
Ziele erforderlich sind. Gelegentlich ist die EG-Kom- 
mission der Frage nachgegangen, ob auch weniger 
beschränkende Absprachen zur Erreichung der Ko- 
operationsziele ausreichen könnten, i^e) So hat sie in 
einem Falle darauf hingewirkt, daß die Gründung 
eines Gemeinschaftsunternehmens zur Herstellimg 
der Vertragserzeugnisse unterbheben ist, da dies für 
die Durchführung einer Speziahsierung als nicht er- 
forderhch angesehen wurde. Hingegen hat sie 
Spezialisierungsvereinbarungen in der Herstel- 
lung, exklusive Bezugsbindungen für Vorprodukte 
der Vertragserzeugnisse sowie Marktaufteilungen 
durch gegenseitige Alleinvertriebsabsprachen 
häufig freigestellt. 

1040 . Eine diffenzierende Praxis zeigt sich gegen- 
über Absprachen, die die Inanspruchnahme von For- 
schungsergebnissen betreffen. Während die Kommis- 
sion ursprünglich eine Verpflichtung, Lizenzen nur 
einvemehmhch oder nach Mehrheitsbeschluß zu er- 
teilen, als kartellrechtiich unbedenküch angesehen 
hatte, ^51) erschienen ihr später entsprechende Klau- 
seln in besonderen Marktsituationen nicht einmal 
mehr freistellungsfähig. Die Ergebnisse der gemein- 
samen Forschung und Entwicklung müßten den Ko- 
operationspartnern ohne Beschränkungen und ge- 
bührenfrei zur Verfügung stehen; insbesondere 
müsse jedes Unternehmen ungehindert Lizenzen oder 
Unterhzenzen an Dritte vergeben können. i52) in zwei 
späteren Freistellungsentscheidungen hat die EG- 
Kommission Verwertungsbeschränkungen jedoch 
wiederum als kooperationsnotwendig angesehen und 
für zulässig erklärt. Dies betraf einmal die Abrede 
über eine gemeinsame Lizenzierungspohtik von ge- 
werbhchen Schutzrechten, Nachbaurechten und 
Know-how, 153) zum anderen eine Klausel, die die Ko- 
operationspartner beim Ausscheiden aus dem Ge- 
meinschaftsunternehmen fünf Jahre daran hindert, 
das erworbene Wissen eigenständig zu verwerten und 
an andere Unternehmen weiterzugeben. i54) 


146) Vgl. WuW/E EV 733, 736 „GEC-Weir Natriumumwälzpum- 
pen"; WuW/E EV 999, 1001 „Carbon Gas Technologie"; 
WuW/E EV 639, 643 f. „Bayer/Gist-Brocades". 

147) Vgl. WuW/E EV 639, 643 f. „Bayer/Gist-Brocades". 

148) Vgl. WuW/E EV 195, 198 „ ACEC/Berliet" ; WuW/E EV 597, 
599 f. „RANK/SOPELEM"; WuW/E EV 401, 404 „MAN/ 
SAVIEM"; WuW/E EV 753, 754 „SOPELEM/Vickers". 

149) Vgl. WuW/E EV 195, 199 „ACEC/Berliet" ; WuW/E EV 401, 
406 „MAN/SAVIEM"; Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften, Siebenter Bericht über die Wettbewerbspoli- 
tik, Brüssel/Luxemburg 1978, Tz. 119, „EMI Electronics — 
Jungheinrich". 

150) Vgl. WuW/E EV 597, 600 „RANK/SOPELEM"; WuW/E 
EV 401, 407 „MAN/SAVIEM"; WuW/E EV 753, 755 „SO- 
PELEM/Vickers"; anders WuW/E EV 799, 805 „Beecham/ 
Parke, Davis". 

151) Vgl. dazu unter 4.1. 

152) Vgl. WuW/E EV 799, 805 f. „Beecham/Parke, Davis" ; Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, Achter Bericht 
über die Wettbewerbspolitik, Brüssel/Luxemburg 1979, 
Tz. 89 ff. „Henkel/Colgate". In beiden Fällen war für diese 
Auffassxmg wohl die oligopolistische Marktstruktur ent- 
scheidungserheblich; vgl. EG-Kommission, Achter Wettbe- 
werbsbericht (1979), Tz. 90, 93. 

153) Vgl. WuW/E EV 1003, 1005 „VW/MAN". 

154) Vgl. WuW/E EV 999, 1002 „Carbon Gas Technologie". 
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1041. Schließlich ist die EG- Kommission in ihrer 
Entscheidungspraxis stets davon ausgegangen, daß 
mit der Kooperation keine Möglichkeiten eröffnet 
werden, für einen wesentlichen Teil der betreffenden 
Waren den Wettbewerb auszuschalten, selbst wenn 
die Kooperationspartner vorübergehend kaum einem 
aktuellen oder potentiellem Wettbewerb ausgesetzt 
waren 155 ) oder durch die Kooperation einer der weni- 
gen noch wirksamen Aktionsparameter in einem en- 
gen Oligopol von zwei bedeutenden Anbietern ausge- 
schlossen wurde. 156) 


4.3 Die Gruppenfreistellungsverordnung für 
Forschung und Entwicklung 

4.3.1 Inhalt der Verordnung 

1042. Im Jahre 1984 hat die EG-Kommission von 
der ihr eingeräumten Befugnis 15^) Gebrauch ge- 
macht, eine Gruppenfreistellungsverordnung für For- 
schungs- und Entwicklungsgemeinschaften (GFVO) 
zu erlassen; die Verordnung ist seit dem 1. März 1985 
in Kraft.158) Sie zielt darauf ab, die Zusammenarbeit 
der Unternehmen auf dem Gebiet der Forschung imd 
Entwicklung in den von Artikel 85 Abs, 3 EWGV ge- 
setzten Grenzen zu fördern, den forschenden Unter- 
nehmen bei kooperativem Vorgehen ein höheres Maß 
an Rechtssicherheit zu gewähren und die EG-Kom- 
mission bei Anwendung der Wettbewerb srechüichen 
Vorschriften zu entlasten. Das letztere Ziel soll insbe- 
sondere dadurch erreicht werden, daß Vereinbarun- 
gen, die nach dieser Verordnung ohne weiteres frei- 
gestellt sind, nicht bei der EG-Kommission angemel- 
det zu werden brauchen. i59) 

1043. Die Gruppenfreistellungsverordnung gibt den 
Kooperationsbeteiligten sowohl hinsichtlich der Art 
und Intensität der Zusammenarbeit wie auch im Hin- 
blick auf die Kooperationsform erhebliche Gestal- 
tungsspielräume. Die Freistellung gilt für Forschungs- 
und Entwicklungsgemeinschaften mit oder ohne Ab- 
sprachen über die Verwertung der dabei erzielten 
Ergebnisse wie auch für reine Verwertungsgemein- 
schaften, die sich an eine Forschungs- und Entwick- 
lung skooperation anschließen (Artikel 1 GFVO). Die 
Zusammenarbeit kann dabei durch Zusammenfas- 
sung der Ressourcen oder durch Spezialisierung der 
Beteiligten auf verschiedene Tätigkeitsbereiche erfol- 
gen; aber auch die gemeinsame Vergabe von For- 
schungsaufträgen an Dritte ist von der Verordnung 
erfaßt (Artikel 1 Abs. 3 GFVO). 


155) Vgl. WuW/E EV 664, 668 „United Reprocessors". 

156) Vgl. WuW/E EV 397, 399 „Henkel/Colgate“. 

157) Vgl. dazu Verordnung (EWG) Nr. 2821/71 des Rates vom 
20. Dezember 1971 über die Anwendung von Artikel 85 
Abs. 3 des Vertrages auf Gruppen von Vereinbanmgen, 
Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltens- 
weisen {Ermächtigungsverordnung 2821/71), ABI. 1971 
Nr. L 285, S. 46. 

158) Vgl. Verordnung (EWG) Nr. 418/85 der Kommission vom 
19. Dezember 1984 über die Anwendung von Artikel 85 
Abs. 3 des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen 
über Forschung und Entwicklung, ABI. 1985 Nr. L 53, 
S. 5 ff. : auch abgedruckt in: Wirtschaft und Wettbewerb, Jg. 
35, 1985, S. 387 ff. 

159) Vgl. Erwägungsgrund 18 zur GFVO. 


1044. Die Freistellung einer Kooperation ist an 
einige einengende Voraussetzungen geknüpft. So 
müssen die Kooperationspartner ihre gemeinsame Ar- 
beit konkret im Rahmen eines Programms abgesteckt 
haben (Artikel 2 lit. a GFVO). Die Kommission erwar- 
tet zu Recht nur dann Vorteile aus der Forschungsko- 
operation, wenn die gemeinschaftlichen Aktivitäten 
abgegrenzt und die Zielsetzung klar bestimmt ist.i®^) 
Um die Gleichbehandlung der Kooperationspartner 
und eine möglichst weite Verbreitimg des techni- 
schen Wissens in der Wirtschaft zu gewährleisten, 
müssen die Vertragspartner zudem Zugang zu allen 
Forschungs- und Entwicklungsergebnissen bekom- 
men (Artikel 2 lit. b GFVO), 

1 045. Weiterhin fordert Artikel 2 lit. c GFVO, daß bei 
reinen Forschungskooperationen jeder Kooperations- 
beteiligte die Ergebnisse selbständig verwerten kön- 
nen muß. Im Regelfälle wird die Kooperation auch die 
gemeinsame Verwertung der dabei erzielten Ergeb- 
nisse mit umfassen, so daß die Vertragspartner Ver- 
einbarungen über die Herstellung der Erzeugnisse 
oder über die Nutzung gewerblicher Schutzrechte 
oder von Know-how treffen werden. Die Zulässigkeit 
solcher Verwertungsregelungen ist an weitere Bedin- 
gungen geknüpft. Eine gemeinsame Verwertung der 
Ergebnisse ist nur dann freigestellt, wenn für die ge- 
meinsam erarbeiteten Ergebnisse Schutzrechte beste- 
hen oder die Ergebnisse ein Know-how darstellen, das 
wesentlich zum technischen oder wirtschafüichen 
Fortschritt beiträgt. Soll die Herstellung vergemein- 
schaftet werden, müssen überdies die Forschungs- 
und Entwicklungsergebnisse für die Herstellung der 
Vertragserzeugnisse oder für die Benutzung der 
Vertragsverfahren entscheidend sein (Artikel 2 
lit. d GFVO). Die Vergemeinschaftung des Vertriebs 
ist hingegen ausgeschlossen, lediglich einzelne Ver- 
trieb sabsprachen sind zu gelassen (Artikel 4 Abs. 1 
lit. f GFVO). Während also die gemeinsame For- 
schung und Verwertung im Regelfälle akzeptiert 
wird, wird für eine Kooperation im Vertrieb grund- 
sätzlich keine Rechtfertigung mehr gesehen, so daß 
spätestens hier der Wettbewerb wieder einzusetzen 

hat. 161) 

1046. Zusätzlicher Begrenzungen bedarf es, um For- 
schungswettbewerb zwischen mehreren voneinander 
unabhängigen Forschungszentren zu ermöglichen 
und um langfristig wirksamen Wettbewerb auf den 
von der Forschungskooperation betroffenen Produkt- 
märkten zu gewährleisten. Artikel 3 GFVO knüpft 
daher die Zulassung von Forschungskooperationen 
zwischen aktuellen Konkurrenten an eine Marktan- 
teilsgrenze und schränkt zudem die Dauer der Frei- 
stellung bei Vorliegen gewisser Umstände ein. Stehen 
die Kooperationspartner nicht miteinander in aktuel- 
lem Wettbewerb bei Gütern, die durch die For- 
schungsaktivitäten verbessert oder ersetzt werden 
können, so gilt die Freistellung für die Dauer des For- 
schungsprogramms und im Falle der gemeinsamen 
Verwertung für weitere fünf Jahre nach Einfüh- 


160 ) Vgl. Erwägungsgrund 4 zur GFVO. 

161) Vgl. auch Erwägungsgrund 7 zur GFVO und Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, Vierzehnter Bericht 
über die Wettbewerbspolitik, Brüssel/Luxemburg 1985, 
Tz. 30. 
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rung der Vertragserzeugnisse am Markt (Artikel 3 
Abs. 1 GFVO). Nach Ablauf dieses Fünfjahreszeit- 
raums bleibt die gemeinsame Herstellung dann wei- 
terhin zulässig, wenn die Kooperationsbeteiligten mit 
allen für den relevanten Produktmarkt erstellten Er- 
zeugnissen die Marktanteilsgrenze von 20% nicht 
überschreiten (Artikel 3 Abs. 3 GFVO). Damit akzep- 
tiert die Kommission temporär auch marktstarke Stel- 
lungen, um Anreize für Forschungsinvestitionen zu 
setzen, möchte aber eine dauerhafte Verfestigung 
solcher Marktpositionen verhindern. Die Gruppen- 
ausnahme gilt dann nicht, wenn die Vertragspartner 
miteinander als Anbieter in aktuellem Wettbewerb 
stehen und einen Marktanteil auf dem Gemeinsamen 
Markt oder auf einem wesentlichen Teümarkt von 
mehr als 20 % für die Erzeugnisse haben, die durch die 
gemeinschaftliche Forschung und Entwicklung ver- 
bessert oder ersetzt werden sollen (Artikel 3 
Abs. 2 GFVO). ln solchen Fällen werden die Koopera- 
tionspartner eine Einzelfreistellung nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV beantragen müssen, sofern sie wettbe- 
werbsbeschränkende Vereinbarungen getroffen ha- 
ben. 

1047 . Die Verordnung gibt zudem Aufschluß dar- 
über, welche Nebenabreden von den Kooperations- 
beteiligten vereinbart werden dürfen, um in den Ge- 
nuß der Gruppenausnahme zu gelangen. Sie unter- 
scheidet dazu drei Arten von Vertragsklauseln: 

— In Artikel 5 GFVO werden solche Vertragsverein- 
barungen als kartellrechtlich unbedenklich die 
im Regelfall schon gar nicht unter Artikel 85 
Abs. 1 EWGV fallen. Hierzu gehören z. B. die Ver- 
pflichtung der Vertragspartner, sich gegenseitig 
die technischen Erkenntnisse zur Verfügung zu 
stellen, die zur Durchführung des F-hE-Programms 
oder zur Verwertung der Ergebnisse erforderlich 
sind, oder die Vereinbarung, den vertraulichen 
Charakter des übermittelten Know-hows zu wah- 
ren. 

— Artikel 4 GFVO gestattet zudem zum Teil sehr 
weitgehende wettbewerbsbeschränkende Neben- 
abreden, so den vertraghchen Verzicht auf selb- 
ständige Forschung und Entwicklung mit Dritten 
im Programmbereich, Vereinbarungen über Al- 
leinbezugsverpflichtungen für Vertragserzeug- 
nisse, Verpflichtungen über territoriale Herstel- 
lungsbegrenzimgen und einen zeitweihgen Ver- 
zicht über aktive Vertriebspolitik in den Gebieten, 
die anderen Kooperationspartnern Vorbehalten 
sind (sogenannte „weiße Liste"). 

— Weiterhin ist in Artikel 6 GFVO geregelt, welche 
Vertragsklauseln in keinem Falle verabredet wer- 
den dürfen, wenn die Kooperation in den Vorteil 
der Gruppenfreistellung gelangen will. Hierzu ge- 
hören vor allem Beschränkungen der Kooperati- 
onspartner bei F-hE- Aktivitäten außerhalb des Pro- 
grammbereichs, Nichtangriffsklauseln für ge- 
werbliche Schutzrechte nach Beendigung der Ko- 
operation, Mengenbeschränkungen in Produktion 
und Absatz, Preisabsprachen sowie Marktauftei- 
lungen (sogenannte „schwarze Liste"). 


162 ) Vgl. auch Erwägungsgrund 9 zur GFVO. 


1 048 . Aus verfahrensrechtlicher Sicht sind zwei Vor- 
schriften der Gruppenfreistellungsverordnung be- 
deutsam. Artikel 7 GFVO sieht ein Widerspruchsver- 
fahren für Kooperationsvereinbarungen mit einzelnen 
wettbewerbsbeschränkenden Klauseln vor, die weder 
nach den Artikeln 4 und 5 GFVO ausdrücklich freige- 
stellt sind noch nach Artikel 6 GFVO keinesfalls ver- 
einbart sein dürfen (sogenannte „graue Liste"). Diese 
können bei der EG-Komnüssion im Wege eines ver- 
einfachten Verfahrens angemeldet werden und gel- 
ten als freigestellt, wenn die Kommission innerhalb 
von sechs Monaten keinen Widerspruch erhebt. 
Hierzu gehören z. B. sogenannte Nichtangriffsklau- 
seln, die es den Vertragspartnern während der Dauer 
der Kooperation untersagen, die gewerblichen 
Schutzrechte anderer Beteiligter anzugreifen, oder 
Vereinbarungen, die den passiven Vertriebswettbe- 
werb während der ersten fünf Jahre nach Beginn der 
Verwertung unterbinden. 

1049 . ln Artikel 10 GFVO schließhch ist eine Miß- 
brauchskontrolle vorgesehen. Danach kann die EG- 
Kommission den Vorteil der Gruppenfreistellung im 
Einzelfalle wieder entziehen, wenn eine Kooperation 
Wirkungen entfaltet, die mit den in Artikel 85 
Abs. 3 EWGV festgelegten Voraussetzungen unver- 
einbar sind. 


4.3.2 Erfahrungen 


1050 . Da die Gruppenfreistellungs Verordnung erst 
seit März 1985 in Kraft ist, kann schon aufgrund des 
begrenzten Zeitraums nicht erwartet werden, daß um- 
fassende Erfahrungen über die Wirkungsweise dieser 
Gruppenausnahme gesammelt werden konnten. Dar- 
über hinaus hat die EG-Kommission in den Erwä- 
gungsgründen zu der Verordnung ausdrückhch klar- 
gestellt, daß es für Vereinbarungen, die ohne weiteres 

freigestellt sind, keiner Anmeldung bedarf, gjn ge- 
nauer Überblick über die Zahl und die Art der prakti- 
zierten F+E-Kooperationen fehlt daher also aufgrund 
dieser verfahrensrechtlichen Regelungen? fällt eine 
Vereinbarung über eine Zusammenarbeit im Bereich 
von Forschung und Entwicklung nach Auffassung der 
beteiligten Unternehmen unstreitig unter die Grup- 
penfreistellungsverordnung, so werden sie das Vorha- 
ben nicht bei der EG-Kommission anmelden. Es ist 
deshalb anzunehmen, daß etliche F+E-Kooperationen 
den EG -Kartellbehörden nicht mehr bekannt wer- 
den. 

1061 . Allerdings verbleibt den Unternehmen die 
Möglichkeit, im Einzelfall eine Entscheidung bei der 
Kommission zu beantragen. Die Kommission kann in 
einer verwaltungsbehördlichen Mitteilung (comfort 
letter) die wettbewerbsrechtliche Unbedenklichkeit 
bescheinigen, in einem Negativattest feststellen, daß 
die Vereinbarung nicht unter das Kartellverbot des 
Artikels 85 Abs. 1 EWGV fällt, oder eine Einzelfreistel- 
lung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV erlassen. 


163) Vgl. Erwägungsgrund 18 zur GFVO. 
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So werden Unternehmen vermutiich dann ihre Koope- 
rationsvereinbarungen anmelden, wenn hinsichtlich 
einzelner Vertragsklauseln oder bezüghch der Markt- 
stellung der Vertragspartner unsicher ist, ob diese 
Freistellimgsbedingungen der Verordnung entspre- 
chen, Die Unternehmen können so in gewissem Um- 
fang dem Risiko begegnen, daß die Voraussetzungen 
der Gruppenausnahme von den Kartellbehörden oder 
von den Gerichten anders als von ihnen selbst inter- 
pretiert werden. Zumindest im Jahre 1985 haben etli- 
che Unternehmen von dieser Möghchkeit Gebrauch 
gemacht und ihre Forschungs- und Entwicklungsver- 
einbarungen bei der Kommission angemeldet, 
Dies gab der EG -Kommission Gelegenheit, zu Ausle- 
gungsfragen der Verordnung Stellung zu nehmen. So 
wurde z, B, von der Kommission festgestellt, daß die 
Vereinbanmg einer F-HE -Kooperation von drei briti- 
schen Unternehmen zur Entwicklung neuer Techni- 
ken der Kohlevergasung die Voraussetzungen der 
Gruppenfreistellung erfüllte; die beteihgten Unter- 
nehmen hielten zwar erhebliche Marktanteile — ein 
Unternehmen fördert 100% der Kohle Großbritan- 
niens während das zweite fast den gesamten ver- 
brauchten Strom dieses Landes produziert, wobei 
Strom in Großbritannien ganz überwiegend aus Kohle 
erzeugt wird — , doch stand dies der Anwendung der 
Gruppenfreistellimgsverordnung nicht entgegen, da 
die Unternehmen keine konkurrierenden Hersteller 
im Sinne von Artikel 3 GFVO waren, jn einer ande- 

ren Vertragsvereinbarung wurden den Kooperations- 
partnern Herstellimgsbeschränkungen auferlegt. Da 
die Vertragsparteien nach Auffassung der Kommis- 
sion keine Wettbewerber waren, sah sie eine Be- 
schränkung der Herstellung auf verschiedene techni- 
sche Anwendungsbereiche als automatisch freige- 
stellt im Sinne von Artikel 4 Abs, 1 ht, e GFVO 
an.^®®) 

1052 . Das in Artikel 7 GFVO geregelte Wider- 
spruchsverfahren hat bislang in der Praxis nur eine 
geringe Rolle gespielt. Soweit ersichtiich, wurden bis 
Ende 1988 ledighch in vier Fällen Anträge auf Durch- 
führung eines Widerspruchsverfahrens gestellt, 

Die EG -Kommission hat z. B. einer Vertragsvereinba- 
rung nicht widersprochen, wonach die Parteien sich 
bei der Herstellung auf verschiedene Anwendungs- 
bereiche beschränken imd auf dem Gebiet der ande- 
ren Partei keine Lizenzen an Wettbewerber vergeben 
wollten. Hingegen hatte die Kommission in einem 
anderen Fall kartellrechtliche Bedenken gegen eine 
Vertragsklausel, die jedem Kooperationspartner für 
die Vermarktung bestimmter Güter eine fünfjährige 
Ausschlußfrist einräumte. Damit wäre jeghcher Wett- 


164) Ygi, EG-Kommission, Fünfzehnter Wettbewerbsbericht 
(1986), Tz. 22. 

165) Vgl. ebenda, Tz. 76; Bull. EG 5-1985, S. 36 f. 

166 ) Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Sieb- 
zehnter Bericht über die Wettbewerbspolitik, Brüssel/Lu- 
xemburg 1988, Tz. 31. 

^6^) Vgl. EG-Kommission, Fünfzehnter Wettbewerbsbericht 
(1986), Tz. 28; Sechzehnter Bericht über die Wettbewerbs- 
politik, Brüssel/Luxemburg 1987, Tz. 28; Siebzehnter Wett- 
bewerbsbericht (1988), Tz. 31. Im Jahre 1988 sind der EG- 
Kommission keine Vereinbarungen gemäß Artikel 7 GFVO 
gemeldet worden; vgl. EG-Kommission, Achtzehnter Be- 
richt über die Wettbewerbspolitik, Brüssel/Luxem- 
burg 1989, Tz. 23. 


bewerb im Vertrieb zwischen den Kooperationspart- 
nern ausgeschlossen worden, i®®) 

1053 . Daneben kommt für F+E-Kooperationen auch 
weiterhin der Einzelfreistellung nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV eine erhebhche Bedeutung zu. Diese 
Einzelfreistellungen betrafen in den letzten Jahren 
vor allem solche Fälle, in denen die Kooperationsbe- 
teiligten Vertragsklauseln vereinbarten, die gemäß 
Artikel 6 GFVO keinesfalls in die Vertragsvereinba- 
rungen aufgenommen werden dürfen, um in den Ge- 
nuß der Gruppenfreistellung zu gelangen. Dies zeigt, 
daß in der Gruppenfreistellungsverordnung die äu- 
ßersten Grenzen für zulässige wettbewerbsbeschrän- 
kende Nebenabreden noch nicht auf gezeigt sind. So 
gewährte die EG-Kommission im Falle BP/Kellogg 
— teilweise über Artikel 6 ht. a GFVO noch hinausge- 
henden — Vertragsklauseln eine Einzelfreistellung; 
den Partnern wurden in dem Zusammenarbeitsver- 
trag Beschränkungen in der Entwicklung und Her- 
stellung nach solchen Verfahren auferlegt, die sie 
nicht gemeinsam, sondern unabhängig voneinander 
entwickelten. i®9) Eine F-hE- Kooperation zwischen 
BBC und NGK Insulators Ltd., die keine Vergemein- 
schaftung der Herstellung vorsah, stellte die EG-Kom- 
mission frei, obwohl die Vertragspartner — entgegen 
Artikel 6 ht. g GFVO — durch Absprachen über die 
Verwertung der Schutzrechte (ausschheßhche Ge- 
bietslizenz für NGK, Ausschluß Dritter von der Ver- 
wertung der Technologie der Kooperationspartner) 
für einen Zeitraum von zehn Jahren eine Marktaiiftei- 
lung bezweckten. 17®) 

1054 . Im Fähe Continental/Michelin hat die EG- 
Kommission zwei bedeutenden ReifenhersteUem eine 
EinzelfreisteUung für die Entwicklung eines neuen 
pannensicheren Radreifensystems für Pkw-Reifen ge- 
währt. Die GruppenfreisteUungsverordnung kam hier 
deshalb nicht zur Anwendung, weil Michehn und 
Continental zusammen im Jahre 1986 bei Pkw-Reifen 
einen Marktanteil von ca. 46% innehatten i7i) und 
damit weit über der in Artikel 3 Abs. 3 GFVO genann- 
ten Marktanteilsgrenze lagen. i72) Obwohl die Verge- 
meinschaftung der Forschungsarbeiten für die Ent- 
wicklung des neuen Radreifensystems nicht sehr be- 
deutsam ist, da einer der Partner zum Zeitpunkt des 
Abschlusses der Vereinbanmgen die Entwicklungsar- 
beiten bereits weitgehend abgeschlossen hatte, i73) 
hat die EG-Kommission eine Freistellung gewährt. 
Diese wurde vor allem damit begründet, daß ein Rei- 
fenhersteller ein solches Reifensystem bei der Auto- 
mobilindustrie allein nicht einführen könne, weil 
diese stets mit mindestens zwei Reifenproduzenten 
Zusammenarbeiten wollten, um sich nicht Versor- 
gxmgsengpässen gegenüberzusehen. Die Entschei- 

168 ) Vgl. EG-Kommission, Siebzehnter Wettbewerbsbericht 
(1988), Tz. 31. 

169) Vgl. WuW/E EV 1261, 1262; EG-Kommission, Fünfzehnter 
Wettbewerbsbericht (1986), Tz. 77. 

170) Vgl. WuW/E EV 1369 „BBC Brown Boveri" und Pressemit- 
teilung der EG-Kommission über die Einzelfreistellung 
einer Forschungs- und Entwicklungskooperation mit aus- 
schließlichen Lizenzen, in: Wirtschaft und Wettbewerb, 
Jg. 38, 1988, S. 1032. 

171) Vgl. WuW/E EV 1431, 1433 „Continental-Michelinr 

172) Vgl. dazu oben imter 4.3.1. 

173) Vgl. WuW/E 1431, 1433 „Continental- Michelin". 
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düng wird also maßgeblich mit der Marktmacht auf 
der Marktgegenseite begründet, die zur Begrenzung 
der Verhaltensspielräume der Kooperationspartner 

führe. 174) 

1055 . Zu Beginn des Jahres 1990 hat die EG-Kom- 
mission den Unternehmen Alcatel Espace und ANT 
Nachrichtentechnik eine Einzelfreistellung gemäß Ar- 
tikel 85 Abs. 3 EWGV für eine F -HE- Kooperation im 
Bereich elektronische Ausrüstungen für SateUiten ge- 
währt. i75) Da die Kooperationspartner sich nicht nur 
bei Forschung und Entwicklung sowie bei Nutzung 
der Ergebnisse ab stimmen wollen, sondern auch eine 
gemeinsame Vermarktimg anstreben, sind die Ver- 
tragsvereinbarungen nicht mehr von der Gruppen- 
freistellimgsverordnung gedeckt. Insbesondere sind 
Preisabsprachen zu erwarten, die gemäß Artikel 6 
lit. d GFVO in keinem Fall verabredet sein dürfen, 
wenn eine Kooperation in den Genuß der Gruppen- 
freistellung gelangen will. Die EG -Kommission ist an- 
gesichts der Besonderheiten auf der Nachfrageseite 
des betroffenen Marktes der Auffassung, daß diese 
Vertriebsabsprachen sinnvoll seien. Der Markt sei da- 
durch geprägt, daß jeder SateUit nach der individuel- 
len, von den besonderen Bedürfnissen des Kunden 
abhängigen Konzeption gebaut werden müsse, so daß 
der Benutzer eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Haupt- und Unterlieferanten wünsche. Eine Koopera- 
tion zwischen Alcatel und ANT nur bei Forschung, 
Entwicklung und Herstellung, nicht aber beim Ver- 
trieb sei daher unpraktikabel. 

1056 . Schließlich sind demnächst mehrere Einzel- 
freistellungen zu erwarten, oder es wird zur Erteilung 
eines Negativattests kommen. So beabsichtigt die EG- 
Kommission eine Einzelfreistellung für den Koopera- 
tionsfall „Klein, Schanzlin und Becker/ITT/Goulds 
Pumps/Lowara" , der zunächst vom Bundeskartellamt 
nach § 24 GWB untersagt werden sollte. ^76) Die EG- 
Kommission hielt dem zunächst entgegen, daß die 
Kooperation unter die Grupp enfr eistellungsverord- 
nung falle. Das Bundeskartellamt wies allerdings dar- 
auf hin, daß die Kooperationsbeteiligten auf wesenth- 
chen Teilen des Gemeinsamen Marktes als aktuelle 
Wettbewerber die in Artikel 3 Abs. 3 GFVO fixierte 
Marktanteilsgrenze überschreiten. Zudem sei frag- 
lich, ob es sich überhaupt um eine Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet von Forschung und Entwicklung han- 
dele, da es im wesentlichen nur um die gemeinsame 
Verwertung bereits vorhandener F-HE-Ergebnisse 
gehe. Aufgrund dieser Einwendungen plant die EG- 

Kommission nunmehr die Einzelfreistellung. ^7?) 


1^4) Kritisch zur Berücksichtigung der Marktgegenmacht im 
Rahmen der FusionskontroUe Monopolkommission, Haupt- 
gutachten 1984/1985, a.a.O., Tz. 489 ff.; dies., Hauptgut- 
achten 1982/1983, Tz. 495 und dies., Hauptgutachten 1978/ 
1979, Tz. 508 f. Diese Bedenken treffen zum großen Teil 
auch für die Beachtung des Gegenmachtaspektes bei der 
Prüfimg der Freistellungsfähigkeit von Kartellen zu. Im 
übrigen ist unklar, wie die Automobühersteller den techni- 
schen Fortschritt in der von der EG-Kommission imterstell- 
ten Weise kanalisieren können, ohne selbst gegen das Kar- 
tellverbot des Artikel 85 Abs. 1 EWGV zu verstoßen. 

175) Vgl. ABI. 1990 Nr. L 32, S. 19 ff. 

176) Vgl. oben unter 3.3.3. 1.1. 

177) Vgl. Mitteilvmg der EG-Kommission zur Anmeldung einer 
Forschungs-, Entwicklungs- und Produktionskooperation, 
ABI. 1989 Nr. C 259, S. 5. 


1057 , Im Falle „Eiopak/ Metalbox" vereinbarten die 
Vertragspartner die Gründung eines Gemeinschafts- 
unternehmens, das neben Forschung und Entwick- 
lung auch für Herstellung und Vertrieb eines neuen 
Kartonbehälters für Nahrimgsmittel zuständig sein 
soll; die Unternehmen haben die Anwendung des Wi- 
derspruchverfahrens nach Artikel 7 GFVO beantragt. 
Da eine Vergemeinschaftung des Vertriebs gemäß 
Artikel 2 lit. e GFVO jedoch außerhalb des Anwen- 
dungsbereichs der Verordnung liegt, kommt hier 
ebenfalls nur eine Einzelfreistellung nach Arti- 
kel 85 Abs. 3 EWGV oder die Erteilung eines Negativ- 
attests in Frage. ^78) 

1058 . Weiterhin ist eine günstige Entscheidung für 
die Zusammenarbeit von AEG, Alcatel und Nokia in 
dem Konsortium ECR 900 zur gemeinsamen Entwick- 
lung, Herstellung und zum gemeinsamen Vertrieb 
eines europaweiten digitalen, zellularen Mobilfunk- 
systems zu erwarten. 179) 


4.3.3 Würdigung 

1059 . Die Monopolkommission sieht die im EG- 
Recht vorgesehene Möglichkeit der Gruppenaus- 
nahme als eine sinnvolle verfahrensrechtliche Lösung 
an, wenn die in der Kartellaufsicht gewonnenen Er- 
fahrungen zeigen, daß gewisse Gruppen von Koope- 
rationsformen im Regelfälle kartellrechtiich unbe- 
denklich sind. Gruppenfreistellungsverordnungen 
können zur Rechtssicherheit für die betroffenen Un- 
ternehmen beitragen und zu einer nachhaltigen Ar- 
beitsentlastung bei der Kommission führen, i^^) Die 
Gruppenfreistellungsverordnung für Forschungs- xmd 
Entwicklungs Vereinbarungen ist nach Auffassung der 
Monopolkommission mit einigen gravierenden Män- 
geln behaftet; sowohl dem Rechtssicherheitsbedürfnis 
der Unternehmen als auch insbesondere dem wettbe- 
werbspolitischen Anliegen kann damit nicht hinrei- 
chend Rechnung getragen werden. 

1060 . Die Vorschriften der Grupp enfr eistellungsver- 
ordnung enthalten zahlreiche unbestimmte Rechtsbe- 
griffe, die für die forschenden Unternehmen nur 
schwer handhabbare Bewertungsmaßstäbe in sich 
bergen. Dies gilt z. B. für die umfangmäßige Begren- 
zung der Freistellung. Eine gemeinsame Verwertung 
ist nur dann freigestellt, wenn für die Ergebnisse ge- 
werbliche Schutzrechte bestehen oder diese ein 
Know-how darstellen, das wesentlich zum techni- 
schen oder wirtschaftiichen Fortschritt beiträgt. Die 
gemeinsame Herstellung wird dann zugelassen, 
wenn die Ergebnisse der F+E- Anstrengungen hierfür 
entscheidend sind. Ungeklärt ist auch, wie sachliche 
Änderungen oder die Ausdehnung der Kooperation 
durch Programmrevisionen oder Erweiterungspro- 
gramme zu behandeln sind. Schwierigkeiten ergeben 


178) Vgl. ABI. 1987 Nr. C 215, S. 3 und EG-Kommission, Sieb- 
zehnter Wettbewerbsbericht (1988), Tz. 31. 

179) Einzelfall Nr. IV/32.688; Bekaimtmachung der Anmeldung 
nach Artikel 19 Abs. 3 VO 17 noch nicht erfolgt. Vgl. dazu 
auch oben unter 3.2.2. 

180 ) Vgl. auch EG-Kommission, Dreizehnter Wettbewerbsbe- 
richt (1984), Tz. 71; dies.. Sechzehnter Wettbewerbsbericht 
(1987), Tz. 44; dies.. Siebzehnter Wettbewerbsbericht 
(1988), Tz. 58 f. 
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sich zudem bei der Frage nach der Zulässigkeit be- 
gleitender Nebenabreden. So sind Verpflichtungen 
der Kooperationspartner, selbständige F+E- Vorha- 
ben in eng verwandten Bereichen zu unterlassen, zu- 
lässig (Artikel 4 Abs. 1 lit. a GFVO), nicht aber solche 
Beschränkungen, die F+E- Aktivitäten in nicht ver- 
wandten Bereichen betreffen (Artikel 6 lit. a GFVO). 
Daneben werden auch die mit dem Artikel 3 GFVO 
verbundenen Marktabgrenzungsfragen Anlaß zu Be- 
wertungsunsicherheiten geben. 181) Die Summe der 
Auslegungsprobleme gibt daher zu der Befürchtung 
Anlaß, daß für die Unternehmen häufig nicht eindeu- 
tig feststeht, ob die von ihnen beabsichtigte oder prak- 
tizierte F+E-Kooperation der Gruppenfreistellunq un- 
terfällt. 

1061 . Die Gruppenfreistellungsverordnung für 
F+E- Vereinbarungen kann nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission zudem nicht ohne weiteres garan- 
tieren, daß mehrere konkurrierende Forschungszen- 
tren in einem Wirtschaftszweig bestehen können oder 
für hinreichenden Forschungs Wettbewerb gesorgt ist, 
wie es von der EG-Kommission beabsichtigt ist.i82) In 
den Genuß der Gruppenausnahme können zunächst 
einmal alle Unternehmen gelangen, unabhängig von 
ihrer Größe und Finanzkraft. Nur dann, wenn die Ko- 
operation auf die Verbesserung oder Ersetzung von 
bereits angebotenen Erzeugnissen abzielt und die Ko- 
operationspartner bei diesen Erzeugnissen aktuelle 
Wettbewerber sind, setzt die Gruppenfreistellungs- 
verordnung Begrenzungen; die beledigten Unterneh- 
men dürfen in diesem Falle höchstens 20 % der Markt- 
anteile auf sich vereinigen. Wettbewerbspolitisch ist 
diese Bezugnahme auf den existierenden Produkt- 
markt aus mehreren Gründen problematisch. Einmal 
ist die Bedeutung der gegenwärtigen Marktanteile 
der betroffenen Unternehmen für den Forschungs- 
wettbewerb keineswegs eindeutig. So zeigen theore- 
tische Erwägungen wie praktische Erfahrung, daß die 
Aussagekraft des Marktanteils zur Beurteilung der 
Marktstellung in innovativen Märkten, in denen Ko- 
operationen überwiegend gebildet werden, recht be- 
grenzt ist. Gerade in jungen, dynanüschen Märkten 
wird es sehr häufig zu bedeutsamen Marktanteilsver- 
schiebungen kommen. 188 ) Unabhängig davon gibt 
aber auch der Marktanteil am gegenwärtigen Pro- 
duktmarkt häufig nur ungenügend Auskunft darüber, 
auf welchen Forschungskapazitäten aufbauend die- 
ser Marktanteil errungen wurde und welche For- 
schungskapazitäten neben der Kooperation noch ver- 
bleiben; nur eine Betrachtung des Forschungspoten- 
tials der Kooperationspartner wie von Mitwettbewer- 
bem kann mithin eine sinnvolle Beurteilungsbasis da- 
für hefem, ob genügend unabhängige Forschungs- 
initiativen an einem Markt möghch sind. Daneben 
bleibt durch Festlegung der genannten Marktanteils- 
schwelle als Begrenzung für die Freistellung der po- 
tentielle Wettbewerb vöUig außer Betracht. Sind die 
Vertragspartner nur potentielle Konkurrenten bei den 
Erzeugnissen, die verbessert oder ersetzt werden sol- 
len, so bleibt die Kooperation grundsätzhch kontroU- 

181) Dies zeigt z. B. der Fall Klein, Schanzlin und Becker/TTT/ 
Goulds Fhimps/Lowara; vgl. dazu unter 4.3.2 und 
3 3 3 1 1 

182) Vgl. Erwägungsgrund 8 zur GFVO. 

183) Vgl. dazu ausführlich oben unter 3.3.3. 1.2. 


frei, auch wenn eines der beteiligten Unternehmen 
schon über einen hohen Marktanteil auf dem von dem 
Forschungsvorhaben betroffenen Gütermarkt verfügt, 
sofern nur die anderen Kooperationspartner (noch) 
nicht auf diesem Markt tätig sind. Ebenso fällt die 
Zusammenarbeit selbst der führenden Unternehmen 
eines Wirtschaftsektors unter die Freistellung, wenn 
mit der Kooperation die Entwicklung eines neuen Pro- 
duktes angestrebt wird. Eine Gruppenfreistellung für 
ausnahmslos alle Kooperationen, die sich auf ein 
neues Produkt beziehen oder die zwischen sich nicht 
in aktuellem Wettbewerb befindhchen Unternehmen 
abgeschlossen werden, kann jedoch nicht mehr wett- 
bewerbspolitisch, sondern allenfalls technologiepoh- 
tisch gerechtfertigt werden, denn in den Genuß der 
Freistellung gelangen damit unter Umständen auch 
solche Vorhaben, die ein Mindestmaß an Forschungs- 
wettbewerb im Markt beseitigen, auch wenn ihr Bei- 
trag zur Förderung des technischen Fortschritts gering 
ist. 

1062 . Vor allem unter Beachtung der großzügigen 
Regelung des personellen Anwendungsbereichs der 
Verordnung sind auch die in Artikel 4 GFVO freige- 
stellten Wettbewerbsbeschränkungen teilweise recht 
problematisch. Dies gilt insbesondere für Artikel 4 
Abs. 1 lit. d und e GFVO, die territoriale und sachhche 
Herstellungsbeschränkungen erlauben. So dürfen 
sich die Vertragspartner unabhängig von ihren 
Marktpositionen auf dem relevanten Markt oder auf 
anderen Märkten gegenseitig Gebiete zuweisen, in 
denen sie dann ausschheßhch zur Herstellung der 
Vertragserzeugnisse oder zur Nutzung der Vertrags- 
verfahren befugt sind. Eine Aufteilung der Nutzung 
von Erfindungen hinsichtlich verschiedener techni- 
scher Anwendungsbereiche wird nur dann untersagt, 
wenn die Kooperationspartner bereits bei Abschluß 
der Vereinbarungen aktuelle Wettbewerber für die 
Produkte sind, die es zu verbessern oder zu ersetzen 
gilt. Hingegen ist eine Aufteilung der Produktion auch 
für marktstarke Unternehmen nach der Gruppenfrei- 
stellungsverordnung grundsätzhch möghch, sofern es 
um die HersteUung neuer Erzeugnisse geht oder die 
Beteihgten potentieUe Konkurrenten auf dem bereits 
existierenden Produktmarkt sind. Es ist off ensichthch, 
daß diese Regelungen auf konzentrierten Märkten zu 
unerwünschten Marktaufteilungs- und Vermach- 
tungstendenzen führen können. Aus wettbewerbspo- 
htischer Sicht wäre es daher sinnvoll, Kooperationen 
mit solchen Nebenabreden grundsätzhch einer Ein- 
zelfaUprüfung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV zu unter- 
stehen. 

1063 . Die EG-Kommission kann aUerdings im Miß- 
brauchsverfahren nach Artikel 10 GFVO einer grup- 
penweise freigesteUten Vereinbarung den Vorteil 
einer Freistellung wieder entziehen, wenn die ge- 
samtwirtschafthchen Wirkungen nicht mit Artikel 85 
Abs. 3 EWGV in Einklang stehen. Da die EG-Kommis- 
sion mangels Anmeldepflicht der beabsichtigten 
F+E- Vorhaben nicht den notwendigen Überbhck 
über die praktizierten Kooperationen besitzt, wird 
man an der Effektivität dieses Kontrolhnstruments 
zweifeln können. ^ 84 ) Kommission wird vermutiich 


184) Bislang ist auch noch in keinem einzigen Fall der Rechts- 
vorteü irgendeiner Gruppenfreistelluhg entzogen worden. 
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eine F-hE-Kooperation nur dann einer eingehenderen 
wettbewerbsrechtlichen Überprüfung unterwerfen, 
wenn ein von der Kooperation betroffenes Unterneh- 
men Beschwerde einlegt. 


5. Forschungskooperationen im Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

5.1 Anwendungsbereich des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen für Forschungs- 
und Entwicklungskooperationen 

1064. Die wettbewerblichen Wirkungen einer Zu- 
sammenarbeit im Bereich von Forschung und Ent- 
wicklung werden häufig nicht auf den deutschen 
Markt beschränkt sein, da die an Kooperationen be- 
teiligten Unternehmen vielfach international tätig 
sind und ihre Innovationen auch auf ausländischen 
Märkten zu verwerten suchen. Von besonderer Be- 
deutung für die kartellrechtliche Behandlung von 
F-fE-Kooperationen ist daher die Frage, ob und inwie- 
weit die Vorschriften des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen (GWB) Anwendung finden 
können oder gegenüber europäischem Kartellrecht 
zurücktreten müssen. Damit ist das Problem der Nor- 
menkonkurrenz von deutschem und EG-Kartellrecht 
angesprochen, das mit Inkrafttreten der EG-Gruppen- 
freistellungsverordnung für Forschung und Entwick- 
lung zusätzhche Bedeutung gewonnen hat.i®^) 

1066. Die Frage einer eventuellen Normenkonkur- 
renz ist bislang nicht geregelt, i®®) Zwar enthält der 
EWG- Vertrag für die Organe der Gemeinschaft eine 
Ermächtigung, das Verhältnis zwischen nationalen 
Rechtsvorschriften einerseits und den gemeinschafts- 
rechtiichen Wettbewerbsvorschriften andererseits zu 
regeln;!®^) bislang ist eine solche Regelung ange- 
sichts der erfolgreichen Zusammenarbeit der Kartell- 
behörden und der geringen Zahl von Normenkonfhk- 
ten nicht für notwendig erachtet worden. 

1066. Demgegenüber hat der Europäische Gerichts- 
hof (EuGH) in der Grundsatzentscheidung Walt Wil- 
helm ^®®) aus dem Jahre 1969 zu wichtigen Fragen des 
Verhältnisses von Gemeinschaftsrecht zu nationalem 
Recht Stellvmg genommen; allerdings bedürfen ge- 
wichtige Zweifelsfragen nach wie vor höchstrichterli- 
cher Klärung, 

1067. Der Ausgangspunkt ist heute unstreitig, daß 
Normenkonflikte nach dem Grundsatz des Vorrangs 
des Gemeinschaftsrechts zu lösen sind. Die gleichzei- 
tige Beurteüung nach nationalem Kartellrecht ist so- 
mit nur statthaft, soweit dadurch die einheitliche An- 
wendung des europäischen Kartellrechts und die volle 
Wirksamkeit der zu seinem Vollzug ergangenen Maß- 
nahmen auf dem Gemeinsamen Markt nicht beein- 
trächtigt wird. Nur der Vorrang gewährleistet, daß das 

185) Vgl. oben unter 4.3. 

186 ) Vgl. aber nunmehr Artikel 21 f. der EG -Fusionskontroll Ver- 
ordnung, die ab 21. September 1990 in Kraft tritt. 

187) Vgl. dazu Artikel 87 Abs. 2e EWGV. 

188) Vgl. WuW/E EWG/MUV 201 ff. „Farbenhersteller"; vgl. 
dazu auch die Position der EG-Kommission zu dieser Ent- 
scheidung in dies., Vierter Bericht über die Wettbewerbs- 
pohtik, Brüssel/Luxemburg 1975, Tz. 43 ff. 


Gemeinschaftsrecht seine Integrationsfunktion erfül- 
len kann. Das Vorrangprinzip wird vom Europäischen 
Gerichtshof in folgender Weise interpretiert: Kommen 
die Behörden der Gemeinschaft ihren Aufgaben im 
Bereich des Wettbewerbsrechts mit der Durchsetzung 
von Verboten nach, wie sie z. B. in Artikel 85 Abs. 1 
EWGV vorgesehen sind, so ist für eine widerspre- 
chende Anordnung nationalen Kartellrechts kein 
Raum. Daneben soll es den Europäischen Gemein- 
schaften gestattet sein, gewisse positive, mittelbare 
Eingriffe zur Förderung einer harmonischen Entwick- 
lung des Wirtschaftslebens im Gemeinsamen Markt 
vorzunehmen. Auch für solche gestaltenden Eingriffe 
hat das Gericht einen Vorrang anerkannt. Hier sind 
Befreiungen vom Kartellverbot nach Artikel 85 Abs. 3 
EWGV angesprochen. 

1068. Die in der Walt Wilhelm-Entscheidung auf ge- 
stellten Grundsätze bedeuten nicht, daß nationales 
Recht nunmehr überhaupt keine Anwendung findet, 
wenn das EG-Kartellrecht eingreift. Dies hat der Euro- 
päische Gerichtshof in der genannten Entscheidung 
betont. Er geht vielmehr davon aus, daß nationales 
und europäisches Kartellrecht wegen ihrer unter- 
schiedlichen Beurteilungsgesichtspunkte grundsätz- 
lich nebeneinander Geltung besitzen und parallele 
Verfahren zulässig sind. 

1069. Allerdings hat der Gerichtshof die Reichweite 
des Vorrangs nicht abschließend abgesteckt, denn in 
der Entscheidung werden keine Aussagen darüber 
getroffen, ob alle Maßnahmen nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV als „positiv gestaltende Eingriffe" im 
Sinne der genannten Entscheidung angesehen wer- 
den können. 1®®) 

1070. Für die Anwendbarkeit des GWB auf For- 
schungs- und Entwicklungskooperationen müssen 
nach Auffassung der Monopolkommission auf der Ba- 
sis der in diesem Urteil entwickelten Leitlinien ver- 
schiedene Fallgruppen unterschieden werden, bei de- 
nen Normenkonfhkte auftreten können. Dabei wird 
deutiich, daß nicht für jede Fallgruppe generalisie- 
rungsfähige Aussagen getroffen werden können, 

(1) Keine Schwierigkeiten bereitet die Behandlung 
einer nach Artikel 85 Abs. 1 EWGV verbotenen F-f E- 
Gemeinschaft, Stellt die Gründung einer solchen Ko- 
operation nach Auffassung der EG-Kommission einen 
(nicht freistellungsfähigen) Verstoß gegen das Kartell- 
verbot dar, so hat ein gemeinschaftsrechtiiches Verbot 
unmittelbare Wirkungen. Es darf nicht durch natio- 
nale Erlaubnisse eingeschränkt werden, da die ein- 
heitliche und uneingeschränkte Anwendung des EG- 
Kartellrechts nicht beeinträchtigt werden darf.^^o) 

189) Vgl Monopolkommission, Konzeption einer europäischen 
Fusionskontiolle, Sondergutachten 17, Baden-Baden 1989, 
Tz. 146 und dies., Hauptgutachten 1978/1979, a.a.O., 
Tz. 655 ff. 

190) Dieser Konflikt lag z. B. auch der Entscheidung des EuGH, 
Urteil vom 27. Januar 1987, Rs. 45/85, Slg. 1987, S. 505 
(= WuW/E EWG/MUV 739 „Feuerversicherung") zu- 
grunde; der Europäische Gerichtshof nimmt in dieser Ent- 
scheidung im oben genannten Sinne zum Verhältnis des 
Artikel 85 Abs, 1 EWGV zur kartellrechtiichen Bereichsaus- 
nahme für die Versicherungswirtschaft des § 102 GWB Stel- 
lung; vgl. dazu auch Monopolkommission, Hauptgutach- 
ten 1986/1987, a.a.O., Tz. 572. 
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(2) Wird ein kooperatives Vorgehen von den EG-Kar- 
tellbehörden hingegen nicht als Verstoß gegen Arti- 
kel 85 Abs. 1 EWGV gewertet, sieht aber das Bundes- 
kartellamt in der Kooperation eine gegen § 1 GWB 
verstoßende Beschränkung, so gilt es zu differenzie- 
ren: 

— Beruht die kartellrechtiiche Unbedenkhchkeit 
nach Auffassung der Europäischen Gemeinschaf- 
ten darauf, daß der zwischenstaaüiche Handel 
nicht berührt wird, so gilt das Vorrangprinzip 
nicht, da es für diese regionalen oder rein sachli- 
chen Sachverhalte nicht einschlägig ist. Die ein- 
heiüiche und umfassende Anwendung des EG- 
Rechts wird durch ein Einschreiten des Bundeskar- 
tellamtes nicht in Frage gestellt. 

— Es ist daneben möglich, daß die EG-Kommission 
zu der Auffassung gelangt, daß die Zusammenar- 
beit im Bereich von Forschung und Entwicklung 
zwar den Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu 
beeinflussen geeignet ist, aber aus anderen Grün- 
den nicht dem Artikel 85 EWGV unterfällt, die 
nationale Kartellbehörde indes, z. B. aufgrund 
strengerer Beurteilxmgsgrundsätze, einen Kartell- 
verstoß annimmt. Zwar enthalten Artikel 85 
Abs. 1 EWGV und § 1 GWB inhaltlich weitgehend 
entsprechende Kartellverbotsnormen, doch kön- 
nen sich aufgrund einer unterschiedhchen wettbe- 
werbspolitischen Haltung der Kartellbehörden 
oder einer voneinander abweichenden Interpreta- 
tion der Tatbestandsmerkmale durchaus unter- 
schiedüche Ergebnisse bei Anwendung des natio- 
nalen und des EG- Kartellrechts einstellen. Auch 
hier bleiben die Befugnisse der nationalen Kartell- 
behörde unberührt, da es an einem positiven, ge- 
staltenden Akt im Sinne der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs fehlt, Dies muß 
ebenso gelten, wenn die EG-Kommission aus Op- 
portunitätsgründen auf die Durchsetzung des Kar- 
tellverbotes verzichtet. Allerdings ist gegebe- 
nenfalls zu überprüfen, ob die betreffenden Ver- 
einbarungen in den Genuß der Gruppenausnahme 
für Forschungs- und Entwicklungskooperationen 
gelangen können. 1^3) 

(3) Den vermutlich bedeutsamsten Konfliktfall zwi- 
schen nationalem und Gemeinschaftsrecht stellt die 
Freistellung von Kooperationen nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV dar, die nach deutschem Recht unter- 
bunden werden können. Hier hat die Prüfung, ob das 
deutsche Kartellrecht anwendbar ist, in zwei Schritten 
zu erfolgen. Zum einen ist zu klären, ob die Freistel- 
lung der F+E- Kooperation Ausdruck einer positiven, 

191 ) Vgl. dazu auch WuW/E EWG/MUV 490, 492 „ Wettbewerb- 
Parfums-Guerlain u. a. " 

192) Vgl, in diesem Zusammenhang auch Monopolkommission, 
Sondergutachten 17, a.a.O., Tz. 149. 

193) Vgl. dazu auch 4.3. In diesem Zusanunenhang ist zu beach- 
ten, daß die Kooperationspartner sich auch daim auf die 
Gruppenausnedime berufen können, wenn die Tatbe- 
standsvoraussetzimgen des Artikel 85 Abs. 1 EWGV nicht 
vorüegen. Vgl. dazu z. B. Verordnung (EWG) Nr. 1983/83 
der Kommission über die Anwendung von Artikel 85 Ab- 
satz 3 des Vertrages auf die Gruppe von Alleinvertriebsver- 
einbarungen, ABI. 1983 Nr. L 173, S. 1, Erwägungsgrund 4; 
vgl. auch WuW/E EWG/MUV 490, 492. 


gestaltenden Politik der Europäischen Gemeinschaf- 
ten ist, zum anderen muß geprüft werden, ob die An- 
wendung des nationälen Kartellrechts die uneinge- 
schränkte und einheitliche Wirksamkeit der ergange- 
nen Maßnahme beeinträchtigen würde. Nur wenn 
beide Fragen bejaht werden, ist für die Anwendbar- 
keit des nationalen Kartellrechts kein Raum mehr. 


— Für Einzelfreistellungen vom Kartellverbot werden 
diese beiden Voraussetzungen überwiegend be- 
jaht, so daß die Anwendung deutschen Kartell- 
rechts ausgeschlossen wäre. Doch wird das Vor- 
rangprinzip für solche Entscheidimgen der EG- 
Kommission nur grundsätzüch gelten. Es bedarf 
daher der Auslegung der Entscheidung in jedem 
Einzelfalle. Dies gilt einmal für die Frage der posi- 
tiven Gestaltung durch die Einzelfreistellung; dies 
gilt aber insbesondere für die Prüfung, ob Maßnah- 
men der nationalen Kartellbehörde die gewährte 
Freistellung vom Kartellverbot nicht beeinträchti- 
gen. Selbst die EG-Kommission, die in einer Ein- 
zelfreistellung im Regelfall einen den Vorrang aus- 
lösenden, positiven Eingriff sehen will, weist nur 
darauf hin, daß eine gewährte Befreiimg nach Arti- 
kel 85 Abs. 3 EWGV nicht in ihrem Kernbestand 
bzw. ihrer Substanz beeinträchtigt werden darf, 
soll der Vorrang gewährleistet sein.i94) Hierin 
kommt zum Ausdruck, daß ein freistellender 
Rechtsakt der Gemeinschaft einem (strengeren) 
Beurteüxmgsmaßstab der nationalen Kartellbe- 
hörde im Einzelfalle nicht notwendig entgegen- 
steht. Zwar kann eine freigestellte Kooperation 
nicht verboten werden. Eine konkurrierende An- 
wendung nationalen Rechts ist aber zulässig, so- 
weit die beabsichtigten Wirkungen der EG-rechÜi- 
chen Maßnahme nicht beeinträchtigt werden. ^95) 

— Ähnliche Erwägungen gelten auch für Freistellun- 
gen auf der Basis der Gruppenausnahme für For- 
schimgs- und Entwicklungskooperationen. Auch 
in einer Gruppenfreistellungsverordnung kann ein 
„positiver Akt" im Sinne der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs hegen, doch ist diese 
Frage bei der Gruppenfreistellung ebenso umstrit- 
ten wie bei einer EinzelfreisteUung. Aus dem „le- 
gislativen Charakter" einer Gruppenfreistellungs- 
verordnung allein kann keine genereUe Vorrang- 
regel abgeleitet werden, denn für den Erlaß einer 
solchen Verordnung gelten materieU keine ande- 
ren Beurteilungskriterien als für eine Einzelfrei- 
stellung. Hinzu kommt, daß solche Gruppenaus- 
nahmen vorrangig geschaffen werden, um die EG- 
Kommission von dem Erlaß einer Vielzahl von Ein- 
zelfreisteUimgen zu entlasten. Sie sind daher not- 

194) Vgl. Arbeitsdokument IV/003/R/101 vom 10. Okto- 
ber 1984. 

195) Hier ist insbesondere das Verhältnis der Fusionskontrolle 
nach §§23 ff. GWB zu den Artikel 85 ff. EWGV auszuloten; 
vgl. dazu auch die apodiktische Stellimgnahme des Bun- 
deskartellamtes (Bericht des Bundeskartellamtes über 
seine Tätigkeit ün Jahre 1978, BT-Drs. 8/2980, S. 54 f.), daß 
das Walt Wilhelm-Urteil nur die parallele Anwendung der 
Kartellvorschriften, nicht aber die nationalen Zusammen- 
schlußkontrollvorschriften betreffe. Diese Position wird 
man für F+E-Gemeinschaftsuntemehmen nicht imeinge- 
schränkt aufrechterhalten können. 
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wendig etwas schematisch und global und bergen 
somit ein höheres Fehlerrisiko in sich. Auch wer- 
den möglicherweise Kooperationen von einer 
Gruppenfreistellung erfaßt, wenn Artikel 85 
Abs. 1 EWGV nicht verletzt ist und somit kein den 
Vorrang auslösender Normenkonfhkt zwischen 
nationalem und Gemeinschaftsrecht vorliegt, 

Die EG-Kommission hat bei Erlaß der Gruppenfrei- 
stellungsverordnung für F+E-Kooperationen zwar 
auf die besondere Bedeutung dieser Form der Zu- 
sammenarbeit für die Innovationsförderung und 
für die Stärkung der internationalen Wettbewerbs- 
fähigkeit der europäischen Industrie hingewie- 
sen, Einen besonderen wirtschaftspolitischen 
Gestaltungswillen wird man hierin jedoch nicht 
ohne weiteres erkennen können, da die Verord- 
nung der Kommission nicht zuletzt darauf zielte, 
weitergehende Forderungen nach einer Begren- 
zung des Kartellverbots abzuwehren. Ein allge- 
meiner Vorrang der Gruppenfreistellung gegen- 
über dem deutschen Recht läßt sich daher nach 
Auffassung der Monopolkommission nicht be- 
gründen. 


1071 . Eine gesetzliche Regelung^®®) des Rangver- 
hältnisses zwischen Gemeinschaftsrecht und nationa- 
lem Kartellrecht findet sich nunmehr in der Fusions- 
kontrollverordnung200), die am 21. September 1990 in 
Kraft treten wird.2oi) Diese Verordnung spielt auch für 
F+E-Kooperationen eine Rolle, soweit diese eine ge- 
meinschaftsweite Bedeutung haben und konzentrati- 
ver Natur sind. 202 ) Die neue Verordnung formuliert als 
Grundsatz, daß die Mitgliedstaaten ihr innerstaatli- 
ches Wettbewerbsrecht nicht auf Zusammenschlüsse 
von gemeinschaftsweiter Bedeutung anwenden dür- 
fen (Artikel 21 Abs. 2 FusionskontrollVO). Untemeh- 
menszusammenschlüsse, die vom Anwendungsbe- 
reich der Fusionskontrollverordnung erfaßt werden, 
sind daher grundsätzlich von der EG-Kommission zu 
entscheiden. Allerdings hat die Kommission die Mög- 
lichkeit, den angemeldeten Zusammenschluß unter 
gewissen Voraussetzungen an die nationalen Kartell- 
behörden zu verweisen. Zeigen die nationalen Kar- 

196) Vgl. dazu Fn. 193. 

197) Vgl. dazu EG-Kommission, Vierzehnter Wettbewerbsbe- 
richt (1985), S. 15 und ausführhcher ebenda, S. 41 ff. 

198) Vgl. dazu Erwägungsgrund 10 zur GFVO. 

199) Da im Gemeinschaftsrecht eine Unterscheidimg zwischen 
Verordmmg und Gesetz fehlt, muß eine EWG-Verordnimg 
als „gesetzliche" Vorschrift angesehen werden; vgl. 
BVerfGE 37, 271. 

200 ) Verordmmg(EWG) Nr. 4064/89 des Rates vom 21. Dezem- 
ber 1989 über die Kontrolle von Untemehmenszusammen- 
schlüssen, ABI. 1989 Nr. L 395, S. 1 ff. 

291) Vgl. Artikel 25 Abs. 1 FusionskontrollVO. 

292) Anders als das deutsche Kartellrecht (vgl. dazu auch 
3. 2. 3. 2.1 und 5.5) soll die Fusionskontrollverordntmg nur 
auf die Gründung von solchen Gemeinschaftsunternehmen 
anwendbar sein, die zu einer dauerhaften Veränderung der 
Struktur der beteiligten Unternehmen führen. Demgegen- 
über sollen diejenigen Kooperationsvorhaben, die eine Ko- 
ordinierung des Wettbewerbsverhaltens der Gründenmter- 
nehmen imtereinander oder im Verhältnis zu dem gemein- 
samen Tochterunternehmen bezwecken oder bewirken, 
ausschließlich nach Artikel 85 f. EWGV beurteüt werden. 
Vgl. Artikel 3 Abs. 2 und Erwäqungsgrund 23 zur Fusions- 
kontrollVO. 


tellbehörden auf, daß das bei der Kommission anhän- 
gige Zusammenschlußvorhaben auf einem „geson- 
derten Markt" 203) 2 u einer beherrschenden Markt- 
stellung führt oder diese verstärkt, so kann die Kom- 
mission — schließt sie sich der Auffassung des Mit- 
gliedstaates an — den Fall unter Berücksichtigung 
dieser Bedenken selbst entscheiden, aber auch an die 
zuständige nationale Kartellbehörde verweisen. Teilt 
hingegen die EG-Kommission die Auffassung des 
Mitgliedstaates nicht, so kann dieser gegen die Ent- 
scheidung der EG-Kommission beim Europäischen 
Gerichtshof Klage erheben. 


1072 . Nationale Befugnisse verbleiben auch auf- 
gnmd von Artikel 21 Abs. 3 FusionskontrollVO.204) 
Danach „können die Mitgliedstaaten geeignete Maß- 
nahmen zum Schutz anderer berechtigter Interessen 
als derjenigen treffen, welche in dieser Verordnung 
berücksichtigt werden, sofern diese Interessen mit 
den allgemeinen Grundsätzen und den übrigen 
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts vereinbar 
sind". Ausdrücklich anerkannt als solche berech- 
tigten Interessen sind die öffentliche Sicherheit, 
die Medienvielfalt und die Aufsichtsregeln. Da das 
Bundeskartellamt bei Prüfung von F+E-Koopera- 
tionen (wie auch bei anderen Zusammenschluß- 
vorgängen) im Rahmen der Fusionskontrolle nach 
§§ 23 ff. GWB ausschließlich wettbewerbsrechtli- 
che Beurteilungskriterien zu berücksichtigen hat, 
kann diese Ausnahme von der Vorrangregel für die 
Bundesrepublik in diesem Zusammenhang kaum 
praktisch werden. 


1073 . Die vorausstehenden Ausführungen haben 
gezeigt, daß dem Gemeinschaftskartellrecht eine zu- 
nehmend bedeutsamere Rolle zufällt. Die EG-Kom- 
mission hat durch Wahrnehmung der ihr zustehenden 
Befugnis, eine Gruppenfreistellungs Verordnung für 
F+E-Kooperationen zu erlassen, die Handlungsspiel- 
räume nationaler Kartellaufsicht faktisch erhebhch 
eingeschränkt. Die Fusionskontrollverordnung der 
Europäischen Gemeinschaften wird diese Prüfungs- 
kompetenzen zusätzlich beschränken. Angesichts der 
zunehmend engeren Verflechtung ehedem nationaler 
Märkte, die insbesondere von innovationsaktiven 
Unternehmen vorangetrieben wird, ist diese Ge- 
wichtsverschiebung zwischen nationalem und EG- 
Kartellrecht insbesondere für die Behandlung von 
F+E-Kooperationen, aber auch generell zu begrüßen. 
Andererseits ist nicht zu übersehen, daß mit zu- 
nehmender Regelungsdichte des EG-Kartellrechts 
vermehrt Konfliktlagen bei der parallelen Anwen- 
dung nationalen und Gemeinschaftskartellrechts 
auftreten können. Dies ist nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission bedenklich, weil zwischen natio- 
nalem und EG-Recht Wertungsdiskrepanzen be- 
stehen. 205 ) 


293) Dies muß nicht notwendig nur ein lokaler Markt, sondern 
kann auch ein wesentlicher Teil des Gemeinsamen Marktes 
sein. 

294) Vgl. kritisch zu dieser Norm auch Monopolkommission, 
Sondergutachten 17, a.a.O., Tz. 130 ff. 

205) Vgl dazu insbesondere imter 4.3.3. 
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5.2 Vergemeinschaftung von Forschung und 
Entwicklung als Wettbewerbsbeschränkung 

1074. Forschung und Entwicklung sind als unter- 
nehmerische Aktionsparameter anzusehen, die den 
Anbietern durch Schaffung neuer Produkte oder 
verbesserter Produktionsverfahren Marktverhaltens- 
spielräume eröffnen oder erweitern oder durch Nach- 
ahmung den Verbleib am Markt sichern. Zwar doku- 
mentiert sich unternehmerisches Verhalten im Be- 
reich von Forschung und Entwicklung häufig — wenn 
auch nicht notwendig — anders als der Einsatz ande- 
rer Wettbewerbsparameter wie Preis oder Werbung 
nicht unmittelbar im Marktprozeß, andererseits basie- 
ren auf F+E-Ergebnissen langfristig die tiefgreifend- 
sten Änderungen der Marktverhältnisse. Forschung 
und Entwicklung sind daher die wichtigsten Mittel 
der Unternehmen im Innovations- und Imitationswett- 
bewerb. 206 ) 

1075. Vereinbarungen zwischen Unternehmen über 
die Vergemeinschaftung von Forschung und Entwick- 
lung sind also grundsätzlich geeignet, die unterneh- 
merische Handlungs- und Entscheidungsfreiheit zu 
beschränken; sie können mithin einen Verstoß gegen 
das Kartellverbot darstellen. Die mit solchen Koopera- 
tionen möglicherweise verbundenen Gefahren für 
den Wettbewerb sind vielfältig. Besonders hervorzu- 
heben ist, daß durch die Zusammenarbeit individuelle 
Innovationsanreize gemindert und die gemeinsame 
Erarbeitung neuen technischen Wissens wie dessen 
Umsetzung durch Rücksichtnahme auf alle Koopera- 
tionsbeteiligten verlangsamt werden können. Die An- 
gleichung des technischen Wissensstandes der Ko- 
operationspartner kann zudem langfristig stabilisie- 
rende Wirkungen auf die Marktstellung der beteilig- 
ten Unternehmen haben und günstige Ausgangsbasis 
für weitere Wettbewerbsbeschränkungen sein.^o^j 

1076. Auch lockere Formen der Zusammenarbeit, 
wie der regelmäßige Erfahrungs- und Ergebnisaus- 
tausch, können diese wettbewerbsbeschränkenden 
Effekte in besonderen Marktsituationen entfalten. So 
können beispielsweise Absprachen über den Aus- 
tausch von Forschungsergebnissen zwischen Unter- 
nehmen, die auf einem jungen, innovativen Markt 
über eine dominierende Marktposition verfügen, den 
Marktzugang für Außenseiter faktisch versperren 
oder zumindest erheblich erschweren. Damit können 
frühzeitig wichtige Wettbewerbsimpulse für diesen 
Markt beseitigt werden.^os) Für intensivere Koopera- 
tionsformen, so z. B. für die koordinierte Einzelfor- 
schimg, die enge Zusammenarbeit der jeweiligen 
F+E- Abteilungen und die Zusammenlegung der 
F-I-E-Kapazitäten in ein Gemeinschaftsunternehmen, 
gilt dann erst recht, daß ihre Durchführung aus wett- 
bewerbspolitischen Gründen unerwünscht sein kann. 
Die kartellrechtliche Beurteilimg wird deshalb jeweils 
nur für den Einzelfall unter Berücksichtigung der Ge- 
samtumstände vorgenommen werden können. 

206 ) Vgl. dazu 2.2.1. 

207) Vgl. dazu ausführlicher unter 2.2.3. 1. 

208) Darauf hat bereits frühzeitig die amerikanische Rechtspre- 
chung hingewiesen; vgl. dazu CCH Trade Cases 1974, 
§ 74,874 „Honeywell v. Sperry Rand". 


1077. Allerdings sind gewisse Formen der Koopera- 
tion im Bereich von Forschung und Entwicklung im 
Regelfälle als kartellrechtlich unbedenklich einzustu- 
fen. Dies gilt zum einen unter bestimmten Vorausset- 
zungen für die verbandsgetragene Gemeinschaftsfor- 
schung. Wettbewerbsbeschränkende Auswirkungen 
der Forschung auf Verbandsebene sind dann nicht zu 
erwarten, wenn der Verband — wie in der Bundesre- 
publik üblich 209) — von einer Vielzahl von Mitglie- 
dern getragen wird imd die Gemeinschaftsforschung 
sich primär auf allgemeine, dem Bereich der Grundla- 
genforschung zuzurechnende Probleme bezieht, die 
für einen gesamten Industriezweig bedeutsam sein 
können. In diesem Falle besteht für die Mitgliedsun- 
ternehmen kein Anlaß, in ihren eigenen Innovations- 
bemühungen nachzulassen. Hier sind die Beziehim- 
gen zwischen den Unternehmen untereinander wie 
zwischen Unternehmen und Verband regelmäßig so 
locker, daß ein kollusives Verhalten nicht zu erwarten 
ist. Werden die F-I-E-Ergebnisse allen beteiligten Un- 
ternehmen zur Verfügung gestellt und ist die Auf- 
nahme als Mitglied in die Forschungsvereinigung 
nicht an diskriminierende Bedingungen geknüpft, so 
ist die Verbandsforschung wettbewerbspolitisch un- 
bedenklich. 210 ) 

1078. Auch die gemeinsame Vergabe von For- 
schung sauf trägen an unabhängige Forschungsträger 
wird regelmäßig keine kartellrechtlichen Bedenken 
aufwerfen. Das einmalige Zusammenwirken bei der 
Beschaffung neuen technischen Wissens bzw. von 
Forschungsleistungen wird die individuelle For- 
schungstätigkeit nicht beschränken und die Innova- 
tionsanreize der Kooperationspartner nicht beein- 
trächtigen. Einschränkend ist allerdings zu beachten, 
daß die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und 
unabhängigen Forschungseinrichtungen, wie z. B. 
wissenschaftlichen Instituten, nicht grundsätzlich aus 
dem Anwendungsbereich des Kartellrechts heraus- 
fällt.211) Wissenschaftliche Einrichtungen sind als An- 
bieter von FH-E-Leistungen wie bei der Vergabe von 
Verwertungsrechten wirtschaftlich tätig. Sie fallen da- 
her auch in den Adressatenkreis des § 1 GWB. Koope- 
rationsverträge zwischen ihnen und Unternehmen 
unterliegen also grundsätzlich der Kartellaufsicht, da 
im Einzelfall nicht ausgeschlossen werden kann 
— z. B. bei ausschließlichen Lizenzvergaben oder re- 
striktiven Zugangsregelungen zu Forschungseinrich- 
tungen — , daß damit wettbewerbsbeschränkende 
Effekte verbunden sind. 

1079. Weiterhin ist die Zusammenarbeit der Unter- 
nehmen vielfach schon deshalb kartellrechtlich unbe- 
denklich, weil sie außerhalb der Tatbestandsmäßig- 
keit des § 1 GWB angesiedelt ist. Hier ist insbesondere 
auf den Arbeitsgemeinschaftsgedanken hinzuweisen. 
Eine Wettbewerbsbeschränkung liegt dann nicht vor, 
wenn die Beteiligten nur gemeinsam in der Lage sind, 
die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten durchzu- 
führen. Können die Unternehmen in diesem Sinne 


209) Vgl, dazu oben unter 2.1.2. 

210) Vgl. dazu WuW/E EV 194 „Eurogypsum"; anders aber 
CCH Trade Cases 1969, § 72,907 „United States v. Automo- 
bile Mfrs. Assn. et al. " 

211) Vgl. hierzu auch die Begründung zum Entwurf eines Geset- 
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, BT-Drs. 11/1158, 
S. 31. 
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nicht selbständig am Wettbewerb teünehmen, be- 
schränken sie den Wettbewerb durch kooperatives 
Vorgehen nicht. Durch die Zusammenarbeit wird die 
Teilnahme am Wettbewerb vielmehr erst ermög- 
licht. 

1080. Die Monopolkommission teilt allerdings die 
Auffassung des Bimdeskartellamtes, daß die kartell- 
rechtliche Beurteilung der Frage, ob den Unterneh- 
men eine individuelle Teilnahme am Markt möglich 
ist, im Einzelfall mit erheblichen Beurteilungsschwie- 
rigkeiten verbimden sein kann.^i^) Die Kartellbehör- 
den haben zu untersuchen, ob die beteiligten Unter- 
nehmen das geplante Forschungsvorhaben selbstän- 
dig durchführen könnten. Bei dieser Prüfung kann es 
nicht allein auf objektive Faktoren wie Untemeh- 
mensgröße, Finanzkraft usw. ankommen, vielmehr 
müssen auch subjektive Faktoren berücksichtigt wer- 
den. Es ist also maßgeblich darauf abzustellen, ob 
eigenständiges Vorgehen wirtschaftlich zweckmäßig 
und kaufmännisch vernünftig ist.^^s) Diese Frage 
kann nicht allein anhand der subjektiven Einschät- 
zungen der Kooperationsteilnehmer beantwortet wer- 
den, vielmehr sind „verobjektivierte“ Maßstäbe her- 
anzuziehen. Als Kriterien können hierbei die Bindung 
des Forschungspotentials in anderen F+E- Projekten, 
die bislang verfolgten Forschungs- und Entwick- 
lungsziele der beteiligten Unternehmen, die Kosten- 
und Risikostruktur des geplanten Forschungsvorha- 
bens usw. dienen. Es ist offensichtlich, daß der kartell- 
behördlichen Prüfung der Zweckmäßigkeit eines 
selbständigen Vorgehens der Kooperationspartner 
Grenzen gesetzt sind, sollen nicht untemehmenspoh- 
tische Ermessensspielräume durch kartellbehördhche 
Ermessensspielräume ersetzt werden. Gewisse Risi- 
ko abschätzimgen und Interessenabwägungen wer- 
den staatlicher Kartellaufsicht entzogen sein müssen. 
Das bedeutet andererseits nicht, daß die Anwendting 
des Kartellverbotes zur Disposition kooperationswilli- 
ger Unternehmen gestellt wird. Es verbleiben ange- 
messene KontroUmöglichkeiten des unternehmeri- 
schen Entscheidungskalküls durch Rückgriff auf gesi- 
cherte Erfahrungsregeln imd durch Heranziehung 
sachverständiger Hilfe. 

1081. Werden im Rahmen einer kartellfreien F+E- 
Kooperation verhaltensbeschränkende Nebenpflich- 
ten vereinbart, so können auch sie dem Kartellverbot 
des § 1 GWB entzogen sein, wenn sie für die Zusam- 
menarbeit notwendig sind. Dies ergibt sich aus dem 
Gesetzeszweck des § 1 GWB; das Kartellverbot erfaßt 
solche Verhaltensbeschränkungen nicht, die für die 
Durchführung einer kartellfreien Kooperation, also 
eine als wettbewerbsförderlich oder -neutral erkannte 
Art der Zusammenarbeit, unerläßlich sind (soge- 
nannte Immanenztheorie). Zusatzabreden stellen bei 
einem zulässigen Hauptzweck der Kooperation eben- 
falls keine Wettbewerbsbeschränkung dar, sondern 
sie sind integrativer Teil der Kooperationsvereinba- 
rungen, durch die zusätzlicher Wettbewerb eröffnet 
wird. In diesem Sinne können z. B. im Einzelfalle Ab- 
reden über den Forschungsverzicht mit Dritten oder 
Ausschließlichkeitsbindungen über die Nutzung des 


212) Vgl. BKartA TB 1983/1984, a.a.O., S. 32 f. 

213) Vgl. dazu auch WuW/E BGH 2050 „Bauvorhaben Schram- 
berg". 


von den Kooperationspartnern selbständig erarbeite- 
ten und der Kooperation zur Verfügimg gestellten 
technischen Wissens bewertet werden. Sind die Abre- 
den hingegen für eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
nicht erforderlich oder gehen über das erforderliche 
Maß hinaus, liegt ein Verstoß gegen § 1 GWB vor, so 
daß nur eine Freistellung nach §§ 5 ff. GWB in Be- 
tracht kommt. 2 14) 


5.3 Forschungsförderung, Patentrecht und die 
kartellrechtliche Beurteilung von 
F+E-Kooperationen 

1082. Ein weiteres Problem stellt sich für die kartell- 
rechtliche Beurteilung von Forschungskooperationen 
deshalb, weil staathche Institutionen die Forschung in 
der Wirtschaft auf verschiedenen Wegen zu begünsti- 
gen suchen. Zwei Handlungsfelder sind von besonde- 
rer wirtschaftspolitischer Bedeutimg. Durch das Pa- 
tentrecht schafft bzw. verstärkt der Staat Anreize für 
die Suche nach neuem technischen Wissen, da der 
Innovator während einer gewissen Frist vor Nachah- 
mungen und damit auch vor Wettbewerb geschützt 
wird.215) Er verbessert die Risiko-Ertrags- Struktur von 
Investitionen im F+E-Bereich. Mit Hilfe von direkten 
Forschungsförderungsmaßnahmen will der Staat ge- 
zielt Forschungsaktivitäten auf einzelnen Technolo- 
giefeldem anregeh.^iß) Die Subventionen führen zu 
einer Verstärkung der Kapitalbasis und zur Reduktion 
des Gewinnrisikos. Die staatliche Einflußnahme auf 
die Forschungsaktivitäten zieht etliche, wettbewerbs- 
politisch relevante Wirkungen nach sich, denen aller- 
dings nicht ohne weiteres Kartellrechtsrelevanz zu- 
kommt.21’) Zu beachten sind aber nach Auffassung 
der Monopolkommission die verschiedenen Begünsti- 
gungswirkungen staatlichen Handelns bei der kartell- 
rechtlichen Würdigung von F+E-Kooperationen, zu- 
mal bei den verschiedenen Aktivitätsbereichen eine 
weitgehende Zielkonvergenz festzustellen ist. Bedeu- 
tung haben diese Überlegungen bei der kartellrecht- 
lichen Beurteilung einmal bei der Frage, ob durch die 
Zusammenarbeit der Kartelltatbestand des § 1 GWB 
erfüllt wird. Patentrecht und Forschungsförderung be- 
einflussen das Kosten- Nutzen-Kalkül der Unterneh- 
men bei der Entscheidung, ob ein eigenständiges Vor- 
gehen der betroffenen Unternehmen von wirtschaftli- 
cher Zweckmäßigkeit und kaufmännischer Vernunft 
getragen wäre. Dies ist maßgebend dafür, ob zumin- 
dest ein potentielles Wettbewerbsverhältnis der Ko- 


214) Vgl. dazu unter 5.4. 

215) Vgl. dazu bereits unter 2.2.2. 3. 

216) In jüngster Zeit ist es dabei Ziel des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie, Forschungsaktivitäten vor 
allem dann zu fördern, wenn sie in Kooperationen von Wis- 
senschaft imd Wirtschaft oder ün Verbund von mehreren 
Industrieunternehmen hervorgebracht werden. Vgl. dazu 
Bundesministerium für Forschimg und Technologie, Bun- 
desbericht Forschung 1988, a.a.O., S. 95 f. 

217) So können Forschungssubventionen durchaus ähnliche 
wettbewerbsbeschränkende Wirkungen vtie ein Kartellver- 
trag enthalten. Doch gehören staathche Forschungssubven- 
tionen von ihrer Zweckrichtung her zm Wirtschaftsverwal- 
tung und nicht zur Marktteilnahme. Die öffentiiche Hand 
imterfäUt damit nicht dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen. 
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Operationspartner unterstellt werden kann.^is) Gege- 
benenfalls kann staatliche Begünstigung aber auch im 
Rahmen eines Legahsierungsverfahrens zu einem 
wichtigen Beurteilungsgesichtspunkt werden; insbe- 
sondere ist im Rahmen des § 5 GWB zu überprüfen, ob 
die Zusammenarbeit bei Berücksichtigung dieser Zu- 
sammenhänge geeignet ist, die Leistungsfähigkeit 
oder Wirtschaftiichkeit der Kooperationspartner we- 
senüich zu heben und dieser Rationalisierungserfolg 
in einem angemessenen Verhältnis zu den wettbe- 
werbsbeschränkenden Wirkungen steht.^i^j Die Ver- 
gabe von Fördermitteln und/oder die Möglichkeit, für 
das neue technische Wissen exklusive Eigentums- 
rechte zu erlangen, kann also im Einzelfalle durchaus 
dazu führen, daß die Zusammenarbeit nunmehr als 
Verstoß gegen das Kartellverbot gewertet wird oder 
der für das Legahsierungs verfahren notwendige Frei- 
stellungsgrund entfällt. 220) Die Entscheidungspraxis 
des Bundeskartellamtes wie auch der EG-Kommission 
weist eine solche Bewertung staatlicher Innovations- 
förderung bislang nicht auf. Zum Teil ist den Kartell- 
behörden gar nicht genau bekannt, ob und in wel- 
chem Ausmaß der Staat durch Förderungsmaßnah- 
men auf die konkreten Forschungsaktivitäten Einfluß 
nimmt; dann bleibt dieser Sachverhalt bei der kartell- 
rechthchen Beurteilung unberücksichtigt. 22 1) Teil- 
weise wird die staatliche Subventionierung als Hin- 
weis dafür gewertet, daß die Forschungskooperation 
auch aus kartellrechtlicher Sicht wünschenswert 
sei.222) Eine solche Sicht ist abzulehnen, da dies den 
Zielsetzungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen zuwiderläuft. Das Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen will primär die wirtschaftli- 
che Handlungsfreiheit der Marktteilnehmer sichern. 
Dem dient die Einführung eines allgemeinen Kar- 
tellverbotes in § 1 GWB mit tatbestandlich genau 
umschriebenen Ausnahmeregelungen nach den 
§§ 2 ff. GWB. Es besteht folglich eine maßstabsgebun- 
dene, verrechüichte Marktaufsicht, die keine Relati- 
vierung durch Berücksichtigung sich wandelnder 
Auffassungen über volkswirtschafthche Notwendig- 
keiten, wie z. B. über die direkte Forschungsförderung 
besonders risikobehafteter F+E- Aktivitäten, zuläßt. 
Anderenfalls besteht die Gefahr der politischen In- 
strumentalisierung des Kartellrechts. 

1083. Scharf davon zu trennen ist die kartellrechtli- 
che Würdigung der Fälle, bei denen die Zusammen- 
arbeit im Rahmen staatlicher Beschaffungspolitik 
stattfindet; auch hier ist die Vergabe öffenthcher Auf- 


218) Vgl. dazu imter 5.2. 

218) Vgl. dazu ausführlicher unter 5.4. 

220) In ährdicher Weise muß nach Auffassung der Monopolkom- 
mission auch das EG-Kartellrecht interpretiert werden; 
während sich bei der Prüfung des Artikel 85 Abs. 1 EWGV 
ähnhche Auslegungsfragen wie beim § 1 GWB erge- 
ben, sind im Freistellungsverfahren nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV staatliche Begünstigungswirkungen im Rah- 
men der Unerläßhchkeitsprüfung der beschränkenden Ver- 
einbarungen zu würdigen. Vgl. dazu auch oben unter 
4.1. 

221) Vgl. z. B. BKartA, B7-168/84 „Siemens/Phüips" ; vgl. dazu 
oben unter 3.2.1; BKartA, B8-96/80 „Chemische Fabrik 
Budenheim/Urangesellschaft-Uraphos " . 

222 ) Vgl. z. B. BKartA, B8- 139/85 „Schleswag/HEW- Windpark 
Dithmarschen"; ähnlich auch EG-Kommission in WuW/E 
EV 733, 735 f. „GEC-Weir Natriumumwälzpumpen". 


träge häufig an technologiepolitischen Zielen ausge- 
richtet, so daß die Grenzen zwischen den hier unter- 
schiedenen Fallkonstellationen im Einzelfalle flie- 
ßend sind. Entspricht die Zusammenarbeit der Koope- 
rationspartner im Bereich von Forschung und Ent- 
wicklung dem Wunsch des staatlichen Auftraggebers, 
wie es z. B. in den Bereichen Luftfahrt, Raumfahrt und 
Wehrtechnik häufig der Fall ist, 223 ) so sind die Unter- 
nehmen nicht als Konkurrenten anzusehen, da sie den 
Auftrag nicht allein erfüllen könnten. Folghch kann 
eine solche Kooperation keinen Kartellverstoß im 
Sinne des § 1 GWB darstellen. 


5.4 Legalisierungsmöglichkeiten nach den 
§§ 5 ff. GWB 

1084. Forschungs- und Entwicklungskooperationen, 
die dem Kartellverbot des § 1 GWB unterfallen, kön- 
nen dennoch zulässig sein, wenn sie eine der Ausnah- 
meregelungen der §§ 2 ff. GWB erfüllen. Eine Frei- 
stellung gemeinsamer Forschung und Entwicklung 
kommt vor allem nach den Vorschriften der §§ 5 Abs. 2 
und 3, 5a und 5b GWB in Betracht. Diese Normen 
sehen ein abgestuftes System von Anforderungen ge- 
genüber vertraghch vereinbarten Wettbewerbsbe- 
schränkungen vor, das an der wettbewerbspohtischen 
Relevanz der Zusammenarbeit sowie daneben an mit- 
telstandspolitischen Zielen orientiert ist. 

1085. § 5 Abs. 2 GWB ermöglicht die Durchführung 
von Rationalisierungskartellen, wenn die beschrän- 
kende Vereinbarung zu einer wesenüichen Steige- 
rung der Leistungsfähigkeit oder Wirtschafthchkeit 
der beteiligten Unternehmen führt, die eine Verbesse- 
rung der Bedarfsbefriedigung gewährleistet, und zu- 
dem ein angemessenes Verhältnis von Rationahsie- 
rungserfolg und Wettbewerbsbeschränkung besteht. 
§ 5 Abs. 3 GWB knüpft Preisabreden oder die Bildung 
von Syndikaten insbesondere an die zusätzhche Vor- 
aussetzung, daß der Rationalisierungszweck in ande- 
rer Weise nicht erreicht werden kann. Die §§ 5 a und 
5 b GWB schaffen materiellrechtliche und verfahrens- 
mäßige Erleichterungen für bestimmte Formen der 
Kooperation, und zwar für Spezialisiemngs- und Mit- 
telstandskartelle . 

1086. Gemeinsame Voraussetzung der Anwendbar- 
keit der genannten Normen ist, daß die Zusammenar- 
beit leistungssteigernde Rationalisierungswirkungen 
hervorbringt. Die Kooperation muß also eine Verbes- 
serung des Aufwand-Ertrags-Verhältnisses für die be- 
teiligten Unternehmen bei Durchführung ihrer F+E- 
Aktivitäten bewirken. Diese Interpretation des Ratio- 
nahsierungsbegriffs im Rahmen der Anwendung der 
§§ 5 ff. GWB läßt insbesondere zwei Begrenzungen 
deutlich werden, die von praktischer Relevanz sind. 
Zum einen müssen die Rationalisierungseffekte bei 
allen an der Vereinbarung beteüigten Unternehmen 
eintreten; damit wird verhindert, daß solche Unter- 
nehmen an der Forschungskooperation teilnehmen, 
die keine eigenen Rationahsierungsvorteile für ihre 
F+E- Aktivitäten erzielen und deren Interesse daher 
vermutlich ausschheßhch an der Praktizierung der 


223) Vgl. zu den Ausführungen des Bundeskartellamtes B7-37/ 
88, WuW/E BKartA 2335, 2338 ff. „Daimler-MBB". 
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Wettbewerbsbeschränkung bestehen würde. Des 
weiteren müssen die Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten selbst rationalisiert werden; es genügt also 
insbesondere nicht, daß gemeinsam eine veraltete 
durch eine neue Technologie ersetzt wird. Im übrigen 
kann erwartet werden, daß es den Unternehmen häu- 
fig gelingen wird, Rationalisierungswirkungen eines 
gemeinschaftlichen F+E-Vorhabens nachzuweisen. 
Solche betriebswirtschaftlichen Vorteile werden sich 
insbesondere durch die Vermeidung oder Verminde- 
rung von Aufwendungen für überflüssige Parallelent- 
wicklungen, durch die Nutzung von economies of 
scale und economies of scope und durch die Wahrneh- 
mung von Synergie vorteilen bei Zusammenfassung 
komplementärer personeller Fähigkeiten oder techni- 
scher Kenntnisse realisieren lassen.224) 

1087 . Das Rationalisierungspotential wird dabei in 
besonderem Maße von der beabsichtigten Form der 
gemeinsamen Forschung abhängig sein, die Intensität 
und Dauer der Zusammenarbeit weitgehend be- 
stimmt. 225) Engere Kooperationsformen begrenzen 
den Entscheidungsspielraum der beteiligten Unter- 
nehmen bei Durchführung des bzw. der Projekte und 
vermehren damit die Chancen, Rationalisierungsvor- 
teile zu erzielen, wie auch deren mögliches Gewicht. 
Andererseits werden diese eher als lockere Formen 
der Zusammenarbeit mit spezifischen Kosten verbun- 
den sein, die die Rationalisierungsvorteile zu einem 
mehr oder minder großen Teil wieder auf wiegen kön- 
nen. Hier ist namentlich der mit der Ressourcenbün- 
delung steigende Koordinationsbedarf sowie der mit 
dem Verlust an Entscheidimgsautonomie verbundene 
Rückgang an Flexibilität der beteiligten Unterneh- 
men respektive Untemehmensbereiche zu beachten. 
Diesen Besonderheiten von Rationalisierungskartel- 
len gilt es im Rahmen des Legalisierungsverfahrens 
Rechnung zu tragen. Es bedarf daher für jeden Einzel- 
faU einer eingehenden Prüfung, welche konkreten 
Vor- und Nachteile mit der Zusammenarbeit verbun- 
den sind. 226) 

1088 . Vereinbarungen über einen organisierten Er- 
fahrungs- und Ergebnisaustausch werden in der Re- 
gel keine bedeutsamen Rationalisierungsvorteile mit 
sich bringen. Zwar kann die Kooperation im Einzel- 
falle dazu führen, daß parallele Forschungsanstren- 
gungen reduziert und damit Kosten eingespart wer- 
den, Doch bleibt der Handlungsspielraum der betei- 
ligten Unternehmen für eigene Forschungsaktivitäten 
bei dieser Form der Zusammenarbeit weitgehend un- 
angetastet. Da die Unternehmen ein großes Interesse 
daran besitzen, ihre untemehmenspolitische Unab- 
hängigkeit nicht zu gefährden, werden sie für die rele- 
vanten Märkte wichtige Forschungsprojekte weiter- 
hin eigenständig durchführen. Sie vermeiden damit 
die Gefahr, auf wichtige Forschungs- und Entwick- 
lungsergebnisse anderer Kooperationspartner ange- 
wiesen zu sein und schaffen daneben hierdurch häu- 
fig erst die Vorbedingungen, extern generiertes Wis- 
sen nutzen zu können. Bessere Voraussetzungen für 
die Nutzung von Rationalisierungseffekten bietet die 
koordinierte Einzelforschung mit Erfahrungs- und Er- 


224) Vgl. dazu ausführlicher unter 2.2.3. 1. 

225) Vgl. dazu oben unter 2.1.2. 

226) Vgl. dazu schon unter 3.2.2. 


gebnisaustausch. Hier werden die Arbeitsgebiete un- 
ter den Partnern der F+E-Kooperation auf geteilt, so 
daß Spezialisierungsvorteile in den einzelnen Lei- 
stungsbereichen genutzt werden können. Hinzu 
kommt, daß Doppelaufwand für F+E-Zwecke eher 
vermieden werden kann. Dies gilt am ehesten dann, 
wenn auch hinsichtlich der Herstellung und des Ver- 
triebs Spezialisierungsvereinbarungen getroffen wer- 
den und zu erwarten ist, daß sich die Kooperations- 
partner längerfristig jeweils auf Teilbereiche des Pro- 
duktsortiments konzentrieren. Andererseits kann 
diese Kooperationsform dann einen hohen Koordina- 
tionsaufwand nach sich ziehen, wenn die Verzahnung 
der komplementären Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten sehr eng ist.227) Differenziert werden die 
Möglichkeiten zur Realisierung von Rationalisie- 
rungsvorteilen bei der arbeitsteiligen Inangriffnahme 
von F+E- Projekten angesehen werden müssen. Die 
gemeinschaftliche Bearbeitung verspricht zwar einer- 
seits in besonderem Maße, schnell und kostengünstig 
ein bestimmtes Forschungs- und Entwicklungsziel zu 
erreichen. Andererseits hängt der einzelwirtschaftli- 
che Nutzen vermutlich weitgehend von den organisa- 
torischen Vorgaben ab. Während die enge und stän- 
dige Zusammenarbeit der F+E- Abteilungen verschie- 
dener Unternehmen wohl einen erheblichen Trans- 
aktionskostenaufwand nach sich zieht, wird die recht- 
liche und organisatorische Ausgliederung der F-l-E- 
Aktivitäten und die Gründung eines Gemeinschafts- 
unternehmens diesen Aufwand erheblich reduzieren 
können, allerdings nur dann, wenn das gemeinsame 
Tochterunternehmen weitgehend autonom in seinem 
unternehmenspolitischen Entscheidungsverhalten 
ist. 

1089 . § 5 Abs. 2 GWB setzt neben der Erzielung von 
Rationalisierungsvorteilen voraus, daß die wettbe- 
werbsbeschränkende Vereinbarung zu einer wesent- 
lichen Steigerung der Leistungsfähigkeit oder Wirt- 
schaftlichkeit der beteiligten Unternehmen führt. Die 
bei der Forschungskooperation erzielbaren Rationali- 
sierungseffekte müssen somit nicht nur konkret nach- 
gewiesen werden, sondern auch einiges Gewicht be- 
sitzen. Zudem müssen die Vorteile der Zusammenar- 
beit zur Verbesserung der Bedarfsbefriedigung bei- 
tragen, d. h. also auch der Marktgegenseite in Form 
neuerer Produkte, besserer Produktqualitäten oder 
niedrigerer Preise zugute kommen. Schließlich ist es 
erforderlich, daß Wettbewerbsbeschränkungen und 
Rationalisierungserfolge in einem angemessenen 
Verhältnis zueinander stehen. Diese letztgenannte 
Tatbestandsvoraussetzung eröffnet den Kartellbehör- 
den einen sehr weiten Ermessensspielraum, da das 
inhaltliche Gewicht der Wettbewerbsbeschränkung 
und die Bedeutung des Rationalisierungserfolgs nur 
begrenzt prognostiziert werden können und darüber 
hinaus gegeneinander abgewogen werden müssen. 
Die Grenze der Freistellungsfähigkeit sollte nach Auf- 


227) Hierin ist wohl auch ein Grund dafür zu sehen, daß die 
koordinierte Einzelforschung vor allem von im vertikalen 
Verhältnis zueinander stehenden Kooperationspartnern 
genutzt wird (vgl. dazu oben unter 2.1.2); es ist anzuneh- 
men, daß bei solchen Wettbewerbsbeziehungen der Ab- 
stimmungsbedarf tendenziell geringer ist als bei Vereinba- 
nmgen von Unternehmen, die in einem horizontalen Ver- 
hältnis zueinander stehen. 
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fassung der Monopolkommission in jedem Falle dann 
erreicht sein, wenn die F+E-Kooperation zur Entste- 
hung einer marktbeherrschenden Stellung führen 
würde. 228) Dies ergibt sich schon aus dem Verständnis 
des § 5 Abs. 2 GWB; heße man nämhch auch markt- 
beherrschende Kooperationsvorhaben zu, wäre kaum 
mehr gewährleistet, daß die Rationahsierungsvorteile 
im Wettbewerb witergegeben und somit zur Verbes- 
serung der Bedarfsbefriedigung führen würden. Für 
eine solche leistungssteigemde Kooperation findet 
man aber dann keine wettbewerbspohtische Legiti- 
mation, wenn das beabsichtigte F+E-Projekt von den 
Kooperationspartnern allein durchführbar ist. 229) 

1 090 . § 5 a GWB ermöghcht Speziahsierungskartelle 
unter erleichterten Voraussetzungen. Speziahsie- 
rungskartelle nach § 5a GWB sind ebenso wie Mittel- 
standskartelle nach § 5b GWB als Widerspruchskar- 
telle ausgestaltet; entsprechende Vereinbarungen be- 
dürfen also nicht wie die Rationahsierungskartelle 
nach § 5 Abs. 2 GWB einer ausdrückhchen Erlaubnis 
durch die Kartellbehörden, sondern werden wirksam, 
wenn die Behörde nicht innerhalb einer Dreimonats- 
frist widerspricht. Auch fordert § 5a GWB weder, daß 
die Rationahsierung zu einer wesenthchen Leistungs- 
steigerung der beteihgten Unternehmen führt, noch 
müssen Rationahsierungserfolge und Wettbewerbs- 
beschränkungen in einem angemessenen Verhältnis 
zueinander stehen. Allerdings ist eine Freistellung nur 
zu rechtfertigen, wenn die Rationahsierungseffekte 
nicht von vöUig untergeordneter Bedeutung sind. 

1091 . In den Anwendungsbereich des § 5a GWB fal- 
len solche Kooperationsvorhaben, die die Rationah- 
sierung durch eine Speziahsierung erzielen woUen. 
Der Grund für die erleichterte Zulassung von Spezia- 
lisiemngskarteUen gegenüber einfachen Rationahsie- 
rungskartehen nach § 5 Abs. 2 GWB ist, daß bei dieser 
Kooperationsform im Vergleich zu anderen Koopera- 
tionsformen ein Rationahsierungserfolg im RegelfaU 
zu erwarten und nach außen erkennbar ist. Speziah- 
sierung bedeutet Arbeitsteilung zwischen den Koope- 
rationspartnern. Die Aufteilung des F+E-Programms 
erlaubt es dem einzelnen Unternehmen, seine Res- 
sourcen auf ein abgegrenztes Tätigkeitsfeld zu lenken 
und damit Skalenvorteile zu erlangen. Der Koordina- 
tionsbedarf läßt sich auf den Austausch des erarbeite- 
ten neuen Wissens beschränken. 

Demgemäß lassen sich nur solche Formen von F+E- 
Kooperationen dieser Vorschrift unterordnen, die eine 
koordinierte Einzelforschung mit Erfahrungs- und Er- 
gebnisaustausch zum Ziele haben. So steht der orga- 
nisierte Erfahrungs- und Ergebnisaustausch keine 
Speziahsierung dar, denn es kommt hier nicht zu einer 
Arbeitsteilung im Bereich von Forschimg und Ent- 
wicklung zwischen den Beteihgten. Hier ist der Ratio- 
nahsienmgserfolg angesichts der verbleibenden 
Spielräume ungewiß. Andererseits wird man auch in 
den verschiedenen Formen der Gemeinschaftsfor- 


228) Die Praxis des Bimdeskartellamtes war zumindest frü- 
her nicht immer eindeutig; vgl. einerseits WuW/E 
BKartA 1643 f. „Anhängervorrichtungen'' und WuW/E 
BKartA 1175 „Kalisyndikat" und andererseits BKartA 
TB 1979/2980, a.a.O., S. 9, 51 und dass., TB 1981/1982, 
a.a.O., S. 8f.,44 f. 

229) Vgl. dazu oben unter 2. 2.3. 2. 


schung keine Speziahsierung im Sinne des § 5a GWB 
erbhkken können. Eine arbeitsteihge Produktion 
neuen Wissens durch die Kooperationspartner erfolgt 
nicht. Auch besteht nach Ansicht der Monopolkom- 
mission kein Anlaß, von einer extensiven Interpreta- 
tion des Speziahsierungsbegriffs auszugehen. Zwar 
besteht auch bei einer vergemeinschafteten For- 
schung und Entwicklung zumeist ein hohes Rationah- 
sienmgspotential, andererseits hängt die Reahsienmg 
dieser Vorteile maßgebhch von der organisatorischen 
Ausgestaltung der Kooperation ab. 

1092 . Zusätzhches Erfordernis für die FreisteUungs- 
fähigkeit nach § 5 a GWB ist, daß wesenthcher Wett- 
bewerb auf den davon betroffenen relevanten 
Märkten bestehen bleibt. 

1093 . Schheßhch können Forschungskooperationen 
als MittelstandskarteUe nach § 5b GWB legahsie- 
rungsfähig sein. Auch diese Vorschrift fordert wie § 5 a 
GWB keine wesenthche Steigerung der Leistungsfä- 
higkeit der beteihgten Unternehmen und auch kein 
angemessenes Verhältnis von Rationahsierungserfolg 
und Wettbewerbsbeschränkung. § 5b GWB setzt le- 
dighch voraus, daß eine Rationahsierung wirtschafth- 
cher Vorgänge — mit Ausnahme einer Speziahsie- 
rung ~ angestrebt wird, die die Leistungsfähigkeit 
kleiner und mittlerer Unternehmen fördert. Eine Frei- 
steUung nach dieser Vorschrift kommt also dann in 
Betracht, wenn die Kooperationspartner gemessen an 
ihrer relativen Marktbedeutung,230) die sich bei FH-E- 
Kooperationen maßgebhch nach den technologischen 
Ressourcen bestimmen muß, als kleine und mittlere 
Unternehmen anzusehen sind. Eine Teilnahme von 
Großunternehmen an solchen Kooperationen wird da- 
her den Normzweck des § 5b GWB regelmäßig ver- 
fehlen, denn diese Vorschrift wül gerade die Lei- 
stungsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen 
fördern, um ihnen Großunternehmen gegenüber ei- 
nen „struktureUen Nachteilsausgleich" zu verschaf- 
fen.231) Da § 5b GWB zudem voraussetzt, daß zwi- 
schen den Kooperationspartnern überhaupt ein Wett- 
bewerbsverhältnis besteht, 232) wird eine FreisteUung 
unter Beteihgung von Großunternehmen auch kaum 
mit dem Hinweis in Betracht kommen, deren Beteih- 
gimg sei für die Erreichung des F+E-Erfolges erfor- 
derhch. 

1094 . Die Legahsierung einer F+E-Kooperation 
nach § 5b GWB ist zudem nur dann zulässig, wenn sie 
keine wesentliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
bewirkt; § 5b GWB ist insoweit restriktiver als 
§ 5a GWB, da eine wesenthche Wettbewerbsbeein- 
trächtigung bereits dann vorhegen kann, wenn we- 
senthcher Wettbewerb weiterhin fortbesteht. Ange- 
sichts der geschilderten Besonderheiten des Aktions- 
parameters Forschung und Entwicklung wird das 
Fortbestehen wesenthchen Wettbewerbs jedoch viel- 
fach zu konstatieren sein.233) Da der F+E- Wettbewerb 


230) Vgl. dazu auch Monopolkommission, Die Konzentration im 
Lebensmittelhandel, Sondergutachten 14, Baden-Baden 
1985, Tz. 88. 

231) Vgl. dazu auch die Begründtmg zum Regierungsentwurf 
der Zweiten GWB-Novelle, a.a.O., S. 14 f. 

232) Vgl. dazu ausführlich oben imter 5.2. 

233) Vgl. dazu oben imter 2.2.2. 1. 


383 




Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


sich häufig weltweit abspielt und Verhaltensabstim- 
mungen zwischen unabhängigen Forschungszentren 
im Regelfälle nur sehr schwer durchsetzbar sind, wird 
der Wettbewerb zumeist auch dann nicht wesentiich 
beschränkt sein, wenn die mittelständischen Koope- 
rationspartner zusammen eine erhebhche Marktbe- 
deutung besitzen. 

1095. Wettbewerbsbeschränkende Zusatzabreden 
können mit der Grundvereinbarung nach den 
§§ 5 ff. GWB legalisiert werden. Dies setzt voraus, daß 
sie für die Erzielung von Rationalisierungseffekten bei 
Durchführung der F+E-Kooperation erforderhch sind. 
Auf die Erforderhchkeit solcher Nebenabreden wird 
in § 5a Abs. 1 Satz 2 GWB ausdrücklich hingewiesen. 
Doch auch bei einfachen Rationalisierungskartellen 
im Sinne von § 5 Abs. 2 GWB und Mittelstandskartel- 
len im Sinne von § 5b GWB ist die Vereinbarung sol- 
cher Nebenabreden nur zulässig, wenn sie unerläß- 
lich sind. Darauf weist schon hin, daß die gesetzhchen 
Vorschriften nur solche Regelungen zwischen Unter- 
nehmen freisteilen wollen, die einer Rationalisierung 
von betriebhchen Abläufen dienen. Nebenabreden 
dürfen mithin in sachhcher, räumhcher und zeithcher 
Hinsicht nur insoweit vereinbart werden, wie sie zum 
Rationalisienmgserfolg bei der gemeinsamen For- 
schung beitragen. 234) Die Freistellungsfähigkeit einer 
Nebenabrede wird dabei grundsätzlich nur im Einzel- 
falle unter Berücksichtigung des gesamten Vertrags- 
werks wie der spezifischen Marktsituation erfolgen 
können. 


5.5 Kartellrechtliche Beurteilung von 
F+E-Gemeinschaftsuntemehmen 

1096. Der Bundesgerichtshof hat in seiner „Misch- 
werke "-Entscheidung 235) betont, daß auf die Grün- 
dung eines Gemeinschaftsunternehmens sowohl das 
Kartellverbot als auch die Zusammenschlußkontrolle 
anwendbar sein können. Dies ist eine Frage der Ge- 
samtumstände des Einzelfalles. Nicht nur die gesell- 
schaftsrechthche Vertragsstruktur, sondern auch die 
zugrundehegenden Interessen der Gesellschafter und 
die wirtschaftiichen Zusammenhänge und Auswir- 
kungen sind entscheidend dafür, ob die Gründung 
des Gemeinschaftsunternehmens nur der Zusammen- 
schlußkontrolle unterüegt (sogenanntes Konzentra- 
tionsprivileg) oder ob wegen einer möghchen Verhal- 
tenskoordination der Gesellschafter untereinander 
daneben auch eine Überprüfung anhand der Regeln 
des Kartellverbots angezeigt ist. Das Gericht hat damit 
für eine Vielzahl möghcher Gestaltungsformen von 
Gemeinschaftsunternehmen eine Doppelkontrolle 
befürwortet, auch wenn deren Anwendungsbereich 
durch den „Mischwerke "-Beschluß noch nicht ab- 
schheßend geklärt ist. Eine solche Doppelkontrolle 
trägt der Tatsache Rechnung, daß eine klare Unter- 
scheidung von Kartell imd Zusammenschluß nicht 
möglich ist.236) Dies gilt in besonderer Weise für F+E- 

234) Vgl. dazu auch die wettbewerbspolitischen Erwägungen 
unter 2.2.3. 2. 

235) Vgl. WuW/E BGH 2169 „Mischwerke"; eingehend dazu 
auch Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 484 ff. 

236) Vgl. dazu bereits Monopolkommission, Hauptgutachten 
1973/1975, a.a.O., Tz. 889. 


Kooperationen, die in einem rechtiich verselbständig- 
ten Unternehmen betrieben werden. 

1097. Nach den vom Bundesgerichtshof auf gestell- 
ten Grundsätzen können im Einzelfall F+E-Gemein- 
schaftsuntemehmen ausschheßhch den Vorschriften 
der Zusammenschlußkontrolle unterliegen. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn die Muttergesellschaften 
für gewisse Produktionsbereiche ihre unternehmeri- 
schen Aktivitäten aufgeben wollen und daher dem 
Gemeinschaftsunternehmen neben Forschung und 
Entwicklung auch alle anderen betriebhchen Aktivi- 
täten für die neuen Produkte zuweisen. Ziehen sich 
die Muttergesellschaften somit aus dem Markt des 
F+E- Gemeinschaftsunternehmens zurück und be- 
schränken sich bei ihrer Einflußnahme auf die Wahr- 
nehmung der Mitghedschaftsrechte, so entsteht mit 
dem Gemeinschaftsunternehmen eine neue selbstän- 
dige Planungseinheit, die nicht an den untemehmens- 
pohtischen Interessen der Gesellschafter ausgerichtet 
ist. 

1 098. Häufig soll die Errichtung eines F+E- Gemein- 
schaftsunternehmens jedoch zugleich der Interessen- 
und Verhaltenskoordinierung der Kooperationspart- 
ner dienen. Dann ist die Kooperation auch am Maß- 
stab des Kartellverbots nach § 1 GWB zu überprüfen. 
Offensichtiich steht die Verhaltensabstimmung in all 
den Fällen im Vordergrund, in denen das Gemein- 
schaftsunternehmen ledighch als Instrument für eine 
effektive Projektabwicklung dient, die eigentliche 
Forschungs- und Entwicklungsarbeit sowie nachgela- 
gerte Aktivitäten von den Muttergesellschaften er- 
bracht werden. Ähnliches gilt auch, wenn zwar die 
gesamten Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
in dem neugegründeten Unternehmen konzentriert 
werden, die Mutteruntemehmen sich aber die Ver- 
wertung der F+E-Ergebnisse Vorbehalten. Das Ge- 
meinschaftsunternehmen ist dann in seinem unter- 
nehmerischen Verhalten im Regelfälle davon abhän- 
gig, daß sich die Gesellschafter untereinander abstim- 
men, indem sie laufend Mittel- und Zielvorgaben 
für die Tochtergesellschaft gemeinsam formuheren. 
Diese Planungsentscheidungen werden den imter- 
schiedhchen wirtschaftiichen Belangen der Mutterge- 
sellschaften Rechnung tragen müssen. 

1099. Für die kartellrechtliche Beurteilung verblei- 
ben bedeutsame Zweifelsfälle. Diese ergeben sich 
ziun großen Teil aus den Ungewißheiten, die mit einer 
zukunftsorientierten kartellrechtiichen Würdigung 
naturgemäß verbunden sind. Bei F+E-Kooperationen 
werden diese Beurteilungsprobleme besonders deut- 
hch. Für eine umfassende Analyse wettbewerbspoliti- 
scher Wirkungen muß beachtet werden, daß Umfang 
und Intensität der Zusammenarbeit gegenüber den 
ursprünghch geäußerten Absichten der Kooperations- 
partner im Verlauf der Durchfühnmg der F+E-Arbei- 
ten abnehmen, aber auch zunehmen können. Dies 
wird wesentiich davon abhängen, welche Teilerfolge 
die Kooperation erzielt und ob der tatsächhche Zeit- 
und Kostenaufwand den ursprünghchen Erwartungen 
entspricht. 

1100. Die Gründung eines Gemeinschaftsunterneh- 
mens erweist sich als flexibles Organisationsinstru- 
ment zur Bewältigung dieser Ungewißheiten. Der 
Aufgabenbereich des gemeinsamen Tochterunter- 
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nehmens kann vage und zunächst sehr umfassend 
abgesteckt werden. Die konkrete Ausfüllung des Ver- 
tragswerks wird dann im Zeitablauf von den Gesell- 
schaftsgründern entsprechend ihren jeweiligen Ziel- 
vorstellungen vollzogen. Abhängigkeit oder Unab- 
hängigkeit der Wirtschaftsplanung im Sinne der 
„Mischwerke "-Entscheidung ist daher für For- 
schungskooperationen häufig kein dauerhaftes und 
unabänderhches Wesensmerkmal, da die maßgebli- 
chen Entscheidungsspielräume über die Gesellschaf- 
terbefugnisse bei den Unternehmen verbleiben. 

1101 . Sollen diese Zusammenhänge beachtet wer- 
den, dürfen auch solche F-hE-Kooperationen, deren 
Tätigkeitsgebiet umfassend definiert ist und denen 
nach erstem Anschein ein konzentrativer Charakter 
zugesprochen werden kann, nicht ohne weiteres dem 
Anwendungsbereich des Kartellverbotes entzogen 
werden, da die mögliche Interessenabstimmung über 
das Gemeinschaftsunternehmen von einer außenste- 
henden Kartellbehörde ex ante nicht zuverlässig be- 
stimmt werden kann. Eine ausschheßliche Überprü- 
fung dieser Sachverhalte mittels einer marktstruktur- 
bezogenen Zusammenschlußkontrolle kann den hier 
auftretenden wettbewerbspohtischen Problemen 
nicht gerecht werden. 

1102 . Die parallele Anwendbarkeit des Kartellver- 
bots wird die Bildung der meisten F+E-Gemein- 
schaftsuntemehmen nicht entscheidend erschweren. 


Die gemeinschafthche Gründung wird teilweise au- 
ßerhalb des Verbotsbereichs des § 1 GWB liegen.237) 
Ist der Tatbestand de's Kartellverbots durch die Zu- 
sammenarbeit erfüllt, verbleiben die Möghchkeiten 
kartellrechtiicher Legahsierung.238) pür kleine und 
mittlere Unternehmen, deren Zusammenarbeit aller- 
dings nach fusionskontroUrechtiichen Kriterien im Re- 
gelfälle unproblematisch sein wird, kann die zwi- 
schenbetriebhche Zusammenarbeit auf der Grund- 
lage des § 5b GWB erfolgen; für Gemeinschaftsgrün- 
dungen von Großunternehmen kommt vor allem 
die Möghchkeit einer Kartellerlaubnis nach § 5 Abs. 2 
GWB in Betracht. In einer nur befristeten Freistel- 
lungsmöghchkeit, wie sie § 11 Abs. 1 GWB für Ratio- 
nalisienmgskartelle nach § 5 Abs. 2 GWB vorsieht, 
kann kein überschießendes Hindernis für die Zusam- 
menarbeit in F-HE-Gemeinschaftsuntemehmen gese- 
hen werden. Die Befristung ist sinnvoll, da nur so eine 
angemessene Prüfung der Wettbewerbswirkungen si- 
chergestellt werden kann. Im übrigen ist die Kartell- 
behörde bei Fortbestehen der Erlaubnisvoraussetzun- 
gen zur Verlängerung verpflichtet. Die umfangreiche 
Praxis der Einzelfreistellungen nach Artikel 85 EWGV 
durch die EG-Kommission hat gezeigt, daß die betrof- 
fenen Unternehmen sich auf eine zeitiich befristete 
Freistellung ihrer Zusammenarbeit einstellen kön- 
nen. 


237) Vgl. dazu ausführlicher unter 5.2. 

238) Vgl. dazu oben unter 5.4. 
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KAPITEL VIII 

Wettbewerbsrechtliche Grenzen für staatliche Maßnahmen 
nach europäischem Gemeinschaftsrecht 


1. Einleitung 

1.1 Bedeutung staatlicher 

Wettbewerbsbeschränkungen 

1103. Wettbewerbsbeschränkungen können sich so- 
wohl aus dem Verhalten privater Marktteilnehmer als 
auch aus staatlichen Maßnahmen ergeben. Das Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) be- 
faßt sich, von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen, 
ausschließhch mit Wettbewerbsbeschränkungen auf- 
grund des Verhaltens von Unternehmen. Staatliche 
Maßnahmen werden nur erfaßt, wenn der Staat in die- 
ser Beziehung als Unternehmen im Sinne des GWB zu 
qualifizieren ist. Im Gegensatz dazu enthält der Ver- 
trag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG-Vertrag) eine Reihe von Bestim- 
mungen, die sich ausdrückhch mit bestimmten Wett- 
bewerbsbeschränkungen aufgrund staatlicher Maß- 
nahmen befassen (insbesondere Artikel 92, 93, 101, 
102 EWGV). Das in Artikel 3 ht. f EWGV formulierte 
71e\ der „Errichtung eines Systems, das den Wettbe- 
werb innerhalb des Gemeinsamen Marktes vor Ver- 
fälschungen schützt“, differenziert nicht zwischen 
Wettbewerbsbeschränkungen als Folge staatlichen 
oder unternehmerischen Verhaltens. Der Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) hat diese 
Bestimmung mit der allgemeinen Verpflichtung der 
Mitghedstaaten kombiniert, Maßnahmen zu unterlas- 
sen, die die Verwirklichung der Ziele des Vertrages 
gefährden können (Artikel 5 Abs. 2 EWGV). Er hat 
daraus abgeleitet, daß die Mitgliedstaaten gegen Eu- 
ropäisches Gemeinschaftsrecht verstoßen, sofern sie 
Maßnahmen treffen, die geeignet sind, die praktische 
Wirksamkeit (eff et utile) der auf Unternehmen an- 
wendbaren Wettbewerbsregeln (Artikel 85, 86 

EWGV) zu beseitigen. Auch wenn über die Reich- 
weite dieser Rechtsprechung im Einzelfall Zweifel be- 
stehen, so geht die Monopolkommission davon aus, 
daß sich aus dem Europäischen Gemeinschaftsrecht 
wettbewerbsrechtiiche Verpflichtungen der Mitghed- 
staaten 1) ergeben, die der Ausübung staathcher Be- 
fugnisse Schranken ziehen. Die Bedeutung dieser 
wettbewerbsspezifischen Schranken wurde in ihrer 
voUen Tragweite bisher nicht zur Kenntnis genom- 
men. Bereits aus der bisherigen Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes ergeben sich wichtige 
Konsequenzen für das Verhalten staathcher Organe. 
Die weitere Entwicklung der Rechtsprechung ist of- 
fen, doch erscheint es der Monopolkommission durch- 


1) Dieser Begriff wird erstmals im EuGH, Urteil vom 30. 
April 1986, Rs. 209-213/84, Ministdre public/ Asjes, Slg. 1986, 
S. 1457, 1472 verwendet 


aus möghch, daß der Europäische Gerichtshof die 
Maßnahmen der Mitghedstaaten künftig genereh auf 
ihre Vereinbarkeit mit dem vom Vertrag geforderten 
System unverfälschten Wettbewerbs prüfen wird. 

1104. Die Frage nach den Schranken staathcher Tä- 
tigkeit aus den wettbewerbsrechthchen Verpflichtun- 
gen des Gemeinschaftsrechts gehört in den Zusam- 
menhang der Wettbewerbswirkung staatlicher Rah- 
menbedingungen, wie er schon mehrfach Gegen- 
stand von Stehungnahmen der Monopolkommission 
war.2) Hinzuweisen ist auch auf Bezüge zur ahgemei- 
nen Dereguherungsdebatte. Die Konturierung ge- 
meinschaftsrechthcher Schranken kann ihr neue Im- 
pulse verleihen und kann erfolgversprechende An- 
sätze zur Durchsetzung aufzeigen. Eine Regelung im 
europäischen Kontext bietet gegenüber den auf natio- 
nales Wettbewerbsrecht gestützten Ansätzen den 
Vorteil, auch Wettbewerbsverzerrungen zu erfassen, 
die durch hoheithche Maßnahmen anderer Mitghed- 
staaten herbeigeführt werden.^) 


1.2 Wettbewerb als wesentliches 
Integrationsinstrument 

1105. Die Bedeutung der Integration nationaler 
Märkte ist im Zusammenhang mit der angestrebten 
VoUendung des Binnenmarktes bis Ende 1992 viel- 
fach hervorgehoben worden. Die VoUendung des Bin- 
nenmarktes ist dabei vor aUem als beschleunigte Ver- 
wirkhchung des „Gemeinsamen Marktes“ zu sehen, 
dessen Schaffung von Anfang an Aufgabe der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft war. Kennzeichen 
des Gemeinsamen Marktes sind die Freizügigkeit des 
Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalver- 
kehrs auf der Grundlage unverfälschten Wettbe- 
werbs. Wettbewerb ist im System des EWG-Vertrages 
eines der wesenthchen Integrationsinstrumente. Die 
Freizügigkeit ermöghcht den Zugang zu neuen 
Märkten. Dieses Integrationspotential kann nach 
Meinung der Monopolkomnüssion jedoch nur genutzt 
werden, wenn der dadurch eröffnete bzw. intensi- 
vierte Wettbewerb von Verfälschungen frei bleibt. Die 


2) Vgl. insbesondere die Untersuchungen zu den Konzentra- 
tionswirkungen des Steuerrechts und der Vergabe von Sub- 
ventionen (Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzen- 
trationserfassung, Hauptgutachten 1980/ 1981, Baden-Baden 
1982, Tz. 705 ff., 739 ff.) sowie zum Zusammenhang von Ge- 
sellschaftsrecht und Konzentration (Monopolkommission, 
Die Wettbewerbsordnung erweitern, Hauptgutachten 1986/ 
1987, Baden-Baden 1988, Tz. 796 ff.). 

3) Vgl. Monopolkommission, Fusionskontrolle bleibt vorrangig, 
Hauptgutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980, Tz. 578. 
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Sicherung dieses Wettbewerbs erklärt Artikel 3 ht. f 
EWGV zu den grundlegenden Zielen der Gemein- 
schaft. Die Errichtung des Gemeinsamen Marktes war 
deshalb auch eine Grundsatzentscheidung für eine 
wettbewerbliche Ordnung der europäischen Integra- 
tion."^) Diese Grundlage der Integration bedarf der 
besonderen Hervorhebung, da die Einheitliche Euro- 
päische Akte die Bedeutung des Wettbewerbs bei der 
Schaffung des Binnenmarktes voraussetzt und des- 
halb nicht gesondert erwähnt. 


1.3 Schrankenfunktion des Gemeinschaftsrechts 

1106. Der EWG- Vertrag hat eine Reihe nationaler 
Kompetenzen auf die Gemeinschaft übertragen. In- 
dem er den Mitghedstaaten bestimmte Verhaltens- 
pflichten auferlegt, zieht der EWG-Vertrag jedoch 
auch der Ausübung der verbheb enen nationalen 
Kompetenzen Schranken. Derartige Schranken erge- 
ben sich unter verschiedenen Aspekten. In der Ver- 
gangenheit sind vor allem die Schranken im Zusam- 
menhang mit dem Grundsatz des freien Warenver- 
kehrs deuthch zu Tage getreten. Nationale Vorschrif- 
ten dürfen danach grundsätzhch nicht so gestaltet 
sein, daß sie geeignet sind, „ den innergemeinschafth- 
chen Handel unmittelbar oder mittelbar, tatsächhch 
oder potentiell zu behindern . " 5) Schranken ergeben 
sich auch aus den allgemeinen Verpflichtungen der 
Mitghedstaaten. So darf nach Artikel 5 Abs. 2 EWGV 
die Wahrnehmung nationaler Kompetenzen nicht 
dazu führen, daß die Verwirklichung der Ziele der 
Gemeinschaft gefährdet werden könnte. Zu den der- 
art geschützten Zielen des Vertrages zählt nach Arti- 
kel 3 ht. f EWGV auch die Errichtung eines Systems 
unverfälschten Wettbewerbs. In Verbindung mit Arti- 
kel 5 Abs. 2 EWGV bestehen allgemeine Wettbe- 
werb srechthche Verpflichtungen der Mitghedstaaten. 
Hieraus abzuleitende Grenzen für die Wahrnehmung 
fortbestehender nationaler Kompetenzen sollen in 
diesem Beitrag deuthch werden. Dem Konzept der 
Schranken nationaler Kompetenzausübung hegt je- 
doch keinesfaUs die Vorstellung zugrunde, die Kom- 
petenz für wirtschaftsrechthche Regelungen sei von 
den Mitghedstaaten auf die Europäischen Gemein- 
schaften übergegangen. 

1107. Die besondere Bedeutung gemeinschafts- 
rechtlicher Schranken für staathche Maßnahmen er- 
gibt sich aus dem Vorrang des Gemeinschaftsrechts 
im Verhältnis zu nationalen Normen. Gegenüber Ver- 
pflichtungen des Gemeinschaftsrechts können sich 
staathche Organe nicht auf entgegenstehende natio- 
nale Rechtsvorschriften berufen. Dies folgt aus dem 
Charakter des Gemeinschaftsrechts als eigenständi- 
ger Rechtsordnung.^) Im Verhältnia zu nationalen 
Normen nimmt das Gemeinschaftsrecht somit eine 
SteUung ein, die am ehesten mit der SteUung von Ver- 


4) Vgl. Monopolkommission, Konzeption einer europäischen 
Fusionskontrolle, Sondergutachten 17, Baden-Baden 1989, 
Tz. 7. 

5) EuGH, Urteil vom 11. Juli 1974, Rs. 8/74, „Dassonvüle", Slg. 
1974, S. 837, 852, 

6) EuGH, Urteü vom 15. Juli 1964, Rs. 6/64, Costa/ENEL, Slg. 
1964, S. 1251, 1269. 


fassungsnormen zu vergleichen ist. Praktisch bedeut- 
samer Ausfluß dieses Vorrangs ist die Verpflichtung 
staathcher Organe unter Einschluß der Gerichte, na- 
tionale Normen, die gegen Bestimmungen des Ge- 
meinschaftsrechts verstoßen, unangewendet zu las- 
sen.”^) Die Wettbewerb srechthchen Verpflichtungen 
der Mitghedstaaten richten sich mithin nicht aUein an 
den nationalen Gesetzgeber. Sie ermöghchen es viel- 
mehr auch den einzelnen Rechtsunterworfenen, sich 
vor staathchen Behörden oder Gerichten darauf zu 
berufen, daß einer nationalen Maßnahme aufgrund 
des Verstoßes gegen Gemeinschaftsrecht die Anwen- 
dung zu versagen ist. 


1.4 Haltung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 

1108. Die bisher ungenügende Beachtung der Wett- 
bewerb srechthchen Verpflichtungen der Mitghed- 
staaten ist nach Einschätzung der Monopolkommis- 
sion zumindest teilweise auch auf die Haltung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu- 
rückzuführen. Anders als etwa im Bereich des freien 
Warenverkehrs 8) hat die EG-Kommission bisher 
keine Anstrengungen unternommen, den Mitghed- 
staaten die Verpflichtungen zu verdeuthchen, die sich 
aus der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts- 
hofes zu Artikel 5 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 3 
ht. f, Artikel 85 und 86 EWGV ergeben.^) Keines der 
nachfolgend unter Abschnitt 2 dargesteUten Urteile ist 
im Rahmen eines von der EG-Kommission eingeleite- 
ten Vertrags verletzungs Verfahrens ergangen. Aus- 
gangspunkt der Verfahren waren vielmehr stets natio- 
nale Rechtsstreite, in denen sich Unternehmen gegen- 
über dem Vorwurf des Verstoßes gegen nationale Re- 
geln damit verteidigt hatten, die betreffende Norm sei 
aufgrund eines Verstoßes gegen Gemeinschaftsrecht 
nicht anwendbar. Die Monopolkommission sieht An- 
zeichen dafür, daß sich die EG-Kommission auch 
künftig darauf beschränken will, die wettbewerbs- 
rechthchen Verpflichtungen der Mitghedstaaten al- 
lein in bezug auf öffenthche Unternehmen und privi- 
legierte Unternehmen im Sinne des Artikel 90 Abs. 1 
EWGV durchzusetzen. Eine derartige Verengung der 
Perspektive wäre ordnungspohtisch um so bedauerh- 
cher, als auch die Gemeinschaftsorgane bei ihren 
Maßnahmen an das System unverfälschten Wettbe- 
werbs gebunden sind. Der Umfang der wettbewerbs- 
rechthchen Verpflichtungen der Mitghedstaaten wird 
jedoch nicht davon beeinflußt, wie stark die EG-Kom- 
mission als „Hüterin der Verträge" für die Beachtung 
dieser Pflichten sorgt. 


7) EuGH, Urteü vom 9. März 1978, Rs. 106/77, „ Simmenthal 11" , 
Slg. 1978, S. 629, 644. 

8) Mitteüung der Kommission, ABI. 1980 Nr. C 245, S. 2. 

9) Die Darstellung des Urteüs Ledere/ Au blä vert (EuGH, Urteü 
vom 10. Januar 1985, Rs. 229/83, Slg. 1985, S. 1) im Fünfzehn- 
ten Bericht zur Wettbewerbspolitik, Luxemburg, 1985, 
S. 99 ff., beinhaltet im wesentlichen eine Rechtfertigung der 
Haltung der Kommission in diesem Rechtsstreit. Das dort 
(a.a.O., S. 101) angekündigte Bemühen der Kommission um 
eine Beachtung des Grundsatzes des freien Wettbewerbs 
auch durch die Mitgliedstaaten ist bisher weitgehend folgen- 
los geblieben. 
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1.5 Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

1109. Im Vordergrund der wettbewerbspolitischen 
Betrachtung des Gemeinschaftsrechts standen bisher 
die an Unternehmen gerichteten Wettbewerbsregeln 
der Artikel 85 imd 86 EWGV. Von der Anwendung 
dieser Bestimmungen sind für die Bundesrepublik 
wichtige Dereguherungsimpulse ausgegangen. Dies 
gilt insbesondere für die Durchsetzung wettbewerbli- 
cher Grundsätze in den Ausnahmebereichen des 
GWB. Mit Subventionen als dem klassischen Phäno- 
men der staatlich verursachten Wettbewerbsverfäl- 
schimg befassen sich die Artikel 92 und 93 EWGV. 
Gestützt auf diese Bestimmungen hat die EG-Kom- 
mission eine strikte Überwachung staatlicher Beihil- 
fen durchgesetzt. Die Wirkungen staatlicher Normset- 
zung auf den Wettbewerb hat der EWG-Vertrag einer 
ausdrücklichen Regelung nur unter dem Gesichts- 
punkt zugeführt, daß die Unterschiede verschiedener 
nationaler Regelungen zu einer Verfälschung der 
Wettbewerbsbedingungen auf dem Gemeinsamen 
Markt führen (Artikel 101, 102 EWGV). Dagegen 
wurde der Bereich öffentlicher (sowie mit besonderen 
oder ausschheßlichen Rechten ausgestatteter) Unter- 
nehmen als Problem für die Verwirklichung eines Sy- 
stems unverfälschten Wettbewerbs klar identifiziert. 
Artikel 90 EWGV ist die Reaktion auf das besondere 
Gefährdimgspotential, das für die Vorschriften des 
Vertrages im allgemeinen und für die Wettbewerbs- 
vorschriften im besonderen davon ausgeht, daß die 
Mitgliedstaaten in der Lage sind, bestimmte Unter- 
nehmen für ihre Zwecke einzusetzen. ^®) Artikel 90 
Abs. 1 EWGV soll verhindern, daß die Mitgliedstaaten 
öffentliche oder privilegierte Unternehmen nutzen, 
um sich selbst ihren vertraglichen Pflichten zu entzie- 
hen. 

Die Regelung des Artikel 90 EWGV setzt voraus, daß 
für öffentliche Unternehmen grundsätzlich sämtliche 
Bestimmungen des Vertrages — unter Einschluß der 
an Unternehmen gerichteten Wettbewerbsregeln — 
gelten. Die Ausnahmevorschrift des Artikel 90 Abs. 2 
EWGV unterstreicht dies nochmals, ^i) Die Artikel 85 
und 86 EWGV sind auf jede Form unternehmerischer 
Tätigkeit des Staates (unter Einschluß sämtlicher juri- 
stischer Personen des öffentlichen Rechts) anzuwen- 
den. Dabei ist keine organisatorisch verselbständigte 
Einheit erforderlich, auch der Staat selbst kann in die- 
sem Sinne unternehmerisch tätig sein.i2) im Bereich 
unternehmerischer Tätigkeit unterfällt auch die 
Rechtssetzimg den Artikeln 85 und 86 EWGV, wie der 
Europäische Gerichtshof mit seinem Urteil in Sachen 
British Telecom klargestellt hat.^^) 

1110. Von der Anwendung der Artikel 85 und 86 
EWGV auf unternehmerische Tätigkeit der Mitglied- 
staaten ist die hier zu erörternde Fragestellung abzu- 
grenzen. Über den Bereich unternehmerischer Tätig- 
keit hinaus steht eine unmittelbare Anwendung der 


10) EuGH, Urteü vom 6. Juli 1982, Rs. 188-190/80, Frankreich, 
Italien und Vereinigtes Königreich/Kommission („Transpa- 
renzrichtlinie"), Slg. 1982, S. 2545, 2575, 2579. 

11) A.a.O., S. 2545, 2575. 

12) EuGH, Urteil vom 16. Juni 1987, Rs. 118/85, Kommission/ 
Italien, Slg. 1987, S. 2599, 2621. 

13) EuGH, Urteil vom 20. März 1985, Rs. 41/83, Italien/Kommis- 
sion („British Telecom"), Slg. 1985, S. 873, 885. 


an Unternehmen gerichteten Wettbewerbsregeln axif 
staatliche Maßnahmen nicht zur Debatte. Der Weg 
des US-amerikanischen Antitrust- Rechts, auch staatli- 
ches Verhalten am Verbot von Kartellen und Versu- 
chen der Monopolisierung zu messen, i^) ist für das 
Recht der Europäischen Gemeinschaften nach Auffas- 
sung der Monopolkommission nicht gangbar. Dem 
steht bereits der eindeutige Wortlaut der Artikel 85 
und 86 EWGV entgegen. Adressaten dieser Bestim- 
mungen sind ausschließhch Unternehmen, während 
sich etwa Sect. 2 Sherman Act an „every person who 
shall monopolize, or attempt to monopohze . . . any 
part of the trade or commerce among the several Sta- 
tes" richtet. 

Keiner Erörterung bedürfen in diesem Rahmen die 
sich aus den Beihilfevorschriften der Artikel 92 ff. 
EWGV ergebenden Grenzen für nationale Maßnah- 
men. Eine dichte Überwachung seitens der EG-Kom- 
mission und eine umfangreiche Entscheidungspraxis 
hat die gemeinschaftsrechtlichen Grenzen im wesent- 
lichen geklärt, soweit die Gewähnmg finanzieller 
Vorteile bzw. die Verminderung finanzieller Bela- 
stimgen von Unternehmen betroffen sind. 

1111. Die Frage nach den wettbewerbsrechtlichen 
Grenzen staatlicher Maßnahmen kann sich daher al- 
lein darauf beziehen, welche Grenzen sich aus den 
allgemeinen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten in 
Verbindung mit dem Ziel der Errichtung eines Sy- 
stems unverfälschten Wettbewerbs ergeben. Schlag- 
wortartig geht es um die Zulässigkeit wettbewerbsbe- 
schränkender staatlicher Regulierung. Die an Unter- 
nehmen gerichteten Vorschriften der Artikel 85 und 
86 EWGV sowie die konkreten staatsbezogenen Wett- 
bewerbsregeln wie Artikel 92 oder Artikel 90 Abs. 1 
EWGV haben dabei durchaus ihre Bedeutung. Diese 
Bestimmungen konkretisieren das System unver- 
fälschten Wettbewerbs und bestimmen auf diese 
Weise Inhalt und Reichweite der allgemeinen wettbe- 
werbsrechtlichen Verpflichtungen mit. 


1.6 Rolle der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
der Europäischen Gemeinschaften 

1112. Die Entwicklung wettbewerbsrechtlicher Ver- 
pflichtungen der Mitgliedstaaten auf der Gnmdlage 
des Artikel 5 Abs. 2 EWGV war das Werk des Ge- 
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften. Die 
Darstellung dieser Verpflichtungen ist mit der grund- 
sätzlichen Problematik sich weiter entwickelnden 
Richterrechts belastet. Die Entwicklung der Recht- 
sprechung zu diesem Problemkreis ist nach dem Ein- 
druck der Monopolkommission noch nicht abge- 
schlossen. Die bisherigen Urteile vermochten auch 
nicht den Eindruck zu erwecken, als habe der Euro- 
päische Gerichtshof zu einer zusammenhängenden 
Theorie wettbewerbsrechtlicher Pflichten gefunden. 
Im Hinblick auf die bisher ergangenen Entscheidun- 
gen spricht der Gerichtshof selbst jedoch bereits von 


i'^) Grundlegend die Urteile des US Supreme Court Parker v. 
Brown, 317 US 341 (1943) und CaJifomia Retaü Liquor 
Dealers Association v. Midcal, 445 US 97 (1980). 
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ständiger Rechtsprechung, so daß in einem Kembe- 
reich gesicherte Ergebnisse vorliegen, die auch den 
Mitgliedstaaten klare wettbewerbsrechtiiche Orien- 
tierungen bieten. Dieser Kembereich läßt sich folgen- 
dermaßen zusammenfassen: 

— staatiiche Maßnahmen dürfen nicht auf private 
wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen auf- 
gebaut werden oder sich derartiger Vereinbarun- 
gen zu ihrer Durchsetzung bedienen; 

— die Verantwortung für staatiiche Interventionsent- 
scheidungen darf nicht auf private Marktteilneh- 
mer übertragen werden. 

1113. Inwieweit der Gerichtshof seine Rechtspre- 
chung zu den wettbewerbsrechtlichen Verpflichtun- 
gen der Mitgliedstaaten über diesen Kembereich hin- 
aus ausdehnen wird, muß selbstverständhch offen 
bleiben. Eine Reihe von Gesichtspunkten spricht je- 
doch dafür, daß der Gerichtshof den einmal beschrit- 
tenen Weg zu Ende geht und sich dazu entschließt, 
staatiiche Maßnahmen generell am Maßstab der Ver- 
einbarkeit mit einer wettbewerblichen Ordnung zu 
messen. Zwei Gesichtspunkte verdienen dabei beson- 
dere Beachtung. Zum einen formuliert Artikel 3 ht. f 
EWGV den Anspmch eines Systems zum Schutz des 
Wettbewerbs vor Verfälschungen. Dieser Anspmch 
ist auch bei Kombination der bisherigen Rechtspre- 
chung mit vereinzelten Bestimmungen des Vertrages 
noch nicht eingelöst. Zum anderen hat der Europäi- 
sche Gerichtshof mehrfach deutiich gemacht, daß er 
den Gmndsatz unverfälschten Wettbewerbs zu den 
Prinzipien rechnet, die in gewissem Umfang die „ Ver- 
fassungsbestimmungen" des EWG- Vertrages bil- 
den, i®) 

Der quasi- verfassungsrechtiiche Rang gemeinschafts- 
rechtlicher Verpflichtungen für die Handlungen der 
Mitgliedstaaten rechtfertigt es, auch im Rahmen die- 
ser Stellungnahme neben der Darstellung der bisheri- 
gen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
auch mögliche künftige Entwicklungshnien aufzuzei- 
gen. Dies kann zumindest dazu beitragen, daß in die 
Diskussion über Regulierungskonzepte frühzeitig 
wettbewerbsrechtiiche Kriterien eingeführt werden, 
die möglicherweise schon bald den Spielraum natio- 
naler Reguliemng beschränken. 

Am ehesten lassen sich Anhaltspunkte für die künf- 
tige Entwicklung derzeit im Bereich der Anwendung 
des Artikel 90 EWGV finden. Dort steht der EG-Kom- 
mission mit Artikel 90 Abs. 3 EWGV ein vertraglich 
geregeltes Verfahren zur Verfügung, um für das Ver- 
hältnis der Mitgliedstaaten zu öffentiichen Unterneh- 
men die Berücksichtigung der wettbewerbsrechtii- 
chen Erfordernisse sicherzustellen. Von dieser Mög- 
lichkeit hat die Kommission insbesondere im Tele- 
kommunikationsbereich Gebrauch gemacht. 

Die Entwicklung der Rechtsprechung des Gerichts- 
hofs verdient schheßlich auch im Hinblick auf die 


15) Erstmals in dem Urteil vom 30. April 1986, Rs. 209-213/84, 
Minist^re public/Asjes, Slg. 1986, S. 1457, 1471. 

16) EuGH, Urteil vom 7. Februar 1985, Rs. 240/83, Procureur 
de la Republique/Association de Defense des Brüleurs 
d'Huües Usagees, Slg. 1985, S. 531, 548. 


wettbewerbsrechtiiche Beurteilung der Maßnahmen 
der Gemeinschaft selbst Beachtung. So entspricht 
dem Gedanken des Systems unverfälschten Wettbe- 
werbs auch die Bindung der Kompetenzen der Ge- 
meinschaft an die Grundsätze unverfälschten Wettbe- 
werbs. 


1.7 Gang der Darstellung 

1114. Im Anschluß an dieses einleitende Kapitel soll 
unter Abschnitt 2 die Entwicklung der Rechtspre- 
chung des Europäischen Gerichtshofes zu den wett- 
bewerbsrechtlichen Verpflichtungen der Mitglied- 
staaten dargestellt werden. Im dritten Abschnitt un- 
terzieht die Monopolkommission die bisherigen Ur- 
teile einer eingehenderen Analyse, wobei auch auf 
die Konsequenzen eingegangen wird, die sich aus den 
in der Rechtsprechung gebildeten Fallgruppen für die 
Reguherungspraxis der Bundesrepubhk ergeben. Der 
vierte Abschnitt befaßt sich mit Artikel 90 EWGV als 
einem besonderen Anwendungsfall der wettbewerbs- 
rechthchen Verpflichtungen und stellt Ansätze dar, 
gestützt auf diese Bestimmung staatiiche Monopoli- 
sierung einer Kontrolle zu unterziehen. Im ab- 
schließenden fünften Abschnitt untersucht die 
Monopolkommission, inwieweit sich Schranken für 
staatiiche Maßnahmen aus dem Grundsatz freien 
Wettbewerbs als einem der fundamentalen Prinzipien 
des Vertrages ableiten lassen. Im Mittelpunkt steht 
dabei die Frage nach der Übertragbarkeit der im Be- 
reich des freien Warenverkehrs entwickelten Verhält- 
nismäßigkeitsprüfimg für Maßnahmen, die den freien 
Wettbewerb auf dem Gemeinsamen Markt beein- 
trächtigen. 


2. Die Entwicklung der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes zu den 
wettbewerbsrechtlichen Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten 

1115. Die zentrale Bedeutung der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofes bei der Konkretisie- 
rung der wettbewerbsrechtlichen Pflichten der Mit- 
gliedstaaten rechtfertigt eine ausführlichere Darstel- 
lung der bisher ergangenen Urteile. Da der Gerichts- 
hof in seinen Entscheidungen auf dogmatische Aussa- 
gen weitgehend verzichtet, erscheint es angebracht, 
sich den Urteilen eher unter dem Gesichtspunkt eines 
„case law" zu nähern. Die knappe Andeutung des 
entscheidungsrelevanten Sachverhalts läßt zudem 
deutiich werden, in welchen Bereichen die wettbe- 
werbsrechtiichen Pflichten der Staaten zu praktischen 
Konsequenzen führen können. Die Monopolkommis- 
sion weist darauf hin, daß die dargestellten Urteile 
sämtiich im Vorab entscheidungs verfahren ergangen 
sind, der Gerichtshof also von nationalen Gerichten 
angerufen wurde, um Fragen der Auslegung des Ge- 
meinschaftsrechts zu klären. Regelmäßig lag diesen 
Vorlagen ein Rechtsstreit zugrunde, in dem sich Un- 
ternehmen gegen nationale Normen mit der Begrün- 
dung zur Wehr setzten, diese seien wegen Verstoßes 
gegen die gemeinschaftsrechtiichen Pflichten des 
Staates unbeachtlich. 
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Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
zu den wettbewerbsrechtlichen Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten läßt sich in drei Phasen einteilen: 

— eine Entscheidung des Jahres 1977, in der zum 
ersten Mal Pflichten der Staaten aus Artikel 5 
Abs. 2, 3 lit. f, Artikel 85 und 86 EWGV abgeleitet 
wurden (Abschnitt 2.1), 

— eine „ Zwischenphase " , in der sich der Europäische 
Gerichtshof gegenüber den auf diese Pflichten ge- 
stützten Argumenten der Parteien eher zurückhal- 
tend zeigte (Abschnitt 2.2) und 

— die Phase ab 1985, in der die auf die praktische 
Wirksamkeit der Artikel 85, 86 EWGV gestützte 
Rechtsprechung an Konturen gewinnt und klare 
Fallgruppen ausgebildet werden (Abschnitt 2.3). 


2.1 Das Urteil „Inno/ATAB“ 

1116. Ausgangspunkt der Rechtsprechung des Eu- 
ropäischen Gerichtshofes zu den wettbewerbsrechtli- 
chen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten ist das 1977 
ergangene Urteil in der Rechtssache „Inno/ATAB " .i^) 
Auf Vorlage des Hof van Cassatie hatte sich der Ge- 
richtshof mit dem belgischen System der Steuererhe- 
bung bei Tabakwaren zu befassen. Verbrauchsteuer 
und Mehrwertsteuer wurden nach dem auf der Steu- 
erbanderole angegebenen Einzelhandelspreis be- 
rechnet. Dabei war es nach belgischem Recht verbo- 
ten, Tabakerzeugnisse an den Verbraucher zu einem 
höheren oder niedrigeren Preis als dem auf der Steu- 
^erbanderole angegebenen zu verkaufen. Die wettbe- 
werbspolitische Relevanz dieser Regelung wird bei 
einem Blick auf ihre Vorgeschichte noch deuthcher. 
Vor Inkrafttreten der gesetzlichen Regelung hatten 
sich die belgischen Importeure und Hersteller be- 
müht, die Beachtung des aufgedruckten Preises durch 
eine Reihe wettbewerbsbeschränkender Vereinba- 
rungen durchzusetzen. Diese Vereinbarungen waren 
Gegenstand eines Untersagungsverfahrens der Kom- 
mission, i®) Die umstrittene Bestimmung des Mehr- 
wertsteuergesetzes ging auf die Initiative eines Abge- 
ordneten zurück, der auch als Geschäftsführer einer 
der Vereinigungen tätig war, in deren Rahmen die 
ursprünglichen Vereinbarungen getroffen worden 
waren. Das vorlegende Gericht fragte im wesentli- 
chen, ob Artikel 3 lit. f, Artikel 5 Abs. 2 und Artikel 86 
EWGV dahin gehend auszulegen seien, daß es einem 
Mitghedstaat verboten ist, eine Rechtsvorschrift zu 
erlassen, durch die ein von Herstellern oder Importeu- 
ren festgesetzter Preis für verbindhch erklärt wird, 
wenn diese Vorschrift geeignet ist, den Mißbrauch 
einer marktbeherrschenden Stellung zu begünsti- 
gen. 

1117. Zur Beantwortung dieser Frage hat der Ge- 
richtshof unter anderem ausgeführt: 


17) EuGH, Urteü vom 16. November 1977, Rs. 13/77, GB-Inno- 
BM/ATAB, Slg. 1977, S. 2115. 

18) Entscheidung der Kommission vom 20. Juli 1978, ABI. 
Nr. L 224 vom 15. August 1978, S. 29 „FEDETAB", bestätigt 
durch das Urteil des EuGH vom 29. Oktober 1980, Rs. 209- 
215 und 218/78, „Heintz van Landewyk", Slg. 1980, 
S. 3125. 


„Artikel 5 Abs. 2 des Vertrages bestimmt, daß die Mit- 
ghedstaaten aUe Maßnahmen unterlassen, welche die 
Verwirkhchung der Ziele des Vertrages gefährden 
könnten. Obgleich sich Artikel 86 an die Unterneh- 
men richtet, begründet deshalb der Vertrag doch auch 
für die Mitghedstaaten die Verpflichtung, keine Maß- 
nahmen zu treffen oder beizubehalten, die die prakti- 
sche Wirksamkeit dieser Bestimmung ausschalten 
könnten. So sieht Artikel 90 vor, daß die Mitgliedstaa- 
ten in bezug auf öffentliche Unternehmen und auf 
Unternehmen, denen sie besondere oder ausschheßh- 
che Rechte gewähren, keine insbesondere den Arti- 
keln 85 bis 94 widersprechenden Maßnahmen treffen 
oder beibehalten. Desgleichen dürfen die Mitglied- 
staaten keine Maßnahmen treffen, die es privaten Un- 
ternehmen ermöghchen, sich den ihnen durch die Ar- 
tikel 85 bis 94 des Vertrages auf erlegten Bindungen 
zu entziehen. " 

Der Europäische Gerichtshof hat keinen Zweifel 
daran gelassen, daß er eine unmittelbare Anwendung 
der an Unternehmen gerichteten Wettbewerbsregeln 
der Artikel 85 und 86 EWGV zur Beurteilung staatii- 
cher Maßnahmen ablehnt. Grundlage seiner Ent- 
scheidung ist vielmehr die allgemeine Verpflichtung 
der Mitgliedstaaten, keine „Maßnahmen zu ergreifen 
oder aufrechtzuerhalten, welche die praktische Wirk- 
samkeit des Vertrages beeinträchtigen könnten, "i®) 
Dem Urteil ist zu entnehmen, daß der Europäische 
Gerichtshof eine Beeinträchtigung der praktischen 
Wirksamkeit des Artikel 86 EWGV dann annimmt, 
wenn eine nationale Vorschrift die mißbräuchliche 
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung be- 
günstigt und gleichzeitig geeignet ist, den Handel 
zwischen Mitghedstaaten zu beeinträchtigen. 

Das vorlegende Gericht hatte auch die Problematik 
der Verantworthchkeit der Unternehmen für einen 
Verstoß gegen Artikel 86 EWGV angesprochen, da 
hier die als mißbräuchhch angesehenen Verhaltens- 
weisen erst durch die Position ermöglicht wurden, die 
das Mehrwertsteuergesetz den betreffenden Herstel- 
lern oder Importeuren eingeräumt hatte. Auch zu die- 
sem Zusammenwirken von Reguherung und Markt- 
verhalten äußerte sich der Gerichtshof unmißver- 
ständüch. Für die Unternehmen bleibt es beim Verbot 
des Artikel 86 EWGV, auch wenn der normsetzende 
Staat durch eine Begünstigung des Mißbrauchs gegen 
seine gemeinschaftsrechthchen Pflichten verstößt. In 
den Worten des Gerichtshofes: 

„Auf alle Fälle verbietet Artikel 86 die mißbräuchhche 
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung 
durch ein oder mehrere Unternehmen, auch wenn ein 
solcher Mißbrauch durch eine innerstaathche Geset- 
zesbestimmung begünstigt wird. “ ^o) 

Die mögliche Tragweite des Urteils wurde allerdings 
durch die Feststellung verdunkelt, eine staatliche 
Vorschrift, die den Mißbrauch einer marktbeherr- 
schenden Stellung begünstige, der seinerseits den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträch- 
tigen in der Lage sei, werde „jedenfalls normaler- 


19) EuGH, Urteü vom 13. Februar 1969, Rs. 14/68, Walt Wü- 
helm/Bimdeskartellamt, Slg. 1969, S. 1, 14. 

20) EuGH, Urteü vom 16. November 1977, Rs. 13/77, GB-Inno- 
BM/ATAB, Slg. 1977, S. 2115, 2145f. 
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weise mit den Artikeln 30 und 34 unvereinbar sein, die 
mengenmäßige Einfuhr- und Ausfuhrbeschränkun- 
gen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung verbie- 
ten. "2i) Hier khngt die Tendenz an, die fraglichen 
Steuervorschriften statt an dem noch relativ unpräzi- 
sen Maßstab der Beeinträchtigung der praktischen 
Wirksamkeit der Wettbewerbsvorschriften vorrangig 
an ihrer Vereinbarkeit mit den Grundsätzen des freien 
Warenverkehrs zu messen. 


2.2 Rechtsprechung in der Zeit vor 1985 

1118. Gestützt auf das „Inno/ATAB" -Urteil haben 
eine Reihe von Unternehmen versucht, sich gegen- 
über dem Vorwurf des Verstoßes gegen nationale 
Vorschriften damit zu verteidigen, diese Vorschriften 
ihrerseits verstießen gegen Artikel 5 Abs. 2 in Verbin- 
dung mit Artikel 3 lit. f und Artikel 85, 86 EWGV. Dies 
gab in der Zeit von 1978 bis 1984 Anlaß zu vier Vor- 
lageverfahren, 22) die dem Europäischen Gerichtshof 
Gelegenheit geboten hätten, den Ansatz des „Inno/ 
ATAB" -Urteils zu präzisieren. Der Gerichtshof hat es 
in dieser Phase jedoch vorgezogen, die Problematik 
staathcher Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt ei- 
ner Beeinträchtigung des freien Warenverkehrs zu 
behandeln und ist auf die Wettbewerb srechthchen 
Verpflichtungen der Mitghedstaaten in Zusammen- 
hang mit Artikel 5 Abs. 2 EWGV nicht eingegan- 
gen. 

1119. Gegenstand des Urteils in der Rechtssache 
5/79 („Buys")23) war eine französische Preisstoppver- 
Ordnung, die sich unter anderem auch im Bereich 
landwirtschaftlicher Marktordnungen der EWG aus- 
wirkte. Der Gerichtshof weist zwar darauf hin, daß die 
Anwendung einer einzelstaatlichen Preisvorschrift 
auf Erzeugnisse, die den Gemeinschaftsvorschriften 
unterhegen, die Ziele und das Funktionieren der 
Marktordnungen gefährdet und deshalb gegen Arti- 
kel 5 EWGV verstößt. Trotz klarer Fassung der Vorla- 
gefrage geht der Europäische Gerichtshof dagegen 
auf die sich aus Artikel 5 in Verbindung mit Artikel 85 
EWGV ergebenden Pflichten nicht ein. Er stellt ledig- 
hch fest, daß eine staathche Preisstoppregelung nicht 
als Vereinbarung zwischen Unternehmen anzusehen 
sei und deshalb nicht in den Anwendungsbereich des 
Artikel 85 EWGV falle. Dies war nach dem Wortlaut 
des Artikel 85 EWGV ohnehin nicht zweifelhaft. 

1120. Im Ausgangsverfahren der Rechtssache 
„Roussel Laboratoria" 24) wandten sich verschiedene 
Arzneimittelimporteure gegen eine niederländische 
Verordnung, mit der die Preise für importierte Arznei- 


21) A.a.O., S. 2146. 

22) EuGH, Urteü vom 18. Oktober 1979, Rs. 5/79, „Buys", Slg. 
1979, S. 3203; Urteil vom 29. November 1983, Rs. 181/82, 
Roussel Laboratoria/Niederlande, Slg. 1983, S. 3849; Urteil 
vom 7. Februar 1984, Rs. 238/ 82, Duphar/Niederlande, Slg. 
1984, S. 523; Urteü vom 5. Aprü 1984, Rs. 177 u. 178/82, 
Niederländische Staatsanwaltschaft/van de Haar u. Kaveka 
de Meem BV („Kaveka“), Slg. 1984, S. 1797. 

23) EuGH, Urteü vom 18. Oktober 1979, Rs. 5/79, Strafverfahren 
gegen Buys u. a. sowie Denkavit France S.e.r.l. ( „Buys"), Slg. 
1979, S. 3203. 

23) EuGH, Urteü vom 29. November 1983, Rs. 181/82, Roussel 
Laboratoria/Niederlande, Slg. 1983, S. 3849. 


mittel auf den Preis ab Fabrik zuzüglich bestimmter 
Aufschläge begrenzt wurden. Der Europäische Ge- 
richtshof sah in den unterschiedlichen Auswirkungen 
der Preisregelung für inländische und eingeführte Er- 
zeugnisse einen Verstoß gegen Artikel 30 EWGV und 
ist deshalb auf die Frage der Wirkungen der Artikel 3 
ht. f und 5 in Verbindung mit Artikel 85 und 86 EWGV 
nicht eingegangen.25) In den Schlußanträgen der Ge- 
neralanwältin Rozes fand die Tendenz, staathche 
Maßnahmen statt an Wettbewerb srechthchen Krite- 
rien an ihren Auswirkungen auf den zwischenstaath- 
chen Handel zu messen, deuthchen Niederschlag. 
Während die Artikel 85 und 86 EWGV sich auf das 
Verhalten von Unternehmen bezögen, führt sie aus, 
fielen die von Mitghedstaaten getroffenen Maßnah- 
men (aUein) unter die Artikel 30 ff. EWGV.26) 

1121. Der Erlaß von sogenannten Negativlisten für 
die im Rahmen der (niederländischen) Krankenversi- 
cherung erstattungsfähigen Medikamente war Ge- 
genstand des Urteils in der Rechtssache Duphar/Nie- 
derlande.27) Das vorlegende Gericht hatte sich unter 
wettbewerbsrechtlichen Gesichtspunkten aUerdings 
nur auf die Artikel 3 ht. f und Artikel 85, 86 EWGV 
bezogen und Artikel 5 EWGV nicht erwähnt. 28) Der 
Gerichtshof konnte sich daher darauf beschränken, 
erneut klarzustellen, daß die Artikel 85 und 86 EWGV 
zu den Wettbewerbsregeln „für Unternehmen" ge- 
hörten und deshalb bei der Beurteilung der betreffen- 
den staathchen Maßnahme außer Betracht zu bleiben 
hätten.29) 

1122. In den Rechtssachen „van de Haar und Ka- 
veka de Meern BV"30) hatte sich der Europäische 
Gerichtshof mit einer Bestimmung des niederländi- 
schen Gesetzes über Verbrauchsteuern auf Tabaker- 
zeugnisse zu befassen, die fast wörthch der belgi- 
schen Vorschrift entsprach, die dem „Inno/ATAB"- 
Urteil zugrunde lag. Auch hier ging es um das Verbot, 
an Verbraucher zu Preisen zu verkaufen, die unter 
dem auf der Steuerbanderole angegebenen liegen. 
Der Europäische Gerichtshof ließ zwar die Formel des 
„Inno/ATAB" -Urteils kurz ankhngen, zog sich dann 
aber wie die Kommission in ihrer Stellungnahme auf 
die Feststellung des „Duphar" -Urteils zurück: 

„Zwar dürfen die Mitgliedstaaten keine Maßnahmen 
treffen, die es Privatunternehmen gestatten, sich den 
Anforderungen des Artikels 85 EWG-Vertrag zu ent- 
ziehen, doch gehören die Bestimmungen dieses Arti- 
kels zu den Wettbewerbsregeln ,für Unternehmen' 
und sollen somit für das Verhalten privater Unterneh- 
men auf dem Gemeinsamen Markt maßgeblich 
sein." 31) 

1123. Die Rechtsprechung in der Phase vor 1985, 
insbesondere das zuletzt zitierte Urteil zur niederlän- 
dischen Tabaksteuer, heß Zweifel aufkommen, ob der 


25) A.a.O., S. 3870f. 

26) Schlußanträge in der Rs. 181/82, Slg. 1983, S. 3872, 3875. 

27) EuGH, Urteü vom 7. Februar 1984, Rs. 238/82, Duphar/ 
Niederlande, Slg, 1984, S. 523. 

28) A.a.O., S. 537. 

29) A.a.O., S. 544. 

30) EuGH, Urteü vom 5. April 1984, Rs. 177 u. 178/82, Nieder- 
ländische Staatsanwaltschaft/van de Haar u. Kaveka de 
MeemBV („Kaveka“), Slg. 1984, S. 1797. 

31) A.a.O., S. 1815 f. 


391 




Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Gerichtshof gewillt war, den Ansatz des „Inno/ 
ATAB" -Urteils überhaupt beizubehalten. In allen vier 
einschlägigen Entscheidungen lag das Schwerge- 
wicht auf einem möglichen Verstoß gegen Artikel 30 
EWGV. Nachdem der Europäische Gerichtshof auch 
im „ Inno/ ATAB- Urteil" festgestellt hatte, daß im Falle 
einer staaüichen Begünstigung des Mißbrauchs einer 
marktbeherrschenden Stellung in der Regel ein Ver- 
stoß gegen Artikel 30, 34 EWGV vorliege, schien frag- 
lich, ob Artikel 5 Abs. 2 EWGV in Verbindung mit den 
Wettbewerbsregeln für Unternehmen überhaupt ei- 
genständige Bedeutung zukommt. Die Hervorhebung 
des Artikel 85 EWGV als Vorschrift „für Unterneh- 
men" machte zwar deuüich, daß der Gerichtshof an 
eine immittelbare Anwendung dieser Bestimmung 
auf staatliche Maßnahmen niemals gedacht hatte. Of- 
fen blieb freilich, welche Funktion den Artikeln 85 
und 86 EWGV bei der Ableitung wettbewerbsrechtü- 
cher Pflichten der Mitgliedstaaten aus Artikel 5 Abs. 2 
EWGV überhaupt zukommt. Das „Inno/ ATAB "-Ur- 
teil legte es nahe, von einem Verstoß des Staates ge- 
gen Artikel 5 Abs. 2 EWGV nur dann auszugehen, 
wenn eine staaüiche Maßnahme ein Verhalten von 
Unternehmen begünstigt, das seinerseits gegen Arti- 
kel 85 bzw. 86 EWGV verstößt.32) 


2,3 Die Ausbildung von Fallgruppen 

1 124. Mit zwei Entscheidungen vom Januar 1985 hat 
der Gerichtshof die Phase der Zurückhaltung beendet 
und bewußt die Formulierung des „Inno/ ATAB "-Ur- 
teils aufgenommen. Er hat die aus Artikel 5 Abs. 2 
EWGV abzuleitende Pflicht der Mitgliedstaaten un- 
terstrichen, keine Maßnahmen, auch nicht in Form 
von Rechtsvorschriften, zu ergreifen, die die prakti- 
sche Wirksamkeit der für die Unternehmen geltenden 
Wettbewerbsregeln ausschalten könnten. Der Ver- 
gleich beider Urteile bot zugleich die Möglichkeit, die 
Reichweite der wettbewerbsrechtlichen Verpflichtun- 
gen näher zu präzisieren. 

1126. Gegenstand der Entscheidung vom 10. Ja- 
nuar 1985 „Ledere/ Au ble vert" ^3) war das französi- 
che Gesetz zur Preisbindung bei Büchern. Es ver- 
pflichtete Verleger und Importeure von Büchern zur 
Festsetzung eines Endverkaufspreises für die von ih- 
nen verlegten oder eingeführten Bücher, von dem 
Einzelhändler maximal 5% nach unten ab weichen 
durften. Das vorlegende Gericht wollte wissen, ob 
Artikel 3 ht. f und Artikel 5 EWGV dahingehend aus- 
zulegen sind, daß sie eine derartige Regelung verbie- 
ten. Der Europäische Gerichtshof wiederholt in seiner 
Antwort zunächst die Aussage des „Inno/ATAB" -Ur- 
teils, wonach die Staaten keine Maßnahmen ergreifen 
dürfen, die die praktische Wirksamkeit der für die 
Unternehmen geltenden Wettbewerbsregeln aus- 
schalten könnten. Er stellt dann aber fest: 

„Eine gesetzliche Regelung wie diejenige, um die es 
im vorliegenden Fall geht, ist jedoch nicht darauf ge- 


32) Dieses Verhältnis von staaüichen Maßnahmen und Wettbe- 
werbsverstoß der Unternehmen wird auch als „akzesso- 
risch" bezeichnet. 

33) EuGH, Urteü vom 10. Januar 1985, Rs. 229/83, Leclerc/Au 
ble vert {Ledere Bücher), Slg. 1985, S. 1. 


richtet, den Abschluß von Vereinbarungen zwischen 
Verlegern und Einzelhändlern oder andere der in Ar- 
tikel 85 Absatz 1 genannten Verhaltensweisen vorzu- 
schreiben, sondern verpflichtet die Verleger oder Im- 
porteure, einseitig die Endverkaufspreise festzuset- 
zen." 34) 

Dieser Formulierung ist zu entnehmen, daß der Euro- 
päische Gerichtshof die praktische Wirksamkeit der 
Wettbewerbsregeln außer im Fall der Begünstigung 
des Mißbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung 
(so das „Inno/ATAB "-Urteil) auch dann für beein- 
trächtigt hält, wenn Unternehmen Verhaltensweisen 
vorgeschrieben werden, die gegen Artikel 85 Abs. 1 
EWGV verstoßen. Keine dieser beiden Konstellatio- 
nen war jedoch im Fall der französischen Buchpreis- 
regelung gegeben. Der Gerichtshof fährt daher fort: 

„Unter diesen Umständen stellt sich die Frage, ob sol- 
che nationalen Rechtsvorschriften, die nach Artikel 85 
Absatz 1 verbotene Verhaltensweisen von Unterneh- 
men dadurch überflüssig machen, daß sie den Verle- 
gern oder Importeuren von Büchern die Verantwor- 
tung dafür übertragen, die für die Einzelhandelsstufe 
verbindlichen Preise frei festzusetzen, die praktische 
Wirksamkeit des Artikels 85 beeinträchtigen und da- 
her Artikel 5 Absatz 2 EWG- Vertrag zuwiderlau- 
fen. " 35) 

Diese „Frage" hat der Gerichtshof in seinem Urteil 
nicht beantwortet. Sie bot daher Anlaß zu den unter- 
schiedlichsten Interpretationen. Aus der zitierten Pas- 
sage wurde in erster Linie die Formulierung „über- 
flüssig machen von nach Artikel 85 Abs. 1 verbotenen 
Verhaltensweisen" herausgegriffen. Insbesondere 
wurde diskutiert, ob nach Auffassung des Europäi- 
schen Gerichtshofes ein Verstoß gegen Artikel 5 
Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 85 EWGV stets ge- 
geben ist, wenn eine staatüche Regelung für die be- 
troffenen Unternehmen den Abschluß wettbewerbs- 
beschränkender Vereinbarungen überflüssig macht. 
Dies würde konsequenterweise dazu führen, die Zu- 
lässigkeit staaüicher Maßnahmen daran zu prüfen, ob 
ihre Wirkungen den Wirkungen der in Artikel 85 
Abs. 1 EWGV verbotenen Vereinbarungen entspre- 
chen.36) Weniger beachtet wurde, daß der Europäi- 
sche Gerichtshof sich nicht abstrakt auf ein Überflüs- 
sigmachen wettbewerbsbeschränkender Vereinba- 
rungen bezog, sondern darauf abstellte, daß eine der- 
artige Vereinbarung dadurch überflüssig gemacht 
wird, daß Verlegern und Importeuren die Verantwor- 
tung zur Preisfestsetzung übertragen wird. 

Aufschlußreich erscheint der Monopolkommission, 
daß der Gerichtshof diese „Frage" überhaupt gestellt 
hat. Wäre der Europäische Gerichtshof der Auffas- 
sung, daß ein Verstoß des Staates gegen Artikel 5 
Abs. 2, Artikel 3 ht. f, Artikel 85, 86 EWGV nur in 
Betracht kommt, wenn die staaüiche Maßnahme in 
Zusammenhang mit einem Verstoß von Unternehmen 
gegen die Artikel 85, 86 EWGV steht (These von der 


34) A.a.O., S. 32. 

35) A.a.O., S. 32 (Hervorhebung durch die Monopolkommis- 
sion). 

36) So etwa Generaianwalt Lenz in seinen Schlußanträgen in 
der Rechtssache 311/85 („Vlaamse Reisbureaus"), Slg. 1987, 
S. 3810, 3814 ff. 
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Akzessorietät des staatlichen Verstoßes), 3’) so hätte er 
die Prüfung mit der Feststellung abbrechen müssen, 
durch das französische Gesetz werde der Abschluß 
wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen nicht 
vorgeschrieben. Andere wettbewerbsbeschränkende 
Verhaltensweisen von Unternehmen waren nicht er- 
kennbar, In der Fortsetzung der Prüfung eines Versto- 
ßes gegen Artikel 5 Abs. 2 EWGV unter dem Gesichts- 
punkt des „Überflüssigmachens“ lag daher implizit 
die Ablehnung der Akzessorietätsthese. 

Der Gerichtshof konnte die zitierte „Frage" deshalb 
offen lassen, weil seiner Meinung nach bisher in be- 
zug auf rein nationale Systeme der Preisbindung im 
Buchsektor „keine Wettbewerbspolitik der Gemein- 
schaft besteht, welche die Mitgliedstaaten aufgrund 
ihrer Verpflichtung, Maßnahmen zu unterlassen, die 
die Verwirklichung der Vertragsziele gefährden 
könnten, zu respektieren hätten, Dieses Argu- 
ment wird freilich nur verständlich, wenn man be- 
rücksichtigt, daß die Kommission zwar ihre Absicht 
bekundet hatte, die Gesamtheit der Systeme und 
Praktiken auf dem Büchermarkt zu untersuchen, aber 
weder diese Untersuchung abgeschlossen noch im 
Bereich der Rechtssetzung oder der Anwendung des 
Wettbewerbsrechts bisher die Initiative ergriffen 
hatte. Nach der Ankündigung umfassender Untersu- 
chungen konnte diese Untätigkeit bei den Mitglied- 
staaten den Eindruck erwecken, als stimmten die na- 
tionalen Systeme der Buchpreisbindung mit der Poli- 
tik der Gemeinschaft überein. Im wesentlichen wird 
man nach Auffassung der Monopolkommission also 
Überlegungen der Rechtssicherheit heranziehen müs- 
sen, um diese Wendung des Urteils zu erklären. 

1126 . Auch im Ausgangsverfahren des zweiten Ur- 
teils vom Januar 1985, „Cullet/Leclerc",39) hatte sich 
ein Supermarkt der Leclerc-Kette darauf berufen, eine 
nationale Preisvorschrift sei wegen Verstoßes gegen 
Artikel 3 lit. f, Artikel 5, Artikel 85 und 86 EWGV 
unbeachtlich. Die Entscheidung bezog sich auf die 
damals in Frankreich bestehende Regelung für Treib- 
stoff preise, die für den Verkauf an den Verbraucher 
Höchst- und Mindestpreise vorsah. Der Mindestpreis 
wurde monatlich für jedes Departement staatlich fest- 
gesetzt. In seiner Antwort zitiert der Gerichtshof zu- 
nächst sein Urteil in der Rechtssache „Ledere/ Au ble 
vert" mit der aus dem „Inno/ATAB"-Urteü übernom- 
menen Passage. Er stellt dann, ebenso wie im Urteil 
zur Buchpreisbindung, fest, daß die Preisvorschrift 
nicht darauf gerichtet sei, Lieferanten und Einzel- 
händlern den Abschluß wettbewerbsbeschränkender 
Vereinbarungen vorzuschreiben.^®) Der Europäische 
Gerichtshof fährt fort; 

„Sie [scü. die Regelung] überträgt vielmehr die Auf- 
gabe der Preisfestsetzung den öffentlichen Stellen, die 
zu diesem Zweck eine Reihe von Faktoren heranzie- 
hen. Der Umstand allein, daß zu diesen bei der Fest- 


37) strikt im Sinne einer Akzessorietät hatte sich die Kommis- 
sion in ihrer Stellungnahme zu dem Verfahren ausgespro- 
chen, EuGH, Urteil vom 10. Januar 1985, Rs. 229/83, Ledere/ 
Au ble vert (Ledere Bücher), Slg. 1985, S. 1, 22. 

38) A.a.O., S. 33. 

39) EuGH, Urteü vom 29. Januar 1985, Rs. 231/81, CuUet/ 
Ledere (Ledere -Treibstoffe), Slg. 1985, S. 315. 

40) A.a.O., S. 320. 


Setzung des Einzelhandelspreises berücksichtigten 
Faktoren die von den Lieferanten festgesetzten Über- 
nahmepreise gehören; die nach oben durch den von 
den Behörden festgesetzten Höchstpreis begrenzt 
wird, nimmt einer derartigen Regelung noch nicht 
ihren staatlichen Charakter und ist nicht geeignet, die 
praktische Wirksamkeit der für die Unternehmen gel- 
tenden Wettbewerbsregeln auszuschalten." 

Die Betonung des staathehen Charakters der Preisre- 
gelung für Treibstoffe steht in engem Zusammenhang 
mit einer Unterscheidung, die die Generalanwälte in 
beiden „Lerclerc" -Sachen vorgeschlagen hatten.^^j 
Zu trennen sei zwischen „rein öffentlich-rechtlichen" 
und „halbstaatlichen" Regelungen. Im Fall der Ben- 
zinpreise liege eine rein öffentlich-rechtliche Rege- 
lung vor. Der Inhalt der Mindestpreisregelung und 
damit der Mindestpreis selbst ergebe sich ausschheß- 
lich aus der staatlichen Regelung. Dagegen sei das 
französische System der Buchpreisbindung ein halb- 
staatliches System der Preisbindung, bei dem die vor- 
geschriebenen Preise nicht unmittelbar hoheitlich 
festgesetzt sind. Vielmehr würden die Preise durch 
eine Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern festgesetzt 
und Kraft Gesetzes einer anderen Gruppe vorge- 
schrieben. Die im „Inno/ATAB" -Urteü entwickelten 
Grundsätze seien allein auf die Gruppe der „halb- 
staatlichen" Regelungen anwendbar, rein öffentlich- 
rechtliche Regelungen seien dagegen ausschließlich 
an den Artikeln 30 und 36 EWGV zu messen.43) 

Inwieweit der Gerichtshof sich der Theorie seiner bei- 
den Generalanwälte angeschlossen hat, muß offen 
bleiben. Fest steht nach den beiden „Ledere "-Urtei- 
len jedoch, daß der Europäische Gerichtshof geneigt 
ist, eine rein staatliche Preisregelung, bei der sich die 
maßgeblichen Preise unmittelbar aus der Anwendung 
staatlicher Vorschriften ergeben, unter wettbewerbs- 
rechtlichen Gesichtspunkten hinzunehmen. In der 
staatlichen Durchsetzung privat festgesetzter Preise 
dagegen, so läßt sich zumindest die Entscheidung zur 
Preisbindung bei Büchern verstehen, sieht der Ge- 
richtshof einen Verstoß gegen Artikel 5 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit Artikel 3 lit. f, Artikel 85 und 86 
EWGV. 

1127 . Eine gewisse Konsolidierung der Rechtspre- 
chung zeigt sich in dem Urteil in der Rechtssache „ As- 
jes"44) zur Genehmigung von Luftverkehrstarifen. 
Neben mittlerweüe überholten Fragen in Zusammen- 
hang mit der Anwendung der Wettbewerbsregeln auf 
den Luftverkehrssektor hatte sich der Gerichtshof mit 
der Frage zu befassen, ob die Genehmigung von Flug- 
tarifen, die auf Kartellabsprachen der beteiligten Luft- 
verkehrsgeseUschaften beruhen, gegen die Verpflich- 
tung der Mitghedstaaten aus Artikel 5 Abs. 2 in Ver- 
bindimg mit Artikel 3 lit. f, Artikel 85, 86 EWGV ver- 


41) A.a.O., S. 320 (Hervorhebung durch die Monopolkommis- 
sion). 

42) Generalanwalt Darmon, Schlußanträge in der Rs. 229/83, 
Ledere/ Au ble vert, Slg. 1985, S. 2, 5 und Generalanwalt 
VerLoren van Themaat, Schlußanträge in der Rs. 231/ 83, 
CuUet/Leclerc, Slg. 1985, S. 306, 309 f. 

43) Generalanwalt VerLoren van Themaat, Schlußanträge in 
derRs. 231/83, CuUet/Leclerc, Slg. 1985, S. 306, 310. 

44) EuGH, Urteü vom 30. April 1986, Rs. 209-213/84, Ministere 
pubUc/Asjes, Slg. 1986, S. 1457 (bekannt auch unter dem 
Namen „ NouveUes Frontieres " ) . 
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stößt. Der Europäische Gerichtshof bezeichnet es be- 
reits als ständige Rechtsprechung, daß die Artikel 85 
und 86 EWGV zwar das Verhalten von Unternehmen 
imd nicht Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten be- 
träfen, der EWG -Vertrag aber auch für die Staaten die 
Verpflichtung begründe, keine Maßnahmen zu tref- 
fen oder beizubehalten, die die praktische Wirksam- 
keit dieser Bestimmungen ausschalten könnten.^^j 
Das Urteil fährt fort: 

„Ein solcher Fall ist insbesondere gegeben, wenn ein 
Mitgliedstaat Artikel 85 zuwiderlaufende Kartellab- 
sprachen vorschreibt oder erleichtert oder deren Aus- 
wirkungen verstärkt. " 

Der Gerichtshof bildet hier erstmals drei Fallgruppen, 
die allerdings, ausweislich der Einleitung mit „insbe- 
sondere", nicht abschließend verstanden werden. Der 
erste Fall, das Vorschreiben einer wettbewerbsbe- 
schränkenden Vereinbarung, war bereits aus den bei- 
den „Ledere "-Urteilen bekannt. Die „Erleichterung" 
von Kartellabsprachen steht in Zusammenhang mit 
der im „Inno/ATAB" -Urteil genannten Begünstigung 
des Mißbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung: 
erfaßt werden nunmehr gleichermaßen die Erleichte- 
lung eines Verstoßes gegen Artikel 85 EWGV und 
gegen Artikel 86 EWGV. Neu ist die Fallgruppe der 
Verstärkung der Auswirkungen von Artikel 85 EWGV 
zuwiderlaufender Absprachen. Eine derartige Ver- 
stärkung sieht der Gerichtshof in der staatlichen Ge- 
nehmigung von Tarifen, die dem Verbot des Artikel 
85 Abs. 1 EWGV unterfaUen.^?) 

1128 . Die Fallgruppe der Verstärkung der Auswir- 
kungen eines Kartells hat eine weitere Präzisierung in 
der Rechtssache „Vlaamse Reisbureaus " erfahren. 
Den belgischen Reisebüros war durch eine 1966 erlas- 
sene Verordnung unter anderem verboten worden, 
Provisionen an ihre Kunden weiterzureichen. Ein Ver- 
stoß gegen dieses Verbot konnte nicht nur zum Wider- 
ruf der Genehmigung für den Betrieb des Reisebüros 
führen, sondern galt Kraft Gesetzes auch als unlaute- 
res Verhalten im Wettbewerb, das zivilrechtiiehe Un- 
terlassungsansprüche auslöst. Die Weitergabe von 
Provisionen war bereits in einem „Pflichtenkatalog" 
des Berufsverbandes Belgischer Reisebüros aus dem 
Jahr 1963 als gegen die Handelsbräuche verstoßender 
unlauterer Wettbewerb bezeichnet worden. Bei der 
Prüfung der Vereinbarkeit des staatiiehen Verbotes 
mit Artikel 5 in Verbindung mit Artikel 3 lit. f und 
Artikel 85 EWGV wiederholt der Europäische Ge- 
richtshof seine ständige Rechtsprechung zur prakti- 
schen Wirksamkeit der Wettbewerbsregeln sowie die 
im „Asjes" -Urteil genannten Fallgruppen. Er unter- 
sucht sodann das Vorliegen von Absprachen, die ge- 
gen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstoßen und prüft wei- 


45) A.a.O., S. 1471 (unter Verweis auf das Urteil vom 16. No- 
vember 1977, Rs. 11/77, GB-Inno-BM/ATAB, Slg. 1977, 
S. 2115). 

46) A.a.O., S. 1471. 

47) A.a.O., S. 1472. 

48) EuGH, Urteüvom 1. Oktober 1987, Rs. 311/85, VZW Vereni- 
ging van Vlaamse Reisbureaus/VZW Sociale Dienst van de 
Plaatselijke en Gewestelijke Overheidsdiensten („Vlaamse 
Reisbureaus"), Slg. 1987, S. 3801. 


ter, ob die staatlichen Bestimmungen „geeignet sind, 
die spezifischen Auswirkungen der Vereinbarungen 
zwischen Reisevermittlern und Reiseveranstaltern zu 
verstärken. " ^9) Eine Verstärkimg sah der Europäische 
Gerichtshof in zweierlei Hinsicht, zum einen in der 
Perpetuierung einer privaten Vereinbarung, die auf- 
grund ihrer Umsetzung in eine Rechtsvorschrift auch 
nicht mehr durch den Willen der ursprünglichen Par- 
teien außer Kraft gesetzt werden kann, zum anderen 
in der Eröffnung staatlicher Sanktionen für Verstöße 
gegen die Vereinbarung in Form wettbewerbsrechtli- 
cher Unterlassungsansprüche imd der Möglichkeit 
des Widerrufs der staatlichen Genehmigung für die 
Tätigkeit als Reise Vermittler. 

1129 . Erneut um die Frage der Verstärkung der Wir- 
kung wettbewerbsbeschränkender Absprachen ging 
es im Urteil „BNIC/Aubert''.^^) Bureau Interpro- 
fessionei du Cognac (BNIC) ist eine spartenübergrei- 
fende Landwirtschaftsorganisation. Ihm gehören in 
getrennten Gruppen die auf dem Gebiet von Cognac- 
weinen tätigen Winzer und Händler an. Die Mitglie- 
der des BNIC werden vom Minister aus Vorschlagsli- 
sten der Berufsorganisationen ernannt. Das französi- 
sche Gesetz über Landwirtschaftsorganisationen sieht 
vor, daß in deren Rahmen spartenübergreifende Ver- 
einbarungen geschlossen und daß diese Vereinbarun- 
gen wiederum auf Antrag für allgemeinverbindlich 
erklärt werden können. Der Europäische Gerichtshof 
hatte sich mit den Vereinbarungen im Rahmen des 
BNIC bereits in der Rechtssache „BNIC/Clair" ^i) zu 
befassen. Damals stand die Frage im Vordergrund, ob 
Artikel 85 EWGV auf diese Vereinbarungen anwend- 
bar ist. Der Gerichtshof erklärte es für unerheblich, 
daß die Mitglieder vom Minister ernannt wurden und 
daß es sich beim BNIC nach französischen Recht um 
eine öffentiich-rechtliche Stelle handelt. Der rechtli- 
che Rahmen, innerhalb dessen Vereinbarungen zwi- 
schen Unternehmen oder Beschlüsse von Unterneh- 
mensvereinigungen erfolgten, sei für Artikel 85 
EWGV irrelevant.52) Auch eine spätere AUgemeinver- 
bindhchkeitserklärung ändere nichts an der Anwend- 
barkeit dieser Bestimmung: das Handeln einer Be- 
hörde, so der Europäische Gerichtshof, könne „diese 
Vereinbarung nicht der Anwendung des Artikel 85 
Abs. 1 entziehen." 53) Nachdem also die Anwendbar- 
keit von Artikel 85 Abs. 1 EWGV auf die BNIC-Ver- 
einbarungen bereits feststand, war im Urteil „BNIC/ 
Aubert" zu klären, ob die staatliche Allgemeinver- 
bindlichkeitserklärung ihrerseits gegen Artikel 5 
Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 3 lit. f , Artikel 85 und 
86 EWGV verstieß. Der Europäische Gerichtshof erin- 
nert an seine Rechtsprechxmg zur Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten, keine Maßnahmen zu treffen, die die 
praktische Wirksamkeit der Wettbewerbsregeln be- 
einträchtigen könnten. Dies sei „insbesondere dann 
der Fall, wenn ein Mitgliedstaat die Wirkungen von 
gegen Artikel 85 EWGV verstoßenden Vereinbarun- 
gen durch eine Allgemeinverbindlicherklärung ver- 


49) A.a.O., S. 3829. 

50) EuGH, Urteü vom 3. Dezember 1987, Rs. 136/86, BNIC/ 
Aubert, Slg. 1987, S. 4789. 

51) EuGH, Urteü vom 30. Januar 1985, Rs. 123/83, BNIC/Clair, 
Slg. 1985, S. 402. 

52) A.a.O., S. 402, 423. 

53) A.a.O., S. 402, 424. 
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stärkt. "5^) Im Tenor des „BNIC/Aubert“ -Urteils hat 
der Gerichtshof nochmals deutlich gemacht, daß so- 
wohl die staatliche Allgemeinverbindlichkeitserklä- 
rung als auch die vorangegangene Vereinbarung mit 
dem EWG -Vertrag unvereinbar sind. 

1130 . Während der Europäische Gerichtshof im Ur- 
teil „Vlaamse Reisbureaus" die Parallelität zwischen 
privatem Kartell und staatlicher Regelung als offen- 
kundig zu betrachten schien, sah er sich in der Ent- 
scheidung „van Eycke/ASPA" 55) veranlaßt, das Ver- 
hältnis dieser beiden Elemente für die Fallgruppe der 
Verstärkung der Kartellwirkungen näher zu bestim- 
men. Gegenstand dieses Urteils war eine belgische 
Verordnung über die Höhe der Zinsen auf Spareinla- 
gen. Die belgische Regierung hatte sich aus wirt- 
schaftspolitischen Gründen um eine Senkung der 
Sparzinsen bemüht und deshalb im September 1985 
den belgischen Banken empfohlen, Maßnahmen zur 
Herabsetzung der Vergütung von Sparguthaben zu 
treffen. Dies hatte den Abschluß eines Selbstbe- 
schränkungsabkommens zwischen den betroffenen 
Banken zur Folge, in dem der Höchstzins für Sparein- 
lagen auf 7 % beschränkt wurde. Da dieses Abkom- 
men nicht vollständig beachtet wurde, entschieden 
sich die Behörden „zur Vermeidung ungesunden 
Wettbewerbs" 56 )^ Höchstsätze für Zinsen und Spar- 
prämien per Rechtsverordnung vorzuschreiben. 

In seinem Urteil bezieht sich der Europäische Ge- 
richtshof zunächst wie im „Reisebüro "-Fall auf seine 
ständige Rechtsprechung, erweitert die Fälle der Be- 
einträchtigung der praktischen Wirksamkeit der 
Wettbewerbsregeln aber um eine weitere Gruppe: die 
Fälle, in denen ein Mitgliedstaat „den eigenen 
Rechtsvorschriften ihren staatlichen Charakter 
nimmt, indem er privaten Wirtschaftsteilnehmern die 
Verantwortimg dafür überträgt, Interventionsent- 
scheidungen im wirtschaftlichen Bereich zu tref- 
fen. "57) Die Fallgruppen staatlich vorgeschriebener 
oder erleichterter Kartelle schließt der Gerichtshof 
aus, denn die Verordnung zur Zinshöhe habe den 
Abschluß neuer wettbewerbsbeschränkender Verein- 
barungen weder erleichtert noch vorgeschrieben. Um 
die wirkliche Bedeutung der Verordnung zu überprü- 
fen müsse deshalb gefragt werden, ob eine Verstär- 
kung von Kartellwirkungen oder aber eine unzuläs- 
sige Delegation von Interventionsentscheidungen 
vorliege. 

Der Gerichtshof präzisiert sodann die Voraussetzun- 
gen der Fallgruppe „Verstärkung der Kartellwirkun- 
gen". Die staatliche Regelung müsse sich hier „darauf 
beschränken, die Elemente der zwischen den Wirt- 
schaftsteilnehmern geschlossenen Vereinbarungen 
ganz oder teilweise zu übernehmen" und so die Befol- 
gung der Kartellabrede gewährleisten.58) Aus den Ak- 
ten, so der Gerichtshof, ergebe sich freilich nicht, daß 


54) EuGH, Urteü vom 3. Dezember 1987, Rs. 136/86, BNIC/ 
Aubert, Slg. 1987, S. 4789, 4815. 

55) EuGH, Urteil vom 21. September 1988, Rs. 267/86, van 
Eycke/ASPA [noch nicht in Slg.]. 

56) So die vom EuGH nicht zitierte Begründungserwägung des 
Arrete royal vom 4. März 1986, Receuil des Lois, Decrets et 
Arretes 1986, 1347. 

57) A.a.O., Rdnr. 16. 

58) A.a.O., Rdnr. 18. 


die Verordnung sich darauf beschränkt habe, sowohl 
die Methode der Beschränkung der Zinseinkünfte als 
auch den Höchstzins'satz aus den vorbestehenden 
Kartellvereinbarungen zu bestätigen. Die Kriterien 
des „van Eycke/ASPA "-Urteils führen zu einer deut- 
lichen Einschränkung des möglichen Anwendungs- 
bereichs dieser Fallgruppe. Nur dann ist von einer 
Verstärkung der Wirkungen einer wettbewerbsbe- 
schränkenden Vereinbarung auszugehen, wenn tat- 
sächlich Elemente der Vereinbarung selbst in staatli- 
che Regelungen übernommen oder mit staatlichen 
Sanktionen versehen werden. Zumindest mit dieser 
Fallgruppe sind daher staatliche Regelungen nicht zu 
erfassen, die lediglich in ihren Wirkungen — etwa 
dem Ausschluß von Preiswettbewerb — einem priva- 
ten Kartell entsprechen. 

Auch das Vorliegen einer unzulässigen Delegation 
staatlicher Interventionsentscheidungen im Sinne der 
vierten Fallgruppe lehnt der Europäische Gerichtshof 
ab. Aus der Verordnung ergebe sich, daß sich die 
Behörden die Befugnis Vorbehalten hätten, selbst die 
Höchstsätze festzulegen und diese Verantwortung 
keinem privaten Wirtschaftsteilnehmer übertragen 
hätten. „Diese Regelung hat somit staatlichen Cha- 
rakter." Dem stehe nicht entgegen, daß die Verord- 
nung nach Absprache mit den Vertretern der Vereini- 
gung der Kreditinstitute erlassen worden sei.59) 
Betonung des staatlichen Charakters stellt den Bezug 
zum „Ledere/ Cullet" -Urteil her und verdeutlicht, daß 
der Europäische Gerichtshof in der unmittelbar staat- 
lichen Festsetzung von Preisen keine Maßnahme 
sieht, die geeignet wäre, die praktische Wirksamkeit 
der an Unternehmen gerichteten Wettbewerbsregeln 
zu beeinträchtigen. 

Die Fallgruppe der unzulässigen Delegation staatli- 
cher Interventionsentscheidungen ermöglicht es 
auch, die Formulierung vom Überflüssigmachen ver- 
botener Verhaltensweisen im Urteil „Leclerc/Au ble 
vert" zu integrieren. Dort hatte der Europäische Ge- 
richtshof die Frage gestellt, „ob solche nationalen 
Rechtsvorschriften, die nach Artikel 85 Abs. 1 verbo- 
tene Verhaltensweisen dadurch überflüssig machen, 
daß sie den Verlegern ... die Verantwortung dafür 
übertragen, die für den Einzelhandel verbindlichen 
Preise festzusetzen, die praktische Wirksamkeit des 
Artikel 85 beeinträchtigen. . .".®0) Mit dem Urteil in 
Sachen „van Eycke/ ASPA" hat der Gerichtshof diese 
Frage unter dem Gesichtspunkt der Übertragung der 
Verantwortung bejaht. Dagegen hat der Aspekt des 
Überflüssigmachens im Sinne einer Wirkungsgleich- 
heit mit privaten Kartellen keinen Eingang in die 
Rechtsprechung des Gerichtshofs gefunden. 

1131 . Die bisher letzte Entscheidung zu den wettbe- 
werbsrechtlichen Verpflichtungen der Mitgliedstaa- 
ten betraf erneut die Genehmigung von Flugtarifen, 
die zuvor von verschiedenen Luftverkehrsgesellschaf- 
ten ausgehandelt worden waren. In seiner Entschei- 
dung vom 11. April 1989 „Ahmed Saeed"®^) bezog 


59) A.a.O., Rdnr. 19. 

69) EuGH, Urteil vom 10. Januar 1985, Rs. 229/83, Leclerc/Au 
ble vert (Ledere Bücher), Slg. 1985, S. 1, 32. 

61) EuGH, Urteü vom 11. April 1989, Rs. 66/86, Ahmed Saeed/ 
Zentrale zur Bekämpfxmg xmlauteren Wettbewerbs [noch 
nicht in Slg.) {= WuW/E EWG/MUV 841). 
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sich der Europäische Gerichtshof auf die Formuhe- 
rung des Urteils „Vlaamse Reisbureaus", wonach ein 
Fall der Beseitigung der praktischen Wirksamkeit der 
Wettbewerbsregeln insbesondere gegeben sei, wenn 
ein Mitghedstaat Artikel 85 EWGV zuwiderlaufende 
Kartellabsprachen vorschreibt oder erleichtert oder 
deren Auswirkungen verstärkt.®^) oep Gerichtshof be- 
stätigt zunächst seine Entscheidung im Fall „Asjes", 
wonach die Genehmigung von gegen Artikel 85 
Abs. 1 EWGV verstoßenden Tarif Vereinbarungen 
nicht mit Artikel 5 EWGV vereinbar ist. Dem Urteil 
läßt sich jedoch auch entnehmen, worin der Europäi- 
sche Gerichtshof eine „Erleichterung von Kartellab- 
sprachen" sieht. Die staatlichen Behörden hätten „al- 
les zu unterlassen..., was als Ermutigung der Luft- 
fahrtuntemehmen zum Abschluß von gegen den 
[EWG-]Vertrag verstoßenden Tarifvereinbarungen 
angesehen werden könnte. Im Zusammenhang 
mit den neuen gemeinschaftsrechtiichen Normen zur 
Anwendung der Wettbewerbsregeln auf den Luftver- 
kehrssektor wird diese Verpflichtung weiter konkreti- 
siert. Wenn auch diese Vorschriften den Behörden der 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit einräumen, die 
„Luftfahrtunternehmen zur Durchführung gegenseiti- 
ger Konsultationen über die Tarife für bestimmte 
Rughnien . . . anzuregen, so verbietet ihnen der Ver- 
trag doch ausdrücklich jede wie auch immer geartete 
Förderung des Zustandekommens von Vereinbarun- 
gen oder aufeinander abgestimmten Verhaltenswei- 
sen auf dem Gebiet der Tarife, die Artikel 85 Abs. 1 
oder gegebenenfalls Artikel 86 widersprechen. " 


3. Analyse der Rechtsprechung 

3.1 Die Entscheidung „van Eycke/ASPA“ als 
leading case 

1132. Die bisherige Rechtsprechung zu den aus 
Artikel 5 Abs. 2 in Verbindimg mit Artikel 3 ht. f, 
Artikel 85 und 86 EWGV abgeleiteten Pflichten der 
Mitghedstaaten ist nach Ansicht der Monopolkom- 
nüssion im Urteil „van Eycke/ASPA" am besten zu- 
sammengefaßt. 

Der Gerichtshof trennt klar zwischen der unmittelba- 
ren Anwendung der Artikel 85 und 86 EWGV und 
dem auf Artikel 5 Abs. 2 EWGV gestützten Ansatz. 
Auf staatliche Maßnahmen in Form von Gesetzen und 
Verordnungen sind die Artikel 85 und 86 EWGV nicht 
anwendbar. Diese Maßnahmen mißt der Gerichtshof 
an Artikel 5 Abs. 2, Artikel 3 lit. f, Artikel 85 und 86 
EWGV, und zwar unabhängig davon, ob sich die Vor- 
lagefrage auf Artikel 5 Abs. 2 oder Artikel 85 EWGV 

bezieht.®^) 

Grundlage der wettbewerbsrechtlichen Verpflichtun- 
gen der Mitghedstaaten ist Artikel 5 Abs. 2 EWGV 


62) A.a.O., Rdnr. 48. 

63) A.a.O., Rdnr. 49. 

64) A.a.O., Rdnr. 52 (Hervorhebung durch die Monopolkommis- 
sion). 

66) In den Fällen van Eycke/ASPA \md BNIC/Aubert hatte der 
Gerichtshof trotz der Beschränkung der Vorlagefragen auf 
Artikel 85 EWGV seine „Inno/ATAB" -Rechtsprechung an- 
gewandt. 


und das darauf gestützte Verbot der Beeinträchtigung 
der praktischen Wirksamkeit des Gemeinschafts- 
rechts. Eine Beeinträchtigxmg der Wirksamkeit der 
Artikel 85 und 86 EWGV durch staatiiche Maßnah- 
men nimmt der Europäische Gerichtshof in vier Fällen 
an: 

— staaüiche Maßnahmen erleichtern oder fördern 
wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen von 
Unternehmen, die nach Artikel 85 oder 86 EWGV 
verboten sind; 

— staathche Maßnahmen schreiben Unternehmen 
derartige Verhaltensweisen vor; 

staatliche Maßnahmen verstärken die Auswirkun- 
gen von Vereinbarungen, die nach Artikel 85 
Abs. 1 EWGV verboten sind; 

— staatliche Maßnahmen übertragen privaten Wirt- 
schaftsteilnehmem die Verantwortung für Inter- 
ventionsentscheidungen im wirtschaftlichen Be- 
reich und verlieren dadurch ihren Charakter als 
staatliche Rechtsvorschrift. 


3.2 Das Verhältnis zwischen 

Wettbewerbsverstößen von Unternehmen und 
den wettbewerbsrechtlichen Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten 

1133. Die vier Fallgruppen weisen einen unter- 
schiedlichen Bezug zum Wettbewerbsverhalten von 
Unternehmen auf. In den ersten drei Fällen wird auf 
Verhaltensweisen Bezug genommen, die ihrerseits 
gegen die Wettbewerbsregeln des Vertrages versto- 
ßen. Bei den Fällen der vierten Gruppe ist ein derar- 
tiges Verhalten dagegen nicht zu erkennen. 

Bisher ist nicht geklärt, ob in den ersten drei Fallgrup- 
pen ein selbständiger Verstoß von Unternehmen ge- 
gen Artikel 85, 86 EWGV im formalen Sinne voraus- 
gesetzt wird. Ein derartiges Erfordernis könnte insbe- 
sondere im Falle staatlich vorgeschrieben Verhaltens 
Probleme auf werfen. Ist Unternehmen, die sich auf 
hoheitliche Anordnung zu einem (Zwangs-) Kartell zu- 
sammenfinden, noch der Vorwurf eines Verstoßes ge- 
gen Artikel 85 Abs. 1 EWGV zu machen — oder ist 
ihnen dieses Verhalten aufgrund des staatlichen 
Zwangs nicht zuzurechnen und Artikel 85 Abs. 1 
EWGV damit unanwendbar? Die bisherige Rechtspre- 
chung des Gerichtshofs hat diese Frage nicht beant- 
wortet. Geklärt ist allenfalls, daß es bei massiv regu- 
herten Märkten an einer spürbaren Beeinträchtigung 
des Wettbewerbs durch ein im Grundsatz wettbe- 
werbsbeschränkendes Untemehmensverhalten feh- 
len kann.®®) Dagegen geht die Entscheidungspraxis 
der EG-Kommission davon aus, daß auf ein durch 
staatiichen Zwang von Drittländern veranlaßt es Ver- 
halten Artikel 85 Abs. 1 EWGV nicht anwendbar 
ist.®^) 


66) EuGH, Urteil vom 16. Dezember 1975, verb. Rs. 40-48, 50, 
54-56, 111,113 u. 114/73, Zuiker tJnie u. a./ Kommission, 
Slg. 1975, S. 1663, 1949. 

67) Entscheidung der Kommission vom 29. November 1974, 
ABI. 1974 Nr. L 343, S. 19. 
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Möghcherweise ließe sich das „Inno/ATAB“ -Urteil 
für das Erfordernis eines formalen Verstoßes der Un- 
ternehmen heranziehen. Der Europäische Gerichtshof 
hatte dort verlangt, daß das — staatlich begünstigte — 
mißbräuchhche Verhalten auch geeignet ist, den Han- 
del zwischen den Mitghedstaaten zu beeinträchtigen, 
wie dies Artikel 86 EWGV voraussetzt.^®) Zu berück- 
sichtigen ist freilich, daß das Merkmal der „Eignung 
zur Handelsbeeinträchtigung" im Sinne einer Kompe- 
tenzregelung den Anwendungsbereich des europäi- 
schen Wettbewerbsrechts generell begrenzt. Eine Be- 
einträchtigung der praktischen Wirksamkeit der an 
Unternehmen gerichteten Wettbewerbsregeln kann 
mithin nur vorhegen, soweit diese Regeln überhaupt 
zur Anwendung berufen sind. Solange wettbewerbs- 
rechthche Verpflichtungen der Mitgliedstaaten auf 
das Verbot der Beeinträchtigung der praktische Wirk- 
samkeit gestützt bleiben, sind demnach nur staathche 
Maßnahmen relevant, mit denen auf Verhaltenswei- 
sen Bezug genommen wird, die grundsätzlich in den 
Anwendungsbereich der Artikel 85, 86 EWGV fal- 
len. 

Auch das „Asjes" -Urteil könnte nach Meinung der 
Monopolkommission für die These von der Akzesso- 
rietät staatlicher Verstöße sprechen. Nach einer For- 
mulierung am Schluß des Urteils widerspricht die Ge- 
nehmigung von Flugtarifen, die auf Absprachen beru- 
hen, dann den wettbewerbsrechthchen Verpflichtun- 
gen der Mitghedstaaten, wenn diese Absprachen 
„Gegenstand einer Entscheidung der zuständigen na- 
tionalen Behörden nach Artikel 88 oder der EG-Kom- 
mission nach Artikel 89 Abs. 2 [waren], mit der ihre 
Unvereinbarkeit mit Artikel 85 festgestellt wurde". 
Dieser Passus ist freihch nur vor dem Hintergrund der 
besonderen Rechtslage des Luftverkehrs zum Zeit- 
punkt des Urteils verständhch. Anders als für die übri- 
gen Transportarten war für den Luftverkehr keine der 
Verordnung Nr. 17 entsprechende Regelung ge- 
troffen worden. Nach der Rechtsprechung des Ge- 
richtshofs hatte dies zur Folge, daß das Verbot des 
Artikels 85 Abs. 1 EWGV „nur bei denjenigen Verein- 
barungen und Beschlüssen eintritt, bezüglich deren 
entweder die Behörden der Mitghedstaaten aufgrund 
von Artikel 88 entschieden haben, daß sie unter Arti- 
kel 85 Abs. 1 faUen und keiner Ausnahme vom Verbot 
im Sinne von Artikel 85 Abs. 3 fähig sind, oder die 
EG -Kommission die in Artikel 89 Abs. 2 vorgesehene 
Feststellung getroffen hat. " War eine Entscheidung 
nationaler Behörden Voraussetzung für die Anwend- 
barkeit des Artikels 85 Abs. 1 EWGV, so konnte das 
dort ausgesprochene Verbot bei Fehlen einer derarti- 
gen Entscheidung gegenüber den Unternehmen kei- 
nerlei praktische Wirksamkeit entfalten. Mithin wa- 
ren staathche Maßnahmen auch nicht in der Lage, 
diese praktische Wirksamkeit zu beeinträchtigen. 
Dem „Asj es- Urteil" ist daher zu entnehmen, daß auf 
Artikel 5 Abs. 2, Artikel 3 ht. f, Artikel 85 und 86 
EWGV gestützte Pflichten nur im Anwendungsbe- 
reich der Wettbewerbsvorschriften bestehen, nicht 


68) EuGH, Urteü vom 16. November 1977, Rs. 13/77, GB-Inno- 
BM/ATAB, Slg. 1977, S. 2115, 2146. 

6ö) Verordnung des Rates vom 6. Februar 1962, ABI. 1962, 
S. 204. 

70) EuGH, Urteü vom 30. Aprü 1986, Rs. 209-213/84, Ministere 
public/ Asjes, Slg. 1986, S. 1457, 1469 f. 


aber, daß ein Verstoß des Staates gegen diese Ver- 
pflichtung nur zusammen mit einem Verstoß von Un- 
ternehmen möglich w'äre. Allerdings kann die in die- 
sem Urteil einschlägige Fallgruppe der Verstärkung 
der Auswirkung wettbewerbsbeschränkender Ver- 
einbarungen nur vorhegen, wenn der staatlichen Re- 
gelung gegen Artikel 85 Abs, 1 verstoßende KarteUe 
vorausgingen. 

Dem generellen Erfordernis eines gleichzeitigen Ver- 
stoßes von Unternehmen gegen die Wettbewerbsre- 
geln im Sinne der Akzessorietätsthese steht die Aner- 
kennung der vierten Fallgruppe im „van Eycke/ 
ASPA" -Urteil entgegen. Die Delegation staathcher In- 
terventionsbefugnis auf private Wirtschaftsteilnehmer 
hat für sich genommen mit einem Verstoß gegen Arti- 
kel 85, 86 EWGV nichts zu tun. Zu diesen Bestimmun- 
gen weist die Fallgruppe nur einen lockeren Bezug 
auf, etwa im Sinne der im „Inno/ATAB-Urteil" ver- 
wandten Formel vom Überflüssigmachen wettbe- 
werbsbeschränkender Vereinbarungen. Möghcher- 
weise liegt hier die Keimzelle einer Rechtsprechung, 
die wettbewerbsrechtliche Pflichten ohne konkreten 
Bezug auf die an Unternehmen gerichteten Wettbe- 
werbsregeln anzunehmen bereit ist. 


3.3 Analyse der Fallgruppen im einzelnen 

3.3.1 Erleichterung oder Förderung 

wettbewerbsbeschränkender Praktiken 

1134. Die Frage nach dem Anwendungsbereich die- 
ser Fallgruppe wirft schwierige Abgrenzungsproble- 
me auf. In der bisherigen Rechtsprechung des Ge- 
richtshofs findet sich kein Urteil, in dem exphzit fest- 
gestellt worden wäre, eine bestimmte staathche Maß- 
nahme erleichtere oder fördere den Abschluß Wettbe- 
werb sbeschränkender Vereinbarungen oder den 
Mißbrauch einer marktbeherrschenden Stellung. Be- 
reits zitiert wurde die im „Ahmed Saeed" -Urteil ent- 
haltene Umschreibung der diesbezüglichen Ver- 
pflichtung, nach der die Mitghedstaaten aUes zu un- 
terlassen haben, was als Ermutigung von gegen den 
Vertrag verstoßenden wettbewerbsbeschränkenden 
Vereinbarungen angesehen werden könnte.^i) Das 
Urteil erscheint nach Auffassung der Monopolkom- 
mission in dieser Hinsicht nicht unbedingt frei von 
Widersprüchen. Wenn den Mitghedstaaten zugestan- 
den wird, Luftverkehrsgesellschaften zur Durchfüh- 
rung von Konsultationen über Tarife „anzuregen", 
wäre zumindest erklärungsbedürftig, weshalb in sol- 
cher Anregung nicht auch eine „Ermutigung" oder 
„wie auch immer geartete Förderung" wettbewerbs- 
beschränkender Vereinbarungen zu sehen ist. 
Schließhch entspricht es der Lebenserfahrung, daß 
Konsultationen zwischen Wettbewerbern über Preise 
regelmäßig auch zu Verhaltenskoordinierungen füh- 
ren. Zumindest wäre es aus Sicht der betreffenden 
Unternehmen naheliegend, die „Anregung" zur Kon- 
sultation auch als „Ermutigung" zur Koordinierung 
anzusehen. Gleichwohl muß beachtet werden, daß die 
Möglichkeit der Anregung zur Konsiütation auf 


71) EuGH, Urteü vom 11. Aprü 1989, Rs. 66/86, Ahmed Saeed/ 
Zentrale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs [noch 
nicht in Slg.], Rdnr. 49. 
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ausdrücklichen gemeinschaftsrechtlichen Regelun- 
gen beruht, die auf den Bereich des Luftverkehrs be- 
schränkt sind. 

Danach erscheint es richtig, einen Verstoß gegen Arti- 
kel 5 Abs. 2, Artikel 3 ht. f, Artikel 85 und 86 EWGV 
generell bei staathchen Maßnahmen anzunehmen, 
die als Ermutigung wettbewerbsbeschränkender Ver- 
haltensweisen angesehen werden könnten. Die For- 
mulierung „angesehen werden könnten" macht deut- 
hch, daß es in den Augen des Gerichtshofs unerheb- 
hch ist, ob bei den handelnden staatlichen Organen 
tatsächhch die Vorstellung besteht, den Abschluß ei- 
ner wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarung zu 
fördern. Entscheidend ist vielmehr, wie dieses Verhal- 
ten aus Sicht der Unternehmen aufgefaßt werden 
könnte. Die Maßgebhchkeit des „Unternehmenshori- 
zonts" ist eine Folge der Ableitung aus dem Verbot 
zur Beeinträchtigung der praktischen Wirksamkeit 
der Wettbewerbsregeln. Die Monopolkommission be- 
fürchtet, daß der an Unternehmen gerichtete Normbe- 
fehl in seiner Wirksamkeit abgeschwächt wird, wenn 
sich die Normadressaten gleichzeitig von staatlicher 
Stelle zu einem entgegengesetzten Verhalten ermu- 
tigt sehen. 

1135 . Das Verbot der Förderung wettbewerbsbe- 
schränkender Verhaltensweisen läßt grundsätzhch 
alle staathchen Maßnahmen problematisch erschei- 
nen, die auf ein Zusammenwirken von Unternehmen 
in wettbewerbsrelevanten Bereichen Bezug nehmen. 
Sofern die handelnden staathchen Organe ihre Maß- 
nahmen nicht so gestalten, daß die Unternehmen an 
die uneingeschränkte Geltung der Artikel 85 und 86 
EWGV erinnert und die Felder der „ermutigten" Zu- 
sammenarbeit auf den kartellfreien Bereich be- 
schränkt werden, erstreckt sich das Verbot auf aUe 
Maßnahmen, die ein Zusammenwirken von Unter- 
nehmen in wettbewerbsrelevanten Bereichen 

— - institutionahsieren, 

— notwendigerweise voraussetzen, 

— mit starken Anreizen versehen, indem für den FaU 
des Zusammenwirkens Vorteile in Aussicht ge- 
steht bzw. umgekehrt für dessen Ausbleiben 
Nachteile angedroht werden. 

Eine detailherte Untersuchung der Konsequenzen für 
den Bereich der Bundesrepubhk ist in diesem Rahmen 
nicht zu leisten. Auf einige besonders problematische 
Maßnahmetypen soU aber hingewiesen werden. Es 
verstößt gegen das Verbot der Förderung wettbe- 
werbsbeschränkender Vereinbanmgen, wenn Unter- 
nehmen zum Abschluß von „freiwiUigen" branchen- 
weiten Regelungen als Ersatz hoheitlicher Maßnah- 
men auf gefordert werden. „Selbstbeschränkungsab- 
kommen" über Werbung oder den Einsatz bestimmter 
umweltgefährdender Stoffe betreffen wichtige Wett- 
bewerbsparameter und verstoßen imgeachtet mögh- 
cher positiver Wirkungen gegen Artikel 85 Abs. 1 
EWGV. Werden derartige Abkommen von staatlicher 
Seite offen propagiert oder für den Fall fehlender 
„Selbstbeschränkung" der Erlaß einschneidender Re- 
gelungen angekündigt, so verstößt dies gegen die 
wettbewerbsrechtlichen Verpflichtungen der Bun- 
desrepubhk aus dem EWG-Vertrag. Ähnhch proble- 
matisch sind nach Meinung der Monopolkommission 


Verfahrensweisen, nach denen Unternehmen erfor- 
derhche Genehmigungen am ehesten dann erreichen, 
wenn zuvor branchenweite Koordinierxmgen stattge- 
funden haben und gemeinsame oder vereinheithchte 
Anträge vor gelegt werden. 

Einer gründhchen Untersuchung bedarf eine mögh- 
che Förderung wettbewerbsbeschränkender Verein- 
barungen durch den Bestand der Ausnahmebereiche 
des GWB. Vor dem Hintergrund des Urteils zur fran- 
zösischen Preisbindung bei Büchern („Ledere/ Au ble 
vert") ist fraglich, ob § 16 GWB mit den gemein- 
schaftsrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepu- 
bhk vereinbar ist. Die Beibehaltung dieses Ausnah- 
mebereichs konnte von den beteihgten Verlagen und 
Buchhändlern sicherheh als Ermutigung zur Weiter- 
führung eines Systems vertikaler Preisbindung ange- 
sehen werden. Artikel 85 Abs. 1 ht. a EWGV hebt die 
„unmittelbare oder mittelbare Festsetzimg der Ver- 
kaufspreise" als grundsätzhch verbotene Wettbe- 
werb sbeschränkende Vereinbarimg eigens hervor. 
Für fraglich hält die Monopolkommission aUenfalls, 
ob die in der Bundesrepubhk bestehenden nationalen 
Preisbindungs Vereinbarungen geeignet sind, den 
Handel zwischen den Mitghedstaaten zu beeinträch- 
tigen und damit dem Verbot des Artikels 85 Abs. 1 
EWGV unterfallen. Insbesondere im Hinbhck auf den 
für jedes nationale Preisbindungssystem erforderh- 
chen Schutz gegen Reimporte ist diese Eignung 
durchaus naheliegend. Der Europäische Gerichtshof 
hat sich bisher zu privaten nationalen Preisbindungs- 
systemen bei Büchern noch nicht geäußert. Im nieder- 
ländisch-flämischen BuchpreisurteiU^) betonte er 
ausdrückheh, nur mit der Beurteilung der grenzüber- 
schreitenden Vereinbarimg über den Handel mit 
Büchern niederländischer Sprache befaßt zu sein.^^) 
Was die Möghehkeit einer Freistehimg aufgrund Arti- 
kel 85 Abs, 3 EWGV betrifft, ist dem Urteil allerdings 
zu entnehmen, daß der Europäische Gerichtshof dem 
Argument einer durch die Preisbindung verbesserten 
Warenerzeugung oder -Verteilung reserviert gegen- 
übersteht. Sofern derartige Vereinbarungen also ge- 
eignet sind, den Handel zwischen den Mitgliedstaa- 
ten zu beeinträchtigen, liegt in ihrer staatlichen För- 
derung ein Verstoß gegen Artikel 5 Abs. 2, Artikel 3 
ht. f, Artikel 85 und 86 EWGV. 

In ähnheher Weise gilt dies für den neuen § 5c GWB. 
Die Schaffung eines neuen Ausnahmetatbestands für 
Einkaufsgemeinschaften kann als Ermutigung für den 
Abschluß der dort bezeichneten Vereinbarungen 
nicht nur verstanden werden, sie war als solche sogar 
beabsichtigt. Auch hier ist ein Verstoß gegen die wett- 
bewerbsrechtlichen Pflichten der Staaten anzuneh- 
men, wenn die geförderten wettbewerbsbeschrän- 
kenden Vereinbarungen geeignet sind, den Handel 
zwischen den Mitghedstaaten zu beeinträchtigen. 

1136. Verboten ist auch die staathehe Förderung des 
Mißbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung. So- 
weit es sich bei den marktbeherrschenden Unterneh- 
men um öffenthehe oder Unternehmen mit besonde- 
ren oder ausschheßhehen Rechten handelt, fällt die 
Förderung des Mißbrauchs unter Artikel 90 EWGV. 


72) EuGH, Urteil vom 17. Januar 1984, verb. Rs. 43 und 63/82, 
VBVB und VBBB/Kommission, Slg. 1984, S. 19. 

73) A.a.O., S. 19, 63 f. 
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Für Artikel 5 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 3 lit. f 
und Artikel 86 EWGV verbleiben Maßnahmen gegen- 
über anderen Unternehmen. Als möglicher Anwen- 
dungsfall ist die Tarif auf sicht über marktbeherr- 
schende Unternehmen zu nennen. 


3.3.2 Vorschreiben wettbewerbsbeschränkender 
Vereinbarungen 

1137 . Die hoheitliche Anordnung des Abschlusses 
einer wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarung 
stellt aus der Sicht der Monopolkommission den offen- 
kundigsten Verstoß gegen die wettbewerbsrechtli- 
chen Pflichten des Mitgliedstaates dar. Zwangskar- 
telle sind nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
als Mittel staatlicher Wirtschaftspolitik nicht statt- 
haft. 

Offen bleibt allenfalls, in welchem Umfang die Par- 
teien des Zwangskartells selbst den Sanktionen des 
Artikels 85 EWGV ausgesetzt sind. Unproblematisch 
erscheint der Monopolkommission die Verantwortung 
der Unternehmen in Fällen, in denen diese über den 
Bereich der staatiichen Anordnung hinaus weitere 
Wettbewerbsparameter in die Vereinbarung einbe- 
ziehen und dies zusätzlich zu einer spürbaren Wettbe- 
werbsbeschränkung führen kann. In anderen Fälle 
erhebt sich die Frage, ob den Unternehmen zuzumu- 
ten ist, die staatliche Maßnahme auf ihre Vereinbar- 
keit mit dem Gemeinschaftsrecht zu untersuchen und 
Anordnungen keine Folge zu leisten, die sich als ge- 
meinschaftsrechtswidrig erweisen. Zum jetzigen Zeit- 
punkt ist eine solche Prüfungspflicht nur einge- 
schränkt zu bejahen. Zumindest erscheinen Bußgel- 
der gegen die Unternehmen nicht als geeignete Sank- 
tion für ein Verhalten, das im wesentlichen auf staat- 
lichen Zwang zurückzuführen ist. 


3.3.3 Verstärkung der Wirkung wettbewerbsbeschränkender 
Vereinbarungen 

1138 . Nach der bisherigen Rechtsprechung des Eu- 
ropäischen Gerichtshofes sind vier Kategorien staatli- 
cher Maßnahmen geeignet, die Wirkung wettbe- 
werbsbeschränkender Vereinbarungen zu verstär- 
ken: 

— die Genehmigung oder 

— die Allgemeinverbindlichkeitserklärung der Ver- 
einbarung sowie 

— die Eröffnung staatlicher Sanktionen für Kartell- 
verstöße und 

— die Übernahme wesentlicher Elemente in eine 
staatliche Regelung. 

1139 . Die Genehmigung wettbewerbsbeschränken- 
der Vereinbarungen beeinträchtigt zum einen die 
praktische Wirksamkeit des Artikels 85 Abs. 1 EWGV. 
Die staatliche Genehmigung erweckt für die beteilig- 
ten Unternehmen den Anschein, die Vereinbarung sei 
mit der Rechtsordnung insgesamt, d. h. auch unter 
wettbewerbsrechtlichen Aspekten, vereinbar. Die 
Genehmigung schwächt die Bedeutung des Verbots 
für die beteiligten Unternehmen und erhöht die Be- 


reitschaft zur Beachtung der Vereinbarung, insbeson- 
dere wenn die Genehmigung Voraussetzung für die 
Ausübung bestimmtet Tätigkeiten oder die Erlan- 
gung weiterer Vorteile ist. Darüber hinaus liegt in der 
Genehmigung einer gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV 
verstoßenden Vereinbarung zugleich ein Eingriff in 
die Zuständigkeit der EG-Kommission, der mittler- 
weile die ausschließliche Kompetenz zur Freistellung 
vom Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV zusteht.'^^) 
Artikel 5 Abs. 2 EWGV verpflichtet die Mitgliedstaa- 
ten auch zur Unterlassung von Maßnahmen, die eine 
Beeinträchtigung der Kompetenzen der Gemein- 
schaftsorgane darstellen würden. 

In bezug auf das Verbot der Genehmigung hebt die 
Monopolkommission zwei Aspekte hervor. Zum einen 
bezieht sich das Verbot sowohl auf die Genehmigung 
der wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarung ins- 
gesamt als auch auf die Genehmigung einzelner 
Preise oder Konditionen, die Gegenstand derartiger 
Vereinbarungen waren. Zum anderen werden keines- 
falls nur Genehmigungen unter wettbewerbsrechtli- 
chen Gesichtspunkten erfaßt: das „Asj es "-Urteil und 
das „Ahmed Saeed" -Urteil des Europäischen Ge- 
richtshofes bezogen sich auf luftverkehrsrechtliche 
Genehnügungen, die mit den Auswirkungen auf den 
Wettbewerb zunächst nichts zu tun hatten. Das Verbot 
hat freilich auch Auswirkungen auf die Möglichkeiten 
der Genehmigung von Kartellen nach nationalem 
Wettbewerbsrecht. Für die in §§ 4, 5 Abs. 2 und 3, 6 
Abs. 2, 7 und 8 GWB vorgesehenen Erlaubnismöglich- 
keiten ist danach nur noch Raum, soweit die betref- 
fenden Kartelle dem Anwendungsbereich der euro- 
päischen Wettbewerbsregeln entzogen oder vom Ver- 
bot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV freigestellt worden 
sind. 

1140 . Werden wettbewerbsbeschränkende Verein- 
barungen für allgemein verbindlich erklärt, so verän- 
dert sich ihr Charakter grundlegend. Waren an dem 
ursprünglichen Kartell nur diejenigen Unternehmen 
beteüigt, die selbst bereit waren, einen Verstoß gegen 
die Wettbewerbsregeln in Kauf zu nehmen, so führt 
die Allgemeinverbindlichkeitserklärung regelmäßig 
zur Ausdehnung der Regelung auf eine ganze Bran- 
che. Außenseiter, die langfristig jedes private Kartell 
unterminieren, sind als Ergebnis der staatlichen Maß- 
nahme in die Verhaltenskoordinierung einbezogen. 
Bereits dies führt zu einer Stabüisierung des Kartells 
und damit zu einer Verstärkung seiner wettbewerbs- 
beschränkenden Wirkung. 

Auch die rechtliche Bedeutung der Vereinbarung än- 
dert sich. Während zunächst eine private Abrede vor- 
lag, deren fehlende rechtliche Bindungswirkung (Ar- 
tikel 85 Abs. 2 EWGV) den Beteiligten regelmäßig 
bewußt ist, erweckt nun die staatliche Erklärung den 
Anschein der verbindlichen Normsetzung. Dies führt 
auch bei den ursprünglichen Parteien des Kartells zu 
einer stärkeren Bindung und wird regelmäßig die Be- 
deutung des Geheimwettbewerbs unter den Kartell- 
mitgliedern reduzieren, der sonst zur Erosion des Kar- 
tells beigetragen hätte. Zwar bleibt die Allgemeinver- 
bindlichkeitserklärung vom Bestand der ursprüngli- 


Generalanwalt Lenz, Schlußanträge in der Rechtssache 
311/85, „Vlaamse Reisbureaus", Slg. 1987, S. 3810, 3815. 
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chen Vereinbarung abhängig, doch wird die staatli- 
che Maßnahme die Bereitschaft der Kartellmitglieder 
reduzieren, die wettbewerbsbeschränkende Verhal- 
tenskoordinierung zu beenden. 

1141 . Die Wirkungen wettbewerbsbeschränkender 
Vereinbarungen werden auch verstärkt, wenn staaüi- 
che Sanktionen zur Verfügung gestellt werden, um 
deren Einhaltung durchzusetzen. Dabei ist insbe- 
sondere an Gestaltungen wie im Fall „Vlaamse Reis- 
bureaus" zu denken, wo der Verstoß gegen „Wettbe- 
werbsregeln" eines Verbandes zugleich als unlautere 
Wettbewerbshandlung angesehen wurde und zivil- 
rechtliche Unterlassungsansprüche auslöste. Mittels 
derartiger Sanktionen ist „Kartellzwang" effektiv zu 
organisieren, was wiederum zu einer verstärkten Be- 
achtung der Vereinbarung führt und zur Dauerhaftig- 
keit der Wettbewerbsbeschränkung beiträgt. 

In diesem Zusammenhang erinnert die Monopolkom- 
mission daran, daß das Wettbewerbsrecht der Ge- 
meinschaft keine dem § 28 GWB entsprechende Vor- 
schrift kennt. Wettbewerbsregeln im Sinne des § 28 
GWB, die in den Bereich des Kartellverbots eingreif en 
und darüber hinaus geeignet sind, den Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen, sind 
nur unter den Voraussetzungen des Artikels 85 Abs. 3 
EWGV mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar. Liegt 
eine Freistellung nicht vor, so verstößt es gegen Arti- 
kel 5 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 3 lit. f, Arti- 
kel 85 EWGV, wenn deutsche Gerichte Verstöße ge- 
gen diese Wettbewerbsregeln von Wirtschafts- oder 
Berufsvereinigungen als unlautere Wettbewerbs- 
handlung ahnden. 

1 1 42 . Zu den Fällen der V erstärkung der Wirkungen 
wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen rech- 
net der Gerichtshof auch die Übernahme wesentlicher 
Elemente derselben in eine staaüiche Regelung. Im 
Unterschied zu den bisher dargestellten Fällen geht 
die wettbewerbsbeschränkende Vereinbarung hier in 
der staatlichen Regelung auf. Nach deren Erlaß ist 
unerheblich, ob die ursprünghche Vereinbarung fort- 
besteht. So hatte sich im Fall „Vlaamse Reisbureaus" 
der Verband belgischer Reisebüros lange vor der Ent- 
scheidung des Europäischen Gerichtshofes aufgelöst, 
zudem war zweifelhaft, ob die alten Wettbewerbsre- 
geln überhaupt noch beachtet wurden. Entscheidend 
war allein, daß das wettbewerbsbeschränkende Ver- 
bot der Weitergabe von Provisionen von den Mitglie- 
dern dieses Verbands vereinbart und danach in sei- 
nen wesenüichen Elementen in die königliche Ver- 
ordnung übernommen wurde. Insofern ist nach Auf- 
fassung der Monopolkommission durchaus fraghch, 
ob mit dem Erlaß der staatlichen Regelung noch die 
wettbewerbsbeschränkende Wirkung einer vorbeste- 
henden Vereinbarung verstärkt wird. Der Schwer- 
punkt des Vorwurfs gegen die staatliche Regelung 
scheint vielmehr darin zu liegen, daß sie inhaltiich mit 
einer privaten wettbewerbsbeschränkenden Verein- 
barung übereinstimmt und kraft ihres staatiichen 
Charakters deren Wirkungen auf den Wettbewerb 
noch übertrifft: Die „inkorporierende" Regelung gilt 
generell und unabhängig vom Willen der Kartellmit- 
glieder, sie hat die Stabihtät staatlicher Regulierung 
und ist mit staatlichen Zwangsmaßnahmen durchzu- 
setzen. 


Statt um Verstärkung der Wirkungen eines Kartells 
geht es im Fall der Übernahme wettbewerbsbeschrän- 
kender Vereinbarungen in Wirklichkeit um den „Ma- 
kel" der Herkunft aus einer gegen Artikel 85 Abs. 1 
EWGV verstoßenden Vereinbarung. Damit hat der 
Gerichtshof eine Kategorie wettbewerbsrechtlicher 
Pflichten geschaffen, die mit dem Verbot der Beein- 
trächtigung der praktischen Wirksamkeit der Wettbe- 
werbsregeln nur noch lose verknüpft ist. 

Der Europäische Gerichtshof verlangt, daß die staaüi- 
che Regelung „Elemente einer zwischen den Wirt- 
schaftsteünehmern abgeschlossenen Vereinbarung 
ganz oder teilweise" übernimmt.^^) Das Erfordernis 
einer zuvor bestehenden privaten Vereinbarung hat 
zur Folge, daß die bloße Einflußnahme von Unterneh- 
men auf den Inhalt einer staaüichen Regelung, auch 
in Gestalt eines abgestimmten Lobbying oder der Tä- 
tigkeit von Untemehmensverbänden, nicht dazu 
führt, daß die im Sinne der interessierten Unterneh- 
men getroffene Regelung gegen die Verpflichtung 
aus Artikel 5 Abs. 2, Artikel 3 lit. f, Artikel 85 und 86 
EWGV verstößt. Die vom Europäischen Gerichtshof 
gebildete Fallgruppe richtet sich also nicht generell 
gegen Regulierung im Untemehmensinteresse. Sie 
betrifft auch Lobbying -Aktivitäten nur, wenn die be- 
treffenden Unternehmen so unvorsichtig waren, zuvor 
eine private Vereinbarung gleichen Inhalts wie die 
gesetzliche Regelung zu treffen. 

Die vom Europäischen Gerichtshof verwandte Formu- 
lierung des „Übernehmens" von Elementen einer 
Vereinbarung bedeutet allerdings, daß es nicht aus- 
reicht, wenn eine private Vereinbarung gleichen In- 
halts vor Erlaß der staatlichen Regelung überhaupt 
bestand. Vielmehr muß der Gesetz- oder Verord- 
nungsgeber bewußt den Inhalt der Vereinbarung in 
die staaüiche Norm aufgenommen haben. Dieses Er- 
fordernis bringt schwierige Nachweisprobleme mit 
sich, sobald sich Bezüge auf die private Vereinbarung 
nicht im Text der Norm oder in zugänglichen Gesetz- 
gebungsmaterialien finden. Die bisherige Rechtspre- 
chimg des Gerichtshofs zwingt also dazu, inhaltlich 
identische Maßnahmen unterschiedüch zu behan- 
deln, je nachdem, ob die Übernahme nachgewiesen 
werden kann oder nicht. Gleichlautende Regelungen 
verschiedener Mitghedstaaten können also im einen 
Fall gegen die wettbewerbsrechtlichen Verpflichtun- 
gen des Vertrages verstoßen, im anderen Fall wegen 
des fehlenden „Makels" der Übernahme mit dem Ge- 
meinschaftsrecht vereinbar sein. Dies erscheint der 
Monopolkommission unter dem Gesichtspunkt eines 
Systems unverfälschten Wettbewerbs unbefriedi- 
gend. 


3.3.4 Delegation der Verantwortung für 

Interventionsentscheidungen an private Akteure 

1143 . Mit der Anerkennung dieser vierten Fall- 
gruppe hat sich der Europäische Gerichtshof für die 
Bestimmung der wettbewerbsrechtlichen Pflichten 
der Mitghedstaaten am deutlichsten von den für Un- 
ternehmen geltenden Wettbewerbsregeln gelöst. Ein 


^5) EuGH, Urteil vom 21. September 1988, Rs. 267/86, van 
Eycke/ASPA [noch nicht in Slg.], Rdnr. 18. 
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Bezug zur praktischen Wirksamkeit dieser Bestim- 
mungen ist nur noch schwer herzustellen. Das Verbot 
der Delegation ist eher mit der Kombination von zwei 
weiteren Argumenten zu erklären, der grundsätzli- 
chen Zulässigkeit „rein staatlicher" Regulierung und 
der Unzulässigkeit der Durchsetzung privater unter- 
nehmerischer Entscheidungen mittels staatlicher 
Macht. 

Der Europäische Gerichtshof hat in den beiden Urtei- 
len „Cullet/Leclerc" und „van Eycke/ ASPA" klar zu 
verstehen gegeben, daß Preisregelungen mit staatli- 
chem Charakter, die keinen Bezug zu Vereinbarun- 
gen oder Entscheidungen der Marktteilnehmer auf- 
weisen, nicht gegen die wettbewerbsrechtlichen Ver- 
pflichtungen der Mitgliedstaaten verstoßen. In beiden 
Fällen ging es bei dem Merkmal des „staatlichen Cha- 
rakters" um die Abgrenzung des Einflusses von Un- 
ternehmen auf die jeweilige Regelung. Im „CuUet/ 
Ledere "-Urteil blieb es unschädlich, daß die staatli- 
che Preisregelung neben anderen Faktoren die Preise 
der Lieferanten berücksichtigte. Auch die im Fall „van 
Eycke/ASPA" vorgenommene Absprache mit Vertre- 
tern des Kreditgewerbes vor Erlaß der Höchstzinsre- 
gelung nahm dieser nicht den staatlichen Charakter. 
In beiden Fällen war entscheidend, daß die eigentli- 
che „operative" Entscheidung von staatlichen Instan- 
zen eigenverantwortlich getroffen wurde. 

Den Gegenpol markiert die Gestaltung im französi- 
schen Buchpreisfall. Dort wurde die Höhe des Einzel- 
handelspreises von den Verlegern bzw. Importeuren 
festgelegt und diese private Entscheidung mittels ei- 
ner staatlichen Regelung den Buchhändlern vorge- 
schrieben. Das Gesetz beschränkte sich darauf, die 
Entscheidungen privater Akteure durchzusetzen. 

1144 . Aus der Rechtsprechung spricht nach Mei- 
nung der Monopolkommission nicht, wie das Urteil 
zur französichen Preisbindung bei Büchern zunächst 
glauben machen konnte, eine Ablehnung staatlicher 
Regelungen, die den Abschluß wettbewerbsbe- 
schränkender Vereinbarungen überflüssig machen. 
Vielmehr wird eine grundsätzliche Ablehnung von 
Formen staatlicher Reguherung deutheh, die den An- 
spruch hoheitlicher Regelung aufgeben, indem sie 
Unternehmen in die Lage versetzen, ihre Entschei- 
dungen mit Mitteln des Staates durchzusetzen. Unter- 
nehmen sollen, so ist zu folgern, entweder der Diszi- 
plin des Wettbewerbs oder staatlicher Überwachung, 
nicht aber irgendwelchen Mischformen unterworfen 
sein. 

1145 . Der Gerichtshof hat nicht näher begründet, 
weshalb Maßnahmen staatlichen Charakters unter 
wettbewerbsrechtlichen Aspekten hinzunehmen 
sind, sofern sie keinen Bezug zu wettbewerbsbe- 
schränkenden Verhaltensweisen von Unternehmen 
aufweisen. Möglicherweise kommt hier die Auffas- 
sung zum Tragen, „rein" staatliche Regulierung habe 
die Vermutung für sich, im Allgemeininteresse zu er- 
folgen und beziehe daraus ihre Rechtfertigung. Denk- 
bar wäre nach Auffassung der Monopolkommission 
auch, das ,, Verbot privater Regulierung" als Ausdruck 
der Bedeutung des Systems unverfälschten Wettbe- 
werbs zu sehen. Eine Wettbewerbsordnung beruht 
darauf, daß jeder Marktteilnehmer seine wirtschaftli- 
chen Entscheidungen grundsätzlich unabhängig an- 


hand seines wirtschaftlichen Eigeninteresses trifft, 
richtet sich also sowohl gegen Verhaltenskoordinie- 
rung von Wettbewerbern als auch dagegen, daß ein- 
zelne Marktteilnehmer anderen ihr Verhalten vor- 
schreiben, Das „Verbot privater Regulierung" er- 
scheint der Monopolkommission so als Schranke der 
Errichtung privater Macht mit staatlichen Mitteln. 

Liegt der Grund für das Verbot der Delegation der 
Verantwortung für Interventionsentscheidungen in 
der fehlenden Vereinbarkeit der staatlichen Maß- 
nahme mit einem System unverfälschten Wettbe- 
werbs, so wäre diese Fallgruppe ein erster Ansatz für 
die generelle Kontrolle staatlichen Handelns anhand 
ihrer Auswirkimgen auf die Ordnimg des Wettbe- 
werbs. 

1146 . Die Konsequenzen des Verbots der Übertra- 
grnig der Verantwortung für Interventionsentschei- 
dungen auf Private sind erst in Umrissen erkennbar. 
Fest steht zunächst, daß es den Mitgliedstaaten wei- 
terhin freisteht, Regelungen nach Konsultationen mit 
den Verbänden der betroffenen Branchen zu erlassen, 
sofern sie selbst die eigentliche operative Entschei- 
dung treffen. Ein Verstoß gegen die wettbewerbs- 
rechtlichen Verpflichtungen des Staates hegt aller- 
dings vor, wenn eine staatliche Regelung Unterneh- 
men verpflichtet, für ihr eigenes Marktverhalten Ent- 
scheidxmgen anderer Marktteilnehmer als verbind- 
lich hinzunehmen. Bei einer derartigen Gestaltung ist 
die staatiiehe Regelung nicht mehr als eine Blankett- 
bestimmung, deren Inhalt durch die Entscheidung 
von Unternehmen aufgefüUt wird. 

Unter dem Gesichtspunkt der Delegation der Verant- 
wortung für Regulierung besteht nach Ansicht der 
Monopolkommission kein Unterschied, ob die opera- 
tiven Entscheidungen von einzelnen Unternehmen 
getrennt oder von mehreren Marktteilnehmern zu- 
sammen mit verbindlicher Wirkung für andere Ak- 
teure getroffen werden. Damit rückt freiheh das ge- 
samte Spektrum sogenannter Selbstregulierung in 
den potentiellen Anwendungsbereich dieser Fall- 
gruppe. Zahlreiche Systeme der Selbstverwaltung 
sind dadurch gekennzeichnet, daß kraft Gesetzes ei- 
ner Reihe von Marktteilnehmern ermöglicht wird, 
Entscheidungen mit Wirkung für aktuelle und poten- 
tielle Wettbewerber zu treffen. Ob darin eine unzuläs- 
sige Delegation der Verantwortung für Interventions 
entscheidungen liegt, wird in jedem Einzelfall sorgfäl- 
tig zu prüfen sein. Fest steht jedoch, daß das Gemein- 
schaftsrecht korporatistischen Regelungsmodellen 
unter Wettbewerbsgesichtspunkten enge Grenzen 
zieht. In diesem Zusammenhang ist auch an die Aus- 
sage der beiden „BNIC"-Urteüe zu erinnern: weder 
die Tatsache, daß es sich bei der Landwirtschaftsorga- 
nisation nach nationalem Recht um eine Verwaltungs- 
behörde handelte, noch die Berufung der Mitglieder 
der Vertreterversammlung durch den Minister, noch 
die Mitwirkung eines Regierungskommissars an der 
Entscheidung oder die Genehmigung dieser Ent- 
scheidung durch den Minister führten zum Ausschluß 
der Anwendbarkeit der Artikel 85 und 86 EWGV. 

Vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des Euro- 
päischen Gerichtshofes erscheint es der Monopol- 
kommission angebracht, die bestehenden Strukturen 
der Selbstregulierung insgesamt einer Untersuchung 
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im Hinbhck auf ihre Wirkungen auf den Wettbewerb 
zu unterziehen. Handlungsbedarf besteht insbeson- 
dere in den Fällen, in denen Selbstverwaltungsstruk- 
turen als Schutzmantel für wettbewerbsbeschrän- 
kende Vereinbarungen dienen. Ebenso ist zu darauf 
zu achten, daß im Zuge geplanter Deregulierung 
staathche Regulierung nicht durch private Regulie- 
rung im Sinne der vierten Fallgruppe ersetzt wird. 


3.4 Keine Einschränkung der Anwendung der 
Artikel 35, 86 EWGV auf Unternehmen 

1147. Die Anerkennimg wettbewerbsrechüicher 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hat an der Be- 
deutung der Artikel 85 und 86 EWGV für die Unter- 
nehmen nichts geändert. Die dargestellte Rechtspre- 
chung hat im Gegenteil klargestellt, daß staathche 
Förderung, Beteihgung oder Genehmigung von pri- 
vaten Wettbewerbsbeschränkungen diese den Be- 
stimmungen der Wettbewerbsregeln nicht entziehen. 
Diese Linie des Europäischen Gerichtshofes kommt 
auch in einer Reihe weiterer Urteile eindeutig zum 
Ausdruck. So wurde festgestellt, daß sich Unterneh- 
men gegenüber dem Vorwurf des Verstoßes gegen 
Artikel 85 EWGV nicht darauf berufen können, ihre 
Vereinbarung entspreche dem Wunsch staatiicher Be- 
hörden ^6) oder einer nationalen Pohtik im Verhältnis 
zu dritten Staaten.^^) Offen bleibt allerdings, wie be- 
reits erwähnt, ob die Unternehmen auch dann für Ver- 
stöße nach Artikel 85 EWGV verantwortiich bleiben, 
wenn sie sich ledighch staathchem Zwang gebeugt 
haben. 

In den Fällen der Förderung wettbewerbsbeschrän- 
kender Verhaltensweisen und der Verstärkung von 
deren Wirkungen bleibt es der EG-Kommission 
grundsätzhch unbenommen, gegen den betreffenden 
Mitgliedstaat, die Unternehmen oder gegen beide 
vorzugehen. Als ermessensleitendes Kriterium bietet 
sich die der Schwerpunkt der Verantwortung und die 
relative Bedeutung des jeweiligen Verstoßes an. 


3.5 Offene Fragen 

1148. Obwohl die Rechtsprechung zu den Wettbe- 
werb srechthchen Verpflichtungen der Mitgliedstaa- 
ten mittlerweile deutlich an Konturen gewonnen hat, 
bleibt nach Ansicht der Monopolkommission eine 
ganze Reihe von Fragen offen. Unklar ist, inwieweit 
der Europäische Gerichtshof die von ihm gebildeten 
Fallgruppen unter dem Gesichtspunkt einer Beein- 
trächtigung der praktischen Wirksamkeit der an Un- 
ternehmen gerichteten Wettbewerbsregeln als ab- 
schließend betrachtet. Dies ist insbesondere für die 
künftige Entwicklung der Rechtsprechung von Be- 
deutung. Der Aufbau des „van Eycke/ASPA" -Ur- 
teils^®) spricht für eine abschheßende Aufzählimg. 
Der Gerichtshof nennt dort zunächst alle vier Konstel- 


76) EuGH, Urteil vom 17. Januar 1984, verb. Rs. 43/81 und 
63/82, „VBVB-VBBB", Slg. 1984, S. 19, 64. 

77) EuGH, Urteü vom 18. Februar 1986, Rs. 174/84, Bulk Oil/Sun 
Oü, Slg. 1986, S. 559. 

78) EuGH Urteil vom 21. September 1988, Rs. 267/86, van 
Eycke/ASPA [noch nicht in Slg.], Rdnr. 17 f. 


lationen, stellt dann fest, daß nicht vorgetragen wor- 
den sei, daß die Verordnung den Abschluß neuer 
wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen vor- 
schreibe oder fördere. Deshalb, so der Europäische 
Gerichtshof, sei zu prüfen, ob eine Verstärkung der 
Wirkungen bestehender Vereinbarungen vorliege 
oder die Regelung ihren staathchen Charakter verlo- 
ren habe. Ein halbes Jahr nach diesem Urteil kehrt der 
Europäische Gerichtshof in der Rechtssache „Ahmed 
Saeed" wieder zu der Formulierung zurück, eine 
Beeinträchtigung der praktischen Wirksamkeit liege 
insbesondere vor, wenn Kartellabsprachen vorge- 
schrieben, erleichtert oder deren Auswirkungen ver- 
stärkt würden. Dies spricht für eine nicht abschhe- 
ßende Aufzählung, ist jedoch möghcherweise da- 
durch zu erklären, daß che vierte FaUgruppe („Dele- 
gation der Verantwortung") als ohnehin nicht ein- 
schlägig unerwähnt bheb. 

1 1 49. Offen ist insbesondere nach Anerkennung der 
vierten FaUgruppe che dogmatische Basis der Recht- 
sprechung zu den Wettbewerb srechthchen Verpflich- 
tungen der Mitghedstaaten. Der Gerichtshof betont 
weiterhin das Verbot der Beeinträchtigung der prak- 
tischen Wirksamkeit der Artikel 85, 86 EWGV. Auf 
(üeser Grundlage ist das Delegationsverbot kaum zu 
begründen, doch bleibt unklar, ob der Gerichtshof 
bereit ist, aus Artikel 5 Abs. 2 und Artikel 3 ht. f EWGV 
aUeine — also ohne Bezug auf che an Unternehmen 
gerichteten Vorschriften — Pflichten der Mitghed- 
staaten abzuleiten. 

1150. Kritisch hinterfragt werden muß schheßhch 
auch die wettbewerbspolitische Sinnfälligkeit der bis- 
herigen Rechtsprechung. Während Regelungen mit 
Bezug auf private Wettbewerbsbeschränkungen ei- 
nem klaren Verbot unterworfen werden, bleiben Re- 
gelungen mit „staathchem Charakter" unter wettbe- 
werbsrechthchen Gesichtspunkten zulässig. Diese 
Rechtsprechung bedeutet eine klare Präferenz für 
„voUe staathche Reguherung". Deren Auswirkungen 
auf den Wettbewerb sind jedoch ungleich gravieren- 
der als die der bloßen Förderung privater Wettbe- 
werbsbeschränkungen. KarteUe bleiben auch bei 
staatiicher Förderung einem ständigen Erosionspro- 
zeß durch Außenseiter und Geheimwettbewerb aus- 
gesetzt, während staathche Reguherung dauerhaft 
und umfassend Wettbewerb durch bürokratische Ent- 
scheidungen ersetzt. 

1151. Die bisherige Rechtsprechung führt im we- 
senthchen dazu, daß den Mitghedstaaten bestimmte 
Maßnahmetypen entzogen werden, die sich privater 
Wettbewerbsbeschränkungen als Mittel staatiicher 
Pohtik bedienen. Gefördert wird eine „Typenklarheit" 
staatiicher Interventionsmaßnahmen: wenn Reguhe- 
rung, so heße sich die Botschaft des Europäischen 
Gerichtshofes zusammenfassen, dann in Gestalt einer 
Rechtsnorm, bei der der Staat selbst aUe wesentiichen 
Entscheidungen trifft, und nicht unter Einsatz privater 
Entscheidungen oder privater Wettbewerbsbeschrän- 
kungen. Die bisherige Rechtsprechung hmitierte For- 
men und damit das „wie" der Reguherung, das „ob" 
der Reguherung wurde nicht in Frage gesteht. Mit 


78) EuGH, Urteil vom 11. April 1989, Rs. 66/86, Ahmed Saeed/ 
Zentrale zur Bekämpfung imlauteren Wettbewerbs [noch 
nicht in Slg.], Rdnr. 48. 
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dem Zwang zur Typenklarheit wird die Transparenz 
staatlicher Regulierungsmaßnahmen sicherlich geför- 
dert. Damit steigt zumindest theoretisch auch die Not- 
wendigkeit politischer Rechtfertigung. Ob so aller- 
dings dem Ziel der Errichtung eines Systems unver- 
fälschten Wettbewerbs in Artikel 3 lit. f EWGV in 
vollem Umfang Rechnung getragen wurde, bleibt 
nach Ansicht der Monopolkommission zweifelhaft. 


4. Artikel 90 EWGV als besonderer 
Anwendungsfall der 

wettbewerbsrechtlichen Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten 

4.1 Normstruktur des Artikels 90 EWGV 

1152. Artikel 90 EWGV ist eine der wenigen Vor- 
schriften des Vertrages, die sich explizit mit Fragen 
der Vereinbarkeit staatlicher Maßnahmen mit den 
Wettbewerbsbestimmungen befaßt. Diese Bestim- 
mung war daher bereits vor der „Inno/ATAB“ -Ent- 
scheidung und der nachfolgenden Rechtsprechung 
Ausgangspunkt von Versuchen, nationalen Kompe- 
tenzen unter Wettbewerbsgesichtspunkten Schran- 
ken zu ziehen. 

Artikel 90 Abs. 1 EWGV ist eine an die Mitgliedstaa- 
ten gerichtete Norm. Sie untersagt den Bestimmun- 
gen des Vertrages, insbesondere den Artikeln 7 und 
85 bis 94, widersprechende Maßnahmen in bezug auf 
„öffentliche Unternehmen und auf Unternehmen, de- 
nen sie besondere oder ausschließliche Rechte ge- 
währen".®®) Artikel 90 Abs. 2 EWGV ist dagegen an 
Unternehmen adressiert, „die mit Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut 
sind oder den Charakter eines Finanzmonopols ha- 
ben". Für deren Tätigkeit gelten grundsätzlich sämt- 
liche Bestimmungen des Vertrages, doch enthält Arti- 
kel 90 Abs. 2 EWGV eine eng umgrenzte Ausnahme- 
regel: die Vorschriften des Vertrages, insbesondere 
die Wettbewerbsregeln, gelten nicht, soweit deren 
Anwendung die Erfüllung der übertragenen besonde- 
ren Aufgabe rechtlich oder tatsächlich verhindert. 
Gleichwohl formuliert Artikel 90 Abs. 2 Satz 2 EWGV 
für diese Ausnahme eine äußerste Grenze: Die Ent- 
wicklung des Handelsverkehrs darf nicht in einem 
Ausmaß beeinträchtigt werden, das dem Interesse der 
Gemeinschaft zuwiderläuft. Artikel 90 Abs. 3 EWGV 
unterstreicht die besondere Überwachungspflicht der 
EG- Kommission für das Verhältnis der Mitgliedstaa- 
ten zu den genannten Unternehmen und schafft die 
Befugnis der EG-Kommission, erforderlichenfalls ge- 
eignete Richtlinien oder Entscheidungen an die Mit- 
gliedstaaten zu richten. Dieses Verfahren gibt der EG- 
Kommission die Möglichkeit, selbst verbindliche 
Maßnahmen zu treffen und stellt deshalb im Ver- 
gleich zum allgemeinen Vertragsverletzungsverfah- 
ren eine besonders flexible und effektive Reaktions- 
möglichkeit dar. 

1153. Die Interpretation von Artikel 90 EWGV war 
stets mit Problemen behaftet, was mit den unter- 


80) Die in Artikel 90 Abs. 1 EWGV genannten Unternehmen 
werden im folgenden der Einfachheit halber als „öffentiiche 
und privilegierte Unternehmen" bezeichnet. 


schiedlichen politischen Vorstellungen der Grün- 
dungsstaaten über die Rolle der dort genannten Un- 
ternehmen zusammenhängt, die sich in dessen Fas- 
sung niedergeschlagen haben. Auch hier kann kei- 
nesfalls auf alle mit Artikel 90 zusammenhängenden 
Fragen eingegangen werden. Die Bestimmung war — 
aufgrund der Problematik der Unternehmen mit Aus- 
schließlichkeitsrechten, der in Absatz 2 angesproche- 
nen Abwägung mit den Gemeinschaftsinteressen und 
der ausdrücklichen Erwähnung der staatlichen Pflich- 
ten im Zusammenhang mit den Wettbewerbsregeln — 
stets Katalysator für die Frage, inwieweit der Vertrag 
der Schaffung von öffentlichen Unternehmen im all- 
gemeinen und der Schaffung von Unternehmen mit 
Monopolstellung im besonderen Grenzen zieht. Diese 
Frage ist auch nach der oben dargestellten Rechtspre- 
chung offen geblieben und gehört in den weiteren 
Zusammenhang der Bestrebungen, staatliche Maß- 
nahmen ganz allgemein anhand ihrer Auswirkungen 
auf den Wettbewerb zu kontrollieren. 

4.2 Verhältnis zu den aus Artikel 5 Abs. 2 , Artikel 3 
lit. f sowie den Artikein 85 und 86 EWGV 
abgeieiteten Verpfiichtungen 

1154. Mit dem Verhältnis von Artikel 90 EWGV und 
den die Mitgliedstaaten nach Artikel 5 Abs. 2, Arti- 
kel 3 lit. f, den Artikeln 85 und 86 EWGV treffenden 
Pflichten hatte sich bereits das Urteil in der Rechtssa- 
che „Inno/ATAB" befaßt. Der Europäische Gerichts- 
hof hatte zur Begründung der auf Artikel 5 Abs. 2 
EWGV gestützten wettbewerbsrechüichen Pflichten 
Artikel 90 EWGV unter dem Gesichtspunkt der prak- 
tischen Wirksamkeit des Artikels 86 EWGV unterstüt- 
zend herangezogen: 

„So sieht Artikel 90 vor, daß die Mitgliedstaaten in 
bezug auf öffentliche Unternehmen oder auf Unter- 
nehmen, denen sie besondere oder ausschließliche 
Rechte gewähren, keine insbesondere den Artikeln 85 
bis 94 widersprechenden Maßnahmen treffen oder 
beibehalten. Desgleichen dürfen die Mitgliedstaaten 
keine Maßnahmen treffen, die es privaten Unterneh- 
men ermöglichen, sich den ihnen durch die Artikel 85 
bis 94 des Vertrages auferlegten Bindungen zu entzie- 
hen. " 81) 

Das vorlegende Gericht hatte in einer zweiten Frage 
neben Artikel 5 Abs. 2, Artikel 3 lit. f, den Artikeln 85 
und 86 EWGV auch Artikel 90 EWGV in Betracht 
gezogen und erwogen, ob die Zigarettenhersteller 
aufgrund der Möglichkeit, Preise für den Verkauf an 
Endverbraucher festsetzen zu können, als Unterneh- 
men mit „besonderen oder ausschließlichen Rechten" 
anzusehen waren. Die Beibehaltung derartiger 
Rechte könne dann einen Verstoß gegen die Artikel 7 
und 85 bis 94 des Vertrages darstellen. Dem Europäi- 
schen Gerichtshof erschien zweifelhaft, ob es sich tat- 
sächlich um „privilegierte Unternehmen" handelte. 
Er ließ die Frage jedoch offen, denn ihm erschien in 
Anbetracht seiner Ausführungen zu Artikel 5 Abs. 2, 
Artikel 3 lit. f, den Artikeln 85 und 86 EWGV „ — in 
dem Sinne nämlich, daß Artikel 90 nur ein besonderer 
Anwendungsfall bestimmter allgemeiner, die Mit- 


81) EuGH, Urteil vom 16. November 1977, Rs. 13/77, GB-Inno- 
BM/ATAB, Slg. 1977, S. 2115, 2145. 
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gliedstaaten verpflichtenden Grundsätze ist — eine Be- 
antv^rortung der zweiten Frage nicht erforderlich. " 

Die Monopolkommission versteht diese Passage des 
“Inno/ATAB„ -Urteils so, daß der Gerichtshof zu die- 
sem Zeitpunkt keinen Unterschied zwischen der 
Rechtsfolge des Artikel 90 EWGV und den sich aus 
Artikel 5 Abs. 2, Artikel lit. f, den Artikeln 85 und 86 
EWGV ergebenden Pflichten gesehen hat. Artikel 90 
EWGV regelt nach diesem Verständnis für das Ver- 
hältnis der Staaten zu öffentiichen und privilegierten 
Unternehmen ausdrückhch, was hinsichtlich des Ver- 
hältnisses zu den übrigen Unternehmen aus allgemei- 
nen Grundsätzen des Vertrages abgeleitet werden 
mußte. Artikel 90 Abs. 1 EWGV wäre dann so zu 
lesen: „Die Mitgliedstaaten werden auch in bezug auf 
öffentliche Unternehmen . . . keine diesem Vertrag . . . 
widersprechenden Maßnahmen treffen . . . " . Die 
Frage, ob tatsächlich ein „privilegiertes"' Unterneh- 
men im Sinne dieser Bestimmung vorliegt, wäre damit 
sekundär. Unterschiede kämen allerdings zum Tra- 
gen, wenn die EG -Kommission sich entschließt, gegen 
einen Mitgliedstaaten wegen Verstoßes gegen seine 
Wettbewerb srechthchen Verpflichtungen vorzuge- 
hen. Hier bietet Artikel 90 EWGV den Vorteil des Ver- 
fahrens nach Artikel 90 Abs. 3 EWGV, während die 
EG-Kommission sich bei der Durchsetzung der aus 
Artikel 5 EWGV gestützten Pflichten nur auf das 
allgemeine Vertragsverletzungsverfahren stützen 
könnte. 


4.3 Artikel 90 EWGV als Grenze staatlicher 
Monopolisierung 

1155. Artikel 90 EWGV legt den Mitgliedstaaten im 
Verhältnis zu Unternehmen, denen sie besondere 
oder ausschließliche Rechte gewähren, bestimmte 
Bindungen auf, setzt also grundsätzlich voraus, daß 
derartige Unternehmen auf dem Gemeinsamen Markt 
zulässigerweise bestehen. Dennoch scheint diese Be- 
stimmung nach Meinung der Monopolkommission zu 
implizieren, daß der Freiheit der Mitgliedstaaten, Un- 
ternehmen mit Ausschließlichkeitsrechten auszustat- 
ten, gewisse Grenzen gezogen sind. 

Derartige Grenzen könnten sich aus Artikel 90 in Ver- 
bindung mit Artikel 86 EWGV ergeben. Der Europäi- 
sche Gerichtshof hat in seinem „Continental Can"- 
Urteilö3) unter anderem ausgeführt, dem Vertrag 
könne nicht unterstellt werden, er habe es in Artikel 
86 EWGV erlauben wollen, daß Unternehmen eine 
Stellung erlangen, durch die jede ernst zu nehmende 
Wettbewerbsmöglichkeit praktisch ausgeschlossen 
ist.84) Im selben Urteil 'wird betont, wenn Artikel 3 lit. f 
EWGV die Errichtung eines Systems vorsehe, das den 
Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
vor Verfälschungen schützt, „so fordert er erst recht, 
daß der Wettbewerb nicht ausgeschaltet wird."®^) 


82) EuGH, Urteil vom 16. November 1977, Rs. 13/77, GB-Inno- 
BM/ATAB, Slg. 1977, S. 2115, 2147 (Hervorhebung durch 
die Monopoikommission). 

83) EuGH, Urteil vom 21. Februar 1973, Rs. 6/72, „Continental 
Can", Slg. 1973, S. 215. 

84) A.a.O., S. 215, 245. 

85) Ebenda. 


Nachdem die staatliche Verleihung von Monopolrech- 
ten auf den betroffenen Märkten zur Ausschaltung 
jeden Wettbewerbs führt, lag es nahe, darin einen 
Verstoß gegen Artikel 90 in Verbindung mit Artikel 86 
EWGV zu sehen. 

Bereits ein Jahr nach dem „Continental Can "-Urteil 
hatte sich der Europäische Gerichtshof in der Rechts- 
sache „Sacchi" mit diesem Argument im Hinblick 
auf das damalige Staatsmonopol für den Betrieb des 
Fernsehen in Itahen zu befassen. Die Antwort des 
Gerichtshofs fiel eindeutig aus: 

„Artikel 90 Abs. 1 gestattet es den Mitghedstaaten 
unter anderem, Unternehmen besondere oder aus- 
schließliche Rechte zu gewähren. Der Vertrag hindert 
die Mitgliedstaaten in keiner Weise daran, aus Grün- 
den [nicht wirtschaftlicher Art]®^), die im öffenüichen 
Interesse liegen, Fernsehsendungen, einschließhch 
Kabelsendungen, dem Wettbewerb zu entziehen, in- 
dem sie einer oder mehreren Anstalten das aus- 
schließliche Recht zu deren Verbreitung verleihen. . . . 
Die Auslegung von Artikel 86 in Verbindung mit Arti- 
kel 90 führt zu dem Ergebnis, daß das Bestehen eines 
Monopols zugunsten eines Unternehmens, dem ein 
Mitgliedstaat ausschließliche Rechte gewährt, als sol- 
ches mit Artikel 86 nicht unvereinbar ist. Das gleiche 
muß folglich gelten, wenn eine spätere Maßnahme 
dieses Staates solche Rechte erweitert. " ®®) 

1156. Freilich hat der Gerichtshof erst deutlich nach 
dem „Sacchi "-Urteil begonnen, das an die Mitglied- 
staaten gerichtete Verbot der Beeinträchtigung der 
Ziele des Vertrages unter wettbewerbsrechtlichen 
Gesichtspunkten zu akzentuieren. Verschiedentlich 
wird daher davor gewarnt, dieser Entscheidung zu 
großes Gewicht beizumessen. Sie enthalte ein richter- 
liches caveat, das nicht vom Kontext des konkreten 
Falles gelöst werden solle. 

Zu den fundamentalen Zielen der Gemeinschaft ge- 
hört die Beseitigung der Hindernisse für den freien 
Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr z-wi- 
schen den Mitgliedstaaten (Artikel 3 lit. c EWGV). Die 
Monopolisierung bestimmter Tätigkeiten durch die 
Behörden eines Staates hat für die vertraglich garan- 
tierte Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit 
einschneidende Konsequenzen: soweit das Aus- 
schließlichkeitsrecht reicht, können Unternehmen aus 
anderen Mitgliedstaaten weder von der Dienstlei- 
stungsfreiheit Gebrauch machen, indem sie von ihrem 
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat die betreffende 
Leistung anbieten, noch die Niederlassungsfreiheit in 
Anspruch nehmen, indem sie sich für die monopoli- 
sierte Tätigkeit in dem betreffenden Staat niederlas- 
sen. Die staatliche Beseitigung von Wettbewerb führt 
unmittelbar zu einem geringeren Grad an Integration 
auf den betroffenen Märkten. 

Der Europäische Gerichtshof hat selbst für private 
Wettbewerbsbeschränkungen anerkannt, daß diese 


86) EuGH, Urteü vom 30. April 1974, Rs. 155/73, „Sacchi", Slg. 
1974, S. 409. 

87) Die Emschränkimg „di carattere extra-economico" fehlt 
aufgrund eines Versehens in der deutschen Fassung des 
Urteils. 

88) EuGH, Urteü vom 30. April 1974, Rs. 155/73, „Sacchi", Slg. 
1974, S. 409, 430 f. 
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in den „Erfordernissen der Artikel 2 und 3 eine Grenze 
[finden], bei deren Überschreiten die Gefahr besteht, 
daß eine Abschwächung des Wettbewerbs den Ziel- 
setzungen des Gemeinsamen Marktes zuwider- 
läuft. “ 89) pür staatliche Maßnahmen stellt Artikel 5 
Abs. 2 EWGV ausdrücklich klar, daß sie die Verwirk- 
lichung der Ziele des Vertrages nicht gefährden dür- 
fen. Diese Ziele sind nach der Konzeption des Vertra- 
ges jedoch nur zu erreichen, wenn der Wettbewerb 
seine Funktion als Integrationsinstrument erfüllen 
kann. Mit den Worten des Gerichtshofes muß „soviel 
Wettbewerb vorhanden sein, daß die gnmdlegenden 
Forderungen des Vertrages erfüllt und seine Ziele, 
insbesondere die Bildung eines einzigen Marktes mit 
binnenmarktähnlichen Verhältnissen, erreicht wer- 
den. " 90) 

Auf die Integrationsfunktion des Wettbewerbs kann 
bei der Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes 
nicht verzichtet werden. Um der allgemeinen Ziele 
des Vertrages willen müssen deshalb auch der Mög- 
lichkeit zur staatlichen Monopolisienmg bestimmter 
Tätigkeiten gemeinschaftsrechtliche Grenzen gesetzt 
sein. 

1 157. Gemeinschaftsrechtliche Grenzen für staatlich 
verliehene Ausschließlichkeitsrechte werden in Arti- 
kel 37 EWGV deutlich. Das Ziel des freien Warenver- 
kehrs und damit die Eröffnung grenzüberschreiten- 
den Wettbewerbs wäre nicht zu erreichen, wenn den 
Mitgliedstaaten weiterhin die Möglichkeit offen- 
stünde, die Einfuhr oder Ausfuhr bestimmter Waren 
zu monopolisieren. Deshalb verpflichtet Artikel 37 
EWGV die Staaten, bestehende Handelsmonopole so 
umzuformen, daß jede Diskriminienmg in den Versor- 
gimgs- und Absatzbedingungen ausgeschlossen ist. 
Der Gerichtshof hat in seinem „Manghera" -Urteil ent- 
schieden, daß das ausschließliche Recht zur Einfuhr 
aus anderen MitgUedstaaten mit Ende der Über- 
gangszeit entfallen war.9i) Er betont allerdings, daß 
Artikel 37 EWGV nicht verlangt, die Monopole als sol- 
che abzuschaffen. 92) Ebenso deutlich wird in dieser 
Entscheidung jedoch, daß die Tätigkeit der Handels- 
monopole in vollem Umfang den Vorschriften des 
Vertrages imd insbesondere dem Gnmdsatz freien 
Warenverkehrs unterliegt. Das Diskriminierungsver- 
bot des Artikels 37 EWGV umfaßt daher sämtliche 
Maßnahmen, die den Wettbewerb durch eine Be- 
schränkimg der Einfuhren verfälschen und so den 
innergemeinschaftiichen Handel behindem.93) Der 
Grundsatz freien Warenverkehrs bildet demnach die 
äußerste Grenze staatlicher Monopolisierung, in je- 
dem Fall muß der freie Verkehr mit den aus anderen 
Mitgliedstaaten kommenden Waren gleicher Art wie 
die dem Monopol unterliegenden gesichert sein. Mit 
dem EWG-Vertrag ist kein Handelsmonopol verein- 
bar, das vor Konkurrenz aus anderen Mitgliedstaaten 
geschützt wäre. Obwohl eine entsprechende Anwen- 


EuGH, Urteil vom 21. Februar 1973, Rs. 6/72, „Continental 
Can", Slg. 1973, S. 215, 245. 

90 ) EuGH, Urteü vom 25. Oktober 1977, Rs. 26/76 Metro/Kom- 
mission, Slg. 1977, S. 1875, 1905. 

91) EuGH, Urteil vom 3. Februar 1976, Rs. 59/75, [Italienische] 
Staatsanwaltschaft/Manghera, Slg. 1976, S. 91, 101. 

92) A.a.O., S.IOO. 

93) EuGH, Urteil vom 7. Juni 1983, Rs. 78/82, Kommission/ 
Italien, Slg. 1983, S. 1955, 1968. 


düng des Artikels 37 EWGV auf Dienstleistungen ab- 
gelehnt wird, ergeben sich aus der Rechtsprechimg 
des Europäischen Gerichtshofes zur Dienstleistungs- 
freiheit vergleichbare Wirkungen. Ein „materielles“ 
Verständnis der Dienstleistungsfreiheit führt auch 
hier dazu, daß Dienstleistungen, die von Ausländem 
in Konkurrenz zu einem Dienstleistungsmonopol über 
die Grenze hinweg im Inland erbracht werden, grund- 
sätzlich nicht behindert werden dürfen. Ausnahmen 
kommen nur in Betracht, wo sie im Allgemeininter- 
esse zwingend erforderlich sind und nicht schon im 
Herkunftsland ausreichende Kontrollen bestehen. 

1168. Diese Grenzziehung kommt möglicherweise 
auch in Artikel 90 Abs. 2 EWGV zum Ausdmck. Der 
Vertrag erkennt an, daß Unternehmen, die seitens der 
Staaten mit Dienstleistungen von allgemeinem wirt- 
schaftlichen Interesse betraut sind, bei der Erfüllung 
der ihnen übertragenen Aufgaben in Konflikt mit den 
Wettbewerbsregeln geraten können. Den nationalen 
Interessen an der Erfüllung dieser Aufgaben wird so- 
gar so weit Raum gegeben, daß die Bestimmungen 
des Vertrages zurücktreten, sofern ihre Anwendung 
die Aufgabenerfüllung rechtlich oder tatsächlich ver- 
hindert. Soweit es für die Erfüllung der national ge- 
setzten Aufgaben der „betrauten Unternehmen" im 
strikten Sinne erforderUch ist, 94) eröffnet Artikel 90 
EWGV eine Ausnahmeregelung. Selbst bei Vorliegen 
eines solchen Erfordernisses aber behält das funda- 
mentale Interesse der Gemeinschaft an der Verwirkli- 
chung des Gemeinsamen Marktes den Vorrang: Die 
Wahrnehmung der Ausnahmebestimmung des Arti- 
kels 90 Abs. 2 EWGV darf nach Auffassung der Mono- 
polkommission nicht dazu führen, daß die Entwick- 
lung des Handelsverkehrs in einem Ausmaß beein- 
trächtigt wird, das dem Interesse der Gemeinschaft 
zuwiderläuft (Artikel 90 Abs. 2 Satz 2 EWGV). Arti- 
kel 90 Abs. 2 EWGV erfordert demnach eine Abwä- 
gung zwischen den Belangen, die sich aus dem natio- 
nalen Interesse an der Erfüllung der besonderen Auf- 
gaben einerseits und aus den Interessen der Gemein- 
schaft andererseits ergeben.95) 

Im Rahmen des Artikels 90 Abs. 2 EWGV ist freilich 
nicht jedes nationale Interesse zu berücksichtigen. 
Vielmehr kommen lediglich öffentliche Interessen 
nicht wirtschaftlicher Art in Betracht. 96) Dient eine 
Maßnahme nur dem Ziel, bestimmten Unternehmen 
Einnahmen zu sichern, scheidet eine Berufung auf 
Artikel 90 Abs. 2 EWGV aus. Hervorzuheben ist 
schließlich, daß diese Vorschrift die Beweislast für die 
Erforderlichkeit von Wettbewerbsbeschränkungen 
und anderen Verletzungen des Vertrages denjenigen 
axifbürdet, die sich auf die Ausnahme berufen. 

1159. Hinter der Regelung des Artikels 90 Abs. 2 
EWGV ist die Struktur einer Art Verhältnismäßigkeits- 


94) Entscheidung der Kommission vom 17. Dezember 1981, 
„NAVEWA-ANSEAU", WuW/E EV 929, 934. 

93) EuGH, Urteil vom 14. Juli 1971, Rs. 10/71, Luxemburg/Miil- 
1er („Hafen Mertert“), Slg. 1971, S. 723, 730; der Gerichtshof 
spricht von „Würdigung" der Erfordernisse. 

96) EuGH, Urteü vom 30. April 1974, Rs, 155/73, „Sacchi", Slg. 
1974, S. 409, 430; zur abweichenden deutschen Fassung des 
Urteüs vgl. oben Fn. 1 auf S. 49. Ähnlich zu Artikel 56 EWGV 
EuGH, Urteü vom 26. April 1988, Rs. 352/85, Bond van Ad- 
verteeders/Niederlande, Slg. 1988, S. 2085, 2135. 
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Prüfung zu erkennen. Die Inanspruchnahme der Aus- 
nahme von den Wettbewerbsregeln muß für die Erfül- 
lung der Aufgabe erforderhch sein (das Kriterium der 
Eignung wird offenbar als selbstverständlich voraus- 
gesetzt); sie darf zudem dem Interesse der Gemein- 
schaft nicht zuwiderlaufen. Es hegt nahe, diese Struk- 
tur auf die Prüfung der Vereinbarkeit der Monopoh- 
sierung mit dem Gemeinschaftsrecht zu übertragen. 

Die Schaffung von Ausschheßhchkeitsrechten müßte 
dann zum einen geeignet sein, bestimmte nationale 
(Allgemein-)Interessen zu verwirklichen. Das Aus- 
schheßhchkeitsrecht müßte hierfür weiter erforderhch 
sein, d. h. eine die Bestimmungen und Ziele des EWG- 
Vertrages weniger beeinträchtigende Lösung darf 
nicht zur Verfügung stehen. Schheßhch darf die Mo- 
nopohsierung den fundamentalen Interessen der Ge- 
meinschaft, wie sie in den Zielen der Artikel 2 und 3 
EWGV niedergelegt sind, nicht zuwiderlaufen. 

Es hegt in der Konsequenz dieses Ansatzes, die Schaf- 
fung, Ausdehnung und Aufrechterhaltung von Aus- 
schheßhchkeitsrechten („Monopolen") durch die Mit- 
ghedstaaten genereU einer Verhältnismäßigkeitskon- 
troUe zu unterwerfen. 


4.4 Auf Artikel 90 Abs. 3 EWGV gestützte 
Kontrolle von Ausschließlichkeitsrechten 
durch die EG-Kommission 

1160. Die EG-Kommission hat sich den Standpunkt 
zu eigen gemacht, daß Artikel 90 EWGV ihr die Mög- 
hchkeit verschafft, die Beibehaltung oder Ausdeh- 
nimg von Ausschheßhchkeitsrechten für öffenthche 
oder privilegierte Unternehmen einer KontroUe an- 
hand wettbewerbsrechthcher Kriterien zu unterzie- 
hen. 

1161. Mit der Richthnie der EG-Kommission vom 
16. Mai 1988 über den Wettbewerb auf dem Markt für 
Telekommunikations-Endgeräte 9^) wurde erstmals 
von der Kompetenz des Artikels 90 Abs. 3 EWGV 
Gebrauch gemacht, um staatlich gewährte Aus- 
schließlichkeitsrechte zurückzudrängen. 

Bereits in ihrer DarsteUung der Lage auf dem Markt 
für Endgeräte hat sich die EG-Kommission an den Kri- 
terien der Artikel 3 ht, f und 90 Abs. 2 Satz 2 EWGV 
orientiert und festgesteUt, dieser Markt sei durch ein 
System gekennzeichnet, das den Wettbewerb nicht 
vor Verfälschungen schütze und darüber hinaus die 
Entwicklung des Handels in einem Maße beeinträch- 
tige, das dem Interesse der Gemeinschaft entgegen- 
stehe. ^®) Von grundlegender Bedeutung ist die For- 
muherung, die Gewähirmg oder Beibehaltung beson- 
derer oder ausschheßhcher Rechte auf dem Gebiet 
der Endgeräte stehe eine Maßnahme im Sinne des 
Artikels 90 Abs. 1 dar ^9) und die Voraussetzungen des 
Artikels 90 Abs. 2 EWGV seien nicht erfüUt. Nach 
Auffassung der EG-Kommission unterhegt demnach 
bereits die Gewährung besonderer oder ausschheßh- 


9^) Richtlinie der Kommission vom 16. Mai 1988 über den Wett- 
bewerb auf dem Markt für Telekommunikations-Endgeräte 
(88/301/EWG), ABI. 1988 Nr. L 131, S. 73. 

98) A.a.O., S. 74 (9. Begründungserwägimg). 

99) A.a.O., S. 74 (11. Begründungserwägung). 


eher Rechte Artikel 90 Abs. 1 EWGV, zudem wird 
auch diese Gewährung selbst am Maßstab des Arti- 
kels 90 Abs. 2 EWGV gemessen. Dies ist insofern be- 
achtheh, als der Wortlaut des Artikels 90 Abs. 1 EWGV 
nur von Maßnahmen spricht, die in bezug auf Unter- 
nehmen getroffen werden, denen die Mitghedstaaten 
besondere oder ausschheßhehe Rechte gewähren, 
was imphziert, daß die „Gewährung" der nach Artikel 
90 Abs. 1 EWGV zu beurteilenden Maßnahme voraus- 
ging. Zudem befaßt sich Artikel 90 Abs. 2 EWGV zu- 
nächst nur mit der Anwendung von Vertragsbestim- 
mungen auf das Verhalten von Unternehmen. 

Die EG-Kommission steht weiter fest, daß die Aus- 
schheßhchkeitsrechte für die Fernmeldeverwaltun- 
gen mißbräuchhehe Verhaltensweisen im Sinne des 
Artikels 86 EWGV zur Folge hätten. Zum einen würde 
durch die Bindung an das Mietverfahren der Ver- 
tragsabschluß an die Bedingung geknüpft, zusätzh- 
che Leistungen abzunehmen, die nicht in Beziehung 
zum Vertragsgegenstand stünden (Koppelungsargu- 
ment, Artikel 86 Satz 2 ht. d EWGV), zum anderen 
würden durch das begrenzte Angebot an Endgeräten 
die Absatzmöghehkeiten eingeengt und die Bedürf- 
nisse der Verbraucher nicht bestmöghch befriedigt 
(Artikel 86 Satz 2 ht. b EWGV). Diese Verhaltenswei- 
sen seien nach Artikel 86 EWGV untersagt. Daraus 
zieht die EG-Kommission den Schluß; 

„Solche ausschheßhehen Einfuhr- und Vertriebs- 
rechte sind ferner als unvereinbar mit Artikel 86 in 
Verbindung mit Artikel 3 anzusehen, und ihre Ge- 
währung oder Beibehaltung durch den Staat steht 
eine nach Artikel 90 Abs. 1 unzulässige Maßnahme 
dar. " 100 ) 

Die Argumentation der EG-Kommission bedeutet im 
Kern, daß die Gewährung von ausschheßhehen Rech- 
ten zumindest im Regelfah gegen Artikel 90 in Ver- 
bindung mit Artikel 86 EWGV verstößt, denn derar- 
tige Rechte haben annähernd immer eine Einschrän- 
kung der Erzeugung oder des Absatzes zur Folge. Sie 
steht deshalb in einem gewissen Spannungsverhältnis 
zur Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes in 
der Rechtssache „Sacchi".ioi) 

1162. Die EG-Kommission geht in der Begründung 
der Endgeräte-Richtlinie noch einen Schritt weiter 
und mißt die Gewährung besonderer oder ausschheß- 
hcher Rechte unmittelbar an Artikel 3 ht. f EWGV. Sie 
führt aus; 

„Das Vorhandensein von solchen besonderen oder 
ausschheßhehen Rechten auf dem Endgerätemarkt 
führt in jedem FaU zu einer Situation, die mit den in 
Artikel 3 Buchstabe f) des EWG-Vertrages genannten 
Zielsetzungen nicht vereinbar ist, wonach ein System 
zu errichten ist, das den Wettbewerb innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes vor Verfälschungen schützt 
und deshalb a fortiori verlangt, daß der Wettbewerb 
nicht ausgeschlossen werden darf. Die Mitghedstaa- 
ten sind gemäß Artikel 5 des Vertrages verpflichtet, 
aUe Maßnahmen zu unterlassen, welche die Verwirk- 
hchung der Ziele dieses Vertrages, einschheßheh der 


199) A.a.O., S. 75 (13. Begründungserwägimg). 
191) Vgl. oben Tz. 1155. 
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in Artikel 3 Buchstabe f) genannten, gefährden 
könnte. " ^^ 2 ) 

1163 . An dieser Argumentation ist dreierlei bemer- 
kenswert: Erstens bedeutet die Aufnahme der „a for- 
tiori"-Formel des „Continental Can"-Urteils im Zu- 
sammenhang mit Artikel 3 ht. f EWGV, daß die Ge- 
währung ausschheßhcher Rechte durch die Mitghed- 
staaten stets gegen die Ziele des EWG-Vertrages ver- 
stößt, da mit derartigen Rechten denknotwendig 
Wettbewerb ausgeschlossen wird. Zum zweiten stützt 
die EG-Kommission wettbewerbsrechüiche Pflichten 
der Mitgliedstaaten allein auf die Artikel 5 und 3 ht. f 
EWGV und hat diese damit von dem Aspekt der prak- 
tischen Wirksamkeit der an Unternehmen gerichteten 
Wettbewerbsregeln definitiv gelöst. Maßstab wird da- 
nach die Wirkung staatlicher Maßnahmen auf den 
Wettbewerb, wobei die EG-Kommission bisher nur 
festgestellt hat, daß der Ausschluß des Wettbewerbs 
zu Wirkungen führt, die mit dem System unverfälsch- 
ten Wettbewerbs unvereinbar sind. In der Konse- 
quenz dieser Argumentation hegt es freihch, einen 
Verstoß gegen Artikel 5 Abs. 2 in Verbindung mit 
Artikel 3 ht, f EWGV bereits bei einer Verfälschung 
des Wettbewerbs infolge staathcher Maßnahmen an- 
zunehmen. Drittens verwendet die EG-Kommission 
Artikel 90 Abs. 3 EWGV zur Durchsetzimg von sich 
aus Artikel 5 Abs. 2 EWGV ergebenden Verpflichtun- 
gen der Mitghed Staaten. Unter Verfahrensgesichts- 
punkten bedeutet dies die Möghchkeit, ohne das 
schwerfälhge xind pohtisch einschneidendere Ver- 
tragsverletzungsverfahren rasch und flexibel reagie- 
ren zu können. Damit wächst die Wahrscheinhchkeit 
einer verstärkten Durchsetzung der sich aus Artikel 5 
Abs. 2 EWGV ergebenden Pflichten zumindest bei 
staathchen Maßnahmen in bezug auf Unternehmen 
im Sinne des Artikels 90 EWGV. 

1164 . Inwieweit der Gerichtshof bereit ist, dieser Li- 
nie zu folgen, bleibt derzeit offen. Frankreich hat, 
unterstützt von mehreren Mitghedstaaten, darunter 
auch die Bundesrepubhk Deutschland, die Endgerä- 
terichthnie der EG-Kommission nach Artikel 173 
EWGV angefochten. 103 ) gie bestreiten insbesondere 
die Berechtigung der EG-Kommission, unter diesen 
Umständen eine auf Artikel 90 Abs, 3 EWGV gestützte 
Richüinie zu erlassen. Generalanwalt Tesauro hat in 
seinen Schlußanträgen die Auffassung vertreten, Arti- 
kel 90 Abs. 3 EWGV beschränke die EG-Kommission 
auf Überwachungsaufgaben und ermögliche ihr nicht, 
im Wege der Normsetzung die Bedingungen staaüi- 
cher Tätigkeit in einem bestimmten Sektor zu regeln. 
Die EG-Kommission habe sich die dem Rat zuste- 
hende Normsetzungskompetenz angemaßt und damit 
die ihr zugewiesenen Befugnisse überschritten, 
Zudem sei die Richtlinie unzureichend begründet, 
denn ihr lasse sich nicht entnehmen, welche Verstöße 
im einzelnen vorhegen sollen, Der Generalanwalt 
ist dagegen der Meinung, daß die Mitghedstaaten 
zwar grundsätzhch die Freiheit hätten, staathche Mo- 


102) Richtlinie (88/301/EWG), a.a.O., S. 75 (13. Begründungs- 
erwägung). 

103) Rs. C-202/88, Frankreich/Kommission vom 13. Februar 
1990 [noch nicht in Slg.]. 

104) Schlußanträge des Generalanwalts Tesauro in der Rs. 
C-202/88, a.a.O., Rdnr. 50 ff. 

105) A.a.O., Rdnr. 35 ff. 


nopole in bestimmten Bereichen zu errichten bzw. 
aufrechtzuerhalten, aber keinesfaUs auszuschhe- 
ßen sei, daß bereits in der Schaffung derartiger Aus- 
schheßhchkeitsrechte ein Verstoß gegen den Vertrag 
im Sinne des Artikels 90 Abs, 1 hege.^^^) AUerdings 
ergebe sich aus dem Zusammenspiel von Artikel 90 
und Artikel 222 EWGV eine „Rechtmäßigkeitsvermu- 
tung" zugunsten des öff entheben oder privilegierten 
Unternehmens, ^^S) 

1165 . Ebenf aUs gestützt auf Artikel 90 Abs. 3 EWGV 
hat die EG-Kommission jüngst eine niederländische 
Regelung über private Eil- Kurierdienste für mit dem 
Gemeinschaftsrecht unvereinbar erklärt, ^o^) gie hat 
dabei Artikel 90 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 86 
EWGV herangezogen, um die wettbewerbsrechüiche 
Zulässigkeit einer beabsichtigten Novelherung zu 
prüfen, die eine faktische Ausdehnung des Briefmo- 
nopols der staathchen Post zur Folge gehabt hätte. 

Nachdem die Tätigkeit der internationalen Kurier- 
dienste vor der Gesetzesänderung geduldet wurde, 
sohten in Zukunft nur noch Wettbewerber zugelassen 
werden, die bestimmte Bedingungen erfüUten, unter 
anderem Dienstleistungen von höherer Quahtät als 
die des Postdienstes und zu einem Tarif über den 
staatheh festgesetzten Mindesttarifen für Kurierdien- 
ste erbrachten. Die EG-Kommission sah in der Neure- 
gelung eine Ausdehnung der marktbeherrschenden 
SteUung der niederländischen Post. Die Zulässigkeit 
der gesetzhehen Regelung hat sie an Artikel 90 Abs. 2 
EWGV gemessen. Dessen Voraussetzungen lagen ih- 
rer Meinung nach jedoch nicht vor. Die Niederlande 
hatten die Gesetzesänderung mit der Ertragssiche- 
rung der Post begründet, konnten der EG -Kommis- 
sion zufolge aber nicht nachweisen, daß die vorgese- 
henen Maßnahmen hierfür unabdingbar waren. Wört- 
hch führte die EG-Kommission aus: 

„Die Ausweitung der beherrschenden Stellung der 
Post auf den für sie sekundären Markt der Eil- Kurier- 
dienste ist keine die Beseitigung des Wettbewerbs auf 
diesem Markt rechtfertigende objektive Notwendig- 
keit" 

Auch in dieser Entscheidung wird die Position der EG- 
Kommission deuüich, staathche Maßnahmen zur Be- 
gründung, Beibehaltung oder Verstärkung von Aus- 
schheßhchkeitsrechten einer an Artikel 90 Abs. 2 
EWGV orientierten Verhältnismäßigkeitskontrolle zu 
unterziehen. Die niederländische Regelung hat ihrer 
Meinung nach den Erforderhehkeitstest nicht bestan- 
den, so daß auf die mögheherweise beeinträchtigten 
Interessen der Gemeinschaft nicht einzugehen war. 

1166 . Bereits zuvor hatte sich die EG-Kommission in 
einer Reihe von Fällen auf Artikel 90 EWGV gestützt, 
um gegen mißbräuchliche Verhaltensweisen im Sek- 


106) A.a.O., Rdnr. 26. 

107) A.a.O., Rdnr. 27. 

108) A.a.O., Rdnr. 29. 

109) Entscheidung der Kommission vom 20. Dezember 1989, 
ABI. 1990 Nr. L 10, S. 47. 

110) A.a.O., S. 51 (Hervorhebung durch die Monopolkommis- 
sion). 
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tor Telekommunikation vorzugehen. m) Sie wider- 
setzte sich unter anderem dem Vorhaben der Deut- 
schen Bundespost, das Fernmeldemonopol auf 
schnurlose Telefone und Modems auszudehnen. Die 
EG-Kommission war der Auffassung, daß ein derarti- 
ges Endgeräte-Monopol gegen Artikel 37 EWGV ver- 
stößt und die Koppelung von Gerätekauf und Fern- 
meldedienstleistungen einen Mißbrauch im Sinne des 
Artikels 86 EWGV darstellt. 1^2) Entsprechend sei die 
geplante Normsetzung eine gegen Artikel 90 Abs, 1 
EWGV verstoßende Maßnahme. Nachdem die Deut- 
sche Bundespost im Fall des schnurlosen Telefons ihr 
Vorhaben aufgegeben und sich im Fall der Modems 
mit der EG-Kommission auf einen partiellen Marktzu- 
tritt für Private geeinigt hatte, erging keine formale 
Entscheidung. ^ 

Die Verfahren zeigen jedoch insgesamt, daß die EG- 
Kommission gewillt ist, sich des Instrumentariums des 
Artikels 90 Abs. 3 EWGV verstärkt zu bedienen, um 
Maßnahmen in bezug auf öffentliche Monopole zu 
kontrollieren. 

1167. Unabhängig davon, ob der Gerichtshof sich 
der Auslegung des Artikels 90 EWGV durch die EG- 
Kommission anschließt, verdient die grundlegende 
These Unterstützung, wonach die Zuerkennung von 
Ausschließlichkeitsrechten mit derart gravierenden 
Folgen für den Gemeinsamen Markt verbunden ist, 
daß das Gemeinschaftsrecht solche Rechte nicht un- 
beschränkt hinnehmen kann. Es hat vielmehr dafür 
Sorge zu tragen, daß das für die Erreichung der Ziele 
des Vertrages erforderliche Maß an Wettbewerb auf- 
rechterhalten bleibt. 


5. Wettbewerbsrechtliche Schranken für 
staatliche Maßnahmen aufgrund einer am 
Grundsatz freien Wettbewerbs orientierten 
Verhältnismäßigkeitsprüfung 

1168. Die EG-Kommission hat, ausgehend von Arti- 
kel 90 Abs. 2 EWGV, die Beibehaltung und Ausdeh- 
nung von Ausschließlichkeitsrechten einer Verhält- 
nismäßigkeitskontrolle unterzogen und dabei staatli- 
che Maßnahmen an den Zielen der Gemeinschaft ge- 
messen. Im wesentlichen erklärt die besondere Kom- 
petenz des Artikels 90 Abs. 3 EWGV, daß diese Kon- 
trolle bisher nur in bezug auf das besondere Verhält- 
nis der Staaten zu öffentlichen und privilegierten Un- 
ternehmen ausgeübt wurde. Bereits die Tatsache, daß 
die EG-Kommission in der Richtlinie zum Wettbewerb 
bei Telekommunikationsendgeräten auch auf Arti- 
kel 3 lit. f EWGV und die Pflichten der Mitgliedstaaten 
aus Artikel 5 EWGV zurückgegriffen hat, macht deut- 
lich, daß der Ansatz einer wettbewerbsbezogenen 
Verhältnismäßigkeitskontrolle letztlich nicht an Arti- 


^1^) Vgl. dazu ausführlich Neuordnung der Telekommiinika- 
tion, Bericht der Regierungskommission Femmeldewesen, 
Heidelberg 1987, S. 40 ff. 

^12) Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Fünf- 
zehnter Bericht über die Wettbewerbspohtik 1985, Luxem- 
burg 1986, Tz. 260, 261. 

113) Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Sech- 
zehnter Bericht über die Wettbewerbspohtik 1986, Luxem- 
burg 1987, Tz. 294. 


kel 90 EWGV und dessen Voraussetzungen gebunden 
ist. 

Die Argumentation der EG-Kommission wirft erneut 
die Frage auf, inwieweit sich wettbewerbsrechtliche 
Pflichten der Mitgliedstaaten aus Artikel 5 Abs. 2 und 
Artikel 3 lit. f EWGV auch losgelöst von der prakti- 
schen Wirksamkeit der an Unternehmen gerichteten 
Wettbewerbsregeln ergeben. Zu klären ist insbeson- 
dere, ob der eigentliche Maßstab nicht in der Verein- 
barkeit mit dem System unverfälschten Wettbewerbs, 
also mit dem Ordnungsprinzip Wettbewerb, liegt. 


5.1 Freier Wettbewerb als Grundsatz mit 
Verfassungsrang 

1169. Auf die zentrale Funktion des Wettbewerbs 
bei der Integration nationaler Märkte zu einem Euro- 
päischen Binnenmarkt hat die Monopolkommission 
bereits hingewiesen. Ohne die Wirkung des Wettbe- 
werbs würden zahlreiche Instrumente des Vertrages 
nicht funktionieren und wären auch die übrigen Ziele 
der Gemeinschaft nicht zu erreichen. Bereits die 
Präambel des Vertrages erwähnt daher die Notwen- 
digkeit, einen „redlichen Wettbewerb zu gewährlei- 
sten. Das in Artikel 3 lit. f EWGV genannte Ziel der 
Schaffung eines Systems unverfälschten Wettbewerbs 
ist sichtbarer Ausdruck der grundlegenden Bedeu- 
tung des Wettbewerbs, Nicht nur die eigentlichen 
Wettbewerbsregeln der Artikel 85 bis 94 EWGV, son- 
dern auch zahlreiche andere Bestimmungen des Ver- 
trages beziehen sich direkt oder indirekt auf die Not- 
wendigkeit, Verfälschungen des Wettbewerbs zu ver- 
meiden, so etwa Artikel 46, 79, 80, 101, 102, 107, 112, 
223, 225 EWGV, um nur einige zu nennen. 

Der EWG-Vertrag hat das System unverfälschten 
Wettbewerbs nicht absolut gesetzt. Aber auch dort, 
wo zur Verwirklichung anderer Ziele des Vertrages 
gewisse Beschränkungen des Wettbewerbs in Kauf 
genommen werden, stoßen diese Ausnahmen auf 
Grenzen, die ein bestimmtes Mindestmaß an Wettbe- 
werb garantieren. Wenn etwa der EG-Kommission in 
Artikel 85 Abs. 3 EWGV die Möglichkeit gegeben 
wird, bestimmte Kartelle vom Verbot des Artikels 85 
Abs. 1 EWGV freizustellen, so ist diese Freistellung 
nur möglich, wenn den beteiligten Unternehmen 
nicht die Möglichkeit eröffnet wird, für einen wesent- 
lichen Teil der betreffenden Waren den Wettbewerb 
auszuschalten (Artikel 85 Abs. 3 lit. b EWGV). Die 
funktionell ähnliche Grenze des Artikels 90 Abs. 2 
Satz 2 EWGV wurde bereits dargestellt, sie findet im 
Recht der staatlichen Beihilfen eine Entsprechung in 
Artikel 92 Abs. 3 lit. c EWGV. 

1170. Auch die Rechtsprechung des Gerichtshofs 
hat die grundlegende Bedeutung des Wettbewerbs 
für die Gemeinschaft anerkannt. Den bisher deutlich- 
sten Ausdruck fand dies in der Entscheidung vom 
7. Februar 1985 („Altöl") Der Europäische Ge- 
richtshof hat dort den Grundsatz des freien Wettbe- 
werbs in einer Reihe mit dem Grundsatz des freien 


1^4) EuGH, Urteil vom 7. Februar 1985, Rs. 240/83, Procureur de 
la Republique/ Association de Defense des Brüleurs d'Hui- 
les Usagees, Slg. 1985, S. 531. 
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Warenverkehrs und der grundrechtlichen Hand- 
lungsfreiheit zu den „fundamentalen Grundsätzen 
des Gemeinschaftsrechts" gerechnet, über deren 
Einhaltung er zu wachen habe. Dem Grundsatz des 
freien Wettbewerbs mißt der Gerichtshof also gewis- 
sermaßen „Verfassungsrang" innerhalb des Vertra- 
ges zu. Zwar kennt das Gemeinschaftsrecht auf der 
Ebene des Vertrages formal keine Rangunterschiede 
zwischen einzelnen Bestimmungen. Schon der Auf- 
bau des Vertrages läßt jedoch erkennen, daß die Ge- 
meinschaft bestimmten Grundsätzen verpflichtet ist. 
Der Gerichtshof hat in seiner Rechtsprechrmg eine 
Reihe von grundlegenden Prinzipien herausgebildet, 
von denen abzuweichen auch den Gemeinschaftsor- 
ganen nicht erlaubt ist. Insofern erscheint es der Mo- 
nopolkommission angemessen, von Grundsätzen mit 
Verfassungsrang zu sprechen. 


5.2 Prüfung von Maßnahmen der Gemeinschaft 
anhand ihrer Vereinbarkeit mit dem Grundsatz 
freien Wettbewerbs 

1171. Ansätze für eine Prüfung von Rechtsakten der 
Gemeinschaft anhand des Grundsatzes des freien 
Wettbewerbs fanden sich bereits in den Urteilen 
„Fruit Company" und „Maizena" In der Sache 
„Fruit Company" wandten sich die Kläger gegen ein 
Einfuhrlizenzsystem für landwirtschaftliche Produkte, 
das ihrer Meinung nach gegen die Artikel 3 ht. f , Arti- 
kel 85 und 86 EWGV verstieß. Der Europäische Ge- 
richtshof stellte fest, unter Berücksichtigung der Ziele 
der gemeinsamen Agrarpolitik (Artikel 39 EWGV) sei 
das Lizenzsystem dasjenige System, „das den Wettbe- 
werb am wenigsten zu verfälschen geeignet war. " 

Das Kriterium der Erforderlichkeit im Sinne des Inter- 
ventionsminimums beinhaltet bereits Teile einer am 
Grundsatz des freien Wettbewerbs orientierten Ver- 
hältnismäßigkeitsprüfung. Im „Maizena" -Urteil hatte 
der Gerichtshof sich freilich auf den in Artikel 42 
EWGV enthaltenen Vorrang der Agrarpolitik gegen- 
über den Vertragszielen auf dem Gebiet des Wettbe- 
werbs zurückgezogen. 119) 

Im „Altöl "-Urteil dagegen wird die strittige Richtlinie 
über die Altölbeseitigung eindeutig einer Verhältnis- 
mäßigkeitsprüfung unterzogen. Soweit die in der 
Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen den freien Han- 
del und den freien Wettbewerb einschränken können, 
dürfen sie, so der Europäische Gerichtshof, „weder 
diskriminierend sein, noch über die unvermeidlichen 
Beschränkungen hinausgehen, die aus Gründen des 
Umweltschutzes, eines im Allgemeininteresse liegen- 
den Ziels, gerechtfertigt sind. " 120 ) Der Gerichtshof 


115) A.a.O,, S. 548, 550. 

116) EuGH, Urteil vom 13. Mai 1971, verb. Rs. 41-44/70, NV Inter- 
national Fruit Company /Kommission, Slg. 1971, S. 411. 

117) EuGH, Urteü vom 29. Oktober 1980, Rs. 139/79, Maizena/ 
Rat, Slg. 1980, S. 3393. 

118) EuGH, Urteü vom 13. Mai 1971, verb. Rs. 41-44/70, NV 
International Fruit Company /Kommission, Slg. 1971, 411, 
S. 427. 

118) EuGH, Urteü vom 29. Oktober 1980, Rs. 139/79, Maizena/ 
Rat, Slg. 1980, S. 3393, 3421. 

120) EuGH, Urteü vom 7. Februar 1985, Rs. 240/83, Procureur de 
la Repubüque/Association de Defense des Brüleurs d'Hui- 
les Usagees, Slg. 1985, S. 531, 549. 


macht hier einerseits deutlich, daß Maßstab seiner 
Prüfung die Beschränkung des freien Wettbewerbs 
ist, stellt aber andererseits klar, daß nicht nur die Ziele 
der gemeinsamen Agrarpolitik, sondern auch die üb- 
rigen Ziele des Vertrages sowie sonstige im Allge- 
meininteresse liegende Ziele eine Beschränkung des 
Wettbewerbs durch Maßnahmen der Gemeinschaft 
rechtfertigen können. Weder der Grundsatz der Han- 
delsfreiheit noch der des freien Wettbewerbs gilt also 
absolut. 121) Der fundamentalen Bedeutung beider 
Grundsätze wird freüich dadurch Rechnung getragen, 
daß Beschränkungen des freien Wettbewerbs oder 
des Handelsverkehrs durch Maßnahmen der Gemein- 
schaft nur in dem Umfang hingenommen werden, wie 
sie unerläßlich sind, um andere Ziele zu verwirkli- 
chen. Gefordert wird also, daß sich derartige Eingriffe 
auf das Erforderliche im Sinne eines Interventionsmi- 
nimums beschränken. 

Die zitierte Passage, nach der die Maßnahmen weder 
diskriminierend sein noch über die zur Erreichung des 
Ziels unvermeidhchen Beschränkungen hinausgehen 
dürfen, weist unübersehbare Parallelen zur „Cassis de 
Dijon" -Rechtsprechung des Gerichtshofs auf. Be- 
kanntlich sind im Rahmen von Artikel 30 EWGV Han- 
delshemmnisse, die sich aus unterschiedslos auf ein- 
geführte und nationale Erzeugnisse anwendbaren Re- 
gelungen ergeben, hinzunehmen, soweit sie notwen- 
dig sind, um zwingenden Erfordernissen gerecht zu 
werden. 122) Dabei nimmt der Europäische Gerichtshof 
jeweils eine Abwägung vor zwischen dem Prinzip des 
Wettbewerbs im Gemeinsamen Markt durch Abbau 
der Handelshemmnisse einerseits und den als legitim 
erkannten nationalen Erfordernissen andererseits. 
Die Erfordernisse des freien Warenverkehrs treten nur 
zurück, soweit dies zur Erreichung des als legitim 
anerkannten Ziels notwendig ist. 


5.3 Der Grundsatz freien Wettbewerbs als 
Maßstab für staatliche Maßnahmen 

1 1 72. Nachdem Rechtsakte der Gemeinschaft späte- 
stens seit der „Altöl" -Entscheidung daran gemessen 
werden, ob sie den Wettbewerb auf dem Gemeinsa- 
men Markt mehr als erforderlich beschränken, bleibt 
die Frage, ob dieser Maßstab nicht in gleicher Weise 
für Maßnahmen der Mitgliedstaaten gilt. 

Anders als im „Fruit Company" -Urteil bezieht sich der 
Europäische Gerichtshof im „Altöl" -Fall allein auf den 
Grundsatz des freien Wettbewerbs und nicht aus- 
drücklich auf Artikel 3 lit. f EWGV.123) Nach der bis- 
herigen Rechtsprechung des Gerichtshofs ist jedoch 
völlig eindeutig, daß er Artikel 3 lit. f EWGV als die 
vertraghche Verankenmg dieses Grundsatzes an- 


121) A.a.O., S. 549. 

122) Erstmals EuGH, Urteü vom 20. Februar 1979, Rs. 120/8, 
Rewe/Bundesmonopolverwaltung für Branntwein („Cassis 
de Dijon"), Slg. 1979, S. 649, 662. 

123) Dies ist möglicherweise auf die aügemein gehaltenen Fra- 
gen des vorlegenden Gerichts zurückzuführen; vgl. EuGH, 
Urteü vom 7. Februar 1985, Rs. 240/83, Procureur de la 
Repubhque/Association de Defense des Brüleurs d'Huües 
Usagees, Slg. 1985, S. 531, 548. 
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sieht.124) Während sich aus dem Vertrag selbst die 
Bindung der Gemeinschaftsorgane an einzelne Ziele 
des Vertrages nicht unmittelbar ergibt, ^25) ist Artikel 5 
Abs. 2 EWGV eindeutig zu entnehmen, daß den Mit- 
gliedstaaten jede Beeinträchtigung einzelner Ziele 
der Gemeinschaft untersagt ist. Beruht die Bindung 
der Gemeinschaftsorgane an den Grundsatz des 
freien Wettbewerbs auf Artikel 3 lit. f EWGV, so ist 
eine vergleichbare Bindung der Mitgliedstaaten auf- 
gnmd Artikel 5 Abs. 2 EWGV letztlich unausweich- 
lich. 

1173 . Für eine Übertragung der Verhältnismäßig- 
keitsprüfung des „Altöl "-Urteils auf die Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten spricht auch die Parallele zu den 
Vorschriften des Vertrages über den freien Warenver- 
kehr. In der Konzeption des Vertrages sind freier Wa- 
renverkehr und Wettbewerb untrennbar aufeinander 
bezogen. Der Gerichtshof faßt dies in der Formulie- 
rung zusammen, grundlegendes Ziel der Gemein- 
schaft sei die Sicherung des freien Verkehrs von Wa- 
ren und Dienstleistungen unter den Bedingungen un- 
verfälschten Wettbewerbs. Dem entspricht die 
gleichrangige Behandlung der Grundsätze des freien 
Warenverkehrs und des freien Wettbewerbs in der 
„Altöl" -Entscheidung. Die Beachtung des Gnmdsat- 
zes des freien Warenverkehrs durch die Mitgliedstaa- 
ten wird durch das Instrumentarium der Artikel 30 ff. 
EWGV sichergestellt. Die Verbote der Artikel 30 und 
34 EWGV richten sich unmittelbar an die Staaten und 
untersagen im Grundsatz jede staatliche Maßnahme, 
die geeignet ist, den innergemeinschaftlichen Handel 
unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich oder potentiell 
zu behindern. 127) Der Gleichklang zwischen den bei- 
den Grundsätzen wäre empfindlich gestört, wenn die 
Mitgliedstaaten zwar nach Artikel 30 ff. EWGV zur 
Beachtung des freien Warenverkehrs verpflichtet wä- 
ren, der Grundsatz freien Wettbewerbs aber ihnen 
gegenüber keine Bindungen entfalten könnte, die 
über die bruchstückhaften Regelungen der Artikel 90, 
92f., 101 und 102 EWGV hinausgingen. 

Mit der „Cassis de Dijon "-Rechtsprechung wurde ein 
Regelungsmodell geschaffenen, das durch die Abwä- 
gung zwischen einzelstaatlichen Interessen („zwin- 
genden Erfordernissen") und dem Grundsatz freien 
Warenverkehrs den gnmdlegenden Prinzipien der 
Gemeinschaft Geltung verschafft, ohne zu vernach- 
lässigen, daß neben diesen Raum für weitere legitime 
Interessen der Mitgliedstaaten bleibt. Die Verhältnis- 
mäßigkeitsprüfung hat sich im Bereich des Warenver- 
kehrs für widerstreitende nationale und Gemein- 
schaftsinteressen bewährt. Der Gerichtshof hat sie in 
der „Altöl "-Entscheidung im Kern für die Beurteilung 


124) Vgl. die Ausführungen in EuGH, Urteil vom 21, Februar 
1973, Rs. 6/72, „Continental Can", Slg, 1973, S. 215, 
244 ff. 

125) Der Europäische Gerichtshof betont in seinem „Fruit Com- 
pany "-Urteil, Artikel 3 nenne mehrere allgemeine Ziele, 
auf deren Verwirklichung und Harmonisierung die Ge- 
meinschaft hinarbeiten muß; EuGH, Urteil vom 13. Mai 
1971, verb. Rs. 41-44/70, NV International Fruit Company/ 
Kommission, Slg. 1971, S. 411, 427. 

126) EuGH, Urteil vom 13. Juh 1966, Rs. 32/65, Italien/Rat, Slg. 
1966, S. 457, 483. 

127) Sog. Dassonville-Formel, erstmals in EuGH, Urteil vom 11. 
Juli 1974, Rs. 8/74, „Dassonville", Slg. 1974, S. 837, 852. 


von Maßnahmen der Gemeinschaft anhand verschie- 
dener Grundsätze des Gemeinschaftsrechts übernom- 
men. Sie ermöglicht auf dieser Ebene, andere im All- 
gemeininteresse liegende Ziele gegenüber dem 
Grundsatz des freien Wettbewerbs angemessen zur 
Geltung zu bringen. Ihre Übertragung auf die Prüfung 
der Vereinbarkeit nationaler Maßnahmen mit dem 
Grundsatz freien Wettbewerbs würde nach Ansicht 
der Monopolkommission den Schutz dieses Grundsat- 
zes lediglich dem des freien Warenverkehrs anglei- 
chen und damit der Gleichrangigkeit beider Gnmd- 
sätze entsprechen. 

1 1 74 . In der Rechtsprechung des Gerichtshofes zeich- 
net sich zudem die Tendenz ab, nationale Maßnahmen, 
die mit grundlegenden Prinzipien des Gemeinschafts- 
rechts in Widerspruch geraten, generell einer Verhält- 
nismäßigkeitsprüfung zu unterziehen. So hat der Euro- 
päische Gerichtshof z. B. zu den auf Artikel 56 EWGV 
gestützten Ausnahmen von der Niederlassungsfreiheit 
entschieden, daß die staatliche Maßnahme weder in 
einem Mißverhältnis zum angestrebten Ziel stehen 
noch in ihrer Wirkung über dasjenige hinausgehen 
dürfe, was zum Schutz der Interessen notwendig sei, 
die durch sie gewahrt werden sollen. ^28) Hinter diesem 
Kriterium ist das allgemeine Prinzip zu erkennen, dem- 
zufolge eine Beeinträchtigung der fundamentalen 
Gnmdsätze des Gemeinsamen Marktes nur hinzuneh- 
men ist, sofern sie durch im Allgemeininteresse lie- 
gende Ziele gerechtfertigt sind. 

1175 . Überträgt man die für andere Grundsätze des 
Vertrages bzw. für Maßnahmen der Gemeinschaft mit 
wettbewerbsbeschränkender Wirkung entwickelte 
Verhältnismäßigkeitsprüfung auf die Beurteilung 
staatlicher Maßnahmen anhand des Grundsatzes 
freien Wettbewerbs, so sind Maßnahmen, die den 
Wettbewerb auf dem gemeinsamen Markt beschrän- 
ken, nur zulässig, wenn drei Bedingungen kumulativ 
erfüllt sind: 

— Die Maßnahmen müssen ergriffen werden, um ein 
mit dem EWG-Vertrag vereinbares Ziel im Allge- 
meininteresse zu verwirklichen und müssen hierzu 
tatsächlich geeignet sein. 

— Die Beschränkungen des Wettbewerbs dürfen 
nicht weiter reichen, als es zur Verwirklichung die- 
ses Ziels unerläßlich ist. 

— Schließlich muß bei einer Abwägung zwischen 
den nationalen Interessen und dem gemein- 
schaftsrechtlichen Grundsatz des freien Wettbe- 
werbs die Beschränkung des Wettbewerbs durch 
das Gewicht des verfolgten Ziels gerechtfertigt 
sein. 

1176 . Nach Überzeugung der Monopolkommission 
ist diese Verhältnismäßigkeitsprüfung im Kern nichts 
anderes als die Umsetzung der die Mitgliedstaaten 
nach Artikel 5 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 3 lit. f 
EWGV treffenden Pflichten. Artikel 5 Abs. 2 EWGV 
fordert die Beachtung der Ziele der Gemeinschaft. 
Nicht nur die zur Realisienmg dieses Ziels geschaffe- 
nen Wettbewerbsregeln der Artikel 85 und 86 EWGV, 
sondern auch das System unverfälschten Wettbe- 
werbs selbst müssen vor Beeinträchtigungen durch 


128) EuGH, Urteil vom 26. April 1988, Rs. 352/85, Bond van 
Adverteeders/Niederlande, Slg. 1988, S. 2085, 2135. 
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staathche Maßnahmen geschützt werden. Zu diesem 
Schutz gehört es sicherlich, daß den Staaten der Ver- 
zicht auf bestimmte Formen der Regulierung auferlegt 
wird, die in besonderem Maße die Wirksamkeit der an 
Unternehmen gerichteten Wettbewerbsregeln beein- 
trächtigen. Beschränkungen des Wettbewerbs drohen 
jedoch weniger durch die Form als vielmehr durch 
den Umfang staaüicher Reguherung. Das Verbot der 
Beeinträchtigung des Systems unverfälschten Wett- 
bewerbs hat daher zumindest auch an den Wirkungen 
staatlicher Maßnahmen anzusetzen. 

Jede staathche Normsetzung in wirtschafthch rele- 
vanten Bereichen zeitigt Wirkungen auf den Wettbe- 
werb. Die Monopolkommission hält es daher für falsch 
zu unterstellen, der EWG-Vertrag richte sich prinzi- 
piell gegen staathche Maßnahmen, die den Spielraum 
für Wettbewerb beschneiden. Der Vertrag macht in 
seinem Artikel 3 vielmehr deuthch, daß eine Reihe 
verschiedener Ziele miteinander in Einklang gebracht 
werden müssen. Aufgrund der Bedeutung des Wett- 
bewerbs als wesenthches Integrationsinstrument darf 
die Verfolgung anderer legitimer Ziele dennoch nicht 
so weit gehen, daß der Wettbewerb auf dem Gemein- 
samen Markt stärker als durch dieses Ziel gerechtfer- 
tigt beeinträchtigt wird. Dem trägt die in der Recht- 
sprechung angelegte Verhältnismäßigkeitsprüfung 
Rechnung. Ihre Anwendung bedeutet aUerdings 
auch, daß Reguherung nicht bereits aufgrund der Tat- 
sache hingenommen werden kann, daß die entschei- 
denden operativen Parameter durch den Staat fest- 
gesetzt wurden. Die Verhältnismäßigkeitsprüfung 
macht die Beeinträchtigung des Grundsatzes freien 
Wettbewerbs zum Maßstab, in ihrem Rahmen kann es 
daher nicht erhebhch sein, inwieweit die Wirkungen 
staaüicher Maßnahmen denen eines Kartehs entspre- 
chen. 

1177 . Auch die Anwendung einer wettbewerbs- 
rechthchen VerhältiüsmäßigkeitskontroUe wirft eine 
Reihe von Fragen auf, die im Verlauf der Rechtspre- 
chung zu klären sein werden. Fraghch ist zunächst, ob 
grundsätzhch aUe Maßnahmen der Mitghedstaaten 
darauf zu prüfen sind, ob sie zu einer Beschränkung 
des Wettbewerbs auf dem Gemeinsamen Markt füh- 
ren oder ob diese Kontrolle auf Maßnahmen be- 
schränkt bleiben soU, die einen exphziten Bezug zum 
Wettbewerbsverhalten von Unternehmen aufweisen. 


Köln, den 30. Juni 1990 


In diesem Zusammenhang ist an die Entwicklung der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes zu 
Artikel 30 EWGV zu erinnern. Die „Dassonville" -For- 
mel („jede Handelsregelung der Mitghedstaaten, die 
geeignet ist, den innergemeinschaftiichen Handel . . . 
zu behindern") hatte zunächst nahegelegt, daß Arti- 
kel 30 EWGV nur Regelungen erfaßt, die sich unmit- 
telbar auf den Handel beziehen. Der Europäische Ge- 
richtshof hat jedoch den Begriff der „Handelsrege- 
lung" zugunsten allgemeiner Formuherungen wie 
„Maßnahme" oder „Regelung" auf gegeben und da- 
mit deuthch gemacht, daß grundsätzhch jede hoheit- 
hche Maßnahme dieser Kontrohe unterworfen ist. 

Unklar ist auch, in welchem Verfahren die erweiterten 
wettbewerbsrechthchen Verpflichtungen der Mit- 
ghedstaaten sinnvoll durchzusetzen sind. Sicherhch 
steht für Verstöße gegen Artikel 5 Abs. 2 in Verbin- 
dung mit Artikel 3 ht. f EWGV das Vertragsverlet- 
zungsverfahren zu Verfügung. Der Vertrag steht al- 
lerdings in den Artikeln 101 und 102 EWGV ein stär- 
ker kooperativ ausgerichtetes Verfahren zur Verfü- 
gung, das bei einer Reihe staaüicher Maßnahmetypen 
sinnvoU einzusetzen wäre. 

1178 . Die Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes befindet sich derzeit noch im Fluß, doch 
hegt die Anwendung einer am Grundsatz freien Wett- 
bewerbs orientierten Verhältnismäßigkeitsprüfung in 
der hier skizzierten oder einer anderen Form in der 
Konsequenz der bisher ergangenen Urteile, obwohl 
der Gerichtshof bisher mit dem Grundsatz der prakti- 
schen Wirksamkeit der Artikel 85, 86 EWGV einen 
eher vorsichtigen Mittelweg gewählt hatte. Auf jeden 
Fah zeichnet sich ab, daß die Gemeinschaft insgesamt 
auf eine verstärkte Beachtung des Prinzips freien 
Wettbewerbs durch die Mitghedstaaten drängen 
wird. Die damit verbundene Stärkung des Wettbe- 
werbs als Ordnungsprinzip des Gemeinsamen 
Marktes verdient nach Auffassung der Monopolkom- 
mission nachhaltige Unterstützung. Das Ziel des Sy- 
stems unverfälschten Wettbewerbs gibt den Mitghed- 
staaten bereits heute klare Orientierung, unabhängig 
davon, wann und wie der Europäische Gerichtshof 
den Grundsatz freien Wettbewerbs ihnen gegenüber 
im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung zur 
Geltung bringen wird. 


C. C. v. Weizsäcker 

W. Haastert W. Herion W. Möschei E. Weber-Braun 
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A. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(Auszug: §§ 22 bis 24 c) 

in der Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen vom 20. Februar 1990 (BGBl. I S. 235) 


§ 22 

Mißbrauchsaufsicht 

(1) Ein Unternehmen ist marktbeherrschend im 
Sinne dieses Gesetzes, soweit es als Anbieter oder 
Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder ge- 
werblichen Leistungen 

1. ohne Wettbewerber ist oder keinem wesentlichen 
Wettbewerb ausgesetzt ist oder 

2. eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern über- 
ragende Marktstellung hat; hierbei sind insbeson- 
dere sein Marktanteil, seine Finanzkraft, sein Zu- 
gang zu den Beschaffungs- oder Absatzmärkten, 
Verflechtungen mit anderen Unternehmen, recht- 
hche oder tatsächliche Schranken für den Markt- 
zutritt anderer Unternehmen, die Fähigkeit, sein 
Angebot oder seine Nachfrage auf andere Wa- 
ren oder gewerbliche Leistungen umzustellen, so- 
wie die Möglichkeit der Marktgegenseite, auf 
andere Unternehmen auszuweichen, zu berück- 
sichtigen. 

(2) Als marktbeherrschend gelten auch zwei oder 
mehr Unternehmen, soweit zwischen ihnen für eine 
bestimmte Art von Waren oder gewerblichen Leistun- 
gen allgemein oder auf bestimmten Märkten aus tat- 
sächhchen Gründen ein wesenthcher Wettbewerb 
nicht besteht und soweit sie in ihrer Gesamtheit die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllen. 

(3) Es wird vermutet, daß 

1. ein Unternehmen marktbeherrschend im Sinne des 
Absatzes 1 ist, wenn es für eine bestimmte Art von 
Waren oder gewerbhchen Leistungen einen 
Marktanteil von mindestens einem Drittel hat; die 
Vermutung güt nicht, wenn das Unternehmen im 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr Umsatzer- 
löse von weniger als 250 Millionen Deutscher Mark 
hatte; 

2. die Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, 
wenn für eine bestimmte Art von Waren oder ge- 
werblichen Leistungen 

a) drei oder weniger Unternehmen zusammen ei- 
nen Marktanteil von 50 vom Hundert oder mehr 
haben oder 

b) fünf oder weniger Unternehmen zusammen ei- 
nen Marktanteil von zwei Dritteln oder mehr 
haben; 


die Vermutung gilt nicht, soweit es sich um Un- 
ternehmen handelt, die im letzten abgeschlos- 
senen Geschäftsjahr Umsatz erlöse von weniger 
als 100 Millionen Deutscher Mark hatten. Für 
die Berechnung der Marktanteile und der Um- 
satzerlöse gilt § 23 Abs. 1 Satz 2 bis 10 entspre- 
chend. 

(4) Die Kartellbehörde hat gegenüber marktbeherr- 
schenden Unternehmen die in Absatz 5 genannten 
Befugnisse, soweit diese Unternehmen ihre marktbe- 
herrschende Stellimg auf dem Markt für diese oder 
andere Waren oder gewerbliche Leistungen miß- 
bräuchlich ausnutzen. Ein Mißbrauch im Sinne des 
Satzes 1 liegt insbesondere vor, wenn ein marktbe- 
herrschendes Unternehmen als Anbieter oder Nach- 
frager einer bestimmten Art von Waren oder gewerb- 
hchen Leistungen 

1. die Wettbewerbsmöghchkeiten anderer Unterneh- 
men in einer für den Wettbewerb auf dem Markt 
erhebhchen Weise ohne sachhch gerechtfertigten 
Grund beeinträchtigt; 

2. Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingimgen for- 
dert, die von denjenigen ab weichen, die sich bei 
wirksamem Wettbewerb mit hoher Wahrschein- 
hchkeit ergeben würden; hierbei sind insbeson- 
dere die Verhaltensweisen von Unternehmen auf 
vergleichbaren Märkten mit wirksamem Wettbe- 
werb zu berücksichtigen; 

3. ungünstigere Entgelte oder sonstige Geschäftsbe- 
dingungen fordert, als sie das marktbeherrschende 
Unternehmen selbst auf vergleichbaren Märkten 
von gleichartigen Abnehmern fordert, es sei denn, 
daß der Unterschied sachhch gerechtfertigt ist. 

(5) Die KarteUbehörde kann unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 4 marktbeherrschenden Unter- 
nehmen ein mißbräuchhches Verhalten untersagen 
und Verträge für unwirksam erklären; § 19 gilt ent- 
sprechend. Zuvor soU die Kartehbehörde die Beteihg- 
ten auffordem, den beanstandeten Mißbrauch abzu- 
stehen. 

(6) Soweit die Voraussetzungen des Absatzes 1 bei 
einem Konzemuntemehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes vorhegen, stehen der KarteUbehörde 
die Befugnisse nach Absatz 5 gegenüber jedem Kon- 
zemuntemehmen zu. 


414 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


§ 23 

Anzeigepflicht für Zusammenschlüsse 

(1) Der Zusammenschluß von Unternehmen ist dem 
Bundeskartellamt unverzüghch anzuzeigen, wenn die 
beteüigtep Unternehmen insgesamt im letzten vor 
dem Zusimmenschluß endenden Geschäftsjahr Um- 
satzerlöse von mindestens 500 Millionen Deutscher 
Mark hatten. Ist ein beteüigtes Unternehmen ein ab- 
hängiges oder herrschendes Unternehmen im Sinne 
des § 17 des Aktiengesetzes oder ein Konzemunter- 
nehmen im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes, so sind 
für die Berechnung der Umsatz erlöse sowie von 
Marktanteilen die so verbundenen Unternehmen als 
einheitliches Unternehmen anzusehen; wirken meh- 
rere Unternehmen aufgrund einer Vereinbarung oder 
in sonstiger Weise derart zusammen, daß sie gemein- 
sam einen beherrschenden Einfluß auf ein beteiligtes 
Unternehmen ausüben können, so gilt jedes von ih- 
nen als herrschendes Unternehmen. Für die Ermitt- 
lung der Umsatzerlöse gilt § 277 Abs. 1 des Handels- 
gesetzbuchs; Umsatzerlöse aus Lieferungen und Lei- 
stungen zwischen Unternehmen, die im Sinne des 
Satzes 2 verbunden sind (Innenumsatzerlöse) sowie 
Verbrauchsteuem bleiben außer Betracht; Umsatzer- 
löse in fremder Währung sind nach dem amtlichen 
Kurs in Deutsche Markt umzurechnen. An die Stelle 
der Umsatzerlöse treten bei Kreditinstituten und Bau- 
sparkassen ein Zehntel der Bilanzsumme, bei Versi- 
cherungsunternehmen die Prämieneinnahmen des 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. Die Bi- 
lanzsumme ist um diejenigen Ansätze zu vermindern, 
die für Beteüigungen an im Sinne des Satzes 2 ver- 
bundenen Unternehmen ausgewiesen sind; Prämien- 
einnahmen sind die Einnahmen aus dem Erst- imd 
Rückversicherungsgeschäft einschließlich der in 
Rückdeckung gegebenen Anteile. Bei Unternehmen, 
deren Geschäftsbetrieb ganz oder teilweise im Ver- 
trieb von Waren besteht, sind insoweit nur drei Viertel 
der Umsatzerlöse in Ansatz zu bringen. Bei Unterneh- 
men, deren Geschäftsbetrieb ganz oder teilweise im 
Verlag, in der Herstellung oder im Vertrieb von Zei- 
tungen oder Zeitschriften oder deren Bestandteilen 
besteht, ist insoweit das Zwanzigfache der Umsatzer- 
löse in Ansatz zu bringen; Satz 6 bleibt unberührt. 
Beim Erwerb des Vermögens eines anderen Unter- 
nehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil ist für 
die Berechnung der Marktanteile und der Umsatzer- 
löse des Veräußerers nur auf den veräußerten Vermö- 
gensteil abzustellen. Satz 8 gilt entsprechend für den 
Erwerb von Anteilen, soweit dabei weniger als 25 vom 
Hundert der Anteile beim Veräußerer verbleiben und 
der Zusammenschluß nicht die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 Nr. 2 Satz 3, Nr. 5 oder Nr. 6 erfüllt. Steht 
einer Person oder Personenvereinigung, die nicht Un- 
ternehmen ist, die Mehrheitsbeteiligung an einem 
Unternehmen zu, so gilt sie für die Zwecke dieses 
Gesetzes als Unternehmen. 

(2) Als Zusammenschluß im Sinne dieses Gesetzes 
gelten folgende Tatbestände: 

1. Erwerb des Vermögens eines anderen Unterneh- 
mens ganz oder zu einem wesenthchen Teil durch 
Verschmelzung, Umwandlung oder in sonstiger 
Weise. 


2. Erwerb von Anteilen an einem anderen Unterneh- 
men, wenn die Anteile allein oder zusammen mit 
sonstigen, dem Unternehmen bereits gehörenden 
Anteilen 

a) 25 vom Hundert des Kapitals oder der Stimm- 
rechte des anderen Unternehmens erreichen 
oder 

b) 50 vom Himdert des Kapitals oder der Stimm- 
rechte des anderen Unternehmens erreichen 
oder 

c) dem Unternehmen eine Mehrheitsbeteüigung 
im Sinne des § 16 Abs. 1 des Aktiengesetzes 
gewähren. 

Zu den Anteilen, die dem Unternehmen gehören, 
rechnen auch die Anteile, die einem im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 2 verbundenen Unternehmen oder 
einem anderen für Rechnung eines dieser Unter- 
nehmen gehören und, wenn der Inhaber des Unter- 
nehmens ein Einzelkaufmann ist, auch die Anteile, 
die sonstiges Vermögen des Inhabers sind. Erwer- 
ben mehrere Unternehmen gleichzeitig oder nach- 
einander im vorbezeichneten Umfang Anteile an 
einem anderen Unternehmen, so gilt dies hinsicht- 
lich der Märkte, auf denen das andere Unterneh- 
men tätig ist, auch als Zusammenschluß der sich 
beteiligenden Unternehmen untereinander (Ge- 
meinschaftsunternehmen). Als Zusammenschluß 
gilt auch der Erwerb von Anteilen, soweit dem Er- 
werber durch Vertrag, Satzung, Gesellschafts ver- 
trag oder Beschluß eine Rechtsstellung verschafft 
ist, die bei der Aktiengesellschaft ein Aktionär mit 
mehr als 25 vom Hundert des stimmberechtigten 
Kapitals innehat. 

3. Verträge mit einem anderen Unternehmen, durch 
die 

a) ein Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengeset- 
zes gebildet oder der Kreis der Konzemunter- 
nehmen erweitert wird oder 

b) sich das andere Unternehmen verpflichtet, sein 
Unternehmen für Rechnung des Unternehmens 
zu führen oder seinen Gewinn ganz oder zum 
Teil an das andere Unternehmen abzuführen 
oder 

c) dem Unternehmen der Betrieb des anderen Un- 
ternehmens ganz oder zu einem weseiitiichen 
Teil verpachtet oder sonst überlassen wird. 

4. Herbeiführung der Personengleichheit von minde- 
stens der Hälfte der Mitgheder des Aufsichtsrats, 
des Vorstands oder eines sonstigen zur Geschäfts- 
führung berufenen Organs von Unternehmen. 

5. Jede sonstige Verbindung von Unternehmen, auf 
Grund deren ein oder mehrere Unternehmen un- 
mittelbar oder mittelbar einen beherrschenden 
Einfluß auf ein anderes Unternehmen ausüben 
können. 

6. Jede Verbindung von Unternehmen der in Num- 
mer 2, 4 oder 5 genannten Art, bei der ein geringe- 
rer als der in Nummer 2 Satz 1 Buchstabe a ge- 
nannte Anteil erworben, eine Rechtsstellung nach 
Nummer 2 Satz 4 nicht verschafft, der Umfang der 
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Personengleichheit nach Nummer 4 nicht erreicht 
und ein beherrschender Einfluß im Sinne der Num- 
mer 5 nicht ermöglicht wird, sofern durch die Ver- 
bindung ein oder mehrere Unternehmen unmittel- 
bar oder mittelbar einen wettbewerbhch erhebh- 
chen Einfluß auf ein anderes Unternehmen aus- 
üben können. 

(3) Ein Zusammenschluß ist auch dann anzuneh- 
men, wenn die Beteihgten Unternehmen bereits vor- 
her im Sinne des Absatzes 2 zusammengeschlossen 
waren, es sei denn, daß der Zusammenschluß nicht zu 
einer wesentlichen Verstärkung der bereits bestehen- 
den Unternehmensverbindung führt. Ein Zusammen- 
schluß hegt nicht vor, wenn ein Kreditinstitut bei der 
Gründung oder Kapitalerhöhung eines Unterneh- 
mens oder sonst im Rahmen seines Geschäftsbetrie- 
bes Anteile an einem anderen Unternehmen zum 
Zweck der Veräußerung auf dem Markt erwirbt, so- 
lange es das Stimmrecht aus diesen Anteilen nicht 
ausübt und sofern die Veräußerung innerhalb eines 
Jahres erfolgt; bei der Gründung eines Unternehmens 
führt die Ausübung des Stimmrechts in der ersten 
Hauptversammlung nach der Gründung nicht zu ei- 
nem Zusammenschluß. Ist ein an einem Zusammen- 
schluß beteiligtes Unternehmen ein im Sinne des Ab- 
satzes 1 Satz 2 verbundenes Unternehmen, so gelten 
auch das herrschende Unternehmen sowie diejenigen 
Unternehmen, von denen das herrschende Unterneh- 
men abhängig ist, als am Zusammenschluß beteiligt. 
Schließen sich zwei oder mehr Unternehmen zusam- 
men, so gilt dies auch als Zusammenschluß der von 
ihnen abhängigen Unternehmen. 

(4) Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. in den Fällen der Verschmelzung oder Umwand- 
lung die Inhaber des aufnehmenden oder des neu- 
gebildeten Unternehmens oder deren Vertreter, 
bei juristischen Personen und Gesellschaften die 
nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufe- 
nen Personen; 

2. im übrigen 

a) die Inhaber der am Zusammenschluß beteilig- 
ten Unternehmen und 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 auch 
der Veräußerer 

oder deren Vertreter, bei juristischen Personen und 
Gesellschaften die nach Gesetz oder Satzung zur 
Vertretung berufenen Personen; in den Fällen des 
Buchstabens b gilt Absatz 3 Satz 3 entsprechend. 

(5) In der Anzeige ist die Form des Zusammen- 
schlusses anzugeben. Die Anzeige muß ferner über 
jedes beteihgte Unternehmen folgenden Angaben 
enthalten: 

1. die Firma oder sonstige Bezeichnung und den Ort 
der Niederlassung oder den Sitz; 

2. die Art des Geschäftsbetriebes; 

3. die Marktanteile einschheßhch der Grundlagen für 
ihre Berechnung oder Schätzung, wenn diese im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder in einem 
wesentlichen Teil desselben für die beteihgten Un- 
ternehmen zusammen mindestens 20 vom Hundert 


erreichen, und die Umsatzerlöse; an Stelle der Um- 
satzerlöse sind bei Kreditinstituten imd Bauspar- 
kassen die Bilanzsumme, bei Versicherungsunter- 
nehmen die Prämieneinnahmen anzugeben; 

4. beim Erwerb von Anteilen an einem anderen Un- 
ternehmen die Höhe der erworbenen und der ins- 
gesamt gehaltenen Beteihgung. 

Ist ein beteüigtes Unternehmen ein im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 2 verbundenes Unternehmen, so 
sind die in Satz 2 Nr. 1 und 2 geforderten Angaben 
auch über die so verbundenen Unternehmen und 
die in Satz 2 Nr. 3 geforderten Angaben über jedes 
am Zusammenschluß beteihgte Unternehmen und 
die mit ihm so verbundenen Unternehmen insge- 
samt zu machen sowie die Konzembeziehungen, 
Abhängigkeits- und Beteihgungsverhältnisse zwi- 
schen den verbundenen Unternehmen mitzutei- 
len. 

(6) Das Bundeskartellamt kann von jedem beteihg- 
ten Unternehmen Auskunft über Marktanteile ein- 
schheßhch der Grundlagen für die Berechnung oder 
Schätzung sowie über den Umsatzerlös bei einer be- 
stimmten Art von Waren oder gewerbhchen Leistun- 
gen verlangen, den das Unternehmen im letzten vor 
dem Zusammenschluß endenden Geschäftsjahr er- 
zielt hat. Ist ein beteüigtes Unternehmen ein im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 2 verbundenes Unternehmen, so 
kann das BundeskarteUamt die Auskunft auch über 
die so verbundenen Unternehmen verlangen; es kann 
die Auskunft auch von den verbxmdenen Unterneh- 
men verlangen. § 46 Abs. 2, 5 und 9 güt entsprechend. 
Zur Erteüung der Auskunft hat das BundeskarteUamt 
eine angemessene Frist zu bestimmen. Die Befugnisse 
des Bundeskartellamtes nach § 46 bleiben unbe- 
rührt. 

§ 23a 

Marktbeherrschungsvermutungen 

(1) Unbeschadet des § 22 Abs. 1 bis 3 wird für die 
ZusammenschlußkontroUe vermutet, daß durch den 
Zusammenschluß eine überragende MarktsteUimg 
entstehen oder sich verstärken wird, wenn 

1. sich ein Unternehmen, das im letzten vor dem Zu- 
sammenschluß endenden Geschäftsjahr Umsatzer- 
löse von mindestens zwei Milharden Deutscher 
Mark hatte, mit einem anderen Unternehmen zu- 
sammenschheßt, das 

a) auf einem Markt tätig ist, auf dem kleine und 
mittlere Unternehmen insgesamt einen Markt- 
anteü von mindestens zwei Dritteln und die am 
Zusammenschluß beteihgten Unternehmen ins- 
gesamt einen Marktanteü von mindestens fünf 
vom Hundert haben, oder 

b) auf einem oder mehreren Märkten marktbe- 
herrschend ist, auf denen insgesamt im letz- 
ten abgeschlossenen Kalenderjahr mindestens 
150 Milhonen Deutscher Mark umgesetzt wur- 
den, oder 
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2. die am Zusammenschluß beteiligten Unternehmen 
im letzten vor dem Zusammenschluß endenden 
Geschäftsjahr insgesamt Umsatzerlöse von minde- 
stens zwölf Milliarden Deutscher Mark und minde- 
stens zwei der am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen Umsatzerlöse von jeweils minde- 
stens einer Milliarde Deutscher Mark hatten; die 
Vermutung gilt nicht, soweit der Zusammenschluß 
auch die Voraussetzungen des § 23 Abs. 2 Nr. 2 
Satz 3 erfüllt und das Gemeinschaftsunternehmen 
nicht auf einem Markt tätig ist, auf dem im letzten 
Kalenderjahr mindestens 750 Millionen Deutscher 
Mark umgesetzt wurden. 

(2) Für die Zusammenschlußkontrolle gilt auch eine 
Gesamtheit von Unternehmen als marktbeherr- 
schend, wenn sie 

1. aus drei oder weniger Unternehmen besteht, die 
auf einem Markt die höchsten Marktanteile und 
zusammen einen Marktanteil von 50 vom Hundert 
erreichen, oder 

2. aus fünf oder weniger Unternehmen besteht, die 
auf einem Markt die höchsten Marktanteile und 
zusammen einen Marktanteil von zwei Dritteln er- 
reichen, 

es sei denn, die Unternehmen weisen nach, daß die 
Wettbewerbsbedingungen auch nach dem Zusam- 
menschluß zwischen ihnen wesenüichen Wettbe- 
werb erwarten lassen oder die Gesamtheit der Un- 
ternehmen im Verhältnis zu den übrigen Wettbe- 
werbern keine überragende Marktstellung hat, 
Satz 1 gilt nicht, soweit es sich um Unternehmen 
handelt, die im letzten abgeschlossenen Geschäfts- 
jahr Umsatzerlöse von weniger als 150 Millionen 
Deutscher Mark hatten oder wenn die am Zusam- 
menschluß beteiligten Unternehmen insgesamt ei- 
nen Marktanteil von nicht mehr als 15 vom Hundert 
erreichen. § 22 Abs. 2 und 3 Satz 1 Nr. 2 bleibt im 
übrigen unberührt. 

(3) Bei der Berechnung der Umsatzerlöse und 
Marktanteile ist § 23 Abs. 1 Satz 2 bis 6 und 8 bis 10 
anzuwenden, 

§ 24 

Kontrolle von Zusammenschlüssen 

(1) Ist zu erwarten, daß durch einen Zusammen- 
schluß eine marktbeherrschende Stellung entsteht 
oder verstärkt wird, so hat die Kartellbehörde die in 
den folgenden Bestimmungen genannten Befugnisse, 
es sei denn, die beteiligten Unternehmen weisen 
nach, daß durch den Zusammenschluß auch Verbes- 
serungen der Wettbewerbsbedingungen eintreten 
und daß diese Verbesserungen die Nachteile der 
Marktbeherrschung überwiegen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor, 
so untersagt das Bundeskartellamt den Zusammen- 
schluß. Das Bundeskartellamt darf einen Zusammen- 
schluß untersagen, sobald ihm das Vorhaben des Zu- 
sammenschlusses bekannt ge worden ist; vollzogene 
Zusammenschlüsse darf das Bimdeskartellamt nur in- 
nerhalb einer Frist von einem Jahr seit Eingang der 


vollständigen Anzeige nach § 23 untersagen; § 24 a 
Abs. 2 Satz 2 Nr, 1 und 5 bis 6 gilt entsprechend. Vor 
einer Untersagung ist den obersten Landesbehörden, 
in deren Gebiet die beteiligten Unternehmen ihren 
Sitz haben, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Hat das Bundeskartellamt die Verfügung nach Satz 1 
erlassen, so ist es unzulässig, den Zusammenschluß 
ohne Erlaubnis des Bundesministers für Wirtschaft zu 
vollziehen oder am Vollzug des Zusammenschlusses 
mitzuwirken; Rechtsgeschäfte, die gegen dieses Ver- 
bot verstoßen, sind imwirksam; dies gilt nicht für Ver- 
träge über die Verschmelzung, Umwandlung, Ein- 
gliederung oder Gründung eines Unternehmens und 
für Unternehmensverträge im Sinne der §§ 291 
und 292 des Aktiengesetzes, sobald sie durch Eintra- 
gung in das Handelsregister oder in das Genossen- 
schaftsregister rechtswirksam geworden sind. Ein 
vollzogener Zusammenschluß, den das Bundeskar- 
tellamt untersagt hat, ist aufzulösen, wenn nicht der 
Bundesminister für Wirtschaft die Erlaubnis zu dem 
Zusammenschluß erteilt. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft erteilt auf An- 
trag die Erlaubnis zu dem Zusammenschluß, wenn im 
Einzelfall die Wettbewerbsbeschränkung von ge- 
samtwirtschaftlichen Vorteilen des Zusammenschlus- 
ses aufgewogen wird oder der Zusammenschluß 
durch ein überragendes Interesse der Allgemeinheit 
gerechtfertigt ist; hierbei ist auch die Wettbewerbsfä- 
higkeit der beteiligten Unternehmen auf Märkten au- 
ßerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes zu be- 
rücksichtigen, Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, 
wenn durch das Ausmaß der Wettbewerbsbeschrän- 
kung die marktwirtschafthche Ordnung nicht gefähr- 
det wird. Die Erlaubnis kann mit Beschränkungen und 
Auflagen verbunden werden. Diese dürfen sich nicht 
darauf richten, die beteiligten Unternehmen einer 
laufenden Verhaltenskontrolle zu unterstellen. § 22 
bleibt unberührt. 

(4) Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum Zu- 
sammenschluß ist binnen einer Frist von einem Monat 
beim Bundesminister für Wirtschaft schriftlich einzu- 
reichen. Die Frist beginnt mit der Zustellimg der in 
Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Verfügung des Bundes- 
kartellamtes; wird die Verfügung des Bundeskartell- 
amtes innerhalb der in § 65 Absatz 1 Satz 1 und 2 vor- 
gesehenen Frist angefochten, so beginnt die Fri 4 für 
den Erlaubnisantrag in dem Zeitpunkt, in dem die 
Verfügung des Bundeskartellamtes unanfechtbar 
wird. Der Bundesminister für Wirtschaft soll über den 
Antrag innerhalb von vier Monaten seit Ablauf der in 
den Sätzen 1 und 2 genannten Frist für den Erlaubnis - 
antrag entscheiden. Vor der Entscheidung ist den 
obersten Landesbehörden, in deren Gebiet die betei- 
ligten Unternehmen ihren Sitz haben, Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Der Bundesminister für Wirtschaft kann die Er- 
laubnis widerrufen oder durch Anordnung von Be- 
schränkungen ändern oder mit Auflagen versehen, 
wenn die beteiligten Unternehmen einer mit der Er- 
laubnis verbundenen Auflage zuwiderhandeln. Der 
Bundesminister für Wirtschaft kann die Erlaubnis zu- 
rücknehmen, wenn die beledigten Unternehmen sie 
durch arglistige Täuschung, Drohung, Bestechung 
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oder durch Angaben erwirkt haben, die in wesenth- 
eher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren. 

(6) Die Auflösung eines vollzogenen Zusammen- 
schlusses kann auch darin bestehen, daß die Wettbe- 
werbsbeschränkung auf andere Weise als durch Wie- 
derherstellung des früheren Zustands beseitigt wird. 
Das Bundeskartellamt ordnet die zur Auflösung des 
Zusammenschlusses erforderlichen Maßnahmen an, 
wenn 

1. seine in Absatz 2 Satz 1 bezeichnete Verfügung 
unanfechtbar geworden ist und, 

2. falls die beteihgten Unternehmen beim Bimdesmi- 
nister für Wirtschaft einen Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis zum Zusammenschluß gestellt hatten, 
die Ablehnung dieses Antrags oder in Fällen des 
Abs. 5 der Widerruf oder die Rücknahme unan- 
fechtbar geworden ist. 

Hierbei hat es unter Wahnmg der Belange Dritter 
diejenigen Maßnahmen anzuordnen, die mit dem 
geringsten Aufwand und der geringsten Belastung 
für die Beteiligten zum Ziele führen. 

(7) Zur Durchsetzung seiner Anordnung kann das 
Bundeskartellamt insbesondere 

1. durch einmahge oder mehrfache Festsetzung eines 
Zwangsgeldes von 10 000 bis eine Million Deut- 
scher Mark die zur Auflösung des Zusammen- 
schlusses Verpflichteten dazu anhalten, daß sie un- 
verzüglich die angeordneten Maßnahmen ergrei- 
fen, 

2. untersagen, daß das Stimmrecht aus Anteilen an 
einem beteiligten Unternehmen, die einem ande- 
ren beteiligten Unternehmen gehören oder ihm zu- 
zurechnen sind, ausgeübt wird, oder die Ausübung 
des Stimmrechts oder die Art der Ausübung von 
der Erlaubnis des Bundeskartellamtes abhängig 
machen, 

3. den Zusammenschluß bewirkende Verträge der in 
§ 23 Abs. 2 Nr. 1 und 3 bezeichneten Art für un- 
wirksam erklären; dies gilt nicht für Verträge über 
die Verschmelzung, Umwandlung, Eingliederung 
oder Gründung eines Unternehmens und für Un- 
temehmensverträge im Sinne der §§291 und 292 
des Aktiengesetzes, sobald sie durch Eintragung in 
das Handelsregister oder in das Genossenschafts- 
register rechtswirksam geworden sind, 

4. einen Treuhänder bestellen, dpr für die zur Auflö- 
sung des Zusammenschlusses Verpflichteten die 
erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und 
die erforderhehen tatsächlichen Handlungen vor- 
zunehmen hat; hierbei ist zu bestimmen, in wel- 
chem Umfang während der Dauer der Treuhänder- 
schaft die Rechte der Betroffenen ruhen; für das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Treuhänder und 
dem Verpflichteten sind die §§ 664, 666 bis 670 des 
Bürgerhehen Gesetzbuchs entsprechend anzu- 
wenden; der Treuhänder kann von dem Verpflich- 
teten eine angemessene Vergütung beanspru- 
chen. 


(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht, 

1. wenn die beteiligten Unternehmen insgesamt im 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr Umsatzer- 
löse von weniger als 500 Millionen Deutscher Mark 
hatten oder 

2. wenn sich ein Unternehmen, das nicht abhängig ist 
und im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr Um- 
satzerlöse von nicht mehr als 50 MiUionen Deut- 
scher Mark hatte, einem anderen Unternehmen 
anschließt, es sei denn, das eine Unternehmen 
hatte Umsatzerlöse von mindestens vier Millionen 
Deutscher Mark und das andere Unternehmen 
Umsatzerlöse von mindestens einer Milliarde Deut- 
scher Mark oder 

3. soweit ein Markt betroffen ist, auf dem seit minde- 
stens fünf Jahren Waren oder gewerbliche Leistun- 
gen angeboten werden und auf dem im letzten 
Kalenderjahr weniger als zehn Millionen Deut- 
scher Mark umgesetzt wurden. 

Bei der Berechnung der Umsatzerlöse ist § 23 
Abs. 1 Satz 2 bis 10 anzuwenden. 

(9) Absatz 8 Satz 1 Nr. 2 ist nicht anzuwenden, 
soweit durch den Zusammenschluß der Wettbewerb 
beim Verlag, bei der Herstellung oder beim Vertrieb 
von Zeitungen oder Zeitschriften oder deren Bestand- 
teilen Sinne des Absatzes 1 beschränkt wird. 

§ 24a 

Anmeldung von Zusammenschlußvorhaben 

(1) Das Vorhaben eines Zusammenschlusses kann 
beim Bundeskartellamt angemeldet werden. Das Vor- 
haben ist beim Bundeskartellamt anzumelden, wenn 

1. eines der am Zusammenschluß beteihgten Unter- 
nehmen im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr 
Umsatzerlöse von mindestens zwei Milliarden 
Deutscher Mark hatte oder 

2. mindestens zwei der am Zusammenschluß beteüig- 
ten Unternehmen im letzten abgeschlossenen Ge- 
schäftsjahr Umsatzerlöse von jeweils einer Milli- 
arde Deutscher Mark oder mehr hatten oder 

3. der Zusammenschluß nach Landesrecht durch Ge- 
setz oder sonstigen Hoheitsakt bewirkt werden 
soll; 

dies gilt nicht für Zusammenschlüsse nach § 23 
Abs. 2 Nr. 6. Für die Anmeldung gilt § 23 entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß bei Anwendung des 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 an die Stelle des 
Zeitpunktes des Zusammenschlusses der Zeit- 
punkt der Anmeldung tritt und daß in den Fällen 
der Verschmelzung oder Umwandlung die Inha- 
ber, die Vertreter oder zur Vertretung berufenen 
Personen der am Zusammenschluß beteihgten Un- 
ternehmen zur Anmeldung verpflichtet sind. Die 
Anmeldung gilt nur als bewirkt, wenn sie die in 
§ 23 Abs. 5 bezeichneten Angaben enthält. § 46 
Abs. 9 findet auf die anläßheh der Anmeldung er- 
langten Kenntnisse und Unterlagen entsprechende 
Anwendung. 
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(2) Ist das Zusammenschluß Vorhaben beim Bundes- 
kartellamt angemeldet worden, so darf das Bundes- 
kartellamt den Zusammenschluß nur xmtersagen, 
wenn es demjenigen, der die Anmeldung bewirkt hat, 
innerhalb einer Frist von einem Monat seit Eingang 
der Anmeldung mitteilt, daß es in die Prüfung des 
Zusammenschlußvorhabens eingetreten ist und wenn 
die Verfügung nach § 24 Abs. 2 Satz 1 innerhalb einer 
Frist von vier Monaten seit Eingang der Anmeldung 
ergeht. Das Bundeskartellamt darf den Zusammen- 
schluß auch nach Ablauf der vier Monate untersagen, 
wenn 

1. die am Zusammenschluß beteiligten Unternehmen 
einer Fristverlängerung zugestimmt haben oder 

2. der Zusammenschluß vollzogen wird, obgleich die 
in Satz 1 genannte Frist von einem Monat oder, 
wenn das Bundeskartellamt die Mitteilung nach 
Satz 1 gemacht hat, die dort genannte Frist von vier 
Monaten noch nicht ab gelaufen ist oder 

3. der Zusammenschluß anders als angemeldet voll- 
zogen wird oder 

4. der Zusammenschluß noch nicht vollzogen ist und 
die Verhältnisse, auf Grund deren das Bundeskar- 
tellamt von der Mitteilung nach Satz 1 oder von der 
Untersagung des Zusammenschlusses nach § 24 
Abs. 2 Satz 1 abgesehen hatte, sich wesentlich ge- 
ändert haben oder 

5. das Bundeskartellamt durch unrichtige oder im- 
vollständige Angaben der am Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen oder eines anderen ver- 
anlaßt worden ist, die Mitteilung nach Satz 1 oder 
die Untersagung des Zusammenschlusses nach 
§ 24 Abs. 2 Satz 1 zu unterlassen oder 

6. eine Auskunft nach § 23 Abs. 6 oder § 46 nicht oder 
nicht fristgemäß erteilt wurde und das Bxmdeskar- 
tellamt dadurch zu dem in Nummer 5 bezeichneten 
Verhalten veranlaßt worden ist, 

(3) Die Anmeldung des Zusammenschlußvorhabens 
läßt die Pflicht zur Anzeige des Zusammenschlusses 
nach § 23 unberührt; bei der Anzeige nach § 23 kann 
auf die bei der Anmeldung des Zusammenschlußvor- 
habens eingereichten Unterlagen Bezug genommen 
werden. 

(4) Ist ein Zusammenschlußvorhaben nach Absatz 1 
Satz 2 anzumelden, so ist es unzulässig, den Zusam- 
menschluß vor dem Ablauf der in Absatz 2 Satz 1 
genannten Frist von einem Monat imd, wenn das Bun- 
deskartellamt die Mitteilung nach Absatz 2 Satz 1 
gemacht hat, vor dem Ablauf der dort genannten Frist 
von vier Monaten oder deren vereinbarter Verlänge- 
rung zu vollziehen oder am Vollzug dieses Zusam- 
menschlusses mitzu wirken, es sei denn, das Bundes- 
karteUamt hat demjenigen, der die Anmeldung be- 
wirkt hat, vor Ablauf der in Absatz 2 Satz 1 genannten 
Fristen schriftlich mitgeteilt, daß das Zusammen- 
schlußvorhaben die Untersagungsvoraussetzungen 
des § 24 Abs. 1 nicht erfüllt; Rechtsgeschäfte, die ge- 
gen dieses Verbot verstoßen, sind unwirksam; dies 
güt nicht für Verträge über die Verschmelzung, Um- 
wandlung, Eingliedenmg oder Gründung eines Un- 
ternehmens und für Untemehmensverträge im Sinne 
der §§ 291 und 292 des Aktiengesetzes, sobald sie 


durch Eintragung in das Handelsregister oder in das 
Genossenschaftsregister rechtswirksam geworden 
sind. 

§ 24b 

Monopolkommission 

(1) Zur regelmäßigen Begutachtung der Entwick- 
lung der Untemehmenskonzentration in der Bundes- 
republik Deutschland und der Anwendimg der §§22 
bis 24a wird eine Monopolkommission gebildet. Sie 
besteht aus fünf Mitghedem, die über besondere 
volkswirtschaftliche, betriebswirtschaftliche, sozial- 
politische, technologische oder wirtschaftsrechtliche 
Kenntnisse und Erfahrungen verfügen müssen. 

(2) Die Mitglieder der Monopolkommission dürfen 
weder der Regierung oder einer gesetzgebenden Kör- 
perschaft des Bimdes oder eines Landes noch dem 
öffentlichen Dienst des Bundes, eines Landes oder 
einer sonstigen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, es sei denn als Hochschullehrer oder als Mit- 
arbeiter eines wissenschaftlichen Instituts, angehö- 
ren. Sie dürfen ferner nicht Repräsentant eines Wirt- 
schaftsverbandes oder einer Organisation der Arbeit- 
geber oder Arbeitnehmer sein oder zu diesen in einem 
ständigen Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhält- 
nis stehen. Sie dürfen auch nicht während des letzten 
Jahres vor der Berufung zum Mitglied der Monopol- 
kommission eine derartige Stellung innegehabt ha- 
ben. 

(3) Die Monopolkommission soll in ihrem Gutachten 
den jeweiligen Stand der Untemehmenskonzentra- 
tion sowie deren absehbare Entwicklung unter wirt- 
schafts-, insbesondere wettbewerbspolitischen Ge- 
sichtspimkten beurteüen und die Anwendimg der 
§§22 bis 24a würdigen. Sie soll auch nach ihrer Auf- 
fassung notwendige Ändemngen der einschlägigen 
Bestimmungen dieses Gesetzes aufzeigen. 

(4) Die Monopolkommission ist nur an den durch 
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und in 
ihrer Tätigkeit unabhängig. Vertritt eine Minderheit 
bei der Abfassung der Gutachten eine abweichende 
Auffassung, so kann sie diese in den Gutachten zum 
Ausdmck bringen. 

(5) Die Monopolkommission erstellt alle zwei Jahre 
bis zum 30. Juni, erstmals zum 30. Juni 1976, ein Gut- 
achten, das sich auf die Verhältnisse in den letzten 
beiden abgeschlossenen Kalenderjahren erstreckt, 
und leitet es der Bundesregiemng unverzüglich zu. 
Die Gutachten nach Satz 1 werden den gesetzgeben- 
den Körperschaften von der Bundesregiemng unver- 
züglich vorgelegt und zum gleichen Zeitpunkt von der 
Monopolkommission veröffentlicht. Zu diesen Gut- 
achten nimmt die Bundesregiemng in angemessener 
Frist gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften 
Stellung. Darüber hinaus kann die Monopolkommis- 
sion nach ihrem Ermessen zusätzliche Gutachten er- 
stellen. Die Bundesregiemng kann sie mit der Erstat- 
tung zusätzlicher Gutachten beauftragen. Die Mono- 
polkommission leitet Gutachten nach den Sätzen 4 
und 5 der Bundesregiemng zu und veröffentlicht sie. 
Der Bundesminister für Wirtschaft hat in Einzelfällen, 
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die ihm nach § 24 Abs. 3 zur Entscheidung vorliegen, 
eine gutachtliche Stellungnahme der Monopolkom- 
mission einzuholen. 

(6) Die Mitglieder der Monopolkommission werden 
auf Vorschlag der Bundesregierung durch den Bun- 
despräsidenten berufen. Zum 1. Juh eines jeden Jah- 
res, in dem nach Absatz 5 Satz 1 ein Gutachten zu 
erstatten ist, scheidet ein Mitghed aus. Die Reihen- 
folge des Ausscheidens wird in der ersten Sitzung der 
Monopolkommission durch das Los bestimmt. Der 
Bundespräsident beruft auf Vorschlag der Bundesre- 
gierung jeweils ein neues Mitghed für die Dauer von 
vier Jahren. Wiederberufungen sind zulässig. Die 
Bundesregierung hört die Mitgheder der Monopol- 
kommission an, bevor sie neue Mitgheder vorschlägt. 
Die Mitgheder sind berechtigt, ihr Amt durch Erklä- 
rung gegenüber dem Bundespräsidenten niederzule- 
gen. Scheidet ein Mitghed vorzeitig aus, so wird ein 
neues Mitghed für die Dauer der Amtszeit des ausge- 
schiedenen Mitgheds berufen; die Sätze 4 bis 6 gelten 
entsprechend. 

(7) Die Beschlüsse der Monopolkommission bedür- 
fen der Zustimmung von mindestens drei Mitghedem. 
Die Monopolkommission wählt aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden. Die Monopolkommission gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

(8) Die Monopolkommission erhält eine Geschäfts- 
steUe. Die Tätigkeit der GeschäftssteUe besteht in der 
Vermittlung und ZusammensteUung von QueUenma- 
terial, der technischen Vorbereitung der Sitzungen 
der Monopolkommission, dem Druck und der Veröf- 
fenthchung der Gutachten sowie der Erledigung der 
sonst anfaUenden Verwaltungsaufgaben. 

(9) Die Mitgheder der Monopolkommission und die 
Angehörigen der GeschäftssteUe sind zur Verschwie- 
genheit über die Beratungen und die von der Mono- 
polkommission als vertrauhch bezeichneten Bera- 
tungsunterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur Ver- 
schwiegenheit bezieht sich auch auf Informationen, 
die der Monopolkommission gegeben und als vertrau- 
hch bezeichnet werden. 

(10) Die Mitgheder der Monopolkommission erhal- 
ten eine pauschale Entschädigung sowie Ersatz ihrer 
Reisekosten, Diese werden vom Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Inneren festgesetzt. Die Kosten der Monopolkom- 
mission trägt der Bund. 

§24c 

Statistische Hüfen 

(1) Für die Begutachtung der Entwicklung der Un- 
temehmenskonzentration dürfen der Monopolkom- 
mission vom Statistischen Bundesamt und den statisti- 
schen Ämtern der Länder aus den von diesen geführ- 
ten Wirtschaftsstatistiken (Statistik im produzieren- 
den Gewerbe, Handwerksstatistik, Außenhandelssta- 
tistik, Steuerstatistik, Verkehrsstatistik, Statistik im 


Handel und Gastgewerbe und Pressestatistik) zusam- 
mengefaßte Einzelangaben über die Vom-Hundert- 
Anteile der drei, sechs und zehn größten Unterneh- 
men oder Betriebe des jeweihgen Wirtschaftsbe- 
reichs 

a) am Wert der zum Absatz bestimmten Güterpro- 
duktion, 

b) am Umsatz, 

c) an der Zahl der tätigen Personen, 

d) an den Lohn- und Gehaltsummen, 

e) an den Investitionen, 

f) an der Wertschöpfung, 

g) an der Zahl der Betriebe, 

h) an der Größe der Auflagen und am objektbezoge- 
nen Umsatz von Zeitungen und Zeitschriften nach 
Arten 

übermittelt werden. Die statistischen Ämter der Län- 
der stellen die hierfür erforderlichen Einzelangaben 
dem Statistischen Bundesamt zur Verfügung. 

(2) Personen, die zusammengefaßte Einzelangaben 
nach Absatz 1 erhalten sollen, sind vor der Übermitt- 
lung zur Geheimhaltung besonders zu verpflichten, 
soweit sie nicht Amtsträger oder für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichtete sind, § 1 Abs. 2, 3 
und 4 Nr. 2 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 
1974 (BGBl. I S. 469, 547 - Arükel 42), das durch § 1 
Nr. 4 des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBL I 
S. 1942) geändert worden ist, güt entsprechend. Per- 
sonen, die nach Satz 1 besonders verpflichtet worden 
sind, stehen für die Anwendung der Vorschriften des 
Strafgesetzbuches über die Verletzung von Privatge- 
heimnissen (§ 203 Abs. 2, 4, 5; §§ 204, 205) und des 
Dienstgeheimnisses (§ 353 b Abs. 1) den für den öf- 
fentlichen Dienst besonders Verpflichteten gleich. 

(3) Die zusammengefaßten Einzelangaben dürfen 
nur für die Zwecke verwendet werden, für die sie 
übermittelt wurden. Sie sind zu löschen, sobald der in 
Absatz 1 genannte Zweck erfüllt ist. 

(4) Bei der Monopolkommission muß durch organi- 
satorische und technische Maßnahmen sichergestellt 
sein, daß nur Amtsträger, für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichtete oder Verpflichtete nach 
Abs. 2 Satz 1 Empfänger von zusammengefaßten Ein- 
zelangaben sind. 

(5) Die Übermittlungen sind nach Maßgabe des § 16 
Abs. 9 des Bundesstatistikgesetzes aufzuzeichnen. 
Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre auf- 
zubewahren. 

(6) Bei der Durchführung der Wirtschaftsstatistiken 
nach Absatz 1 sind die befragten Unternehmen 
schriftlich zu unterrichten, daß die zusammengefaß- 
ten Einzelangaben nach Absatz 1 der Monopolkom- 
mission übermittelt werden dürfen. 
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B, Vorschläge der Monopolkommission zur Verbesserung ihrer Datenbasis 
(§§ 24c, 24d GWB) 

ENTWURF 


Ergänzung des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz-BStatG) 
und des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) zur Verbesserung der Datenbasis 
der Monopoikommission 


I. In das BStatG wird in § 16 Abs. 1 nach Satz 2 der 
Satz eingefügt: 

„§ 24 c GWB regelt die Übermittlung von Wirt- 
schaftsdaten an die Monopolkommission“. 


IL In das GWB wird nach § 24b folgender § 24c ein- 
gefügt: 

rr§24C 

(1) Für die Begutachtung des Standes und der Ent- 
wicklung der Konzentration in der Wirtschaft dürfen 
der Monopolkommission vom Statistischen Bundes- 
amt und den Statistischen Ämtern der Länder aus den 
von ihnen geführten Wirtschaftsstatistiken, insbeson- 
dere den Statistiken für das Produzierende Gewerbe, 
den Handel und das Gaststättengewerbe sowie das 
Pressewesen, einzelne Angaben über die zehn größ- 
ten Unternehmen, Betriebe oder deren Teile des je- 
weiligen Wirtschaftsbereichs 

a) zum Umsatz bzw. den Wert der zum Absatz be- 
stimmten Güterproduktion, 

b) zur Zahl der tätigen Personen, 

c) zur Lohn- und Gehaltssumme, 

d) zu den Investitionen einschließhch der Aufwen- 
dungen für gemietete und gepachtete Sachanla- 
gen, 

e) zur Wertschöpfung (census value added), 

f) zur Zahl der Betriebe bzw. Arbeitsstätten pro Un- 
ternehmen, 

g) zum Umsatz, den Auflagen imd Objekten von Zei- 
timgen und Zeitschriften, 

geghedert nach den Positionen der amtiichen Syste- 
matiken, übermittelt werden. 

Bei der Durchführung der Wirtschaftsstatistiken sind 
die befragten Unternehmen schriftlich zu unterrich- 
ten, daß die Angaben nach Satz 1 der Monopolkom- 
mission übermittelt werden dürfen. 


(2) Personen, die Einzelangaben nach Abs. 1 erhal- 
ten sollen, sind vor der Übermittlung zur Geheimhal- 
tung besonders zu verpflichten, soweit sie nicht Amts- 
träger oder für den öffentlichen Dienst besonders Ver- 
pflichtete sind. § 1 Abs. 2, 3 und 4 Nr. 2 des Verpflich- 
tungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547 — 
Artikel 42), das durch § 1 Nr. 4 des Gesetzes vom 
15. August 1974 (BGBl. I S. 1942) geändert worden ist, 
gilt entsprechend. Personen, die nach Abs. 1 beson- 
ders verpflichtet worden sind, stehen für die Anwen- 
dung der Vorschriften des Strafgesetzbuches über die 
Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 203 Abs. 2,4,5; 
§§ 204, 205) und des Dienstgeheimnisses {§ 353b 
Abs, 1) den für den öffentlichen Dienst besonders Ver- 
pflichteten gleich. 

(3) Bei der Monopolkommission muß durch organi- 
satorische und technische Maßnahmen sichergestellt 
sein, daß nur Amtsträger, für den öffentiichen Dienst 
besonders Verpflichtete oder Verpflichtete nach 
Abs. 2 Satz 1 Empfänger von Einzelangaben sind. 

Die Einzelangaben dürfen nur für die Zwecke ver- 
wendet werden, für die sie übermittelt wurden. Sie 
sind zu löschen, sobald der in Abs. 1 genannte Zweck 
erfüllt ist. 

Die Übermittlungen sind nach Maßgabe des § 16 
Abs. 9 BStatG aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen 
sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren." 


Begründung zu § 24 c GWB 

1. Die Angaben der amtiichen Statistik reichen in der 
vorhegenden Form für die gesetzhch gebotene 
wettbewerbspohtische Beurteilung der Konzentra- 
tion in der Wirtschaft nicht mehr aus. Sie umfassen 
aus Gründen der statistischen Geheimhaltung le- 
dighch aggregierte Angaben, die drei und in be- 
sonders konzentrierten Wirtschaftsbereichen sogar 
die sechs oder zehn größten Unternehmen umfas- 
sen. Damit wirkt die amthche Praxis der statisti- 
schen Geheimhaltung dem gesetzüchen Auftrag 
der Monopolkommission direkt entgegen. Aggre- 
gierte Angaben lassen keine wettbewerbspohti- 
schen Schlußfolgerungen zu, wenn nicht bekannt 
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ist, ob es sich im Zeitablauf um jeweils die gleichen 
Unternehmen handelt oder ob diese ihre Rangfolge 
geändert haben. 

2. Infolge der nach der gegebenen Rechtslage unzu- 
reichenden Übermittlung amtlicher Angaben ist 
eine gesetzliche Regelung für die Übermittlung 
von Einzelangaben erforderlich. Diese sollte in je- 
dem Wirtschaftsbereich mindestens die größten 
zehn Unternehmen bzw. Betriebe erfassen. Die 
Identifizierung der Angaben ist ohne Namensnen- 
nung der betreffenden Unternehmen bzw. Betriebe 
in anonymisierter, codierter Form möghch. Beson- 
dere Aufwendimgen sind seitens des Statistischen 
Bundesamtes mit der Übermittlung der Angaben 
an die Monopolkommission nicht verbunden. 

3. Da die Verleihung eines Enquete- Rechts der Mo- 
nopolkommission zur selbständigen Erhebung von 
Wirtschaftsdaten bei Unternehmen und Betrieben 
datenschutzrechtlich zulässig wäre, sind auch ge- 
gen die Übermittlung amtiicher Einzelangaben 
keine datenschutzrechtlichen Bedenken erkenn- 
bar. 

Die Vertraulichkeit der übermittelten Angaben ist 
durch besonders strenge datenschutzrechtliche Re- 
gelungen gesichert. 

III. In das G WB wird nach § 24 c folgender § 24 d ein- 
gefügt: 

„§24d 

(1) Die Monopolkommission kann zur Erfüllung der 
ihr in § 24 b Abs. 5 Satz 4 und 5 übertragenen Aufga- 
ben von Unternehmen und Unternehmensverbindun- 
gen die erforderhchen Auskünfte einholen, soweit 
diese nicht bereits publiziert werden. Die Auskünfte 
umfassen die im Jahresabschluß anzugebenden Posi- 
tionen nach den handelsrechtlichen Vorschriften so- 
wie insbesondere 

a) den Umsatz bzw. den Wert der zum Absatz be- 
stimmten Produktion, 

b) die Zahl der tätigen Personen, 

c) den Personalaufwand einschließhch sozialer Abga- 
ben und Aufwendungen, 

d) den Materialaufwand, 

e) die Investitionen einschließlich der Aufwendungen 
für gemietete und gepachtete Sachanlagen, 

f) die Zahl der Betriebe bzw. Arbeitsstätten, 

g) den Jahresüberschuß, 

h) die Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermö- 
gen, 

i) die Verbindlichkeiten imd finanziellen Verpflich- 
tungen, 


j) die Kapitalverflechtung der Unternehmen mit an- 
deren Unternehmen, 

k) die personelle Verflechtung mit anderen Unter- 
nehmen soweit diese die Vorstands- und Aufsichts- 
ratsmitghedschaft betreffen, 

l) die Geschäftstätigkeit im Ausland, 

in der jeweiligen sachhchen Gliederung, vor allem 
nach Tätigkeitsbereichen und geographisch bestimm- 
ten Märkten. 

(2) Zur Erteilung der Auskunft sind die Inhaber der 
Unternehmen oder deren Vertreter, bei juristischen 
Personen, Gesellschaften und nicht rechtsfähigen 
Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur Vertre- 
tung berufenen Personen, verpflichtet. 

(3) In ihrem Verlangen weist die Monopolkommis- 
sion auf die Rechtsgrundlage und den Zweck des Ver- 
langens sowie auf die für den Fall der Weigerung oder 
der Erteilimg einer imrichtigen Auskunft vorgesehe- 
nen Zwangsmaßnahmen hin. Wird eine von Unter- 
nehmen oder Unternehmensvereinigungen verlangte 
Auskunft innerhalb einer von der Kommission festge- 
setzten Frist nicht oder nicht vollständig erteilt, so for- 
dert die Kommission die Auskunft durch Entschei- 
dung an. Die Entscheidung bezeichnet die geforder- 
ten Auskünfte, bestimmt eine angemessene Frist zur 
Erteilung der Auskünfte und weist auf die vorgesehe- 
nen Zwangsmaßnahmen sowie auf das Recht hin, vor 
den Gerichten gegen die Entscheidung Klage zu erhe- 
ben. 

(4) Zur Geheimhaltung der erteilten Auskünfte gilt 
§ 24c Abs. 2 und 3 GWB entsprechend. " 


Begründung zu § 24 d 

1. Die amtliche Statistik hefert der Monopolkommis- 
sion jährhche Angaben über die Konzentration in 
der Wirtschaft nach allgemeinen, statistisch erfaß- 
baren Sachverhalten, die primär zu anderen Zwek- 
ken erhoben werden. Wettbewerbspohtisch we- 
sentliche Sachverhalte, insbesondere die Kapital- 
verflechtung der Unternehmen, ihre personelle 
Verflechtung über Aufsichtsrats- und Vorstands- 
mitglieder, die Ghederung nach Inlands- und Aus- 
landstätigkeit der Unternehmen wird nicht erfaßt. 

2. Bezogen auf bestimmte, wettbewerbspohtisch be- 
sonders relevante Fragestellungen, zu denen die 
Monopolkommission das Recht und die Pflicht zur 
Erstellung zusätzhcher Gutachten nach § 24 b 
Abs. 5 Satz 4 und 5 GWB besitzt, wird ihr ein 
Enquete-Recht übertragen. Dieses Recht ist zeithch 
und inhaltiich auf Angaben beschränkt, die zur 
Erstellung eines Gutachtens erforderhch sind. Sie 
betreffen in der Regel Sachverhalte, die bereits 
durch das Bilanzrichtliiüen-Gesetz vom 19. Dezem- 
ber 1985 zmn Dritten Buch des HGB von den Unter- 
nehmen zu erfassen sind. Das Auskunftsrecht ist 
zudem auf die Fälle beschränkt, in denen die erfor- 
derhchen Angaben nicht bereits publiziert wer- 
den. 
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Die Regelung des Enquete -Rechts orientiert sich 
an dem Auskunftsrecht der Europäischen Kom- 
mission nach Artikel 11 und 12 der Verordmmg 
Nr. 17 des Rates (1. Durchführungsverordnung 
zu den Artikeln 85 und 86 des EWG-Vertra- 
ges) vom 6. Februar 1962 (ABI, Nr. 13/204) und an 
den §§ 3 bis 5 sowie 7 bis 9 des Gesetzes über 
eine Untersuchung der Konzentration in der 
Wirtschaft vom 21. Dezember 1960, das dem 
Bimdesamt für gewerbliche Wirtschaft zu diesem 
Zweck entsprechende Auskunftsrechte einge- 
räumt hatte. 


Eine gesetzliche Regelung des Enquete-Rechts 
entspricht einer langjährigen Forderung der Mono- 
polkommission seit ihrem Ersten Hauptgutachten 
1973/1975 (Tz. 15 bis 17). Seitdem hat sich die sach- 
liche Notwendigkeit hierzu infolge des Anstiegs 
der Konzentration in der Wirtschaft und ihrer wett- 
bewerbspohtischen Konsequenzen um ein Vielfa- 
ches erhöht. 

3. Die Vertraulichkeit der erfragten Angaben ist 
durch besonders strenge datenschutzrechtliche Re- 
gelungen gesichert. 


423 



Drucksache 11/7582 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


C. Untersagungen durch das Bundeskartellamt 
— Verfahrensstand Ende 1989 — 


Seit Beginn der Fusionskontrolle (Anfang 1974) wurden 90 Untersagungen vom 
Bimdeskartellamt ausgesprochen. Ende Dezember 1989 wurde folgender Verfah- 
rensstand erreicht: 


40 Untersagungen sind rechtskräftig geworden 


1. Haindl/Holtzmann 

Beschluß des BKartA vom 4. Februar 1974, B6-46/73, WuW/E BKartA 1475 

2. KaiserA^AW 

(nach Ablehnung des Antrages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 23. Dezember 1974, B8-251/74, WuW/E BKartA 1571? 
Verfügimg des BMWi vom 26. Juni 1975, WuW/E BWM 149 

3. GKN/Sachs 

(nach Rücknahme des Antrages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 12. Mai 1976, B7-67/75, WuW/E BKartA 1625; 
Beschluß des KG vom 1. Dezember 1976, Kart 51/76, WuW/E OLG 1745; 
Beschluß des BGH vom 21. Februar 1978, KVR 4/77, WuW/E BGH 1501 

4. Alsen-Breitenburg/Zementwerk Klöckner-Werke AG 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 22. Dezember 1976, B7-24/76, 

WuW/E BKartA 1667; 

Beschluß des KG vom 15. März 1978, Kart 1/77, WuW/E OLG 1989; 

Beschluß des BGH vom 23. Oktober 1979, KVR 3/78, WuW/E BGH 1655 

5. RWE/Gesellschaft für Energiebeteiligung 
(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 16. September 1977, B8-37/77, AG 1978, S. 109; 
Beschluß des KG vom 15. März 1979, Kart 23/77, WuW/E OLG 2113 

6. Bergedorfer Buchdruckerei (Springer)/Elbe- Wochenblatt 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bimdesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 18. Januar 1978, B6-62/77, WuW/E BKartA 1700; 
Beschluß des KG vom 1. November 1978, Kart 4/78, WuW/E OLG 2109; 
Beschluß des BGH vom 18. Dezember 1979, KVR 2/79, WuW/E BGH 1685 

7. Bertelsmann/Deutscher Verkehrsverlag 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 22. Februar 1978, B6-75/77, WuW/E BKartA 1709 

8. Andreae-Noris Zahn/R. Holdermann 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 31. März 1978, B8-170/77, WuW/E BKartA 1747 

9. AVEBE/KSH-Emslandstärke 
(durch einstweilige Anordnung) 

Beschluß des BKartA vom 3. Mai 1978, B6- 187/77, WuW/E BKartA 1716 

10. Springer Verlag/Münchener Zeitungsverlag 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 6. Juli 1978, B6-88/76, WuW/E BKartA 1733; 
Beschluß des KG vom 24. Oktober 1979, Kart 19/78, WuW/E OLG 2228; 
Beschluß des BGH vom 29. September 1981, KVR 2/80, WuW/E BGH 1854 

1 1 . Münchener Wochenblatt Verlags- imd Werbegesellschaft mbH/Münchener An- 
zeigenblätter 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 22. November 1979, B6-12/79, AG 1980, S. 283; 
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Beschluß des KG vom 7. November 1980, Kart 2/80, WuW/E OLG 2457; 
Beschluß des BGH vom 16. Februar 1982, KVR 1/81, WuW/E BGH 1905 

12. Deutsche Uhrglasfabrik/Eurotech Mirrors International Ltd. 

Beschluß des BKartA vom 27. Mai 1980, B7- 163/79, WuW/E BKartA 1875 

13. Ullstein GmbH (Springer)/Verlag Haupt & Koska GmbH & Co. KG (az) 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bimdesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 23. Oktober 1980, B6-125/79, AG 1981, S. 260; 
Beschluß des KG vom 3. Juli 1981, Kart 22/80, WuW/E OLG 2527; 

Beschluß des BGH vom 28. September 1982, KVR 8/81, WuW/E BGH 1954 

14. Süddeutsche Zucker AG/KWS Kleinwanzlebener Saatzucht AG 
Beschluß des BKartA vom 6. November 1980, B6- 116/79, AG 1981, S. 288 

15. Grüner & Jahr AG & Co. /Zeitverlag Bucerius AG 
(Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 9. Januar 1981, B6-95/80, WuW/E BKartA 1863; 
Beschluß des KG vom 24. November 1982, Kart 11/81, AG 1983, S. 285; 
Beschluß des BGH vom 2. Oktober 1984, KVR 5/83, WuW/E BGH 2112; 
Beschluß des KG vom 7. Februar 1986, Kart 17/84, WuW/E OLG 3807; 
Beschluß des BGH vom 22. September 1987, KVR 5/86, WuW/E BGH 2433 

16. Rewe-Zentral-Handelsgesellschaft mbH/Florimex Verwaltungsgesellschaft 
mbH 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 30. Januar 1981, B6-44/80, WuW/E BKartA 1876; 
Beschluß des KG vom 22. März 1983, Kart 17/81, WuW/E OLG 2862 

17. VPM Rheiimietall Plastikmaschinen GmbH/Württembergische Metallwaren- 
fabrik 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof und Rücknahme des Antra- 
ges auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 4. März 1981, B7-35/80, WuW/E BKartA 1867; 
Beschluß des KG vom 9. September 1983, Kart 19/81, WuW/E OLG 3137; 
Beschluß des BGH vom 25. Juni 1985, KVR 3/84, WuW/E BGH 2150 

18. Deutsche Lufthansa AG/f.i.r.s.t. -Reisebüro GmbH 
(nach Rücknahme der Rechtsbeschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 14. August 1981, B6-162/80, WuW/E BKartA 1908; 
Beschluß des KG vom 8. Dezember 1982, Kart 42/81, WuW/E OLG 2849 

19. Nordwest-Zeitung Druck- und Pressehaus GmbH/ Ammerland-Echo Verlags 
GmbH & Co, KG 

(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 1. September 1981, B6-8/81, WuW/E BKartA 1931 

20. Burda GmbH/ Axel Springer Gesellschaft für Pubhzistik KG 

(nach Rücknahme der Beschwerde und des Antrages auf Ministererlaubnis) 
Beschluß des BKartA vom 23. Oktober 1981, B6-47/81, WuW/E BKartA 1921 

21. Co op AG/Supermagazin GmbH 

(nach Rücknahme der Beschwerde; Beschwerde der Beigeladenen vom Bundes- 
gerichtshof zurückgewiesen) 

Beschluß des BKartA vom 23. März 1982, B9-2002/82, WuW/E BKartA 1970; 
Beschluß des KG vom 19. Januar 1983, Kart 18/82, WuW/E OLG 2970; 
Beschluß des BGH vom 10. April 1984, KVR 8/83, WuW/E BGH 2077 

22. Schaper Zentralverwaltung/Discounthaus zum „bösen Wolf", Theodor Wolf 
GmbH & Co. KG 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 17. Februar 1983, B9-2054/82, 

WuW/E BKartA 2022; 

Beschluß des KG vom 7. Dezember 1983, Kart 7/83, WuW/E OLG 3213 

23. Deutag-Mischwerke GmbH & Co. KG/OAM Oberbergische Asphaltmisch- 
werke GmbH & Co. KG 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 21. Februar 1983, Bl-34/82, WuW/E BKartA 2077; 
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Beschluß des KG vom 28. Februar 1984, Kart 5/83, WuW/E OLG 3417; 
Beschluß des BGH vom 1. Oktober 1985, KVR 6/84, WuW/E BGH 2169 

24. Stadtwerke Bremen AG 4* Gasversorgung Wesermünde GmbH/Gasversorgung 
Schwanewede GmbH 

Beschluß des BKartA vom 28. Februar 1983, B8-183/82, WuW/E BKartA 2107 

25. Süddeutscher Verlag GmbH/Donau-Kurier Verlagsgesellschaft 
Beschluß des BKartA vom 24. Oktober 1983, B6-7/83, WuW/E BKartA 2103; 
Beschluß des KG vom 11. Juli 1984, Kart 28/83, WuW/E OLG 3303; 

Beschluß des BGH vom 27. Mai 1986, KVR 7/84, WuW/E BGH 2276 

26. Panorama Anzeigenblatt GmbH -I- Rhein-Erft GmbH/ Anzeigenblätter 
Beschluß des BKartA vom 22. Dezember 1983, B6-96/82, AG 1984, S. 164; 
Beschluß des KG vom 4. März 1986 Kart 1/84, AG 1986, S. 365; 

Beschluß des BGH vom 26. Mai 1987, KVR 3/86, AG 1988, S. 103 

27. Südkurier GmbH/Singener Wochenblatt GmbH & Co. KG 

Beschluß des BKartA vom 3. Mai 1984, B6-96/82, WuW/E BKartA 2140; 
Beschluß des KG vom 23. April 1986, Kart 8/84, WuW/E OLG 3875; 

Beschluß des BGH vom 10. November 1987, KVR 7/86, WuW/E BGH 2443 

28. Siemens, Phihps, AEG, SEL, kabelmetal/GfL Gesellschaft für Lichtwellenleiter 
GmbH & Co. KG 

Beschluß des BKartA vom 8. Juni 1984, B7-18/82, WuW/E BKartA 2143 

29. Touristik Union International GmbH & Co. KG/Air-Conti Flugreisen GmbH & 
Co. KG 

(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 19. Juli 1984, B6-89/83, WuW/E BKartA 2169 

30. Pillsbury Company/Sonnen-Bassermann-Werke Sieburg & Pförtner GmbH & 
Co. KG 

Beschluß des BKartA vom 26. März 1985, B2-146/84, AG 1985, S. 281; 
Beschluß des KG vom 7. November 1985, Kart 6/85, WuW/E OLG 3759 

31. Karstadt AG 4* Kaufhof AG/NUR-Touristik GmbH 4* ITS International Tourist 
Services Länderreisedienste GmbH 

Beschluß des BKartA vom 23. September 1985, B6-26/85, AG 1986, S. 377 

32. Kampffmeyer Mühlen GmbH/Georg Plange GmbH & Co. KG 
Beschluß des BKartA vom 8. November 1985, B2- 10/85, 

WuW/E BKartA 2223; 

Beschluß des KG vom 16. Dezember 1987, Kart 73/85, WuW/E OLG 4167; 
Beschluß des BGH vom 7. März 1989, KVR 3/88, WuW/E BGH 2575 

33. Linde AG/Agefko Kohlensäure-Industrie GmbH 
Beschluß des BKartA vom 13. Dezember 1985, B3-54/83, 

WuW/E BKartA 2213 

34. Weiss-Druck -l- Verlag GmbH & Co. KG/S-W Verlag GmbH & Co. für Lokalin- 
formationen 

Beschliiß des BKartA vom 16. Dezember 1985, B6-71/84, AG 1986, S. 371; 
Beschluß des KG vom 15. Januar 1988, Kart 1/86 WuW/E OLG 4095 

35. Darmstädter Echo Verlag und Druckerei GmbH/Südhessische Post GmbH 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 12. Mai 1986, B6-16/85, AG 1986, S. 370 

36. Hüls AG/Condea Chemie GmbH 

Beschluß des BKartA vom 8. Dezember 1986, B3-58/86, WuW/E BKartA 2247 

37. Hamburger Wochenblatt Verlag GmbH/Schlei-Verlag GmbH 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 14. Januar 1987, B6- 108/86, WuW/E BKartA 2251 

38. Wieland-Werke AG/Langenberg Kupfer- und Messingwerke KG 
Beschluß des BKartA vom 18. August 1988, B5-92/88, WuW/E BKartA 2304 

39. DLT Deutsche Luftverkehrsgesellschaft mbH/Südavia Huggesellschaft mbH 
Beschluß des BKartA vom 23. Mai 1989, B5-256/88, WuW/E BKartA 2391 


426 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7582 


40. Tengelmann Handelsgesellschaft/Gottlieb Handelsgesellschaft mbH 

Beschluß des BKartA vom 20. November 1989, B9-2056/89, WuW/E BKartA 
2441 


14 Beschlüsse wurden vom Bundeskartellamt zurückgenommen 
oder in sonstiger Weise erledigt 


1 . Bitumenverkaufsgesellschaft 

(nach Änderung im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 29. Mai 1974, B8*95/73, WuW/E BKartA 1517 

2. Lech-Elektrizitätswerke AG 

(Erledigungserklärung nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 9. März 1976, B8-119/75, WuW/E BKartA 1647; 
Beschluß des KG vom 23. März 1977, Kart 11/76, WuW/E OLG 1895; 

Beschluß des BGH vom 12. Dezember 1978, KVR 6/77, WuW/E BGH 1533 

3. Mannesmann AG/Brüninghaus Hydraulik GmbH 
(Erledigungserklärung nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 18. Mai 1977, B7-86/76, WuW/E BKartA 1685; 
Beschluß des KG vom 18. Mai 1979, Kart 13/77, WuW/E OLG 2120; 

Beschluß des BGH vom 24. Juni 1980, KVR 5/79, WuW/E BGH 1711 

4. Klöckner-Werke AG/Becorit Grubenausbau GmbH 
(Erledigungserklärung nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 15. Dezember 1978, B7-20/78, 

WuW/E BKartA 1831; 

Beschluß des KG vom 28. August 1979, Kart 4/79, WuW/E OLG 2182; 
Beschluß des BGH vom 2. Dezember 1980, KVR 1/80, WuW/E BGH 1749 

5. Bayer AG/Röhm GmbH 
(Erledigung in der Hauptsache) 

Beschluß des BKartA vom 28. Januar 1980, B8-1 17/79, AG 1980, S. 196 

6. Mobü Oü AG/Wilhelm Merti 

Beschluß des BKartA vom 8. Dezember 1980, B8-128/80, AG 1981, S. 290 

7. Deutsche Total GmbH/Mineralölhandel Speier 

Beschluß des BKartA vom 17. August 1981, B8-66/81 (unveröffentlicht) 

8. Philip Morris Inc./Rothmans Tobacco Holding Ltd. 

(nach Änderung des Zusammenschlusses erneute Untersagung) 

Beschluß des BKartA vom 24. Februar 1982, B6-49/81, WuW/E BKartA 1943; 
Beschluß des KG vom 1. Juli 1983, Kart 16/82, WuW/E OLG 3051; 

Beschluß des BKartA vom 9. Juli 1985, B6-71/85, WuW/E BKartA 2204; 
Beschluß des BGH vom 29. Oktober 1985, KVR 1/84, WuW/E BGH 2211; 
Beschluß des BKartA vom 28. Januar 1987, B6-71/85, WuW/E BKartA 2295 

9. Metro Vermögensverwaltung GmbH & Co. KG/Kaufhof AG 
(Erledigungserklärung nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 20. Juni 1983, B9-2056/82, WuW/E BKartA 2060; 
Beschluß des KG vom 16. Oktober 1984, Kart 14/83, WuW/E OLG 3367; 
Beschluß des BGH vom 11. März 1986, KVR 2/85, WuW/E BGH 2231 

10. Klöckner-Werke AG/Seitz Enzinger Noll Maschinenbau AG 
(nach Rücknahme des Antrages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 10. Oktober 1984, B7-106/83, WuW/E BKartA 2178 

11. Badenwerk AG/Energie- und Wasserwerke Rhein-Neckar AG — Gasversor- 
gung — 

Beschluß des BKartA vom 13. Mai 1985, B8-236/84, AG 1985, S. 337 

12. Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG/Ruhrkohle AG 

(nach Ablehnung des Antrages auf Ministererlaubnis wegen Formfehlers) 
Beschluß des BKartA vom 19. Juni 1985, B8-31/85, AG 1986, S. 335; 
Verfügung des BMWi vom 20. Februar 1986, WuW/E BWM 185 
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13. Westdeutsche Allgemeine Zeitungsverlagsges. mbH & Co./Borbecker Nach- 
richten + Werdener Nachrichten Wilhelm Wimmer GmbH & Co. KG 

(nach Erledigungserklärung im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 19. Mai 1987, B6-88/86, AG 1987, S. 354 

14. Axel Springer Verlag + Axel Springer Gesellschaft für Pubhzistik GmbH & Co. 
KG/Kieler Zeitung Verlags- und Druckerei KG GmbH & Co. 

(Erledigung in der Hauptsache) 

Beschluß des BKartA vom 29. Aprü 1987, B6-1 11/86, WuW/E BKartA 2259; 
Beschluß des KG vom 4. Dezember 1987, Kart 32/87, WuW/E OLG 4075; 
Beschluß des BGH vom 19. Dezember 1989, KVR 2/88, WuW/E BGH 2620 


19 Verfügungen wurden rechtskräftig aufgehoben 


1. Johnson/Hahn 

Beschluß des BKartA vom 18. November 1974, B8-259/74, WuW/E BKartA 
1561; 

Beschluß des KG vom 16. Februar 1976, Kart 4/75, WuW/E OLG 1712 

2. Teerbau/Makadam 

(nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof vom Kammergericht auf- 
gehoben) 

Beschluß des BKartA vom 24. Mai 1978, B6-108/77, WuW/E BKartA 1753; 
Beschluß des KG vom 10. Januar 1979, Kart 17/78, WuW/E OLG 2093; 
Beschluß des BGH vom 12. Februar 1980, KVR 4/79, WuW/E BGH 1763; 
Beschluß des KG vom 9. Dezember 1981, Kart 13/80, WuW/E OLG 2633 

3. RWE/Stadt Leverkusen 

Beschluß des BKartA vom 30. Juni 1978, B8-78/77, WuW/E BKartA 1727; 
Beschluß des KG vom 19. September 1979, Kart 20/78, WuW/E OLG 2202 

4. Deutscher Transportbeton Vertrieb GmbH/Verkaufsbüro Siegerländer Trans- 
portbeton GmbH & Co. KG 

Beschluß des BKartA vom 21. September 1978, B6-172/77, 

WuW/E BKartA 1779; 

Beschluß des KG vom 24. Oktober 1979, Kart 24/78, WuW/E OLG 2259 

5. Deutscher Transportbeton Vertrieb GmbH/Transportbeton-Vertrieb Sauerland 
GmbH 

(nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof vom Kammergericht auf- 
gehoben) 

Beschluß des BKartA vom 21. September 1978, B6-184/77, 

WuW/E BKartA 1771; 

Beschluß des KG vom 24. Oktober 1979, Kart 25/78, WuW/E OLG 2265; 
Beschluß des BGH vom 22. Juni 1981, KVR 7/80, WuW/E BGH 1810; 

Beschluß des KG vom 12. März 1982, Kart 33/81, WuW/E OLG 2655 

6. TonoUi International B.V./Blei- und Silberhütte Braubach GmbH 
Beschluß des BKartA vom 30. März 1979, B8- 137/78, WuW/E BKartA 1799; 
Beschluß des KG vom 16. Januar 1980, Kart 14/79, WuW/E OLG 2234-, 
Beschluß des BGH vom 22. Juni 1981, KVR 5/80, WuW/E BGH 1824 

7. Braun Melsungen AG/Almo-Erzeugnisse Erwin Busch GmbH 
Beschluß des BKartA vom 24. Juni 1980, B8-45/79, WuW/E BKartA 1853; 
Beschluß des KG vom 26. Mai 1981, Kart 14/80, WuW/E OLG 2539; 

Beschluß des BGH vom 29. Juni 1982, KVR 7/81, WuW/E BGH 1949 

8. Hastra Hannover-Braunschweigische Stromversorgungs-AG (Veba)/Stadt Wol- 
fenbüttel GmbH 

Beschluß des BKartA vom 29. Juli 1980, B8-132/79, WuW/E BKartA 1857; 
Beschluß des KG vom 16. Juni 1981, Kart 15/80, WuW/E OLG 2507 


1) Das ursprüngliche Vorhaben wurde umstrukturiert. Vgl. Monopolkommission, Die Wettbe* 
werbsordnung erweitern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 1988, Tz. 372, 
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9. Bayer AG/Firestone France S.A. 

Beschluß des BKartA vom 23. September 1980, B8-45/80, 

WuW/E BKartA 1837; 

Beschluß des KG vom 26. November 1980, Kart 17/80, WuW/E OLG 2411 

10. Deutsche Texaco AG/Zerssen & Co. 

Beschluß des BKartA vom 28. Oktober 1980, B8-50/80, WuW/E BKartA 1840; 
Beschluß des KG vom 2. Juli 1982, Kart 21/80, WuW/E OLG 2663; 

Beschluß des BGH vom 4. Oktober 1983, KVR 3/82, WuW/E BGH 2025 

11. Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG/Gelsenwasser AG 
Beschluß des BKartA vom 5. Dezember 1980, B8-136/80, AG 1981, S. 314; 
Beschluß des KG vom 14. April 1982, Kart 23/80, WuW/E OLG 2677; 

Beschluß des BGH vom 19. April 1983, KVR 1/82, WuW/E BGH 2013 

12. Maschinenfabrik Buckau R. Wolf AG (Krupp) /Total-Kidde Gaslöschanlagen 
Beschluß des BKartA vom 31. März 1981, B7-92/80, WuW/E BKartA 1882; 
Beschluß des KG vom 30. März 1983, Kart 25/81, WuW/E OLG 2887 

13. Hussel Holding AG/Mar a Kosmetik Parfümerie- und Drogerie GmbH 
Beschluß des BKartA vom 29. Juni 1981, B8-159/80, WuW/E BKartA 1897; 
Beschluß des KG vom 24. Aprü 1985, Kart 34/81, WuW/E OLG 3577; 

Beschluß des BGH vom 18. November 1986, KVR 9/85, WuW/E BGH 2337 

14. Verlagsgruppe Georg v. Holtzbrinck GmbH/Rowohlt Verlag GmbH 
Beschluß des BKartA vom 19. Oktober 1982, B6-76/81, AG 1982, S. 79; 
Beschluß des KG vom 13. Oktober 1982, Kart 51/81, WuW/E OLG 2825 

15. Co op Schleswig-Holstein e. G./Deutscher Supermarkt Handeis-GmbH 
Beschluß des BKartA vom 23. August 1983, B9-2037/82, 

WuW/E BKartA 2114; 

Beschluß des KG vom 22. Mai 1985, Kart 21/83, WuW/E OLG 3591; 

Beschluß des BGH vom 24, März 1987, KVR 10/85, WuW/E BGH 2389 

16. Thüringer Gas AG/Stadtwerke Westerland 
Beschluß des BKartA vom 9. September 1983, B8-79/83, 

WuW/E BKartA 2110; 

Beschluß des KG vom 18. Februar 1985, Kart 24/83, AG 1985, S. 307 

17. Energie- Versorgung Schwaben AG/Technische Werke der Stadt Stuttgart AG 
Beschluß des BKartA vom 23. März 1984, B8-91/83, WuW/E BKartA 2157; 
Beschluß des KG vom 28. Dezember 1984, Kart 6/84, WuW/E OLG 3443 

18. Co op AG/H. Wandmaker GmbH 

Beschluß des BKartA vom 14. August 1984, B9-2006/84, 

WuW/E BKartA 2161; 

Beschluß des KG vom 5. November 1986, Kart 15/84, WuW/E OLG 3917 

19. Flensburger Zeitungsverlag GmbH/Schleswig-Holsteinische Landeszeitung 
Heinz Möller KG 

Beschluß des BKartA vom 20. Mai 1988, B6-30/87, WuW/E BKartA 2292; 
Beschluß des KG vom 1. März 1989, Kart 14/88, WuW/E OLG 4379 


Sechs Untersagungsfälle wurden vom Bundesminister für Wirtschaft 
vollständig oder unter Auflagen genehmigt 


1. Veba/Gelsenberg 

Beschluß des BKartA vom 7. Januar 1974, B8-33/73, WuW/E BKartA 1457; 
Verfügung des BMWi vom 1. Februar 1974, WuW/E BWM 147 

2. Babcock/Artos 

Beschluß des BKartA vom 25. März 1976, B7-127/75, WuW/E BKartA 1653; 
Verfügung des BMWi vom 17. Oktober 1976, WuW/E BWM 155 

3. Rheinstahl (Thyssen) /Hüller Hille 

Beschluß des BKartA vom 17. Dezember 1976, B7-36/76, WuW/E BKartA 1657; 
Verfügung des BMWi vom 1. August 1977, WuW/E BWM 159 (Teilerlaubnis); 
Beschluß des KG vom 7. Februar 1978, Kart 2/77, WuW/E OLG 1921; 

Beschluß des KG vom 7. Februar 1978, Kart 15/77, WuW/E OLG 1937 
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4. BPAVeba 

Beschluß des BKartA vom 27. September 1978, B8-92/78, 

WuW/E BKartA 1719; 

Verfügung des BMWi vom 5. März 1979, WuW/E BWM 165 

5. IBH HoldingAVibau Maschinenfabrik Hartmann AG 

Beschluß des BKartA vom 3. Juli 1981, B7-44/80, WuW/E BKartA 1892; 
Verfügung des BMWi vom 9. Dezember 1981, WuW/E BWM 177 

6. Daimler-Benz AG/Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH 

Beschlxiß des BKartA vom 17. April 1989, B7-137/88, WuW/E BKartA 2335; 
Verfügung des BMWi vom 6. September 1989, WuW/E BWM 191 

Axißerdem wurde im Fall KaiserA^AW (Beschluß des BKartA vom 23. Dezember 
1974, B8-251/74, WuW/E BKartA 1571) die Ministererlaubnis versagt (Verfügung 
des BMWi vom 26. Jimi 1975, WuW/E BWM 149). Dieser Fall wird unter den rechts- 
kräftigen Untersagimgen des Bundeskartellamtes auf geführt 2). 


Gegen zehn Untersagungen läuft ein Beschwerdeverfahren beim 
Kammergericht 

1. Lübecker Nachrichten GmbH/Stormamer Tageblatt Verlag und Druckerei 
Schütte GmbH & Co. 

Beschlxiß des BKartA vom 18. Februar 1988, B6-24/87, WuW/E BKartA 2290 

2. Heidelberger Zement AG/Malik Baustoffe GmbH & Co. KG 
Beschluß des BKartA vom 27. Juli 1988, Bl-107/87, WuW/E BKartA 2297 

3. Messer Griesheim GmbH/Buse Gase GmbH 

Beschluß des BKartA vom 2. August 1988, B3-35/88, WuW/E BKartA 2319 

4. Linde AG/Lansing GmbH 

Beschluß des BKartA vom 3. März 1989, B4-123/88, WuW/E BKartA 2363 

5. Melitta Werke Bentz & Sohn/Kraft GmbH 

Beschlxiß des BKartA vom 14. Aprü 1989, B3- 137/88, WuW/E BKartA 2370 

6. Westdeutscher Rundfunk/Radio NRW GmbH 

Beschluß des BKartA vom 18. Juli 1989, B6-71/88, WuW/E BKartA 2396 

7 . WMF Württembergische Metallwarenfabrik AG/Kistra Beteiligungsgesellschaft 
mbH (Hutschenreuther) 

Beschluß des BKartA vom 25. August 1989, Bl-28/89, WuW/E BKartA 2414 

8. Meistermarken-Werke GmbH (Unilever)/Martin Braun Backmittel und Essen- 
zen KG 

Beschluß des BKartA vom 19. Oktober 1989, B2-62/89, WuW/E BKartA 2421 

9. Kaufhof AG/Satum Elektro-Handelsgesellschaft mbH + Hansa-Foto Handels- 
gesellschaft mbH 

Beschlxiß des BKartA vom 23. Oktober 1989, B9-2050/89, 

WuW/E BKartA 2437 

10. Nordfleisch e. G. Raiffeisen Vieh- und Fleischzentrale Schleswig-Holstein/Cen- 
tralgenossenschaft Vieh und Fleisch e. G. 

Beschluß des BKartA vom 30. November 1989, B2-75/89, 

WuW/E BKartA 2428 


Ein Verfahren ist beim Bundesminister für Wirtschaft zur 
Beantragung einer Erlaubnis zum Zusammenschluß anhängig 

MAN B & W Diesel AG/Gebr. Sulzer AG 3) 

Beschluß des BKartA vom 23. August 1989, B4-64/89, WuW/E BKartA 2405 


2) Der Fall MAN/Sulzer wurde 1990 abgeschlossen. 

3) Der Antrag wurde inzwischen vom Bundesminister für Wirtschaft abgelehnt (Verfügung des 
BMWi vom 24. Januar 1990, WuW/E BWM 207). 
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D. Veröffentlichungen von im Auftrag der Monopoikommission 
erstellen Gutachten 


BAUM, Clemens/MÖLLER, Hans-Hermann: Die Messung der Untemehmenskon- 
zentration und ihre statistischen Voraussetzungen in der Bundesrepubük Deutsch- 
land. 

Meisenheim a. Glan: Hain 1976. 

(Wirtschaftswissenschaftliche Schriften. H. 11.) 

MARFELS, Christian: Erfassung und Darstellung industrieller Konzentration. 
Baden-Baden: Nomos 1977. 

(Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspolitik. Bd. 52.) 

MÖNIG, Walter u. a.: Konzentration und Wettbewerb in der Energiewirtschaft. 
München: Oldenbourg 1977. 

(Aktuelle Fragen der Energiewirtschaft. Bd. 10.) 

MÖSCHEL, Wernhard: Das Trennsystem in der U.S. -amerikanischen Bankwirt- 
schaft. 

Baden-Baden: Nomos 1978. 

(Studien zum Bank- und Börsenrecht. Bd. 3.) 

OBERHÄUSER, Alois: Untemehmenskonzentration und Wirksamkeit der Stabili- 
tätspolitik. 

Tübingen: Mohr 1979. 

(Wirtschaft \md Gesellschaft. 13.) 

PISCHNER, Rainer: Möglichkeiten und Grenzen der Messung von Einflüssen der 
Untemehmenskonzentration auf industrielle Kennziffern. 

Berlin: Duncker & Humblot 1979. 

(DIW-Beiträge zur Stmkturforschung. H. 56.) 

MÖSCHEL, Wernhard: Konglomerate Zusammenschlüsse im Antitrustrecht der 
Vereinigten Staaten von Amerika. 

In: Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht, Jg. 44, 1980, 
S. 203--256 

ALBACH, Horst: Finanzkraft und Marktbeherrschung. 

Tübingen: Mohr 1981. 

DIRRHEIMER, ManfredAVAGNER, Karin/HÜBNER, Thomas: Vertikale Integration 
in der Mineralöl- und Chemischen Industrie. 

Meisenheim a. Glan: Hain 1981. 

(Sozialwissenschaft und Praxis. Bd. 28.) 

KNIEPS, Günter/MÜLLER; JürgenAVEIZSÄCKER, Carl Christian von: Die Rolle des 
Wettbewerbs im Femmeldebereich. 

Baden-Baden: Nomos 1981. 

(Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspohtik. Bd. 69.) 

SCHOLZ, Rupert: Entflechtung und Verfassimg. 

Baden-Baden: Nomos 1981. 

(Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspohtik. Bd. 68.) 

PIETZKE, Rudolf: Patentschutz, Wettbewerbsbeschränkimgen und Konzentration 
im Recht der Vereinigten Staaten von Amerika. 

Köln u. a.: Heymanns 1983. 

(Schriftenreihe zum gewerbhchen Rechtsschutz. Bd. 58.) 

MÖSCHEL, Wernhard: Konglomerate Zusammenschlüsse in den Vereinigten Staa- 
ten seit 1979. 

In: Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht, Jg. 48, 1984, 
S. 552-577. 
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SANDROCK, Otto: Vertikale Konzentrationen im USamerikanischen Antitrustrecht 
unter besonderer Berücksichtigung der Reagan- Administration. 

Heidelberg: Verlagsgesellschaft Recht imd Wirtschaft 1984. 

(Schriftenreihe Recht der Internationalen Wirtschaft. Bd. 25.) 

DÖNGES, Juergen B./SCHATZ, Klaus-Werner: Staathche Interventionen in der 
Bundesrepubhk Deutschland. 

Kiel: Institut für Weltwirtschaft 1986. 

(Kieler Diskussionsbeiträge. 119/120.) 

PFAB, Reinhard/TONNEMACHER, Jan/SEETZEN, Jürgen: Technische Entwick- 
limg und der Strukturwandel der Massenmedien. 

Berlin: Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik 1986. 

(Wirtschafts- imd sozialwissenschaftliche Arbeitsberichte des Heinrich-Hertz-Insti- 
tuts für Nachrichtentechnik. 1986/8.) 

RÖPER, Horst: Stand der Verflechtung von privatem Rimdfunk imd Presse 1986. 
In: Media Perspektiven 5/1986, S. 281—303. 

FINSINGER, Jörg: Verbraucherschutz auf Versicherungsmärkten. 

München: Florentz 1988. 

(Reihe Law and Economics. Bd. 9.) 

HÜBNER, Ulrich: Rechtliche Rahmenbedingungen des Wettbewerbs in der Versi- 
cherungswirtschaft . 

Baden-Baden: Nomos 1988. 

(Wirtschaftsrecht imd Wirtschaftspolitik. Bd. 96.) 

KÜBLER, Friedrich/SCHMIDT, Reinhard H.: Gesellschaftsrecht und Konzentra- 
tion. 

Berlin: Duncker & Humblot 1988. 

(Schriften zur wirtschaftswissenschafthchen Analyse des Rechts. Bd. 3.) 

BASEDOW, Jürgen: Wettbewerb auf den Verkehrsmärkten. 

Heidelberg; Müller 1989. 

(Augsburger Rechtsstudien. Bd. 5.) 

FWU Forschungsgesellschaft für Wettbewerb und Untemehmensorganisation 
m.b.H. (Hrsg.): Versicherungsmärkte im Wettbewerb. 

Baden-Baden: Nomos 1989. 

HAMM, Walter: Dereguherung im Verkehr als Aufgabe. 

München: Minerva Publ. 1989. 

(Studien des Forschungsinstituts für Wirtschaftspolitik an der Universität Mainz. 
36.) 

Die hier aufgeführten Veröffentlichungen stimmen nicht in jedem Fall mit der im 
Auftrag der Monopolkommission erstellten Fassung überein. Es handelt sich zum 
Teil um überarbeitete oder gekürzte Darstellungen. 
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E. Gutachten der Monopolkommtssion 


Hauptgutachten I: Mehr Wettbewerb ist möglich. 1976. 

Hauptgutachten II: Fortschreitende Konzentration bei Großmitemehmen. 1978. 

Hauptgutachten III: FusionskontroUe bleibt vorrangig. 1980. 

Hauptgutachten IV: Fortschritte bei der Konzentrationserfassung. 1982. 

Hauptgutachten V: Ökonomische Kriterien für die Rechtsanwendung, 1984. 

Hauptgutachten VI: Gesamtwirtschaftliche Chancen und Risiken wachsender Un- 
temehmensgrößen. 1986. 

Hauptgutachten VII: Die Wettbewerbsordnung erweitern. 1988. 


Sondergutachten 1 : Anwendimg und Möglichkeiten der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen seit Inkrafttreten der Kar- 
tellgesetznovelle. 1975. 

Sondergutachten 2: Wettbewerbliche und strukturelle Aspekte einer Zusammen- 
fassung von Unternehmen im Energiebereich (VEBA/Gelsen- 
berg). 1975. 

Sondergutachten 3 : Zusammenschlußvorhaben der Kaiser Aluminium & Chemical 
Corporation, der Preussag AG und der Vereinigte Industrie- 
Unternehmungen AG, 1975. 

Sondergutachten 4: Zusammenschluß der Deutsche Babcock AG mit der Artos- 
Gruppe. 1977. 

Sondergutachten 5: Zur Entwicklung der FusionskontroUe. 1977. 

Sondergutachten 6: Zusammenschluß der Thyssen Industrie AG mit der HüUer 
Hüle GmbH. 1977. 

Sondergutachten 7 : Mißbräuche der Nachfragemacht und Möglichkeiten zu ihrer 
KontroUe im Rahmen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen. 1977. 

Sondergutachten 8: Zusammenschlußvorhaben der Deutschen BP AG und der 
VEBA AG. 1979. 

Sondergutachten 9: Die RoUe der Deutschen Bimdespost im Femmelde wesen. 

1981. 

Sondergutachten 10: Zusammenschluß der IBH Holding AG mit der WIBAU AG. 

1982. 

Sondergutachten 1 1 : Wettbewerbsprobleme bei der Einführung von privatem Hör- 
funk und Fernsehen. 1981. 

Sondergutachten 12: Zusammenschluß der Burda Verwaltungs KG mit der Axel 
Springer GmbH/Axel Springer Gesellschaft für Publizistik 
GmbH & Co. 1982. 

Sondergutachten 13: Zur Neuordnung der Stahlindustrie. 1983. 

Sondergutachten 14: Die Konzentration im Lebensmittelhandel. 1985. 

Sondergutachten 15: Zusammenschluß der Klöckner- Werke AG mit der Seitz En- 
zinger NoU Maschinenbau AG. 1986. 

Sondergutachten 16; Zusammenschlußvorhaben der Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen AG mit der Sodöte Sidöchar S. A. (Ruhrkohle AG). 
1986. 
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Sondergutachten 17: Konzeption einer europäischen Fusionskontrolle. 1989. 

Sondergutachten 18: Zusammenschlußvorhaben der Daimler-Benz AG mit der 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH. 1989. 

Sondergutachten 19: Zusammenschlußvorhaben der MAN Aktiengesellschaft imd 
der Gebrüder Sulzer Aktiengesellschaft. 1989. 

Alle Veröffentlichungen erscheinen im Nomos-Verlag, Baden-Baden. 

Die Sondergutachten 4 bis 6, 10 und 12 sowie 15 und 16 sind jeweils in einem Band 
zusammengefaßt. Das Sondergutachten 17 hegt auch in einer enghschen und in 
einer französischen Fassung vor. Das Sondergutachten 19 erscheint demnächst. 
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F. Sondergutachten 17: 

Konzeption einer europäischen Fusionskontroile'') 


Zusammenfassung der Empfehlungen 


Die Monopolkommission unterstreicht, daß das vor- 
handene wettbewerbsrechtliche Instrumentarium des 
EWG-Vertrages keine geeigneten Möghchkeiten ei- 
ner wettbewerbspohtisch hinreichenden Fusionskon- 
trolle bietet und deshalb im Zuge der Schaffvmg des 
Binnenmarktes die Einführung einer europäischen 
Fusionskontrolle unabdingbar erscheint. Sie schlägt 
folgende Konzeption einer europäischen Fusionskon- 
trolle vor: 


Anwendungsbereich (Aufgreifkriterien) 

— Untergrenze des summierten Weltumsatzes aller 
am Zusammenschluß beteihgten Unternehmen: 
1 Mrd. ECU; 

— untere Grenze des Weltumsatzes jedes am Zusam- 
menschluß beteihgten Unternehmens: 100 Mio. 
ECU; 

mindestens 25 % des gemeinschaftsweiten Umsat- 
zes der beteihgten Unternehmen werden in ver- 
schiedenen Mitghedstaaten erzielt. 

Der Zusammenschlußtatbestand erfaßt auch Minder- 
heitsbeteihgungen, die eine wettbewerbhche Kon- 
trohe eines anderen Unternehmens ermöghchen. 


Untersagungsvoraussetzungen 

Begründung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden SteUung; bei einem Marktanteil bis zu 20 % 
besteht eine Vereinbarkeitsvermutung. 

In einem begrenzten Umfang kann eine Abwägung 
von wettbewerbsbeschränkenden mit wettbewerbs- 
verbessemden Wirkungen im Rahmen der wettbe- 
werbhchen Beurteilung stattfinden. 


Genehmigungsmöglichkeiten 

Zusammenschlüsse, die mit dem Gemeinsamen 
Markt als unvereinbar beurteilt worden sind, dürfen 
nur im Ausnahmefah bei Vorhegen von erhebhchen 
Rationahsierungsvorteüen genehmigt werden. Die 
Anerkennung von Rationahsierungswirkxingen ist an 
bestimmte Voraussetzimgen zu knüpfen. Vorteile im 
Hinbhck auf die gesamtwirtschafthche Effizienz müs- 


1) Monopolkoininission, Konzeption einer europäischen Fu- 
sionskontrolle, Sondergutachten 17, Baden-Baden 1989. 


sen die mit ihnen verbundenen Nachteile für den 
Wettbewerb übertreffen. Sie soUten an die Marktge- 
genseite weitergegeben werden. Die Genehnügung 
darf nicht zu einer völhgen Ausschaltung des Wettbe- 
werbs führen. Die Rationahsierungswirkimgen sind 
im einzelnen konkret nachzuweisen. 

Andere Genehmigungsgründe gesamtwirtschafth- 
cher oder außerökonomischer Art bzw. Genehmigun- 
gen mit eindeutiger industrie- oder strukturpohtischer 
Zielsetzung werden abgelehnt. Die Monopolkommis- 
sion sieht hierfür nach dem Inhalt der herangezoge- 
nen Grundsätze des Artikels 85 Abs. 3 EWG-Vertrag 
auch keine Grundlage. Darüber hinaus läßt sich nach 
ihrer Ansicht dem EWG-Vertrag keine entsprechende 
rechthche Legitimation entnehmen. 


Verhältnis zum nationalen Recht 

Die EG-FusionskontroUe sollte in ihrem Anwen- 
dungsbereich weitgehende Ausschließlichkeit ge- 
genüber nationalen Regelungen beanspruchen, um 
die Marktstrukturen in der Gemeinschaft wettbe- 
werbspolitisch nach einheitlichen Kriterien zu beur- 
teilen. Diese Ausschließlichkeit bedingt grundsätzhch 
inhaltlich begründete Entscheidungen einer EG- 
Wettbewerbsbehörde. Ledighch Fälle, in denen ein- 
deutig die Untersagungsvoraussetzungen nicht vor- 
hegen, können ohne förmliche Entscheidung abge- 
schlossen werden. Die Ausschheßhchkeit ist in diesem 
Bereich dadurch gerechtfertigt, daß die untersuchten 
relevanten Märkte mitgeteilt werden. Auf diese Weise 
wird festgesteUt, daß auch aiif einem wesenthchen 
Teil des Gemeinsamen Marktes eine marktbeherr- 
schende Stellung weder begründet noch verstärkt 
wird. Die Marktabgrenzung ist verbindhch für das 
nationale Recht. Die nationale Wettbewerbsaufsicht 
kann dann nur noch Fähe aufgreifen, die gemein- 
schaftsrechtiich als nicht relevant beurteilt sind, also 
lokalen Charakter tragen. 


Europäische Wettbewerbsbehörde 

Zur Durchführung der europäischen Zusammen- 
schlußkontrolle ist eine pohtisch wie organisatorisch 
imabhängige, europäische Wettbewerbsaufsicht ein- 
zurichten, die — personell entsprechend ausgestat- 
tet — das gesamte Verfahren durchführt. Bei der in- 
haltlichen Ausrichtung der Genehmigungskriterien 
gemäß den oben konzipierten Grundsätzen zieht die 
Monopolkommission ein von einer Behörde durchzu- 
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führendes Verfahren vor, das in zwei Prüfungsab- 
schnitten (Untersagungs- und Genehmigungsprü- 
fung) erfolgt. Falls die Einrichtung einer europäischen 
Wettbewerbsaufsicht am Widerspruch der Mitghed- 
staaten scheitert, bleibt das Verfahren der EG-Kom- 
mission (Generaldirektion Wettbewerb) unterstellt. 


Verfahrensabtauf 

(1) Zusammenschlüsse, die in den Anwendungsbe- 
reich fallen, sind vor ihrer Durchfühnmg von den be- 
teüigten Unternehmen bei der unabhängigen euro- 
päischen Wettbewerbsbehörde anzumelden. Ein Ver- 
stoß gegen die Anmeldepflicht sollte nicht nur ledig- 
lich mit Geldbußen geahndet werden können, wie es 
der letzte Verordnungsvorschlag in Artikel 13 Abs. 2 
ht. b vorsieht, sondern zur Nichtigkeit der zivilrechtii- 
chen Verträge führen, die den Zusammenschluß zum 
Gegenstand haben. 

(2) Vor einer endgültigen Entscheidung über die 
Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt und ge- 
gebenenfalls über die Genehmigung aus Rationahsie- 
nmgsgründen dürfen Zusammenschlüsse nicht voll- 
zogen werden. 

(3) Die Wettbewerbsbehörde hat in einem Monat 
nach Anmeldung in Form eines rechtsmittelfähigen 
Bescheides den Unternehmen mitzuteilen, wenn das 
Zusammenschluß Vorhaben nicht in den Anwen- 
dungsbereich der Verordnung fällt. Die nationalen 
Behörden können diesen Fall aufgreifen. 

(4) Innerhalb eines Monats entscheidet die Behörde 
auch über die Eröffnung des förmlichen Verfahrens. 
Erfolgt dieser Beschluß nicht, werden die hierfür maß- 
gebhchen Gründe den Unternehmen und den betrof- 
fenen Mitghedstaaten mitgeteilt. Letztere haben die 
Möglichkeit der Untätigkeitsklage. 

(5) Fällt der Zusammenschluß in den Anwendungs- 
bereich der Verordnung und eröffnet die Wettbe- 
werbsbehörde fristgerecht das Verfahren, so hat sie 
durch Entscheidung festzustellen, ob der Fall mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar ist oder nicht. Die Mo- 
nopolkommission sieht für die Prüfung nach Verfah- 
renseröffnung eine Frist von vier Monaten als ausrei- 
chend an. 

(6) Begründet oder verstärkt der Zusammenschluß 
keine marktbeherrschende Stellung im Gemeinsa- 
men Markt oder einem wesentiichen Teil desselben 
oder steht dem eine überwiegende Verbesserung der 
Wettbewerbsstruktur gegenüber, so erklärt ihn die 
Behörde mit dem Gemeinsamen Markt für vereinbar. 
Die Wettbewerbsbehörde hat ihre Entscheidung im 
einzelnen zu begründen und zu veröffentiichen. 


(7) Stellt die Wettbewerbsbehörde fest, daß durch 
den Zusammenschluß im Gemeinsamen Markt oder 
einem wesentiichen Teil desselben die Begründung 
oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stel- 
lung erfolgt, so erklärt sie den Zusammenschluß durch 
Entscheidung für unvereinbar mit dem Gemeinsamen 
Markt. 

(8) Ergeben sich durch den Zusammenschluß er- 
hebliche Rationahsienmgsvorteile, die von den Unter- 
nehmen nachgewiesen werden und die die damit ver- 
bundenen Wettbewerbsnachteile eindeutig überwie- 
gen, so genehmigt die EG-Behörde den Zusammen- 
schluß. Vor der Entscheidung sollte den Mitgliedstaa- 
ten, in deren Gebiet die beteihgten Unternehmen ih- 
ren Sitz haben, Gelegenheit zur Stellungnahme ein- 
geräumt werden. Die EG-Behörde hat diese Entschei- 
dung zu begründen und zu veröffentiichen. Die Ge- 
nehmigungsprüfung kann nur erfolgen, wenn zuvor 
die Untersagungsvoraussetzungen festgestellt wur- 
den. 

(9) Wird ein Fall innerhalb der für das förmhche 
Prüfungsverfahren vorgesehenen Frist nicht entschie- 
den, gilt er als genehmigt (Genehmigungsfiktion). 

(10) Im Falle der Genehmigung (einschheßlich der 
Genehmigungsfiktion bei Fristablauf) oder der Ver- 
einbarkeitserklärung als Abschluß des förmhchen 
Verfahrens besteht neben der Klagemöghchkeit der 
Mitghedstaaten für Wettbewerber die Möghchkeit, im 
Wege der Anfechtungsklage die Entscheidung der 
Wettbewerbsbehörde von dem EuGH überprüfen zu 
lassen. 

(11) Der Anwendungsbereich der Verordnung kann 
sich nur auf den Gemeinsamen Markt oder einen we- 
sentiichen Teil desselben erstrecken. Umfassen daher 
die von einem Zusammenschluß betroffenen Märkte 
ledighch einen lokalen Bereich, so verbleibt es bei der 
nationalen Zuständigkeit. Eine entsprechende Er- 
mächtigung ist nicht erforderhch. 


Folgerungen für den deutschen Gesetzgeber 

Es sind die notwendigen verfahrenstechnischen Ab- 
stimmungen mit dem G WB vorzunehmen. Für Zusam- 
menschlüsse, die den EG -FusionskontroU vor schritten 
unterstehen, ist das Vollzugsverbot nach nationalem 
Recht aufzuheben. Europaweite Zusammenschluß- 
fälle sind nur noch einer Anzeigepflicht nach § 23 
Abs. 1 Satz 1 GWB unterstellt, die durch die Mittei- 
lung der europäischen Wettbewerbsbehörde an das 
Bundeskartellamt erfolgt. Es besteht dann die Mög- 
hchkeit einer Teiluntersagung. 
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